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gung des Auslandes am Wiederauibau der russischen Zuckerindustrie behandelt. 
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Rumänisches Wirtschaftsinstitut, Bukarest 
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Ost-Europa-Verlag, Berlin W. 35 und Königsberg Pr. 


Rußland und die Weltkrise. 


Von Otto Hoetzsch. 


Beim Beginn eines Winters so voller Gefahren und Span- 
nungen und in einer weltwirtschaftlichen Situation, wie der von 
heute, ist recht wesentlich und bedeutsam, wie das sozialistische 
Rußland zur Welt steht. Ich habe dabei nicht so sehr im 
Auge die Agitation, unmittelbar und mittelbar, die vom Bol- 
schewismus ausgeht, oder die, wie bekannt, miftverstandlich ge- 
stellte Frage, inwieweit der Fünfjahrplan „gelinge“, dessen 
„entscheidendes“ Jahr das jetzt nakende: dritte, sein soll. Son- 
dern es seien die konkreten Momente vornehmlich gemeint, 
die von diesem Riesenexperiment heute in die Weltkrise hin- 
ein ausgehen. D.h. 1. die Dumpingfrage, 2. Ruflands Auftreten 
in Genf (wirtschaftlicher Nichtangriffspakt und Abrüstung), 
3. die Verhandlungen mit Frankreich und Polen, 4. der Planungs- 
gedanke (Amsterdamer Kongreß), und wiederum 5. die Antithese - 
in Rufllands Position selbst. 


l Das Dumping und der russische Angriff 
auf die Welt. 


In dem Ruf: „russisches Dumping” kam zum Ausdruck (oder 
sollte zum Ausdruck kommen): die Gegensätzlichkeit der Wirt- 
schaftssysteme und die Gefahr vom Bolschewismus her, aus der 
heraus dieser Programmruf sich zur Kreuzzugsforderung gegen 
Sowjetruflland steigerte. Dabei ist unter Dumping ein Doppel- 
tes verstanden: die Verschärfung der augenblicklichen 
Wirtschaftskrise durch ein russisches Schleuderangebot, das aus 
politischen Motiven (eben zur Verschärfung der Krise draußen) 
erfolge und das deshalb boykottiert werden müsse. Und sodann 
die in die Zukunft weisende Sorge, daß ein „gelingender“ Fünf- 
jahrplan eines über gewaltige Bodenschätze gebietenden und 
dann fertigen Industriestaates auf sozialistischer Grundlage für 
die europäische Industrie eine furchtbare Gefahr bedeute. In der 
letzteren Fassung zeigte sich der Umschwung in der Beurteilung 
des Fünfjahrplans, seiner unbestreitbaren Leistungen und seiner 
Mängel, von denen wir auch öfter gesprochen haben. Im Augen- 
blick ist das etwas zurückgetreten. Aber auch von der Dumping- 
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frage im engeren und Augenblickssinn ist es stiller geworden, 
in einer Antithese, die für die kapitalistische Welt gegenüber 
Rußland gilt, insofern erstere zwar den Gegensatz gegen den 
russischen Sozialismus betont und fühlt und sich doch um die Be- 
stellungen aus Rußland bewirbt, mit Delegationen in Rußland 
selbst ir Boden bereitet und Rufllands Bedeutung als Export- 
land in der Weltwirtschaftskrise immer höher einschätzt. 

Die Frage wird in einem Buche von R. Oehring: „Sowjet- 
handel und Dumpingfrage“ (Berlin 1931, 93 S.) noch einmal er- 
örtert, das freilich sehr stark das offizielle Idealbild der russi- 
schenWirtschaft gibt und zu einem entscheidenden Punkie nichts 
sagt. Es dreht sich bei diesem Dumping um den Vorwurf ab- 
sichtlicher Preisdifferenzierung, einer Se zwischen Inlands- 
und Auslandspreis, die im Auslande als Schleuderangebot, als 
unfair empfunden wird, obwohl eine solche Spanne zwischen 
höherem Inlands reis und niedrigerem Auslandspreis zum In- 
ventar der Kartelle im Kapitalismus seit langem auch gehört. 
Dabei kann der Vorwurf, daß dieses Dumping von russischer 
Seite zupolitischen Zwecken, zur unmittelbaren Verschär- 
fung der Krise erfolge, beiseite gelassen werden, weil ein solches 
Motiv nur in einem Maftstabe wirksam gemacht werden könnte, 
der nach den vorliegenden Erfahrungen ie dafiir in Frage kom- 
menden Zeit nicht vorhanden war und ist. 

Die in Frage kommende Zeit: die Weltwirtschaftskrise be- 
gann Mitte 1929. Die russische Konkurrenz setzte empfindlich 
ein, auf dem Weizenmarkt in erster Linie, ein Jahr später, als 
also die Weltwirtschaftskrise bereits im Gang war, der Preis- 
sturz der Rohstofle, der so stark auf die russische Exportpolitik 
einwirkt, weil diese ja überwiegend, fast ausschließlich mit Roh- 
stoffen für ihre Ausfuhr arbeiten muß. Oehring sucht nun unbe- 
dingt nachzuweisen, daf das russische Angebot lediglich aus nor- 
malen Konkurrenzverhältnissen so gewirkt habe, wie von kapi- 
talistischer Seite beklagt und bekämpft wurde. Normal aber sind 
in der heutigen Wirtschaftskrise die Konkurrenzverhältnisse 
überhaupt nicht! Und wenn er recht haben mag damit, daß die 
Sowjetunion ja vom Weltmarkt ebensoviel in Kauf nähme als 
sie dem Weltmarkt zuführe, die Rechnung also aufginge und nur 
der Vorteil übrig bliebe, daß. durch den russischen Handel der 
Weltmarkt zusätzliche Beschäftigungsmöglichkeit erhielte, wenn 
er damit im ganzen recht haben mag, so schließt das nicht die 
berechtigte, konkrete Beschwerde aus, daß der russische Export 
auf einzelne Zweige des Marktes draußen empfindlich und 
schädigend wirkt, um so mehr, als in so kritischen Zeiten, wie 
bekannt, die „Spitzenmenge“ den Preis entscheidend und 
schädigend wirft. Insofern wurde und wird dieses Angebot als 
Schleudern, als Dumping empfunden. 

Wieder sagt Oehring, das sei kein politisches Dumping, son- 
dern Rußland täte das gleiche, was Deutschland in seinem Export 
> 
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auch tun müsse, nämlich zu den Preisen zu verkaufen, die sie in 
der Konkurrenz mit anderen erzielen könnten. Diese Beweis- 
führung ist zu sehr vereinfacht, darum zu harmlos. Sie übersieht 
geflissentlich, daß die russische Ausfuhr, wie gesagt, zum weitaus 
groRten Teile mit Nahrungsmitteln und Rohstoffen arbeitet: Ge- 
treide, Holz, Naphtha, Rauchwaren, daß der Fünfjahrplan mit 
seinem Exportteil ebenso steht und fällt wie mit seinem Importteil 
(aus einem Zusammenhang, den ja Oehring selber richtig darstellt 
und den auch wir immer verfolgen), und daß die Sowjetunion, 
um die Einfuhr zu bezahlen, durch Ausfuhr Devisen erwerben 
muß und daf durch die Weltwirtschaftskrise dieser Zwang für 
sie um so größer wird, als der Preissturz der Rohstoffe auf dem 
Weltmarkt fortgesetzt die Kalkulation des russischen Aus- und 
Einfuhrplans gefährdet. Hier ist die Stelle, wo das der Autarkie 
zustrebende Rußland mit der Weltwirtschaft und darum auch mit 
ihrer Krise entscheidend verbunden ist und bleibt. Und von 
dieser Stelle aus drückt eben der Zwang zum Export 
entscheidend auf die russische Wirtschaftspolitik. 

Nun kommt hinzu, daf sich alles dieses drüben ja nicht im 
freien Handel oder in der privaten Kartellpreisbildung vollzieht, 
sondern manipuliert wird durch den Staat selbst, der durch das 
Außenhandelsmonopol Ein- und Ausfuhr entscheidend bestimmt 
und der zugleich auch, worauf es ankommt, die Preise bestimmt, 
zu denen draußen angeboten wird. Wie innerhalb des russi- 
schen Staatswirtschaftsorganismus die Preise kalkuliert 
werden, ob in sie andere Momente hereinspielen als die rein 
wirtschaftlichen, das ist einer Berechnung des Auslandes so gut 
wie entzogen, genau so wie diese Kontrolle bei viel zitierten 
Einzelheiten, wie dem Vorwurf der Zwangsarbeit in der Holz- 
ausfuhr, für das Ausland auch nicht möglich ist. Mit Recht 
weisen die Vertreter des kapitalistischen Handels darauf hin, 
daß so die Grundlage verschieden und nicht vergleichbar ist, die 
Kalkulation eben der Ausfuhrpreise, und daß auch darum von 
einer nur normalen, natürlichen Konkurrenz nicht die Rede ist. 

Aber da der Ruf gegen das russische Dumping so ver- 
stummt ist, hat auch seine Gründe. Man hat die Übertreibungen 
dieser Agitation eingesehen. FEingesehen einmal, daß der Anteil 
der russischen Ausfuhr in einem solchen Sinn nicht entfernt der 
ungeheuren .Erschütterung entsprechen kann, im Gesamtmafßstab 
der Weltkrise sekundär bleiben muß. Und sodann, daß die 
Sowjetregierung selbst ihren Fünfjahrplan ruinieren würde, 
wenn sie das Moment der Wirtschaftlihkeit in der Ausfuhr- 
politik einfach ausschalten würde. Wie sie zu diesem Punkte 
denkt. hat sie ja ım letzten halben Jahr mit größter Energie 
gezeigt in dem Feldzug auf Rentabilität der einzelnen Wirt- 
schaftszweige (sog. chosrastschjet). 

Im Gegenteil, nun ist, je mehr sich die Wirtschaftskrise ver- 
schärfte, ein Umschlag eingetreten, insofern man draußen die 
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Bedeutung Rußlands als Absatzgebiet immer höher 
einschätzt, als Absatzgebiet, das dementsprechend natürlich auch 
verkaufen muff. Vor allem auf dem Gebiete der Produktions- 
mittel, der Maschinen, ist Sowjetrußland immer wichtiger ge- 
worden, wird es zum ersten Maschineneinfuhrlande der Welt, 
bedeutungsvoll vor allem auch für die deutsche Maschinenaus- 
fuhr (diese Frage behandelt eindringlich die von Friedrich Lenz 
in Gießen herausgegebene Arbeit: „Maschinenausfuhr 
nach Sowjetrufßland“ von A. Marx-Reinhart, 101 S. 
Hessische Beiträge zur Staats- und Wirtschaftskunde, Bd. 5, be- 
sonders auf den Seiten 13, 15, 62, 88, 100). 


So entstand die Antithese auf der kapitalistischen Seite, 
daß man mit schärfsten Mitteln jeden Export aus Sowjetrußland 
als Gefahr für den Weltmarkt bekämpfen müßte, weil er aus 
einem sozialistischen System komme, und andererseits die russi- 
schen Käufe auf dem Weltmarkt wünscht und fordert (jetzt sogar 
ın Frankreich) als ein Mittel zur Bekämpfung der Arbeitslosig- 
keit, der eben kapitalistischen Wirtschaftskrise. Und so erg 
sich aus dieser Auseinandersetzung weiter Litwinows Gedanken- 
gang in Genf im Mai, daß man durch internationale Konvention 
sich verpflichten solle, den Verkauf auf dem Binnenmarkt nicht zu 
höheren Preisen als auf dem Weltmarkt zu tätigen. Also die 
Idee des wirtschaftlichen Nichtangriffspaktes. 
vorgeschlagen heraus aus einer Antithese nun ar für Rußland! 


Il. Rußland in Genf. 


Während die kapitalistishe Welt um ihre Behauptung 
kämpft und der russische Sozialismus sich den Anschein gibt, 
daß er auf das äußerste überlegen seiner Sache ganz sicher sei, 
HN letzterer doch ganz selbstverständlih zu den Beratungen 

ieses (um einen bekannten Ausdruc des 19. Jahrhunderts in 

Rußland zu ran „faulenden“ Westens nah Genf. Man 
hört nicht, daß aus Rußland dagegen opponiert werde; ganz 
offenbar aber ist Litwinows Tendenz, die er auch daheim durch- 
setzt, daß sich Rußland an allen internationalen Zusammen- 
künften dieser Art zu beteiligen habe. 


Dabei hat sich Auftreten und Ton merklich gewandelt. 
Bisher ging man nach Genf der Agitation halber, mit Anträgen, 
die von vornherein der Ablehnung sicher waren, und benutzte, 
zum Ärger der anderen, diese Tribüne einer kapitalistisch-bour- 
geoisen Versammlung zur Propaganda für seine eigenen Pro- 
gramme. Das ist allmählich anders, immer ernsthafter geworden, 
erst bei der Abrüstung, jetzt in der Europafrage. In 
Moskau hat man beinahe nervös darauf gewartet, ob Rußland bei 
letzterer beteiligt sein werde, und soeben hat man in Genf 
positiv mitgearbeitet an dieser Frage und Kommission. Litwi- 
nows Auftreten hatte dort gar nichts Agitatorisches. 
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Seine Grundlage war der Protokollentwurf aus der 
Maitagung der Europakonvention, dessen zwei Hauptpunkte im 
Wortlaut wiedergegeben seien: 1. „Die vertragschließenden 
Staaten bestätigen erneut feierlih das in der internationalen 
Wirtschaftskonvention von 1927 verkündete Prinzip einer fried- 
lihen Koexistenz der Länder, unabhängig von ihrem sozial- 
politischen und wirtschaftlichen System. 2. Entsprechend Punkt 1 
verpflichten sie sich, in ihren gegenseitigen Beziehungen keine 
irgendwie geartete Diskrimination vorzunehmen und er- 
achten als unvereinbar mit den Prinzipien des vorliegenden 
Protokolls die Einführung eines speziellen Regimes von seiten 
eines der genannten Länder, das gegen ein anderes oder 
einige Länder gerichtet ist, die das gegenwärtige Protokoll 
unterzeichnet haben.“ Das ist der Vorschlag eines „Nicht- 
angriffspaktes“, für dessen Fassung offensichtlich der 
Kelloggpakt als Muster diente und das dessen Kriegsverzicht 
durch den Verzicht auf den wirtschaftlichen Angriffskrieg er- 
gänzen soll. Im besonderen ist es der russische Gegenstoß gegen 
Bovkottbestrebungen anderer Staaten gegen Rußland, die mit 
dem russischen Dumping begründet werden, und soll es als 
une zur Rettung aus der gegenwärtigen Wirtschaftskrise 

ienen. 

Der Vorschlag ruht auf dem Grundsatz der gleichmäßigen 
Behandlung aller Staaten, gewissermaßen als andere Seite des 
Grundsatzes der Meistbegiinstigung. Der Wirtschaftsangriff oder 
Wirtschaftskrieg gegen ein anderes Land soll danach wie beim 
Kelloggpakt als Verbrechen, als illegal geächtet sein. Litwinow 
bemühte sich dabei, indem er die einzelnen Fälle wirtschaftlicher 
Angriffe klar legte, nachzuweisen, daß der russische Vorschlag 
weder die Meistbegünstigungsklausel, noch Handelsverträge mit 
gegenseitigen Zugeständnissen verhindere, auch nicht Schutz- 
maßnahmen eines Staates für seine Wirtschaft (wie ja auch der 
Kelloggpakt den Verteidigungskrieg nicht ausschließt). Auch das 
A ofenhandels: velem. ob frei oder Monopol des Staates, sei dabei 
gleichgültig und unberührt. Verboten und geächtet wird die 
diskriminierende Behandlung, die die Wirtschaftskämpfe hervor- 
brachten, und damit das Mißtrauen, die Gefahr, die Krise. Bei 
den Schutzmaßnahmen ist nur nötig, daß sie sämtliche Länder 
nme treffen, kein Unterschied zwischen den Teilhabern 

es Protokolls gemacht werde. Damit ist das Präferenz- 
system unmöglich gemacht, das keine Angriffstendenz hat, 
aber im Resionalabkommen (z. B. zwischen den Getreideländern 
Südosteuropas und Deutschland) ausschließend, nicht aggressiv 
im eigentlichen Sinne, aber ausschließend, exklusiv und damit 
für den Drauftenstehenden feindlich wirkt oder wirken kann. 

Man kann nicht bestreiten, daß der russische Vorschlag, 
selbstverstandlich aus den Interessen Rufflands heraus hervor- 
gegangen, ein ernstgemeinter und positiver Beitrag zu den 


5 


höchstverwickelten Wirtschaftserörterungen in Genf war und ist. 
Er stellt sich wirtschaftlich dem politischen Kellog t an die 
Seite und er fand besonders wegen der nachdrücklichen Betonung 
des Prinzips der Gleichberechtigung die Unterstützung Deutsch- 
lands und Italiens, gerade deshalb aber die Ablehnung Frank- 
reichs, dessen Sachmotive dabei natürlich nicht ausgesprochen 
werden konnten. 


Rußland trug einen moralischen Erfolg davon. Der Versuch, 
den Vorschlag von vornherein zu begraben, wurde abgewiesen. 
Der Vorschlag (Mottas), ihn auf das Wirtschaftskomitee des 
Völkerbundes abzuschieben, wurde, auch mit deutscher Unter- 
stützung, abgebogen, und die Europakommission beschlof, daß 
der Studienausschuß möglichst schnell ein besonderes Komitee 
zur Prüfung des russischen Antrages einzusetzen habe, sobald 
die Völkerbundsversammlung dem zugestimmt habe. Sehr 
scharf trat dabei noch einmal der Gegensatz Frankreichs hervor 
mit der Ausführung des französischen Finanzministers Flandin, 
der weniger Gewicht auf das Verfahren als auf den Kern des 
Problems legte: 

„Die französische Regierung werde nicht zustimmen, einem einzelnen 
Staate unter Vorschiebung eines idealen Motivs große Vorteile zu ver- 
schaffen. Sowjetrußland habe das Staatsmonopol für den Außenhandel, 
wodurch die anderen Staaten, die ein anderes Wirtschaftssystem haben, in 
Nachteil versetzt würden. Dies würde der Sowjetregierung, falls die andern 
Staaten Maßnahmen ergreifen würden, um diese Ungleichheit auszugleichen, 
ermöglichen, sich als verfolgtes Staatswesen auszuspielen. Die französische 
Delegation behalte sich vor, bei Behandlung des Antrages Zusatzanträge 
einzubringen, um dieses Manöver zu vereiteln.“ 

Es kommt dabei nicht darauf an, ob aus allen diesen ver- 
zwickten Vorschlägen und Kommissionen etwas wird, sondern 
darauf, daß Rußland sich so positiv an einer Arbeit beteiligt, die 
es bisher von vornherein als hilf- und ratlos, als zum Scheitern 
verurteilt und hingestellt hatte. Warum es das tut, darüber zum 


Schluß. 


Seine Stellung zur Abrüstungsfrage ist bekannt. Auf 
die Anfrage des Völkerbundsrates an alle Staaten, die an der 
Abrüstungskonferenz teilnehmen werden (dazu gehört Rußland), 
betreffend Mitteilung über den Stand ihrer Heereskräfte, hat die 
Sowjetregierung geantwortet. Sie hat indes, als diese Antwort 
ebenso wie die der übrigen Regierungen veröffentlicht werden 
sollte, Geheimhaltung verlangt, worauf Polen darauf hinwies, 
in welche Schwierigkeit es seinerseits käme, wenn es nun die 
Mitteilungen über seinen Rüstungsstand veröffentlichen ließe. 
Litwinow hat darauf angeregt, Rußland und Polen sollten sich 
gegenseitig diese Informationen geben. Polen hat das freundlich 
aufgenommen als einen Beweis, daß Rußland ernstlich bestrebt 
sei, an der Konsolidierung des Friedens mitzuarbeiten. Das 
ist sowohl sachlich interessant wie politisch, das letztere im Hin- 
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HI. Die Verhandlungen mit Frankreich 
und Polen. 


Am 19. August wurde behauptet, daß in Paris der Nicht- 
angriffspakt zwischen Frankreich und Ruf- 
land bereits abgeschlossen sei. Darüber ist seit Anfang Mai 
zwischen Dowgalewski und Berthelot in Paris gesprochen wor- 
den. Später, bei der Ratstagung im Mai, haben Briand und 
Litwinow darüber verhandelt, und kurz darauf ist auch die 
deutsche Regierung darüber informiert worden, da Verhand- 
lungen Zwischen Frankreich und Ruflland schwebten, nach dem 
Muster des Berliner Vertrages einen Nichtangriffspakt zwischen 
den beiden Mächten zustande zu bringen. Der stellvertretende 
Vorsitzende des Obersten Volkswirtschaftsrates, Meschlank, hat 
auch bei seiner Pariser Anwesenheit im August ganz formell ge- 
sagt, daß zwischen Rußland und Frankreich über drei Fragen 
P procen werde: Handelsvertrag, Nichtangriffspakt, Ab- 
ommen über Bestellungen und Kredite. Er hat nicht gesagt, 
was aber selbstverständlich und unvermeidbar ist, daß an den 
dritten Punkt sich ohne weiteres das Gespräch über die russi- 
schen Vorkriegsschulden an Frankreich anschließen werde. 


Der Nichtangriffspakt ist aber in Paris nicht unterzeichnet 
worden. Aus Frankreich selbst erhob sich eine scharfe Agitation 
dagegen, an der merkwürdigerweise auch Herriot teilnahm, ob- 
wohl er 1924 die Anerkennung der Sowjetregierung vollzogen 
hat. Man wies darauf hin, da von einem Krieg zwischen Ruß- 
land und Frankreich überhaupt keine Rede sein könne, Rußland 
aber durch einen solchen Neutralitätsvertrag freie Hand gegen 
seine Nachbarn im Westen (lies Polen und Rumänien) bekommen 
könne. Dazu kam die Abneigung des französischen Sparers 

egen Verhandlungen mit einem Lande, dem dieser so ungeheure 
erluste zu verdanken hat. So kamen die Verhandlungen ins 
Stocken, sie sollen im Oktober wieder aufgenommen werden. 
Aber daran ist kein Zweifel, daß die Geneigtheit in Frankreich, 
unter dem Drucke der Weltkrise und der französischen Industrie, 
mit Rußland zu einem solchen Abschluß zu kommen, gewachsen 
ist. Daß Rußland einen Vertrag mit Frankreich, der ihm fran- 
zösische Kredite eröffnet, aufs äußerste wünscht, bedarf keines — 
Wortes. Freilich machen sowohl die von Rußland gewünschte 
staatliche Ausfuhrgarantie, wie vor allem die Vorkriegsschulden 
große Schwierigkeiten. Aber die Bresche ist wohl geschlagen. 
und es ist klar, wie ein solcher russisch-französischer Nicht- 
angriffspakt nach dem Vorbild des Berliner Vertrages das ganze 
Vertragssystem im Osten Europas und des östlichen Europas mit 
Frankreich verändern würde. Das gilt sowohl für die französi- 
schen Militärkonventionen mit Polen und Rumänien, wie für die 
bekannten Ideen der polnischen Hegemonie über einen Rand- 
staatenblock. 
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Daher der Wunsch in Warschau, sich früh genug in diese 
französisch-russischen Gespräche einzuschalten, ein Wunsch, der 
in den letzten Wochen wohl auch von Paris aus unterstützt 
wurde, der aber nun nicht genügend durchdacht und elastisch 
behandelt wurde, so daf die kaltblütige Moskauer Diplomatie 
die Oberhand behielt, die polnische Idee scheiterte. Aber frei- 
lich gerieten durch die Absage Rufflands an Polen auch die 


russisch-französischen Gespräche ins Stocken. 


Der Meldung (19. August), daß der russisch-französische Nicht- 
angriffspakt fertig sei, folgte am 21. die, daß zwischen Ru R- 
land und Polen, streng geheim, über einen ähnlichen Pakt 
gesprochen würde. Es ist bekannt, daß seit 1926 darüber zwischen 
der polnischen und der Sowjetregierung verhandelt wurde und 
daß im sogenannten Litwinowpakt vom 9. Februar 1929, der den 
Kelloggpakt einfach wiederholte, eigentlich alles Wesentliche 
schon getan war. Jedoch nichtalles Wesentliche: beide Teile 
behielten sich ihre Gedanken in bezug auf die Grenzgarantie und 
in bezug auf die beRarabische Frage vor. 

Am 23. August früh stellte Rußland Verhandlungen darüber 
in Abrede, am gleichen Tage überreichte der polnische Gesandte 
in Moskau, Patek, den Vorschlag eines Nicitaneriffepaktes in 
Moskau. Das entsprach der Stimmung und den Wiinschen in 
Warschau, wo sich auch manches gelockert hatte (siehe die in der 
Monatsiibersicht, 6. Jahrg. H. 11 mitgeteilte Anregung der ,,Gazeta 
Polska“). Aber Patek reiste am gleichen Tage auf sechs Wochen 
in Urlaub, und sein neuer Vorschlag enthielt nichts als eine Zu- 
sammenfassung früherer polnischer Vorschläge, die für Rußland 
vor allem wegen der polnischen Schiedsgerichtsvorschläge und 
der polnischen Bedingung, daß der Vertrag mit sämtlichen 
Randstaaten unter Führung Polens abzuschließen sei, unannehm- 
bar gewesen waren und blieben. Die polnische Regierung hatte, 
wohl angeregt von Paris aus und in der Hoffnung auch auf pol- 
nisches Kapital für Polen im Falle fortschreitender Beruhigung 
im Osten, ihre Aktion nicht genügend vorbereitet und sich damit 
eine unerwartete Niederlage zugezogen. 


Rußland teilte (26. August) mit, daß der polnische Vorschlag 
- bloß alte Vorschläge wiederhole: 


„Im Zusammenhang mit den Nachrichten über die Überreichung von 
polnischen Vorschlägen am 23. August in Moskau auf Abschluß eines russisch- 
polnischen Nichtangriffspaktes wird von russischer Seite mitgeteilt, daß die 
übermittelten Vorschläge denen aus dem Jahre 1926 entsprechen, die seiner- 
zeit von der Sowjetunion abgelehnt worden sind. Die neuen polnischen 
Vorschläge, die am 23. August von dem polnischen Gesandten Patek über 
mittelt wurden, enthalten nicht nur die alten Vorschläge, die für die Sowjet- 
regierung unannehmbar waren, sondern darüber hinaus einen neuen Vor- 
schlag, den man nicht als Fortschritt betrachten kann. Aus diesem Grunde 
kann vorläufig von dem Abschluß eines russisch-polnischen Nichtangriffs- 
paktes keine Rede sein.“ 

„Solange die polnische Regierung auf die von ihr gestellten Be- 
dingungen nicht verzichtete und die Sowjetregierung diese nicht annahm, 


war auch kein Anlaß gegeben zur Wiederaufnahme der Verhandlungen. 
Das jetzt von Patek überreichte neue Dokument wiederholt, wie oben er- 
wähnt, die gleichen Bedingungen und fügt eine neue hinzu. Das Dokument 
bedeutet somit nicht einen Fortschritt in den polnisch-sowjetrussischen Ver- 
handlungen, sondern einen Rückschritt.“ 


Diese Veröffentlichung, die in Warschau größte Bestürzung 
hervorrief, kam am gleichen Tage, an dem der „Temps“ in den 
ganzen Zusammenhang sehr gut hereinblicken ließ: polnische 
Wünsche auf Nichtangriffspakt, hoffentlich gemeinsam mit den 
anderen Randstaaten und Rumänien, Abschluß noch vor der 
Ratstagung und dem französisch-russischen Abschluf. Der 
„Temps“ sagte nicht, wie weit Frankreich dabei mitgewirkt 
habe. Sobald Rufßlands Absage an Polen bekannt war, gerieten, 
wie gesagt, die russisch-französischen Verhandlungen in das 
Stocken. 

Von wem ging die Initiative aus? Von Warschau oder 
von Paris? Wohl von erster Stelle, aber unter Fühlung mit 
Frankreich, über deren Bedeutung man sich in Warschau wohl 
tauschte. Der Wille Polens, auch mit Rußland in Ordnung und 
Ruhe zu kommen, ist vorhanden und unbestreitbar. Man stellte 
das ..Junctim“ zwischen französisch-russischen Verhandlungen und 
polnisch-russischem Pakt in Abrede, aber tatsächlich bestand es 
natürlich. Man hat so zwar das Gespräch Moskau-Paris gestört, 
aber ohne jeden Vorteil für sich sibel, nachdem man sich seit 
längerem in die Idee eingelebt hatte, trotz aller Schwierigkeiten 
mit Rußland zu der Grenzsicherung zu kommen, obwohl auf 
der einen Seite der Besuch des Bruders des Königs von Rumänien 
in Warschau an eine für Moskau undiskutable Frage erinnerte 
und obwohl für Moskau keine Veranlassung vorliegt, dem pol- 
nıschen Staate seine Ostgrenze zu garantieren: für seine West- 
grenze fürchtet der russische Staat nicht. 

Mit bemerkenswerter Deutlichkeit hat Litwinow bei der 
Durchreise durh Berlin (28. August) über die ganze Entwick- 
lung gesprochen, daß Rußland natürlich eine Besserung seiner 
Beziehungen zu Polen wünsche, ebenso einen Nichtangriffspakt 
mit allen Staaten, wie es einen solchen mit Deutschland, Litauen, 
Türkei, Persien und Afghanistan schon habe. Es ist kein Zweifel, 
daß Rußland einen solchen mit Frankreich erhofft, daß ihm aber 
an einem isolierten Pakt mit Polen, noch dazu mit den polnischen 
Klauseln und Forderungen, schlechterdings nichts liegt. Und 
programmatisch fügte Litwinow hinzu: 


„Ich bin überzeugt, daß die Sache des Friedens und die Beziehungen 
der Staaten untereinander nicht nur nichts gewinnen werden, sondern im 
Gegenteil nur darunter leiden, wenn die Wirklichkeit mit einem Nebel 
umgeben wird und Mitteilungen lanciert werden, die die öffentliche Mei- 
nung in Verwirrung bringen. Im gegenwärtigen Augenblick ist mehr denn 
je Klarheit und Deutlichkeit in der Charakterisierung der Beziehungen 
zwischen den einzelnen Staaten notwendig.“ 


Es sei dem gleich angefügt die ebenso programmatische 
Stellungnahme Rußlands (,„Iswestija‘“ 23. August) zu der Mittei- 
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lung der „Kölnischen Zeitung“ (13. August) über einen Fünf- 
mächtepakt (aus Frankreich, Deutschland, Italien und Eng- 
land) mit Einbeziehung der Sowjetunion. Die wichtigsten Par- 
tien dieses Artikels müssen auch hier mitgeteilt werden, weil 
nur so das Bild für Deutschland vollständig wird: 


„Der französische Imperialismus wäre freilih kein Gegner eines Kon- 
takts, aber ohne Zweifel erstrebt er einen Kontakt von solcher Art, daß 
damit endgültig Deutschlands Streben nach einer Revision des Versailler 
Vertrages beseitigt würde. Auch ein zweiter Stein des Anstoßes ist zu 
erwähnen. Ein solcher Pakt dürfte nicht den Eindruck erwecken, als ob er 
sich gegen dritte Mächte richtet. Wenn zwischen Deutschland und der 
Sowjetunion ein Nichtangriffsvertrag besteht, oder wenn ein solcher Ver- 
trag zwischen der Sowjetunion und Frankreich endgültig formuliert wer- 
den würde, ‘so versteht es sich allerdings, daf solche auf der Grundlage 
der Gleichheit abgeschlossene Verträge nicht den Eindruck erwecken kön- 
nen, als ob sie sich gegen irgend jemand richten. Wenn aber Deutschland 
genötigt werden sollte, mit Frankreich einen Vertrag abzuschließen, der 
tatsächlich die deutsche Politik der französischen unterordnen würde, so 
müßte das bei einer Reihe von Staaten Befürchtungen hervorrufen, auch 
wenn der Vertrag von Friedensworten förmlih triefen sollte. Diese 
Gefahr will man nun dadurch umgehen, daß man Deutschland, Frankreich, 
England und Italien zu einem Pakt vereinigt, an welchem die Sowjetunion 
teilhaben solle. Es ist klar, daß der Schwerpunkt eines Fünfmächtepakts 
nicht in einem formellen Aktenstück, sondern in der tatsächlichen Gleich- 
heit der Partner gesehen werden müßte, im Fehlen jeglicher Sonder- 
a ru de die einzelne der Vertragspartner binden könnten. Man 
muß sich Rechenschaft darüber ablegen, daß nur die Beteiligung der 
Sowjetunion die Befürchtungen der kleineren Staaten zerstreuen würde, 
die sonst dem Pakt einen imperialistishen Charakter zuschreiben würden. 
Nur die Beteiligung der Sowjetunion, die in ihrer Politik den Interessen 
jeder Nation Rechnung trägt, würde die Garantie dafür bieten, daf hier 
nicht ein Konzert der Großmächte mit der Spitze gegen die kleinen Staaten 
organisiert wird.“ Im Schlußpassus erklärt das Sowjetblatt mit betonter 
Zurückhaltung, daß. der Verwirklichung des Planes vor allem deswegen 
ernste Hindernisse gegenüberstehen, weil der Plan „sich gegen Ziele rich- 
tet, die der Tendenz zur Festigung der Hegemonie der stärksten kapita- 
listischen Mächte widersprechen“. Das gebe dem Plan seine Bedeutung, 
schaffe aber zugleich auch die Hindernisse. („Ostexpref.‘) 


Für Deutschland darf hinzugefügt werden, daft an sich gegen 
die Ausdehnung des Berliner Vertrages von seiten Ruflands auf 
andere Mächte nichts zu sagen ist, daß aber in der Weiterführung 
und Verknüpfun g eines solchen Vertrages zu einem gleichen 
zwischen Rußland und Polen die Gefahr für Deutschland liegt, 
die mit dem bekannten Wort des „Ostlocarno“ für jeder- 
mann verständlich bezeichnet ist. 


Über dieses ganze interessante und wichtige, heute noch 
längst nicht beendete diplomatische Spiel ist Deutschland immer 
orientiert gewesen. Eine Gefahr in der Richtung. daß Rußland 
Polen Zugeständnisse mache, liegt nicht vor. Zusammenfassend 
kann man wohl als sicher annehmen, daß ein Nichtangriffspakt 
zwischen Rußland und Frankreich dem Abschluß nahe ist, der 
polnische Versuch aber, gleichzeitig so hereinzukommen, ge- 
scheitert ist und auch nicht zu sehen ist, wie die polnischen und 
die russischen Voraussetzungen zu vereinigen wären, da die 
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russische Politik unerschütterlich die Idee Polens ablehnt, durch 
solchen Abschluß die beflarabische Frage zu stabilisieren, die 
polnische Ostgrenze zu sichern, und vor allem auf diese Weise 
zur Worherrschalt über einen Randstaatenblock unter polnischer 
Führung zu kommen. Nur nebenbei sei darauf hingewiesen, daß 
die Aktivität in der russischen Politik jetzt auch bestimmt wurde 
und wird durch den Regierungswechsel in England: Sturz der 
Labourregierung, die Rußland anerkannte, und aufsteigender 
Einfluß der ihm feindlichen Konservativen. 

Die Kaltblütigkeit und Sicherheit der Moskauer Politik 
zeigte sich in dieser Aktion, ebenso und noch mehr die völlige 
CG leichberechtigung, in der Rußland hier verhandeln kann. Die 
Sorge vor dem Antisowjetblock, so sehr sie daheim noch eine 
Rolle spielt, ist nicht berechtigt; wie sehr sind diese Rufe im 
Westen verstummt! An deren Stelle ist im Westen in Europa 
die zunehmende Diskussion über den Fünfjahrplan und den 
russischen Planungsgedanken getreten. 


IV. 


Die interessanten Verhandlungen des I. internationalen Kon- 
gresses „für sozialwissenschaftliche Planung“ in Amsterdam 
Ende August brauchen hier nicht sachlich besprochen zu werden. 
tiier ist uns das Wesentliche, wie die Idee der Planung 
(sogar eines Vorschlages von amerikanischer Seite auf einen 
fünfjährigen Weltwirtschaftsplan) wissenschaftlich ernsthaft er- 
örtert wurde, wie dabei das Referat des Redakteurs der ,,Is- 
westija“, Obolenskij-Ossinski, über die russische Planwirtschaft 
eine Rolle spielte und das Problem Rußland überhaupt den 
Hauptteil der Besprechungen lieferte. Im Mittelpunkte stand so 
das russische System eben als ein gleichberechtigter Versuch der 
Ordnung der Wirtschaft. Man kann dazu persönlich stehen wie 
man will, auch wurde in Amsterdam durchaus kritisch ge- 
sprochen, aber worauf es uns hier ankommt, ist die Anerkennung 
des schon 1927 in Genf ausgesprochenen Satzes, daß das Sowjet- 
system und der Kapitalismus nebeneinander bestehen könnten. 


V. 


Das Ergebnis ist im Konkreten für Rußland nicht groß, im 
Ideellen aber erheblich. Jedoch ein absolutes Gefühl der Genug- 
tuung und Überlegenheit kann darüber in Rußland nicht auf- 
kommen. So gut und sicher seine außenpolitische Stellung ist, 
so stark die ideologische Fernwirkung seines Systems in der 
furchtbaren Krise des Kapitalismus und der Genfer Hilf- und Rat- 
losigkeit ist, Rußland ist weit davon entfernt, dieser Krise gegen- 
über ganz auf eigenen Füßen zu stehen, jene Autarkie, von der 
so viel gesprochen wird, schon erreicht zu haben. Ja, es ist in 
einer merkwürdigen Antithese, die rein theoretisch die An- 
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hänger des dialektischen Prozesses in Moskau eigentlich reizen 
müßte, die aber praktisch nicht befriedigend für sie wirkt. 

Denn: über die kapitalistische Krise, deren Fortgang immer 
aufs breiteste behandelt wird, könnte Rußland sich nur freuen, 
da sie ja unaufhaltsam die anderen Länder der Weltrevolution 
entgegenfiihre. Aber dasselbe Rußland arbeitet positiv mit an 
den Versuchen, so erfolglos sie bisher waren, der Krise ent- 

egenzuarbeiten. Dasselbe Rußland legt riesige Bestel- 
ungen ins Ausland, wo man darum konkurriert, entlastet also 
die Arbeitslosigkeit im Ausland. Dasselbe Rußland verlangt 
nach Krediten und Export mit Ländern, deren Finanzen immer 
schlechter werden und deren Aufnahmefähigkeit immer geringer 
wird. Dasselbe Rußland ist, so autarkisch es sich gebärdet, eben 
noch lange nicht autarkish. In diesem Sinn ist die Weltkrise 
ihm, wie man mit Recht sagt, zu früh gekommen, als daf es sie 
bereits voll ausnutzen könnte. Um seinen sozialistischen Aufbau 
zu vollenden, braucht es den Import der Produktionsmittel, 
braucht es Devisen, braucht es Export in eine Welt, in der die 
Absatzverhältnisse so zerrüttet sind, wie heute überall. 

Es ist ein merkwürdiger Zirkel und eine offenbare Antithese, 
die so hervortritt und in der Stalin und Litwinow ihren Weg 
gehen, besser gesagt suchen, in der Vorstellung und Hoffnung, 

aß auf diese Weise die Zeit bleibt, um den eigenen Apparat des 

sozialistischen Aufbaues endgültig fertig zu stellen und dann 
einer vielleicht wieder erstarkten kapitalistischen Welt gegen- 
über sich behaupten zu können oder mit der Wucht des nunmehr 
fertigen Apparates und der ihn tragenden Gedanken auf eine 
immer schwächer werdende kapitalistische Welt überwältigend 
wirken zu können. 

Das ist Hoffnung, Vorstellung, Idee. Im Moment kann 
Rußland die Chancen nicht nutzen, die ihm die Weltwirt- 
schaftskrise bietet. Ja, es hat keine Veranlassung, wie man 
schematisch fortwährend sagt, diese Krise von sich aus durdı 
seine Agitation und sein Geld noch zu verstärken, sondern es 
arbeitet mit, diese für eine Atempause überwinden zu 
helfen. So hat man das Wort geprägt, das nun ohne weiteres 
verständlich ist, daß Hoover sich immer mehr dem Planwirt- 
schaftsgedanken nähere und Stalin immer mehr werde der 
Apostel der Prosperität. In diesem Scherzwort liegt das Schick- 
salder Weltwirtschaft beschlossen, in dem noch nicht ent- 
schieden ist, welches System den Sieg davontragen werde. In 
jedem Falle soll man versuchen, das russische Problem auc in 
diesem Zusammenhange so zu betrachten, in seinem wirklichen 
Sinn und in seiner potentiellen Bedeutung, bei Beginn eines 
Winters, dessen Signatur im Eingang bezeichnet wurde! 
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Der sowjetrussische Gesellschaftsroman. 
Von Wolfgang Leppmann. 


Der Roman hat in Rußland während der letzten Jahre etwas 
von der Stellung wiedererlangt, die er in der russischen Literatur 
der zweiten Hälfte des vergangenen Jahrhunderts innehatte. 
Bühnenkunst, Keilatonalyrik. Arbeitsreportage, Ausdrucks- 
mittel, die nach den Theorien der radikalen Kunstrevolutionäre 
den Rhythmus der neuen Zeit ausschließlich repräsentieren 
sollten, haben ihr Primat wenigstens vorläufig an die Belletristik 
zurückgegeben. Von der Monumentaldichtung, der „objektiven 
Demonstration der Dinge, der mechanisierten Massen, des 
Grandiosen, das nichts Intimes und Lyrisches kennt‘ (Gastew), 
ist man zum realistischen Zeitbild zurückgekehrt. Aber auch 
der „Produktionsroman“, der die einzelnen Faktoren des neuen 
Systems in ihrem Zusammenwirken am lebendigen Beispiel 
zeigen sollte, blieb Utopie: zu stark war das unmittelbare In- 
teresse an den Wandlungen, die sich für den einzelnen aus der 
gewaltigen Umschichtung der russischen Gesellschaft ergaben. 
Das zeigt sich schon in der Bürgerkriegsdichtung deutlich. Aber 
während diese Literatur der heroischen Zeit, in der „jeder etwas 
erlebt hatte“ (Ehrenburg), die Epopöe, die skizzenhafte, mit Tat- 
sachenmaterial angefüllte fabulose Geschichte bevorzugte, ver- 
langte man in der Folgezeit, der Periode der ersten „Stabilisie- 
ane nach fester umrissenen Formen, nach zusammenhängenden 
Problemen und einer geschlossenen Handlung. Das Leben war 
nüchterner geworden. Die Idee des Sozialismus, abstrakt und 
einheitlich noch bei den Oktoberkämpfern und den Vertretern 
der „proletarischen Kultur“, hatte sich in der Praxis aufgelöst 
in eine Unzahl von Einzelentscheidungen. Auf die neuen 
„Fragen des Alltags“ sollte der Roman Antwort geben. So 
wurde der Schriftsteller vom Chronisten zum Moralisten, der 
Stellung nehmen mußte zu den typischen Vorgängen, die sich 
innerhalb der Gesellschaft vollzogen. Seine Helden waren nicht 
mehr die mythischen „Lederjacken“, wie sie bei Pilnjak herum- 
geistern, sondern Menschen mit Schwachen und Leidenschaften. 


Diese Rückkehr zum Gesellschaftlichen und Psychologischen 
(nach einer Zeit, die sich am bunten Widerschein der Dinge er- 
freut hatte) war zugleich eine Rückkehr zum alten Realismus in 
der spezifisch russischen Form, die mit dem Wort immer zugleidı 
eine soziale und ethische Stellungnahme verbunden hatte. So 
lebt in den neuen Gesellschaftsromanen ein Stück von der ,,An- 
klageliteratur‘ der fünfziger Jahre, ebenso wie etwas von der 
Tolstojschen Dialektik der Seele und von Gorkijs Humanitäts- 
idee. Nicht zufällig hat die literarische Kritik dem neuen Roman 
u. a. zwei Ziele gesetzt: das „Herunterreißen aller und jeder 
Masken“ (ein Wort Lenins über die Kunst Tolstojs) und die 
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Herausstellung des „harmonischen Menschen“, Gorkijs alte 
Lebensidee, von den Bolschewisten variiert als „eine Lebensform, 
in der zwischen Ideologie, Denken, Fühlen und Gewohnheiten 
höchste Übereinstimmung herrscht“ (Averbach). 

Auch in den einzelnen Darstellungsmitteln knüpft der neue 
Roman überall an die Traditionen des älteren Realismus an. 
Man spürt das auf Schritt und Tritt, in dem starken Überwiegen 
des Dialogs, in der Landschaftszeichnung, in dem eigentümlichen 
Lyrismus und bis hinein in die stilistischen Feinheiten. Gerade 
der „proletarische Realismus“, dessen eigentlihe Domäne der 
neue Gesellschaftsroman wurde, hat die Abkehr von den Stil- 
mitteln der Moderne am deutlichsten vollzogen und sich bewufßi 
an die Klassiker angelehnt. Fadejew schrieb seinen Roman 
„Razgrom“ in deutlicher Abhängigkeit von Tolstojs „Krieg und 
Frieden“ und seinen Kaukasuserzählungen, Sergei Semjonow 
steht stilistisch im Banne Dostojewskis; von den Neueren hat 
wohl neben Gorkij Tschechow mit seiner chevaleristischen weich 
era Syntax am starksten auf die junge Literatur einge- 
wirkt. 

Die Hauptvertreter des Gesellschaftsromans gehören einer 
Generation von Männern mit bewegter revolutionärer Vergan- 
genheit an, sie sind Proletarier von Uberzeugung, in ihrer Bil- 
dung mehr angeweht von geistigen Bewegungen innerhalb der 
russischen linken Intelligenz als vom dogmatischen Marxismus, 
Fanatiker eines Realismus, der die Welt nicht nur erkennen, 
sondern zugleich ihre Umgestaltung voraussehen will. Sie haben 
die vorhandenen Formen des russischen Romans von Gogol bis 
Gorkij übernommen, um ihn mit dem Inhalt der Gegenwart zu 
erfüllen. Sie spielen das Alte, Bewährte gegen die radikalen 
Neuerer von der künstlerischen Linken aus und verteidigen die 
anne Formen gegen die „Auflösung“ der Literatur in 

ie Gebrauchskunst des Tages. 

So ist ein Gebilde entstanden, das in seltsamem Widerspruch 
steht zu dem, was als Rhythmus des Industriezeitalters im Bol- 
schewismus programmatisch verkündet wird: eine etwas schwer- 
fällige, breit angelegte Epik, deren Handlung auf verhältnis- 
mäßig engem Raum spielt, mit dem Schwergewicht auf der psycho- 
logischen Analyse. Man war ausgegangen, das kollektive Massen- 
prinzip zu suchen, und hat statt dessen die unendliche Welt der 
menschlichen Eimzelseele wieder entdeckt. Fadejew, dessen 
„Razgrom“ zum Besten der neuen Art zu sehen gezählt wird, 
bekennt, daß es ihm nicht gelungen sei, den Helden seines 
Romans, Führer der Partisanengruppe, „in der ganzen Vielfäl- 
tigkeit seiner menschlichen Erlebnisse darzustellen“. Bachmet- 
jew, Nikiforow, Semjonow verfolgen die feinsten Nuancen der 
seelischen Stimmungen und Reflexionen ihrer Helden „mit der 
ganzen Pedanterie des verknöcherten Realisten“ (Viktor Kon). 
In Semjonows zweibandigem Roman „Natalja Tarpowa“ 
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etwa ist das Hauptthema, die Liebe der Heldin zu dem Ingenieur 
Gabrud, in allen seinen Stadien, vom allerersten Bewußtwerden 
bis zu den letzten Konsequenzen registriert. Libedinskijs neuer 
Roman „Die Geburt des Helden“ zeigt ein kunstvolles 
Schema seelischer Dialektik in den inneren Wandlungen des 
Helden, eng angeschlossen an den Hegelschen Dreitakt: die Zer- 
störung des Gleichgewichts (durch den Tod der Frau) und die 
Wiederherstellung desselben auf neuer Basis (durch ein Gegen- 
satzpaar: Liebe zu einer instinktbewegten Frau, Einfluß eines im 
Rationellen en Mannes). Der Held überwindet beide 
Stadien dialektisch und gelangt zu vollkommener Harmonie. 

Hinter diesen „Seelenbewegungen“, die als die große Realität 
sich durch den neuen Roman ziehen, verschwimmen die Konturen 
der Fabrik, des Aufbaus, des Systems. Wie das klassische Drama 
der Franzosen, so hat auch der bolschewistische Gesellschaftsroman 
seinen neutralen Raum, eine Art Experimentierboden, abgezogen 
von den Zusammenhängen der lebendigen Wirklichkeit (wie er 
auch eine besondere gehobene buchhafte Sprache bevorzugt). Ty- 
pisch für diese Art der Darstellung sind Romane wie Libedinskijs 
„Kommissare‘, in dessen Mittelpunkt ein Seelensanatorium 
für Parteileute in künstlicher Umgebung steht, oder Gladkows 
„Irunkene Sonne“ mit seiner eigentümlichen Treibhausatmo- 
sphäre. Wo die Fabrik, der Parteiapparat, das Netz von Zusam- 
menhängen des Systems dargestellt ist, da verschwimmen die 
Konturen. Es sind immer ungefähr dieselben Versatzstücke, die 
hier gebraucht werden, Werke, die zu neuem Leben erstehen, 
Menschen, die „schädigen“ oder „aufbauen“ — vom Ineinander- 
greifen der einzelnen Faktoren geben alle diese Romane nur eine 
bescheidene Vorstellung. Diese Dinge bilden eben nur den Hin- 
tergrund, auf dem sih menschliche Konflikte abspielen. 

In diesem Rahmen haben die neuen Realisten ihre besondere 
Thematik entwickelt. Die Zeit bot ihnen eine Fülle interessanter 
Probleme. Aber auch hier herrscht ein besonderes Auswahl- 
prinzip. Das Problematische, Gedankliche, Tragische hat ent- 
schieden den Vorrang vor dem heiter Bewegten, Natürlichen, 
Leichten. Seelische Konflikte, Beichten, Selbstanklagen gehören 
zu seinem ständigen Repertoire. Charakteristisch ist ein Roman 
wie der vielbesprochene Bachmejewsche ,Martyns Verbre- 
chen“: das einmalige Versagen eines an verantwortungsvoller 
Stelle Stehenden, im Grunde nichtig und unwesentlich, ist der 
Ausgangspunkt einer ganzen Skala seelischer Konflikte des Hel- 
den, eines leidenschaftlichen, einseitigen, trockenen Grüblers. 
In Nikiforows „An der Laterne“ spielt eine entscheidende 
Rolle die innere Handlung des „büßenden Adligen“ Ramzajew, 
der nach der Revolution unter falschem Namen sich in die Partei 
eingeschmuggelt hat und inzwischen ein hervorragender Partei- 
arbeiter geworden ist. Er schämt sich seiner Vergangenheit, wo 
er mit der Revolution gespielt und nicht erkannt hat, „wie das 


€ 15 


Volk, das er verachtete, in Wirklichkeit fast fo allein kämpfte, 
geleitet von seinem Klassenbewußtsein und der Führung der- 
jenigen, die wirklich mit ihm gehen wollten“. Für seine Un- 
ehrlichkeit will er biiRen und Strafe erleiden. 

Am liebsten hat der Roman da angeknüpft, wo sich die Ver- 
änderungen der gesellschaftlichen Struktur im A des typi- 
schen Einzelschicksals am augenfälligsten zeigten. Der bolsche- 
wistische Funktionär, der Kommissar, steht seit Libedinskijs 
„Woche“, der „ersten Schwalbe der proletarischen Literatur“, 
im Mittelpunkt des Interesses. Die Problematik, die darin lag, 
daß diesem Exponenten der kommunistischen Diktatur mit einem 
Schlage eine ungeheure Macdhtfülle verliehen wurde, die ihn auf 
der einen Seite zur Ubersteigerung und zum Miftbrauch seiner 
Stellung, auf der anderen dazu führen konnte, daß er unter der 
Last der Verantwortung zusammenbrach oder anderweitig ver- 
sagte. Auch hier haben die proletarischen Schriftsteller zu den 
Erscheinungen, die sich täglich zeigten, einen besonderen psycho- 
logisierenden und moralisierenden Hintergrund geschaffen. Da 
ist Alexej Ploticyn, der Held der Erzählung „So oder so“ von 
dem schon genannten Nikiforow. Arbeiter von Herkunft, Revo- 
lutionär, nach der Revolution zum Kommissar avanciert; er miß- 
braucht sein Amt und verliert immer mehr den Halt, weil er zwar 
gegen die fremde Klasse zu kämpfen imstande war, aber „das 
andere Element des Sozialismus, den Altruismus seiner eigenen 
Klasse gegenüber“ nicht besitzt. Das ist das Thema vom „Ge- 
wesenen Helden“, wie es in dem en Roman von 
Tschumandrin ausgezeichnet dargestellt ist: die Tragödie eines 
aus „Lenins alter Garde“, der den Bürgerkrieg mitgemacht hat, 
durch die Partei hochgekommen, Vorsitzender eines Fabrik- 
komitees geworden ist und nun auf einmal spürt, daß seine 
Autorität schwindet. Die Analyse in hier ebenfalls, daß es 
sich um einen grundsätzlichen inneren Mangel handelt. „Er ist 
ein enger Mensch. Er versteht nichts weiter als das Heute. Er 
nimmt das Leben wie eine Photographie. Er versteht das Leben 
nicht zu begreifen wie es ist, wie es sich entwickelt.“ Die Partei, 
in der er nur ein „zufälliger Mensch“ ist, scheidet ihn aus. Noch 
stärker zum Pathologischen herüber hat solche Typen Arosew 
geschildert: Menschen, die in der neuen Gesellschaft kläglich 
Schiffbruch erleiden, nachdem sie begeisterte Revolutionäre ge- 
wesen sind. 

Das Gegenbild, das „Hereinwachsen klassenfremder Ele- 
mente in die Bewegung“, haben wir schon im Falle Ramzajew 
berührt. Ihm schließt sich etwa ein Typus wie Gabruch (in 
„Natalja Tarpowa“) an: der Ingenieur, der nicht an die Revolu- 
tion glaubt, aber für sie arbeitet, weil sie ihm Aufgaben stellt. 
Dem Opportunisten steht der echte Kämpfer gegenüber, der, eben- 
falls ursprünglich nur aus „rationellen ‘ Gründen zu der Bewe- 
gung gestoßen, während der Bürgerkriege eine „grundlegende 
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Anderung der Seele“ erlebt. Ideologie und Psychologie, Be- 
wußtes und Unbewufßtes, müssen sich durchdringen, damit der: 
wahre Mensch entsteht. Das ist ein Gedanke, der sich durch alle 
genannten Romane zieht. Eine solche Idealgestalt ist etwa Bach- 
metjews Tschernogolowyj, das Gegeubild zum Martyn: die intel- 
lektuell willensmaRige Natur, gehalten, diszipliniert, in enger 
Fühlung mit den Menschen, praktisch, geschickt, tätig, ein Führer 
wie Levinsohn (in Fadejews „Zerstörung“ ), der sein kleines Kol- 
lektiv durch Strenge und Milde zusammenhilt. 

So verbindet der neue Roman seine kritische Aufgabe (die 
Aufdeckung typischer Schäden) mit der erzieherischen, den Hel- 
den der Zeit zu zeigen, nicht statisch, sondern in seinem allmäh- 
lichen Werden. Aber jenes gelingt durchweg überzeugender als 
dieses. Man zeigt vielleicht den Führer auf dem Piedestal, aber 
man zeigt nicht, wie der einzelne Mensch sein Leben gestalten 
soll. Was darüber gesagt wird, klingt düster, wenn auch nicht 
hoffnungslos. Man höre etwa Rjabjew in „Natalja Tarpowa“: 
„Ich weiß nur eins: der neue Mensch wird kommen, weil der 
Sozialismus kommen wird. Mögen wir auf dem Wege zu diesem 
neuen Menschen auch heute noch vor ungelösten Fragen stehen, 
wir werden diese ungelösten Fragen morgen lösen; morgen wer- 
den dann andere ungelöste Fragen entstehen, aber wir werden 
sie übermorgen lösen, und so fort, bis der neue Mensch auf der 
neuen Erde sein wird. Natalja Tarpowa antwortet ihm: „Ich 
weißt, daß der neue Mensch kommen wird. Aber ich will wissen, 
was ich tun soll. Ich kann meine ungelösten Fragen nicht auf 
morgen aufschieben! Ich lebe heute!“ 


Der Fünfjahrplan 


für das Volksgesundheitswesen. 
Von Professor Dr. med. H. Zeif, (Hamburg)-Moskau. 


Über die wirtschaftliche Seite des Fünfjahrplans hat „Ost- 
europa“ fortlaufend unterrichtet. Aus jenen Schilderungen ging 
hervor, wie der gesamte russische Staat, ja das tägliche Leben 
jedes einzelnen Bürgers vollständig unter dem Zwang steht, sich 
ununterbrochen mit den Fortschritten oder Hemmnissen zur Er- 
füllung dieses Planes abzugeben. Fabrik und Bergwerk, Kollek- 
tivwirtschaft und Schiffahrt, Eisenbahn und Theater, Labora- 
torium und Sportklub wetteifern, ihren eigenen Plan in den vor- 
on vier Jahren zu einem guten Ende zu führen. Über das 

elingen oder Nichtgelingen hat sich Professor Hoetzsch des 
öfteren auf Grund eigener Beobachtungen geäußert. Er sagt für 
die Wirtschaft, daf der Plan zu 100 % schon deshalb nicht ge- 


lingen kann, weil die Ziffern, die als entscheidend gelten, fort- 
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während wechseln, und weiter wirft er die Frage auf, „ob der 
ungeheuren Anspannung und auch dem Erfolg an der einen Stelle 
an anderen Stellen das gleiche entspricht, ob der ganze Apparat 
wirklich wirtschaftlich produzieren und absetzen kann, 
schließlich damit, was doch die Endaufgabe ist, der Standard des 
Lebens im Volke sich gehoben hat“. (H. 8, 1931.) Wenden wir 
diese Bedenken auf den Fünfjahrplan im Volksgesundheitswesen 
an, so ergibt sich wörtlich die gleiche Frage. Und hiermit 
kommen wir mitten in das heutige Leben hinein: Der Plan 
für das Gesundheitswesen wird in engster Ver- 
bindung mit den großen Wirtschaftsplänen 
durchgeführt. Wenn ich daher den medizinischen Fünf- 
jahrplan in großen Zügen bespreche, so weiß ich zwar selbst aus 
eigener Anschauung und aus Unterhaltungen mit verantwort- 
lichen Persönlichkeiten, daß der gedruckt vorliegende Plan teil- 
weise „schon längst überholt ist“, jedoch ein sehr anschauliches 
und durchsichtiges Gerüst für bereits Erreichtes und noch zu Er- 
reichendes darstellt. Als Leitpfad diente mir die vom Volks- 
kommissariat für Gesundheitswesen (Narkomsdraw) der RSFSR 
herausgegebene Denkschrift!). 


Sie ist in 17 Abschnitte eingeteilt: 

1. Gesundheitliche Maßnahmen und ärztlich-hygienische Ver- 

sorgung der Industriezentren und Städte. 

2. Gesundheitliche Maßnahmen und ärztlich-hygienische Ver- 
sorgung für das Dorf. 

3. Besondere therapeutisch-prophylaktische Hilfe (Kampf 
gegen Tuberkulose, Geschlechtskrankheiten und Alkoholis- 
mus, zahnärztliche und psychiatrische Hilfe. 

. Kampf gegen die Epidemien. 

. Mutter- und Säuglingsschutz. 

. Schutz für die Kinder und Halbwiichsigen. 

. Ärztlich-hygienische Versorgung der kleinen Völker- 
schaften des hohen Nordens. 

A iee Versorgung der nationalen Minder- 

eiten. | 
9. Gesundheitliche Maßnahmen der ärztlich-hygienischen Ver- 
sorgung im Transportwesen. 

10. Sport (Körperkultur) und Touristik. 

11. Hygienische Volksaufklärung. 

12. Kurort- und Sanatoriumswesen. 

13. BEER und Beschaffung medizinischer Bedarfs- 

artikel. 

14. Nachwuchs und medizinische Ausbildung. 


15. Organisationsfragen. 


CO NAVE 


'!) Materialy k pjatiletnemu Planu Zdravoochranenija RSFSR. — Medizi- 
nischer Staatsverlag, Moskau-Leningrad. 151 S., 1930, Preis: 1,50 Rbl. 
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16. Krankenhausbau. 
17. Haushaltplan und Kapitalaufbringung. 


(Als Erläuterung zum gesamten Plan dienen 19 Tabellen.) 


Ich greife aus dieser langen Liste die einzelnen Fragen her- 
aus, die uns Deutsche interessieren, und geben den Sinn an, 
der ihnen zugrunde liegt. 


Obenan steht die Sorge um den mangelnden Nach- 
wuchs, weniger den an Zahl, als an Qualität mangelnden 
Nachwuchs. Diese Frage wird nicht dadurch gelöst, daß man 
das mittlere medizinische Personal zu höher qualifiziertem um- 
prefit, sei es in Fortbildungskursen oder durch Fernunterricht um- 
schult, wenn auch nach meiner Erfahrung mancher alte erprobte 
Feldscher besser ist als ein junger „richtiger Arzt“ der neuen 
Generation, der eben aus der Universität kommt. Der Mangel 
wird erst recht nicht beseitigt durch die Hochschulreform, die 
Herabsetzung des medizinischen Studiums und die Einstellung 
auf eine ganz enge Fachausbildung, sondern nur durch eine 

ute arztliche Allgemeinausbildung, an der es leider 
durchschnittlich fehlt. Die Maßnahme des verkürzten Studiums?) 
und aller Neuerungen in der Ausbildung sind sicherlich nur vor- 
übergehend, da sonst der schwerste Schaden für die Volks- 
gesundheit selbst durch eine schlechte Ärzteschaft innerhalb 
ganz kurzer Zeit entsteht, denn das Vertrauen fehlt und ohne 
dieses kann kein Verhältnis zwischen Arzt und Kranken be- 
stehen. Das Imponderabilium des individuellen psychischen 
Faktors, der ja nach marxistischer Lehre nicht vorhanden sein 
sollte, ist in der Wirtschaft bei der Leitung der großen Unter- 
nehmen wieder eingesetzt worden und wird auch im Volks- 
gesundheitswesen nicht mehr lange auf sich warten lassen. Der 
Umbau der Landwirtschaft erfordert eine bedeutende Verbesse- 
rung der ärztlichen Versorgung des Dorfes, d. h. der Kollektiv- 
wirtschaft. Durch höhere Lohnsätze für das medizinische Per- 
sonal aller Stufen in den Rayons der vollständigen Kollekti- 
vierung als in den weniger wichtigen Gebirgsgegenden oder in 
Bezirken nicht durchgeführter Kollektivierung, soll ein Anreiz 
zum Dienst gegeben werden. Im gleichen Sinn soll bei den 
großen Industriezentren verfahren werden. Auch hier wieder 
locken deren gut eingerichtete Polikliniken und Krankenhäuser, 
Seuchenlaboratorien und gewerbeärztliche Aufgaben mit dem an 
solchen Punkten reichen und wissenschaftlich interessanten 
Krankenmaterial die tüchtigen Ärzte. Aus denen werden sich in 
ganz kurzer Zeit die neuen Hochschullehrer in Kliniken und 


?) Zum Vergleich zwischen dem bisher geltenden Studienplan diene die 
Gegenüberstellung von: Zeif: Der neue medizinische Studienplan für 
Sowjetrußland — Dtsch. med. Wschr., Praemedicus Nr. 9 u. 11, 1927, und 
Rimpau: Die Reform des medizinischen Unterrichts in der Union der Sozia- 
listishen Sowjetrepubliken. — Münch. med. Wschr. Nr. 28, 1951. 
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Instituten entwickeln, die Krankheit und soziale Lage am un- 
unterbrochenen laufenden Band des täglichen sowjetrussischen 
Lebens kennengelernt haben. Denn die gesamte Bevölkerung 
einschließlich der Schuljugend mit ihrem Werkunterricht in den 
Fabriken und im Kollektiv ist in die Aufbauarbeit eingespannt 
und allen sozialhygienischen Einflüssen der Umwelt ausgesetzt. 

Mit der Kollektivierung stehen im Zusammenhang die 
hygienischen Maßnahmen für die Angestellten der Staatsgüter 
und Kolchose. Im Mittelpunkt stehen die kollektive Ernährung 
(Fabrika-Kuchnja), Wasserversorgung, Bade- und Duschegelegen- 
heiten, Wohnungshygiene, Abfallbeseitigung, Grünanlagen. Die 
gleichen Fragen sind von den Industriezentren natürlich viel 
schneller und leichter zu lösen als von kleinen oder mittleren 
Kollektiven, da die hygienischen Einrichtungen von Anfang an 
in den Neubauten vorgesehen sind. Daher ist die allgemeine 
Hygiene im großen und ganzen noch weit hinter der durchschnitt- 
lichen Westeuropas zurük. Die hygienische Selbst- 
zucht als etwas ganz Selbstverständliches muß sich erst noch 
einbürgern. Gegenüber diesen Mängeln ist die Regierung nicht 
blind, wie ihre Mahnungen und Maßnahmen zeigen. Ihre Aus- 
stellung in Dresden (1930/31) war vom dynamischen Standpunkt 
aus die beste, in vielem jedoch ein Wunschbild für die Zukunft. 
Denn wie es sich in Dresden darstellte, soll es später in ganz 
Rußland aussehen , und nicht nur in einigen eben besonders gün- 
stig dastehenden Punkten. 

Mutter- und Säuglingsschutz paßt sich ebenfalls in den Pro- 
duktionsplan ein: Entlastung der Mutter im Haushalt und der 
Kinderpflege durch gemeinschaftliche Kinderkrippen und -gärten, 
damit sie ihre Kräfte mehr der Fabrik und der gemeinnützigen 
Arbeit widmen kann; besonders soll das Krippenwesen im Berg- 
bau, in der Metall-, Textil- und chemischen Industrie bevorzugt 
und gehoben werden. — Die Krippe und die Kollektivernährung 
von Mutter und Kind soll der Mutter ferner die Möglichkeit 

eben, neben ihrer beruflichen Tätigkeit mehr für die Allgemein- 
Bildung zu tun. Um die Hilfe bei Entbindungen und Schwanger- 
schaft umfassender zu gestalten, werden die städtischen Kliniken 
der umliegenden Dörfer (bis zu 5 km) herangezogen, die Be- 
ratungsstellen für Schwangere ausgebaut und die legalisierte 
Abtreibung verbessert, da die heimlichen Abtreibungen immer 
noch reichlich genug vorgenommen werden, wie die Denkschrift 
hervorhebt. 

Ein besonderes Kapitel ist die ärztlich-hygienische Ver- 
sorgung dernationalen Minderheiten. Sie liegt in der 
Innen- wie Außenpolitik Ruflands, mehr jedoch in der Innen- 

olitik begründet. Wer das „Erwachen“ eines der russischen 
inderheitenvölker an einem Beispiel nicht selbst sah, kann sich 
kaum einen Begriff von der umwandelnden Kraft machen, die 
das Idol der nationalen Selbständigkeit ausgelöst hat. Die ver- 
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schiedenen Meinungen über die russische Minderheitenpolitik 
können hier nicht gegeneinander abgewogen, sondern nur die 
sozialhygienischen Folgerungen aus ihr gezogen werden?). Und 
die sind tiefgreifender als es den Anschein im ersten Augenblick 
hat. Denn der Kampf für die Industrie und Landwirtschaft gegen 
„Kulakentum“ cad „Schädlingsarbeit“ hat die im russischen 
Volke seit jeher bestehende Bevölkerungsbewegung um ein Ge- 
waltiges vermehrt, wie aus den amtlichen Feststellungen und den 
Bemühungen, sie zu bekämpfen, hervorgeht. In diesen Strudel 
sind die nationalen Minderheiten mit hineingezogen wor- 
den, die geographisch besser geschützt liegenden Bergvölker 
weniger als die in der Ebene wohnenden Völker. Und nach alter 
Erfahrung verträgt kein Naturvolk den Eintritt eines neuen Zeit- 
alters, sei es durch SchieRpulver oder Maschine, an seinem Volks- 
körper in des Wortes vollster Bedeutung gänzlich ungestraft. Die 
seelischen und körperlichen Erschütterungen, verbunden mit den 
wirtschaftlichen, können eine Minderheit vollständig zermürben. 
Diesem Schicksal werden eine ganze Reihe nationaler Volks- 
splitter in der Sowjetunion durch die Kollektivierung unrettbar 
verfallen, je niedriger ihr national-sozialer Kulturstand ist, 2 
mehr ihre Geburtenzahl hinter der russischen Mehrheit zurück- 
steht. Mehr noch. Die Zeit des „schweifenden Nomaden“ ist zu 
Ende, der Übergang vom Nomadentum zur Siedlung bei Kirgisen 
und Kalmücken begonnen, beschleunigt durch die wirtschaftliche 
Entwicklung der letzten Jahre. Ein sefhaftes oder ein zwischen 
dem Nomadentum stehendes Volk, meist ein Minderheitenvolk, 
selten ein Mehrheitsvolk, wie eben noch die Kirgisen, wird eine 
ganz andere Krankheitsbereitschaft erwerben als ehedem. Wenn 
daher der medizinische Fünfjahrplan sich der Minderheiten an- 
nimmt, unter ihnen der Völker des hohen Nordens, so hat er 
einerseits dabei die Rolle eines Museumskonservators, der die 
alten Reste gerade eben noch schützt, andererseits eines Weg- 
bereiters für das neue soziale und staatliche Leben der im Mehr- 
heitsvolk aufgehenden Minderheiten. 

Als Volkskrankheiten, welche die Minderheiten stark an- 
greifen, gelten Tuberkulose und Geschlechtskrankheiten, als aus- 
gesprochene Minderheitenkrankheit des mittleren Wolgagaus das 
Trahom (Agyptische Augenkrankheit). Die ambulante Behand- 
ung in „Dispensairs“, diesmal nicht in Einheitsdispensairs, son- 
dern als eigene Beratungs- und Behandlungsstelle für die ein- 


.. >» Die verschiedenen Zusammenhänge habe ich ausführlih entwickelt — 
ta a) Die Bedeutung medizinisch-geographischer Studien in der Sowjetunion, 
Moskauer Rundschau Nr. 9. 1931. b) Die Geomedizin und ihre Anwendung 
ia der Sowjetunion, Moskauer Rundschau Nr. 12, 1931. c) Der augenblick- 
lihe Stand medizinisch-geographischer Forschungen in der Sowjetunion, 
Miinch. med. Wschr. Nr. 35, 1931. d) Sozialhygienische Betrachtungen über 
die nationalen Minderheiten in der Sowjetunion — im Druck in der Zeit- 
shrift des Deutschen Auslands-Instituts in Stuttgart „Der Auslandsdeutsche“. 
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zelnen Krankheiten, soll in netzartiger Ausdehnung, zum Teil 
schon durch Sanitätsflugzeuge, vermehrt werden, um so dichter, 
je größer und bedeutender das wirtschaftliche Zentrum ist. Der 
ernachlässigung des Dorfes soll in erster Linie gesteuert wer- 
den. Wenn die Denkschrift von einer bereits vorhandenen Nei- 
gung der Tuberkulose, zurückzugehen, spricht, und wenn ihre 
und der Syphilis Verminderung in Westeuropa wie in Rufland 
deutlich ist, so wird zu interauchen sein, ob diese Erscheinungen 
auf die Wandlung des Krankheitserregers oder auf die mensch- 
liche Kunst seiner Bekämpfung zurückzuführen ist. Gerade die 
Sowjetunion könnte die eben von Sigerist‘) aufgestellte Frage 
über den inneren und äußeren Zusammenhang zwischen „Kultur 
und Krankheit“ bei dem Bau einer völlig neuen kollektiven 
Kultur und einem vollkommen unverbrauchten Volkskörper be- 
antworten. 
Den genannten mehr chronischen Volksseuchen stehen die 
proren staatenbedrohenden ansteckenden Krankheiten wie Fleck- 
eber, Cholera und Malaria, Pest und Pocken gegenüber, be- 
gleitet von den mehr örtlich begrenzten, wie die typhösen Fieber, 
Ruhr und Diphtherie, Scharlach und Milzbrand. Hier setzt der 
Plan bewährte Maßregeln aus dem ersten Jahrzehnt des Nar- 
komsdraw (1918—1928) in größerem Maßstab um. Es kann aber 
nicht genug davor gewarnt werden, jeden Erfolg einer „Liqui- 
dierung“ eines Seudienherdes den angewandten Maßnahmen zu- 
zuschreiben, da eine Epidemie und Pandemie große unabwend- 
bare Naturereignisse sind, die man genau so wenig wie ein aus- 
ebrochenes Erdbeben oder Gewitter „liquidieren“ kann. Allein 
en Seuchengrund zu liquidieren, noch besser ihn nicht ent- 
stehen zu lassen, wie es in der vom Plan vorgesehenen, ausge- 
führten und bereits darüber hinausgeführten Absicht kundgetan 
wird, also im besten Sinne des Wortes „vorbeugende Medizin“, 
die mit „Sowjetskaja Medizina“ gleichgesetzt wird, zu treiben, 
ist schon eine verdienstvolle Tat zur Erhaltung von Staat, Wirt- 
schaft und ihrem wertvollsten Bestandteil, dem Menschen selbst. 
Zur Erhaltung seiner Kraft, zur Vorbereitung im wirtschaft- 
lichen wie militärischen Dienst, wird die planmäfige Ausbreitung 
des Sports und der Touristik unter ärztliche Aufsicht gestellt. In 
der Tat ist es erstaunlich und erfreulich, was auf diesem Gebiete 
im letzten Jahrfünft geleistet wurde. Durch ganz Rußland geht 
eine Welle der Sportbegeisterung, von der Jugend getragen und 
weitergegeben, wie sie die russische Geschichte nicht kennt. 
Grundsatz: Kein Sport ohne ärztliche Untersuchung und Auswahl 
zur Eignung. Kein Championat eines Nurmi wird erstrebt, son- 
dern die Eigenschaften eines guten StoRbrigadiers, vereint mit 
denen eines guten Hand- und Kopfarbeiters, eines guten Arbei- 


+) Kultur und Krankheit — Kyklos, Jahrb. f. Gesch. der Philosophie u. 
Medizin. Bd. 1, 1928, 
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ters für das „Gemeinwohl“ (obséestvennyj rabotnik) und eines 
ten Sportsmanns sollen den Typ des idealen sowjetischen 
Soman; und Touristen geben. Dieser an und für sich ge- 
sunde Gedanke wird wohl nicht stets vollständig auszuführen 
sein, er zeigt aber, wie auch hier das Individuum in das Kollektiv 
des staatlichen Lebens und seines Aufbaues eingereiht wird. 

Der Verbreitung dieser im Auszug hier vorgetragenen Ge- 
danken dient die hygienische Volksaufklärung, die nicht minder 
ee angefaßt und ausgeführt wird wie die politische. Daher 
egt der medizinische Fünfjahrplan eigenen Nachdruck auf ihre 
richtige Ausübung. Sie soll das geistige Sprachrohr sein, die den 
Arbeiter, Bauern und Soldaten auf die Wohltaten eines gesunden 
Lebens vorbereiten und in fortwährender Aufmerksamkeit und 
Wachsamkeit halten soll. Und wer nur mit einigermaßen offenem 
Blick durch das heutige Rußland gereist ist, kann sich der Tat- 
sache eines festen Willens, in der Gesundheitsfürsorge das Beste 
für das Volk anzustreben, nicht entziehen, mögen auch noch so 
viele unerfüllte örtliche und bundesstaatliche Fünfjahrpläne in 
Einzelheiten nachhinken. 

Die Bedeutung der Hygiene für die Volkswohlfahrt hat 
Lunatscharsky in der außerordentlichen Tagung der Akademie 
der Wissenschaften im Juni dieses Jahres in Moskau durch die 
Forderung hervorgehoben, einen Hygieniker als ordentliches 
Mitglied in die Akademie der Wissenschaften zu berufen, die 
eines solchen bisher entbehrte. Kein Arzt gehöre der Akademie 
an, um so merkwürdiger, als die Hygiene im modernen, zumal 
proletarischen Staat die erste Stelle einzunehmen habe. Der 
vorliegende Plan würde jedoch in der Luft schweben, hätte er 
nicht die feste Grundlage, die der erste Volkskommissar für Ge- 
sundheitswesen in RSF SR, Professor N. A. Semaschko, in zwölf- 
jähriger unermüdlicher Arbeit und in straffer Zusammenfassung 
der gesamten, zur Zarenzeit in 20 verschiedenen Behörden zer- 
streuten Gesundheitspflege in einer Hand geschaffen hat’). 


*) Pjat’ let sovjetskoj mediciny 1918—1923. — Moskau, 2595., 1923 (russ.). 
Zdravoochranenie (Bearbeitung des Stichworts) von Semasko und seinen 
Mitarbeitern in Bol’. Medic. encyklop. Band 10, 1929 (russ.). 
Ñ H. Hamperl — Medizinisches aus der Sowjetunion. — Wiener klin. Wschr. 
r. 15, 1931. 


Die Kultur des Wortes in der Sowjetunion. 
Von Adolf Lane- Berlin. 


Im internationalen Austaush der künstlerishen Kräfte 
spielte die Deklamation bis jetzt eine relativ bescheidene Rolle. 
Die traditionelle Bezeichnung „Deklamation“ oder „Rezitation“ 
muß hier wohl beibehalten werden, weil ein allgemein anerkann- 
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ter Ausdruck für die neue Kunst und die neue Wissenschaft des 
Sprechens sich noch nicht durchgesetzt hat. Man könnte hier an 
„Sprechkunst“, „Sprechkunde“, an eine Wissenschaft des Spre- 
chens denken und es gibt Gründe, warum die Sprechkunst sich 
bis jetzt nicht denselben Rang erobert hat wie die Musik und der 
Gesang. Aber alle Anzeichen sprechen dafür, daß das Verständ- 
nis für die selbständige Bedeutung der Kunst des Sprechens im 
Wachsen begriffen ist und vielleicht werden wir uns von Deutsch- 
land aus künftig bei der planmaftigen Ausstrahlung unseres 
Könnens auf dem Gebiete der Instrumental- und Vokalmusik 
und des Theaters eingehender als bisher mit der Frage beschäfti- 

en müssen, ob nicht die wunderbare Werbekraft des deutschen 

fortes eingesetzt werden soll, um das Verständnis für deutsche 
Kultur zu vertiefen und die Bande freundschaftlicher Kultur- 
verbindung mit allen Ländern zu pflegen, wo das Deutsche, das 
längst zur Weltsprache geworden ist, mit besonderem Eifer ge- 
trieben wird. Zu diesen Ländern gehört auch die UdSSR, wo I 
Interesse für die Sprechkunst und die Kultur des Wortes außer- 
ordentlich rege ist und wo Leistungen auf diesem Gebiet vor- 
liegen, die auch bei uns in Deutschland gezeigt werden sollten. 

Auf die Möglichkeit eines fruchtbaren Austausches der ,,Kul- 
tur des Wortes“ in den Beziehungen zwischen Deutschland und 
on hinzuweisen, ist die Aufgabe der vorliegenden Dar- 
stellung. 

Aus der Geschichte der russischen Vortragskunst (De- 
klamation) ist zunächst in aller Kürze hervorzuheben, daf die 
Deklamation als eine selbständige Kunstart, d. h. als die Kunst 
des öffentlichen Vortrags von Erzeugnissen der schönen Literatur 
in Rufland relativ jung ist. Unter dem Begriff der Deklamation 
dieser Art fällt nicht die Deklamation auf der Bühne oder in den 
Schulen, es handelt sich um die Deklamation auf dem Podium, 
vor einem Konzertpublikum. Es ist das freie gesprochene Wort 
selbst, die ihm eigene Kraft, Farbe und Musik, der Sinn, die 
Form, die Kultur des Vortrages, die hier ohne die spezifischen 
bühnenhaften Hilfsmittel wirken sollen. 

Das erste Auftreten von russischen Deklamatoren in diesem 
Sinne fällt in die vierziger Jahre des vorigen Jahrhunderts, wenn 
man einem Zeugnis von Gogol folgen will, der selbst ein ausge- 
zeichneter Deklamator war. 

Als Deklamatoren treten in der ersten Zeit zunächst Schau- 
spieler und Autoren auf. Als Stammvater der Deklamatoren 
darf man wohl den Schauspieler P. A. Nikitin (1836—1880) be- 
zeichnen. Er war bekannt durch sein Auftreten in den Pausen, 
dann nach den Vorstellungen, aber auch durch selbständiges Auf- 
treten auf dem Podium, wobei er besonders die Werke von Ne- 
krasow, Minajaew und humoristische Vorträge ee Erst 
gegen’ Ende des XIX. Jahrhunderts erscheinen selbständige De- 
klamatoren, die keine Schauspieler waren, d. h. die bewußt die 
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Vortragskunst auf dem Podium im Unterschied von der Bühnen- 
kunst übten. Als einer der ersten Künstler dieser Art ist D. D. 
Korowjakow (1855—1895) anzusehen. Korowjakow war 
Theaterkritiker, unterrichtete in der Deklamation auf der Schau- 
spielschule der „Russischen Theatergesellschaft“ und verfaftte 
populäre Bücher über sein Fach. Das Aufkommen von Rezita- 
toren, die keine Berufsschauspieler waren, stand in Verbindung 
mit der Entstehung von theoretischen Werken über die Dekla- 
mation. Die erste Arbeit dieser Gattung erschien bezeichnender- 
weise nur als Kapitel eines größeren Werkes über die „Schauspiel- 
kunst“ (von P. D. Boborykin, 1872). Bis dahin wurde die Dekla- 
mation nur in Form von gelegentlichen kurzen Notizen in den 
Werken über Rhetorik und in den Aufsätzen über die Schauspiel- 
kunst behandelt. Die ersten selbständigen Darstellungen der 
Deklamationskunst erscheinen in den letzten Jahrzehnten des 
XIX. Jahrhunderts und im XX. Jahrhundert. Das sind die Ar- 
beiten von D. Ostrogorski, dann von M. M. Brodwoski, Korow- 
jaraw, Osarowski, Eristow, Sladkopewzew, Wolkonski, Wsewo- 
odski-Gerngrof und schließlich von W. K. Sereshnikow*). 
Doch muß man sagen, daß im XIX. Jahrhundert die Dekla- 
mationskunst von den Schauspielern mehr oder weniger mono- 
polisiert blieb. Außer Nikitin hat die Bühne einige sehr talent- 
volle erzählende Vortragskünstler hervorgebracht, von denen be- 
sondere Erwähnung I. W. Gorbunow und Andrejew-Burlak ver- 
dienen, beide sind zugleich Verfasser eigener Erzählungen. Die 
monopolistische Beeinflussung der Deklamation durch die Bühne 
fand ihren Ausdruck während dieser Periode darin, daß man 
‚sowiederSchauspieler“ vortrug. Eine charakteristische 
Besonderheit dieser Schauspielerdeklamation besteht u. a. in der 
Behandlung des lyrischen Gedichts als eines dramatischen Mono- 
ogs. Man rezitierte, indem man eine Rolle spielte. Die inneren 
Bewegungen und die Gesten der Schauspielersprache standen 
häufig im völligen Gegensatz zur Rhythmik des Verses. Die 
künstliche Versform wurde zerstört, „vernatürlicht“. In anderen 
Fällen wurde die Sprache des Gedichts in einen Rezitativgesang, 
in pathetisches Heulen verwandelt und übermäßig vokalisiert. 
esser stand es noch mit den Prosatexten. Hier zeigten die 
Schauspieler, die als Rezitatoren (ötecy) und Erzähler (rasska- 
čiki) auftraten, mehr Meisterschaft, denn hier konnte man sich 
fast ausschließlich auf das künstlerische Feingefühl und auf die 
Beobachtungsgabe stützen. 
An der Scheide des XIX. und XX. Jahrhunderts, in der Zeit 
des sogenannten Modernismus, lebt das bis dahin im Schwinden 
egriffene Interesse für die Kultur der Verskunst wieder auf. 


*) Die erste vollständige und bis zur Gegenwart reichende biblio- 

We ee Ubersicht zum Gegenstande der vorliegenden Darstellung gibt 

. K. Sereshnikow in „Masterstvo &teca“ („Die Meisterschaft des Rezitators“). 
Tes-Kino-Pegat’. Moskau 1930. 
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Auf dem Podium erscheinen immer häufiger Dichter (Balmont, 
Bjely, Brüssow, Block, Gumiljew, Achmatowa u. a.) und tragen 
öffentlich ihre Gedichte vor. In ihrer Wiedergabe bemiihten sie 
sich, die rhythmisch-melodische Basis des Verses wiederzugeben. 
Es kam eine neue Manier der Rezitation auf, man rezitierte „so 
wie die Dichter“. In den meisten Fällen war der Vortrag 
dieser Dichter monoton, gleichförmig, ohne emotionelle Farb- 
gebung. Die Vermittlung des Rhythmus ging auf eine grobe 
Wiedergabe des Metrums hinaus, auf Verstärkungen des Tones, 
begleitet von entsprechenden Gesten. Sehr häufig wurden Gedichte 
verschiedenen Sinninhalts in das Prokrustesbett derselben Melo- 
dik gezwungen. Das Publikum, das an den „temperamentvollen“ 
Vortrag der Schauspieler gewöhnt war, verhielt sich anfangs den 
Dichtern gegenüber unfreundlih. Aber die Dichter gaben neue 
Werke, trugen sie auf eine neue eigene Weise vor, traten als 
populäre Autoren eigener Dichtungen auf (während die Schau- 
spieler fortfuhren, aus dem alten abgeklapperten Repertoire zu 
schöpfen), und deshalb steigt allmählich das Interesse des Publi- 
kums am Vortrag der Dichter. Zu den positiven Seiten dieses 
Auftretens der Dichter ist das Aufwerfen (nicht die Lösung) der 
Frage nach dem Vers als solchem mit seiner euphonischen und 
eurhythmischen Struktur zu rechnen. In euphonischer Hinsicht 
leistete Bedeutendes Balmont (vgl. sein Werk „Die Poesie als 
Zauberkunst‘). In eurhythmischer Beziehung haben sich verdient 
gemacht A. Belyj (vgl. sein Werk „Der Symbolismus“ u. a.), 
Brjussow („Die Wissenschaft des Verses“, „Versuche“) u. a. Nach 
den Modernisten und Symbolisten betritt das Podium die auf- 
rührerische Gruppe der Futuristen (Igor Sewerjanin, Majakowski, 
Wassilij Kamenski, D. Burljuk, Welimir Chlebnikow u. a.). Der 
talentvolle Vortrag, die neuen Vortragsmethoden, neuartige Ge- 
dichte dieser jüngsten Gruppe, haben das Interesse des Publi- 
kums an der Rezitation stark angefacht und die Vorträge fanden 
vor überfüllten Auditorien statt. 

Die beiden älteren Perioden der russischen Deklamations- 
kunst (wo man rezitierte „so wie der Schauspieler“ und „so wie 
der Dichter“) bereiteten die neue, dritte Periode vor, die in un- 
seren Tagen zur vollen Blüte gelangt ist und einen Kulturfaktor 
ersten Ranges bildet. Die besonderen Züge der dritten Periode 
{in der man vorträgt „so wie der Rezitator’) lassen sich 
kurz dahin zusammenfassen: 

1. Es tritt das auf genauem Studium beruhende Bestreben 
hervor, nicht nur das emotionelle Wesen des Gedichts, 
sondern auch die musikalische Struktur des Verses als sol- 
chen wiederzugeben. 

2. die Deklamation wird als eine vom Theater getrennte be- 
sondere Kunst angesehen. 

3. Die Deklamation wählt unter Ausnutzung der musiktheo- 
retischen Grundsätze den Weg musikalischer Behandlung. 
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In letzterer Beziehung darf man I. Osarowski („Musik des 
lebendigen Wortes“) als den ersten Wortführer dieser Auffassung 
ansehen. Er hat als erster die Deklamation als eine besondere 
Art des musikalischen Schaffens zu begründen versucht. Der 
markanteste Vertreter dieser dritten Periode ist W. K. Sereshni- 
kow, der auf dem von Osarowski gewiesenen Wege ein neues 
System der Deklamationskunst geschaffen hat. Da die Anregun- 
gen, die von Sereshnikow ausgehen, von weitertragender Bedeu- 
tung geworden sind, muß ich bei der Charakteristik seiner Wirk- 
sakei kurz verweilen, wenn auch die Entwicklung neuerdings 
bereits über ihn hinaus geht. 

W. K. Sereshnikow, selbst früher Schauspieler der normalen 
Bühnenlaufbahn (Theater Korsch), ist vor allen Dingen ein be- 
gabter Pädagoge, Organisator, Regisseur und wissenschaftlicher 
Schriftsteller. Er genoß eine gründliche musikalische und schau- 
spielerische Ausbildung und absolvierte die juristische Fakultät 
der Moskauer Universität (wo er übrigens später eine Zeitlang 
auch als Privatdozent für Sprechkunst wirkte). Die vielseitige 
künstlerische Ausbildung im Verein mit natürlicher Veranlagung 
machen ihn auch heute noch zu einem der bedeutendsten Ver- 
treter auch der ausübenden Künstler der Rezitation. 

1913 gründete W. K. Sereshnikow „die ersten Moskauer 
Kurse der Diktion und Deklamation“ und trat praktisch für die 
Behandlung der Deklamation als einer vom Theater getrennten 
Kunstgattung ein. Im Jahre 1919 wurden die Kurse Sereshnikows 
in eine staatliche Hochschule „Staatsinstitut für Deklamation” und 
ein Jahr später in ein „Staatsinstitut des Wortes“ mit vier Fakul- 
täten (Deklamation, Literatur, Redekunst und Erzählung) umge- 
wandelt. Sereshnikow war der Organisator und Rektor dieser 
Hochschule, von deren Leitung er aber bereits 1921 zurücktrat. 
Er nahm im „Moskauer Institut für Deklamation“ seine 1915 be- 
gonnenen privaten Bestrebungen wieder auf und konnte das 
Institut bis 1926 aufrechterhalten. 1926 wurde das Institut wie- 
derum umgewandelt und verstaatlicht. Es bestand unter dem 
Namen „Staatliche Kurse für Rezitation und Redekunst“ bis zum 
Sommer 1927, mußie dann aber aus finanziellen Gründen die 
Pforten schließen. Die vom Institut abgezweigte Schwesterorga- 
nisation „Kurse des lebendigen Wortes“ wurde 1927 aus denselben 
finanziellen Gründen geschlossen. Seit 1927 bis heute ruht die 
Frage der staatlichen Regelung des Deklamationsunterrichts; sie 
ist im wesentlichen der Privatinitiative überlassen. Es gibt 
gegenwärtig in Moskau nur eine einzige amtliche Stelle, die 
speziell die Redekunst pflegt: das ist die „Kommission für leben- 
diges Wort“ im GAIS (Staatliche Akademie für Kunstwissen- 
schaft), die unter der Leitung eines früheren Dozenten der Insti- 
tute Sereshnikows (A. K. Schneider) steht und ihre Arbeiten in 
vier Abteilungen gliedert: 1. theoretische Vorträge, 2. Studium 
der Vortragskunst in besonderen Sitzungen, 3. Faboralosiunm für 
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Ausübung der Redekunst und 4. Arbeiten der Rednergruppe 
(Training). 

Aus der Schule Sereshnikows sind eine ganze Reihe von 
Rezitatoren (Prjanischnikow, Efros, Jaroslawzew und viele an- 
dere), Deklamationspädagogen (Saritschewa, Kogan, Kruming 
u. a.) und Schauspieler Ce anoa: Direktor vom Wachtangow- 
Theater, Shmitjko vom Theater Korsh, Antonow vom Künstler- 
theater u. a.) hervorgegangen. Ferner ist auf die Tätigkeit Sere- 
shnikows die Entstehung der erwähnten „Kommission für leben- 
diges Wort“ zurückzuführen sowie die Bildung der bis jetzt noch 
bestehenden „Assoziation der Arbeiter auf dem Gebiete des 
lebendigen Wortes“ (eine zentrale Rezitatorenorganisation). Aus 
der Schule Sereshnikows ist die neue Kunstform der sogenannten 
Kollektiven-Deklamation (Chorsprechen nach besonderen Grund- 
sätzen entstanden und Sereshnikow war es, der das Interesse für 
den künstlerischen Vortrag und für die schöne Literatur in ent- 
scheidender Weise förderte. Sehr bezeichnend ist es, daß die 
Dichter selbst Anregungen aus den Erfahrungen der neuen De- 
klamationskunst schöpften. Unter diesen Dichtern finden sich 
heute zugleich geschulte Deklamatoren (Wassilij Kamenski, 
J. Selwinski und viele andere). 

Neben der „kollektiven Deklamation‘“ hat Sereshnikow auch 
noch weitere neue Deklamationsformen geschaffen: das Sprech- 
quartett und Sprechduett sowie Inszenierungen, die in neuer 
Weise die Wirkung des gesprochenen Wortes steigern und die 
künstlerische Gestaltung spröder Materien (politische Texte, 
Texte geschichtlicher Art) ermöglichen. 

Auf die Initiative Sereshnikows ist auch die’ Gründung des 
ersten russischen „Theaters des Rezitators“ zurückzuführen, einer 
besonderen Stäite, wo die reine Sprechkunst zur Geltung kam. 
Dieses Theater stand 1922 bis 1926 unter seiner Leitung, ist dann 
aber unter dem Druck objektiver Gründe eingegangen. Einer 
der Schüler Sereshnikows, W. Sarenskij, organisierte das auch 
heute noch bestehende Theater unter gleicher Bezeichnung in 
Leningrad (bei dem ZDKA, d. h. dem Zentralhaus der Armee 
und Flotte). 

Die Grundsätze und Einrichtungen Sereshnikows sind auch 
im Auslande bekannt geworden. Insbesondere sind seine Er- 
fahrungen mit der kollektiven Deklamation in den Sprechchéren 
verwendet worden. An erster Stelle in Deutschland, allerdings 
zunächst in den politischen Organisationen. Jedoch haben die 
Grundsätze der neuen von Sereshnikow inaugurierten Dekla- 
mationskunst an sich nichts mit der Politik gemein. 

„Die kollektive Deklamation ist die Kunst der kollektiven 
Darstellung eines instrumentierten dichterischen Textes durch 
ein organisiertes lebendiges Wort unter der Voraussetzung der 
musikalischen und psychischen Einheit aller Teilnehmer“, sagt 
Sereshnikow (,,Kollektivnaja deklamacija“ Moskau 1927). Das 
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Zustandekommen der kollektiven Deklamation setzt nach ihm 
das Vorhandensein von drei Elementen voraus: 1. des Chors (mit 
hohen, mittleren und tiefen Stimmen verschiedener Färbung), 
2. einer Komposition des tonalen Materials („Sprechkomposi- 
tion“), 3. eines Dirigenten. Schon aus diesen kurzen Angaben 
wird es deutlich, wie sehr sich diese Deklamation von der gegen- 
wärtig bereits sehr verbreiteten primitiven Art des Chorsprechens 
unterscheidet und wie hohe Anforderungen sie an die Ausüben- 
den und an den Dirigenten stellt. In den ersten Jahren seit dem 
Bestehen des Sowjetstaates ging die Welle des Chorsprechens 
über alle Klubs und alle Schulen, und zwar verbreitete sich zu- 
nächst das primitive Chorsprechen, bei dem man sich keine be- 
sondere Mühe machte. Gegenwärtig ist die Entwicklung in 
ruhigere Bahnen getreten: man betreibt das Chorsprechen nur 
dort, wo besonders ausgebildete Leiter vorhanden sind. Auch 
im Theater geht man allmählih vom primitiven Chorsprechen 

Die Sprechchöre spielen eine besondere Rolle in den Revo- 
lutionsstücken. Am besten scheint es mit dem Chorsprechen im 
Meyerhold-Theater zu stehen, wo übrigens schon 1920 das Schil- 
lersche „Lied von der Glocke“ von Bebutow nach dem System 
Sereshnikows inszeniert wurde. 

Viel weiter als die kollektive Deklamation ist in der Union 
das „kollektive Sprechen“ verbreitet. Auch hier, bei Umzügen, 
in den Versammlungen, überall dort, wo „die Menge spricht“, 
ist bereits ein wohlausgebildetes System vorhanden. Mit großem 
Geschick werden insbesondere die bei verschiedenen Anlässen 
herausgebrachten Losungen „durch das Sprechen plakatiert“. 

Am 28. April 1930 wurde eine „Olympiade des künstlerischen 
Sprechens“ in Leningrad abgehalten. An diesem ersten Treffen 
der Rezitatoren aus der ganzen Union waren außer einzelnen 
Künstlern (W. Sereshnikow, Tieme, Artobolewsky, Rudskaja, 
Schwarz u. a.) und rezitierenden Künstlern (J. Selwinski, W. Ka- 
menski, S. Kirssanow, W. Majakowsky u. a.) beteiligt: das 
„Theater des Rezitators“ (von Surensky, Leningrad), das ,,Mos- 
kauer Deklamationsquartett’ Sereshnikows, das „Lito-Muso- 
Montage-Ensemble“ von Lusanow, das Theater des „Lebendigen 
Buches“, „Die Moskauer Werkstatt der künstlerischen Erzäh- 
lung“ (unter der Leitung des früheren Hörers des „Moskauer 
Staatlichen Instituts des Wortes“ Iwanytschew und der Mit- 
wirkung des Rezitators Steinschneider). Über die ganze Union, 
auch über die nationalen Republiken verbreitet sich die Kulti- 
vierung, die „Organisierung“ des Wortes, wobei die ukrainische 
Hauptstadt Charkow ein bedeutendes Zentrum bildet. Hier be- 
steht außer einem Ensemble von Rezitatoren eine Fonarew- 
Sprechgruppe bei der „Ukrfil“ (Ukrainische Philharmonie) und 
ein „Ukrainisches Theater des Rezitators“. 

Eine Sonderstellung unter den russischen Rezitatoren nahm 
der vor Jahresfrist verstorbene Schauspieler und Rezitator A. Za- 
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kuschnjak ein. Zakuschnjak begann mit „intimen Vortrags- 
abenden“, an denen nur eine beschränkte Zahl von Zuhörern teil- 
nehmen durfte. Die Wirkung des Vortrags, als einer gleichsam 
erlebten Erzählung, sollte unmittelbar sein. „Ich muß jedem 
Zuhörer ins Auge schauen können“, sagte Zakuschnjak. Die 
Abende hatten einen großen Erfolg. Die unvergleichliche Kunst 
des Meisters wandte sich später fast ausschließlich der Erzählung 
zu und seine Abende nannte er nun „Abende der Erzählung‘. 
Die Zahl seiner Hörer stieg. Aus kleinen Gruppen von etwa 30 
wurden es bald 300, aus 300 — 3000! Der intime Charakter der 
ersten Abende ging verloren, aber die Kunst des Meisters, der 
eine besondere Synthese von Eigenschaften des Schauspielers 
und des Rezitators darstellte, machte immer neue Eroberungen. 
Seine Abende bekamen wieder eine neue Bezeichnung, er nannte 
sie jetzt „Literarische Konzerte“. Man bedenke, daß er einer der 
ersten war, die der Literatur auf dem russischen Podium neben 
der Musik und dem Gesang einen gleichwertigen Platz sicherten. | 
Das ist sein bleibender Verdienst. Er war ein hervorragender 
ausübender Künstler, ein genialer Rezitator. Leider haben die 
anstrengende, unermüdliches Arbeiten an sich selbst erfordernde 
Praxis und die besonderen persönlichen Verhältnisse es ihm 
nicht erlaubt, sich auch theoretisch für die Vortragskunst zu be- 
tätigen. Und er hatte nur wenige Schüler. In Moskau besteht 
jetzt ein Ensemble aus drei früheren Hörern der Sereshnikow- 

urse (Ignatjew, Dragowa, Sacharowa), die die Stilrichtung Za- 
kuschnjaks vertreten. Es handelt sich hier aber anscheinend um 
einen Epigonenversuch, bei dem der Vortrag „mit verteilten 
Rollen“ erfolgt, ohne daß eine von Sereshnikow geforderte musi- 
kalische Komposition zugrunde gelegt wird. 

Die von Sereshnikow verkörperte Stilrichtung der Sprech- 
kunst und die Sprechkunst überhaupt stößt in USSR auf das 
Interesse breitester Schichten. Das fand seine Bestätigung, als, 
auf meine Anregung, im Jahre 1929 einer der führenden Sprech- 
künstler Deutschlands, Erich Drach (Universität Berlin) zu Rezi- 
tationsabenden nach Moskau kam, nachdem er auch in Leningrad 
erfolgreich auftrat. Auch in Deutschland hat die Vortragskunst 
eine ähnliche Entwicklung durchlaufen wie in Rußland. Auch 
hier steht im Anfang das „Sprechen wie der Schauspieler“, dem 
die Gedichte eine Sammlung von Rollen, ein Anlaß des Sich- Aus- 
spielens sind. Als letzter genialer Vertreter dieses Stils ragt noch 
in die Gegenwart L. Wüllner hinein. Auch hier entwickelt sich 
zunächst ein Rückschlag, indem vielfach Dichter ihre Werke 
selbst vorlasen, monoton, schwunglos, metrisch gepreft, und daß 
man für einen besonderen Kunstwillen, für ein „Zurücktreten 
hinter dem Werk“ ansah, was doch im Grunde nichts war als 
einfaches technisches „Nichtkönnen“, die Unfähigkeit des deut- 
schen Durchschnittsgebildeten, in seiner Muttersprache ein Stück 
geformter Rede sinnrichtig und ausdrucsstark vorzutragen. 
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Auch hier entwickelt sich im Gegensatz gegen die bühnenhafte 
Gedihtdarstellung durch den Schauspieler und gegen das 
dilettantenhafte Vorlesen durch den Dichter jene Sprechkunst, 
die höchstes fachliches Können in den Dienst eines bestimmten 
Stückes geformter Rede stellt. Ihr Ahn ist weder der Schau- 
spieler noch der Literat, sondern der Rhapsode und Skalde, 
Märchenerzähler und fahrende Spielmann, der von Ort zu Ort 
wandert, erzählt, was irgend die Lust zu fabulieren der mensch- 
lihen Phantasie eingibt, und der so aus der epischen Ursituation 
heraus — ein Erzählender im Kreis der Hörer — stets neu ge- 
meinschaftsbildend wirkt. Kennzeichnender Vertreter dieser 
Stilgattung in Deutschland ist heute Drach, und so ergaben sich 
bei seinem Besuch in der Union bald mannigfache Wechsel- 
beziehungen: die Organisationen der Sprechkunst in Leningrad 
und Moskau ernannten ihn zum Ehrenmitglied und sein Auf- 
treten gab Stoff zu fachlichen Diskussionen. Gerade die hier 
an getretenen Wesensuntershiede — die größere Hin- 
gegebenheit an die Wortmusik in der russischen, die schärfere 
prosanähere Gedanklichkeit der deutschen Sprechkunst — tragen 
dazu bei, fruchtbare Anregung nach beiden Seiten zu geben. 

Den Weg der Sprechkunst darf man gerade in der Gegen- 
wart nicht unterschätzen. Das ist durchaus ein breiter Weg mit 
nod großen Zukunftsmöglichkeiten, auf dem die schöne Literatur 
den breitesten Massen näher gebracht werden kann, diese Kunst 
hat darüber hinaus eine ausschlaggebende Bedeutung für die 
Kultur des lebendigen Wortes in der Schule, in der Hochschule, 
im öffentlichen und privaten Leben. Ihr Wirkungskreis kann 
weiter reichen als der Wirkungskreis der Musik, wenn auch die 
Gegenwart von diesem Ideal noch weit entfernt ist. 


Russische Metallpolitik. 


Von Alfred Marcus, Berlin. 


Eines der wichtigsten Probleme in der Durchführung der 
russischen Wirtschaftsplanungen stellt die Metallversorgung der 
russischen Industrie dar. Es bedarf keiner Erörterung, daß die 
Schaffung von Produktionsmitteln aller Art in höchstem Grade 
abhängig ist von dem Vorhandensein entsprechender Metall- 
mengen, wobei natürlich nicht nur an das Risen und Stahl zu 
enken ist, sondern vor allem auch an die Metalle, die wir in 
er Weltwirtschaft als „Nichteisenmetalle“, „non-ferrous metals“ 

zeichnen und die die Russen im Gegensatz zu den oben ge- 
nannten „schwarzen Metallen“ unter dem Begriff „Buntmetalle“ 
zusammenzufassen pflegen. Verstanden werden hierunter in 
der Hauptsache Kupfer, Blei, Zink, Zinn. Aluminium und die 
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große Anzahl von Metallen mit geringerer quantitativer aber des- 
halb durchaus nicht kleinerer qualitativer Bedeutung, etwa 
Cadmium, Wismut, Cobalt, Nickel usw. usw. 

Ebenso wie in der Weltwirtschaft ist nun auch in der russi- 
schen Planung eine ziemlich scharfe Trennung zwischen der Be- 
handlung der Gruppe Eisen und Stahl einerseits, der der Nicht- 
eisenmetalle andererseits festzustellen. Das hat natürlich seine 
guten Gründe darin, daß die Eisengewinnung und die sich hieran 
anschließende Stahlproduktion (die direkte Stahlgewinnung aus 
dem Eisenerz ist vorläufig weder in Rußland noch auch außer- 
halb Ruflands praktisch bedeutungsvoll geworden) ganz anderen 
wirtschaftlichen Voraussetzungen ne als die Gewinnung 
der Nichteisenmetalle. Die letzteren stellen ja auch, auf die 
Mengeneinheit bezogen, ganz andere Werte dar als das Eisen; die 
Brennstoff-Frage spielt beim Eisen eine völlig andere Rolle und 
ist in der Kalkulation viel entscheidender, auch die Verarbeitung 
des Eisens erfolgt, wirtschaftlich betrachtet, unter ganz anderen 
Voraussetzungen. Es ist deshalb kein Wunder, daß die russische 
Eisenwirtschaft in der Planung anders behandelt wird als die 
Bewirtschaftung der Nichteisenmetalle, wofür aber neben den 
oben angedeuteten allgemeinen Gesichtspunkten auch noch ein 
besonderer russischer maßgebend ist. Der russische Eisenerz- 
bergbau ist nämlich verhältnismäßig viel stärker entwickelt als 
der russische Bergbau auf Nichteisenerze. Es ist zwar richtig, 
daß diese Entwicklung in der Relation zu dem russischen Besitz 
an Eisenerzen auch noch keine sehr fortgeschrittene ist; aber 
man kann heute doch feststellen, daß sie sich in einem Stadium 
befindet, daß der russische Nichteisenerzbergbau erst noch 
erreichen muff. 

Wenn wir hier den Versuch dazu machen, einiges über die 
russische Metallpolitik zu sagen, so ist damit freilich nicht an die 
russische Eisen- und Stahlwirtschaft und ihre Planungen gedacht, 
sondern lediglich an die russische „Buntmetallwirtschaft“. Denn 
die letztere ist trotz der verhältnismäßig großen Käufe Ruflands 
an Eisen- und Stahlfabrikaten am Weltmarkt doch noch viel 
enger weltwirtschaftlich bedingt und verknüpft als das Ver- 
hältnis der russischen Eisen- und Stahlwirtschaft zu den großen 
Industrieländern Europas und Amerikas es bisher jemals ge- 
wesen ist und wohl auch in Zukunft sein wird. Von einer eigent- 
lichen russischen „Metallpolitik“ kann man daher, vom inter- 
nationalen wirtschaftlichen Standpunkt aus betrachtet, beim Eisen 
und Stahl kaum sprechen. Wohl aber muff man sie als vorhan- 
den a in bezug auf die Bewirtschaftung der Nichteisen- 
metalle. 

Diese nun liegt in Rußland noch ziemlich weitgehend im 
argen. Das Vorkriegsrufland hat ja mit seinen Nichteisenerz- 
reichtümern nur verhältnismäßig wenig angefangen und hat, 
soweit eine Ausbeutung überhaupt stattfand, diese im wesent- 
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lihen ausländischen Konsortien, Franzosen und Engländern, 
auch Deutschen und Amerikanern ‘überlassen. Dabei ist der 
Bestand des Landes schon vor dem Kriege als groß genug be- 
kannt gewesen, um den Aufbau einer kräftigen Nichteisenmetall- 
industrie als möglich erscheinen zu lassen. Diese Erzvorkommen 
konzentrieren sich im wesentlichen auf den Ural mit seinen 
Kupfer-, Blei- und Zinkerzen, die auch erhebliche Goldgehalte 
führen; auf die uralischen Platinerzvorkommen sowie auf Nickel- 
erzvorkommen in dem gleichen Gebiet; auf das Altaigebiet mit 
seinen Kupfer-, Blei-, Zink-, Silber- und Golderzen; auf den 
Kaukasus mit den sehr großen Manganerzlägern von Tschiaturi 
und mit etwas Kupfer; auf das südrussische Nikopolgebiet mit 
seinen Manganerzen; im fernen Osten auf die Blei- und Zink- 
vorkommen von Tetjuche; schlieflich auf die Bauxitvorkommen 
von Tichwin, welche die Grundlage für eine russische Aluminium- 
industrie bilden werden. 

All diese Erzvorkommen — wir haben hier nur die wich- 
tigsten aufgezählt — sind zu einem erheblichen Teile noch in 
den ersten Anfängen ihrer AufschlieRung befindlih, wenn auch 
einige hiervon bereits seit Jahrzehnten in Abbau genommen wor- 
den sind. Aber die klimatische und auch die Transportlage hat 
bisher eine energische AufschlieRung verhindert, und man kann 
ohne Übertreibung sagen, daß aus den genannten Gründen der 
Reichtum Rußlands an Nichteisenerzen, generell gesehen, heute 
erst ganz oberflächlich „angekratzt“ ist. Der russische Metall- 
bedarf selbst war ja auch früher ohne jede Schwierigkeit durch 
Einfuhren zu decken, außerdem war er infolge der wenig ent- 
wickelten Industrialisierung des Landes verhältnismäßig recht 
klein. Es ergibt sich für das Rußland des Jahres 1913 die 
folgende Metallbilanz, in welcher wir allerdings nur die wich- 
tigsten Nichteisenmetalle berücksichtigen. (Es sei aber daran 
erinnert, daß beim Blei und Zink die Produktion Polens von 
1913 noch der russischen hinzugerechnet ist, abgesehen hiervon 
ist natürlich auch der gesamte Konsum der Randstaaten in den 
russischen Ziffern enthalten.) 


Russische Metallbilanz für 1913. 


Metall Produktion Verbrauh Verbraucsüberschuß 
Aluminium. . — Tonnen 2000 Tonnen 2000 Tonnen 
Blei . . . . 3300 . 58 800 ni 55 500 J 
Kupfer . . . 33700 a 40 200 3 6 500 s 
Ni el ° . ° ae 9 800 99 800 99 
Zink . . > . 31400 j 33 300 ss 1 900 = 
Zinn .... a : 2 700 ji 2 700 a 


_ Verhältnismäfig am besten stand also schon in der Vor- 
kriegszeit die russische Metallbilanz in den Positionen Kupfer 
und Zink. Hier sind die Verbrauchsüberschüsse bereits relativ 
gering gewesen, und ohne den Krieg wäre Rußland zweifellos 
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auch bei steigendem Metallbedarf wahrscheinlih schon etwa im 
Jahre 1917 oder 1918 dazu in der Lage gewesen, seinen Bedarf 
an diesen Metallen selbst zu decken. Der Krieg hat diese Ent- 
wicklung verhindert, und wenn wir uns zum Vergleich einmal 
die russische Metallbilanz des Jahres 1925 vor Augen führen, 
wobei wir allerdings wiederum nicht aufer acht lassen dürfen, 
daß in diesem Jahre die polnische Zinkproduktion nicht mehr 
der gesamtrussischen hinzugerechnet werden konnte, so sehen 
wir sehr deutlich die Folgen der Kriegsjahre in einer starken 
Produktions-, aber auch Verbrauchsminderung. 


Russische Metallbilanz für 1925. 


Metall Produktion Verbrauh Verbraucsüberschufß 
Aluminium. . — Tonnen 1 000 Tonnen 1000 Tonnen 
Blei . . . . 1000 g 18 000 = 17 000 3 
Kupfer . . . 6600 A 9 500 m 2 900 B: 
Nikel . .. a J 200 ji 200 s 
Zink . . . . 1700 = 15 000 5 13 300 ss 
Zinn . . — 2 000 5 2 000 Mi 


Man darf nun aus dem Rückgang der Verbrauchsüberschüsse 
nicht etwa folgern, daß in Rufland damals der latente Metall- 
bedarf nachgelassen hätte. Im Gegenteil, die russische Wirtschaft 
hat gerade um die Mitte des vergangenen Jahrzehnts unter einer 
geradezu katastrophalen Metallkna pheit gelitten. Es ist daher 
verständlich, daß man der Stillung dieses Metallhungers im Fünf- 
jahrplan eine sehr weitgehende Aufmerksamkeit gewidmet hat, 
und für 1930 kommen wir denn auch schon wieder zu einer russi- 
schen Metallbilanz, die ein ganz anderes Bild gibt als die von 
1925, aber auch als die von 1913. 


Russische Metallbilanz für 1930. 


Metall Produktion Verbrauch Verbraucsüberschuß 
Aluminium. . — Tonnen 15000 Tonnen 15000 Tonnen 
Blei . . . . 4960 ri 59 000 Es 54 040 = 
Kupfer . . . 48665 = 70 000 3 21 335 i: 
Nickel . . . 500 1 600 Er 1 100 un 
Zink . . . . 4650 = 46 000 S 41 350 = 
Zin .... 5 5000 i 5 000 3 


Das Bild hat sich also in jeder Beziehung von 1925 bis 1930 
anz außerordentlih gewandelt. Freilich ist die Abhängigkeit 
ußlands von der Metallversorgung durch das Ausland bestehen 
in sie hat sich sogar beim Blei und Zink und auch beim 

inn gegenüber der Vorkriegszeit noch beträchtlich erhöht. Die 
Industrialisierung des Landes erfordert eben steigende Metall- 
mengen, auf der anderen Seite ist man um die polnischen Blei- 
und Zinkhütten gekommen, die man freilich wiederum nicht mit 
den oberschlesischen Hütten verwechseln darf, welche bis 1919 in 
deutschem Besitz gewesen sind. | 
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An diesem Punkte nun setzt die russische Metallpolitik ein. 
Sie ist in ihren Zielen ganz klar. Sie erstrebt die Unabhängig- 
machung Rufllands von der Metallversorgung durch das Ausland 
und nach der Erreichung dieser Etappe sogar die Belieferun 
des Auslandes mit überschüssigen Metallmen en. Rein technis 
gesehen, dürfte das gegenwärtig bestehende Programm theo- 
retisch dazu ausreichen, um die an ußlands mit 
den wichtigsten Nichteisenmetallen bald zu gewährleisten. Die 
Planung sieht nämlich folgende Neuanlagen vor: 


Datum der Endgültige 
Kupfer: Fertigstellung Jahresleistung 
1. Betriebseinheit 1930 
2. Betriebseinheit April 1930 25000 Tonnen 
Kasmedstro (Kupfertrust Kasakstan) August 1932 50000 >, 
Flektrolytkupferwerk Swerdlowsk (Ural) 1932 100 000 
Kupferwalzwerk Swerdlowsk (Ural) 1932/1933 150 000 r 
Zink: 
Elektrolytzinkwerk Ridder (Altaigeb. Kasakstan) 
1. Betriebseinheit 1928 
2. Betriebseinheit 1931/1932 25 000 x 
Zinkdestillationswerk Konstaninowka Oktober 1930 14 000 E 
Elektrolytzinkwerk Kemerowo (Kuznezk- 

Bassin Sibirien) Ende 1930 50 000 es 
Elektrolytzinkwerk Tscheliabinsk (Ural) 1930/1931 20 000 2 
Zinkwerk Belowsky (Sibirien) Oktober 1930 12000 , 
Elektrolytzinkwerk (Alagir, Nordkaukasus) 1932 10 000 i 

Blei: 
Bleiwerk Ridder (Altaigeb. Kasakstan) 
1. Betriebseinheit 1928 
2. Betriebseinheit 1931/1932 25 000 er 
Bleiwerk Tetjuche (fernöstl. Gebiet 

brit. Konz.) Oktober 1930 15000 ,, 
Bleiwerk Alagir (Nordkaukasus) 1931 5000 ,, 
Bleiwerk Tschimkent (Turkestan) 1932 50 000 3 
Bleiwerk Nerdschinsk 1932 20 000 m 

Nickel: 
Ural Nickelwerk (Ufaley) . 1932/1933 2 500 i 
Aluminium: 
Swankawerk bei Leningrad Anfang 1931 5000 , 
Dnjepropetrowsk Ende 1931 15 000 


Aus dieser Übersicht ergibt sich, daf die Russen nach den be- 
stehenden Plänen zu einer Produktion von 175000 Tonnen 
Kupfer, 150000 Tonnen Kupferfabrikaten, 131 000 Tonnen Zink, 
115 000 Tonnen Blei, 2500 Tonnen Nickel und 20000 Tonnen Alu- 
minium schon in verhältnismäßig kurzer Zeit gelangen wollen, 
natürlich unter der Voraussetzung, daß das Programm auch wirk- 
lich durchgeführt werden wird. Es hat keinen Sinn, sich Ver- 
mutungen darüber hinzugeben, wie weit dieses Programm in 
absehbarer Zukunft vorläufig nur eine „Papierform“ der russi- 
schen Metallwirtschaft darstellen wird, und wie weit es tatsäch- 
lich zu Produktionen führen kann, die den angegebenen Ziffern 
auch nur annähernd entsprechen. Sicher ist soviel, daß diese 
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Ziffern durchweg ein Mehrfaches der Verbrauchsüberschüsse dar- 
stellen, die wir oben für das Jahr 1930 errechnet haben, natürlich 
mit der einen Ausnahme des Zinns, für welches nennenswerte 
Erzaufschlüsse in Ruflland nicht vorhanden sind und das allen- 
falls aus der Verarbeitung von zinnhaltigen Altmaterialien wie- 
der gewonnen werden könnte. Freilich wird nun auch der 
russische Metallbedarf innerhalb der nächsten eare weiterhin 
steigen. Es ist also hier zu einer Art von Wettlauf gekommen, 
bei welchem der eine Partner durch die Erzgruben und Hütten, 
der andere durch die metallverarbeitenden und metallverbrau- 
chenden Industrien dargestellt wird. 

Die Russen haben sich sehr weitgehender ausländischer 
Hilfe bedient, um in diesem Wettlauf die Gruben und Hütten 
als Sieger durchs Ziel gehen zu lassen. Es sei erinnert an die 
Lena-Konzession und an die Tetjuche-Konzession. Die Lena- 
Konzession ist bekanntlich inzwischen in Schwierigkeiten geraten, 
und es ist nach Lage der Dinge kein Wunder, wenn die beiden 
Partner einander die Schuld hieran zuschieben. Wir haben hier 
keine Veranlassung dazu, auf diese Schuldfrage näher einzugehen 
und etwa noch darauf, ob vielleicht die in jüngster Zeit zutage 
getretenen Reibereien mit der Tetjuche-Konzession ihre Ur- 
sachen auf seiten des Konzessionsgebers oder des Konzessions- 
nehmers haben. Das Verhalten der Russen in diesen Konflikten 
läßt aber den Eindruck entstehen, als ob sie auf Konzessionäre, 
denen das Ausbeutungsrecht für bestimmte Erzreichtümer des 
on Gebietes zugestanden worden ist, heute einen ent- 
cheidenden Wert nicht mehr legen, was sich übrigens auch be- 
reits in ihrer Behandlung der Harriman-Angelegenheit gezeigt 
hat, die freilich metallpolitisch anders gelagert war als der Fall 
Lena. Sie haben jedenfalls die ausländische Hilfe seit etwa 1925 
soweit in en genommen, daß von ausländischer Seite ganz 
erhebliche Investierungen an Materialien, Maschinen und auch 
an technischem Können in den russischen Metallerzbergbau vor- 
genommen worden sind, und sie genießen heute bereits die 
Früchte dieser Investierungen, mögen sie nun mit dem Konzes- 
sionsnehmer in Streit geraten sein oder nicht. Ein anderer Weg, 
der sich lediglich auf die Gewährung technischer Hilfe in der 
Metallgewinnung bezieht, ohne zu der Hergabe von Ausbeutungs- 
konzessionen an Ausländer zu führen, scheint jedenfalls den 
Russen heute angenehmer zu sein. Sie haben diesen Weg be- 
schritten bei der Entwicklung einer eigenen Aluminiumproduk- 
tion und bei der Entwicklung einer eigenen Nickelproduktion. 
Hierbei hat man sich vor allem französische Hilfe zu sichern ge- 
wut. Nachdem man sehr langwierige Verhandlungen mit der 
deutschen Aluminiumindustrie wegen einer Anwendung des Hag- 
lund-Verfahrens zur Tonerdegewinnung geführt hat, die schließ 
lich scheiterten, hat man mit den Franzosen ein Abkommen ge- 
troffen, welches bereits in Kraft ist. Im April 1931 sind führende 
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französische Aluminiumtechniker in Moskau eingetroffen, welche 
die technische Beratung des „Aluminstroj“ übernommen haben, 
dem die beiden Aluminiumwerke in Swanka bei Leningrad und 
in Dnjepropetrowsk unterstehen. Diese technische Beratung er- 
streckt sich aber nicht nur auf die Gewinnung von Aluminium, 
sondern auch auf die.von Magnesium, eines Leichtmetalles, von 
dessen Anwendung man sich im Automobil- und Flugzeugbau 
ziemlich viel verspricht. Gleichzeitig hat man aber mit den Fran- 
zosen ein Abkommen über die Leistung von technischer Hilfe 
für die Entwicklung einer russischen Nickelindustrie getroffen. 
Für die Russen würde die Fertigstellung einer Nickelhütte eine 
große Erleichterung für die Produktion von Spezialstählen mit 
Nickelbeimengung bedeuten. Gerade auf solche Metalle, die für 
die Eisenveredlung in Frage kommen, legt man in Rußland be- 
sonderen Wert. aher auch die großen russischen Käufe an 
Ferrolegierungen, also an Ferrovanadium, Ferromolybdän und 
anderen derartigen Materialien, die in letzter Zeit am Weltmarkt 
und auch besonders in Deutschland vorgenommen worden sind, 
und für diese Märkte trotz der aufs schärfste auskalkulierten 
‘Preise, welche die Russen zu bezahlen pflegen, in den letzten 
Monaten zweifellos eine gewisse Stütze bedeutet haben. 

Aber das sind Dinge, die für das zentrale Ziel der russischen 
Metallpolitik nicht von so entscheidender Bedeutung sind, wie 
die Schritte, die man in der Richtung einer Unabhängigkeit des 
russischen Marktes von der Kupfer-, Blei-, Zink-, Aluminium- 
und Nickelversorgung durch das Ausland unternommen hat. 
Denn die Importe an diesen Metallen fallen wert- und mengen- 
mäßig außerordentlich ins Gewicht, und ihre ausreichende Ge- 
winnung im russischen Inland ist für die Entlastung der russi- 
schen Handelsbilanz von hervorragender Bedeutung. Dieses Ziel 
werden die Russen zweifellos in nicht allzulanger Frist erreichen. 
Eine andere Frage ist es, ob es ihnen auch möglich sein wird, 
diese Metalle zu exportieren, etwa wie sie jetzt Platin und 
Manganerze in ganz großem Stil ausführen. Am Platin- und 
Manganerzmarkt der Welt haben sie jahrelang die unbestrittene 
Führung gehabt. Am Platinmarkt ist ihnen diese Führung aber 
in letzter Zeit sehr stark von der kanadischen Nickelgruppe be- 
stritten worden, welche steigende Platinmengen als Nebenprodukt 
gewinnt und gerade deshalb bei der Selbstkostenberechnung 
ihres Platins eine überaus günstige Position inne hat. Die Ka- 
nadier haben die Russen dazu gezwungen, sich mit ihnen wenig- 
stens provisorisch zu verständigen, nachdem man auf russischer 
Seite eingesehen hatte, daß man diesen Konkurrenten nicht so 
leicht aus dem Markt werde drängen können, wie dies in den 
Jahren nach der Aufhebung der russisch-internationalen Konven- 
tionsverträge etwa mit der Columbischen Produktion möglich ge- 
wesen ist. Die Russen haben daher mit dem Prinzip der dauern- 
den Preissenkung am Platinmarkt zu Lasten der nichtrussischen 
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Produzenten zunächst einmal brechen müssen. Auch am Mangan- 
erzmarkt ist ihre internationale Position nicht mehr so stark wie 
etwa in den Jahren nach der Aufgabe der Harriman-Konzession. 
Hier hat freilich eine erfolgreiche Bekämpfung der russischen 
Manganerzpolitik bisher weder durch die alte britisch-indische 
Industrie noch durch die neue west- und südafrikanische Indu- 
strie (Goldküste und Südafrika) stattfinden können. Aber dafür 
ist auf der anderen Seite die Absatzmöglichkeit für Manganerze 
infolge des Niederganges der internationalen Stahlindustrie doch 
viel stärker zusammengeschrumpft, als man sich dies in Rußland 
beim Ausbau der kaukasischen und südrussischen Manganerz- 
gruben wohl jemals gedacht hat. 


Abschließend können wir feststellen, daß Rußland sich auf 
dem Wege dazu befindet, seine dee mit den wich- 
tigsten Metallen, für die fast durchweg die Ausgangsmaterialien 
in Rußland in genügendem Maße vorhanden sind (erwähnt sei 
noch Quecksilber) sicherzustellen. Für die internationale Metall- 
wirtschaft bedeutet das einen nicht unerheblichen Ausfall an 
Absatzmöglichkeiten. Sollte darüber hinaus Rußland noch als 
Exporteur von „Buntmetallen“ an den Weltmarkt kommen, 
so wird dies für die Preisentwicklung an den internationalen 
Metallmärkten, an Märkten also, die im Rahmen der gesamten 
Weltwirtschaft eine außerordentliche Rolle spielen, von ganz 
entscheidender Bedeutung sein. 


Rußland und Osteuropa. 
Monatsübersichten. 
Innere und äußere Politik. 
Von Otto Hoetzsch. 


I Das Allgemeine. 


Wir geben das Urteil eines seit langerem in Moskau leben- 
den Journalisten, des Berichterstatters der „Vossischen Zeitung’, 
Wilm Stein, aus demSeptember wieder: „Das ‚entscheidende‘ 
Jahr des Fünfjahrplans zeigt tatsächlich eine leichte Wendun 
zum Besseren: sie ist noch sehr gering und ob sie anhält, wei 
man noch nicht, aber sie ist da. Zwar herrschen die gleichen 
Nöte in Ernährung, Warenmangel, Teuerung, Wohnung usw., 
aber: zum erstenmal seit langer Zeit ist in diesem Sommer nichts 
schlechter geworden! Die Not nicht gewachsen, das Elend hat 
sich nicht ausgedehnt.“ Der Beobachter spricht von einer „be- 
ruhigten und gefestigten Stimmung in Moskau in diesem Herbst; 
subjektive Gründe liegen im Bild der kapitalistischen Krise, ob- 
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jektive im ,Abebben‘ der russischen Aufbaukrise mit ihrer Über- 
stürzung und Uberhetzung, sowie im Ende der Inflation und Ende 
der Opposition“. Und der Bericht schließt mit einer Betrachtun 

der russischen Jugend, wie sie auch hier immer gegeben wird. 

Das ist das Urteil eines klugen und nicht voreingenommenen 
Berichterstatters. Auch er teilt sicherlich die Meinung, daß der 
sozialistische Aufbau noch weit davon entfernt ist, die ge- 
siherte Autarkie erreicht zu haben, auf die er so großen Wert 
legt. Die Verstrickung Ruflands in der Weltkrise, seine Ver- 
bundenheit der Welt mit ihr und die daraus sich ergebende son- 
derbare Antithese, die ihrerseits wieder auf die innere Politik 
zurückwirkt, sind im ersten Aufsatz dieses Heftes geschildert. 
Das muß zu der eben wiedergegebenen Beobachtung hinzuge- 
fügt werden. 

Von den Zuständen geht der Blick drüben in die Zukunft 
mit dm neuen Fünfjahrplan, für den die Kommission 
ja schon gebildet ist, und der vor allem Elektrizität, chemische. 
Industrie, Kohlen und Metall, Transportwege aller Art und die 
sogenannten Kombinate ausbauen soll. Die Namen Angara, 
Ural-Kusnezk, Karaganda in Kasakstan (neue Kohlenfelder), 
Minussinsk und Jenissej zeigen, daß mit diesen Kombinaten und 
dem neuen Fünfjahrplan nun, worauf auch Stalins Junirede 
hinwies, die asiatischen Teile Rußlands in den sozialistischen 
Aufbau in vollem Umfang, gewissermaßen organisch, hereinge- 
zogen werden sollen. Aber das ist die Musik der Zukunft. 

Von den Zuständen geht der Blik in der Gegenwart 
eben auf Stalins neue Richtlinien vom 23. Juni: Neu- 
organisation der Industrieverwaltung (Auflösung der Riesen- 
konzerne und Übergang zur Einzelverwaltung), Differenzierung 
des Arbeitslohns, Akkordlohn und Prämien, Fachleute. 
Namentlich letztere Frage hat Rudsutak, der stellvertretende 
Vorsitzende des Rates der Volkskommissare, am 12. August noch 
einmal behandelt: im Sinn der Gleichberechtigung von Partei- 
mitgliedern und Nichtparteimitgliedern, mit scharfer Kritik an 
den jugendlichen, proletarischen Ingenieuren, die sich selbst über- 
schätzen, mit Hervorhebung des „produktionstechnischen Risikos, 
das jeder Techniker auf sich nehmen müsse und wofür ihn nie- 
mand strafen dürfe“, im Sinn also der elastischen Behandlung 
dieser wichtigen Frage, die um so brennender ist, als die Sowjet- 
regierung jetzt anstrebt, die vielen ausländischen Spezialisten, 
die sie beschäftigt, nicht mehr in fremder Valuta, sondern in 
Rubeln zu bezahlen. Das wird natürlich die Gewinnung frem- 
der Spezialisten erschweren, obwohl die Bereitwilligkeit bei der 
jetzigen Weltkrise vielfach auch vorhanden ist, Anstellungsver- 
träge nach Rußland mit Verzicht auf Gehaltszahlung in auslän- 
discher Währung zu vollziehen. 
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Il. Wirtschaftslage. 


Einbringung der neuen Ernte, wofür sehr scharfe 
Bestimmungen zur Beschleunigung der Erntearbeiten erlassen 
wurden, wie Arbeit Tag und Nacht für die Aufschichtung des Ge- 
treides u. dgl. m., sogenannte neue Getreidekampagne seit 1. Juli, 
zum erstenmal also die Getreidebereitstellung aus einer fast voll- 
ständig erreichten Kollektivierung, die zum erstenmal mit diesem 
Jahre ihre Probe zu bestehen hat, Herbstsaatkampagne, Neu- 
organisation auch des Sernotrusts, der Behörde, die die staat- 
lichen Getreidegüter leitet und deren Auflösung in neue Unter- 
trusts, sowie Bildung eines Organs des Landwirtschaftskommis- 
sariats in der Bundesvereinigung ,Sernosowchosobjedi- 
nenije“, zu dessen Leiter Gertschikow (Stellvertreter 
Ostrowski, Sbarski und Rudnew) ernannt worden ist — das sind 


die Hauptaufgaben des Augenblicks. 


Zu letzterem Punkt sei noch hinzugefügt, daß in dem betref- 
fenden Dekret vom 25. August die Norm für die staatlichen Ge- 
treidegüter auf 40—50000 ha festgesetzt wurde, was eine Ver- 
kleinerung bedeutet. Auch hier Maß und Zurückweichen von 
der „Gigantomanie“. 


Erlaß des Zentralkomitees der Partei vom 15. August zur 
Kohlenkrise, Maßnahmen wegen der Autofabrik in Nowgorod 
u. dgl. jagen sich, bezeichnend nicht nur für das bekannte Hetz- 
tempo des Fünfjahrplans, sondern auch interessant wegen der 
Mißstände und Mängel, die darin ebenso wie in den Mitteilungen 
der sogenannten Ausführungskommission verzeichnet werden. 
Auch eine recht bezeichnende Verordnung des Zentralkomitees 
der Partei vom 19. August über die durchgreifende Reform der 
Arbeiterspeisungen in den Fabriken gehört in das gleiche Kapitel. 
Der Erlaß, der eine Arbeitsdienstpflicht für ein Wege- 
bauprogramm für die Landbevölkerung einführt (vom 24. August), 
der vom 3. August über dieSelbstbesteuerung der Land- 
wirtschaft, eine Zusatzsteuer, eine Art Bürgersteuer zu der be- 
kannten landwirtschaftlichen Einheitssteuer und der Übergang 
der letzten englishen Bergbaukonzession in Rufland 
an die Regierung, der der Tetjuche Mining Corporation, eines 
Unternehmens mit einem Kapital von 600000 Pfund, das seit 
1925 eine umfangreiche Konzession im Blei- und Zinkbergbau 
des fernöstlichen Gebietes betrieb, seien als charakteristische 
Einzelheiten zur Wirtschaftslage nur gestreift. 


Ausführlicheres ist zu geben über den Außenhandel zu- 
nächst für das erste Vierteljahr 1931. 


Bekanntlich ist der Fünfjahrplan jetzt auf das Kalenderjahr 
umgelegt und für das erste Kalendervierteljahr liegen die 
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Zahlen jetzt erst vor. Sie sind in Millionen Rubel (nach dem 
„Ostexpreß“, wie alle folgenden Zahlen zu diesem Thema): 


Abnahme im 1. Quar- 
1. Quartal 1931 1. Quartal 1930 tal 1931 in %. 


Einfuhr 251,2 273,6 — 81 
Ausfuhr 195,9 236,8 — 17,2 
Gesamtumsatz 447,2 510,4 12,3 
Handelsbilanz 55,3 36,9 


Danach ist die Gesamtsumme des Auftenhandels gegen das 
Vorjahr um rund 12 % gesunken, besonders die Ausfuhr mit über 
17% aus bekannten Gründen, die Handelsbilanz mit 
5 Millionen Rubeln passiv, womit der Ausfuhrüberschuß des 
a „besonderen“ Quartals Oktober-Dezember 1930 ver- 

raucht ist. 


Nach wichtigsten Ländern geordnet sind die Zahlen: 
Ausfuhr Einfuhr Gesamtumsatz 
1. Quartal 1. Quartal 1. Quartal 
1931 1930 1931 1930 1931 1930 


Deutschland 39 A 55,1 57,9 50,2 96,9 109,3 
U.S. A. 4,4 7,2 93,2 74,3 97,6 81,5 
England 51,4 46,2 11,4 14,4 62,8 60,6 


Danach steht in Ausfuhr und Einfuhr im Gesamtumsatz Amerika 
an erster Stelle, danach Deutschland. Die deutsch-rus- 
sische Handelsbilanz war in diesem Vierteljahr mit 18.1 Mil- 
lionen Rubel für Deutschland aktiv. 


Für das erste Halbjahr 1931 liegen vorläufige Zahlen 
vor in der Ausfuhr mit 365,8 Millionen Rubel (464,3), in der 
Einfuhr 518,1 (555,7), also eine Passivität mit 55,3 (22,4) Millionen. 
In dieser Passivität der Handelsbilanz steckt die im Eingangs- 
artikel so scharf bezeichnete Gefahr, da mit der Aufrechterhal- 
ne der Exportkontingente der Fünfjahrplan steht und fallt. 
In der Ausfuhr war Getreide der wichtigste Posten, in der Ein- 
fuhr Maschinen und Apparate (nicht weniger als 47 % der Ge- 
samteinfuhr). Die Getreideausfuhr ist mengenmafig gestiegen, 
der Wert infolge des Rückganges der Weltpreise nur wenig. 


Eine offiziöse Betrachtung über den Außenhandel im 
ersten Halbjahr (in: „Die Volkswirtschaft der Sowjetunion”, 
2. August-Heft) kommt zu dem Schluß., daß die Ausfuhr sich 
immerhin verhältnismäßig fest i habe gegeniiber den 

risenerscheinungen auf dem Weltmarkt. Jedoch ist das kein 
rost, da es für den Fünfjahrplan, der absolut genommen ist, 
niht auf diese Realität, selbst wenn sie stimmt, ankommt, son- 
dern auf ein absolutes Gelingen, eine absolute Aktivität der 
Handelsbilanz, wie der Plan sie in Aussicht nimmt. Das ist eben 
nicht der Fall und darin liegt eine mit jedem Monat größer 
werdende Gefahr. 
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menden Produktion hat, muß man diese Bezahlung differenzieren 
und ein solches System der Honorierung einführen, das das Vor- 
wärtskommen der talentvollsten Autoren anreizt. Das ist beson- 
ders wichtig in den Gebieten der Literatur, die für die gegebene 
Periode besonders große Bedeutung haben“ (also im Augenblick 
der Technik u. dgl.). i 


V. Außenpolitik. 


Das Hauptsäcliche zur Außenpolitik ist im Eingangsaufsatz 
_ dieses Heftes gesagt. Sonst erregten Vorgänge wie der rumä- 
nische Besuch in Warschau und die Reorganisation der rumä- 
nischen Armee, sodann die Behandlung der Weißgardisten durch 
die chinesische Polizei in der Mandschurei und natür- 
lich der Ausbruch eines bewaffneten japanisch-chinesischen Kon- 
flikts die Aufmerksamkeit. Mehr noch der Fortgang der Revo- 
lution in Spanien, die revolutionäre Bewegung in Chile 
und vor allem die Lage in Deutschland. 

Die deutsch-französische Annäherung wurde 
als eine „Zusammenarbeit des Stricks mit dem Gehängten“ be- 
zeichnet. Die „Iswestija“ (14. September) urteilten darüber ab: 

„Die französische Volkswirtschaft ist durch die Krise der Nadhkriegs- 
zeit verhältnismäßig wenig erschüttert worden und schwerlich wird sie da- 
nach streben, ihr Schicksal mit der aufs tiefste erschütterten Wirtschaft des 
im Weltkriege besiegten und blutleeren Deutschland zu verbinden“. 

Im deutschen Ruflandgeschäft ist das Abkommen 
vom 14. April am 1. September abgelaufen und die Aufträge 
verteilt. Nach vorsichtigen Schätzungen beläuft sich das russische 
Obligo in Deutschland auf 7—800 Millionen Rubel. Rußland hat den 
Wunsch, die deutsche Ausfuhr nach der Sowjetunion zu erhöhen 
und die deutsche Wirtschaft ist natürlich an sich dafür. Das hat 
aber seine Grenzen angesichts der großen Höhe der Verschuldung 
des sowjetrussischen Handels an Deutschland, die, alles in allem 
(Bestellungen dieses Jahres, im nächsten Jahr fällig werdende 
Zahlungen), wohl eine Milliarde Mark erreicht, an da Unmög- 
lichkeit, derartige Summen von seiten der deutschen Wirtschaft 
zu kreditieren oder von seiten des Deutschen Reiches zu garan- 
tieren, welch letzteres über eine 40prozentige Garantie nicht hin- 
ausgehen will, die immerhin auch 400 Millionen Mark ausmacht. 
Die Reichsbank hat einen Rediskontkredit von 150 Millionen Mark 
zur Verfügung gestellt, der namentlich mittleren Firmen die 
Durchführung der Rußlandlieferung ermöglicht. Dadurch hat 
die Reichsbank gezeigt, welche Bedeutung sie den Rufland- 
aufträgen beimifßt. Wie schwierig diese in der jetzigen Finanz- 
klemme durchzuführen sind, zeigt am besten die Tatsache, daß 
der größte Teil der im Rahmen des Abkommens vom 14. April 
zustande gekommenen Aufträge unter eine Kreditfrist von nicht 
weniger als 21—28 Monaten fällt. Über all diese Fragen wird 
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in den Schlichtungsverhandlungen, die am 17. September be- 
fonna gesprochen. Im übrigen ist auch über das Verhältnis 
eutschland-Rufland alles im Eingangsartikel gesagt. 


Abgeschlossen den 23. September 1931*). 


*) Durch beruflihe Überlastung war unser Mitarbeiter, Professor 
O. Auhagen, leider verhindert, seine Übersicht für dieses Heft fertig- 
zustellen; sie folgt im nächsten Heft. 


Bücherschau. 


Der Kampf gegen die Religion in der Sowjetunion. 


Das Notbuch der russischen Christenheit. 
Berlin-Steglitz 1930. Eckart-Verlag. 247 S. Preis: brosch. 7,20 RM. 

Iwan Iljin: Wider die Gottlosigkeit. Die Christenver- 
folgung im Sowjetstaate. Der Sinn der Gottlosigkeit. Der Bund 
der Gottlosen. Berlin 1931. Eckart-Verlag (Die Notreihe Heft 3). 
39 S. Preis: 0,95 RM. 

Hans Koch: Das kirchliche Ostproblem. Berlin-Spandau 
1931. Wichern-Verlag. 28 S. (Hefte der Apologet. Centrale, 
Heft 3.) Preis: 0,80 RM. 

Oscar Schabert: Was der Bolshewismus den Christen 
zu sagen hat. Berlin-Dahlem 1928. Wichern-Verlag. 34 5. 
Preis: 1,— RM. 

P. J. Schweigl: Moskau gegen den Vatikan. Augsburg 
1930. Literar. Institut von Haas & Grabherr. 37S. Preis: 1,— RM. 
(Sammlung: Politik und Kultur, Heft 8.) 

oseph Froberger und Stephan Berghoff: Sturm über 
Rußland. Der Kampf der Bolschewisten gegen das Christentum. 
Köln 1930. Gilde-Verlag. 61 S. Preis: 0,40 RM. 

C. A. Flügge: Notschreie aus Rußland. Sechzig Briefe 

eines Augenzeugen. Kassel o. J. Verlag J. G. Oncken. 159 S. 
Preis: 2,— RM. 
_ Fürst Gregor Trubetzkoy: Die Glaubensverfolgung 
in Sowjetrußland. Der Kampf gegen Gott und die Verteidigung 
des Glaubens in der heutigen Sowjetunion. Wernigerode a. Harz 
1950. Hans Harder Verlag. 89S. Preis: 2,50 RM. 

Karl Nötzel: Gegen den Kultur-Bolschewismus. 12. Bd. 
der Bücherfolge Christliche Wehrkraft. München 1930. Verlag 
Paul Müller. 92 S. 

C. Martens: Unter dem Kreuz. Erinnerungen aus dem 
alten und neuen Rußland. Neukirchen, Kr. Mörs, 1930. Kolpa 
Verlagsgesellschaft m. b. H. 200 S. Preis: Gzl. 250 RM. 


Keine Maßnahme der Sowjetregierung und ihrer Organe hat ein so 
eroßes Aufsehen erregt und eine so spontane und scharfe Verurteilung in 
der ganzen zivilisierten Welt hervorgerufen, wie die in den letzten Jahren 
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II. Innere Politik. 


Bedeutungsvoll, wenn auch nicht ganz durchsichtig. sind die 
Personalveranderungeninder GPU. Der bisherige 
1. Stellvertreter des Chefs, Mesing, der wegen der Krankheit des 
Chefs, Menschinski, die GPU leitete, ist durch Akulow aus der 
Arbeiter- und Bauerninspektion ersetzt worden. Dieser gehört 
zum Kreis von Ordshonokidse, und es scheint, als wenn mit dieser 
Veränderung der letztere seinen Einfluß im Sinn der Stalinschen 
neuen Politik auf die bisher vollständig unabhängige und 
schrankenlose GPU durchgedrückt hätte. 

Die fortgesetzten Erörterungen über die Verbesserung 
des Staatsapparates (die Tschistka) hat 1 600 000 Beamte 
geprüft und 164 000 ihrer Stellen enthoben) und über die Arbeit 
der Dorfräte ergeben nicht viel Neues. Für die Wichtigkeit, 
die man den Dorfräten beilegt, ist der kleine Zug bezeichnend, 
daß man sie mit den Zentren telephonisch zu verbinden sucht: 
im Leningrader Bezirk sind 160, im Moskauer 1100 Dorfsowjets 
telephonisch mit den Zentralen verbunden. 

Eine neue Erscheinung ist das „sowmestitelstwo“ von Arbei- 
tern und Arbeiterinnen im Räteapparat, d. h. die ehrenamtliche 
Wahrnehmung von Funktionen im Räteapparat durch Arbeiter 
auf der Fabrik (Verordnung vom 19. August). 

Immer wieder ergreifen hohe Funktionäre, wie namentlich 
Enukidse, in der Presse das Wort, um auf die Notwendigkeit 
größeren Lebens in den Rayonen und in den Sowjets hinzuweisen, 
wo es offenbar noch recht hapert. 

Ganz interessante Einblicke auch in die allgemeine innere 
Lage erhielt man durch die Berichte über die große Inspektions- 
reise des Kriegskommissars Woroschilow nach dem Fernen 
Osten und Sibirien. Er hat die Truppen inspiziert, zugleich aber 
auch sonst sehr scharf nach dem Rechten gesehen und durchaus 
keine Mördergrube aus seinem Herzen gemacht. 

Im ganzen gilt wieder für die innere Politik die Stille, kein 
Wort von Parteikämpfen, eine Fülle von Verordnungen, die alle 
sich auf die Wirtschaftspolitik und den Fünfjahrplan beziehen, 
daneben diese Verwaltungsfragen, sonst nichts. 


IV. Kulturpolitik. 


Ganz anders ist das auf dem Gebiete der Kulturpolitik, d. h. 
der Schulpolitik, auf dem ein außerordentlihes Leben 
herrscht. 

Es wurde jetzt der erste Jahrestag des Beschlusses des ZIK 
Eat der die allgemeine Schulpflicht einführte (mit der Ab- 

ürzung: „Wseobutsch“). Kalinin schrieb zum 13. August in den 
„Iswestija“ einen sehr bemerkenswerten Artikel dazu, gab die 
Zahlen, die im letzten Heft von uns wiedergegeben wurden, und 
kritisierte scharf die Mängel, die noch vorhanden sind in den 
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Schuleinrichtungen, ganz besonders im Lehrplan und seinen Er- 
gebnissen: „Sogar Kinder, die die ‚Semiletka® vollendet haben, 
sind noch sehr schwach in der Grammatik, kennen schlecht ihre 
Muttersprache und die einfache Grammatik, was nicht nur für die 
Schulen der anderen Nationalitäten, sondern auch für die russi- 
schen Schulen gilt.“ Daneben stehen in diesem Artikel Sonder- 
hinweise auf den Lehrplan, z. B. die Bedeutung des Zeichnens 
oder der Hinweis, daß man nicht von allem nur etwas lernen 
solle: „Mir scheint, man sollte in der Elementarschule nicht mehr 
als fünf bis sechs Gegenstände lehren, darunter aber die ‚polit- 
gramota (Staatsbürgerkunde). Die Grundsätze müssen fest sitzen 
und dafür muß genügend Zeit vorhanden sein. Am wichtigsten 
aber in der Schulerziehung ist die tiefste Achtung gegenüber der 
Arbeit im allgemeinen und gegenüber der a in Arbeit im 
besonderen.“ „Der Plan des Wseobutsch ist mit 110,5 % erfüllt, 
in der Sowjetunion sind in diesem Jahre 17612671 Kinder in 
die Schule gegangen“, hieß es in einem anderen Jubiläumsartikel. 

In einer langen Verordnung des Zentralkomitees der Partei 
vom 5. August über die Elementar- und mittlere 
Schule wurden die Erfahrungen und Aufgaben zusammenge- 
faßt: Grundaufgaben der Schule, methodische Leitung, sogenannte 
Kaders, die materielle Basis, die Leitung der Schule. Dies und 
die fortgesetzten Erörterungen über die „Massenschule“, die 
„marxistisch-leninistische Erziehung“, die Politechnisierung der 
Schule und die allgemeine Schulpflicht überhaupt zeigen eine 
Tätigkeit und ein Interesse, wie sie vor dem Fünfjahrplan in der 
Sowjetunion für diese Fragen nicht zu finden waren. Daß hier 
dem Tempo und der Überhetzung die Wirkung nicht entsprechen 
kann, bedarf keines Wortes. 

Derselbe Eifer und dieselbe Reorganisationswut hat auch das 
Publikationsgebiet ergriffen. Man spürt förmlich, wie 
der Fünfjahrplan alles mobilisiert, die produktiven Kräfte des 
Landes in all und jeder Weise, also auch das Gehirn des Menschen, 
die Herstellung des Buches, Zeitung usw. in einer riesigen Fabrik. 

Eine Verordnung ebenfalls des Zentralkomitees der Partei 
(15. August) beschäftigte sich mit der Verlagsarbeit, stellte fest, 
daß die Produktion des Ogis (jetziger Name für den Staatsver- 
lag) betrug 300 Millionen Exemplare 1929, 575 im Jahre 1930 
und 1931 auf 800 Millionen steigen soll, daß die Werke Lenins 
im laufenden Jahr in ungefähr 5 Millionen Exemplaren vertrieben 
werden sollen, und organisierte das Staatsverlagsgeschäft neu in 
den drei Teilen des Ogis, des Part-isdat und des Gos-tech- 
isdat, deren Aufgaben aus dem Namen klar werden. Die perio- 
dische Literatur, die Autoren, Kritik und Bibliographie. Papier- 
lieferung und Buchverbreitung. wurden gleichfalls darin behan- 
delt. Ein charakteristischer Satz bezüglich der Autoren: ..Ange- 
sichts dessen, daß das System der Bezahlung der Autoren größte 
Bedeutung für die Verbesserung der Qualität der herauskom- 
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menden Produktion hat, muß man diese Bezahlung differenzieren 
und ein solches System der Honorierung einführen, das das Vor- 
wärtskommen der talentvollsten Autoren anreizt. Das ist beson- 
ders wichtig in den Gebieten der Literatur, die für die gegebene 
Periode besonders große Bedeutung haben“ (also im Augenblick 
der Technik u. dgl.). i 


V. Außenpolitik. 


Das Hauptsäcliche zur Außenpolitik ist im Eingangsaufsatz 
_ dieses Heftes gesagt. Sonst erregten Vorgänge wie der rumä- 
nische Besuch in Warschau und die Reorganisation der rumä- 
nischen Armee, sodann die Behandlung der Weiftgardisten durch 
die chinesische Polizei in der Mandschurei und natür- 
lich der Ausbruch eines bewaffneten japanisch-chinesischen Kon- 
flikts die Aufmerksamkeit. Mehr noch der Fortgang der Revo- 
lution in Spanien, die revolutionäre Bewegung in Chile 
und vor allem die Lage in Deutschland. 

Die deutsch-französische Annäherung wurde 
als eine „Zusammenarbeit des Stricks mit dem Gehängten“ be- 
zeichnet. Die „Iswestija“ (14. September) urteilten darüber ab: 

„Die französische Volkswirtschaft ist durch die Krise der Nachkriegs- 
zeit verhältnismäßig wenig erschüttert worden und schwerlich wird sie da- 
nach streben, ihr Schicksal mit der aufs tiefste erschütterten Wirtschaft des 
im Weltkriege besiegten und blutleeren Deutschland zu verbinden“. 

Im deutschen Rußlandgeschäft ist das Abkommen 
vom 14. April am 1. September abgelaufen und die Aufträge 
verteilt. Nach vorsichtigen Schätzungen beläuft sich das russische 
Obligo in Deutschland auf 7—-800 Millionen Rubel. Rußland hat den 
Wunsch, die deutsche Ausfuhr nach der Sowjetunion zu erhöhen 
und die deutsche Wirtschaft ist natürlich an sich dafür. Das hat 
aber seine Grenzen angesichts der großen Höhe der Verschuldung 
des sowjetrussischen Handels an Deutschland, die, alles in allem 
(Bestellungen dieses Jahres, im nächsten Jahr fällig werdende 
Zahlungen), wohl eine Milliarde Mark erreicht, an der Unmög- 
lichkeit, derartige Summen von seiten der deutschen Wirtschaft 
zu kreditieren oder von seiten des Deutschen Reiches zu garan- 
tieren, welch letzteres über eine 40prozentige Garantie nicht hin- 
ausgehen will, die immerhin auch 400 Millionen Mark ausmacht. 
Die Reichsbank hat einen Rediskontkredit von 150 Millionen Mark 
zur Verfügung gestellt, der namentlich mittleren Firmen die 
Durchführung der Rußlandlieferung ermöglicht. Dadurch hat 
die Reichsbank gezeigt, welche Bedeutung sie den Rufland- 
aufträgen beimiltt. Wie schwierig diese in der jetzigen Finanz- 
klemme durchzuführen sind, zeigt am besten die Tatsache, daß 
der größte Teil der im Rahmen des Abkommens vom 14. April 
zustande gekommenen Aufträge unter eine Kreditfrist von nicht 
weniger als 21—28 Monaten fallt. Über all diese Fragen wird 
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in den Schlichtungsverhandlungen, die am 17. September be- 
gannen, gesprochen. Im übrigen ist auch über das Verhältnis 
Deutschland-Rußland alles im Eingangsartikel gesagt. 


Abgeschlossen den 23. September 1931*). 


*) Durch berufliche Überlastung war unser Mitarbeiter, Professor 
QO. Auhagen, leider verhindert, seine Übersicht für dieses Heft fertig- 
zustellen; sie folgt im nächsten Heft. 


Bücherschau. 


Der Kampf gegen die Religion in der Sowjetunion. 


Das Notbuch der russischen Christenheit. 
Berlin-Steglitz 1930. Eckart-Verlag. 247 S. Preis: brosch. 7,20 RM. 

Iwan Iljin: Wider die Gottlosigkeit. Die Christenver- 
folgung im Sowjetstaate. Der Sinn der Gottlosigkeit. Der Bund 
der Gottlosen. Berlin 1931. Eckart-Verlag (Die Notreihe Heft 5). 
39S. Preis: 0,95 RM. 

Hans Koch: Das kirchliche Ostproblem. Berlin-Spandau 
1931. Wichern-Verlag. 28 S. (Hefte der Apologet. Centrale, 
Heft 3.) Preis: 0,80 RM. 

OscarSchabert: Was der Bolschewismus den Christen 
zu sagen hat. Berlin-Dahlem 1928. Wichern-Verlag. 34 >. 
Preis: 1,— RM. 

P. J. Schweigl: Moskau gegen den Vatikan. Augsburg 
1930. Literar. Institut von Haas & Grabherr. 37 S. Preis: 1,— RM. 
(Sammlung: Politik und Kultur, Heft 8.) 

oseph Froberger und Stephan Berghoff: Sturm über 
Rußland. Der Kampf der Bolschewisten gegen das Christentum. 
Köln 1930. Gilde-Verlag. 61 S. Preis: 0,40 RM. 

C Flügge: Notschreie aus Rußland. Sechzig Briefe 
eines Augenzeugen. Kassel o. J. Verlag J. G. Oncken. 159 S. 
Preis: 2,— RM. 

Fürst Gregor Trubetzkoy: Die Glaubensverfolgung 
in Sowjetrußland. Der Kampf gegen Gott und die Verteidigung 
des Glaubens in der heutigen Sowjetunion. Wernigerode a. Harz 
1950. Hans Harder Verlag. 89S. Preis: 2,50 RM. 

Karl Nötzel: Gegen den Kultur-Bolshewismus. 12. Bd. 
der Bücherfolge Christliche Wehrkraft. München 1930. Verlag 
Paul Müller. 92 S 

C. Martens: Unter dem Kreuz. Erinnerungen aus dem 
alten und neuen Rußland. Neukirchen, Kr. Mörs, 1930. Kolpa 
Verlagsgesellschaft m. b. H. 200 S. Preis: Gzl. 2,50 RM. 


Keine Maßnahme der Sowjetregierung und ihrer Organe hat ein so 
großes Aufsehen erregt und eine so spontane und scharfe Verurteilung in 
der ganzen zivilisierten Welt hervorgerufen, wie die in den letzten Jahren 
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von ihr ins Werk gesetzte Verfolgung der religiösen Gemeinschaften, ins- 
besondere der christlichen, die Schließung und Zerstörung der Kirchen- 
gebäude und anderer Kultstätten, sowie die Mißhandlung und Hinrichtung 
zahlreicher Geistlicher. Es sei erinnert an die aus diesem Anlaß in fast 
sämtlichen Kulturländern erfolgten Protestaktionen, an das Auftreten des 
Papstes, der Erzbischöfe von Canterbury und Upsala, der deutschen 
Landeskirchen, der religiösen Verbände Amerikas, der Großlogen der Frei- 
maurer und vieler anderer Körperschaften und prominenter Persönlich- 
keiten. Kein Wunder, daß auch in der Literatur ein heftiger Abwehrkampf 
gegen den „streitbaren Atheismus“ entbrannt ist, da die Gefahr, die der 
gesamten christlichen Kultur des Abendlandes durch die sowjetrussische 
Gottlosenbewegung droht, erkannt wurde. 


Welche Form hat nun in Rußland der Kampf der Regierung gegen 
Religion und Kirche angenommen? Aus welchen Motiven heraus hat diese 
Regierung den Feldzug gegen Gott eröffnet? Wie ist die Ideologie der Gott- 
losigkeit psychologisch und historisch zu erklären? Mit welchen Mitteln 
wird dieser Kampf von den modernen Fanatikern des Atheismus geführt? 


Das sind die wichtigsten Probleme, die von den Verfassern der oben 
angezeigten Bücher und Broschüren gestellt und entsprechend dem subjek- 
tiven Empfinden eines jeden einzelnen beleuchtet und erörtert werden. Wie 
ein Blick auf die Titelblätter der zehn vor uns liegenden Schriften zeigt, 
finden sich unter den Verfassern Vertreter aller christlichen Bekenntnisse: 
Neben evangelischen Theologen — mennonitische Prediger, neben Mitgliedern 
des Jesuitenordens — Vertreter des höchsten russischen Geistesadels. Alle 
sind sich der schweren Verantwortung wohl bewuft, die auf ihnen bei der 
Behandlung einer so ernsten und brennenden Frage lastet und die es ihnen 
zur heiligsten Pflicht macht, nur die Wahrheit zu Wort kommen zu lassen. 
Das zusammengebrachte Tatsachenmaterial stützt sich auch vor allen Dingen 
auf Briefe und Berichte von Augenzeugen, an deren Authentizität nicht zu 
zweifeln ist, dann aber auch, dem Grundsatz audiatur et altera pars getreu, 
auf Äußerungen der Sowjetpresse und hervorragender Sowjetführer. 

„Wer die Erscheinung der modernen Gottlosigkeit richtig verstehen 
will, der muß sich vor allem die geschichtlichen Tatsachen auf 
diesem Gebiet vergegenwärtigen“, sagt I. Iljin eingangs seiner eindrucks- 
vollen Vorträge. eniigt aber der Hinweis auf die Geschichte zu einer 
erschöpfenden Klärung der Frage über das Verhältnis zwischen Religion 
und Kommunismus? Sind uns nicht gerade aus der Geschichte soziale 
Bewegungen mit einem stark kommunistischen Einschlag bekannt, deren 
Träger von höchster religiöser Begeisterung ergriffen waren? Man denke 
nur an die Reformationszeit. Grundsätzlich besteht auch zwischen dem 
historischen Sozialismus und dem Christentum kein Gegensatz. Ja, die 
älteren Vertreter des utopischen Sozialismus, wie z. B. Saint-Simon, erstrebten 
eine soziale Neuordnung der Gesellschaft aus religiösen und rein-ethischen 
Beweggründen. Erst durch Karl Marx entsteht die Kluft zwischen Sozialis- 
mus und Religion; denn dem Marxismus liegt der natur- und geschichts- 
philosophischa Materialismus zugrunde, jede wirkliche Religion dagegen 
geht von der Annahme der Existenz einer übersinnlichen, immateriellen 
Urkraft aus, die Gott genannt wird. Wenn alse theoretisch diese beide: 
Weltanschauungen nicht in Einklang zu bringen sind, so bedeutet das noch 
nicht, daf sie auch in ihren praktischen Auswirkungen unbedingt zueinander 
in Kampfstellung treten müssen. Das religiöse Problem wurde daher auch 
von den meisten sozialistischen Parteien Europas in der Weise gelöst, daß 
die Religion lediglich als eine Privatangelegenheit eines jeden einzelnen 
Menschen zu betrachten und dementsprechend eine radikale Trennung von 
Staat- und Kultgemeinschaft anzustreben sei. Doch Lenin und seine Schüler 
gingen weiter. Als vermeintlicher Vorkämpfer für die Befreiung der 
Arbeiterklasse erklärte Lenin jeder Religion den Krieg. Gott war für ihn 
nichts weiter als ein Ideenkomplex, der zur Unterdrückung der Massen 
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konstruiert worden war, und die Gottesverehrung, d. h. also die Religion — 
ein Rauschgift für das Volk. Der Zweck jeder Religion ist nach Lenin, das 
Volk vom Klassenkampf abzulenken, den Aufbau eines besseren Diesseits 
zu hemmen und die Unterdrücten auf die Seligkeit im Jenseits zu ver- 
trösten. Ebenso scharf ging Lenin auch der christlichen Moral zuleibe, 
die er durch eine neue Klassenmoral, welche normativ in einer strengen 
Parteidisziplin zum Ausdruck kommt, ersetzen wollte. Diese „Religions- 
philosophie“ Lenins fand ihre theoretische Fortsetzung in den Schriften 
von Bucharin und Jaroslawski und ihre praktische Verwirklichung in der 
Organisation des Bundes der Gottlosen. Nachdem der XIV. Rätekongreß 
der RSFSR. den Punkt 4 ihrer Konstitution in dem Sinne geändert hatte, 
daf fortan nur eine antireligiöse Propaganda zulässig sei, setzte im Früh- 
jahr 1929 die große Offensive gegen die Religion und besonders gegen das 
ee ein, die auch zurzeit, wenn auch in etwas milderer Form, 
ortdauert. 


In der Darstellung dieser historischen Voraussetzungen sind alle oben 
genannten Verfasser einig, sofern sie überhaupt die Entstehungsgeschichte 
des sowjetrussischen Religionskrieges verfolgen und sich nicht bloß damit 
begnügen, die Glaubenskämpfe als ein persönliches Erlebnis zu schildern. 
In der Frage aber nach dem Sinn und dem Ursprung der Gottlosigkeit gehen 
die Meinungen stark auseinander. Da finden wir die nüchterne Erklärung 
eines katholischen Geistlichen, der die atheistische Bewegung in einen 
funktionellen Zusammenhang mit der gegenwärtigen kollektivistischen Agrar- 
politik der Sowjetregierung bringt, und daneben die stark eschatologisch 
gefärbte Auffassung eines baltisch-evangelischen Pastors, der im „kriege- 
rischen Atheismus bolschewistischer Fanatiker“ die immanente Wirkung 
einer transzendenten Kraft sieht. Uns will es scheinen, daß diejenigen Be- 
urteiler der Wahrheit am nächsten kommen, die die Religionsfeindschaft 
der Sowjetregierung aus der Mentalität des Bolschewismus folgern. „Wir 
brauchen neue Menschen, neue Massen, neue Formationen“, sagte Bucharin 
auf dem Kongreß des Bundes der Gottlosen (1929). Einen neuen Menschen- 
tvp, einen Maschinenhomunkulus will der Bolschewismus züchten, dem alles 
Persönliche, Individuelle fremd sein und der womöglich nur in allgemeinen 
Begriffen und Formeln denken soll. Für einen solchen Typ wäre die 
Religion, die die unsterbliche Persönlichkeit eines Menschen zu erfassen 
sucht, allerdings ein schlimmes Rauschgift. 


Wie sehr nun auch die Einstellung der einzelnen Autoren zu diesem 
Hauptproblem verschieden ist, in einem Punkte herrscht unter ihnen völlige 
Einmütigkeit: alle sehen optimistisch in die Zukunft. Der Kampf gegen den 
Geist hat immer mit einer Niederlage geendet, wenn er auch zeitweise 
scheinbar erfolgreich war. Eine wunderbare Wandlung vollzieht sich gegen- 
wärtig unter dem Druck der Verfolgung innerhalb der russischen Kirche. 
Die Mitläufer fallen ab, die Standhaften werden in ihrem Glauben noch 
mehr gefestigt. Die Kirche selbst ist dem Evangelium so nahe gekommen 
wie nie zuvor. „Aus der verhätschelten kraftlosen Staatskirche ist eine 
starke Märtyrerkirche geworden“, meint Schabert. Die Sturmflut der Gott- 
losigkeit hat unendlich viel zerstört, hohe Kulturwerte vernichtet, vielleicht 
aber noch mehr geläutert und gesühnt. F. St. 


Völkerrecht. 


Korowin, Professor des Völkerrechts an der Moskauer 
Staatsuniversität: Das Völkerrecht der Übergangszeit. Über- 
tragen von Robinson-Kaunas, Verlag Rothschild, Berlin 1929, 
142 S., broschiert 12 RM. 
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Andre Mandelstam: Das armenische Problem im Lichte 
des Völker- und Menschenrechts. Berlin 1931. Verlag Stilke. 
149 S. Preis: 7,50 RM. 


Das von Prof. Kraus-Göttingen eingeleitete Werk Korowins trägt 
den Untertitel: Grundlagen der völkerrechtlichen Beziehungen der Union 
der Sowjetrepubliken. Nach dem Verf. befindet sich die Menschheit in 
einer Übergangsperiode Der Kampf zwischen der bürgerlichen und der 
sozialistischen Hälfte der Menschheit ist in vollem Gange. Die Beziehungen 
zwischen den beiden Gegnern, wie sie im Völkerrecht zum Ausdruck kom- 
men, gleichen einer schwachen Brücke. Der Pfeiler, der auf dem Gebiet 
der bürgerlichen Welthälfte beruht, ist morsch. Zerbricht er völlig, so wird 
mit ihm auch das bürgerliche Völkerrecht zerfallen. Nach diesem Übergang 
wird sich das Band des intersowjetistischen Rechts um die Mensch- 
heit schlingen. Für den Verfasser ist eine Gemeinschaft auf dem Boden 
der Ideensolidarität zwischen bürgerlicher und sozialistischer Welt undenk- 
bar, der ihr entsprechende Komplex von Rechtsnormen gegenstandslos. 
(S. 12.) Der Darstellung der Möglichkeiten, die bei dieser Grundauffassung 
verbleiben, ist ein großer Teil der Arbeit gewidmet. Einmal die gemeinsame 
Anerkennung zeitloser, nicht an politische und soziale Formen gebundener 
Werte (Kampf gegen Seuchen, Schutz von Kunstschätzen usw.), zum andern 
Mitarbeit bei völkerrechtlichen Beziehungen technischer Art (Post, Eisen- 
bahn usw.). So wie diese Mitarbeit an Beziehungen technischer Art materielle 
Interessen berührt, wird ein Kompromiß geschlossen. Der Inhalt dieser Ver- 
träge wird nur durch politische Forderung des Augenblicks festgelegt, nicht 
aber aus dem Vorrat völkerrechtlicher Vertragstypen entnommen. Der 
Rechtfertigung dieser Thesen dient das grofe in dem Werk verarbeitete 
Material. Es sind sowohl die Verträge, die die Sowjetunion im Lauf der 
Jahre mit kapitalistischen Mächten abgeschlossen hat, herangezogen, wie 
auch die Äußerung der Sowjetdoktrin verwertet, In Konsequenz der 
marxistischen Geschichtsauffassung sieht Verf. in dem Staat nicht eine 
abstrakte Persönlichkeit, sondern nur die der Zeit entsprechende Form der 
organisierten Herrschaft einer Klasse über die andere. Dieser Gedanke 
dient zur Verstärkung seiner Auffassung vom Wesen des Völkerrechts. Es 
ist zu wünschen, daß die zahlreichen sehr störenden Druckfehler bei einer 
Neuauflage des grundlegenden Werkes beseitigt werden, auch fehlt ein 
Sachregister. 


André Mandelstam, der Dragoman der kaiserl. russ. Botschaft 
zu Konstantinopel war, versucht mit der vorliegenden Abhandlung, die 
in der Sammlung des Instituts für internationales Recht an der Universität 
Kiel erschienen ist, den Nachweis zu führen, daß das zaristische Rußland 
aus idealen humanitären Gründen an der Befreiung der Armenier gearbeitet 
hat. Er bestreitet aus eigener Kenntnis, daß in den Jahren 1912—14 eine 
von russischen diplomatischen oder konsularen Stellen geleitete, provokato- 
rischen Zwecken dienende Propaganda im türkischen Armenien stattgefun- 
den hat. Der Nachweis dieser These wird durch umfangreiche Zitate aus 
den Aktenpublikationen des Aufßenministeriums versucht. Der Gegensatz 
in der Auffassung des verstorbenen Botschafters von Wangenheim einer- 
seits, Jagows’ und Pourtales’ andererseits in der Beurteilung der russischen 
Politik ist scharf und klar herausgearbeitet. Besonderen Wert erhält das 
Buch dadurch, daß nachgewiesen wird, daß der Völkerbund auch hier die 
übernommenen Verpflichtungen nicht eingehalten hat, vielmehr auch gegen- 
über den Armeniern völlig versagt hat. Der Verfasser sieht die Aufgabe der 
kemalistischen Türkei darin, dał sie die zur Sowjetunion gehörende 
armenische Republik durch freiwillige Gebietsabtretungen vergrößert. Sollte 


es zu einer solchen freiwilligen Lösung nicht kommen, so müßte — nach 
Verfasser — das armenische Problem auf internationalem Wege geregelt 
werden. j v. W. 
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Die Meerengen. 


Die europäischen Mächte und die Türkei 
während des Weltkrieges Konstantinopel und 
die Meerengen. Nach den Geheimdokumenten des ehe- 
maligen Ministeriums für Auswärtige Angelegenheiten. Unter 
der Redaktion von E. Adamow. 2 Bände. Dresden 1930. Verlag 
Carl Reissner. I. Bd. XIV u. 228 S.; II. Bd. 468 S. 


Den schon früher veröffentlichten Sammlungen der russischen diplo- 
matischen Dokumente zur Frage der Beziehungen der europäischen Mächte 
zur Türkei schließt sich als letzte dieses Werk über Konstantinopel und 
die Meerengen an. Von den bisher vorliegenden beiden Bänden — ein dritter 
über die Aufteilung der europäischen Türkei soll noch folgen — bringt der 
erste eine 193 Seiten umfassende Darstellung der Meerengen- und der 
Konstantinopelfrage in der internationalen Politik in den Jahren 1908—1917 
von Professor E. Adamow. Da diese Fragen mit einer ganzen Reihe ver- 
wickelter Probleme und mit der Aufteilung der europäischen Türkei ver- 
bunden sind, schickt Adamow zum Verständnis der Ereignisse und der Be- 
ziehungen, die durch die im 2. Bande veröffentlichten Dokumente beleuchtet 
werden, eine Charakteristik der Orientfrage von 1908 bis 1913 voraus. Diese 
Darstellung ist vielfach dokumentarisch ausführlich belegt. Die Dokumente 
des 2. Bandes sind auf elf Kapitel verteilt, denen die Kapitel in Band 1 im 
allgemeinen entsprechen. Es liegt hier eine Veröffentlichung vor, die die 
wichtigsten politischen Verhandlungen innerhalb der Entente während des 
Krieges enthüllt. 

Die Übersetzung haben Dr. Kurt Kersten und Boris Mironow besorgt. 
Storend wirken einige Druckfehler wie Russkij Wedomosti, Iswestja, Birze- 
wia Wedomosti. Die Transkription schwankt: neben Trubetzkoj findet sich 
auch die Schreibung Trubezkoj. Warum ist „Zarskaja Stawka“ nicht 
verdeutscht? Ch. 


Ilja Ehrenburg. 


Ilja Ehrenburg: Das Leben der Autos. Berlin 
(1930), Malik-Verlag, Berlin. 284 S. Preis: 5,50 RM. 

IljaEhrenburg: Die heiligsten Güter. Roman 
der oe Interessen. Berlin (1931), Malik-Verlag. 409 S. Preis: 
3,30 : 

Ilja Ehrenburg: Dreizehn Pfeifen. Berlin 
(1931). Malik-Verlag. Preis: 5,50 RM. 


Ehrenburg, dieser Outsider der sowjetrussischen Literatur, der auf 
vielen Saiten der menschlichen Seele zu spielen versteht, hat im „Leben 
der Autos“ und den „Heiligsten Gütern“ die Linie fortzusetzen versucht, 
die er im Julio Jurenito und „Trust D. E.“ begonnen hat. Und man muß 
es ihm lassen: er hat das Milieu der groflten internationalen Wirtschafts- 
kampfe, der Petroleumkönige und Streichholzmagnaten in seiner lässigen, 
amüsanten Art zu schreiben ganz ausgezeichnet getroffen. Verglichen mit 
den genannten früheren Romanen, steckt in den neuen eine ungleich größere 
Kenntnis der konkreten Tatsachen, eine sichere Art der Diktion (aus der 
jetzt anscheinend die früher überwiegenden Elemente der Sentimentalität 
ganz ausgerottet sind). Allerdings meldet sich jetzt, wie man in diesen beiden 
Büchern sehen kann, mit aller Deutlichkeit die Gefahr der Routine. Man 
findet das Prinzip (das bei Ehrenburg immer dasselbe Prinzip ist), noch 
ganz amüsant, und im Leben der Autos ist sogar eine starke Spannung 
enthalten. Aber ob der glatte Fluf der spitz gewählten plätschernden Worte 
(fir deren ausgezeichnete Verdeutschung wieder Hans Ruoff gesorgt hat) 
weiter erträglich sein wird, ist zu bezweifeln. 
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Da ist es erfreulich, daß der Verlag das hübsche Frühwerk Ehrenburgs 
verbilligt auf den Markt bringt: die „Dreizehn Pfeifen“ gehören mit zum 
Besten, was wir von Kurzgeschichten dieser Art in der nachrevolutionären 
russischen Literatur besitzen. W. L. 


Vier Romane aus Vorkriegsrußland. 


Iw an Lukasch: Moskau in Flammen. Berlin 1931. 
Dietrich Reimer— Ernst Vohsen Verlag. 321 S. Preis: kart. 4,80; 


geb. 6,— RM. 
JosefKallinikow: Die Frau Abt und ihr Reich. Roman. 


Leipzig 1931. H. Haessel Verlag. 398 S. Preis: 5,50; Lw. 7,50. 

IlseReicke: Leichtsinn, Lüge, Leidenschaft. Ein Schicksal 

aus dem russischen Rokoko. Dissen (Teutoburger Wald) 1930. 
M. 


Beucke -Verlag. 313 S. Preis: 5,—; Lw. 6,— R 
Heinz Liepmann: Die Hilflosen. Roman. Frankfurt 


a. M. 1930. Rütten Loening Verlag. 298 S. Preis: geh. 4.50: 
geb. 6,50 RM. 


Es mutet wohl als Wagnis an, wenn nach „Krieg und Frieden“ ein 
russischer Dichter wieder Moskau in Flammen — den Flammen des Septem- 
ber 1812 — vor unsern Augen erstehen lassen will. Doch das Wagnis ist 
gelungen, und wir begrüßen es, daß das Buch von Lukasch (in v. Riese- 
manns ausgezeichneter Übersetzung) auch dem deutschen Leser vorgelegt 
wird, der Freude am historischen Roman hat. Mit geradezu bewunderns- 
werter Knappheit der Darstellung, mit höchster Kunst der Auswahl, gleich 
vertraut mit allen Kreisen seines Volkes, vom Zaren und seiner Umgebung 
bis zum Bauern und Soldaten, läßt Lukasch an scharf umrissenen Gestalten 
reiche, packende Bilder aus dem Schicksal Rußlands rasch vorbeiziehen. 
Als „Vorspiel“ Pauls I. Tod, — jene Marznacht, da man durch die Beseitigun 
eines Menschen glaubte die Zustände des Vaterlandes bessern zu können, un 
doch alles beim alten belief, was hätte anders werden müssen. Sodann — 
der Einzug der Franzosen in Moskau. Der Brand der Stadt, die Feuers- 
brunst, die nicht das wahre Rußland verteidigt, sondern nur seine Sklaven- 
halter, seine Finsternis und seine Verlogenheit, die einen furchtbareren Brand 
vorbereiten soll, als man sich träumen lassen kann: Aufruhr des Pöbels und 
Gesetzlosigkeit ... Der Rückzug der Großen Armee. Als „Nachspiel“ — der 
Einzug der Verbündeten in Paris, die Heimkehr Alexanders, der es ver- 
säumt, nach seinem unerhörten Siege das russische Schicksal zu vollenden, 
sein Volk zu einer freien und heiligen Nation zu machen, die Quadriga 
der. Revolution furchtlos vor den Wagen des Imperiums zu spannen 
und so ihre ganze wahnwitzige Kraft der Ordnung des Reiches dienstbar 
zu machen, damit „die russischen Rosse emporsteigen, einem Sonnengespann 
gleich“. Und als Schluß des „Nachspiels“ — der Aufstand der Dekabristen, 
die wieder dasselbe vollziehen wollten, was man in jener Märznacht be- 
gonnen, was man von Kaiser Alexander erwartet hatte, was kommen mußte 
und was nicht kam, — jenes Einzige: die Umwandlung und Neugestaltung 
Rußlands ... 

Kallinikows Roman führt im Original den Titel „Die Kloster. 
weibchen“. Der Stoff (den der Verfasser ursprünglich als Drama gestaltev 
wollte) entstammt wieder dem gleichen Milieu wie das viel gelesene Buch 
„Frauen und Mönche“. Marja Petrowna, die Geliebte, das „Weibchen“ des 
Abtes, herrscht über ein seltsames, heimliches Reich von Frauen und Mäd- 
chen: die in der Nähe des Klosters auf einem Vorwerk angesiedelten „Weib- 
chen“ der ihres Zölibates überdrüssigen Mönche. Von diesem eigenartigen 
Liebeshof, diesem Frauenreich, das seine ungeschriebenen Gesetze und seine 
festen Traditionen hat, für deren Innehaltung Marja Petrowna sorgt, in 
dem es zu Kämpfen toller Leidenschaft und zu dramatischen Ausbrüchen 
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kommt, erzählt Kallinikow mit großer Anschaulichkeit und bedenkenloser 
Intimität.e. Seine Darstellung ist reich an guten Naturschilderungen und 
Stimmungsbildern, noch reicher natürlich an sehr derber, primitiver Erotik. 
Sicherlih wird der neue Klosterroman in Groegers trefflicher Bearbeitung 
nicht weniger Leser (und Leserinnen) finden, als das Buch von den „Frauen 
und Mönchen“. 

Das Schicksal der armen Prinzessin Augusta von Württemberg (geb. 
Prinzessin von Braunschweig, vermählt mit Prinz Friedrich ilhelm, 
späteren König von Württemberg, dem Bruder von Pauls I. zweiter Ge- 
mahlin Maria Feodorowna), von Katharina II. „Zelmire‘ genannt, die 1788 
in Schloß Lohde in Estland einen traurigen Tod starb, spinnt Ilse Reicke 
zu einer etwas langatmigen historischen Erzählung aus, die mit ihren Schil- 
derungen vom Leben und Treiben, von Kabale und Liebe am Hofe der großen 
Katharina den anspruchslosen Leser vielleicht fesseln mag. Unrichtigkeiten 
und Mißverständnisse, auf ungenauer ey Seat ieee berubend. werden 
den mit russischem Leben und russischer Geschichte Vertrauten vielleicht 
verstimmen. 

Heinz Liepmanns Roman handelt die These ab, daß der Mensch 
zwar das Gute tun will, daß er aber hilflos ist dem Leben der Umwelt 
gegenüber, daß er immer wieder das Böse tun muf. „Eine ganz kleine, 
dunkle Tat zieht eine andere hinter sich her, diese wieder eine neue.“ 
„Eine Schuld treibt die andere, alle sind unschuldig, aber alle, alle müssen 
suhnen.* „Alle sind schuldig, niemand kann jemand in die Augen sehen.” 
„Wir Menschen sind schwach, wir wissen uns nicht zu helfen.“ „Wir werden 
schuldig und wissen nicht warum“... Solche „Hilflosen“ werden uns in 
reicher Gestaltenfülle vorgeführt. Der erste Teil spielt in einem karika- 
turenhaften Vorkriegsrußland, im Dorfe, wo ein Untier von Gutsherr die 
Bauern schindet, ihre Weiber nimmt und gräflliche Taten verübt und ver- 
anlaßt: im zweiten Teil tauchen einige der Dorfbewohner nach dem Kriege 
ın Berliner und Hamburger Huren- und Verbrecherkreisen wieder auf. Das 
Thema bleibt das gleiche, die Gestalten sind nur Träger der einen Idee. 
Die ganze Geschichte wirkt wie ein düsterer Schauerfilm. (vielleicht ist sie 
ursprünglih als solcher gedadt?); übelste Geschmacklosigkeiten, banale 
Sentimentalitäten und ein geradezu fürchterliches Deutsch machen die 
Lektüre zur Qual. Und in tiefes Sinnen verfällt man ob der Notiz auf dem 
[mschlage: „Sonderpreis im Harper-Preisausschreiben für den besten deut- 
schen Roman.“ E. P. B. 


Zwei polnische Erzählungen. 


Jan Wiktor: Morgenröte über der Stadt. Köln a. Rhein 
1930. Gilde-Verlag. 131 5. 

Ferdynand Goetel: Von Tag zu Tag. Berlin, Wien, 
Leipzig 1931. Verlag Paul Zsolnay. 407 S. 


Die polnische Literatur ist die einzige der großen europäischen Litera- 
turen, die in Deutschland nicht nach Gebühr Verbreitung fand. Politische 
Gründe erklären das zur Genüge. Indessen so wenig selbst so tiefgehende 
weltanschauliche Gegensätze wie die zwischen dem bolschewistischen Ruß- 
land und dem bürgerlichen Europa es hindern, daf die großen Begabungen 
des sowjetrussischen Schrifttums nach Verdienst anerkannt wurden. so wenig 
sollte den paar wirklich großen Dichtern des zeitgenössischen Polen das 
Vorhandensein scharfer politischer Konflikte den Weg nach Deutschland 
versperren. 

Allerdings haben unter den herrschenden Verhältnissen nur außer- 
ordentliche Werke Aussicht, die ihnen feindliche Stimmung zu überwinden. 
fin Reymont mit seinen unsterblichen „Bauern“ vermöchte das — und er hat 
je im bewußt volksdeutschen Verlag Diederichs seine Heimstätte gefunden —. 
on den Erzählern des neuen Polen hat heute indessen keiner Reymonts 
Maß Der verstorbene Zeromski und von den früheren Prus, Dygasinski 
batten es, doch kein deutscher Verleger wagte sich an diese wahrhaft 
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Groften, vielleicht die letzten „Klassiker“ der Weltliteratur, die noch nicht 
nach Deutschland gekommen sind. Unter den Romanschriftstellern der 
Gegenwart sind Kaden-Bandrowski und Goetel den deutschen Lesern mehr- 
mals in Übersetzung vorgeführt worden. Weder des einen, noch des anderen 
Bücher errangen ziffernmäßigen Erfolg. Nun erscheint Goetel nochmals mit 
einer seiner Erzählungen in einem der angesehensten deutschen Verlage. 

Dieses Werk selbst verlohnte kaum die Verdeutschung. Wenn es in 
Polen durch seine Technik Aufsehen erregte, so wird man in Deutschland in 
der abwechselnd als Romanerzählung und als Tagebuch des Romanerzählers 

estalteten Geschichte von Marußja, der Polin, und dem als österreichischen 
riegsgefangenen nach Turkestan verschlagenen Landsmann, die wohl- 
bekannte Manier des „Kater Murr“ und des „Kapellmeister Kreisler“ und 
die von hundert anderen romantischen Werken wiederfinden. Ein Schuß 
Pirandello, summarisches Verfahren mit unbequem gewordenen Personen 
und psychologischen Problemen. Das Ganze anständige Unterhaltungslektiire 
über ein Thema, das oft genug verwertet und z. B. in Fritz Willforts 
„Lurkestanischem Tagebuch“ mit ganz anderer Kraft gestaltet worden ist. 

Die Übersetzung durch das Ehepaar Amdurski-Schubert ist sehr gut. 
Immerhin gibt es Mißverständnisse (z. B. S. 13 richtig: „ich habe kein Zeug 
zum Verschwörer“, S. 22 wzruszenie: „Rührung“, postanowienie: „Entschluß“, 
S. 126 „przekąski“ richtig „Vorspeisen“, „hors d'oeuvres“, S. 346 „gutgesinn- 
ter” Flüchtling). Manche Unbeholfenheiten: „dieser originelle Terminus” 
(S. 44), ,,Vivatrede“ (S. 126), statt kurz „Toast“, „Tischrede“, ,,Lebehoch™. 
„Dieser Kaiser“ (S. 190). 

Im Deutschen unverständlich: S. 48 „Stück“, richtig „Akt“, S. 125 „Polen 
eine große Sache“ (Zitat aus Wyspianski), besser „es ist etwas Großes um 
Polen“. Falsch: „Der Pfarrer und Orientalist‘, richtig „ein Orientalist im geist- 
lichen Kleide“ (S. 45), „Kavalier“ statt richtig „Junggeselle“ (S. 173), „Choinka“ 
richtig „Krippe“ (S. 273), ,smarkacz” hier „Lausbub“ (S. 276, „Rotzbengel“ 
viel zu scharf). Mangelnde Kenntnis der deutschen Facdhausdrüce: z. B. 
(S. 50) absolwent prawa, in Österreich „absolvierter Jurist‘; kadet aspirant, 
in der k. u. k. Armee: Kadett-Offizierstellvertreter; chorazy, ebendort „Fähn- 
rich“. Für den katholischen Pfarrer einheitlich: „Hochwürden“ als Anrede, 
„Ehrwürden“ ist in Österreich als Titulatur katholischer Priester unbekannt. 
»Ksiadz im Polnischen entspricht dem französischen „abbé“ und ist keines- 
wegs mit Pfarrer zu übersetzen. „Gnädiger Herr Pfarrer“ (S. 134) zu wört- 
lich aus dem Polnischen, richtig „Hochverehrter Herr Pfarrer“. „Locus“ ist 
masculini generis, auch wenn der Übersetzer am Ende seines Lateins wäre 
(S. 191). „Nacalstwo“ aus dem Russischen sinngemäf mit „Behörde“ oder 
„Kommando“ zu übertragen. Der katholische Gruß „niech będzie pochwalony“ 
deutsch: „Gelobt sei Jesus Christus“ (S. 202), „przybysz“: „Zugereiste“ (nicht 
„Neuling“). Aus unbekannten Gründen blieben Partien von S. 270, 297/8 und 
382 des Originals unübersetzt. 

Unverdientes Schicksal traf des feinen und herzlichen Kiinstlers Jan 
Wiktor wunderzartes Buch „Regenbogen über der Stadt“. Schon der Titel 
ist falsch übersetzt, ohne daß ein Grund dafür klar würde. Gegen die bar- 
barische Miflhandlung des polnischen Texts durch den völlig unfähigen Ver- 
deutscher, dessen Namen ich lieber nicht nennen will, ist schärfste Verwahrung 
einzulegen. Die hauchzarte Dichtung von der Heiligen im Bettlerkleid, der 
Warschauer Zeitungsverkäuferin, in der soviel seraphische Güte wirkt, wurde 
von frevlen Händen willkürlich zugestutzt. Etwa ein Drittel fiel dem un- 
berufenen Zensor zum Opfer. Mit dem Rest verfuhr der Übersetzer, der 
offenbar mangelnde Kenntnis der deutschen mit ebenso geringer der pol- 
nischen Sprache vereint, nach Lust und Laune. Stichproben ergaben auf Seite 
54 bis 61 des deutschen Textes: 68 falsche Übersetzungen und unberechtigte 
Auslassungen. Auf Seite 102 bis 104: 15 ähnliche Sünden. Man weil nie, 
welche der handelnden Personen redet. Sehr unterhaltend sind für den Fein- 
schmecker die Blüten einer stammelnden, mechanisch undeutsche und unver- 
standene Konstruktionen nachstammelnden Übertragungskunst: z. B. „sie 
warf sih wütend auf dem Marktplatz hin und her,” sie „fuchtelte mit der 
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Stimme“, sie „knurrte nur mit dem Winkel der veräctlih verzogenen 
Li Ben: „weshalb seid ihr so eine Gräfin“ (warum seid ihr so zimperlich), 
Ne en ihm tat man Gewalt an“ (bitte nur nichts Schlimmes denken ... Es 
soll heißen „Rings um ihn erhob sich wüster Krawall“). Einem Hahn wird 
als Segenswunsch mitgegeben „er mag unter Menschen gehen und sich an 
uten Menschen erfreuen“ (statt „er möge hinaus in die Welt und guten 
enschen Freude machen“). Ein „drastisher Fluch flammte auf“. Frau 
Agnes aber „quetschte den Bodensatz der Geringschätzung aus ihrem Münd- 
chen”. Przez niebieskie! Welch hehre Meisterschaft des deutschen Wortes. 
Der angesehene Gildeverlag ist mit diesem Buch bös hereingefallen und das 
scheint mir deshalb um so bedauerlicher, als es sich um eine schöne und lieb- 
lihe Dichtung handelt, deren Verdeutschung durch einen dazu Befähigten 
der deutschen Literatur eine wirkliche Bereicherung gebracht nalen en 


Zeitschriftenschau. 
A. Sowjetunion. 


I. Wirtschaft. 


Die Grundprobleme der gegenwärtigen Weltkrise. (Osnovnye problemy 
sovremennogo ur krizisa.) Von V. Motylev. 
„Bol’sevik“, Moskau. Nr.4. Februar 1931. S.55 ff. 


Der sozialistische Wiederaufbau in der UdSSR, das Anwachsen der In- 
dustrie in den Kolonien und die revolutionären Bewegungen haben die 
Widersprüche des monopolistishen und absterbenden Kapitalismus sehr 
verschärft. Vom Jahre 1928/29 ab tritt in den kapitalistischen Ländern zur 
Industriekrisis noch eine immer stärker werdende Agrarkrisis. Es ist die 
Krisis einer Uberproduktion. Varga meint, daß das Sinken der Preise 
nichts anderes sei, als die Rückkehr zum Vorkriegspreis. Das ist schon 
deshalb falsch, weil auch die Preise für Agrarprodukte, die bereits den 
Vorkriegsstand erreicht hatten, weiter sinken und weil andererseits die 
Preise fiir einzelne Produkte steigen. Das ist charakteristisch fiir die 
heutige Weltkrise und deshalb ist sie so verhängnisvoll für den Kapitalis- 
mus. Das oben erwähnte Zusammenfallen von Agrar- und Industriekrise 
ist ein weiterer besonderer Charakterzug der heutigen Weltkrise. Eine 
Folge hiervon ist die beispiellose Arbeitslosigkeit. Sie bessert sich nicht, 
weil sie eng zusammenhängt mit dem monopolistischen, absterbenden Ka- 
pitalismus, der ein Ankurbeln der Wirtschaft und damit eine Besserung 
der Arbeitslosigkeit verhindert. Charakteristisch für die heutige Krisis ist 
ferner, daß sie von einer Kreditnot und zahlreichen Bankrotts, wie frühere 
Krisen, zunächst nicht begleitet war. Genosse Varga erklärt dies mit dem 
Einfluß der Monopole. Er vergift, daß in allen kapitalistischen Ländern 
außer Deutschland Leihkapital im Überfluß vorhanden ist; erst seit Novem- 
ber 1930 leiden auch grofe Betriebe unter der Krise. Bei alledem wächst 
dıe Überproduktion weiter, so daß der Höhepunkt der Krisis im Jahre 
1931 noch nicht erreicht ist; denn mit der ökonomischen verbindet sich die 
stets wachsende politische Krisis. W. H. 
Wirtschaftsabrechnung und Planwirtschaft in der gegenwärtigen Etappe. 
(Chozrasčet i planirovanie na sovremennom ètape.) Von N. Voznesenskij. 
»Bol'ševik“, Moskau, Nr. 9, 15. Mai 1931. S. 29 ff. 
Die Kontrolle der Produktion und der Verteilung erfordert straffe rane 
und Arbeitsdisziplin. Da der sozialistische Sektor sehr gewachsen ist, mu 
die Wirtschaftsabrechnung strenger gehandhabt werden als bisher. Wir 
sind noch nicht so weit, daß wir zum unmittelbaren geldlosen Warenaus- 
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tausch übergehen können. An die Stelle des Arbeitsmarkts ist die plan- 
mäßige Verteilung der Arbeitskräfte getreten und an die Stelle des Markts 
mit Kauf und Verkauf traten die durch Verträge planmäßig geregelten 
Beziehungen zwischen Lieferanten und Käufern. Die Wirtschaftsabrech- 
nung ist gegenwärtig besonders wichtig, weil hinsichtlich der Selbstkosten- 
senkung im ersten Quartal der Plan nicht erfüllt wurde; in erster Linie, 
weil Arbeitskraft un PrzenEUn in den Unternehmungen nicht organisiert 
waren. Hieraus folgt die ichterfüllung des Finanzierungsplans. Das 
Mittel, den Erzeugungs- und den Finanzierungsplan zu erfüllen, ist die 
wirtschaftliche Abrechnung, die bisher in der Praxis nicht oder wenig aus- 
geübt wurde. Die Verordnung des Volkskommissariats vom 14. Jaur 
1931 wird hierin Wandel schaffen. Die Reform sollte am 1. Mai beginnen. 
Die Verträge sind jedoch nicht rechtzeitig fertiggestellt worden. Lieferungs- 
fristen, Preise, Qualität, Selbstkosten wurden in den Verträgen oft fort- 
elassen. Das sind Mängel, die beseitigt werden müssen. Von größter 
edeutung ist, daß Wirtschaftsabrechnung und Volkswirtschaftsplan in 
Übereinstimmung gebracht werden. Der Wirtschaftsplan ist das ökono- 
mische Gesetz der Sowjetwirtschaft. Die Wirtschaftsabrechnung muß die 
Erfüllung dieses Gesetzes erzwingen. Es ist zu bedenken, daß die neu zu 
errichtenden Kombinate die ganze Frage noch verwickelter machen. Aufer- 
dem muß in den Kollektivwirtschaften die Abrechnung anders gehandhabt 
werden wie in der Industrie. Die Verantwortlichkeit und die Arbeits- 
leistung jedes einzelnen und jeder einzelnen Unternehmung muß täglich 
festgestellt werden, wenn die Wirtschaftsabrechnung wirksam sein soll. 
Man kann daher sagen, daß die Normierung der Arbeitskraft die entschei- 
dende Aufgabe der sozialistischen Organisation der Erzeugung ist. W.H. 


Der sozialistische Wiederaufbau der Tierzucht. (Socialisticeskaja rekon- 


strukcija Zivotnovodstva.) Von J. Vračev. 
„Bolševik“, Moskau, Nr. 23—24, Dezember 1930. 


In den Nachrevolutionsjahren ist die Nachfrage nach Fleisch, Milch und 
Eiern infolge der Zunahme der Bevölkerung und der Massierung der In- 
dustriearbeiter gewachsen, das Angebot aber katastrophal gesunken. Der 
kleine Bauer kann nicht helfen, daher muß das Problem auf dem Wege 
des sozialistischen Aufbaus der Tierzucht gelöst werden. Die Erfahrungen 
des Auslandes, besonders Amerikas, beweisen, daf grofe mit allen Er- 
rungenschaften der Neuzeit ausgestattete „Viehfabriken“ und Hühner- 
farmen nicht nur rentabel, sondern auch ungeheuer produktiv sind. Die 
Errichtung riesiger, vergesellschafteter Räte- und Kollektivgüter muß in 
der UdSSR in schnellstem Tempo erfolgen; dann werden in wenigen Jahren 
Millionen Tonnen Fleisch, Millionen von Eiern und ungeheure Mengen 
Milch geliefert werden können. Die Schwierigkeiten sind nicht gering. 
Es zeigt sich bei den jetzt bestehenden Gütern, daß es sehr schwer ist, die 
Herden durch den Winter zu bringen. Die Futterbeschaffung ist schwierig, 
tierärztliches Personal mangelt. Ende 1931 werden allein die Rätegüter 
der Fleischtrusts in der UdSSR größer an Umfang sein als ganz Deutsch- 
land. Bei tatkräftiger Mitarbeit der Sowjetorgane wird das Problem ge- 
löst werden. W.H. 


Der kapitalistische Transport und der Transport der SSSR. (Kapita- 
listiéeskij transport i transport SSSR.) Von V. Dokakin. 
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„Bol’sevik“, Moskau, 15. April 31, Nr.7. S. 34 ff. 

Charakteristisch für die Widersprüche des Kapitalismus ist, daß der wich- 
tigste Zweig der Volkswirtschaft, der Eisenbahntransport, in den kapita- 
listischen Ländern abnimmt. Der Güterumschlag sinkt, das Eisenbahnnetz 
wird nicht vergrößert, eher verkleinert. Das ist die Lage der fortgeschrit- 
tensten Länder Europas und der Vereinigten Staaten. Am Beispiel des 
Transports sehen wir, daß die ungeheuren technischen Hilfsmittel unter der 
Vorherrschaft des Kapitalismus nicht ausgenutzt werden. Das Sowjetsystem 
hingegen gibt der UdSSR die Möglichkeit, planmäßig ihr Transportwesen 
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zu entwickeln. Der Transport der UdSSR wächst hinsichtlich der Güter- 
und Passagierbeförderung in stürmishem Tempo. Trotzdem bleibt der 
Transport noch hinter der allgemeinen Entwicklung zurück. Das rasche 
Tempo des sozialistischen Wiederaufbaus und die Industrialisierung neuer 
Bezirke verlangt die Ausdehnung des Eisenbahnnetzes. Die UdSSR ist 
das einzige Land der Welt, wo der Bau neuer Eisenbahnen von Jahr zu 
Jahr fortschreitet. Tatsächlih hat der Transport den Fünfjahrplan in 
2% Jahren erfüllt; aber der Güterumlauf ist so gewachsen, daf dies nicht 
ausreicht. Das neuaufgestellte Programm ist ungeheuer groß. Wir müssen 
hierbei den hohen Stand der ausländischen Technik und die NOralge der 
Planwirtschaft des Sowjetsystems ausnutzen. an. 


Il. Geistiges Leben. 


Die sozialen Wurzeln und die soziale Funktion des Schaffens von 
F. M. Dostoevskij. (Social’nye korni i social’naja funkcija tvoréestva 
F. M. Dostoevskogo.) Von Sofja Nels. 
»Krasnaja Nov’, 1931, Heft 3. S. 156-171. 


Das in diesem Jahr wieder fällige Jubiläum von Fedor Dostoevskij regt 
an, die Frage der Bedeutung seines Schaffens für uns, die Menschen von 
heute, zu stellen. Und wie alles im heutigen Rußland, wird auch dieses 
Problem auf die Gegenüberstellung — Dostoevskij und die Revolution — 
zugespitzt. Es ist erklärlich, meint die Verfasserin, daß diese Frage schon 
vor 10 Jahren — 1921 — mit besonderer Leidenschaft behandelt worden 
ist, ist doch das soziale Problem das Grundproblem des Dichters; das 
Leiden der Menschheit, das er immer wieder darstellt, ist ein Leiden, das 
durch die sozialen Mifßstände und die Unterdrückung entstanden ist. — 
Dostoevskij wurde früher als ein Vertreter des Kleinbürgertums, seine 
adligen Romanhelden — nur als verkappte Kleinbürger angesehen. S. Nels 
hält diese Bezeichnung für einseitig, für viel zu eng. „Seine Gestalten sind 
in sozialer Hinsicht nicht einheitlih. Es handelt sih um zwei Gruppen: 
um den absterbenden Adel und um das Kleinbürgertum, wobei er das 
letztere als die Masse, das Gros, die Gestalten der Adligen dagegen als 
die Ideologen dieser Masse darstellt.“ Mit aller Deutlichkeit erkannte 
Dostoevskij die soziale und die geistige Not dieser Gruppen, seine denken- 
den und suchenden Helden finden aber den Ausweg im übersteigerten In- 
dividualismus, ja im Amoralismus. Und mehr als einmal warf Dostoevskij 
die Frage der Befreiung durch die Revolution auf, aber nur, um auf sie 
zu verzichten. Die Revolution war für ihn sinn- und zwecklos, das Er- 
Eon konnte nur eine Despotie einerseits und eine gefügige Sklaven- 
erde andererseits sein. Daher — seine Religion des Leidens, sein Pathos 
des Christentums, der Demut, daher auch seine reaktionäre politische Ein- 
stellung. Deshalb sind seine Typen der russischen Revolutionäre nur bos- 
hafte Karikaturen, seine „Revolution“ ist lediglich ein zerstörender, aber 
nicht aufbauender Aufstand. „Die der Revolution gewidmeten Seiten von 
Dostoevskij sind heute notwendig nicht zur Erkenntnis des revolutionären 
Rußlands, sondern zur Erkenntnis der Mitläufer der Revolution, die, über- 
all Zerstörung säend, sich bemühen, dem revolutionären Rußland das Ruß- 
land der „Dämonen“ gegenüberzustellen. L. J. 


„Ohne Papier — kein Verlag“. (Bez bumagi — net izdatel’stva. 
Von Fedor Gladkov. bd gi i 
„Literaturnaja Gazeta“, Moskau, 5. Mai 1931. S. 3. 


Der auch in Deutschland bekannte Verfasser des „Zement“ nimmt hier 
Stellung zur Papierkrise, unter der die Verlagsarbeit in der letzten Zeit 
zu leiden hat. Der „GICHL“ (Staatsverlag für schöne Literatur), der 
mächtigste Verlagsapparat der Sowjetunion, verfügte im Anfang des 
Jahres über Papierbestände für zirka 360 Millionen Abdrücke; davon sollte 
etwa die Hälfte für „billige“ Literatur (Propagandaschriften, Broschüren 
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usw.) verwendet werden, 15 Prozent für moderne schöne Literatur, 5 Pro- 
zent für Klassiker und der Rest für Periodica. Doch kaum war der Jahres- 
plan des Verlags ausgearbeitet, als das festgesetzte Papierquantum erst 
um 20 Prozent und dann um weitere 30 Prozent gekürzt wurde. Diesen 
Zustand bezeichnete Gladkov als katastrophal. Die mächtige Entwicklung 
der Kollektivierung hat naturgemäß auch eine nie dagewesene kulturelle 
Bewegung der Millionen von Landarbeitern ins Leben gerufen. Die lokale 
Rayonzeitung im Dorfe ist bereits zur üblichen Erscheinung geworden. 
Aber die lokalen Bibliotheken beklagen sich über den Mangel an schöner 


. Literatur. Nach den Angaben des Knigozentr (zentrale Bücherei) sind, um 


die Bedürfnisse der Leser zu befriedigen, über 600 Millionen Abdrüce 
im Jahr notwendig. Durch die Kürzung des Plans ist nun der GICHL 
gezwungen, Verhandlungen mit den Autoren abzubrechen, eine Reihe 
von Zeitschriften zu schließen und den Druck von literarhistorischen und 
klassischen Werken vollständig einzustellen. Gladkov schlägt sorgfältigere 
Prüfung des Verlagsmaterials vor: „man darf nicht vor jedem Arbeiter 
in Rührung zerfließen, der ein Manuskript in die Redaktion bringt. Es 
ist politisch schädlich, durch Demagogie und Unwissenheit die Zahl der 
ungeratenen Schriftsteller zu vermehren.“ Ferner ruft er auf zur engeren 
Zusammenarbeit des Staatsverlags mit den proletarischen Schriftsteller- 
organisationen (PARP und FOSP) und zur Konzentrierung aller schaffen- 
den und materiellen Kräfte im Staatsverlag unter Ausschließung der noch 
kümmerlich vegetierenden kleineren Verlage. E. 


B. Polen. 


Der internationale Agrarkredit und die polnische Landwirtschaft. (Miedzy- 


96 


narodowy kredyt rolniczy a rolnictwo polskie.) Von Dr. Waclaw Borowski. 
„Przegląd Gospodarzcy*, Warschau 1931, Heft 12. S. 506—511. 


Verfasser beschäftigt sich mit der Frage der Verwertung ausländischer 
Kapitalien für die Umwandlung der kurzfristigen Verpflichtungen der 
polnischen Landwirtschaft in langfristige. Er weist darauf hin, daß wäh- 
rend es der deutschen Rentenbank-Kreditanstalt gelungen ist, auslän- 
dishe Kapitalien für die Finanzierung der deutschen Landwirtschaft 
zu gewinnen, es den polnischen Anstalten für Agrarkredit nur geringe 
Partien polnischer landwirtschaftliher Pfandbriefe im Auslande unter- 
zubringen gelang. Verfasser befürchtet, daß auch die neu geschaffene 
Société internationale de Credit hypothécaire agricole schwerlich größere 
Summen in der Finanzierung der polnischen Landwirtschaft investieren 
wird, da das ihr zustehende Recht der Kontrolle der inländischen An- 
stalten für Agrarkredit, die sich in einer recht schwierigen Lage befin- 
den, sie schwerlih dazu ermutigen wird. Verfasser meint, daß diese 
Anstalten daher rasch ihre Bilanzen sanieren sollten, um einen günstigeren 
Eindruck auf die Société internationale zu machen. Daneben befürchtet 
er, daß diese internationale Kreditgesellschaft auf Grund der ihr zu- 
stehenden Vollmachten bestimmte Forderungen hinsichtlih der Ande- 
rung der polnischen Agrargesetzgebung stellen wird. Das polnische 
Hypothekenrecht sei zwar auf der Höhe, aber die bestehenden Beschrän- 
kungen des Besitzes und des Umsatzes von Grundstücken dürften bei 
ausländischen Geldgebern Bedenken erregen, und es wäre durchaus denk- 
bar, daf diese die Gewährung von Krediten von der Beseitigung dieser 
Beschränkungen abhängig machen würden. 


Zusammenfassend meint Verfasser, man solle zwar die Vorteile, die die 
neu gegründete internationale Gesellschaft für Agrarkredit der polnischen 
Landwirtschaft bringen könne, nicht unterschätzen, andererseits aber auch 
nicht zuviel von ihr erwarten und sich daher auch nach anderen Mög- 
lichkeiten der Umwandlung der kurzfristigen Verpflichtungen der Land- 
wirtschaft in langfristige umsehen. G. W. 


Bericht von einer Studienreise nach der UdSSR. (Sprawozdanie z wycieczki 
do ZSSR.) Von Andrzej Wierzbicki. 
„Przeglad Gospodarczy“, Warschau 1931, Heft 11. S. 461—465. 


Verfasser gehörte der Gruppe polnischer Industrieller an, die'eine Stu- 
dienreise nach der U.d.S. SR. unternommen hat. Neben führenden pol- 
nischen Industriellen und Fabrikdirektoren, die zum Teil früher in leiten- 
der Stellung in Zentralrufland tätig waren, gehörte dieser Gruppe der 
bekannte polnische Nationalökonom Prof. Henryk Tennenbaum an. Ver- 
fasser faßt die Ergebnisse der Studienreise dahin zusammen: die Mög- 
lichkeiten des polnischen Exports nach Rußland sind dadurch beschränkt, 
daß die Russen mit langfristigen Wechseln zahlen, und die Bank von 
Polen nur einen geringen Bruchteil der ihr zur Verfügung stehenden 
Mittel der Diskontierung dieser Wechsel widmen kann. Ferner hat Polen 
auf dem russischen Markt mit mächtigen Rivalen in Gestalt der Ameri- 
kaner und Deutschen zu kämpfen, die durch ihre Arbeiter und Ingenieure 
die russische Wirtschaft durchdringen. Diese deutschen und amerikani- 
schen Arbeiter und Ingenieure werden vielfach zu den Leitern der russi- 
schen Bestellungen auf die Maschinen ihres Heimatlandes. Auch in bezug 
auf die Kalkulation können sich die polnishen Maschinenfabriken nicht 
so rücksichtslosen Preisabbau erlauben, wie das bei den amerikanischen 
und deutschen Fabriken der Fall ist. Dennoch bestehen für die polnische 
Industrie sehr beachtenswerte Absatzmöglichkeiten in Rufland neben 
den Amerikanern und den Deutschen. Verfasser hält es für zweckmäfig, 
daß auch polnische Arbeiter und Ingenieure in die russische Wirtschaft 
eindringen. Daneben besteht seiner Ansicht nach für die polnische 
Industrie Absatzmöglihkeit in verschiedenen anderen Geräten aufer 
Maschinen, so: Lokomotiven, Waggons, Teilen des Wagenparks, Chaussee- 
walzen, Dampfkesseln, Brennereigeräten, Einrichtungen von Zucker- 
fabriken u. a. m. Für alle diese Geräte ist Rufland ein guter Absatz- 
markt und wird es auch auf weite Sicht hin bleiben. Die polnische Aus- 
fuhr nach Rußland müsse sich entsprechend vielseitiger gestalten. Diesem 
Zwecke diente auch der persönliche Kontakt der polnischen Industriellen 
mit den Führern der russischen Wirtschaft. Daneben sollte diese Reise 
auch die falschen Vorstellungen beseitigen, die vielfach in Rufland über 
Polen verbreitet sind. Polen bilde bisher für die sowjetrussische Presse 
„la bête noire“. Neben dem Papst und Frankreich biete Polen das Haupt- 
ziel für die Angriffe der Sowjetpresse: In den Interventionsplänen, die 
von dieser aufgetischt werden, komme Polen immer wieder die führende 
Rolle zu. Gerade der persönliche Besuch polnischer Industrieller habe da 
aufklärend gewirkt. ie Kundgebung der Bereitschaft zur friedlichen 
Zusammenarbeit mußte die falschen Vorstellungen von den Interventions- 
absichten Polens zerstreuen, denn würde Polen Interventionsabsichten 
hegen, so würde es sich nicht an der industriellen Ausrüstung Ruflands 
beteiligen. G. W. 


Die wirtschaftliche Lage des Wilnagebiets. (Vilniaus krasto ekonomien 
batis.) Von V. Bidıunas. 
„Trimitas“, Kowno, 1931, Heft 21. S. 409—412. 


Verfasser weist darauf hin, daf die Zahl der städtischen Arbeitslosen in 
Polen vom November 1930 bis Februar 1931 von 180 000 auf 332000 gestie- 
en ist. Auf dem Lande werden die Arbeitslosen nicht registriert. Mit- 
hin ist die Halfte der polnischen Industriearbeiterschaft ohne Arbeit. Von 
diesen 332000 amtlich registrierten Arbeitslosen erhalten nur 104000 Ar- 
beitslosenunterstiitzung. Da aber die polnischen Städte, darunter auch 
Wilna, stark verschuldet sind, so ist diese Unterstützung sehr gering. Im 
Durchschnitt entfällt auf einen Familienangehörigen eine Unterstützung 
in Höhe von 22 Groschen (10 Pfennige) pro Tag. Die Wechselproteste 
betragen im Wilnagebiet das Dreifache der Wechselproteste in Litauen. 
Die Mehrheit der Bevölkerung des Wilnagebiets bilden Landwirte. Der 
Boden ist recht ungünstig. Die großen Güter sind von der Agrarreform 
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gänzlich unberührt. Die Zersplitterung des bäuerlichen Kleinbesitzes hat 
zu einer Gemengelage geführt, die die Bewirtschaftung außerordentlich 
erschwert. Kaum 10 Prozent der Landwirte haben über 16 Hektar. Die 
Mehrheit der Landwirte im Wilnagebiet hat 2 bis 4 Hektar Land. Es 
fehlt aber auch nicht an solchen, die Aa 14% Hektar Land haben. Diese 
Parzellenbauern ernähren sich bis eihnachten mit Kartoffeln, nach 
Weihnachten hungern und betteln sie, da es an Arbeitsgelegenheiten 
fehlt. Auch die größeren Landwirte haben es auf dem schwierigen Boden 
nicht leicht. Sie halten daher keine Knechte und suchen ihr Anwesen 
mit Hilfe ihrer Familienmitglieder zu bewirtschaften. Die meisten Land- 
bewohner, die es nicht vermögen, eine Kuh durchzufüttern, begnügen sich 
damit, daß sie eine Ziege halten. Die Ziegenzucht, die in Litauen fast 
rd verschwunden ist, ist im Wilnagebiet noch sehr verbreitet. Im 
ilnagebiet ist keinerlei Agrarreform durchgeführt worden. Laut dem 
Gesetz ist den Gutsherren als Höchstnorm 500 Hektar Land belassen 
worden, was darüber ist, sollten sie binnen 5 Jahre an die Bauern ver- 
kaufen, te der Staat es zwangsweise gegen Marktpreis ent- 
eignete. Da die Bauern kein Geld haben, stand dieses Gesetz bisher 
auf dem Papier. Die wirtschaftliche Not des Gebiets hat ein Anwachsen 
der Kriminalität und Kindersterblichkeit zur Folge. Namentlich ist die 
geheime Branntweinbrennerei verbreitet. Verfasser vertritt die Ansicht, 
daß die bäuerliche Bevölkerung des Wilnagebiets — Litauer, Weiffrussen, 
aber auch polonisierte Litauer — in Anbetracht der günstigeren wirt- 
schaftlichen Lage der bäuerlichen Bevölkerung in Litauen den Anschluß 
des Wilnagebiets an Litauen wünschen. G. W. 


Kongre der Ti N.-Klubs in Warschau. (Le congrès des P. E. N.-Clubs 
à Varsovie. 
„Pologne Littéraire“, Warschau 1931, Nr. 55—56. S.1—5. 
Der achte internationale Kongref der P. E. N. (Poets-Editors-Novellists) 
Klubs fand am 20. bis 22. Juni in Warschau statt; unter den zahlreichen Ver- 
tretern des internationalen Schrifttums waren John Galsworthy, William 
Power, Peter Flamm, Ernst Toller, Alice Berend, Jules Romains, B. Cré- 
mieux, viele polnische Schriftsteller und von der Regierung August 
Zaleski, der Außenminister, und Ignacz Daszynski, Präsident des Sejms. 
anwesend. Die Ansprachen der Gäste berührten meist die Ziele und 
Wünsche des Klubs, und die Rede von Crémieux bot einen Überblick 
über die Entwicklung der 1921 gegründeten Organisation, deren Ziel 
die Verbriiderung der Schriftsteller aller Nationen und Pflege der inter- 
nationalen Beziehungen ist, und deren Motto „wır kennen Nationen, aber 
keine Grenzen“ lautet. Die polnische Sektion des P. E. N.-Klubs hat nach 
dem Beschluß des Kongresses von Oslo Statuten für die Verleihung eines 
jährlichen Literaturpreises von 100000 schweizer Frs. durch den Völker- 
bund für solche literarische Werke ausgearbeitet, die übernationalen Ideen 
Ausdruk verleihen: „dem Glauben an den Menschen, der Idee der 
ethischen und intellektuellen Vervollkommnung und des allgemeinen 
Wohlstandes.” 
Die Redaktion der „Pologne Littéraire“ hat daraufhin an alle namhaften 
europäischen und amerikanischen Schriftsteller die Bitte gerichtet, sih zu 
diesem Projekt zu äußern; einige bereits eingetroffene Antworten 
(u. a. von Heinrich Mann, Feuchtwanger, A. Döblin und Stefan Zweig), 
die meist im bejahenden Sinne abgefaftt sind, werden hier ebenfalls 
veröffentlicht. E. S. 
Die Filmchronik. (Kronika filmowa.) Von Stefanja Zahorska. 
» Wiadomoséi Literackie“, Warschau 1931, Nr. 16. S. 3. 


Die offizielle Filmzensur sah noch vor kurzem ihre Aufgabe lediglich im 
Schutz der öffentlichen Moral und Religion. Oft wiederholte die Kritik, 
daf die Rolle des Films als eines wichtigen Propagandafaktors von den 
offiziellen Stellen unterschätzt werde. Neuerdings kommt aber eine neue 
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Tendenz der Zensur zur Geltung, die dahin geht, durh Kürzungen und 
willkürlihe Änderungen den Filmen eine Ideologie zugrunde zu legen, 
die oft zum ursprünglichen Vorwurf in Widerspruc steht. So erschienen 
im Film „Nach Sibirien“ (Revolution von 1905) historische Tatsachen in 
falscher Beleuchtung, der Roman „Der Wind vom Meer“ von Zeromsky 
verwandelte sich in ein chauvinistisches Tendenzstück, und „Im Westen 
nichts Neues“, in gekürzter Fassung gezeigt, wirkte nicht nur als ein 
pazifistischer, sondern auch als ein antideutscher Hetzfilm. Diese rück- 
sichtslose Entstellung der Filmkunstwerke kann nur darum geschehen, 
weil hier die Leiter der Filmproduktion Hand in Hand mit der Zensur 
ehen. — Die Korper Filme polnischer Herstellung, die in der letzten 
eit gute Kritiken hatten, zeichneten sich nur durch das Spiel einzelner 
Darsteller, nicht durch besondere Regiequalitäten aus. E. S. 


Die Literaturforscher. (Badacze literatury.) Von J. Em. Skiwski. 
„Wiadomosi Literackie“, Warschau 1931. Nr. 16. S. 1. 


Die Frage wird zur Diskussion gestellt, ob die Kompetenz der Literatur- 
forsher sich auch auf die Erscheinungen der modernen Literatur 
erstrecken darf. Kürzlih wurde ein Band mittelmäßiger Gedichte von 
einem gelehrten Ausschuß für das Werk eines großen Talents erklärt. 
Dieses Beispiel zeigt, daf den Literaturforschern, die jedes Werk nach 
Schule und Richtung zu klassilizieren gewöhnt sind, jedes unmittelbare 
Gefühl für das moderne Schrifttum abgeht; sie haben den lebendigen 
Kontakt zu ihrer Zeit verloren. Verfasser definiert ferner die Quali- 
täten, die ein Literarhistoriker und ein Kritiker besitzen müssen und 
stellt fest, daf nur in den seltensten Fällen sich alle notwendigen Fähig- 
keiten in einer Person vereinigen. E. S. 


C. Litauen. 


Die Grundlagen der Sozialpolitik in Litauen. (Socialinés politikos pagrinda 
Lietuvoje.) Von J. Dagys. 

„Kultūra“, Kowno 1931, Heft 1. S. 9—14. 
Verfasser stellt fest, daß ein Krankenkassengesetz und ein Gesetz über 
die Pensionen der Staats- und Kommunalbeamten in Litauen erst 1926 
ergangen ist. Das Krankenkassengesetz gilt bisher nur in einem Teil 
der Republik Litauen. Nur im Memelgebiet erstreckt es sich auf alle 
Kategorien von Arbeitnehmern. Im übrigen Litauen sind noch etwa 
15000 Angestellte von diesem Gesetz ausgenommen. Verfasser tritt dafür 
ein, daß auch die Landarbeiter von der Krankenversicherung umfallt 
werden sollen. Er wünscht ferner die Ausdehnung der Krankenversiche- 
rung auch auf Kleinbauern und kleine Handwerker und eine Ergänzun 
der Krankenversicherung durch Invaliditäts-, Alters, Witwen- un 
Waisenversicherung. 
Was den Arbeitsschutz anbelangt, so gelten im wesentlichen die Bestimmun- 
en des 10. Bandes der Gesetzessammlung des Russischen Reiches. Darüber 
hinaus ist für Industriearbeiter der Achtstundentag und die Kompensation 
bei Entlassung eingeführt worden. Für Landarbeiter gilt das Gesetz von 
1929, das mehr die formelle Seite des Arbeitsvertrages regelt. An obli- 
gatorischen Bestimmungen enthält es die Verpflichtung des Arbeitgebers, 
dem erkrankten Arbeitnehmer resp. seinen Familienangehörigen häusliche 
Hilfe zu gewähren. Durch ein Zirkular ist die Mindestentlohnung der 
Landarbeiter festgesetzt. Für Handelsangestellte besteht weder gesetzliche 
Regelung des Arbeitstages (abgesehen vom Verbot der Sonntagsarbeit) 
noch eine Festlegung der Mindestgehälter. Eine Koalitionsfreiheit besteht 
nicht, da alle Arbeitervereine unverzüglich verboten werden. Gegen- 
wärtig besteht keine bedeutende Gewerkschaft von Arbeitern oder An- 
gestellten. Arbeitervertretungen bestehen in Litauen nicht. Litauen hat 
zwar ein Gesetz, das Arbeitskammern und schiedsrichterlihe Regelung 
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der Konflikte zwischen Arbeitgebern und Arbeitnehmern vorsieht, aber 
es enthält keine näheren Bestimmungen über die Zusammensetzung und 
die Kompetenzen dieser Kammern. Es besteht auch ein Gesetz über die 
Arbeitsämter. Indessen zeigen nur die Arbeitsämter von Kowno und 
Schaulen eine gewisse Tätigkeit. Litauen hat bisher keine einzige inter- 
nationale sozialpolitishe Konvention ratifiziert. Verfasser meint, daf es, 
abgesehen von weitergehenden sozialpolitischen Programmen, zunächst 
einmal genügen würde, wenn Litauen die vom Internationalen Arbeits- 
amt zur Annahme empfohlenen internationalen sozialpolitischhen Konven- 
tionen ratifizieren würde. Einstweilen stehe Litauen in bezug auf seine 
Sozialpolitik auf einer Stufe mit Liberia und Nikaragua. G. W. 


Die Möglichkeiten einer Finanzabrechnung mit dem Memelgebiet. (Finan- 
sinio atsiskaitymo su Klaipédos krastu galimumai.) Von S. Laptevas 
Redakteur des Statistischen Zentralbüros. 

„Tautos Ukis*, Kowno 1931, Heft 6/7. S. 172-173. 


Laut dem Memeler Statut hat das Memelgebiet einen Anteil aus den 
Zoll-, Akzise- und Monopoleinnahmen des litauischen Staates zu erhalten, 
der seiner Beteiligung an der Aufbringung dieser Einnahmen entspricht. 
Um den Verbrauh von Auslandswaren im Memelgebiet festzustellen, 
genüge nicht die Einfuhrstatistik, da manche Waren durch Memel ein- 
geführt werden, um später in Großlitauen verbraucht zu werden. Es 
müsse daher auch festgestellt werden, wieviel Auslandswaren aus dem 
Memelgebiet nach Großlitauen wieder ausgeführt werden. Nach Abzug 
dieser Wiederausfuhr von Auslandswaren von der Gesamteinfuhr nach 
dem Memelgebiet werde man den Konsum von Auslandswaren im Memel- 
gebiet ermitteln und mithin auch die Höhe der vom Memelgebiet auf- 
gebrachten Zolleinnahmen. Um diese Wiederausfuhr zu ermitteln. müssen 
an der Grenze des Memelgebiets und Groflitauens besondere Kontroll- 
punkte geschaffen werden. Die Registrierung des Absatzes der einer 
Akzise unterworfenen Waren erfolgt bereits, sie bedarf lediglich einer 
technischen Vervollkommnung. Es bestehen keinerlei Schwierigkeiten für 
die Ermittlung des Anteils des Memelgebiets an dem Konsum der Waren, 
die einer Akzise unterworfen sind. Nach den vorläufigen Ermittlungen 
beträgt der Anteil des Memelgebiets an dem Konsum dieser Waren 
9—10 Prozent des Gesamtverbrauchs dieser Waren in Litauen. Da sich 
das Gesamtaufkommen der Akziseeinnahmen auf 15 bis 17 Millionen Lit 
stellt, so dürfte das Memelgebiet etwa 1,7 Millionen Lit aus diesen Ein- 
nahmen erhalten. Auch bei den Waren, für deren Vertrieb ein Staats- 
monopol besteht, bestehen keinerlei Schwierigkeiten für die Feststellung 
des Anteils des Memelgebiets am Gesamtkonsum: nah den Berechnungen 
des Verfassers stellt sich dieser auf 10 bis 12 Prozent. Verfasser ist der 
Ansicht, daß die Zugrundelegung des Verbrauchs bei Verteilung der 
Staatseinnahmen aus Zöllen, Akzisen und Monopolen gesund, gerecht und 
dem Memelstatut entsprechend ist. G. W. 


Der litauische Getreideexport und die Konjunktur auf dem Weltgetreide- 
markt. (Lietuvos javų eksportas ir pasaulinė javų rinkos konjunktura.) 
Von Mikšionis. 
„Tautos Ūkis“, Kowno, 1931, Heft 4. S. 103—106. 


Bis vor kurzem wurde die litauische Getreideproduktion vom Binnen- 
markt aufgenommen. Mit steigender Getreideproduktion ergaben sich 
jedoch Überschüsse. Während die ständige Aufwärtsentwicklung der Vieh- 
wirtschaft die Realisierung der Mehrproduktion von Futtergetreide ge- 
währleistet, ergeben sich bei Brotgetreide erhebliche Schwierigkeiten. Eine 
Umstellung der gesamten litauischen Landwirtschaft auf Viehwirtschaft, 
wie sie von manchen Schriftstellern angeregt wird, hält Verfasser für 
bedenklich, da auch auf dem Viehmarkt Riickschlage sich nicht ver- 
meiden lassen, zudem auch auf weiten Strecken Litauens die Landwirte 
aus Gründen der lokalen Verhältnisse auf weite Sicht auf Brotgetreide 
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als einzigen Absatzartikel angewiesen sind. So ergebe sich für den Staat 
die Notwendigkeit, die rore reid pronuzenien in Anbetracht der rück- 
läufigen Konjunktur auf dem Weltgetreidemarkt zu stützen. Diese 
Stützungsaktion für die Getreidepreise erstreckt sich gegenwärtig nur auf 
Brotgetreide. Mit Hilfe dieser Stützungsaktion gelang es, die Ernte 
von 1929 zu realisieren mit 4,6 Millionen Lit Staatszuschüssen. Die Re- 
ierung zahlt gegenwärtig 39 Prozent des erzielten Getreidepreises als 
ushuß. Für die Realisierung der Brotgetreideernte 1930/31 wird das 
einen Zuschuf von 6 Millionen Lit bedeuten. Falls keine Besserung auf 
dem Weltgetreidemarkt erfolgt, wird die Regierung nach Ansicht des Ver- 
fassers gezwungen sein, von Neujahr an den Landwirten den Welt- 
marktpreis zu zahlen und nur die Transportkosten (4 Lit pro Zentner) 
tragen. G. W. 


Die Masken der „Dritten Front“. („Trečio Fronto“ kaukės) Von S.P. 
„Zidinys“, Kaunas 1931, Heft 7. S. 30—40. 


Anfang 1950 trat eine Gruppe junger litauischer Literaten zusammen und 
gründete die literarische Zeitschrift „Die Dritte Front“. Diese Zeitschrift 
steht gegenwärtig im Mittelpunkt der lıterarischen Diskussion in Litauen. 
Ihr ursprünglihes Programm ließ an Klarheit zu wünschen übrig. Sie 
wandte sich gegen die Romantik und den Futurismus. In der Romantik 
erblickte sie eine reaktionäre, der Gegenwart fremde Strömung. Vom 
Futurismus, wie er in Litauen namentlich durch die literarische Gruppe 
„Vier Winde“ vertreten wird, trennten sie ideologische Gegensätze. 


Die „Dritte Front“ bekannte sih zum Neorealismus, d. h. einer Synthese 
des Expressionismus, Futurismus und Realismus und erhob den „bar- 
barischen, schönen, litauischen Bauernburschen“, der ihr Kriterium ihres 
Schaffens sein sollte, auf ihr Schild. Verfasser hält dies „Kriterium“ für 
eine Metapher und Verlegenheitsausrede, denn es gibt sehr verschiedene 
litauische Bauernburscen: es gibt solche, die sich zum katholischen Glau- 
ben bekennen, Atheisten, Sozialisten, Kommunisten, Nationalisten und 
kulturell amorphe Individuen. Nadı längerer Zurückhaltung haben die 
Literaten der „Dritten Front“ ihre Maske geliiftet, sich zum Klassen- 
kampf bekannt und verkündet, daf sie auf der Seite des Proletariats 
stehen. Aus den letzten Nummern der „Dritten Front“, in denen die 
Sowjetliteratur als nachahmenswertes Muster angepriesen werde, gehe 
klar hervor, daf die „Dritte Front“ sich zu den Idealen der dritten Inter- 
nationale bekenne. Verfasser bespricht die Novellen von Cvirka und 
Boruta, der repräsentativsten Mitarbeiter der „Dritten Front“, und wirft 
ihnen vor, daß sie die Wirklichkeit im Dienste sozialrevolutionärer Propa- 
ganda geschickt verfälschen. Man müsse ihnen große Aktivität und Schärfe 
des agitatorischen Tons nachrühmen, die unkritische Leser bestechen. Die 
Angelegenheit der ‚Dritten Front“ sei keine literarische, sondern eine 
politische Angelegenheit. Die Literaten der „Dritten Front“ ebnen nach 
Ansicht des Verfassers dem Bolschewismus den Weg, daher sei eine 
Gegenaktion der Gegner des Bolschewismus geboten. G. W. 


Notizen. 


Osteuropa-Forschung in Prag. 


Der deutsche Osteuropaforscher, der auf Ergänzung seines Materials 
bedacht ist und nicht nach der Sowjetunion fahren kann oder will, muff immer 
wieder auf Prag hingewiesen werden. In seiner bemerkenswerten Studie 
„Die Voraussetzungen der politischen Beziehungen Ruflands zur Tschecho- 
slovakei 1907—1927“ (tschechisch in Bd. 2 der Pekar-Festschrift S. 469 ff., 
russisch leider nur im Privatdruck) stellt J. Papoušek (S. 476, bzw. 16) 
fest, daf schon das Prag der Vorkriegszeit eine bessere Organisation der 
slavistischen Studien aufgewiesen habe als Rußland. Diese Tradition wird 
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jetzt nicht nur von den Leitern der Kulturpolitik, sondern auch der Außen- 
politik bewußt in größtem Stil fortgesetzt. Gerade in zwei dem Aufen- 
ministerium unterstehenden Institutionen findet der Osteuropaforscher 
reichstes Material. 

Die auf eine Initiative des Gesandten Girsa zurückgehende, jetzt der 
Direktion von O. Křížek unterstehende Slavische Bibliothek des 
Außenministeriums (im III. Stock des Klementinums), welche allein im Jahre 
1930 einen Zuwachs von über 15000 Einheiten zu verzeichnen hatte (von 
137584 auf 152975), ist in ihrer russischen Abteilung (Leiter: V. N. Tuka- 
levskij) besonders reich bedacht. Neben sehr seltenen alten Zeitschriften 
und Almanachen findet man modernes Zeitungsmaterial und Spezialsamm- 
lungen über die aktuellsten Interessengebiete (z. B. Gewerkschafts- und 
Kooperationswesen). Den prominentesten Objekten der historischen und 
geistesgeschichtlihen Forschung sind gleichfalls umfangreiche Spezial- 
abteilungen gewidmet (etwa Peter, Puškin, Tolstoj). Auch der Historiker 
Polens kommt dank dem Ankauf einiger Spezialsammlungen und Raritäten 
auf seine Rechnung. 

Die russische Abteilung aber wird in geradezu überwältigender Fülle 
ergänzt durch die zweite Veranstaltung des Kußcnministeriums. das „Russkij 
Istori¢eskij Zagraniönyj Archiv“, das in diesem Jahr aus der schwer erreid- 
baren Vorstadtstraße Venzigova in die Loretänskä, in die unmittelbare 
Nähe der Burg, umgezogen ist. Leiter ist Jan Slavik, ein soziologistisch 
orientierter Historiker von sehr scharf profilierten Ansichten, welcher der 
gegenwärtigen Entwicklung aufgeschlossen genug gegenübersteht, daß das 
Archiv zu einer Fundgrube für alle Richtungen und nicht etwa zu einer 
einseitigen Emigranteninstitution geworden ist. Gesammelt wird dort — und 
durch Ankäufe und Tausche in aller Welt andauernd bereichert — Material 
zur Geschichte sämtlicher russischer Revolutionen, vom Dekabristenaufstand 
an, Bücher, Zeitschriften, Zeitungen, Flugschriften, Bilder, Handschriften, 
Geldzeihen. Die Zeitungssammlungen aus der letzten Revolutions- und 
Interventionszeit sind oft mit größter Mühe, etwa durch bruchstückweises 
Zusammenkleben, komplettiert worden, und die Urheber der Handschriften, 
Briefe, Offizialberichte tragen nicht selten welthistorishe Namen. Im selben 
Hause ist das Archiv der Don- und Kubankosaken untergebracht. 

Neben diesen beiden Sondersammlungen ist auf einige Organisationen 
hinzuweisen. Der deutsche Osteuropaforscher wird mit besonderem Interesse 
die Entwicklung der am 5. Dezember 1930 von den Professoren an der Prager 
Deutschen Universität F. Spina und G. Gesemann DESTÜNDSIER „Deut- 
schen Gesellschaft für slavistishe Forschung in Prag“ verfolgen. Der Grund- 
gedanke dieser Gesellschaft ist die Neubelebung der gefährdeten Univer- 
salitat des Forschens durch Schaffung geist- und aufgabenverbundener 
Gelehrtenkollektive. So gewinnt das Wort „Slavistik“, das lange als gleidh- 
bedeutend mit slavischer Philologie empfunden wurde, einen ganz neuen 
Sinn. Die reichen Forschungsergebnisse auf südslavischem Gebiet, die dank 
der Interessenhauptrichtung Gesemanns von dieser Arbeit zu erwarten sind, 
ehören nicht zum unmittelbaren Bereich von „Osteuropa“. Für die Rußland- 
orschung aber darf von dieser Gesellschaft schon durch ihre Verbindung mit 
zwei so ausgeprägten und vielseitigen Persönlichkeiten wie dem soeben zum 
Professor in Brünn ernannten Roman Jakobson und P. Savickij 
Erspriefliches erwartet werden. Auch die Tatsache, daß Gesemann gleich- 
zeitig dem Vorstand der (an dieser Stelle schon erwähnten) osto- 
evskij-Gesellschaft angehört, dürfte eine Bürgschaft dafür sein, daß die 
Forschungsprinzipien der Gesellschaft der Ruftlandforschung im weitesten 
Sinne zugutekommen werden. Die Gesellschaft hat die Fortführung der 
Monatsschrift „Slavische Rundschau“ übernommen und wird in allernächster 
Zeit gemeinsam mit dem „Slavischen Institut“ (Slovansky Ustav) eine von 
Josef Janko und Franz Spina herausgegebene Vierteljahrsschrift „Ger- 
manoslavica“ im ersten Heft vorlegen. Einen ausführlichen Vorbericht über 
dieses erste Heft bringt die „Prager Presse“ vom 6. September 1931. Man 
ersieht aus ihm klar, daß der Geist des Universalismus nicht nur eine gene- 
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relle Forderung des Geleitwortes geblieben ist, sondern tatsächlich die Aus- 
wahl des Stoffes nach räumlichen, zeitlichen wie fachlichen Gesichtspunkten 
entscheidend beeinflußt hat. 

Der genannte „Slovanský Ustav“, der jetzt endlich im Lobkovic-Palais 
eine würdige Unterkunft gefunden hat, kann nur in gewissem Sinne als Pa- 
rallele zur „Deutschen Gesellschaft für slavistische Forschung“ gelten. Er 
teilt mit ihr das Streben nach Universalität, aber während die „Deutsche 
Gesellschaft“ vor allem die konkrete Realisierung eines bestimmten 
Koun aprinzips im Auge hat, ist der Ustav vor allem eine organisatorische 
Körperschaft. (Näheres hierüber in dem Aufsatz von M. Murko, „Der Aus- 
bau der slavistischen Studien in der Tschechoslovakei“, „Prager Rundschau“, 

Heft 4, 1931.) L. Silberstein. 


Das Warschauer Nationalmuseum. 


Seit vier Jahren wird in Warschau an der Jerusalemer Allee das pol- 
nische Nationalmuseum gebaut. Bisher gab es nur in Krakau ein National- 
museum. Das Warschauer Museumsgebäude wird aus sieben Pavillons be- 
stehen, von denen bisher erst zwei fertig sind. In ihnen werden jetzt die 
für sie bestimmten Sammlungen aufgestellt, was noch mehrere Monate dauern 
wird. Die Pavillons 6 und 7 sind unter Dach. In diesen beiden Pavillons sollen 
die militärischen Sammlungen Platz finden. Der Bau des Hauptgebäudes 
ruht wegen Mangels an Mitteln. Ch. 


Der Slavische Verein in Krakau. 


Der Slavische Verein (Towarzystwo Słowiańskie) in Krakau veranstaltete 
im Jabre 1930/31 mehrere Rundfunkvorträge. So sprachen der Slavist Pro- 
fessor T. Lehr-Splawinski über den slavischhen Gedanken in Polen in Ver- 
angenheit und Gegenwart und Professor V. Molé über die Slovenen. Pro- 
essor Lehr-Splawinski behandelte das obengenannte Thema auch in Zako- 
pane in einer vom Verein Slavischer Frauen (Zjednoczenie Kobiet Sto- 
wianskich) abgehaltenen Versammlung. Im November fand auf Initiative 
des Slavischen Vereins ein Vortrag des Sienkiewicz-Übersetzers Waclaw 
Kredba über Sienkiewicz in der Tschechoslovakei statt. Ferner hielten Vor- 
träge: Dr. M. Malecki über die Slaven in Italien und Direktor J. Magiera 
über den tschechischen Bildhauer Myslbek. 

Da an der Universität Krakau nur für russische und ukrainische Lite- 
ratur Lehrstühle bestehen, nicht aber für die übrigen slavischen Literaturen, 
veranstaltete der Verein eine Vortragsreihe über die Literaturen der sla- 
vischen Völker. Es fanden acht Vorträge statt. Professor Lehr-Splawinski 
sprach über die Geschichte der tschechischen Literatur, Professor V. Mole 
über die slovenische, Direktor J. Magiera über die slovakische, Professor 
W. Lednicki über die russische und Professor B. Lepki über die ukrainische 
Literatur, Professor W. Taszycki über die Literatur der Bulgaren und der 
Lausitzer Wenden, endlich Professor V. Francié über die serbo-kroatische 
Literatur. Im Herbst dieses Jahres soll eine neue derartige Vortragsreihe 
beginnen, in der einzelne Probleme jeder der slavischen Literaturen zur 
Erörterung gelangen werden. 

In der Hauptversammlung des Slavischen Vereins, die im Juni stattfand, 
wurde ein neuer Vorstand gewählt. Vorsitzender ist jetzt Universitätspro- 
fessor Dr. W. Semkowicz, stellvertretender Vorsitzender ist Universitäts- 
professor T. Lehr-Splawinski, Schriftführer Dr. Z. Stieber, Schatzmeister Direk- 
tor Magiera. Vorstandsmitglieder sind die Herren F. Blonski, Professor 
Z. Klemensiewicz, Universitätsprofessor F. Koneczny, Dozent Dr. M. Maleci, 
Dr. T. Milewski, M. Tobiasz und Dozent Dr. A. Vetulani. Der jährliche 
Mitgliedsbeitrag beträgt 10 Zloty. Die Adresse des Vereins ist Krakau, 
Golebia 20. Studjum Slowianskie. — In diesem Jahre ist auf Anregung des 
Krakauer Polonistenvereins (Kolo Polonistow) eine Akademische Abteilung 
des Slavischen Vereins gegründet worden, deren Vorsitzender M. Tobiasz ist. 
Sie hat dem Vorstand bei der Veranstaltung von Vorträgen grofte Dienste 
geleistet. Ch. 
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4. Juli 1930. Neuverkündet am 17. September 1930. Danzig o. J. Druck: 
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von Koenigswald, Harald: Stirb und Werde. Aus Briefen und 
Kriegstagebuchblättern des Leutnants Bernhard von der Marwitz. Breslau 
1931. Wilh. Gottl. Korn-Verlag. 290 S. Preis: geh. 3,80 RM.; geb. 5,80 RM. 
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Niedermeyer, Albert: Die Eugenik und die Ehe- und Familien- 
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Tzenoff, Gantscho: Die Abstammung der Bulgaren und die Urheimaf 
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Hegel in Rußland’). 


(Zum hundertjährigen Todestage Hegels.) 
Von A. Lunatscharski. 


Der Einfluß der Hegelschen Philosophie war sehr nachhaltig 
nicht nur in Deutschland, sondern weit über dessen Grenzen 
hinaus. Man kann jedoch sagen, daß dieser Einfluß in den Län- 
dern Westeuropas sich gewissermaßen mit Unterbrechungen 
geltend machte. In England wurde Hegel von Carlyle besonders 
geschätzt; später erschienen eine ganze Reihe einzelner Hegel 
gewidmeter Werke und glänzender Artikel aus der Feder von 
Stirling, Bosanquet, Wallace, Cardew und Bradley. Großen Ein- 
fuf hat dies alles aber auf die englische Gedankenwelt nicht 
ausgeübt. Aus der letzten Zeit läßt sich, wie es scheint, kein ein- 
ziges hervorragendes philosophisches Werk in englischer Sprache 
nennen, das betont unter dem Zeichen Hegels stünde. 


Der Einfluß Hegels in Frankreich war noch weniger organisch 
und noch beschränkter. Bekanntlich hat Cousin ohne sonder- 
lichen Erfolg versucht, dieser Philosophie in einer allerdings 
etwas oberflächlichen Form in Ba Eingang zu verschaffen. 
In letzter Zeit ist, wenn ich nicht irre, nur eine einzige sehr wert- 
volle Arbeit über Hegel in französischer Sprache erschienen, 
nämlich das Werk von P. Roques „Hegel, sa vie et ses oeuvres“. 


Den tiefsten Eindruck hat Hegel in der italienischen Geistes- 
welt hinterlassen. Dabei muß hervorgehoben werden, daß die- 
ser Einfluß gerade in letzter Zeit plötzlich stark gewachsen ist. 
Schon als Folge der Arbeiten von Bertrando Spaventa und Jaja 
bildete sich in Italien eine Hegelianer-Schule, die hinter denen 
in England und Frankreich nicht zuriickstand. In ganz außer- 
ordentlichem Maße stieg jedoch das Prestige der Hegelschen 
Gedanken in Italien dank den Bemühungen eines so bedeu- 
tenden Denkers wie Benedetto Croce. Croces Werke haben 
nunmehr über die Grenzen Italiens hinaus Bedeutung gewonnen 
und fördern in hohem Maße das in letzter Zeit wachsende Inter- 
esse für die Philosophie Hegels, namentlich soweit sie sich mit 
Fragen der Gesellschaftskunde befaßt. Mir scheint, daR in dieser 
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Beziehung ein entgegengesetzter Einfluß sich in Deutschland be- 
merkbar macht. | 

Allerdings ist Croce kein unbedingter Hegelianer: er ist der 
Schöpfer eines eigenen originalen philosophischen Systems. 
Dieses System muß jedoch als eine Abart des dialektischen Idea- 
lismus anerkannt werden. 

Die Einwirkung Hegels auf die italienische Geisteswelt hat 
sich übrigens nicht nur auf die Arbeiten Croces beschränkt. Das 
Hegelianertum ist, zudem in einer ziemlich reinen. wenn auch, 
meines Erachtens, beschränkten Form, eine Art offizielle Philo- 
sophie des Faschismus geworden, der den fanatischen Künder des 
Hegelschen Idealismus, Professor Giovanni Gentile. auf den 
Posten eines Kultusministers berufen hat. Andere Wege ging 
der Einfluß Hegels auf die russische Gedankenwelt. Im Westen 
sehen wir tiberall, ohne Ausnahme, Abzweigungen des reinen, 
idealistischen Hegelianertums. Bei uns hatte ausschließlich das 
linke Hegelianertum Gliick. An Stelle des unmittelbaren Ein- 
flusses Hegels trat sehr bald der Einfluß seiner Gedanken, jedoch 
in der Auslegung durch Feuerbach und späterhin in der Inter- 
pretation von Marx und Engels. 


* 
à * 


Der Einfluß der deutschen Philosophie begann sich in Ruf- 
land in den dreiftiger Jahren stark bemerkbar zu machen. 

Die zwanziger Jahre des vorigen Jahrhunderts waren Zeugen 
stark oppositioneller, in ihren äußersten Auswirkungen sogar 
revolutionärer Stimmungen bei den Vertretern fortschrittlicher 
Gedanken, deren Träger damals hauptsächlich unter dem Adel 
zu suchen waren. 

Die Freiheitsliebe unter dem Adel wurde jedoch im Dezem- 
ber 1825 abgewürgt. Die geköpfte Bewegung fand keine Unter- 
stützung, weder durch wirtschaftliche oder politische, noch durch 
innere oder äußere Kräfte. Diese Bewegung selbst, deren Höhe- 
punkt militärische Verschwörungen der sogenannten Dekabristen 
und die Poesie des jungen Puschkin waren, nährte sich mehr von 
französischen und englischen Säften. Eine finstere Reaktion setzte 
ein. Sie unterdrückte natürlich nicht jegliche Bewegung des 
Denkens beim fortschrittlich gesinnten Adel oder bei den nodı 
schwerfälligen bürgerlichen Intellektuellen, die allmählih an- 
fingen, selbständig zu denken. Nur gab es für die zag- 
hafte Dynamik fortschrittlicher Gedanken in den dreißiger Jahren 
unter dem drückenden Regime Nikolaus I. keinerlei Aufstieg zu 
öffentlichem Leben. Die Menschen verkapselten ihr Innerstes: 
die Probleme ihres Selbstbewußtseins, ihres persönlichen ver- 
krüppelten Willens, ihrer bedrückten Ethik erschienen ihnen 
maflos aufgebauscht. Selbst in den russischen Kasematten wollte 
man sich nicht aller menschlichen Würde bar fühlen und für sich 
eine ganz besondere Freiheit genießen, eine Freiheit, die keine 
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materiellen Ketten fürchtet. Offensichtlich ist hier die Verwandt- 
schaft dieser Nachfrage mit dem Angebot, das von den groften, 
mittleren und kleinen Romantikern des benachbarten Deutsch- 
land ausging. 

Im Grunde genommen stellten nahezu alle Abarten der deut- 
schen romantischen Dichtung und Philosophie im weitesten Sinne 
des Wortes, d. h. seit der Sturm- und Drangperiode bis zur katho- 
lishen Wiedergeburt Schellings oder Friedrich Schlegels, Ver- 
suche irgendeiner Lösung immer des gleichen Problems dar, das 
Bewußtsein seiner Freiheit und Würde zu bewahren trotz der 
sklavischen Abhängigkeit von der düsteren und quälenden Wirk- 
lichkeit und angesichts der vollen Unmöglichkeit, sie zum Kampfe 
herauszufordern. 

Als Schlüssel zur Lösung dieser Aufgabe blieb immer nur 
das eine übrig: Das „Ich“ ist der Geist. Die Abhängigkeit des 
Geistes von der Materie ist nur scheinbar. Wie schrecklich die 
Materie mit ihrer Schwere der physischen Massen, mit ihrer Last 
der kirchlichen und polizeilichen Massen auch erscheinen mag 
— in Wahrheit ist die materielle Wirklichkeit nur ein Produkt 
des Geistes, eine von ihm selbst gesetzte Grenze, ein gewisses 
Spiel des „Icd“ mit dem „Nicht Ich“ oder ein überholtes, aber noch 
nicht beseitigtes Stadium der Entwicklung des Geistes. 

Der erste einflufreiche russische Journalist, der erste rus- 
sische Kritiker und Systematiker, der Kaufmannsohn Polewoi, 
stand bereits unter dem Einfluß der deutschen Romantik, haupt- 
sächlich jedoch ihrer künstlerisch-literarischen Formen. Sein 
Rivale und Nachfolger Nadeshdin war bereits Träger deutscher 
philosophischer Tendenzen. Bis zu einem gewissen Grade ist er 
sogar vom Hegelianertum infiziert. 

Beherrscher der Gedankenwelt der russischen Fortschrittler 
der dreißiger Jahre bleibt jedoch Schelling. Sein Einfluß ist so- 
wohl an dea niversitäten (Professor Galitsch) als auch unter 
den kultiviertesten Standesherren (W. W. Odojewski) groß. Mit 
dem Nahen der vierziger Jahre beginnt Hegels Einfluß zu 
wachsen. 

Die Jugend, sowohl die adlige (Stankewitsch, Herzen, Baku- 
nin) als auch die kleinbürgerliche (Belinski) spürt in Hegel den 
revolutionären Ursprung. 

Wie ein Appell und ein Trost klingen die Postulate von der 
ewigen Bewegung, der dialektishen Entwicklung durch Gegen- 
sätze, die Lehre vom objektiven Geist, der sich in den Staaten 
und der Weltgeschichte verwirklicht und eine Durchsetzung des 
foren Prinzips gewährleistet: Was vernünftig ist, das ist wirk- 
ih; und was wirklich ist, das ist vernünftig. 

Die Erfassung der Hegelschen Ideen mußte zu großen Stür- 
men und Mißverständnissen führen. 

Die großen Führer der inmitten der Finsternis des Nikolaus- 
regimes zu neuem Leben erwachenden Jugend waren voll roman- 
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tischer revolutionärer Kampfbegeisterung und Selbstaufopfe- 
rung. Fast Kinder noch, leisten Herzen und Ogarew auf den 
Sperlingsbergen, die Stadt Moskau zu Füßen, einander den 
Hennibalschwus eines rastlosen und unerbittlichen Kampfes 

egen den Absolutismus. Die Größe, die Fichte dem mutigen 
Kritischen „Ich“, dem Subjekt als Träger des absoluten Geistes. 
zuerkannte, wurde als Tatsache bewertet, deren Anerkennung 
der Persönlichkeit die Verpflichtung auferlegt, für die Wahrheit 
zu kämpfen, keinen Schritt zurückzuweichen, auch ohne sichtliche 
Chancen für einen Sieg. 

Hier nun gingen Hegel und Fichte radikal auseinander. Der 
Berliner Weise verlegte das Schwergewicht von der protestieren- 
den Persönlichkeit auf den selbsttätigen Prozeß der sozialen Ent- 
wicklung. Man sollte sich nicht in Gegensatz zur Wirklichkeit 
stellen, sondern Ausdruck ihrer eigenen Entwicklung werden. 
Diese Entwicklung unterlag theoretish keinem Zweifel und 
mußte zu völliger Freiheit führen. 

Dies predigte Bakunin, der die Vorlesungen des Lehrers 
selbst besucht Tatte. in flammenden Reden Belinski, der kein 
Deutsch konnte. Belinski glaubte an Hegels Weisheit wie an 
etwas Heiliges. Und er hatte recht. Keine persönliche revolu- 
tionäre Tätigkeit läßt sich rechtfertigen oder ist vernünftig, die 
sich nicht aal machtvolle objektive gesellschaftliche Kräfte stützt. 

Das Schlimme war, daß solche Kräfte in der russischen Wirk- 
lichkeit der vierziger Jahre absolut nicht zu spüren waren. 

Belinski, der von dem grundlosen individuellen Protest ab- 
rückte, sah daher keinen anderen Ausweg, als die Wirklichkeit 
der Nikolausschen Zeit als vernünftig zu verkünden. Wieviel 
Streit, wieviel Herzblut, wieviel Nerven hat dieser bemerkens- 
werte Zwischenfall gekostet, der später eine vorzügliche Beleuch- 
tung durch Plechanow erfuhr! 

Belinski, dessen erregter und bezaubernder Stimme das ganze 
denkende Rußland lauschte, schwankte noch ziemlich lange zwi- 
schen dem Objektivismus, zu dem ihn der ihm eigene gesunde 
Realismus führte, und dem revolutionären Individualismus, zu 
dem ihn sein flammendes Herz drängte. 

Erst kurz vor seinem frühen Tode fand er einen glänzenden 
nn aus seinen Qualen in dem gleichen Hegelianertum, dies- 
mal jedoch in der realistischen, sogar materialistischen Deutung 
der Feuerbachschen Philosophie. 

Nicht mehr der Geist, sondern die Materie selbst erscheint 
als dialektiscdh bewegender Ursprung. Die Materie ist es, die in 
der Form sozialer Erscheinungen sich inmitten der sozialen 
Gegensätze, auf dem Wege über notwendige Revolutionen, zu 
immer höheren Formen des Seins entwickelt. 

Wenn Belinski die künftige Rolle des damals kaum vorhan- 
denen Proletariats noch nicht ahnen konnte, so sah er bereits 
voraus, daß der in seinem Mutterleibe den Sozialismus tragende 
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Kapitalismus Rußland vom toten Punkt rücken würde. Streng 
genommen sind vom rein philosophischen Standpunkt und vom 
Standpunkt der Gesellschaftsphilosophie der große Nachfolger 
Belinskis, der Leiter der russischen Gedankenwelt der sechziger 
pears Tschernyschewski, und sein glänzender, vorzeitig gestor- 
ener Mitkampfer Dobroljubow nicht iiber Belinski in dessen 
letzten Gedankengängen hinausgekommen. 

Es war jedoch eine andere Zeit. Abgesehen davon, daß 
Tschernyschewski die Philosophie Feuerbachs ausführlicher und 
pragnanter darlegte, verstand er es, bemerkenswerte Folgerun- 
gen aus ihr in bezug auf die Geschichte und Wirklichkeit des 
sda und die Probleme der inneren Zustände Rußlands abzu- 
eiten. 

Er wie Dobroljubow rückten hierbei fast unmittelbar an den 
Marxismus heran. Die mangelnde Reife der russischen sozialen 
Verhältnisse und das frühzeitige Ende der beiden hinderten sie 
daran, die Philosophie von Marx und Engels, d. h. den dialek- 
tischen Materialismus, sich zu eigen zu machen, der in einer un- 
gleich abgeschlosseneren und lebendigeren Form als die Lehre 
Feuerbachs zum Ausdruck kam. 

Zu Beginn der achtziger Jahre war der Zusammenbruch der 
revolutionären Bauernbewegungen zu erkennen, die um die Auf- 
hebung der Leibeigenschaft kämpften und einen machtvollen 
Aufschwung des intellektuellen Denkens unter Führung des 
großen Tschernyschewski zur Folge hatten. Eine neue revolu- 
tionäre Welle wurde schon nicht mehr durch eine unmittelbare, 
sondern durch die direkte Einwirkung des Kapitalismus herein- 
getragen, durch das Hinabsteigen seines Antipoden, des Prole- 
tariats, in die Arena der Öffentlichkeit. 

Dieser künftige Riese brauchte sich nur zu rühren, und in 
dem Sumpfe der allmählich erschöpften Gedankenwelt der Narod- 
niki vollzog sich eine Revolution, die die ersten marxistischen 
Theoretiker und Führer, unter ihnen die markante Gestalt Ple- 
chanows, schuf. 

Plechanow war natürlich in erster Linie ein außergewöhnlich 
anzu Popularisator und auf manchen Gebieten, wie z. 
em der Kunstwissenschaft, ein Künder des Werkes von Marx 
und Engels. Aber er fühlte genau alle Wurzeln des Marxismus 
heraus, die realen wie die theoretischen, und unter den letzteren 
auch den utopischen Sozialismus und die politische Ökonomie so- 
wie die Dialektik Hegels. Plechanow war sich der idea- 
listischen Verrenkungen bei Hegel bewußt; dies schmälerte 
jedoch in seinen Augen nicht die gewaltige Bedeutung des Hegel- 
shen Systems. Der Grundkern der Hegelschen Dialektik war 
richtig. Plechanow sah in ihm die größte Errungenschaft des 
menschlichen Verstandes. Er begeisterte sich auch für eine Un- 
zahl einzelner Elemente in dem von dem genialen deutschen 
Philosophen geschaffenen System. Immerhin erkennen wir im 
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Lichte der späteren, namentlich der Leninschen Kritik, auch die 
Mängel der Interpretationen Hegels durch Plechanow. 

Plechanow hatte die dialektische Methode nicht restlos er- 
faßt. Er hatte nicht erkannt, daß die Dialektik die Erkenntnis- 
theorie des Marxismus ist. Er goß in den Wein der Dialektik 
kantische Ingredienzien. Bei den Darlegungen Hegelscher Ge- 
danken manipulierte er mehr mit einzelnen glänzenden Bei- 
spielen dialektischer Erscheinungen und nahm sich nie die Zeit, 
das Grundwesen Hegelscher Logik mit absoluter Prägnanz dar- 
zutun. 

Das Fundament der Philosophie des Proletariats wurde in 
unserem Lande erst von Lenin fertiggestellt, hauptsächlich in 
dessen philosophischem Werk „Materialismus und empirischer 
Kritizismus“. | 

Außerdem hat Lenin eine große Zahl überaus wertvoller An- 
merkungen hinterlassen, die gegenwärtig von dem Lenin-Institut 
in Band IX und XII der „Lenin-Sammlung“ veröffentlicht worden 
sind. Sie zeugen von einem außerordentlich gründlichen, merk- 
würdig liebevollen Studium Hegels durch Lenin. 

Ich bezeichne diese liebevolle Art als merkwürdig, weil 
Lenin, der begeistert das dialektische Denken Hegels erfaßt und 
entwickelt, gleichzeitig alle idealistischen Elemente seiner Philo- 
sophie scharf und sogar empört ablehnt. 

Wir können hier nicht das reiche Erbe, das uns Lenin auf 
dem Gebiete der Hegelforschung hinterlassen hat, ausführlich 
analysieren. Ich halte es aber für sehr angebracht, hier sozusagen 
das Testament Lenins anzuführen, das in seinem berühmten Brief 
an die Mitarbeiter der damals im Entstehen begriffenen Zeit- 
schrift „Pod znamenen marksizma“ („Unter dem Banner des 
Marxismus‘) gerichtet war: 

„Um dieses Ziel zu erreichen, müssen die Mitarbeiter der Zeit- 
schrift ‚Unter dem Banner des Marxismus‘ ein systematisches Stu- 
dium der Hegelschen Dialektik vom materialistischen Standpunkt. 
d. h. jener Dialektik organisieren, die Marx praktisch in seinem 
‚Kapital‘ und in seinen historischen und politischen Arbeiten an- 
gewendet hat, und zwar mit einem solchen Erfolg, daft jetzt jeder 
Tag des Erwachens neuer Klassen zum Leben und zum Kampfe 
im Osten (Japan, Indien, China), d. h. jener nach Hunderten von 
Millionen zählenden Menschheit, die den größten Teil der Bevöl- 
kerung der Erde ausmacht und die durch ihre historische Untätig- 
keit und ihren historischen Schlaf bisher den Stillstand und die 
Fäulnis in vielen fortgeschrittenen Staaten Europas bedingt hat 
— daft jeder Tag des Erwachens neuer Völker und neuer Klassen 
immer mehr und mehr den Marxismus bestätigt. 

Gewiß, die Arbeit eines solchen Studiums, einer solchen In- 
terpretation und einer solchen Propaganda der Hegelschen Dia- 
lektik ist überaus schwierig, und zweifelsohne werden die ersten 
Versuche nach dieser Richtung mit Fehlern verknüpft sein. Doch 
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nur der irrt nicht, der gar nichts tut. Darauf gestützt, wie Marx 
die materialistisch aufgefaßte Dialektik Hegels anwendete, kön- 
nen und müssen wir diese Dialektik nach allen Seiten ausbauen, 
in der Zeitschrift Bruchstücke aus den Hauptwerken Hegels ver- 
öffentlichen, sie materialistisch ausdeuten, sie durch Beispiele für 
die Anwendung der Dialektik durch Marx sowie durch jene 
Muster der Dialektik auf dem Gebiete der wirtschaftlichen, politi- 
schen Verhältnisse kommentieren, die die neueste Geschichte, 
insbesondere der moderne imperialistische Krieg und die Revolu- 
tion, in ungewöhnlich großer Zahl liefern. Die Gruppe der 
Schriftleiter und Mitarbeiter der Zeitschrift ‚Unter dem Banner 
des Marxismus‘ mul? meines Erachtens eine Art ‚Gesellschaft der 
materialistischen Freunde der Hegelschen Dialektik‘ bilden. Die 
modernen Naturforscher werden in der materialistischen Aus- 
legung der Hegelschen Dialektik eine Reihe Antworten auf die 
philosophischen Fragen finden (wenn sie verstehen werden, zu 
suchen und wir lernen werden, ihnen zu helfen), die von der 
Revolution der Naturwissenschaft gestellt werden, und über die 
die intellektuellen Verehrer der bürgerlichen Moden in die Reak- 
tion hineinstolpern.“ 


‚Diesem Hinweis ist die leitende russische Denkart, richtiger 
gesagt. die leitende Denkart der vereinigten Völker der Sowjet- 
union treu geblieben. l 


Der von Lenin gewiesene Weg ist jedoch nicht leicht. So 
geriet erst kürzlich eine starke philosophische Gruppe von 
Marxisten, geführt von dem Akademiker Deborin, die die Auf- 
gabe, die Überreste des metaphysischen Materialismus in der 
Kommunistischen Partei zu bekämpfen, gut durchgeführt hatte, 
in eine eigenartige Gefangenschaft Hegels infolge mangelnden 
kritischen Verhaltens gegenüber den Hegelschen Elementen in 
unserer Weltanschauung. 

Die kleinste Sünde war ihr spitzfindiger Stil. Schon Lenin 
hat sich hierüber wie folgt geäußert: „Treffende Wahrheiten 
werden in einer verteufelt gezierten, verworrenen Form darge- 
legt. Weshalb hat Engels kein solches Kauderwelsch ge- 
schrieben ?“ 

Aber nicht immer handelte es sih um Wahrheiten. Ein 
starker idealistischer Beigeschmack geriet in Deborins Marxis- 
mus. Hinzu kam eine starke Entfremdung gegenüber den prak- 
tischen Aufgaben, die das Leben selbst der Philosophie stellt, so- 
wie eine verderbliche Geringschätzung des gewaltigen Beitrages 
Lenins zur Philosophie der proletarischen Revolution. 

Man darf jedoch nicht glauben, daß infolge dieser bitteren 
Erfahrung in unserem Lande das Interesse für Hegel abgenom- 
men hätte: den besten Beweis dafür, daß das Gegenteil richtig 
ist. bildet das grote Interesse der Sowjetunion an der Jubiläums- 
tagung in Berlin. 
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Der Wunsch der Kommunistischen Akademie in Moskau, 
einige Gelehrte zum Hegelkongreß zu entsenden, entsprang dem 
Gedanken, einen Ausschnitt aus unserer marxistisch-leninistischen 
Hegelforschungsarbeit zu bieten und damit ein Scherflein zur 
Ehrung des unsterblihen Weisen beizutragen, dessen erhabene 
Lehre die Quelle verschiedener, in ihrem Ursprung jedoch ver- 
einter, machtvoller Strömungen des modernen Denkens ist. 


Rußlandfahrt, Herbst 1931. 


Von Klaus Mehnert. 


„Die Realität unseres Produktionsplanes sind die Millionen 
von Werktätigen, die das neue Leben schaffen. Die Realität» 
unseres Programms sind lebendige Menschen, sind wir 
alle, unser Wille zur Arbeit, unsere Bereitschaft, auf neue Art 
zu arbeiten, unser Entschluß, den Plan durchzuführen.“ 


Mit diesen Worten schloß Stalin seine berühmt gewordene 
Rede vom 23. Juni. Er hat recht. Bei aller Bedeutung mate- 
rieller Faktoren ist es doch der lebendige Mensch, dessen Hirn, 
Nerven und Muskeln die Geschichte machen. Welcher Art ist 
dieser Mensch in Rußland? Wird die neue Form auch einen 
neuen Menschen prägen? Und weiter: Sind an dem alten 
Menschen — denn noch befindet sich Rußland in dem Stadium, 
wo der alte Mensch erst die neue Form schafft — schon Verände- 
rungen wahrzunehmen? Wachst vielleiht aus der russischen 
Jugend vor unseren Augen ein völlig neues Geschlecht? — 


Der Büchermarkt ist überfüllt mit Rußlandbüchern, täglich 
werden Vorträge gehalten und Aufsätze geschrieben. Unzählige 
haben ihre Reisen durch die Sowjetunion geschildert. Es scheint 
recht überflüssig, einen neuen Reisebericht zu veröffentlichen. 
Aber die überwältigende Mehrzahl all dessen, was über Ruß- 
land gesagt wird, behandelt die neuen Formen des russischen 
Lebens, während man die Frage nach der Existenz und dem 
Wesen des neuen Menschen selten stellt. Auch wenn man sie 
stellt, wo will man Antwort auf diese Frage finden? Aufbau 
und Betrieb einer Maschine oder einer Fabrik ist leicht zu er- 
kennen. Die Organisation der Industrie, der Landwirtschaft, 
der Erziehung, der Armee — all das läßt sich schwarz auf weil 
nach Hause tragen. Damit ist nichts für das Verständnis des 
Arbeiters,. des Kolchosnik, des Studenten oder Soldaten ge- 
wonnen. Auf den lebendigen Menschen aber kommt es an. Man 
kann wohl mit Hilfe ausländischer Spezialisten und Maschinen 
eine Industrie aus dem Boden stampfen, man kann die Landwirt- 
schaft kollektivieren, aber was nützen alle sozialistischen Fa- 
briken und Kolchose, wenn nicht sozialistische Menschen sie 
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treiben? Lediglih um ein Land zu mechanisieren, hätte man 
nicht Millionen von Menschen zu opfern brauchen. Nur wenn es 
gelingt, einen neuen Menschen zu schaffen, waren die Opfer nicht 
vergebens. Wer das feststellen will, der muß Rußland nicht 
studieren, sondern es leben. 

Ich habe seit drei Jahren jeden Herbst, auch 1931, einen 
Monat in Rußland verbracht, nicht als Tourist, nicht als Dele- 
gierter, nicht als Spezialist, sondern als Freund einiger junger 
Russen, die ich 1929 auf einer gemeinsamen, wegen des kurz 
vorher ausgebrochenen Krieges zwischen Rußland und der 
Mandschurei sehr langwierigen und an Abenteuern reichen Fahrt 
von Wladiwostok nach Moskau kennengelernt habe. Es sind 
Studenten, Ingenieure, Arbeiter, Soldaten, Funktionäre, fast alle 
seit vielen Jahren in der Partei; als Jungens haben sie schon im 
Bürgerkrieg mitgekämpft, sie haben den Komsomol, den Kom- 
munistischen Jugendverband, mit aufgebaut, 1929 sind sie mit 
Ehren durch die „Tschistka“, die Reinigung der Partei, gegangen 
und stehen heute als erprobte Söhne der evolution, auch wenn 
sie noch sehr jung sind, an verantwortlichen Stellen. Einige 
unter ihnen zähle ich zu den besten Vertretern der jungen Gene- 
ration überhaupt. 

Als ich 1929 nach 15jähriger Pause wieder nach Rußland 
kam — ich bin in Moskau geboren und bei Kriegsausbruc als 
Reichsdeutscher nach Deutschland geflohen —, geschah es von 
vornherein mit dem Vorsatz, das Studium russischer wirtschaft- 
licher und technischer Probleme berufeneren Fachleuten zu über- 
lassen und zu versuchen, den Bolschewismus in erster Linie von 
der meist vernachlässigten menschlichen Seite her kennenzu- 
lernen. Denn nicht Maschinen und Organisationen, sondern der 
bolschewistische Menschist das Kriterium des 
Bolschewismus. 

Jedesmal, wenn ich die russische Grenze überschreite und 
die deutsche Sprache mit der russischen vertausche, den Sakko 
mit einem grauen Sportanzug, den Hut mit einem kleinen ge- 
stikten Tatarenmützchen, wie es die russische Jugend jetzt 
a trägt, springe ich bewußt und unter Ausschaltung aller 

emmungen mit beiden Beinen ins russische Leben. Nie fahre 
ich anders als in der „harten Klasse“. Nie wohne ich in einem 
Hotel. Die ersten Tage in Moskau genieffe ich stets dankbar 
die Gastfreundschaft deutscher Herren in der Botschaft, dann 
aber ziehe ich zu meinen russischen Freunden. Durc ihre 
Freundschaft werde ich aus einem Fremden ein Gast, ja ein 
Freund, — „Swoi tschelowek“, „unser Mensch“, nennt das der 
Russe. Das ist noch mehr als „towarischtsch“. Ich habe in ehe- 
maligen Nonnenklöstern gelebt, in Schuppen, in Studenten- und 
Inzenieurheimen. Irgendwo findet sich meist ein leeres Bett. 
Manche Nacht habe ich auf dem Fußboden geschlafen, manche 
im Stroh, manche gar nicht. 
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Durch diese persönlichen Eindrücke und Beobachtungen. 
durch das tägliche Zusammenleben mit Russen, durch tage- und 
nächtelange intime Diskussionen mit meinen Freunden, durch 
völlig inoffizielle Reisen, durch den häufigen Besuch von Thea- 
tern, durch Vertiefung in literarische Zeugnisse der jüngsten 
Vergangenheit (neben der Belletristik sind die zahllosen Zeit- 
schriften, die Berge von Tagesbroschüren höchst aufschlußreich), 
durch Besprechungen mit verantwortlichen Unterführern, durch 
Arbeit in einem Kolchos habe ich mich bemüht, ein deutliches 
Bild von der seelischen und geistigen Verfassung des neuen und 
insbesondere des jungen Rußland zu gewinnen. Ich werde über 
das Ergebnis in einer Serie von Aufsätzen in „Osteuropa“ be- 
richten. Ich werde vollkommen ehrlich schreiben — auch ob- 
jektiv? Nein. Einen Besuch auf dem Mond oder den Vorgang 
eines physikalischen Experiments kann man objektiv schildern. 
Aber man erwarte von einem jungen Deutschen, der das Schick- 
sal seines Vaterlandes als das Seinige empfindet, der leiden- 
schaftlich nach den Gründen der heutigen Not, den Möglich- 
keiten eines morgigen Aufstieges forscht, der den Bolschewismus 
nicht nach den Begriffen Gut und Böse mißt, sondern bei allem 
fragt: Was bedeutet das für mein Volk?, dem es nicht 
um Schlagworte wie „Kapitalismus“, „Sozialismus“, „Kollek- 
tivismus“ geht, sondern ums Ganze — man erwarte von ihm 
keine Objektivität. wenn er über Rußland berichtet. Für einen 
Deutschen ist der Bolschewismus kein theoretisches, sondern ein 
eminent praktisches Problem. Nicht nur weil die Sowjetunion 
ein Sechstel der Erdoberfläche bedeckt, weil sie fast an Deutsch- 
land grenzt, weil ihr Warenangebot die Weltmarktpreise drückt. 
sondern weil sie den entschlossenen Versuch einer Neuordnung 
des wirtschaftlichen, sozialen und persönlichen Lebens darstellt. 
während wir uns noch in der Liquidation des alten befinden. 


Der Sowjetstudent. 


Die Menschengruppe, mit der ich in Rußland in den intimsten 
Kontakt gekommen Din. ist die Studentenschaft. Schon heute 
spielt sie eine sehr bedeutende Rolle und ihr Gewicht im russi- 
schen Leben nimmt ständig zu. Jährlich wächst ihre Zahl. Schon 
haben einige jehreange die Hochschulen verlassen und stehen 
mitten in der vordersten Front des sozialistischen Aufbaus. 

Während die Welt über den amerikanischen Studentenboy, 
über den englischen Oxfordman, den deutschen Korporations- 
studenten ein eindeutig feststehendes Bild besitzt und auch der 
russische Vorkriegsstudent als engbrüstiger, bleicher Intellek- 
tueller in Uniform, mit wirren Haaren, Bomben werfend oder 
nach Sibirien verschickt, in der Phantasie seiner Zeitgenossen 
auftrat, kann man sich im allgemeinen vom Sow jetstudenten 
noch keine Vorstellung machen. 


74 


DerSowjetstudent ist Proletarier, der sich von dem gesam- 
ten übrigen Proletariat nicht unterscheidet. Man darf ihn aber nicht 
etwa mit einem Teil der deutschen Arbeiterstudenten verwech- 
seln, denn er hat nichts Jugendbewegtes, kaum etwas Jugend- 
liches an sich, er hat sich auch nicht intellektualisiert, er ist in 
erster Linie Arbeiter geblieben, ein Arbeiter, der nur vorüber- 
gehend die Maschine oder den Pflug mit Reifßzeug und Büchern 
vertauscht hat. Wenn abends die Studenten aus einer Hoch- 
schule strömen, in ihren abgegriffenen Mützen, ihren alten 
schäbigen Mänteln, dann könnte man sich ebenso gut vor einem 
Fabriktor glauben. 

Um das zu verstehen, muß man nur einige Studenten nach 
ihrem Lebenslauf fragen. Ich bin mit Hunderten von russischen 
Studenten in Berührung gekommen und habe nicht einen ein- 
zigen getroffen. der aus den Kreisen gestammt hätte. aus denen 
sih in Deutschland die Studentenschaft rekrutiert. Das ist nicht 
Zufall. sondern Absicht. In dem Beschluß des für die Entwick- 
lung des russischen Hochschulwesens so bedeutsamen Plenums 
des Zentralkomitees der Kommunistischen Partei vom November 
1929 wird es offen ausgesprochen, daß die Proletarisierung der 
Hochschule eine der wichtigsten Aufgaben des Fünfjahrplanes 
ist. Denn im Lichte des Fünfjahrplanes muß man heute in Ruß- 
land auch die geistigen Dinge betrachten. Der Sprachgebrauch 
reiht sie in den großen Zusammenhang ein, indem er sie als 
„kulturelle Front“ bezeichnet. Das Ziel ist der sozialistische 
Staat und diesem Ziel hat sich das gesamte, auch geistige, ja selbst 
seelische Leben unterzuordnen. 

In den ersten Jahren nach der Revolution hat der junge 
Staat die altelntelligenz stark herangezogen. Dann folgte 
eine der Intelligenz sehr feindliche Epoche. Jeder erinnert sich 
noch der zahlreichen Erschießungen, Verbanzuneen und schließ- 
lich der Schädlingsprozesse. Gegenwärtig ist eine merkliche, in 
der schon zitierten Stalinrede ler cichene Entspannung ein- 
getreten. Man kommt ohne Mitarbeit der ehemaligen, speziell 
technischen Intelligenz doch noch nicht aus, glaubt vielleicht auch, 
konsolidiert genug dazustehen, um die Zügel lockerer lassen zu 
können. Als wirklich vollwertig wird aber auch heute noch nur 
der klassenechte Arbeiter oder Bauer angesehen. Da zudem das 
stürmische Tempo der Industrialisierung eine täglich wachsende 
Armee von qualifizierten Arbeitern und intellektuellen Führern 
fordert, steht die Hochschule im Zeichen einer bis zur Grenze 
des Möglichen forcierten Produktion proletarischer Intelligenz. 
Über die wissenschaftliche, methodische und administrative Seile 
der letzten Hochschulreform habe ich schon ausführlich berichtet 
(„Osteuropa“ Nr. 5, Februar 1931), hier kommt es mir ausschließ- 
lich auf die soziale Seite des Problems an. 

Der Narkompros der RSFSR (das Volkskommissariat für 
Aufklärung der russischen Teilrepublik) hat eine Schrift über die 
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Volksaufklärung in der UdSSR veröffentlicht, in der sich eine 
interessante Statistik befindet. Danach sind die einzelnen 
sozialen Gruppen an der Gesamtzahl der Studenten pro- 
zentual folgendermaßen beteiligt: 


Akad. Jahr Arbeiter Bauern Angestellte Übrige 


1923/24 15,3 23,5 24,4 36,8 
1924/25 20,7 24,5 35,8 19 

1925/26 24,2 25,7 35,9 14,8 
1926/27 25,6 25,3 37,5 11,6 
1927 /28 26,9 24,2 39,4 95 
1928 /29 27,7 26,1 38,4 7,8 
1929/30 30,2 26,3 37,7 5,8 


Diese Zahlen zeigen ganz deutlich die Tendenz der Entwicklung: 
Der Anteil der Arbeiterschaft hat sich in den sechs Jahren fast 
verdoppelt, der der Bauern gleichfalls, wenn auch gering, erhöht. 
während der der „Übrigen“, d. h. also in erster Linie der bürger- 
lichen Kreise, auf ein Fünftel des vorherigen Standes zurück- 
gegangen ist. Überraschen könnte zunächst. daß die Zahl der 
Angestelltenkinder um die Hälfte stieg, doch deutet sich hier in 
der Statistik schon eine rückläufige Bewegung an. Auch darf 
man die russischen Angestellten nicht etwa mit unserem Mittel- 
stand gleichsetzen, denn sie sind ihrer Grundhaltung nach in der 
überwiegenden Majorität proletarisch geworden. 


Es ist mit Bestimmtheit damit zu rechnen, daß die Beteili- 
gung von Arbeitern und Bauern, die 1929/30 noch 56,5 % betrug, 
schon in vier bis fünf Jahren 75 % überschreiten wird. Denn das 
— verhältnismäßig — langsame Anwachsen des Prozentsatzes 
der rein proletarischen Studenten in dem ‚Staat der Arbeiter und 
Bauern“ erklärt sich vor allem daraus, daß in den letzten Jahren 
die jungen Proletarier erst die nötige Vorbildung, die — um 
einen deutschen Ausdruck zu gebrauchen — „Hochschulreife“ sich 
aneignen mußten, so daß ihr Ansturm auf die Hochschule sich 
erst in den nächsten Jahren auswirken kann. Die weitgehend 
durchgeführte allgemeine Schulpflicht erschließt vielen Millionen 
von Arbeiter- oder Bauernkindern neue Bildungs- und Aufstiegs- 
möglichkeiten. Bei den Neuaufnahmenvon Arbeitern 
in die Hochschulen macht sich jetzt schon ein rapides Wachstum 
bemerkbar. So betrug der Prozentsatz der neuimmatrikulierten 
Arbeiterstudenten 


1926/27. . . . . 287 
1927/28. . . . . 34,6 
1928/29. . . . . 423 
1929/30 . . . . . 63,7 
1930/31 . 69,4 


Der Anteil hat sich in diesem Falle schon in fünf Jahren fast 
verdreifacht, und die Entwicklung geht in derselben Richtung 
weiter. 
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In Rußland herrscht die Diktatur des Proletariats. Damit 
ist ausgedrückt, daß nur der Proletarier als Vollbürger aner- 
kannt wird, während alle übrigen als Bürger zweiter Klasse 
elten. Da man die Klassenzugehörigkeit jedes einzelnen genau 
kenn ist es dem Staat ein leichtes, die Proletarisierung der 
Hochschule durch einen Numerus clausus sicherzustellen. 

Es ist interessant, daß schon in einem Dekret vom 31. Januar 
1930 die Schwierigkeiten, die der Aufnahme von Kindern Nicht- 
werktätiger in die Elementarschulen bisher entgegenstanden, 
weitgehend behoben wurden. Offensichtlich glaubt die Sowjet- 
macht innerlich gefestigt genug zu sein, um diese Kinder, sofern 
sie von klein auf unter nn den Einfluß kommen, zu 
assimilieren. Dagegen bestehen Sondervorschriften für eine An- 
zahl höherer Spezialinstitute, denen besondere Bedeutung zu- 
kommt, und wo es sich um Erwachsene handelt, bei denen Assi- 
milierung keineswegs selbstverständlich ist. So nimmt das „In- 
stitut der Roten Professur“ in Moskau, das der Ausbildung von 
marxistischen Professoren dient, nur Mitglieder der Kommu- 
nistischen Partei auf, und darunter wieder nur solche, die schon 
mindestens acht Jahre der Partei angehören. Besonders deutlich 
wird die Tendenz angesichts der Bestimmung, daß in die Vor- 
bereitungsabteilung dieses Instituts nur Kommunisten proleta- 
rischer Herkunft eintreten können, die mindestens fünf Jahre 
Parteimitglieder und höchstens 28 Jahre alt sind. Aber selbst 
wenn diese Bestimmungen nicht wären: der ungeheure Andrang 
der jungen Generation Ruflands zu den Schulen und Hoch- 
schulen, deren Zahl bei weitem nicht für alle Bewerber reicht. 
bringt es ganz automatisch mit sich, daß fast nur Arbeiter und 
Bauern aufgenommen werden, während die übrigen sich unter 
den aus Platzmangel Abgewiesenen befinden. Nur in den päd- 
agogischen Hochschulen haben Nichtwerktätige wegen des ver- 
hältnismäfig geringeren Zulaufs Aussicht auf Aufnahme. 

Einer der den Nichtrussen am stärksten packenden Eindrücke 
ist der ungeheure Drang, der unersättliche Hunger 
(ich weiß kein anderes Wort) der russischen Jugend nach Wissen 
und Bildung. Daf es sich dabei in erster Linie um technisches 
Wissen, um zivilisatorische Bildung handelt, mag manchem Deut- 
schen mifffallen, trotzdem manifestiert sich darin das erste Er- 
wachen, das geistige Sich-Recken und -Strecken eines Volkes, in 
dem vor ein, zwei Jahrzehnten nur ein geringer Prozentsatz 
lesen und schreiben konnte. Ich werde das Bild nie vergessen. 
sich mir bot, wenn ich auf der langen Fahrt durch Sibirien 

urch den Expref ging: die deutschen, amerikanischen, franzö- 
sischen Passagiere der I. und II. Klasse schmökerten in einem 
gelben Ullsteinband, in einem Uhu oder Edgar Wallace, die 
Russen aber in ihrer Holzklasse lasen alle technische und natio- 
nalökonomische Lehrbücher, Protokolle von Parteikongressen, 
Agitationsbroschüren, landwirtschaftlihe Aufklärungsschriften. 


11 


Derselbe Anblick in den Heimen, in denen ich lebte und in denen 
vier, fünf oder mehr Studenten (ist einer verheiratet, so zieht 
seine Frau auch dazu) in jeder Stube hausen. Man sollte glauben, 
unter diesen Umständen käme keiner zur Konzentration und zur 
Arbeit. Aber das ist ein Irrtum, es wird gelernt, in der Rege! 
sehr fleißig, um so mehr als die Heime den einzelnen Spezial- 
hochschulen gehören, so daß stets Kollegen desselben Faches zu- 
sammen wohnen und zusammen arbeiten. Der Außenstehende 
spürt immer wieder, wie stark das Verantwortungsgefühl gegen- 
über der Allgemeinheit, die jedem Studenten ein Stipendium 
gibt (oft auf dem Umwege über einen Trust), lebendig ist. 
Worum wir in Deutschland einen Vielen hoffnungslos erscheinen- 
den Kampf führen: um das Bewußtsein in jedem einzelnen, daft 
er ein verantwortliches Glied des Ganzen, ein Arbeiter und 
Kämpfer in der großen Armee des Volkes ist, das hat die 
russische Revolution zum Gemeingut von Millionen gemacht. 


k * k 

Ein Wort, das ich in diesem Jahr in Rußland besonders oft 
hörte, war: „oznateljnyi“ — das ist jemand, der nicht in 
den Tag hinein, sondern bewußt lebt und weiß, was und warum 
er will. Daß uns in Deutschland dieses „Bewußtsein“ fast 
allen fehlt, ist unsere tiefste Not, die durdı Gesetze nicht ersetzt 
wird. Natürlich sind auch in Rußland die „Unbewußten“ in der 
Majorität, aber die Partei hält sie durch ihre bis in die feinsten 
und fernsten Äste ausstrahlende Organisation zusammen. Es 
gibt in Rußland keine Gruppe von Menschen, die nicht von einer 
Parteizelle geführt und beaufsichtigt wird. Und eine der wich- 
tigsten Aufgaben dieser Zellen ist es, immer weitere und weitere 
Kreise „bewußt“ zu machen. 

Es ist selbstverständlich, daß gerade unter den Studenten die 
„Aktivisten“, das sind diejenigen, die das „Bewußtsein“ nicht 
nur latent in sich tragen, sondern es auch in die Tat umzusetzen 
bemüht sind. besonders stark an Zahl und Intensität sind. Daf. 
die proletarischen Studenten mit Leib und Seele für das System 
einstehen, das sie aus dem Nichts an die Spitze der Nation ge- 
hoben, aus simplen Bergarbeitern und Klcinbauccn zu Studenten, 
Ingenieuren, Führern auf allen Gebieten gemacht hat, wird nie- 
mand wundern. Täglich hält man ihnen vor Augen, daß sie die 
Avantgarde einer neuen Zeit, die Gründer eines neuen Menschen- 
tums sind. Für einen gesunden und normalen Jungen gibt es 
nichts Größeres als Forderungen und Aufgaben. Man packt ihn, 
indem man möglichst riesenhafte Ansprüche an ihn stellt, von ihm 
den Einsatz von Gut und Blut für die Sache verlangt und ihn 
zum Helden, wenn es sein muß: zum Märtyrer erhebt. So ist für 
den jungen Russen die Sowjetunion mit ihren raschen Aufstiegs- | 
möglichkeiten heute ein ideales Land. 
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Ich habe auch Studenten getroffen, die aus ihrer Unzufrie- 

denheit mit den herrschenden Verhältnissen, ihrer Abneigung 
egen die ganze Entwicklung kein Hehl machten. Aber sie ge- 
Karen zu dem Typ von Menschen, der unter allen Umständen 
unzufrieden wäre; die Masse der Studenten, und — was viel 
wichtiger ist — diejenigen, auf die es ankommt, glauben an den 
Bolschewismus und sind bereit, um seinetwillen auch weitere 
Opfer und Entbehrungen auf sich zu nehmen. 

Bei diesem lebhaften Arbeitseifer und der sehr engen Spe- 
zialisierung wird man sich fragen, ob diese Menschen nicht un- 
angenehm einseitig werden, so einseitig vielleicht, daß es an 
Stumpfsinn grenzt. Diese Gefahr besteht nicht. Denn der Stu- 
dent, später der Konstrukteur oder Architekt, mag noch so tief 
in seiner Spezialarbeit stecken — es gibt keinen in Rußland, der 
nicht in irgendeiner Form mit dem Leben der Allgemeinheit 
verbunden ist. Von der Vielfalt ehrenamtlicher Posten und 
Funktionen in Rußland kann man sich keine Vorstellung machen. 
Parteikommunisten sind besonders stark in Anspruch genommen, 
aber auch die anderen sitzen in Komitees und Ausschüssen, 
arbeiten in der Gewerkschaft, im Vorstand eines Klubs oder der 
„Roten Ecke“, redigieren die Wandzeitung, organisieren Exkur- 
sionen, sorgen für die Beschaffung von Theaterkarten. Und bei 
all diesen Handlungen wird ihnen immer wieder die große Ein- 
heit des ganzen wirtschaftlichen und geistigen Lebens vor Augen 
geführt, stoßen sie ununterbrochen auf die alle im selben Maße 
betreffenden Probleme. So .wird die wissenschaftliche Speziali- 
sierung und Entfernung durch die menschliche, politische Ge- 
meinsamkeit paralysiert. 

Ein anderes Bedenken ist weniger leicht aus der Welt zu 
schaffen: Wird in dieser neuen Studentenschaft, in dieser neuen 
proletarischen Intelligenz nicht auch wieder über kurz oder lang 
eineigener Kastengeist entstehen, der sie dem übrigen 
Volk entfremdet? Zwar wird seitens der Hochschulen für eine 
sehr enge Verbindung zwischen Hochschule und Betrieb gesorgt, 
aber eines Tages ist der Student nicht mehr Student, den In- 
genieur, der mehr weiß und kann als andere, der einen höheren 
Posten innehat und ein höheres Gehalt bezieht. Ich wage es 
nicht, heute schon ein Urteil zu fällen. Anzeichen für eine neue 
Klassenbildung sind vorhanden. Ich habe manchen russischen 
Studenten das Wort „Lumpenproletariat“, das die Russen als 
Fremdwort übernommen haben, voll Verachtung aussprechen 
hören, wenn ein schmieriger Kerl an einer Straßenecke lungerte 
oder- um Almosen bat. Ich habe elegante und alles andere als 
proletarische Frauen in Staatsautomobilen gesehen, ich habe mit 
proletarischen Ingenieuren in Lokalen gegessen, wo man sonst 
nur Ausländer trifft. Aber: diese Klassenbildung wird sich, 
wenn überhaupt, nach völlig neuartigen Gesichtspunkten voll- 
ziehen. Die finanzielle Seite. die bei uns die wichtigste Rolle 
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spielte, kann in Rußland keine große Bedeutung erlangen. Ein- 
mal, weil bei den an der Spitze stehenden Leuten die Parteikasse 
einen großen Teil des Lohnes schluckt, dann, weil ein starker 
Druck zum Zeichnen von Staatsanleihen proportional dem Ein- 
kommen zwingt, weil Sparen ganz aus der Mode gekommen ist 
und endlich weil das Geld überhaupt nicht mehr die Rolle spielt 
wie bei uns. Erstens macht man sich verdächtig, wenn man einen 
großen Betrag auf der Sparkasse hat (wo anders will man Geld 
aufbewahren, wenn man zu Fünf im Zimmer wohnt?), zweitens: 
was soll man mit dem Geld anfangen? Zu kaufen gibt es nicht 
viel, so daß Bezugskarten viel wichtiger sind als Geld. Also 
wird es veressen und verreist. Nicht umsonst hat das Reisen 
einen so gewaltigen Aufschwung genommen. Ich kenne kaum 
einen Stadenten der nicht in der Krim, dem Kaukasus oder in 
Turkestan gewesen ist. Aber auch der Klassenbildung von der 
rein sozialen Seite wird ein Riegel vorgeschoben, indem alle 
Organe wie Partei, Gewerkschaft, Klub peinlich darauf achten, 
daß niemand ,,der Klasse entwächst“, und ihn, falls es ihm doch 
gelingt, auf sehr energische Weise wieder mit der Masse ver- 
binden, indem sie ihn zu einer Arbeit kommandieren, wo er in 
stärkeren Kontakt mit der Masse kommt. Dem wirkt freilich auf 
der anderen Seite wieder der große Mangel an führenden Spe- 
zialisten, die Notwendigkeit, oft ein Auge zuzudrücken, entgegen. 
So laufen viele Strömungen und Kräfte zusammen und niemand 
kann heute übersehen, wie das Ergebnis in 20, 30 Jahren sein 
wird. Nur so viel ist sicher, daß bei den entscheidenden Männern 
der feste Wille besteht, neue Klassenbildungen zu verhindern. 

Noch eine letzte Frage wird man sich stellen: Taugen denn 
diese Leute wissenschaftlich? In unserem humanistischen 
Sinne sicherlich nicht, ein deutsches Abitur könnte kein einziger 
von ihnen ablegen. Aber das ist auch nicht nötig. Im Augen- 
blick braucht Rußland tüchtige Spezialisten, später wird sich das 
Bedürfnis nach einer Bildung auf breiterer Grundlage ganz 
selbstverständlih ergeben. Daf in dieser jungen Studenten- 
generation aber tüchtige Spezialisten heranwachsen, das ist kein 
Zweifel und ist mir von erfahrenen Wissenschaftlern, die auch 
die Vorkriegsstudenten gekannt haben, immer wieder versichert 
worden. Denn was ihnen an Vorbildung abgeht, ersetzen sie 
zum großen Teil durch ihren intensiven Arbeitswillen. Kein 
einziger kommt direkt von der Schulbank, alle haben schon in der 
praktischen Arbeit, viele in der Armee gestanden. Sie gehen nicht, 
um Student zu sein, sondern um zu arbeiten, auf die Hochschulen 

Sonderbar ist, daß diese Menschen, deren Lebensweg oft 
abenteuerlicher ist als alles, was man bei uns von Schicksalen zu 
hören bekommt, die ihrer Natur nach viel mehr Landsknechte 
der Revolution als Staatsbürger sind, die innere Ruhe zur 
wissenschaftlichen Arbeit aufbringen. Wie schwer ist dieser 
Übergang der aus dem Felde heimkehrenden deutschen Kriegs- 
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generation geworden. Beim Russen geht es deswegen viel ein- 
facher, weil sein ganzes Leben — an der Front, im Heer, in der 
Fabrik, auf der Hochschule — durch die ständigen „Wettkämpfe“ 
und die ganze militärische Terminologie den Charakter eines 
Kampfes trägt, und auch, weil man ihm immer wieder das Ge- 
spenst einer bewaffneten Intervention vor Augen hält und die 

berzeugung einhämmert, da jeder auf seinem Posten zum 
Wohl und Schutz des Gemeinsamen arbeitet. 


Die Nervenfrage. 


Ich werde nichts über die äußeren Eindrücke meiner Reise 
berichten, nichts über das Aussehen der Städte, nichts über die 
Beseitigung der Kirchen, die überfüllten Straßenbahnen, das 
Treiben auf den Bahnhöfen und in den Schulen, die Massentänze 
ım „Park der Kultur und Erholung“, die Verherrlihung von 
Stoßtrupparbeitern durch eine Allee ihrer Büsten, die Massen- 
anfmäreche auf dem Roten Platz. All das ist schon so häufig be- 
schrieben worden, daß sich selbst, wer nie in Rußland war, eine 
ziemlich klare Vorstellung davon machen kann. Ich werde nicht 
einmal die — übrigens bemerkbar abnehmenden — Schlangen vor 
den Geschäften Adea Es ist zur Genüge bekannt, daß in 
Rußland Not herrscht, daß es an vielen keineswegs luxuriösen, 
sondern notwendigen Lebensmitteln und Gebraudhsgiitern fehlt 
und daß noch Jahre vergehen werden, ehe das russische Volk 
den Durchschnitt des Lebensstandards der westlichen Länder ein- 
holen und überholen wird. Darüber braucht man keine Worte 
zu verlieren. 

Viel wichtiger ist die Frage: Wie stellt sih das russische 
Volk dazu? 

Bei uns in Deutschland haben während des Weltkrieges nach 
vier Jahren Not und Entbehrung die Nerven des Volkes versagt. 
Rußland lebt seit 1917, ja, man kann sagen, seit 1914, also seit 
17 Jahren unter unnormalen Verhältnissen: der Krieg, die erste 
und zweite Revolution, der Bürgerkrieg, der Kriegskommunis- 
mus, die trostlosen Wohnungsverhältnisse, die Lebensmittelnot 
und jetzt der Fiinfjahrplan haben ungeheure Anforderungen an 
die Nerven des russischen Volkes gestellt. Immer wieder werden 
neue Opfer, neue Entbehrungen gefordert. Wie ist es möglich, 
daß das Volk trotzdem diese Zeit überstanden hat, ja, daß es 
immer noch den Elan und die Energie zum Anpacken neuer 
riesenhafter Schwierigkeiten aufbringt? Der Fünfjahrplan 
würde für die Opferwilligkeit selbst eines ausgeruhten Volkes 
eine kaum vorstellbare Zumutung bedeuten, während Rußland 
nach 11% aufreibenden Jahrzehnten an seine Erfüllung herangeht. 
Man kann diese entscheidende Frage nicht nur mit der berühmten 
Leidensfähigkeit des russischen Volkes erklären. Denn mit rein 
passivem Gehorchen lassen sich die Erfolge der letzten Jahre und 
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Monate nicht erreichen. Nur bei aktivstem Einsatz sind sie 
denkbar. Es dürften wohl auch noch andere Faktoren verant- 
wortlich sein: 

Erstens: Man muß. glaube ich, einen Unterschied machen 
zwischen zwei Arten von Entbehrungen: den deprimierenden 
und den heroischen. Während die deprimierenden (z. B. Schlange- 
stehen, ungeheizte Zimmer, schmutzige Massenküchen, über- 
füllte Züge, Mangel an Seife, bürokratische Behandlung) zu einer 
Auflockerung der Disziplin, zu gärender oder offener Un- 
zufriedenheit führen, dienen die heroischen nur dazu, um die 
Reihen derer, die diese Entbehrungen erdulden, noch fester zu 
schließen. Das beste Beispiel ist das deutsche Volk während des 
Weltkrieges: die wirkliche Front ist trotz — ıoder wegen — der 
immer härteren Not stärker und stärker zusammengewachsen. 
die Heimat aber brach nieder, weil demütigende und oft an sich 
kleinliche Entbehrungen ihre Nerven zerrieben hatten. Rußland 
bietet heute ein ganz ähnliches Bild. Nur daß die Zahl derer, 
die an der Front der Revolution und des sozialistischen Aufbaus 
stehen, einen viel größeren Teil des Volkes als seinerzeit in 
Deutschland umfaßt und daß auf der anderen Seite — dies ist 
besonders wichtig — die Nerven der Etappe weniger sensibel 
sind als in Europa. 

Zweitens: Auch in Rufland verbrauchen sich die Nerven 
der in der vordersten Linie stehenden Führer. Mehr als ein paar 
Jahre können ihre Nerven die Verantwortung und Überan- 
strengung in der Regel nicht ertragen. Aber inzwischen sind 
aus dem ungeheuren Menschenreservoir Rußlands, aus der unbe- 
kannten Masse frische, unverbrauchte Männer emporgewachsen. 
bereit, an die Stelle der ermüdeten Führer zu springen, wie bei 
einem Stafettenlauf der keuchende, am Ende seiner Kräfte an- 
gelangte Läufer dem ausgeruhten Kameraden den Stab übergibt. 

habe das bei meinen eigenen Bekannten erlebt und überall 
läßt sich dasselbe beobachten: die ersten „Udarniki“ in den Be- 
trieben, die alten Organisatoren und Leiter der Gewerkschaften. 
der Partei- und Komsomolzellen, und alle die zahllosen Funktionäre 
auf den verschiedensten Gebieten der öffentlichen Arbeit werden 
von neuen gesunden Kräften abgelöst, die an ihnen vorbei- 
wachsen. Das Entscheidende ist aber, daß die abtretenden Führer 
sich nun nicht in die Opposition oder auch nur in die Passivität 
zurückziehen. In der Regel hat ihnen die jahrelange Tätigkeit 
an führender Stelle so starke Impulse und eine so tiefe Durch- 
dringung mit der Ideologie des neuen Systems gegeben, daß sie 
die Front der zuverlässigen inneren Armee, auf deren Fäusten 
das heutige Regime in Rußland ruht. ständig verbreitern. 


Im Kolchos. 


Der as meiner diesjährigen Rußlandfahrt war mein 
Aufenthalt auf einem Dorf im Zentralschwarzerdgebiet, 114 Tage- 
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reisen mit der Bahn von Moskau. Einer meiner besten russischen 
Freunde, ein Ingenieur, stammt aus diesem Dorf und nahm mich 
mit, als er dort einen Teil seines Urlaubs verbrachte. Um Zeit 
zu sparen, fuhren wir mit dem Taschkenter Expref. Auf Grund 
meines deutschen Reisepasses — aber ohne eine Kopeke Schmier- 
geld — gelang es uns, den Lokomotivführer zu überreden, 
unseretwegen an einer kleinen Haltestelle in der Nähe des Dorfes, 
weit von jeder Schnellzugstation, zu bremsen, so daß wir einen 
halben Tag früher unser Ziel erreichten. 

Allein hätte ich wahrscheinlich Schwierigkeiten gehabt, in 
ein abgelegenes Dorf einzudringen, aber ale Freund des In- 
genieurs, den das ganze Dorf als „wydwishenez“ — das ist ein 
„Emporkömmling“ im guten Sinne, ein Selfmademan — hoch 
schätzte, weil er es als erster Dörfler zu einer so angesehenen 
Stellung gebracht hatte, war ich ein mit größter Herzlichkeit auf- 
genommener Gast. Es hat mich immer wieder in Erstaunen ver- 
setzt, daß selbst die gegenwärtige schwere Not die Gastfreund- 
schaft der Russen nicht beeinflußt hat. Wo man’ als Gast er- 
scheint — gleichgültig, ob eingeladen oder nicht — da schleppt 
der Russe seine letzten Vorräte aus Küche und Keller, um In 
Gast zu erfreuen. 

Daf das Dorf kollektiviert war, war für mich das Inter- 
essanteste. Ein paar Familien hatten sich schon im vorigen Jahr 
zusammengeschlossen, die Masse folgte im Frühjahr, und bei 
unserem Eintreffen befand sich die erste richtige Kolchosernte 
auf ihrem Höhepunkt. Da es an männlichen Arbeitern sehr fehlt 
-— ich habe in dem ganzen 163 Familien zählenden Kolchos kaum 
ein halbes Dutzend Männer zwischen 18 und 30 gesehen, alle 
übrigen arbeiten am Kuznezsiroj —, halfen wir mit und wuchsen 
te am raschesten in die sonderbare Gemeinschaft der Kolchos 

inein. 

Auch hier ist wieder der äußere Rahmen, vor allem durch 
das ausgezeichnete Buch von Otto Schiller*) zur Genüge bekannt. 
Auch hier fragte ich in erster Linie nach den Menschen und ihrer 
Einstellung zu dieser neuen Form von Leben und Arbeit. Ich 
pene! mitten hinein in einen erbitterten Kampf um die Seele der 

auern. Was ich bisher nur aus der Literatur, von der Biihne 
Moskauer Theater (,Brot“, „Eisgang“, „Jarostj“) oder aus Fil- 
men wie „Erde“ und „Generallinie“ kannte, das sah ich jetzt in 
leibhaftiger und ernster Dramatik vor mir. Wenn ich an meinem 
Berliner Schreibtisch die von Dekade zu Dekade stetig steigen- 
den Prozentzahlen der kollektivierten Betriebe in den „Iswestija 
lese, so könnte ich den Eindruck gewinnen, daß diese Bewegung 
zleichsam von selbst und ganz natürlich vor sich geht. Hier sah 
ich. welch ein zäher und grimmiger Kampf in jedem einzelnen 


_ _*) Die Kollektivbewegung in der Sowjetunion. 2. Auflage. Berlin und 
Konigsberg Pr. 1931. Ost-Europa-Verlag. 130 S. Preis: 5,20 RM 
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Kolchos geführt wird, und wieviel Dörfer müssen sich kollek- 
tivieren, um auch nur den Bruchteil eines Prozentes für die 
„Iswestija“ zu ergeben! 

Der Kulak ist längst beseitigt, es ist der russische Bauer 
selbst, sein Beharrungsvermögen, seine Trägheit, sein Egoismus, 
seine Verständnislosigkeit für den „sozialistischen Aufbau“, was 
der reibungslosen Kollektivierung entgegensteht. Es gehört eine 
geradezu wahnwitzige Kühnheit dazu, mit diesen weithin an- 
alphabetischen, in physischer und geistiger Finsternis lebenden 
Menschen den Sozialismus bauen zu wollen, und es ist in höch- 
stem Maße erstaunlich, was bisher schon erreicht ist. Es gibt 
viele Kolchose über ganz Rußland, die schon ein paar Jahre be- 
stehen und sich auf dem Weg einer raschen inneren Konsoli- 
dierung befinden, in denen sich tatsächlich schon ein Kollektiv- 
mensch bildet. Mein Kolchos war noch in den Anfängen, in ihm 
prallte Alt und Neu mit voller Wucht aufeinander. In den 
meisten Bauernstuben sah ich Heiligenbilder neben bunten Lenin- 
drucken. Ich erlebte die Beerdigung eines 97jährigen Bauern 
mit Popen, Weihrauch und lautem Schluchzen, die sich in nichts 
von einer Beerdigung des Vaters oder Großvaters dieses Greises 
unterschied, und ich hörte die Bauernmädchen kolchosfeindliche 
Lieder singen. 

Während der Arbeit dagegen ist man mit dem Kolchos ganz 
einverstanden. Gerade beim Dr hen. das zu unserer Zeit die 
Hauptarbeit darstellte, machte sich die Hilfe der Maschine, die 
der Staat dem Kolchos gegen Abzahlung zur Verfügung stellte, 
ganz besonders bemerkbar. Auf dem Felde herrschte eine frohe 
und ausgelassene Stimmung. Lieder wurden gesungen, Scherze 
un die Arbeit ging flott und leicht zum Takt der Traktoren. 

ie die beiden Dreschmaschinen betrieben. 

Bei der Kolchosversammlung aber, die ich miterlebte, und 
auf der der von oben eingesetzte, ortsfremde Vorsitzende auf 
Befehl des Rayons die Kontraktierung von 250 Stück Geflügel 

egen einen minimalen Preis des Staates forderte, ferner die 

ergesellschaftung der Kälber, die bisher noch ebenso wie die 
Kuh im Privatbesitz des Bauern gewesen waren, und endlich die 
Verpflichtung, am nächsten Tag die Zuckerrübenkampagne zu 
beginnen und sie binnen zehn Tagen abzuschließen, kam es 
zwischen ihm und einigen Bauern, die in der Roten Armee ge- 
dient hatten, auf der einen und der überwiegenden Majorität 
der Übrigen, vor allem der Bäuerinnen auf der anderen Seite, zu 
schweren Zusammenstößen. 

Der Vorsitzende ist in einer ungeheuer schweren Lage. Er 
muß den Plan erfüllen, er muß die Forderungen des Rayons durch- 
setzen, er muß die Bauern zur Arbeit zwingen — aber er ist 
nicht in der Lage, die Gegenforderung der Bauern nach Waren. 
vor allem nach Kleidungsstücken, nach Stiefeln. nach Seife auch 
nur entfernt zu befriedigen, nicht aus bösem Willen, sondern weil 
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er selbst nichts bekommt. Ich habe es aufrichtig bewundert, wie 
dieser Mann, der erst Ende der Zwanzig sein konnte, fünf Stun- 
den lang die Versammlung führte, keinen Augenblick locker ließ 
und einen Teil seiner Forderungen durchsetzte. An diesem Bei- 
spiel wurde es mir besonders deutlich, was es für diese auf schwie- 
rigsten, isolierten Posten stehenden Parteileute bedeutet, die 
Machtund Hilfeder Partei in ihrem Rücken zu wissen. 
Ken kann nicht zweifelhaft sein, wer auf die Dauer der Sieger 
eibt. 

Mir selbst aber war der Kolchos trotz meines kurzen Be- 
suches durch die packende Dynamik des ganzen Geschehens so 
nahe gerückt, daft ich ihm auf einer Versammlung am letzten 
Tage eine Geldsumme in seine Kasse stiftete und dafür zum 
Mitglied ernannt wurde. 


Rußland und wir. 


Dies ist der Anfang einer Aufsatzreihe über den sowjet- 
russischen Menschen. Sie soll in ihrem kleinen Teil dazu bei- 
tragen, das Bild Rußlands lebendig zu machen, und damit gleich- 
zeitig — das ist das wichtigste — die Fronten in Deutschland zu 
klären. Sie wendet sich an alle, die leidenschaftlich und selbst- 
los einen neuen Weg für Deutschland suchen. Die Vertrautheit 
mit einem Nachbarvolk, das sich auf dieser Suche nach neuen 
Wegen am weitesten von der traditionellen Heerstrafe in eine 
unbekannte und gefährliche Ferne vorgewagt hat, soll uns 
helfen, uns selbst zu erkennen. Gerade in den stärksten Strömun- 
Se der deutschen Gegenwart sind zahlreiche, meist unbewufte 

arallelen zu Rußland zu finden. Unverkennbar ist auch 
ei uns der Verfall des Liberalismus, der Drang zur Gemein- 
schaft (Kollektivismus nennt das der Russe), die Wandlung der 
Begriffe „Eigentum“ und „persönliche Freiheit“. Ebenso stark 
muß jeder aber auch das ecumand spüren. Wir können 
und wollen nicht auf der Zerschlagung alles Best henden; auf der 
Ausrottung einer ganzen Klasse, auf Massenterror und der Ver- 
nichtung des deutschen Bauern unsere Zukunft bauen. Wenn 
Rußland über den bis zur letzten Konsequenz geführten Klassen- 
ampf seinen einheitlichen Staat geschaffen hat, so ist es unsere 
Aufgabe, auf dem Wege über den Staat zur Beseitigung der 
Klassengegensätze zu kommen. Wie immer ist die Lage Deutsch- 
lands schwieriger als die aller anderen Völker, wie immer ist 
aber auch unsere Aufgabe, den Knoten zu lösen, größer und da- 
durch schöner als die der übrigen Welt. 
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Verkehrsplanung der Sowjets. 


Von Reichsbahndirektor Dr. Saller. 


Nach unseren kapitalistischen Begriffen gilt die Entwicklung 
der Güterbeförderung aller Verkehrszweige als etwas Elemen- 
tares, nicht Vorausberechenbares, von der Konjunktur Abhängi- 

es. Die Planwirtschaft des Sowjetverkehrswesens glaubt, alle 

Einzelheiten kommender Verkehrsentwicklung vorausbestimmen 
zu können. Sie behauptet, imstande zu sein, die kommende Ent- 
wicklung des Güterverkehrs im voraus zu planen und sich im 
Verkehr auf allgemeinwirtschaftliche Belange einzustellen. Sie 
sieht nicht nur für die einzelnen Jahre, sondern selbst für die 
einzelnen Monate die Güterbeförderungen vor. Da jede Privat- 
tätigkeit ausgeschaltet ist und der Staat alles in der Hand hat, 
ist es theoretisch denkbar, daß sich auch die Fördermengen des 
Güterverkehrs (Eisenbahn, Schiffahrt usw.) auf dem Wege der 
Planwirtschaft vorausbestimmen lassen. Zur Aufstellung solcher 
Pläne sind natürlich als Grundlagen Angaben der Verkehrskund- 
schaft, der Versender und Empfänger nötig, also Angaben der 
Industrie über kommenden Empfang von Rohstoffen, Heiz- 
material usw. und Versand von Fertigwaren. So war z. B. vor- 
ausbestimmt, daß im Januar 1930 täglich im Mittel 41 649, im 
Februar 41 784 und im März 43391 Eisenbahnwagen beladen 
werden sollten. Diese genauen, auf den Waggon eingestellten 
Planangaben könnten höchste Bewunderung hervorrufen, — 
wenn die Wirklichkeit nicht auch hier vorderhand der schönen 
Theorie weit nachhinken würde. 


Von den nicht vorausberechenbaren, elementaren Wirkungen 
landwirtschaftlicher Erzeugung (Ernte) will man sich bei dieser 
Planwirtschaft dadurch unabhängig machen, daß man das Ge- 
treide zunächst in der Nähe der Erzeugung (in Stationen usw.) 
in großen Silos oder Lagern, die etwa die gleiche regelnde Rolle 
spielen wie in einem Flufsystem ein großes, die Hochwasser 
sammelndes Wasserbecken oder ein See, stapelt und den Ver- 
sand, dem berechneten Verbrauch entsprechend, auf eine lange 
Zeit hinaus gleichmäßig vorausberechnet und verteilt. Zu die- 
sem Verfahren behauptet das kommunistische System deshalb in 
der Lage zu sein, weil bei ihm abweichend von kapitalistischen 
Ländern die privaten Belange von Käufern und Verkäufern aus- 
geschaltet seien. In den kapitalistischen Staaten zwinge der 
scharfe Wettbewerb des Privathandels, das Getreide so schnell 
wie möglich auf den Markt zu bringen, umzusetzen und zu ver- 
senden. Daraus ergebe sich notgedrungen eine unregelmäßige 
Güterbewegung, eine unwirtschaftlihe Anhäufung und Zusam- 
menballung des Verkehrs auf kurze Zeit, Notwendigkeit der 
Vorhaltung eines unnötig großen Eisenbahnwagenparkes, der 
dann lange Zeit ungenützt stehe. Konjunkturscdiwankungen der 
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industrie glaubt das gemeinwirtschaftliche Sowjetsystem durch 
seine Planwirtschaft ausschließen zu können. Der zehrende 
Wettbewerbskampf insbesondere zwischen Eisenbahn und Auto- 
mobil entfalle, weil der Staat alles in der Hand habe. Das kom- 
munistische System stelle also der planlosen Erzeugung und Ver- 
teilung der Güter im kapitalistischen System eine mindestens bis 
zu einem hohen Grade planmäfige Einrichtung gegenüber. 

Durch diese Ordnung und die in deren Gefolge erreichbare 
planmäfige Regelung der Güterbeförderungen könne das Sowjet- 
system im Verkehr Erniedrigungen der Transportkosten er- 
zielen. an die die kapitalistischen Länder nicht denken könnten. 
Es habe es auch völlig in der Hand, den Güterverkehr auf lange 
Sicht gleichmäßig anwachsen zu lassen, dementsprechend den 
Falrparkbestand knapp und wirtschaftlih im Rahmen des Be- 
dürfnisses zu halten und die Neuanschaffungen zu regeln. Auf 
Grund alles dessen könne das Sowjetsystem einen bis zu einem 
gewissen hohen Grade zuverlässigen Plan der Güterbewegung 
im voraus aufstellen und dabei z. B. auch die Möglichkeiten des 
ee Transportes in beiden Richtungen in Rechnung 

ringen. Man könne also z. B. die sogenannten gewichtverlie- 
renden Güter wie Kohle, die am Verwendungsort völlig aufge- 
zehrt werden, ebenso berücksichtigen wie andere Rohstoffe (Holz, 
Metalle usw.), die, wenn auch in eingeschränkter Menge, als ver- 
edelte Fabrikationserzeugnisse wieder zum Versand kommen. 
Diese planmäfige Gestaltung des Güterverkehrs könne sich der 
Kapitalismus nicht aneignen ohne völlige Umstellung seiner 
lebenswichtigsten Grundlagen. Auch zur Einrichtung der Be- 
förderung der Brennstoffe als Energiequelle in der Form elek- 
trischen Stromes sei das kapitalistische System, bei dem sich alle 
möglichen Privatbelange geltend machen, nicht in gleich groß- 
ziigiger Weise fähig wie das kommunistische. Das Sowjetsystem 
sei auch ganz anders wie das kapitalistische Privatsystem in der 
Lage, in großzügiger Weise die Beziehungen zwischen Rohstoff, 
Energie und Absatz zu regeln, d. h. die Fabrikation in großartig- 
stem Umfange gerade dahin zu legen, wo sie in bezug auf Roh- 
stoff, Energie und Absatz der Fertigerzeugnisse am günstigsten 
liegt. Durch diese Planwirtschaft sollen im Sowjetsystem im 
ganzen Mittel für andere Zwecke frei werden. 

Die Verkehrsplanung der Sowjets scheidet aus: 
Transportplanung (allgemeine planmaftige Arbeit des 
Transports) undBeförderungsplanung. Die letztere be- 
steht einerseits in der entsprechenden Vorbereitung der Beförde- 
rung (Umgruppierung des Fahrparkes) und andererseits in der 
entsprechenden Einwirkung auf die Verkehrskundschaft, um die 
Mengen und Fristen der Güter und ihre Verkehrsrichtung auf 
den verschiedenen Linien mit den Belangen des Transportes in 
Einklang zu bringen. Die einzelnen Wirtschaftszweige müssen 
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dabei Opfer bringen. Die billıgste Beförderung sei vom volks- 
wirtschaftlichen Standpunkte nicht immer die zweckmäfigste. 

Die Verkehrsplanung hat die Erzielung höchster produktiver 
Leistung bei geringsten Ausgaben zum Ziel. Dazu gehört Ver- 

leichmaRigung der Beförderungen zur möglichsten Ausnützung 

des Fahrparkes, Nutzbarmachung der Aufnahmefähigkeit der 
einzelnen Strecken, der Arbeitskräfte, der Verkehrsbauten (Ma- 
- gazine, Mechanisierungseinrichtungen usw.). 

Bei der Aufstellung der jährlichen Verkehrs- 
schaulinien wird man natürlich nur einem gewissen Ideal- 
zustand näher zu kommen suchen können, auch unter Ausnützung 
des jahreszeitlich verschiedenen Auftretens von zo. 
bei verschiedenen Gütern und unter teilweiser Einwirkung auf 
die mittlere Güterlaufweite durch Anlage von Magazinen und 
Reservevorräten. Auf absolute Gleichmäßigkeit wird man dabei 
schon in den Belangen des Verkehrs selbst verzichten. Es wird 
nicht erstrebenswert, auch nicht einmal durchführbar und un- 
mittelbar schädlich sein, etwa die Aufnahmefähigkeit der ein- 
zelnen Strecken nach diesen Schaulinien einrichten zu wollen. 
Diese Aufnahmefähigkeit ist ungemein beeinflußbar durch tech- 
nische Einrichtungen, z. B. Streckenblock. Allein schon Landes- 
verteidigungsrücksichten zwingen, in dieser Aufnahmefähigkeit 
mit groen Reserven zu rechnen. Die Aufstellung dieser jähr- 
lichen Schaulinien erfordere keine großen Erhebungen. Das 
Material hierzu liefern die Unternehmungen, Fabriken usw. für 
das ganze Jahr voraus, bevor sie noch ihren eigenen Wirtschafts- 

lan aufgestellt haben. Die Schaulinien müssen zunächst zur 

ewältigung des Verkehrs möglichst günstig sein und müssen 
auf die Te len die klimatischen Verhältnisse (Frost, Schnee- 
wehen usw.) und die Verwendung von Sonderwagen (Zistern- 
wagen, Plattformwagen) Rücksicht nehmen. Man muff auch mit 
einer Reihe objektiver Verhältnisse rechnen (Eröffnung und 
Schließung des Flußverkehrs, des Schlittenverkehrs, der in Ruß- 
land periodisch vor allem im Frühjahr und Herbst auftretenden 
Unwegsamkeit [rasputizal, Eingefrieren der Häfen, jahreszeit- 
licher Strömungen der Arbeiterschaft [Feldarbeiten, Ernte usw.)). 
Dabei sei die Aufstellung dieser Schaulinien nicht einmal so 
schwierig, denn 70 % der Beförderungen in UdSSR werden durch 
Massengüter in nur acht Kategorien bestritten und nur vier von 
ihnen, Getreide, Holz, Wald- und Baustoffe geben zu bedeuten- 
den Schwankungen innerhalb des Jahres Anlaß. Einzelne sind 
so der Einwirkung zugänglich (Getreide. Brennholz), daß sie zur 
Regelung der Verkehrsschaulinien benützt werden können, an- 
dere (Stammholz) verlangen besondere Wagen, so daß sie andere 
Beförderungen nicht stören. Unter den Baustoffen haben Sand, 
Kies und Stein. die einer Bearbeitung in Werken nicht unter- 
liegen, eine große Bedeutung. Für 1930/51 besteht in der UdSSR 
nach Regelung der einzelnen Güterklassen folgende Zusammen- 
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stellung in Tausenden Waggons täglich, die auch in Schaulinien 
zur Darstellung gebracht werden könnte: 


Waldstoffe 
und Metall- 
Im ganzen 


Brennholz 


erzeugnisse 
Baustoffe 


Metall 


Erz 


Oktober. ...... 6,0 | 75| 31 | 25] 65 | 1,7 2,7 | 10,0 | 20,0 | 60,0 
November ..... 6,0 | 7,5 | 3,1 | 2,5 | 6,5 | 1,8 2,8 | 10,0 | 21,3 | 61,5 
Dezember ..... 45 | 80 | 3,2 | 2,77 | 55) 1,9 2,9 9,0 | 20,8 | 58,5 
Januar ....... 40 | 8.0 | 32 | 28 | 60 | 1,9 3,0 9,0 | 22,1 | 60,0 
Februar 40 ' 8,0 | 3,3 | 29 | 6,5 | 1,9 3,1 | 10,0 | 21,8 | 61,5 
Mår o acra ls 4 40} 8,5 | 3,3 | 30] 7,0 | 2,0 3,2 | 12,0 | 20,0 | 63,0 
ADO u ka et ea 3,5 | 85| 34 | 3,5] 7,5] 21 3,3 | 13,0 | 22,7 | 67,5 

a Eee 3,5 | 9,0 | 35 | 3,5 | 80 | 2,2 3,4 | 14,0 | 21,9 I 69,0 
Juni su Sek 35 | 90 | 36 | 4,2 | 85 | 2,2 35 | 15,0 | 21,0 | 70,5 
Jo. 2.2 eee SS 45 | 9,0 | 36 | 43 | 9,0 | 2,2 3,6 | 16,0 | 19,8 | 72,0 
August ....... 5,5 | 95 | 3,7] 3,3 | 85 | 2,1 3,7 | 16,0 | 21,2 | 73.5 
September ..... 65 | 95 | 3,7 | 3,8 | 7,5 | 2,0 3,8 | 16,0 | 22,3 | 75,0 


Außer dieser Aufstellung der jährlichen Verkehrsschaulinien 
müssen noch in kurzen Zeitzwischenräumen folgende Maßnahmen 
getroffen werden: 1. Vergleichmäfigung der Transporte, 2. Siche- 
rung der Regelung des Fahrparkbestandes und 3. Deckung der 
wichtigsten Wirtschaftsbedürfnisse. Zu diesem Behufe bestehen 
neben den jährlichen Schaulinien noch die Arbeitspläne 
überden Anfallder Güter (sogenannte Planung im 
Raum). Zur Aufstellung dieser Pläne muß die Verkehrskund- 
schaft angehalten werden, dem Verkehr auf Grund ihrer Produk- 
tions- und Wirtschaftspläne die Angaben über die Menge und die 
Orte der zu verladenden Güter zu liefern, und zwar nicht zu 
früh, um diesen Angaben einigermaßen Zuverlässigkeit zu 
sichern. Man hat bisher die Pläne monatlich aufgestellt. Die 
Verkehrskundschaft mußte 50 Tage vor Inkrafttreten des Planes 
ihre Angaben machen. Aber so lange vorher kann sich die Kund- 
schaft nicht der Menge nach auf Wagenbestellungen festlegen. 
Sie kann auch nicht auf Monatsfrist die Güter gleichmäfig zu- 
führen. Man kann gleichmäßige Zuführung höchstens auf zehn 
Tage oder halbe Monate verlangen, wobei die Angaben der Kund- 
schaft etwa 25 Tage vor Inkrafttreten des Planes zu erfolgen 
haben. Diese Arbeitspläne der Eisenbahnen können sich auch 
nur auf die Wagenbeladungen, nicht auf die Beförderungen be- 
ziehen, d. h. es müssen nur Angaben gesammelt werden, wann 
und woher die Güter kommen, aber nicht wohin sie gehen. Anders 
soll es im Wasserverkehr sein. Hier kann sich der Plan nicht 
nur auf die Beladungen, sondern auch auf die Beförderungen be- 
ziehen, aber nur bei kurzen Planabschnitten. 

Die Wagenbedarfsmeldung der Verkehrskundschaft 


(Planung nach der Zeit) ist keine besondere Sowjetein- © 
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richtung, sie besteht auch im kapitalistischen Verkehrswesen und 
bestand schon zur zaristischen Zeit. 

Die Planung betrifft weiter möglichst zweckmäflige Ver- 
kehrsleitung zwischen dem Ort der Erzeugung und des Ver- 
brauchs, Wahl des Verkehrsmittels und des Weges, des Bezugs- 
ortes (z. B. Kohlenbezug aus Wahlorten) und der Verkehrsrich- 
tung (z. B. Ausfuhr aus Wahlhäfen) eines Massengutes, Zusam- 
menarbeit der verschiedenen Verkehrsmittel (Eisenbahn, Binnen- 
wasserstraßen, Meertransporte), Inrechnungsetzung der Zufuhr 
mittels Landachsiransport und des Aufwandes an Zeit, Arbeit und 
technischen Einrichtungen für die Übergänge von einem Ver- 
kehrsmittel zum anderen, Vermeidung von Gegentransporten, 
Erzielung geringster, mittlerer Wagen-Achs-Tonnen-Kilometer- 
mengen, wobei diese Maßeinheit für die verschiedenen Verkehrs- 
mittel, z. B. Eisenbahn- und Binnenwasserverkehr, auf gleichen 
Wert gebracht werden muß. Die Selbstkosten bei Wahltrans- 
porten können berücksichtigt werden, sind aber bei ihrer um- 
ständlichen Aufstellung trotz ihrer größeren Genauigkeit weni- 
ger sicher als die Wagen-Achs-Tonnen-Kilometerrechnung. Weiter 
sind zu berücksichtigen: die Aufnahmefähigkeit der Strecken, die 
Leistungsfähigkeit der Übergangspunkte, die Bereitschaft von 
Magazinen, die Wirkung neuauftretender Verkehrslinien, die be- 
sondere Rolle des Binnenwasserverkehrs je nach der Jahreszeit. 
Es sind das so verschiedene Einflüsse, daß, wie selbst in der 
Sowjetpresse versteckt zum Ausdruck kommt, bei den meisten 
Gütern ein einheitlicher Jahresplan mit größter, ordnungsmäfliger 
Leistung nicht verwirklicht werden kann. Man wird sich nur 
einem Ideal nähern können und immer nur für kurze Zeiträume. 
Eine wesentliche Rolle bei der Verkehrsplanung wird die soge- 
nannte Marschroutisierung (Ferngüterzüge) spielen. 

Es ist eine ganze Wissenschaft, eine äußerlich glänzende 
Theorie, die sich bei den Sowjets mit dieser Verkehrsplanung 
befaßt. Man hat für diese Verkehrsplanung, wie im Sowjet- 
system üblich, auch schon wieder ein besonderes Wort geprägt: 
„planperewoska“. Es besteht ein besonderer amtlicher 
Apparat, der die Aufgabe hat, zur besseren Ausnützung der 
Transportmittel Bender für Massengüter) den Verkehr nach 
zweckmaftigen Jahres-, Quartals- und Monatsplänen zu regeln, 
und zwar nicht einseitig für ein einzelnes Verkehrsmittel, son- 
dern im Überblick über das gesamte Verkehrswesen. Die Ver- 
kehrskundschaft solle nicht wie früher im Verkehr lediglich den 
Fuhrmann sehen, der verpflichtet sei, alle ihm übergebenen Güter 
ohne zweckmäfige Transportregelung planlos zu befördern. Die 
Grundlage der Transportpline der Hauptmassengüter bilden die 
Produktionsprogramme der Industrie. Diese müssen allmählich 
auf areenide Jahresplanung überführt werden, zu welchem 
Zwecke vorläufige Verträge zwischen der Verkehrskundsdhaft 
und den Verkehrsorganen geschlossen werden sollen. 
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Die bisher bestehenden Differentialtarife regen zu 
Beförderungen auf große Entfernungen an und unterbinden da- 
durch alle Pläne zwecdkmäftiigen Transports. Nach der Marxschen 
Lehre ist „der Transport die Fortsetzung des Produktionsvor- 
ganges“. Dieser Transport darf nach Marx nicht nach Differen- 
tialtarifen, sondern nur zu Selbstkostentarifen statt- 
finden. Augenblicklich suchen die Trusts und Syndikate, den 
Verkehr an der Hand der geltenden Tarife zu möglichst weiten 
Transporten auszunützen und für möglichst großen Transport 
möglichst wenig zu zahlen. Im kommunistischen Staat dürfe sich 
die Verkehrskundschaft nicht wie im kapitalistischen auf den 
engen Standpunkt der Eigenbelange stellen. 

Über die bisherigen Erfolge der Verkehrsplanung kann man 
die verschiedensten Urteile in der Sowjetpresse zu lesen bekom- 
men, je nachdem es sich darum handelt, das System und seine 
Vorteile ins Licht zu setzen oder die Massen zu immer neuen 
Leistungen aufzupeitschen. Einerseits erzählt die Propaganda 
unter glänzenden Zahlenangaben, daft die „planperewoska” zwar 
noch eine sehr junge Einrichtung sei, daR sie aber schon unge- 
heure Ersparnisse, an Verkehrsleistungen ungezählte Millionen 
Tonnenkilometer und an Kapital viele Millionen Rubel, einge- 
bracht habe. Auch für die Unterbringung der Industrie an 
Punkten, die für Produktion, Energiezufuhr und Absatz ge- 
eignet seien, gebe die Verkehrsplanung Unterlagen. Die Planung 
im Transport nach Entfernung und Zeit steuere den Ausschrei- 
tungen der Planlosigkeit in der Ausnützung des Fahrparkes. Sie 
gebe vor allem erst die Möglichkeit, alle Transportzweige zur 
Zusammenarbeit auszunützen und von den Tarifen der Trag- 
fähigkeitstheorie auf die der Selbstkosten überzugehen. Anderer- 
seits wird von einem „Chaos“ gesprochen. Es sei noch nicht 
besser als im kapitalistischen System, dem seine Planlosigkeit 
zum Vorwurf gemacht wird. Von einem richtiggehenden Zu- 
sammenarbeiten der beteiligten Sowjetstellen: Gosplan (Pla- 
nung), WSNCh (Oberster Volkswirtschaftsrat), Narkomtorg. 
(Handel) und NKPS (Verkehr) sei noch gar keine Rede. Die 
Verkehrskundschaft bleibe mit ihren Angaben im Riickstand und 
was hereinkommt, sei ganz unzuverlässig. so daß man darauf 
weder Verkehrspläne noch auch Kapitalaufwendungen und Bau- 
vornahmen gründen könne. Es sei vorderhand besser, nach vor- 
handenem statistischen Material und früheren Erfahrungen als 
nach diesen Angaben zu arbeiten. Wie üblich hat ein großer 
Pressefeldzug mit Aufrufung der Massen, mit Belobungen und 
Anprangerungen, gegenseitigen Vorwürfen und Verdächtigungen 
und selbst Anrufung des Prokurors und der GPU eingesetzt. 

Für eine richtige Verkehrsplanung ist es zunächst, wo alles 
erst in der Entwicklung begriffen ist und es an allen Einrich- 
tungen (Industriegleisanschlüssen, Mechanisierung der Ladeein- 
richtungen, Bodenwaagen, Lagerräumen usw.) fehlt, wohl tatsäch- 
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lich noch zu früh. Die bisher aufgestellten Maßzahlen der Verkehrs- 

lanung machen mehr den Eindruck des Unkontrollierbaren, 
Ban gerade so hoch gesetzt, daß ihre Einhaltung nur 
mehr mit äußerster Anstrengung erreicht werden kann. Während 
man einerseits hören kann, daß z. B. im Februar 1930 schon 
65 % aller Güter planmäßig befördert worden seien, kann man 
andererseits lesen, daß wirkliche reale Verkehrsplanungen mit 
Richtungsangaben der Güterströme in der UdSSR überhaupt noch 
nicht zustande gekommen seien. 


Rußland und Osteuropa. 


Monatsübersichten. 
I. Innere und äußere Politik. 


Von Otto Hoetzsch. 


I. Rußland und die Weltkreditkrise. 


Gegenüber dem Wirrwarr und den Kämpfen in der Welt 
sonst lag Rußland bis in die letzten Wochen geradezu wie eine 
ruhige Insel da. Aber die Vorgänge draußen berührten es natür- 
lich auch. Es verfolgte den Konflikt zwischen China und Japan. 
die Ministerbesuche, die Pfundkrise, die deutsche Krise vor allem 
zuletzt mit größter Aufmerksamkeit, jedoch selbst im ersten 
Falle — Japan-China —, dem Rußland so benachbart ist, nur als 
ein nicht unmittelbar beteiligter Zuschauer. 

Von der anderen Seite freilich wurde es hereingezogen, inso- 
fern aus Paris Nachrichten verbreitet wurden, der Goldvor- 
rat Rußlands sei völlig erschöpft, es habe nach seinem letzten 
Goldtransporte überhaupt nur 70 Millionen Rubel in Gold und 
könne, da seine Außenhandelsbilanz in den ersten sechs Monaten 
von 1931 mit 151 Millionen Rubel passiv gewesen sei, sich nicht 
mehr retten, der Zusammenbruch seines Außenkredits und seiner 
Zahlungsfähigkeit stünde bevor. Dementsprechend kam aus 
London in der ersten Oktoberwoche die Mitteilung, die Sowjet- 
regierung habe wegen der Lage auf dem Goldmarkt die Ausfuhr 
von russischem Golde bereits gesperrt. Und aus Deutschland 
hieß es (,,Germania™ 20. Oktober), daß die Sowjethandelsver- 
treter Fühler wegen Prolongation von Akzeptverbindlichkeiten 
auszustrecken angewiesen worden seien. daß die Sowjetunion sich 
in einer akuten schweren Finanzkrise befände und eine 
Zahlungseinstellung nicht unmöglih sei. In den 
gleichen Zusammenhang griff die ebenso tendenziöse Mitteilung 
ein (z. B. im „Temps“ 23. Oktober), daß in den politischen Kreisen 
Nordamerikas ein scharf antisowjetistischer Wind wehe und an 
eine Verlängerung des Hooverfeierjahres nur gegen die förm- 
liche Versicherung Deutschlands zu denken sei, die stillgehaltenen 
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Gelder nicht für den deutsch-russischen Wirtschaftsverkehr zu 
verwenden, mangels der Kredite würde Rußland dann 1932 den 
Fünfjahrplan preisgeben müssen. 


Die Sowjetregierung hat (7. Oktober) sehr entschieden de- 
mentiert, daß an eine une der Goldausfuhr oder an ein 
Moratorium gedacht werde. Die deutsche Regierung erklärte 
(21. Oktober), daß kein einziger Fall, in dem Rußland um 
Zahlungsaufschub ersucht habe, bekannt geworden und der- 
cae in absehbarer Zeit auch nicht wahrscheinlich sei. Und 
ie „Iswestija“ (6. Oktober) beschwerten sich bitter darüber, daß 
die Stimmung aus der Weltkrise so mit Gerüchten über Zahlungs- 
unfähigkeit der Sowjetunion gegen diese abgelenkt würde: 

„Je katastrophaler die Lage in den kapitalistischen Ländern wird, um 
so hitziger werden die Anstrengungen der erbitterten Feinde der Sowjet- 
union bei Verbreitung unsinniger Erdichlähgen über den Sowjetstaat, das 
einzige Land, in welchem es keine Krise gibt. Es liegt kein Grund vor, die 
alberne Verleumdung noch einmal zu widerlegen.“ 

Man revanchierte sich entsprechend mit Prophezeiungen für 
den Winter in Europa, so „Iswestija“ (6. Oktober): 

„Wir haben erst Anfang Oktober, erst den Anfang des Herbstes. Es 
steht aber dem kapitalistischen Europa und dem kapitalistischen Amerika 
noch der Winter bevor, ein Winter, so schwer, wie ihn beide Erdteile nodı 
nicht erlebt haben. Die kapitalistischen Länder gehen kolossalen Erschütte- 
rungen entgegen. Die Weltwirtschaftskrise hat ihr letztes Wort noch nicht 
gesprochen.“ : 

Das stimmt, aber es gilt auch für Rußlands Verhält- 
niszur Wirtschaftskrise. Die Pfundkrise hat die Preise 
in Liverpool ins Schwanken gebracht, und da Rußland gewohn- 
heitsmäßig den Erlös für seinen Weizen gleich gegen Maschinen 
u. dgl. umtauscht, hat es dort tatsächlih nicht unerhebliche 
Gewinne gemacht. Mit den Wirkungen der Pfundkrise und 
der Sorge selbst der goldstärksten Länder um ihren Gold- 
vorrat aber rückt nun nicht unmittelbar die Zahlungs- 
fähigkeit Sowjetruflands in den Vordergrund, wohl aber der 
Wunsch der Lieferungsländer, über Rußlands Zahlungen und 
Verpflichtungen verfügen zu können. Die Sowjetwechsel be- 
ginnen zu drücken. So verlangt Amerika jetzt Barzahlung bei 
allen Lieferungen und hat es der Sowjetregierung anheim- 
gegeben, einen größeren Posten Gold bei amerikanischen Banken 
zu deponieren, das als Gläubigerfonds für Kredite an die Sowjet- 
regierung an den Amtorg dienen soll. Rußland hat das abge- 
lehnt. Indes ist damit diese Frage nicht gelöst. 

Sie aber rollt dann überhaupt das Problem der russi- 
schenZahlungsfahigkeit auf. Um so mehr, als nun der 
von uns immer betonte Zusammenhang wirksam und wirksamer 
wird: Preisfall der Weltwaren, Sinken der russischen Ausfuhr, 
Passivität der russischen Handelsbilanz, Schwierigkeit der De- 
visenbeschaffung zur Bezahlung des Imports. eines Imports, der, 
wie gleichfalls immer zu unterstreichen ist, für den Fünfjahrplan 
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lebensnotwendig ist. Rußland hat keine langfristigen Anleihen 
aufnehmen können, aber in der Wirkung kommt seine Han- 
delsverschuldung, die es zur Durchführung des Fünfjahr- 
plans auf sich genommen hat, auf dasselbe hinaus. Man berechnet 
diese auf vielleicht 3 Milliarden Mark, die nach der Fälligkeit auf 
die nächsten drei Jahre verteilt sind. Darin steht Deutschland an 
erster Stelle mit mindestens einer Milliarde, danach kommt 
Amerika, dann England, Italien und kleinere Länder. Frank- 
reich wohl im geringsten Maß. Nimmt man nur das nächste Jahr, 
so wird berechnet, daß Rußland mindestens eine halbe Milliarde 
Mark derartiger Verpflichtungen an die Welt zu erfüllen habe. 
Und nun ist die entsprechende Steigerung der Ausfuhr nicht mög- 
lich. Dann müßte ee die Einfuhr beschränkt werden. Das ist 
aber heute eine Einfuhr zu den Zwecken des Fünfjahrplans, nicht 
eines Konsums, der vielleicht leicht abgedrosselt werden könnte. 
Also ein Dilemma, für das nun der letzte Rückhalt der Gold- 
bestandderrussischenReichsbank ist, der etwas über 
eine Milliarde Mark beträgt. Ob und wie dieser sonstwoher zu 
steigern wäre, ist nicht mit Bestimmtheit zu sagen. 

Noch ist es kein katastrophaler Zusammenhang, der damit auf- 

ezeigt wird. Aber die Weltkrise, die bisher als Preisabfallskrise 
Rußland schon berührte, tritt jetzt an Rußland in ihrer zweiten 
Eigenschaft als Weltkreditkrise heran, insofern die Welt draußen. 
die um ihre Goldwährungen und Goldbestände und um ihren 
internationalen Kredit kämpft, genau wissen will, was Rußland 
im ganzen der Welt draußen schuldet und ob es in der Lage ist, 
diesen Verpflichtungen unter den neuen Verhältnissen nachzu- 
kommen, ob es nicht unter dem Drucke der Krise diesen Verpflich- 
tungen schneller nahkommen könnte. Die Forderung der 
Amerikaner, daß künftig nur gegen bar geliefert werden könne. 
fat mit schlagender Kürze diesen ganzen Zusammenhang zusam- 
men, der uns abermals zeigt, wie selbst das isolierte und nach 
Autarkie strebende Rußland an die Weltkrise gebunden ist. Es 
ist etwas übertrieben, aber nicht ganz falsch, wenn wir sagen, daß 
das Schicksal des Fünfjahrplans vielleicht entscheidend, jedenfalls 
zu einem sehr ae Teile durch die Art, in der die Weltwirt- 
schaftskrise beschworen werden könnte oder weitergeht, bestimmt 
wird. Und daf so, wie nun Stalin einmal Rußland seit 1927 ge- 
führt hat, in einer höchst seltsamen Antithese selbst ein Umschlag 
zum Bolschewismus in anderen europäischen Ländern als Folge 
der Wirtschaftskrise und anderen Not, Sowjetrußland nichts 
rechtes helfen könnte. 

Das liegt aber klar zutage: Rußland ist insofern in der Zange, 
als die Lieferungsländer genau wissen, daß der Sowjetexport 
die Auslandsverpflichtungen der Sowjetunion zu decken hat, also 
eins das andere bestimmt, Entgegenkommen des Lieferungslandes 
in den Kreditfristen etwa zwangsläufig Entgegenkommen Sowjet- 
rußlands in den Bestellungen und der Aufnahme nach sich ziehen 
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muß. Noch besser als bei uns wird man an den entscheidenden 
Stellen in Moskau wissen, daß man durch diese höchst verwickelte 
und sonderbare Entwicklung mit seinen Auslandsbestellungen 
gar nicht mehr so manövrierfähig ist, wie man es immer, z. B. 
jetzt eben gegenüber den amerikanischen Forderungen, hinstellt. 
(Das Problem in seiner Bedeutung für die deutsch-russischen 
Wirtschaftsbeziehungen siehe am Schluß 


II. Außenpolitik. 


Die Außenpolitik nahm im Berichtsmonat den größten Teil 
des zu Berichtenden ein, darin in erster Linie der japanisch- 
chinesische Konflikt. Mit zunehmender Nervosität 
wurde das Bombardement von Mukden, das Vorrücken der Japa- 
ner und die Okkupation in der Mandschurei betrachtet, wenn 
freilich bis heute auch die eigentliche Interessensphäre Rufllands 
im Fernen Osten, nämlich die der TE Bahn, noch 
nicht berührt ist. Aber es bedarf in Moskau begreiflicherweise 
wenig, um die Sorge vor japanischen Absichten auf die ganze 
Mandschurei wach werden zu lassen. So wurden die Nachrichten 
über separatistische Bestrebungen verfolgt und mit Meldungen 
verbunden, daß die Weiftgardisten wieder sehr geschäftig dabei 
seien, z. B. der bekannte Ataman Semenow, von Eintritten russi- 
scher Emigranten in die japanische Armee u. dgl. m. werde ge- 
sprochen. Das Manifest einer Räterepublik Chinas wurde nach- 
gedruckt und die Genfer Bemühungen, was ja zu erwarten ist, 
spöttisch heruntergesetzt: aus dem "Ceplätscher in diesem Sumpf“ 
werde nichts herauskommen. Die Hauptsache aber war, daß sich 
Rußland durchaus auf diese Begleitmusik in den Zeitungen be- 
schränkt, nicht einmal durch Noten oder amtliche Schritte einge- 
an hat und zweifellos ein militärisch aggressives Vorgehen 

er oP ner fiirchtet. Man braucht sich auch nur vorzustellen, 
welche Anspannung finanzieller und wirtschaftlicher Art in die- 
sem „entscheidenden dritten a des Fünfjahrplans auch nur 
ein erheblicher militärischer Aufmarsch an der russischen Grenze 
im Fernen Osten mit sich bringen würde. 


Der Besuch der französischen Staatsmanner,in 
Berlin wird bagatellisiert, der Besuch Lavals in Washing- 
ton aber sehr ernst und wichtig genommen. Die „Leningrad- 
skaja Prawda“ nannte den französischen Imperialismus „die ein- 
zige noch kaum erschütterte Festung des europäischen Kapita- 
lismus. Frankreich ist als der Gegenpol zur Sowjetunion zu be- 
trachten. Die Sowjetunion hat daher allen Grund zur äufer- 
sten Wachsamkeit, wenn der französische Imperialismus das Kom- 
mando über die deutsche Kapitalistenklasse übernimmt“. 


Sehr unangenehm empfindet man in Moskau die Wirt- 
schaftsspannung mit Amerika: in den letzten Mona- 
ten sinkt die russische Einfuhr aus Amerika ständig und werden 
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russische Aufträge von Amerika nach europäischen Ländern ver- 
legt. Man behauptet auf russischer Seite, daß das amerikanische 
Kapital Kreditschwierigkeiten mache, woran die amerikanische 
Regierung direkt beteiligt sei. Und das geht herein in den unter I. 
besprochenen Zusammenhang. 


Ungemein interessierte die Meuterei in der englischen 
Flotte. Wir zitieren die „Prawda“ (18. September): 


„Großbritannien ist undenkbar ohne seine Flotte. Mit dem Nieder- 
gang Großbritanniens wird nun auch sein Stolz, die Kriegsflotte, von dem 
leichen Schicksal ereilt. Die Seestreitkräfte des britischen Imperiums be- 
nden sich im Zustande der Degradation. Die englische Flotte hat nach 
dem Kriege ihren Vorrang vor der ganzen Welt verloren. Aber bei allen 
Schicksalswendungen setzt die englische Bourgeoisie doch alle Kräfte an die 
Erhaltung seiner einstigen Seemacht. Die Arbeiterregierung macht darin 
keine Ausnahme. Aber eine Flotte ist nicht nur eine Zusammenfassung von 
Maschinen und Menschen, sondern auch von Klassen. Die englishe Bour- 
geoisie hat Grund, die Massen zu fürchten. Die Ereignisse in der engli- 
schen Flotte, das Auftreten der Matrosenmassen, das Abhalten von Mee- 
tings auf Schiffen und in Häfen, die „Abberufung“ der Flotte von den 
Manövern, ergibt das alles etwa nicht einen ‚schwarzen Tag‘ für Grofbritan- 
niens Flotte? Die Unruhen sind scheinbar durch Soldherabsetzung hervor- 
gerufen. Wenn man aber in Betracht zieht, daß Wirtschaft die Grundlage 
der ganzen Politik der ‚nationalen‘ Regierung bildet, so wird es klar, da 
wirtschaftliche Forderungen im gegebenen Fall tatsächlich als politische 
Forderungen erscheinen und der Kampf der Seeleute gegen die Soldherab- 
setzung erhält somit einen durchaus politischen Charakter. Die englischen 
Seeleute, die ihre shwimmenden Festungen verlassen und auf den Straßen 
der Hafenstädte demonstriert haben, versetzen den hundertjährigen Tradi- 
tionen Großbritanniens vernichtende Schläge. Der englische Imperialismus 
kracht in allen Fugen unter den Schlägen der Krise. Auch die englische 
Flotte wird von diesem Schicksal ereilt. Von der Schlacht bei Trafalgar, 
von Nelson bis zur Demonstration in Invergordon und Portsmouth — das 
sind die Etappen, welche die englische Flotte durchlaufen hat. Nelsons 
Dre verschwindet. Immer deutlicher wird der Schatten des ,Potemkin’ 
sichtbar.“ 


Schließlich sei nur noch angemerkt, daß Rußland und Polen 
nunmehr (24. September) die Berichte über den Rüstungs- 
stand, die sie nach Genf gegeben haben, ausgetauscht haben 
(siehe Heft 1, S. 6). Der gleiche Austausch hat von seiten Ruß- 
lands auch mit Italien und Finnland stattgefunden. 


II. Brennstoff-und Verkehrskrise. 


Im Vordergrunde der Binnenwirtschaftspolitik steht die Krise 
inder Brennstoffversorgung und das Verkehrselend. 


Die Kohlenförderung am Donezbecken ist gegen den Voran- 
schlag sehr stark zurückgeblieben. Die Staatsindustriebetriebe 
und die Eisenbahn sind in einer Kohlenkrise, deren Gründe oft 
genug erörtert worden sind. Demgemäß erging am 3. Oktober ein 

ekret des Zentralkomitees der Partei und der Arbeiter- und 
Bauerninspektion über den „Kampf um die Ersparnis an Brenn- 
stoff“, in dem es hieß, daß „die Nichtausführung der Pläne der 
Brennstoffgewinnung in «den verflossenen drei Quartalen 1931 
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Schwierigkeiten in der Arbeit der Sowjetindustrie und des Ver- 
kehrswesens herbeiführen kann“. Darum wird ein besonderer 
Kampf auf drei Monate für Brennstoffersparnis und Rationalisie- 
rung der Brennstoffausnutzung angeordnet, zu leiten von einem 
besonderen Komitee beim Zentralkomitee der Partei unter Vor- 
sitz von Krinitzki. Diese Sparmaßnahmen wirken besonders, 
weil sich der Winter ziemlich früh eingestellt hat: soll doch die 
Verbrauchsnorm für das letzte Quartal dieses Jahres um 10 % 
gegen den ursprünglichen Plan heruntergesetzt worden und darf 
in Moskau nur einmal in drei Tagen geheizt werden! Auch 
die Vorräte an Holz werden als unbefriedigend bezeichnet, wes- 
halb die Transportstockungen namentlich in der Belieferung der 
Hauptstädte nun die Verkehrsfrage in den Vordergrund 
rückten. 

Es ist also nicht gelungen, wie es im Frühjahr schien, das 
Verkehrselend wirklich zu beheben. Ein Dekret des Zentral- 
komitees der Partei und des Rates der Volkskommissare (1. Ok- 
tober) bezeichnet die Arbeit des Verkehrskommissariats als un- 
genügend und unbefriedigend. Besonders wird der Eisenbahn- 
transport getadelt, der sich seit dem Juni verschlechtert habe. Die 
Grinde sucht man besonders darin, daß die Eisenbahn ungenü- 
gend mit Ausrüstungen und Ersatzteilen versorgt werde, das 
Material mithin aufs äußerste abgenutzt ist. Demgemäfß wurde 
das ganze Verkehrskommissariat umgewandelt. 

An Stelle des Volkskommissars für das Verkehrswesen Ruchi- 
mowitsch trat A. A. Andreew, bisher Volkskommissar der 
Arbeiter- und Bauerninspektion und nächster Freund des Leiters 
der Industrie. Ordshonokidse (2. Oktober). Die beiden Vize- 
kommissare Postnikow und Kwiring wurden durch Mironow und 
Blagonrawow ersetzt. Außerdem wurden noch acht Mitglieder 
= nn des Verkehrskommissariats gewechselt (7. Ok- 
tober). _ 

An Stelle von Andreew als Volkskommissar der Arbeiter- 
und Bauerninspektion trat Jan Ernestowitsh Rudsutak (am 
9. Oktober), der zugleich Vorsitzender der Zentral- und Kontroll- 
kommission der Kommunistischen Partei wurde, welcher Posten 
gewohnheitsmafig mit dem Präsidium der Arbeiter- und Bauern- 
inspektion verbunden ist. Außerdem wurde Rudsutak noch stell- 
vertretender Vorsitzender der „Ausführungskommission“ beim 
Rat der Volkskommissare. Er ist so gewissermaften Zentral- 
kontrolleur des ganzen Sowjetwesens geworden. 

Rudsutak, einer der nächsten Anhänger Stalins, ist ein aus 
Kurland stammender Lette, 1887 geboren, auf dem Lande und in 
Riga aufgewachsen, beteiligt an der Revolution 1905 in Riga, seit 
dieser Zeit auch Bolschewik, in Windau 1907 verhaftet und bis 
1917 im Gefängnis in Riga und Moskau. Nach der Revolution 
stieg er im Gewerkschaftswesen auf, war 1922 in der Sowjet- 
delegation auf der Konferenz von Genua, zugleich Vorsitzender 
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des mittelasiatischen Komitees der Partei, 1924 Volkskommissar 
für das Verkehrswesen bis 1930, das auch er nicht hat in Ordnung 
bringen können, seit 1926 Vertreter des Vorsitzenden des Rates 
der Volkskommissare und des STO, sowie Mitglied des Politbüros. 

Das ist eine durchgreifende Veränderung, und die Maßnahme 
hat wieder den öfter beobachteten Charakter, wie sehr sich alles 
im engsten Freundeskreis von Stalin konzentriert, in dem das 
nicht-großrussische Element überwiegt und in dem immer beson- 
ders auf die Energie des Betreffenden Wert gelegt wird. 


IV. Wirtschaft. 


Wie schon berichtet, wurde in den ersten zwei Monaten der 
laufenden Getreidekampagne (Juli/August) das Doppelte 
der Menge des Vorjahres an Getreide bereitgestellt. Im Sep- 
tember erreichte jedoch die Bereitstellung den Voranschlag nur 
zu zwei Drittel, insgesamt ist der Jahresvoranschlag der Getreide- 
ankäufe in der Sowjetunion zum 1. Oktober zu 43 % gegenüber 
35,7% zum 1. Oktober 1930 durchgeführt worden. Sehr unbe- 
friedigend war im ersten Quartal der Getreidekampagne die 
Belieferung der Getreidegebiete mit Industriewaren. Aber er- 
neut wird so a daß der Ernteertrag zu Besorgnissen für 
Er Winter in der Ernährung der Bevölkerung keinen Anlaß 
gibt. 
Über das Weitere im Inneren sprach der Volkskommissar für 
Landwirtschaft, J. A. Jakowlew (5. Oktober), ausführlih und 
kritisch: Kampf für die Ernte und für die produktive F pung 
der Kolchosy und Kampf mit der Dürre (Wiedergabe der Rede 
„Iswestija“, 6. Oktober). Die Rede war kritish und durchaus 
nicht optimistisch, bot aber nichts Neues aus diesem Gebiet. Nach 
außen aber wird nun das Ernteergebnis für den Getreide- 
export fruchtbar gemacht. Es wird ein Fünfjahrplan dafür 
aufgestellt, wozu Kommissionen im Ausland die Lage studieren 
sollen. Dabei ergibt sich eine bemerkenswerte Verschiebung 
sowohl in den Absatzgebieten (Hoffnung für russischen 
Weizen auf erfolgreiche Konkurrenz in Japan und China gegen 
Nordamerika) und in bezug auf die Gebiete der Liefe- 
rung, die jetzt werden sollen vor allem das Wolgagebiet, das 
Uralgebiet, Kasakstan und Sibirien. Die alten Getreidegebiete: 
Ukraine. Nordkaukasus und die Krim, die zwei Drittel des Ge- 
treideexportes lieferten, sollen mehr auf die technischen land- 
wirtschaftlichen Kulturen umgestellt werden. Das ergibt wieder 
eine Verschiebung in den Häfen: die nordkaukasischen Häfen 
werden wichtiger, aber Leningrad bleibt nach wie vor bedeuten- 
der Umschlagsplatz. Dieses und Rostow am Don werden die 
wichtigsten Häfen. Bahn- und Kanalpläne spielen bei dieser 
Verschiebung gleichfalls eine Rolle. 

Das Wichtigste aus der Binnenwirtschaftspolitik war die 
Durchführung der Stalinschen Ankündigungen in bezug auf die 
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Löhne. Das Dekret des Obersten Volkswirtschaftsrates, das 
das durchführte, hat freilich bis zum 23. ee auf sich war- 
ten lassen, volle drei Monate nach jener Rede. Das beweist schon, 
wie schwierig, auch politisch bedenklich die Neuregelung war, 
die im Dekret für die beiden wichtigsten Zweige, Kohlenbergbau 
und Eisen- und Stahlindustrie, nun eine sehr erhebliche Erhöhung 
der Nominallöhne bringt. Der Lohnfonds wird vom 1. Oktober 
‚an für die beiden Zweige um 30% erhöht. In den anderen 
Industrien geschieht das erst zum 1. Januar. Ausgespart aber 
werden mul die Erhöhung auf den anderen Gebieten. Das ganze 
Lohnsystem wird damit für Eisen und Stahl und den Kohlen- 
bergbau, die ja für den Fünfjahrplan entscheidend sind und deren 
Leistungen bedenklich hinter dem Voranschlage zuriickbleiben, 
vollständig umgestaltet. Der Grundsatz, die Arbeitsleistung 
möglichst zu steigern, wird durchgeführt. Der 


„neue Arbeitslohn ist ein ,progressiver Akkordlohn‘. Die gesamte Arbeits- 
leistung eines Tages wird in drei Teile geteilt, bei steigender Erzeugung 
innerhalb eines Tages werden die Akkordlohnsätze um 20 % für die zweite 
Arbeitseinheit und um 50 % bei der dritten Arbeitseinheit erhöht. Jedes 
Überschreiten des Produktionsvoranschlags führt zu einer hundertprozenti- 
gen Erhöhung der Akkordlohnsätze. Prämien für die Vorarbeiter für eine 
sorgfältige Behandlung der Maschinen und eine Veringerung der Zahl 
der Feierschichten werden eingeführt, gleichzeitig aber die Lohnsätze für 
Erzeugnisse zweiter und dritter Sorte herabgesetzt, wodurch die Erhöhung 
der Qualität der Erzeugung stimuliert werden soll.“ (Ostexpref.) 


Das bedeutet, daff seit 1. Oktober in diesen beiden Schlüssel- 
industrien der Akkordlohn ausnahmslos durchgefiihrt ist. 
Wir bringen nach dem ,,Ostexpreft noch folgende Einzelheiten: 


„Im Kohlenbergbau sollen 90 % der Arbeiter unter Tage und 55% 
der Arbeiter über Tage zum Akkordlohn übergehen. In der Eisen- und 
Stahlindustrie wird der Arbeitslohn in der niedrigsten Lohnstufe von 2,50 
Rubel auf 3,50 Rbl. täglich erhöht, in der höchsten Lohnstufe von 6,50 Rbl. 
auf 13 Rbi. Im Kohlenbergbau wird der niedrigste Lohn auf 1,60 Rbl., der 
Hochstlohn auf 7 Rbl. erhöht. Bei einem Überschreiten des Voranschlages 
um 1046, werden die Akkordlohnsätze der Bergarbeiter um 25 % erhöht, 
bei weiteren 10 % um 40%, bei einem weiteren Überschreiten des Voran- 
schlages sogar um 80%. Wird keine Arbeitsversäumnis festgestellt und 
wird der Monatsvoranschlag ganz durchgeführt, so tritt überdies ein Zu- 
schlag von 10 % in Kraft. Feierschichten, die durch Verschulden der Arbei- 
ter hervorgerufen werden, werden nicht bezahlt, sonstige Feierschichten 
nur mit 50 % des Durchschnittslohnes. Auch hier werden bei Vorarbeitern, 
die von jetzt ab die Bezeichnung Bergmeister tragen und deren Löhne 
monatlich 175—250 Rbl. betragen werden, Prämien für besondere Leistun- 
gen gezahlt. Auch die Gehälter des ingenieurtechnischen Personals wer- 
den erhöht. So werden in der Eisen- und Stahlindustrie Ingenieure bis 
zu 650 Rbl. erhalten, Meister bis zu 400 Rbl., im Kohlenbergbau sind die 
Gehaltserhöhungen ähnlich gestaffelt. Prämien in Höhe von 50% des 
Quartalsgehalts werden für eine Durchführung des Quartalsvoranschlages 
und in Höhe von 100 % für ein Überschreiten des Voranschlages gezahlt.“ 


Das neue System soll („Iswestija“, 6. Oktober) „nun im bol- 
schew istischen Tem o durchgeführt werden“, was man freilich 
noch nicht bemerkt hat. Dabei bleibt die Frage olfen, inwieweit 
der Steigerung des Nominallohns auch eine solche des Real- 
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lohns entspricht, die en entscheidend von den Fragen der 
Industrieproduktion und der technischen Belieferung der oft weit 
entfernten Arbeiterzentren abhängt. 


Die Genossenschaften sind beauftragt, das Aufferste zu tun. 
damit die Arbeiter die höheren Löhne auch wirklich ausnutzen 
können. Aber das ist nur möglich, wenn die verarbeitende 
Industrie ihre Aufgaben erfüllt. Trotz ausreichender Ver- 
sorgung mit Rohstoff aber bleibt sie hinter dem Voranschlag‘ 
zurück, stagniert sie wenigstens und bleibt sie außerdem der 
Güte der Produktion sehr viel schuldig: 

„Man muß mit aller Schonungslosigkeit gestehen, daß die Ergebnisse 
des langjährigen Kampfes um die Qualität geringfügig sind. Das unge- 
sunde Rennen hinter der Quantität auf Kosten der Qualität hält an.“ (Zei- 
tung des Obersten Volkswirtschaftsrates „Sa Industrialisaziju” [5. Sep- 
tember].) 

In dasselbe Kapitel gehört die Preispolitik. Im Be- 
richtsmonat ist beim Rat fiir Arbeit und Verteidigung eine eigene 
Preiskommission unter Vorsitz des Rates der Volkskommissare. 
Molotow, gebildet worden. Dieser Kommission gehören an: der 
Finanzkommissar Grinko, der Aufßenhandelskommissar Rosen- 
holz, der Versorgungskommissar Mikojan, der Landwirtschafts- 
kommissar Jakowlew, der Vorsitzende des Obersten Volkswirt- 
schaftsrates Ordshonokidse, der Vorsitzende des Staatlichen Plan- 
ausschusses Kuibyschew, der Volkskommissar der Arbeiter- und 
Bauerninspektion Rudsutak, der Staatsbankpräsident Kalmano- 
witsch, der Vorsitzende des Zentralverbandes der Konsumgenos- 
senschaften der Sowjetunion Selenski und der Generalsekretär 
des Zentralrats der Sowjetgewerkschaften Schwernik. Ihr liegt 
die Festsetzung der Lieferpreise der Sowjetindustrie sowie der 
Großhandels- und Kleinhandelspreise für Industriewaren und 
landwirtschaftlidie Produkte und die Kontrolle über die Einhal- 
tung der Festpreise im staatlichen und genossenschaftlichen Han- 
del ob. Gleichzeitig soll die Kommission Maßnahmen zur .,Liqui- 
dation der Überreste der privaten Handelsspekulation“ treffen. 


V. „Der rote Handel lockt“ 


Zum Fünfjahrplan im ganzen ist zu sagen, daß durch- 
Nae die Produktion im Verhältnis zum Koraki erheblich, in 

en wichtigsten Zweigen um 15—20 %, gesteigert wurde, daf aber 
die Voranschläge für die schwere Industrie namentlich im ganzen 
in diesem dritten Jahre noch nicht erreicht sind und, wie gesagt, 
am bedenklichsten die Lage in der Kohlenförderung, auch in der 
Eisen- und Stahlproduktion ist. 


Die Frage des Fünfjahrplans im ganzen ist wieder einmal 
für die Welt geschickt gestellt worden. und zwar von einer an- 
deren Seite, in einem neuen Buche des amerikanischen Journa- 
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lockt“ (deutsche Übersetzung, 236 Seiten, Berlin 1931, Verlag 
Ernst Rowohlt). 

Der Verfasser, bekanntlich ein amerikanischer Korrespon- 
dent in Berlin, hatte in seinem ersten Buch „Der rote Handel 
droht“ das Werden des Fünfjahrplans dargestellt mit einem sehr 
ernsthaften Versuche, seinen Zahlen, namentlich denen der Ge- 
stehungskosten, wirklich nahe zu kommen. Im neuen Buche 
schildert er, wie der Sowjethandel draußen überall vordringe 
und sich daraus ein eigentümliches Problem ergäbe aus der Anti- 
these von Dumpinggefahr und Wunsch zur Lieferung nach Rult- 
land. Diese Antithese ist Knickerbocer ebenso klar, wie ich sie 
in meinem Artikel: „Das russische Problem“ (Jahrg. 6, Heft 8, 
S. 446 f. und Jahrg. 7, Heft 1, S. 4) dargestellt habe. Er spitzt 
das zu, indem er die Frage eines Zusammenschlusses der Ver- 
einigten Staaten von Europa, also eines europäischen Wirtschafts- 
blokes zur Boykottierung der Sowjetunion sehr deutlich damit 
verknüpft und weniger deutlich die andere Frage, was beide 
Probleme für Amerika bedeuten. Es scheint eine Art Tendenz 
des Buches zu sein, sowohl verhüllt gegen den amerikanischen 
Zolltarif und über daraus entstehende Abneigung gegen Amerika 
zu sprechen, wie noch etwas verhüllter darauf een, daß 
Amerika von dem russischen Außenhandel eine schwere Konkur- 
renz zu befürchten hätte: 


„Amerika ist als Handelsmacht in Europa kaum populärer als die 
Sowjetunion, und, falls es Europa gelänge, das Unglaubliche zu erreichen 
und sich zu einigen, würde der Zusammenscluß sowohl gegen die Ver- 
einigten Staaten wie gegen die UdSSR erfolgen. So sieht die Bilanz aus, 
ar sie auch noch so unerfreulich für Amerika sein, die man beim Ab- 
schluß einer zweimonatlichen Untersuchung in den wichtigsten Hauptstädten 
und Häfen dieses Kontinents vorlegen muß.“ 


Durch diese verschiedenartigen Gesichtspunkte oder vielleicht 
Tendenzen ist der Gesamteindruck des Buces nicht einheitlich 
genug geworden, und, indem der Verfasser vielfach in eine wirk- 
same, aber an der Oberfläche bleibende Feuilletonistik verfällt, 
iommt er dem Problem doch nicht so nahe, wie es möglich wäre. 
Auch hält er sich von Übertreibungen nicht frei. 

Die Hauptthese, daß der Sowjethandel überall gigantisch 
vordringe und locke, wird in teilweise interessanten Schilde- 
rungen, die freilich Wirtschaftliches, Politisches, Psychologisches 
reht sehr durcheinanderwerfen, durchgeführt für folgende 
Städte: Mailand, Rom, Savona, Genua, Marseille, Paris, Brüssel, 
Antwerpen, Amsterdam, Rotterdam, London, Manchester, Liver- 
pool, Kopenhagen, Oslo, Stockholm, Helsingfors, Riga. Balkan, 
erlin. Im einzelnen finden sich überall interessante, auch die 
Kenntnis bereichernde Mitteilungen, aber das Ganze ist nicht 
systematisch und en genug, um den Anspruch auf längere 
Dauer und größeren Wert zu erheben, wozu an sich der Verfasser 
mit seiner Art, zu beobachten und kräftig sowie vorurteilslos ein- 
zudringen, befähigt wäre. 
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Die Bilanz ist dann: 


„Italien nimmt 5% der Sowjetausfuhr auf, verlangt mehr, er- 
mutigt Verkäufe an die Sowjetunion durch staatliche Kreditgarantien, ist 
politisch entschlossen, herzliche Beziehungen mit Moskau aufrechtzuerhal- 
ten, beanstandet aufs heftigste den amerikanischen Zolltarif und die ameri- 
kanischen Einwanderungsgesetze. Deutschland nimmt 229, der Sow- 
jetausfuhr auf und heißt sie willkommen, ermutigt Verkäufe an die Sowjet- 
union durch staatliche Kreditgarantien, ist politisch entschlossen, die denk- 
bar besten Beziehungen mit Moskau aufrechtzuerhalten, wehrt sich gegen 
den amerikanischen Zolltarif und eine finanzielle ‚Durchdringung Deutsch- 
lands‘, und beklagt sich über die amerikanische Weigerung, die interalli- 
ierten Schulden zu streichen und auf diese Weise die Reparationen zu er- 
leichtern. Falls alle anderen Nationen in Europa sich gegen die Sowjet- 
union zusammenschlössen, würden diese beiden Länder abseits bleiben und 
eine wirksame Blockade verhindern. England nimmt fast 309 der 
Sowjetexporte auf, führt einen lauten, aber fruchtlosen Kampf gegen den 
Sowjethandel aus anderen als wirtschaftlichen Gründen, beklagt sich aber 

leichzeitig, daß die Sowjetaufträge nicht größer sind, und ermutigt sie 
durdi staatliche Kreditgarantien, beshwert sih über amerikanishe Kon- 
kurrenz in der gesamten Welt und beschwert sich besonders heftig über 
Amerikas Weigerung, die interalliierten Schulden zu annullieren oder zu 
reduzieren. Frankreich nimmt 45 9, der Sowjetausfuhr ab, hat ver- 
sucht, durch Verminderung der Einfuhr mit Hilfe eines Lizenzsystems ver- 
mehrte Sowjetaufträge zu erlangen, hat keinen Erfolg mit diesem System 
erzielt und ist gegenwärtig bestrebt, seine Handelsbeziehungen mit der 
Sowjetunion zu verbessern, ja, wird vielleicht ebenfalls Staatskreditgaran- 
tien einführen als Stimulans für Sowjetkaufe. Frankreich ist ehrlich em- 
pört über den amerikanischen Zolltarif, bedauert öffentlich unsere Weige- 
rung, die interalliierten Schulden zu annullieren und bedauert im geheimen 
seine Dankesschuld für Amerikas Anteil am Krieg. Belgien übernimmt 
2,5 % der Sowjetexporte und teilt das französische Empfinden Amerikas 
gegenüber. Holland nimmt 3,4% der Sowjetexporte ab, ist darauf er- 
pi t, mehr zu übernehmen. Dänemark nimmt annähernd 24, der 
owjetausfuhr ab, hat tatsächlich die gleichen Interessen wie die Sowjet- 
union in seiner Angst vor dem Bevorzugungssystem des britischen Empires 
und ermutigt Sowjetverkäufe durch staatliche Kreditgarantien. or- 
wegen nimmt kaum 1% der Sowjetausfuhr ab, verkauft an die Sowjet- 
union dreimal soviel als es kauft, ermutigt diese Verkäufe durch staatliche 
Kreditgarantien. Schweden empfindet die Sowjetkonkurrenz in Holz, 
hofft aber, durch einen Vertrag Abhilfe zu schaffen. Mittlerweile nimmt es 
% % der Sowjetausfuhr auf, verkauft aber für den fünffachen Betrag. 
Trotzdem es unter dem russischen Dumping leidet, besteht keine Bewe- 
gung zur Verhängung einer Handelssperre gegen russishe Erzeugnisse. 

innland fürchtet die Sowjetunion militärisch und leidet schlimmer als 
irgendein anderes Land unter der Sowjetkonkurrenz auf den ausländischen 
Holzmärkten. Es übernimmt % % r Sowjetausfuhr, verkauft an die 
Sowjetunion mehr als doppelt so viel und fördert diese Verkäufe durch 
staatliche Kreditgarantien. Lettland nimmt 7% der Sowjetausfuhr zum 
Konsum und im Transitverkehr auf und verdient daran ausgezeichnet, 
leidet schwer unter der Sowjetkonkurrenz auf den fremden Flachsmärkten 
und in verschiedenen heimischen Industrien, aber genießt einen Kontingent- 
vertrag lettischher Verkäufe an die Sowjetunion und ermutigt diese Ver- 
käufe durch Kreditgarantien. Estland, Litauen, Polen, Österreich, Tschecho- 
slowakei und Griechenland, mit einem wechselnden, aber fast einheitlich 
zunehmenden Interesse für den Sowjethandel, fördern diesen in wechseln- 
dem Maße. Es bleiben die fünf Nationen: Ungarn, Rumänien, Jugoslavien, 
Bulgarien und Albanien, die einen Handelsboykott verhängt haben. Ihr 
Gesamtanteil an der Sowjetausfuhr betrug 5%. Keineeinzigegroße 
europäische Nation, kein irgendwie wichtiger Abnel- 
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mervonSowjetwarenhateine Handelssperre verhängt. 
Diese Untersuchung bot auch keinen Fingerzeig, daf 
irgendein Staat diese Absicht hege.“ 

Die Hauptthese und die Bilanz werden dann vertieft durch die 
weitere, in dieser apodiktischen Fassung nicht durchaus richtige 
These, daß „die Länder, die durch die Sowjetexporte geschädigt 
werden, nicht auf dem heimischen Markt getroffen werden, den 
sie mit Zollschranken schützen könnten, sondern außerhalb ihrer 
Grenzen in irgendeinem anderen Lande, in dem der größte Teil 
der Konsumenten froh ist, Sowjetwaren zu Preisen zu erhalten, 
die unter den Preisen der jammernden Exporteure aus den ge- 
schädigten Ländern liegen“. „Die europäischen Nationen, die für 
den Sowjethandel eine Bedeutung besitzen, haben keine Zoll- 
schranken errichtet, weil die Erzeugnisse, die sie aus der Sowjet- 
union beziehen, überhaupt nicht oder nur in ganz geringem Maße 
mit ihren eigenen Erzeugnissen konkurrieren, wohl aber mit 
Produkten aus den Vereinigten Staaten, Kanada, Argentinien, 
Venezuela, Skandinavien, den baltischen Staaten sowie den fünf 
Balkanländern, die den Kampf gegen Sowjetgetreide, Ol und 
Holz anzufachen versuchten. Von all diesen Ländern stehen die 
Vereinigten Staaten auf den ausländishen Märkten am heftig- 
sten im Wettstreit mit den Sowjetexporten. Und über das Ganze 
wird dann (S. 211) der Gesamtsatz gestellt, von dem der Ver- 
fasser behauptet, daß das die deutsche Definition des Fünfjahr- 
plans für Europa sei: „Ein Wettrennen entscheidet heute das 
Schicksal Europas. Das Rennen findet zwischen ‚dem Tempo‘ des 
Fünfjahrplans der Sowjetunion und dem ‚Tempo‘ der An- 
strengungen dieses Erdteils statt, die Vereinigten Staaten von 
Europa zu organisieren. Bis jetzt liegt der Fünfjahrplan um eine 
Pferdelänge vorne.“ Dabei behauptet er übrigens, daß es sich 
kein „bürgerlicher“ Deutscher leisten könne, unter seinem eigenen 
Namen in der nichtkommunistischen Presse Deutschlands zu 
schreiben, daft der Fünfjahrplan Erfolg hat! Überhaupt ist die 
Kenntnis dessen, was über ußland (nicht nur in Deutschland) 
geschrieben ist, nicht die starkste Seite des Verfassers. 


Im ganzen glaubt er nicht daran, daß Europa sich zusammen- 
schließen wird. Er sagt aber mit Recht, daß kein Land über die 
russische Gefahr klagen dürfe, das gleichzeitig an der russischen 
Einfuhr verdienen wollte. Schärfer freilich als er es tut, kann 
er die Haltung Europas zu Rußland heute auch gar nicht fassen, 
weil sie noch so in der Antithese, im Widerspruch drin steckt, 
wie ich das auch geschildert habe. Nur für Finnland stellt er 
unter den neuen Ländern, die er beobachtete, eine tief einge- 
wurzelte und stets gegenwärtige Angst vor dem Fünfjahrplan 
für das eigene Volk fest. 


Er untersucht die Alternativen der Stellungnahme zu der 
wirtschaftlichen Expansion der Sowjetunion: 1. Krieg — wird 
von Europa allgemein verworfen. 2. Handelssperre — versagt. 
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3. Lizenzsystem — desgleichen. 4. Außenhandelsmonopol im Ver- 
kehr mit Sowjetrußland — Schwierigkeiten in demokratischen 
Ländern fast unüberwindbar. Bleibt also 5. uneingeschränkter 
Handel mit der Sowjetunion — dafür hat sich Europa im wesent- 
lichen entschieden: 
„Der Fünfjahrplan der Sowjetunion wurde als Triebfeder einer Kon- 
solidierung des nichtsowjetistischen Europas erwähnt. In der Tat sind die 
europäischen Nationen in ihrem gemeinsamen Wunsche, sich der Wohltaten 
der Sowjelaulira re zu erfreuen, zu einer gewissen Harmonie gelangt. Bis- 
her haben diese Aufträge, in der Einschätzung Europas, das Defizit des 
Sowjetdumpings mehr als ausgeglichen.“ 


In der Gesamtbeurteilung Rußlands: Krieg oder Frieden?, 
Fünfjahrplan usw.?, geht der Verfasser in den Linien, die auch 
in unserer Zeitschrift immer eingehalten werden. Im besonderen 
sei dazu noch von richtigen Bemerkungen zitiert: „Es ist ein Irr- 
tum, anzunehmen, die Sowjetunion sei im Prinzip und in der 
Praxis gegen eine Teilnahme an einem Weltringe zur Beherr- 
schung der Warenpreise. Nur zwei Bedingungen sind für die 
Mitwirkung der Sowjets bei irgendeinem derartigen Zusammen- 
schluß unerläßlich. In erster Linie muß der Nettogewinn der 
Sowjetunion aus ihren Exporten unter einer Kontrollgesellschaft 
in ausländischer Währung wenigstens ebensoviel betragen wie 
der Gewinn aus einer größeren Ausfuhrmenge außerhalb eines 
solchen Ringes; zweitens darf ein solcher Ring die gesamte 
Sowjetproduktion, sei es Weizen, Zucker, Öl, Holz oder eine an- 
dere Ware, nicht beschränken.“ 


Die Wiedergabe der Zitate rechtfertigte sich, weil der Ver- 
fasser ohne Zweifel ein von landläufiger Journalistik freier, 
scharfer Beobachter ist, der durch die Primitivität seiner Methode 
und seiner Fragestellung eine Fülle von Vorurteilen und Unklar- 
heiten sehr erfreulich gleich von vornherein beiseiteschiebt und 
den Leser dadurch zwingt, das Problem: Fünfjahrplan, Sowjet- 
außenhandel, kapitalistische Weltkrise scharf ins Auge zu fassen. 
In einer sehr angenehmen Weise fehlt gefühlsmäfige Betrach- 
le Phraseologie aller Art vollständig. So ist im ganzen 
das Buch sehr bezeichnend für die Neueinstellung zum russischen 
Problem, in der wir mitten darin sind und in der wir eine neue. 
bestimmte Haltung gewinnen müssen. Daß zugleich ein Ameri- 
kaner das ganz auch seiner öffentlichen Meinung zu Hause damit 
sagt, wenn auch reichlich verhüllt und durch die Blume, verstärkt 
das noch. Und nun füge man diese Betrachtung wiederum in den 
Gedankengang unter l. dieses Berichts ein. 


V. Innenpolitik. 


Hier sind nur Nachrichten aus Georgien im Sinn eines 
Wiederauflebens der Rechtsopposition zu vermerken. Uber- 
raschend wurden große Personalveränderungen in der Partei für 
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Georgien vollzogen, ebenso wie in Aserbeidshan. Der Vor- 
sitzende des Rates der Volkskommissare für Georgien, Suchi- 
schwili, wurde durch Mgaloblischwili ersetzt, der wenig bekannt 
ist. Bei den Veränderungen in den Parteiinstanzen wurden 
erößtenteils Russen hereingesetzt. Es sind also hier oppositio- 
nelle Bewegungen erkennbar, wie auch sonst die Sowjetpresse 
einiges über das Wiederwachwerden der Rechtsopposition unter 
den Bauern schreibt. Sonst herrschte in der Innenpolitik eine 


vollständige Ruhe. 


VI Kulturpolitik. 


Zu der in meinem Artikel „Gegenwartsprobleme der Sowjet- 
union“, Nr. VI: die geistig-moralischen Probleme am Schluß (Jahr- 
ang 6. Seite 715) gestreiften Fragen der Weltanschauung und 
der sogenannten Hegel-Renaissance, sei aus dem letzten Heft der 
Zeitschrift: „Der russische Gedanke“ eine bemerkenswerte Aus- 
führung von W. Sesemann über die Stellung der Philosophie 
im russischen Geistesleben mitgeteilt, die ganz in der 
Richtung meiner Beobachtungen und Gedanken geht: 


„In Sowjetrußland wird unter anderen Voraussetzungen und in einer 
anderen Atmosphäre als in Europa philosophiert. Das theoretische Denken 
steht in unmittelbarer Fühlung mit den aktualen Aufgaben des praktischen 
Lebens, immer bleibt es bezogen auf Klassenkampf und kollektivistische 
Umgestaltung des sozialen Seins. Nicht voraussetzungsloses Forschen hat 
es zur Aufgabe, sondern die Begründung einer praktisch wirksamen, dem 
historischen Moment entsprechenden Lebens- und Weltanschauung. Und 
damit ist es den Führern des Bolschewismus bitter ernst. An den Grund- 
lehren des Marxismus darf nicht gerüttelt werden. Sie bilden einen Grund- 
stock von Dogmen, die es richtig zu interpretieren und in ihren Beziehun- 
gen zum positiven Wissen der Gegenwart auszuwerten gilt. Doch wäre 
es ein Irrtum. zu glauben, daß durch diese dogmatische Gebundenheit das 
theoretishe Denken von vornherein gänzlich unfruchtbar gemacht wird. 
Man denke an die Zeit der großen Kirchenkonzilien, die das System der 
christlichen Dogmatik geschaffen, oder an das Mittelalter. Was die Kirchen- 
väter, was die Scholastik auf philosophischem Gebiete geleistet haben, da- 
für ist erst unserer Zeit das rechte Verständnis wieder aufgegangen. Und 
doch war die Philosophie damals ancilla theologiae. Der dialektische Mate- 
rialismus ist vor die Aufgabe gestellt, sich das geistige Erbe Hegels anzu- 
eignen und weiter zu verarbeiten. Wie weit ihm das gelingt, wird die 
nächste Zukunft zeigen. Eines ist gewiß: das Interesse für Philo- 
sophie istin Sowjetrußland von neuem erwacht. Der Er- 
folg des ‚dialektischen‘ Materialismus läßt sich nicht nur durch die Direktiven 
der kommunistischen Parteileitung und durch die erdrückende Autorität 
Lenins erklären. Er ist eben einem lebendigen Bedürfnis entgegengekommen. 
das der vulgäre Materialismus nicht hat befriedigen können. Dafür zeugt 
die steigende Nachfrage nach ernster philosophischer Literatur, und ins- 
besondere nach den Werken Hegels.“ 


Auf dem Hegel-Kongreß in Berlin, der vom 19. bis 
21. Oktober stattfand, wurde das Thema „Hegel und Rußland“ 
leider in keiner Weise behandelt. Darüber schreibt in diesem 
Heft der frühere Volkskommissar Lunatscharski. 
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VI. Deutschland und Rußland. 


Die deutsch-russishen. Schlichtungsverhand- 
lungen wurden in der ersten Oktoberwoche beendet. Das Er- 
gebnis ist nicht allzu groß, man kommt auch im Ausbau der 
grundsätzlichen Fragen nicht weiter. Die Gegenstände waren 
recht bedeutungsvoll, so der Postpaketverkehr, der Transitver- 
kehr durch Rußland, der Bezug gewisser russischer Rohstoffe für 
die deutsche Industrie, die obligatorische Haftung der Berliner 
Sowjethandelsvertretung für Rußland-Abschlüsse im Zusammen- 
hang mit der Verlegung der Bestelltätigkeit nach Moskau und 
anderes mehr. Aber eine eigentliche Schlichtungstätigkeit ist das 
ja nicht, da keine Entscheidung gefällt wird. Der Ausbau des 

chlichtungsverfahrens zwischen Deutschland und Rußland bleibt 
immer noch eine offene Frage. 

Die Finanzierungsverhandlungen für die rus- 
sischen Aufträge in Deutschland sind weitergegangen. Für 
sie ist maßgebend, daß die russische Verpflichtung an Deutschland 
eine erhebliche Höhe erreicht hat. Die Grenze einer Garantie 
von 70 % für diese Verpflichtungen ist Anfang September erreicht 
worden, so daß Reichsgarantien nicht weiter erteilt werden konn- 
ten. In diesen Verhandlungen hat auch die Pfundkrise hereinge- 
spielt, weil ein Teil der Geschäfte der deutschen Firmen mit 
Sowjetorganen in Pfundwährung abgeschlossen war und die 
deutsche Seite nun durch die Abwertung des Pfundes ge- 
schädigt ist. 

Für das deutsch-russische Geschäft gilt ganz be- 
„sonders das oben unter I. Gesagte. Rußland hat in den ersten acht 
Monaten 1931 für 34 Milliarden Mark in Deutschland bestellt: 
sein Obligo gegenüber Deutschland wird im ganzen von einer 
Milliarde Mark nicht weit entfernt sein. Die Reichsbank hat, 
wie berichtet, als einzige Notenbank in der ganzen Welt, die 
Finanzierung von 150 Millionen Mark russischer Wechsel über- 
nommen, die spätestens am 31. Juli 1933 fällig werden. Es ist 
reichlich schwierig, diese Wechsel unterzubringen, und der 
Wunsch der Russen, weiterhin in großem Maßstabe Waren zu be- 
stellen, der von uns an sich natürlich begrüßt wird, stößt daher 
auf die Schwierigkeiten, die in der jetzigen Kreditkrise ganz be- 
sonders die sehr langen Kreditfristen machen, die Rußland ver- 
langt. Die Grenze im Entgegenkommen ist wohl jetzt erreicht. 
Es ist gar kein böser Wille auf deutscher Seite, wenn diese Grenze 
bestimmt gezogen werden muß im Rahmen jenes großen und für 
Rußland kritischen Zusammenhanges, der oben ausführlich ge- 
zogen wurde. 


Abgeschlossen am 25. Oktober 1931. 
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I. Wirtschaftsumschau. 
Von Otto Auhagen. 


(Ernte und Herbstbestellung. Sozialisierung der Landwirtschaft.) 


Ebensowenig wie über den diesjährigen Saatenstand bringt 
die nie Statistik Ziffern über den Ausfall der Ernte 
an die Öffentlichkeit. Die Getreideernte hat im ganzen stark 
enttäuscht. Die transuralischen Kornkammern (Uralgebiet, West- 
sibirien und Kasakstan) sind von schwerer Mifternte betroffen; 
auch im Mittel- und Nieder-Wolgagebiet sowie in großen Teilen 
der westlichen Ukraine waren die Felder schlecht bestanden. Im 
Nordkaukasusgebiet reifte zwar eine gute Ernte heran, die dann 
aber durch regnerische Witterung sehr geschädigt wurde. Alles 
in allem steht nach Ansicht besonders berufener Beurteiler die 
Menge des geernteten Getreides trotz der größeren Anbaufläche 
hinter dem vorjährigen Ergebnis zurück. Teilweise ist der un- 
befriedigende Ausfall auf die Witterungsverhältnisse zurückzu- 
führen, die durchschnittlich ungünstiger waren als im Vorjahr; 
daneben tragen die großen Mängel der Ackerwirtschaft die 
Schuld. Auf die tausendfachen Klagen der Sowjetpresse über 
den Wirrwarr in den Kollektiven, über schlechte Leitung von 
Rätegütern, über unzulängliche Ausbildung des technischen Per- 
sonals, über Versagen der Maschinen, über Fehlen von Öl und son- 
stigen Betriebsmitteln will ich hier nicht näher eingehen; welche 
Bedeutung diesen Mängeln insgesamt zukommt, ist zahlenmäßig 
nicht abschätzbar. Bezeichnend sind allenfalls in dieser Hinsicht 
Feststellungen über den saumseligen Gang der Ernte jenseits des 
Urals, wo am 25. September noch 50 % von den späten Getreide- 
arten (Buchweizen, Hirse) ungemäht und von dem gemähten Ge- 
treide 45 bis 70% noch nicht zu Schobern zusammengefahren, 
teilweise noch nicht einmal gebunden waren, so daft einem „un- 
geheuren Teile der hier ohnehin niedrigen Ernte“ die Gefahr 
drohte, auf dem Felde zu verderben (Soz. Semledielije v. 2. Okt.) ; 
teilweise mag ja aber auch dieser Mißstand durch die Witterung 
verursacht worden sein. Hervorzuheben sind dagegen die Män- 
gel, die sich aus dem gewählten System ergeben. 


Die Peitsche des Fünfjahrplans hat seit 1929 bei jeder Herbst- 
und Frühjahrssaat dazu angetrieben, die normalen Schlußtermine 
bei weitem zu überschreiten. Die umfangreichen Auswinterun- 
gen dieses Jahres gaben dem Ukrainischen Pflanzenbau-Institut 
Anlaß, den Einfluß der Verspätung der Saat zu untersuchen (Soz. 
Seml. v. 22. Aug.). Während selbst in der Steppenzone die Win- 
tersaat etwa am 10. Oktober beendet sein soll (in den nördliche- 
ren Zonen der Ukraine schon Mitte bis Ende September), zog sich 
in den beiden letzten Jahren die Einbringung der Saat bis tief 
in den November hinein. In einem südlichen Bezirk waren 71 % 
der Saatfläche erst nach dem 20. Oktober bestellt: vom Roggen 
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winterten hier 47 % aus; die Untersuchung anderer Bezirke er- 
gab, daß bei einem geringeren Prozentsatz der verspäteten Saa- 
ten auch der Auswinterungsverlust kleiner war; neben anderen 
Ursachen wird die Verspätung als der hauptsächliche Grund des 
Schadens bezeichnet. 

Aus der Überspannung des Bogens ergibt sich auch die Flüch- 
tigkeit, mit der vielfach die Bestellungsarbeiten ausgeführt wur- 
den, um die befohlene Planziffer zu erreichen. Inmitten der 
Schläge werden manchmal umfangreiche Fehlstellen entdeckt. 
Besonders schwerwiegend ist die Unterlassung der Brache für die 
Wintersaat und der Herbstfurche für die Sommersaat. Über die 
Wirkung auf den Getreide-Latifundien macht Gertschikow, der 
Leiter der „Getreide-Sowchosen-Vereinigung“ (neue Benennung 
des Sernotrusts), Zahlenangaben (Isw. v. 29. Aug.), aus denen zu- 
gleich die bescheidene Höhe der diesjährigen Erträge dieser Wirt- 
schaften trotz aller gerade ihnen zugewandten Anstrengungen 
hervorgeht. Die Hektarernte an Winterweizen betrug in dz 

auf Brache ohne a 


Zentrales Schwarzerdgebiet . . . . 7—12 
Ukraine A. te We ee en 8—16 4,1—6,4 
Nordkaukasus ......... 9 4 
Mittelasien ......2.2.2.. 8 4 
an Sommergetreide: 

auf Herbstfurche ohne Herbstfurche 
Ukraine Tr a a e A 
Nordkaukasus........ . 3.8—9 2.5—6 
Nieder-Wolga . . ...... . 68 3.6 
Mittelasien . . . 6 3 


Insgesamt waren von den 97 Mill. ha der diesjährigen Frühjahrs- 
Saatfläche nur 20,65 Mill. ha dem herbstlichen Stoppelsturz unter- 
worfen worden. 

Auf den Getreide-Latifundien wirkt die einseitige Körner- 
wirtschaft unter starker Bevorzugung des Weizens nachteilig auf 
die Ertragshöhe ein. Dies wird um so stärker eintreten, je länger 
diese Wirtschaftsart fortgesetzt wird, da von Jahr zu Jahr die 
jungfräuliche Kraft des Bodens abnimmt — zu größtem Teil han- 
delt es sich ja bei diesen Betrieben um Neuland — und bei Fort- 
setzung der jetzigen Beackerungsweise die Verunkrautung zu- 
nimmt. Auf einer Konferenz im Landwirtschaftskommissariat 
der Union betonte einer der namhaftesten Vertreter der Land- 
wirtschaftswissenschaft die Notwendigkeit des Überganges zu ge- 
regelter Fruchtfolge, besonders zur Einlegung von Gras- und 
Kleeschlägen. Er führte aus (Soz. Seml. v. 13. Sept.): „In diesem 
Jahre haben in den Betrieben des Sernotrusts bei ungeheuren 
Flächenerfassungen und bei schlechter Qualität der Bearbeitung 
die Erfahrungen der Monokultur zu traurigen Ergebnissen ge- 
führt. Bei Orenburg zeigte man mir 400 ha mit vollständig von 
Unkraut ersticktem Weizen. Je weiter ich nach Osten kam, um 
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so hoffnungsloser stand es mit dem Winterroggen ...“ Auch die 
gewaltsame einseitige Baumwollkultur sei verkehrt. Wenn die 
Hälfte der Fläche mit Luzerne bestellt würde, so würde der Er- 
trag der Baumwolle auf der ihr verbleibenden Hälfte auf das 
Doppelte steigen. — Es kann wohl keinem Zweifel unterliegen, 
daß man sich bald zu einem rationelleren System entschließen 
wird (eine Verordnung des Narkomsem der Union vom 25. August 
legt dazu schon den Grund); allerdings wird dadurch die Aufgabe 
sehr viel komplizierter werden. 

Den Hackfriichten ist der regenreiche Hoch- und Spätsommer 
zustatten gekommen. Gerügt wird das langsame Fortschreiten 
der Zuckerrübenernte; am 1. Oktober waren erst 38 % der Fläche 
bewältigt. Auch der Getreidedrusch geht nicht nach Wunsch vor- 
wärts; daß am 1. Oktober nur 43 % der Ernte ausgedroschen 
waren, entspricht nicht der heute vorherrschenden Einstellung 
auf sofortigen Maschinendrusch. — 

Bei der diesjährigen Herbstbestellung läßt die amtliche Sta- 
tistik auf eine gewisse Verbesserung gegen das Vorjahr schließen. 
Vorweg ist auf den sehr vernünftigen Beschluf hinzuweisen, den 
Umfang der Wintersaaten nicht erheblich über den vorjährigen 
Plan auszudehnen. Jener lautete auf 43 Mill. ha; tatsächlich 
wurden nur 39,2 Mill. ha besät. In diesem Jahre soll die Fläche 
nach Beschluß vom 11. Juli 43,280 Mill. ha betragen — 15 Mill. 
Weizen, 27,4 Mill. Roggen; der Rest verteilt sich auf Gerste, 
Sonnenblume, Raps usw. Verbesserte Sorten sollen bei der 
Weizensaat 11,5 Mill. ha, bei der Roggensaat 2,5 Mill. ha bedecken. 
Wenn in dieser Hinsicht auch sehr viel nur auf dem Papier steht, 
so deuten diese Ziffern doch auf die von mir oft hervorgehobene 
wichtige Tatsache hin, daß in der Züchtung und Verbreitung ver- 
besserten Saatguts vor allem beim Weizen Großes erreicht wor- 
den ist. Bedenklich ist, daß auch auf diesem Gebiete die Nei- 
ung zur Überstürzung hervorgetreten ist. Auf der erwähnten 

onferenz im Landwirtschaftskommissariat hoben Saatzüchter 
ersten Ranges hervor, daß zur Erzielung brauchbarer Selektions- 
ergebnisse bei einzelnen Sorten zehn Jahre notwendig seien, 
worauf der Landwirtschaftskommissar Jakowlew mit dem merk- 
würdigen Worte erwiderte: „Wir haben keine Zeit, zehn Jahre 
zu warten.“ 

An der diesjährigen Herbstsaat sollen sich die Rätegüter mit 
2,660 Mill. ha, die Kollektive mit mindestens 26 Mill. ha beteili- 
gen, wovon 9 Mill. auf diejenigen Kollektive entfallen sollen, die 
von den MTS (Mascinen-Trakioren-Stationen) bedient werden. 
Für die einzelbäuerliche Wirtschaft sind demnach 14,6 Mill. ha, 
etwa ein Drittel der Gesamtfläche, vorgesehen. 

Die Vorbereitung eines leiles der Wintersaaten durch som- 
merlihen Umbruch der Brache ist nach der Statistik hinsichilich 
des Umfangs annähernd planmäßig verlaufen; nach dem letzten 
Ausweis vom 20, August waren 21,3 Mill. ha = 92,6 % des Planes 
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umgebrochen. Ungünstiger sieht es mit dem Zeitpunkt aus; bei 
der Brache heißt es: je früher desto besser. Wie früher im deut- 
schen, so ist auch im russischen Kalender der Juni der ,,Brach- 
monat“ (für heutige Begriffe schon recht spät liegend); am 1. Juli 
waren aber erst 9,4 Mill. ha Bradıe gepflügt. 


Die Herbstbestellung enttäuscht insofern, als die Einsaat 
bisher kaum rechtzeitiger erfolgt ist als im Vorjahr. Die Ver- 
ordnung der Volkskommissare vom 11. Juli forderte „starke Ver- 
kürzung der Wintersaatkampagne und insbesondere Nichtzu- 
lassung von übermäßig später Saat. die, wie die Erfahrung gezeigt 
hat, besonders leicht ausfriert“. Am 5. Oktober waren 30,993 
Mill. ha besät gegen 29,388 Mill. an demselben Tage im Vorjahr; 
dabei sind die wichtigen Gebiete Westsibirien und Kasakstan. 
die kaum noch viel aufholen können, im Vergleich zu 1930 sehr 
im Rückstand. Wahrsceinlich wird daher auch in diesem Jahre 
die Planziffer nur mit bedenklicher Verspätung erreicht werden. 
Besonders rückständig war am 5. Oktober der Einzelbauer mit 
8,7 Mill. ha (Plan: 14,6); dabei ist diese Wirtschaftsform noch am 
verbreitetsten im Norden, wo die Saatzeit schon beendet ist — 
die Schwäche der Individualwirtschaft geht daraus deutlich her- 
vor. Aber auch die Rätegüter waren mit 1,610 Mill. ha noch weit 
von der Planziffer (2,660) entfernt. Dagegen hatten die Kollek- 
tive bereits 20,662 Mill. ha (Plan: mindestens 26 Mill.) besät, da- 
von die MTS 7,242 Mill. (Plan: 9 Mill.); wahrscheinlich werden 
die Kollektive die Mindestziffer des Planes überschreiten (die 
Verschiebungen zwischen Kollektiv- und Individualwirtschaft seit 
Feststellung des Wintersaatplanes fallen, wie sich aus der Sta- 
tistik errechnen läßt, in diesem Zusammenhang nur wenig ins 
Gewicht). 

Eine bedeutende Verbesserung ergibt sich aus den amtlichen 
Zahlen über das herbstliche Pflügen für die Frühjahrssaat. Zwar 
ist der Plan (mindestens 42 Mill. ha) gegen den vorjährigen (60 
Mill.) stark eingeschränkt; dafür ist r in diesem Jahr bisher 
nicht nur ein bedeutend höherer Erfüllungsprozentsatz, sondern 
auch eine viel größere absolute Zahl erreicht worden als zu dem- 
selben Zeitpunkt im vorigen Jahre. 1931 waren am 5. Oktober 
15,2 Mill. ha = 36.2 % des Planes umgebrochen, 1930 nur 6,650 
ha = 11,1% des Planes. Die Schlußziffer betrug im vorigen 
Jahre (15. November). wie schon oben erwähnt. 20,65 Mill. ha = 
34,4% des Planes. 

Abschließend sei bezüglich der Herbstbestellung betont, daf 
hier lediglich von den (amtlichen) Quantitätsziffern die Rede war. 
nicht aber von der Qualität, die auch in diesem Jahre von der 
Sowjetpresse fortgesetzt bemängelt wird. 


* k 
* 


Die sozialistische Form der Landwirtschaft scheint jetzt einer 
Verbesserung entgegenzugehen. zum mindesten verfassungs- 
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mäßig. Mancherlei bittere Erfahrungen haben den ersten Be- 
geisterungstaumel verfliegen lassen; eine nüchternere, realisti- 
schere Politik ewinnt die Oberhand. Sowohl hinsichtlich der 
Rätegüter wie der Kollektive hat man erkannt. daß innere Kon- 
solidation besser ist als maßlose Expansion. Daft der Entwick- 
lungsplan des Sernotrusts eingeschränkt wurde (Ausdehnung der 
Saatfläche bis 1933 nur auf 91% statt 14 Mill. ha), teilte ich schon 
früher mit. Jetzt sieht man sich veranlaßt, auch den Umfang des 
einzelnen Getreide-Sowchos zu begrenzen. Während im März 
auf dem VI. Rätekongref noch mit Stolz verkündet wurde. daß 
die Durchschnittsgröße dieser Betriebe auf 80000 ha gestiegen 
war, und das Weltwunder des nordkaukasischen „Giganten“ zu 
einer Fläche von 240 000 ha heranwucdhs, sollen nach Verordnung 
des Narkomsem vom 25. August 40--50 000 ha Ernteflache als 
Norm gelten und die „Übergiganten“ entsprechend umgeformt 
werden; auch bereitet sich eine gewisse Verselbständigung der 
einzelnen Feldbezirke des Großgutes vor, deren Umfang künftig 
auf 6—7000 ha Saatfläche zu beschränken ist. (Wie notwendig 
dies ist. illustriert die Soz. Seml. v. 8. Sept. damit, daß der Leiter 
eines Feldbezirks von 13 000 ha gutgläubig versicherte, die Ernte 
sei bei ihm beendet, während in Wirklichkeit noch 1900 ha der 
Aberntung harrten.) Wichtig ist die zugleich befohlene Dezen- 
tralisation der Verwaltung durch Errichtung von neun territo- 
rialen „Bundes-Sernotrusten“; der alte zentrale Sernotrust ist 
zur Sernosowchos-Vereinigung umgebildet worden. 

Die Zahl der Getreide-Grofgiiter beträgt nach der erwähnten 
Verordnung 207. Zu Anfang des Jahres bestanden 175 Betriebe 
mit einer Gesamtfläche von 12 Mill. ha, wovon 16% auf das 
Mittel-Wolga-Gebiet entfielen, 14,6 % auf Kasakstan, 14% auf 
Westsibirien, 13,9 % auf den Nordkaukasus-Gau, 10.8 % auf das 
Uralgebiet, 9,2% auf das Nieder-Wolga-Gebiet, 5.7 % auf die 
Baschkiren-Republik, 4,5 % auf das Fernöstliche Gebiet, 3,8 %7 
auf die Ukraine, 3,1 % auf Ostsibirien und die übrigen 4,4 % auf 
sonstige Gebiete. 

An Rätegütern überhaupt zählte die Union am 1. Januar 1931 
(Soz. Seml. v. 15. Sept.) 4420 mit einer Fläche von 65.5 Mill. ha 
(mehr als das landwirtschaftlihe Areal von Deutschland und 
Frankreich zusammen). 

Ähnliche Dezentralisation wie beim Sernotrust wird gemäß 
Dekret der Volkskommissare vom 26. September und darauf er- 
folgter Verordnung des Narkomsem beim Skotowod und Masslo- 
trust der Union sowie den Milchtrusts der Bundesrepubliken 
durchgeführt; auch die Maximalgröße der, einzelnen Betriebe 
wird verringert, beim Skotowod auf höchstens 15000 Stück 
Fleisch-Rindvieh statt bisher 30000, beim Masslotrust auf 5000 
Kühe statt 10000. (Die Entwicklung der sozialisierten Viehzucht, 
von der für die Volksernährung außerordentlich viel abhängt, 
soll in einem der nächsten Hefte besprochen werden) — 
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Noch viel wichtiger sind die Konsolidierungsbestrebungen 
bezüglich der Kollektivwirtschaft. Auch hier ist ein Abebben der 
expansiven Tendenzen wahrzunehmen. Schon nach dem Stalin- 
Brief vom 2. März 1930 wurde, wie ich damals ausführte, jene 
„Gigantomanie“ verurteilt, die Kollektive von ähnlichem Um- 
fang wie beim Sernotrust schaffen wollte. Bei den kleinen Ge- 
nossenschaften aus der Periode der freiwilligen Kollektivbewe- 
gung ist die Entwicklung allerdings nicht stehen geblieben. 
Durchschnittlich waren zu einem Kollektiv in der Union ver- 
einigt: 1. Oktober 1928 16 bäuerliche Wirtschaften, 1. Oktober 
1929: 28, 1. Oktober 1930: 55 und am 10. August 1931: 63. Das 
bedeutet noch immer eine bescheidene Durchschnittsgröfte des 
kollektivistischen Betriebes; 1930 betrug die mittlere Saatfläche 
428 ha. Viele Kollektive ragen aber darüber weit hinaus, wie 
auch ganze Gebiete einen viel größeren Durchschnittsumfang 
aufweisen; im Nordkaukasus z. B. kamen im August 1931: 210 
Wirtschaften auf ein Kollektiv; die mittlere Saatfläche stellte sich 
hier 1930 (bei 169 Wirtschaften je Kollektiv am 1. Oktober) auf 
1891 ha. Technisch stellt das natürlich kein Ubermaf dar; nur ist 
ein solcher Umfang echtem genossenschaftlichen Geist abträglich. 
doch dieser ist ja ohnehin durch die Umwandlung der Kollektive 
in Zwangsgebilde ertötet worden. 

Eine ungemein wichtige, nachhaltig wirksame Mafigung be- 
deutete die Aktion Stalins im März 1930 auch hinsichtlich der 
Rechtsform der Kollektivierung. Während in der letzten Zeit 
vorher die örtlichen Parteiorgane in vielen Gegenden stürmisch 
zur Bildung von Kommunen drängten, wurde damals das Artel 
als die einstweilen zweckmäßigste Form hingestellt. Im Artel 
werden die Lebensgewohnheiten des Bauern, wie ich früher dar- 
legte, bei weitem nicht so einschneidend berührt wie in der Kom- 
mune; es sei hier nur darauf hingewiesen, daß der Bauer in 
seiner Hütte belassen wird, die Familie nicht auseinandergerissen 
wird, daß er in bescheidenem Maße Selbstversorger aus Stall und 
Garten bleibt und daß auch das Gesamtbild des Dorfes einschlieR- 
lih der Kirche nur wenig angetastet wird. Nur hieraus ist es 
zu erklären, daft die Unruhe, in die die Bauern im vorigen Jahre 
durch die Zwangskollektivierung versetzt wurden, keinen gefähr- 
licheren Charakter angenommen hat und daß die Bauern gegen- 
wärtig kaum noch irgendwo aktiven Widerstand leisten, sondern 
aH in der groen Masse anscheinend in ihr Schicksal ergeben 

aben. 

Wie sich seitdem die verschiedenen Rechtsformen zahlen- 
mäßig gegeneinander verschoben haben, zeigen folgende Angaben 
der Statistik. An der Gesamtzalıl der Kollektive waren beteiligt: 


am 1. Juni 1929 im Januar/Februar 1931 


Kommunen. ...... 61% 73% 
Artels . 2 2 2.2202. 343% 81.1 % 
Ackergenossenshaften . . 596% 11,6% 
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Im Laufe dieses Jahres wird das Artel in noch höherem Grade 
vorherrschend und die bei den Bauern früher beliebteste Form 
der Ackergenossenschaft noch weiter zurückgedrängt worden 
sein. Das Endziel bleibt selbstverständlich die Kommune, schon 
deshalb, weil die Kollektivierung nicht nur den Betrieb, sondern 
vor allem den Menschen im kommunistischen Sinne umwandeln 
soll. Vorderhand kann aber in dieser Richtung nur langsam vor- 
gegangen werden, teilweise aus politischen Gründen, teilweise 
aber auch deshalb, weil die Schaffung von Kommunen ungleich 
größere Kosten verursacht und auch einen weit höheren Bedarf 
an leitenden Kräften bedingt. 


In letzter Zeit war besonders bemerkenswert ein Akt der 
Mäfigung bezüglich des Umfanges oder des Tempos der Kollek- 
tivierungsbewegung. Der Befehl Stalins zum Einhalten im März 
1950 war nur eine taktische Maßnahme; mit Sicherheit war zu er- 
warten, daß nach der Einbringung der Ernte die Kollektivierung 
wieder mit Hochdruck betrieben werden würde; besonders ist 
dies seit Anfang 1931 geschehen. Der Prozentsatz der kollekti- 
vierten bäuerlichen Wirtschaften betrug am 1. Oktober 1928: 2,3, 
am 1. Oktober 1929: 7,6; die Kampagne des folgenden Winters 
ließ den Prozentsatz (großenteils nur auf dem Papier) auf 57 
emporschnellen; der Stalin-Brief bewirkte, daß am 10. Oktober 
1950 der Prozentsatz nur 22,1 betrug. Am 1. Januar waren es 
25,7 % (nach einer Denkschrift, die dem VI. Rätekongref vorlag, 
26,1%). Seitdem wurde die Kollektivierung eine Stofaufgabe, 
deren Ergebnisse alle zehn Tage veröffentlicht wurden. Die letzte 
Übersicht datiert vom 10. August, wonach der Prozentsatz 58,5 
betrug und 14420 000 Wirtschaften in Kollektiven zusammenge- 
faft waren. Die Zahl der Kollektive betrug: 


1. Oktober 1928 38200 
1. a: 1929 67 400 
1. 55 1930 96200 
1. Januar 1931 112700 
10. August 1931 228 100. 


Das immer wieder ausgesprochene Ziel war die hundertpro- 
zentige Kollektivierung spätestens bis 1933. Diesem Willen der 
Partei zu widerstreben, wurde von Molotow auf dem diesjährigen 
Ratekongref als gegenrevolutionär bezeichnet. Im Sommer aber 
erfolgte eine überraschende Wendung. Während die „Prawda“ 
noch am 28. Juli die angestrengteste Arbeit der Parteiorgane 
forderte, um in den wichtigsten Getreidegebieten die vollständige 
Kollektivierung noch in diesem Jahre oder spätestens im Früh- 
jahr 1932 zu erreichen, erfolgte am 2. August ein Dekret der 
Partei. das der Kollektivierungsaktion in wichtigen Gebieten 
vorläufig ein Ende bereitet. Unter „Durchführung der Kollekti- 
vierung in der Hauptsache“ sei nicht zu verstehen, daß unbedingt 
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100 % erfaßt sein müssen; genügend seien 68—70 % der Wirt- 
schaften und 75—80 % des Bäuerlichen Saatlandes. Demgemäl 
sei das Expansionsziel als erreicht anzusehen im Nordkaukasus- 
Gebiet, an der Mittel- und Nieder-Wolga, in dem größten Teil 
der Ukraine, in der Krim, im Moldau-Bezirk und in der Getreide- 
zone des Uralgebietes; die Partei solle sich hier künftig mit 
um so größerer Kraft um die Konsolidierung der Kollektivwirt- 
schaft bemühen. In den übrigen Gebieten soll die Kollektivie- 
rungspolitik fortgesetzt werden, damit auch hier das Ziel in der 
jetzt gegebenen Beschränkung 1932 und 1933 erreicht wird. 

Daß der Rest der einzelbäuerlichen Wirtschaften durch dieses 
Dekret geschont wird, kann nicht etwa aus veränderter Wertung 
dieser Betriebsform erklärt werden; die bäuerliche Individual- 
wirtschaft ist in den letzten Jahren zu sehr geschwächt worden 
und unter den heutigen Verhältnissen wenig entwicklungsfahig. 
Die Gründe liegen teilweise auf politischem Gebiete; gerade in 
den Gebieten der besonders radikal betriebenen Kollektivierung 
im Süden und Osten ist es wichtig, das Land endlich zu beruhi- 
gen. Auch finanzielle Erwägungen werden mitgesprochen haben: 
es erscheint nützlicher, die Mittel, die die Kollektivierung des 
Restes erfordern würde, zur Festigung der bestehenden Kollek- 
tive zu verwenden. — 

Im engsten Zusammenhange mit der radikalen Kollektivie- 
rungspolitik steht bekanntlich die Vernichtung des Kulakentums. 
Auch nach dieser Seite ist eine Neuerung zu verzeichnen, die von 
dem Geiste der Mäßfigung zu zeugen scheint. Nach einer Ver- 
ordnung des Präsidiums des ZIK sollen die deportierten oder 
ausgesiedelten Kulaken nach Ablauf von fünf Jahren in die bür- 
gerlichen Rechte (einschließlich des Stimmredits) wieder einge- 
setzt werden, „wenn sie im Laufe dieser Zeit durch ihr Handeln 
beweisen, daß sie den Kampf gegen das kollektivierte Bauern- 
tum und gegen die Maßnahmen Nr Ratemacht zur Hebung der 
Landwirtschaft eingestellt haben und wenn sie sich in der Tat 
als ehrliche und zuverlässige Arbeiter für das Allgemeinwohl 
erweisen‘. Diese Verordnung ist aber nur als politische Geste 
anzusehen, die darauf berechnet ist, die Deportierten als bis- 
herige politische Verbrecher oder als Drohnen der Gesellschaft 
erscheinen zu lassen, denen gegenüber die Räteregierung im Be- 
währungsfalle Milde walten lassen will. Eine Aussicht auf tat- 
sächliche Besserung ihres traurigen Schicksals wird den Depor- 
tierten kaum eröffnet. Soweit sie überhaupt die fünf Jahre über- 
leben, wird ihre wirtschaftliche Lage so elend sein, daß sie aus 
der politischen Rehabilitierung wenig Nutzen ziehen können 
Leider wird der Kampf gegen die Kulaken noch immer fortge- 
setzt: nach zuverlässigen Nachrichten, besonders nach Briefen von 
Betroffenen an Verwandte, haben im letzten Sommer im Süden 
förmliche Menschenjagden stattgefunden. Die Absicht kann nicht 
mehr darin bestehen, die Bauern im Interesse der Kollektivie- 
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rungspolitik zu terrorisieren, denn dieses Ziel ist ja im Übermalt 
erreicht worden; heute handelt es sich wohl nur noch darum, 
Arbeitskräfte für die Holzwerbung im Norden und für Kultivie- 
rungsarbeiten in Zentralasien und anderen Gebieten zu gewinnen. 


Abgesclossen den 27. Oktober. 


Bücherschau. 


Neuerscheinungen über die Sowjetwirtschafi. 


H. R. Knickerbocker, Der rote Handel lockt. Berlin 
1931. Ernst Rowohlt-Verlag, 236 S. Preis: kart. 5,80 RM. 

P. Haensel, The Economic Policy of Soviet Russia. Lon- 
don 1930, Verlag King and Son, 1% S. Preis: 9 s. In deutscher 
Sprache: Die Wirtschaftspolitik Sowjetruflands, Tübingen 1930. 
Verlag J. C. B. Mohr. 204 S. Preis: brosch. 8,—; geb. 10,— RM. 

Boris Ischboldin: Die russishe Handelspolitik der 
Gegenwart. Jena 1930. Schriftenreihe „Sozialwissenschaftliche 
Bausteine“, Verlag Gustav Fischer, 240 S. Preis: 12,— RM. 


Knickerbockers Bud, das in der Monatsübersicht von Professor 
Hoetzsch ausführlich gewürdigt wird, ist hochaktuell und charakterisiert die 
Offensive des Sowjetexportes vom Standpunkte des vielgereisten und scharf 
beobachtenden Journalisten. Haensel war bis 1928 Professor für Finanz- 
wissenschaft an der Moskauer Universität. Er stand jahrelang mitten in der 
russischen Planungsarbeit und ist deshalb wie kaum ein anderer dafür 
prädestiniert, über russische Wirtschaftspolitik zu schreiben. Ischboldin kennt 
die Sowjetwirtschaft nicht aus eigener Anschauung. Er ist in den Revo- 
Iutionsjahren aus Rußland geflüchtet, hat in Deutschland Wirtschaftswissen- 
schaften studiert und ist gegenwärtig Mitglied des russischen wissenschaft- 
lichen Instituts in Belgrad unter Leitung Peter Struves. Er schöpft aus der 
Sowjet- und Emigrantenpresse 

Haensel schöpft aus dem reichen Schatz seiner jahrelangen Erfah- 
rungen in der russischen Aufbauarbeit. Er schildert sehr eingehend dis 
gegenwärtige Lage der Sowjet-Union, die Agrar- und Industriepolitik, die 
wirtschaftliche Lage der werktätigen Bevölkerung, das Außenhandelsmonopol, 
die Transportschwierigkeiten, um mit der Kennzeichnung der öffentlichen 
Finanzen, des Geldwesens und der jüngsten Schwierigkeiten zu schließen. 
Seine Kritik ist begründet und überzeugend. Trefflich gelungen ist die 
Charakterisierung der Industrialisierung und der Wirtschaftlidikeit der 
industriellen Arbeit. Besondere Aufmerksamkeit widmet er der Unter- 
suchung der Frage, wie es in der Sowjet-Union möglich gewesen ist, die 
Industrialisierung zu finanzieren. Die Selbstfinanzierung, d. h. die Finan- 
zierung durch Akkumulation von eigenen Reinerträgen, spielt seiner Meinung 
nach heute noch eine recht geringe Rolle. Dort, wo Reinerträge vorhanden 
sind, resultieren sie aus dem Monopolcharakter der Industrie. Der Staat 
deckt seinen Kapitalbedarf in erster Linie durch indirekte Besteuerung und 
durch Zwangsauleillen. Den Hauptzweck der Industrialisierung sieht H. in 
dem Bestreben der Sowjet-Union, sih vom Auslande unabhängig zu machen 
und sich die Grundlagen für einen Sowjetexport zu schaffen, der die wirt- 
schaftliche Lage Westeuropas aus rein politischen Gründen komplizieren soll. 
Besonders hervorgehoben zu werden verdienen dann weiter die klare und 
gründliche Kennzeichnung des Fünfjahrplanes. wie der gesamten Planungs- 
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arbeit und die eingehende Darstellung der Lage der werktätigen Bevölke- 
rung. Für diejenigen Interessenten an der russischen Planungsarbeit, die 
tiefer in die Probleme der Sowjetwirtschaft eindringen wollen, sind diese 
kritischen Ausführungen Haensels, die wegen seiner Sachkunde besonderes 
Gewicht haben, unentbehrlich. 

Ischboldin legt das Shwergewicht bei der Schilderung der Außen- 
handelspolitik der Sowjetunion auf die Zeit des Kriegskommunismus (1919 
bis 1921) und auf die Zeit der Neuen Okonomischen Politik (1921—1926). Der 
letzte Abschnitt, der sich mit der sozialistischen Offensive beschäftigt, die 
durch immer stärkere Zurückdrängung des privaten Handels innerhalb des 
ee staatlichen Verteilungsapparates gekennzeichnet wird, tritt in den 

intergrund. Ischboldin übt am Schluß seiner Arbeit scharfe Kritik an der 
Außenhandelspolitik der Sowjets. Seine Kritik überzeugt aber nicht. Er 
stützt sich fast ausnahmslos auf Tatsachen, die nun schon beinahe zehn Jahre 
zurückliegen und von Freunden der Sowjetwirtschaft leicht und mit vollem 
Recht als Kinderkrankheiten der neuen Wirtschaftsordnung charakterisiert 
werden können, und für die Beurteilung der Wirkung des gegenwärtigen 
Wirtschaftssystems nichts besagen. Der Wert der Arbeit Ischboldins liegt in 
der sorgfältigen Materialsammlung für die Erkenntnis der geschichtlichen 
Entwicklung der Sowjethandelsorganisation und Sowjethandelstechnik. 


Rote Arbeit. 


S. Zagorsky: DieLöhneunddieRegelung der 
Arbeitsbedingungen in Sowjetrußland. eraus- 
gegeben vom Internationalen Arbeitsamt Genf, Reihe D (Löhne 
und Arbeitszeit) Nr. 19, Genf 1930, 243 Seiten, Preis: 5 Schw. Frs. 


Rote Arbeit,derneueArbeiterinderSowjet- 
union. Herausgegeben von Jiirgen Kuczynski. Mitarbeiter: 
Arthur Holitscher, Karl Radek, Anna Seghers, S. Tretjakow u. a. 
Historia-Foto GmbH. Berlin 1931. 217 Seiten. Preis: 2,50 RM. 


Ein mit „bürgerlicher Objektivität“ geschriebenes wissenschaftliches 
Werk und ein werbendes Buch über die Arbeitsbedingungen in Sowjet- 
rußland. 

Das erste, von Zagorsky, früherer Professor der Staatswissenschaften 
in u) 1917 Leiter der Gesetzesabteilung im Arbeitsministerium der 
vorläufigen Regierung, zuletzt Leiter der russischen Abteilung des Inter- 
nationalen Arbeitsamtes in Genf, behandelt die Entwicklung der sow jetrussi- 
schen Lohn- und Wirtschaftspolitik in den Jahren 1922 bis 1928/29. Die Arbeit 
ist ausschlieflich auf Grund amtlichen russischen Materials zusammengestellt 
(Gesetzestexte, Zeitschriften, Zeitungen), die Darstellung erfolgt mit be- 
merkenswerter Objektivität. Zur kritischen Beleuchtung werden die Kon- 
grefiverhandlungen sowie die in der sowjetrussischen Presse zo zahlreichen 
öffentlichen Diskussionen und Kritiken herangezogen. Z. gibt eine eingehende 
Darstellung der Behörden zur Regelung der Arbeitsbedingungen (Regierungs- 
organe und Gewerkschaften), der Arbeitsordnungen und der Maßnahmen zur 
Durchführung der Arbeitszucht, Form und Dauer des Arbeitsvertrages, Politik 
und Geltungsbereich der Kollektivverträge usw. Ferner die Bestimmungen 
über die gesetzlichen Mindestlöhne, die Entwicklung der Lohntarife usw. 
Besonderes Interesse dürften die Kapitel beanspruchen, die die Spannung 
zwischen den Löhpven für gelernte und ungelernte Arbeiter, zwischen Akkord- 
und Stücklöhnen sowie die Rückwirkungen dieser Verhältnisse auf die Pro- 
duktivität zeigen. Ferner ist das Bestreben der Angleichung der Löhne ın 
den verschiedenen Industriezweigen sowie einer stärkeren Zentralisierung 
ihrer Regelung zur Hebung ihrer Planmäfigkeit gekennzeichnet. Zum Schluß 
folgt eine Reihe von Tabellen über die Entwicklung der Löhne seit 1923, der 


116 


Lebensindexziffern usw., die auch einen Vergleich mit den Vorkriegszustän- 
den ermöglichen. Das Buch dürfte für wissenschaftliche Arbeiten bei Un- 
kenntnis der russischen Sprache als zuverlässiges Quellenwerk zu be- 
zeichnen sein. 

Die Arbeitsbedingungen in Sowjetrußland wurden in letzter Zeit im 
Zusammenhang mit dem Dumping-Problem Gegenstand heftiger Diskus- 
sionen. Der ee wurde von seiten kapitalistischer Staaten der 
Vorwurf gemacht, die Preise auf dem Weltmarkt auf Grund besonders 
niedriger Arbeitslöhne zu unterbieten. Gegenüber der Holzbeschaffungs- 
industrie wurde sogar der Vorwurf der Zwangsarbeit gemacht. Dieser im 
Ausland verbreiteten Ansicht entgegenzutreten, ist Zweck des zweiten Buches 
„Rote Arbeit“. 

Es bringt Beiträge bekannter Kommunisten, die die Lage des russischen 
Arbeiters im Vergleich zu derjenigen in Deutschland, den Vereinigten Staaten 
und des zaristischen Ruflands darstellen. Außer einigen Aufsätzen mit 
statistischem Material bringt das Buch Interviews mit Augenzeugen der Zu- 
stände in den betreffenden Gebieten, Auszüge aus einem Kollektivvertrag der 
Holzarbeiter, Auseinandersetzungen mit den die Zwangsarbeit dokumen- 
tierenden Aussagen usw. Das Buch ist flüssig und leicht geschrieben, mit 
einigen zum Teil charakteristischen Abbildungen, kurzen lebendigen Skizzen 
aus dem Arbeiterleben. Das Grundmotiv des Buches ist das neue Arbeits- 
Ethos in Sowjetrußland. Es bringt auch Ausschnitte einer neuen Literatur- 
Gattung: der Literatur der „Stofßbrigadäre“, der Vorarbeiter und Schritt- 
macher des Sozialismus. Damit berührt es ein Kernproblem der Sowjet- 
wirtschaft, deren künftige Entwicklung davon abhängt, inwieweit es gelingen 
wird, die von ihr ausgeschalteten Kräfte des persönlichen Erwerbsstrebens 
und der freien Initiative umzubiegen und positiv in den Aufbau des neuen 
Staates einzugliedern. Dies wird in Sowjetrufland durch die Heranziehung 
‚ jedes Proletariers zur bewußten Mitarbeit am Staats- und Wirtschaftsaufbau 

als Mitglied der herrschenden Klasse erreicht. Der Glaube des „begeisterten 
Arbeiters“ an diese seine Aufgabe ist daher ein sehr realer Faktor des 
sozialistischen Aufbaus. H. 


Revolutionsmemoiren. 


A.Schapowalow: Aufdem Wege zum Marxis- 
nus. Erinnerungen eines Arbeiterrevolutionars. Berlin (1930). 
Mopr-Verlag. 337 S. Preis: 5,50 RM. 

W. H. Braun: Unter Zarenherrschaft und 
Sowjetstern. Graz 1930. Verlag Rud. Köstenberger. 325 S. 
Preis: 4,80 RM. 


Zwei erfolgreiche Memoirenwerke (das eine in 3. Auflage in Rußland, 
das andere bereits in 5. deutscher Auflage erschienen), beide von Arbeitern 
geschrieben — und doch wie verschieden! Der Unterschied besteht nicht nur 
in der Nationalität der Verfasser — ein Deutscher und ein Russe, — auch 
nicht in den verschiedenen Zeitaltern, welche die Memoiren umfassen, son- 
dern in der grundverschiedenen Einstellung zum Thema. — W. H. Braun 
kommt in die russische Gefangenschaft, wird durch Südrufßland hin und her 

eschleift, kann während der deutschen Okkupation im Jahre 1918 zurück- 
fördert werden, zieht es aber vor, in Rußland zu bleiben und arbeitet an 
dem Rücktransport der deutschen Kriegs- und Zivilgefangenen aus Sibirien 
tatkräftig mit. Er schildert das Kriegsrußland, das Innere des Landes, dessen 
Leben trotz der Ereignisse in den gewohnten Bahnen weiterlief, dann den 
großen Ruck von 1917, dies alles oft unterbrochen durch historische Rück- 
blicke, die nicht ohne Pathos vorgetragen werden. Man fühlt seine Freude, 
Augenzeuge großer geschichtliher Ereignisse gewesen zu sein: er ist auch 
Mitglied der Kommunistischen Partei geworden, aber man hat stets den Ein- 
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druck, als sei seine Parteizugehörigkeit nicht erkämpft, sondern mehr den 
äußeren Umständen, auch seiner proletarischen Herkunft zu verdanken. Als 
Mensch interessiert uns der Verfasser nicht, sein flott — trotz der sichtlichen 
Ungeübtheit — geschriebenes Buch kann aber denjenigen, die Rußland wenig 
kennen und vornehmlih über das trostlose Leben der dort internierten 
deutschen Kriegsgefangenen Näheres erfahren wollen, empfohlen werden. 


Ganz anders sind die Memoiren von A.Schapowalow. Diese setzen 
beim Leser eine gewisse Vertrautheit mit den russischen Verhältnissen, ins- 
besondere mit der Geschichte der russischen revolutionären Bewegung voraus. 
Der Verfasser zeigt hier den Weg, auf dem er sich auf der Suche nah Wahr- 
heit von den religiösen Zirkeln unter der Leitung der Geistlichen über die 
Terrorgruppen zum revolutionären Marxismus durchgerungen hat. Jeden 
Entshluß hat er hart erkämpfen müssen. Die große innere Ehrlichkeit 

egenüber der Außenwelt sowie gegenüber sich selbst, die vollkommene 
Seibstverständlichkeit, mit der er nach zwölfstündigem Arbeitstag die schlaf- 
losen Nächte, ausgefüllt mit revolutionärer Arbeit, die mit der Agitation 
verbundenen Gefahren, die lange Gefängnishaft, endlih die Verbannung 
nach Sibirien hinnimmt, die Achtung vor der Bildung, ja vor dem Gedructen 
iiberhaupt, die große Menschlichkeit — stellen ihn als einen charakteristischen 
Vertreter der alten Revolutionsgarde vor uns hin. Sein unerschütterlicher 
fanatischer Glaube an das einmal für richtig befundene Dogma, an die Lehre 
von Marx, die ihm „die Erklärung für den Sinn des Lebens gegeben hat“, 
verbindet ihn dagegen mit der jetzigen russischen revolutionären Generation: 
der junge Schapowalow, der in der sibirischen Einsamkeit den Worten des 
dorthin ebenfalls verbannten Lenin lauschte, daß „der Marxismus alles auf 
den Ergebnissen der Wissenschaft aufbaue, daß der Marxismus selber eine 
Wissenschaft sei, die die Arbeiter lehre, gegen die Bourgeoisie zu kämpfen, 
-daß es kein Hindernis für die allmächtige menschliche Vernunft, also kein 
Hindernis für die Arbeiterklasse und die Menschheit gebe“ und der „in der 
Ferne die Bilder der großen Zukunft der Menschheit zu sehen glaubte“, ist 
derselbe junge Komsomolez, der heute trotz aller Entbehrungen an der Ver- 
wirklichung des großen Planes, der Rußland von den jetzigen Nöten erlösen 
soll, mit Opferfreudigkeit arbeitet. — Es ist nur zu bedauern, daß in der 
sonst guten deutschen Übersetzung des Buches die ermüdenden Wieder- 
holungen und die für den deutschen Leser vollkommen überflüssigen Einzel- 
heiten nicht gestrichen worden sind. ö 


Agrarfragen. 


Dr. Th. Professor A. Tschajanow: „Dieoptimalen 
Betriebsgrößen in der Landwirtschaft, mit einer 
Studie über die Messung des Nutzeffektes von 
Rationalisierungen der Betriebsfläche.“ Autori- 
sierte Übertragung aus dem Russischen von Friedrich Schlömer. 
Verlag Paul Parey. 1931. 98 Seiten mit 32 Textabbildungen. 
Preis: brosch. 8,50 RM. 


Agrar-Probleme, en vom Internationalen 
Agrar-Institut in Moskau. 3. Band, Heft 1/2. München 1930. 
Verlag Duncker & Humblot. 286 S. Preis 12,— RM. 


Professor Tschajanow, der bekannte russische Agrartheoretiker und 
Betriebswirtschaftler, stellt sich in der vorliegenden Arbeit die Aufgabe, der 
Feststellung derjenigen Größe landwirtschaftlicher Betriebe näherzukommen, 
die unter sonst gleichen Bedingungen die geringsten Produktionskosten für 
die Einheit des Erzeugnisses ergibt. Ohne Zweifel, diese Problemstellung ist 
nicht nur für die Sowjetunion als Land, in dem der Versuch zur Durch- 
führung einer beschleunigten Industrialisierung und Rationalisierung der 
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Landwirtschaft gemacht wird, von allergrößter, ja sogar ausschlaggebender 
Bedeutung, sondern auch für Deutschland, insbesondere im Zusammenhang 
mit der kräftig auflebenden Siedlerbewegung. Das klingt eigentlich paradox, 
denn Siedler und Landnehmer haben traditionellerweise mit den ihnen zu- 
Ben Landstücken, also mit einer ganz bestimmten Größe zu rechnen.‘ 
fenn aber — und das erscheint uns heute durchaus im Bereich der Mög- 
lichkeit zu liegen — der Druck der unter günstigeren Bedingungen produ- 
zierenden Weltmarktlieferanten landwirtschaftliher Erzeugnisse die deutsche 
Landwirtschaft zu einer im Vergleich mit dem Hergebrachten wirksameren 
Produktionsrationalisierung zwingt, kann sehr leicht der Fall eintreten, daß 
die Feldraine zu einer reinen Angelegenheit des Grundbuches werden, zu 
einem Faktor, mit dem die aus der Not des Volkes geborene Produktions- 
organisation nicht mehr zu rechnen hat. Gerade vom Gesichtspunkt dieser so 
weittragenden Möglichkeit kommt der Arbeit Professor Tschajanows sehr 
große Bedeutung zu. Vieles wird man in die deutsche Praxis übersetzen 
müssen, denn der Verfasser hat seine Erfahrungen in Rußland gesammelt. 
Nichtsdestoweniger aber sind seine Studien zur Feststellung der optimalen 
Betriebsgrößen der Landwirtschaft trotz ihres häufig recht abstrakten Charak- 
ters ein so wichtiger Beitrag zur Lösung dieses Problems, daf an ihnen nicht 
vorübergegangen werden kann. 


Im Doppelheft (1 und 2) der ,Agrarprobleme*” des Internationalen 
Agrar-Instituts in Moskau befindet sich an leitender Stelle eine kritische 
Studie von L. Rosowsky über „Rodbertus als Theoretiker der Grundrente“. 
Der Verfasser sucht hier den Nachweis zu führen, daß Rodbertus trotz 
seines Kampfes gegen die Begrenztheit Ricardos ihr dennoch zum Opfer ge- 
fallen ist. Man wird zugeben, daß diese Feststellung auf dem so ungeheuer 
umstrittenen Gebiete der Grundrente nicht so originell ist, als daf ihr etwa 
eine neue, bisher ungeahnte Rolle in der Analyse dieses Komplexes einge- 
räumt werden müßte. Die wenigen und unbedeutenden Srieimellen Gesichts- 
punkte in der Arbeit Rosowskys können den feststehenden dogmengesdhicht- 
lihen Wert der Rodbertusschen Theorie weder steigern, noch verringern. 


Einen weiteren Beitrag lieferte F. W. Kusnezow mit seiner Arbeit über 
die „Neonarodniki und ihre Theorie“. Der Verfasser hat sich damit das Ver- 
dienst erworben, diese im Jahre 1911 konstituierte Bewegung und ihre 
Theorie in kritischer Weise darzustellen. Interessant ist hier der Umstand. 
daß die Neonarodniki nach ihm die Widersprüche des Kapitalismus nicht an- 
erkannt und sich demzufolge bei der Beurteilung von Groß- und Klein- 
peocustion in der Landwirtschaft sowie der Möglichkeit einer nichtkapita- 
ıstischen Entwicklung der nach ihnen den allgemeinen volkswirtschaftlichen 
ea nicht unterworfenen Bauernschaft schiefer Voraussetzungen bedient 
atten. 

Einen wissenschaftlich durchaus uninteressanten Beitrag liefert P. Saw- 
tshuk mit seiner „Landwirtschaft der UdSSR auf dem Wege der sozialisti- 
schen Rekonstruktion“. An den unerhörten Schwierigkeiten dieses Prozesses 
geht er — optimistisch oder gedankenlos? — vorüber, nennt Zahlen und er- 
klärt. was man aus ihnen ersieht, berichtet vom „spezifischen Gewicht“ des 
sozialistischen „Sektors“ der Landwirtschaft und hält sich im übrigen völlig 
im Rahmen jener propagandistisch aufgezogenen Erfolgsartikel, wie man sıe 
ns genug in der sowjetischen Presse als Stundenprodukt der Journalisten 
ndet. 

In seiner „Konjunktur und Landwirtschaft“ überschriebenen Unter- 
suchung versucht R. M. Drushinin am Weizen die Abhängigkeit der Kon- 
junktur landwirtschaftlicher Erzeugnisse von den zyklischen Veränderungen 
des Handels und der Industrie nachzuweisen. 

Eine nachdenkliche Arbeit über „Die wachsende Bedeutung des Finanz- 
kapitals und des Industrialisierungsprozesses in der deutschen Landwirt- 
schaft” aus der Feder von M. Kemper zeigt mit erschireckender Klarheit jene 
katastrophale soziale Entwicklung, die das deutsche Bauerntum in der Gegen- 
wart durchzumachen gezwungen ist. Der Finger wird an eine wahrhaft 
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schmerzhafte Wunde gelegt, das steht außer jedem Zweifel. Es ist erfreulich, 
zu sehen, wie genau — allerdings mitunter recht einseitig — der Verlasser 
die Wurzel des Ubels zu finden weiß. Noch erfreulicher aber wäre es, diesen 
feinen Spürsinn in Zukunft auch bei Autoren festzustellen, die über sow- 
jetische Landwirtschaftsfragen (siehe P. Sawtschuk oben) schreiben. So aber 
bleibt die Objektivität nur einseitig. 

Sclieflih bringen die „Agrarprobleme“ noch Artikel von S. Timow 
über „Die Entwicklung des Kapitalismus in der bulgarischen Landwirtschaft”, 
A. Muhardji über „Die Revolution in Indien“ und A. Schami über „Die 
Agrarkrise in Ägypten“. 

Die „Rundschau“, die im Doppelheft einen nicht geringen Raum ein- 
nimmt, ist eine Angelegenheit, die denjenigen, der ein wissenschaftliches 
Organ in den Händen zu haben glaubt, aufs höchste in Erstaunen versetzen 
muß. So beispielsweise der Bericht über die Tagung der werktätigen Bauern 
in Berlin vom 27. bis 29. März d. J. Wenn dieser Bericht sachlich wäre und 
sich mit der Darstellung der Arbeit dieser Konferenz begnügen würde, wäre 
nichts einzuwenden. Aber so, — jedes Mittel ist eben recht, um Propaganda 
zu treiben. Das trifft auch für den Rundschauartikel ,.Zerstérte Illusionen“ 
zu, — ein Artikel, in dem man absolut ‚ohne jeden Anklang an Wissenschaft- 
lichkeit den Nachweis zu führen versucht, daß die Agrarreform der baltischen 
Staaten nicht das gewünschte Bollwerk für Westeuropa gegen den Bolsche- 
wismus zu schaffen vermochten. 

Und so ist festzustellen — manches ist interessant und wertvoll. Aber 
auch sehr viel hindernden und mifitrauenerweckenden Ballast bringt das be- 
sprochene Doppelheft „Agrarprobleme“. Wenn wissenschaftliche Arbeit mit 
offener negativer Propaganda verquickt wird, dann spricht sich das Organ, 
in dem es geschieht, selbst das Urteil. Das wäre immerhin ein Moment, das 
das Internationale Agrar-Institut in Moskau nicht iibersehen diirfte. 


Polen in Deutschland. 


R. Schatton: Die Finanzpolitik der polni- 
schen Minderheit in Deutschland. Berlin 1931. 
Verlag Georg Stilke. 112 S. Preis: 2,50 RM. 


Dr. jur. P. Fischer: Das RechtundderSchutz 
der polnischen Minderheit in Oberschlesien. 
Berlin 1931. Verlag Reimar Hobbing. 84 S. Preis: 2,40 RM. 


In der deutschen breiten Volksschicht wird der Expansionsgefahr pol- 
nischer Minderheiten wenig Bedeutung beigemessen. Man glaubt im allge- 
meinen, durch die Abtretungen der Gebiete mit teilweise gemischter Bevöl- 
kerung von einer polnischen Minderheitsfrage erlöst zu sein, zumindest 
ist man geneigt, die Frage der polnischen Minderheit als eine nebensächliche, 
nicht ins Gewicht fallende Angelegenheit zu betrachten. Der junge polnische 
Staat hat es nach der Konsolidierung der politischen inneren Verhältnisse 
fertiggebracht, ein starkes Nationalgefühl bei seinen Einwohnern zu er- 
wecken, das sich über die Parteien erhebend auch seine Spürarme nach dem 
Ausland ausstreckt und den Polen im Ausland das Rückgrat stärkt. 


Schatton gibt uns in seinem Buch „Die Finanzpolitik der polnischen 
Minderheit in Deutschland“ ein anschauliches Bild, wie man praktische Politik 
treibt, hat man es doch verstanden, 1919 in Paris den „polnischen“ Charakter 
der abgetretenen Gebiete zu beweisen. Die führenden politischen Köpfe der 
polnischen Minderheit sind gleichzeitig die Organisatoren des wirtschaftlichen 
Zusammenschlusses. Die Spitzenorganisation der polnischen Minderheit ist 
der „Bund der Polen in Deutschland“ mit dem Sitz in Berlin und seinen fünf 
Landesverbänden. Namen wie Graf Sierakowski, Pfarrer Dr. Domanski. 
Baczewski u. a. findet man gleichzeitig an der Spitze des politishen und 
wirtschaftlidien Zusammenschlusses. 
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Wirtschaftlich hat sich die polnische Minderheit zusammengeschlossen 
in Genossenschaften, die wie ein Festungsgürtel die Ostgrenzen umgeben. 
Die wirtschaftlichen Institute der polnischen Minderheit sollen auch Teile 
der deutschen Bevölkerung, wie z. B. in Oberschlesien, die den national- 
polnischen Bestrebungen fernstehen, gewinnen. 

Die objektive Behandlung der aufgeworfenen Fragen zeugen von großer 
Sachkenntnis des Verfassers, de sich nur auf polnische Quellen stützt. Die 
geschlossene Darstellung der Entwicklung des polnischen Genossenschafts- 
wesens in Deutschland bildet eine willkommene Ergänzung der Literatur 
über die polnische Minderheit. 

Die rechtlichen Grundlagen des polnischen Gemeinwesens in Deutschland 
behandelt der Vizepräsident des Oberpräsidiums in Oppeln. Dr. jur. 
Fischer in seinem Buch „Das Recht und der Schutz der polnischen Minder- 
heit in Oberschlesien“. 

Dem Verfasser steht ein reiches Tatsachenmaterial zur Verfügung. Sein 
Ziel war, durch Aufzeichnung möglichst aller erheblichen Tatsachen ein Bild 
über den Schutz der polnischen Minderheit zu geben, der durch das Genfer 
Abkommen gewährleistet ist. Der Verfasser behandelt eine Reihe der 
Artikel des Genfer Abkommens und geht auch auf eine Reihe der Beschwer- 
des Polenbundes ein, die den deutschen Behörden die Nichteinhaltung des 
Genfer Abkommens zum Vorwurf machen. Unter anderem behandelt der 
Verfasser auch die Störung einer polnischen Theateraufführung in Oppeln, 
die seinerzeit viel Staub aufgewirbelt hat. Allen denjenigen. die die recht- 
lihen Grundlagen des polnischen Gemeinwesens studieren wollen, sei dieses 
kleine Buch als Nachschlagewerk empfohlen. 


Danzig und der Korridor. 


Die Korridorgefahr. Das Problem des deutschen 
Ostens, der europäischen Verständigung, des Weltfriedens. 
München 1930. Verlag der Süddeutschen Monatshefte. 36 S. 

Fort mit dem Weichselkorridor. Englische, 
amerikanische. französische, holländische, italienische, finnische 
und dänische Stimmen über: Unrecht und Kriegsgefahr des .,Kor- 
ridors“. Zusammengestellt von H. Dombrowski Marienwerder 
1950. 31 S. Preis: 0,60 RM. 

Karl Hämmerle: Danzig und die deutsche Na- 
ey Berlin 1931. Verlag Reimar Hobbing. 90 S. Preis: Gzl. 
Í ; 

Landsberg: DieFreieStadt Danzig. Danzig 1931. 
Verlag A. W. Kafemann. 25 S. 

Sammlung der Dokumente zum Rechtsstreit Danzig- 
Gdingen. Rechtsgutachten der vom Generalsekretär des 
Völkerbundes auf Ersuchen des Hohen Kommissars des Völker- 
bundes in Danzig benannten Sachverständigen. Danzig 1931. 
Druck von Burau. 138 S. 

Kurt Peiser: Danzig und Gdingen. Vortrag. 
Danzig 1931. Verlag A. W. Kafemann. 19 5S. 


In einer Broshüre eines anonymen Autors „Die Korridor- 
gefahr" ist das Problem des deutschen Ostens, der europäischen Verständi- 
gung und damit des Weltfriedens in scharf umrissenen Zügen dargelegt. 
Ausgehend davon, daß die Sendung des Deutschtums im Osten und nicht im 
Westen liegt. unterstreicht der Verfasser die Notwendigkeit für das Deutsche 
Reich und seine Politik, durch den Willen zu unbedinztem Festhalten am 
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Osten die Voraussetzungen für eine Rückgewinnung des „Korridors” zu 
schaffen. Der stärkere Wille wird siegen, schreibt der Verfasser, er fordert 
diesen Willen für einen „wahrhaft riesenhaften geistigen Kampf um den 
Osten“ von einem jeden Deutschen, sobald eine klare Zielsetzung der deut- 
schen Ostpolitik vorliegt. 

Eine andere Broschüre „Fort mit dem Weichselkorridor!“ enthält eine 
von H. Dombrowski, Marienwerder, zusammengestellte Sammlung von 
englischen, amerikanischen, französischen, holländischen, italienischen, finni- 
schen und dänischen Stimmen über das Unrecht des „Korridors“ und seine 
Kriegsgefahr. Die Schrift läßt erkennen, daß auch im Auslande das Bewußt- 
sein des Widersinns des „Korridors“ im Wachsen ist. 

In engstem Zusammenhang mit dem Schicksal des „Korridors“ steht das- 
jenige Danzigs, der Freien Stadt, von der ein französischer Journalist ge- 
legentlich erklärt hatte, sie sei „une ville enchaînée". An erster Stelle unter 
den neu erschienenen Schriften über die Freie Stadt Danzig steht eine von 
der Deutshen Akademie mit dem ersten Preis gekrönte Arbeit von Dr. 
K. Hämmerle „Danzig und die deutsche Nation“, eine Schrift, 
der der Verlag von Reimar Hobbing in Berlin eine besonders würdige Aus- 
stattung gegeben hat. Der Verfasser hat nach gründlichem Quellenstudium 
in außerordentlich flüssiger Darstellung nach großen Gesichtspunkten ein Bild 
Danzigs entworfen, dem deutsche Geschichte und deutscher Geist das Fun- 
dament gegeben haben, das seit einem Jahrzehnt die bitterschwere Be- 
lastungsprobe des Abgetrenntseins vom Deutschen Reich auszuhalten hat. 
Seines Textes und seiner Bilder wegen ist es das Buch wert, zur Hand ge- 
nommen zu werden. 

Mit welchen Schwierigkeiten politischen und wirtschaftlichen Charakters 
die Freie Stadt Danzig in der Gegenwart zu kämpfen hat, zeigt in knappen, 
aber sehr instruktiven Ausführungen eine kurze Schrift von Bürgermeister 
a. D. Prof. Dr. Landsberg- Magdeburg „Die Freie Stadt Danzig“. Der 
Verfasser zeigt, wie groß im Laufe weniger Jahre die Reibungsflachen zwi- 
schen Danzig und Polen geworden sind. | 

Einem der bedeutsamsten Danzig-polnischen Streitfalle, dem Rechts- 
streit Danzig-Gdingen, ist ein weiterer Band der „Sammlung der Do- 
kumente zum Rechtsstreit Danzig-Gdingen" gewidmet, der 
das Rechtsgutachten der vom Völkerbund ernannten juristischen Sachverstän- 
digen enthält. Bekanntlich hat sich die Mehrheit des Sachverständigen-Äus- 
schusses dahin entschieden, daß Polen zur vollen Ausnutzung des Danziger 
Hafens gemäft der Entscheidung des Hohen Kommissars des Völkerbundes 
vom 15. August 1921 verpflichtet ist. 

Dasselbe Problem behandelt eine weitere Broshüre von Dr. Kurt 
Peiser: „Danzig und Gdingen.“ In seinen prägnanten, mit zahlreichem 
statistischem Material unterstützten Ausführungen weist der Verfasser nadı, 
daß die Schaffung des Gdinger Hafens einen außerordentlichen Abbruch der 
Danziger Hafentätigkeit tut. Anschaulich wird in der interessanten Schrift 
dargelegt, daß, nachdem — parallel mit der Aufwärtsentwicklung des Güter- 
umschlags — ein entsprechender Ausbau des Danziger Hafens erfolgte, für 
das Bestehen eines zweiten Hafens innerhalb des Danzig-polnischen Zoll- 
gebiets eine wirtschaftliche Notwendigkeit nicht besteht, daß vielmehr die 
maneu des Gdinger Hafens lediglich auf politische Motive zurückzu- 
ühren sel. ` — e — 


Notizen. 


Hegel in Rußland. 


Hegel hat nicht nur mehr als alle anderen Denker. sondern auch tiefer- 
greifend das gesamte russische Denken beeinflußt, sowohl ım sympathischen 
wie antipathischen Sinne, sowohl direkt durch seine eigene Lehre wie indirekt 
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durch die aus ihm hervorgegangenen Schulen. So können innerhalb der all- 
gemeinen Strömungen des russischen Geistes Slavophile wie Westler (Be- 
linsk1j), positivistinche Materialisten (CernySevskij) wie positivistische ldealisten 
(Lavrov) sich irgendwie auf Hegel berufen oder mit ihm auseinandersetzen, 
selbstredend auch die russischen Marxisten (Plechanov) mit ihren spätesten 
Ausläufern, den Bolschewisten (Lenin u. a.). In noch höherem Mafe gilt diese 
Abhängigkeit von Hegel fiir die russische Philosophie in engerem und schul- 
mäßigerem Sinne. Hier sind unter den Denkern der Vergangenheit P. Bakunin 
(der Bruder des beriihmten Anarchisten), B. Ciéerin, dessen ,,Philosophische 
Forshungen“ auch ins Deutsche übersetzt sind, N. Debol’skij, der schon der 
modernen Phänomenologie nahe steht, und der Nietzsche verwandte V. Ro- 
zanov zu nennen. Und auch hier verraten Gegner des Hegelianismus wie 
Vladimir Solovev und Lopatin Spuren seines Einflusses. 

Von den philosophischen Strömungen der Gegenwart sind gleichfalls 
einige an sich antihegelianische Köpfe wie Florenskij, Bulgakov, Karsavin 
ohne Hegel nicht zu denken. Positiver ist dies Abhängigkeitsverhältnis bei 
dem von Losskij inaugurierten Intuitionismus, namentlich bei seinen Ver- 
tretern Jakovenko (dem Pluralisten), Il’in (dem stark religiös gefärbten Ver- 
treter konkreter Spekulation), Hessen, dessen historisch-dialektisches np 
der orthodoxen Hegelshen Schule am nächsten zu stehen scheint, endli 
Weidemann, der einen intuitiv-dialektischen Idealismus erstrebt. Weitere 
Gegenwartsdenker, die mit Hegel in Verbindung stehen, sind der phänomeno- 
logisch-dialektische Symbolist Losev und der Theoretiker des „reinen Wissens“ 
Sesemann. Eine instruktive Bibliographie von Arbeiten aus russischer Feder, 
die ganz oder teilweise sich mit Hegel befassen, auch in nichtrussischer 
Sprache, beschließt den kurzen Aufsatz. Hier findet sich auch der Name 
Cyzevskyj, der im Text merkwürdigerweise fehlt. L. S—n. 

(Entnommen dem Artikel von Boris Jakowenko aus der Zeitschrift „Der 
russische Gedanke“, II. Jahrg. 1931, II. Heft, Bonn, Fr. Cohen.) 


Ein deutscher Gelehrter in der Sowjetunion. 


Der Professor der Hamburger Universität, Heinz Zeif, in wissen- 
schaftlichen Kreisen bekannt durch zahlreiche Arbeiten aus seinem eigent- 
lichen Fachgebiet, der Bakteriologie, aber auch der Geschichte der Medizin 
und aus dem Gebiet der jungen medizinischen Geographie, konnte dieser 
Tage auf eine ununterbrochene zehnjährige Arbeit im Rätebund zurück- 
bliken. Der deutsche Geschaftstrager in Moskau, Botschaftsrat von Twar- 
dowski, feierte den Gelehrten als unermüdlichen Förderer deutsch-russischer 
kultureller Beziehungen und „kulturellen Botschafter“. Professor Zei kam 
1921 mit der deutschen Roten-Kreuz-Expedition zur Hilfeleistung in das 
hungernde Rufland und trat später in die Dienste des Gesundheitskommis- 
sariats. Lange Jahre war er Leiter des Moskauer Pasteur-Instituts und er- 
warb sich eine genaue Kenntnis der russischen Verhältnisse. Für die deut- 
schen Interessen hat er sich immer wieder in selbstloser Weise eingesetzt. 
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Die Verwaltung in Sowjetrußland 
und ihre Probleme. 
Von Otto Hoetzsch. 


Vorbemerkung: Uber dieses Thema habe ich am 26. Oktober den 
Vortrag bei Eröffnung des 12. Lehrjahres der Verwaltungsakademie 
in Berlin gehalten Ich bringe hier nur den Hauptteil, möglichst kurz, be- 
sonders um mit dieser Skizze auf die Wichtigkeit der russischen Verwal- 
tungsprobleme zur Beurteilung des Fünfjahrplans und auf die Notwendig- 
keit hinzuweisen, auch die Verwaltungsfragen der Sowjetunion zu studieren, 
wobei ich mit besonderem Dank die Arbeiten von Leo Zaitzew nenne. Für 
jede Berichtigung und Ergänzung wäre ich angesichts der schwer faflbaren 
und sich fortgesetzt verändernden Materie sehr dankbar. 


I. 


Keines Wortes bedarf es, ein wie stark verwaltungsmäßiges 
Gesicht die gewaltigen Fragen des Staatssozialismus oder des 
Staatskapitalismus oder der Staatsplanwirtschaft in der Sowjet- 
union tragen, wie wichtig die Frage ist: in welcher Weise werden 
die darin liegenden Aufgaben, die ganz in erster Linie verwal- 
tungsorganisatorischer Art sind, angefaft und gemeistert? In der 
Flut von Büchern, die wir fortgesetzt über Rußland erhalten, 
wird schon der Staat Rußland eigentlich immer als selbstver- 
ständlich angenommen, die Verwaltung aber wird kaum je syste- 
matisch und zusammenfassend behandelt. Sehr wenige stellen 
sich überhaupt die naheliegende Frage, wie dieses sozialistische 
Gemeinwesen administrativ organisiert sei und wie in ihm die 
Verwaltung arbeite. 

Das Material darüber ist zwar sehr verstreut, aber umfassend 
genug. Es gibt ein „Institut Sowjetskogo Stroiteljstwa“ bei der 

ommunistishen Akademie zum systematischen Studium dieser 
Frage. Es gibt eine Zeitschrift „Sowjetskoje Stroiteljstwo“, als 
Zeitschrift des ZIK für die laufenden Probleme des Verwaltungs- 
rechts. Es besteht auch die Hoffnung, daß die gewaltige Masse 
an Material, die heute für das Sowjetrecht schon vorliegt, 
in Deutschland konzentriert zum Studium bereitgestellt werden 
kann. Die Schwierigkeit ist weniger das Material, ist auch 
weniger der riesige Raum und die riesigen Aufgaben, mit denen 
die Verwaltung Sowjetruflands zu tun hat, als die Tatsache auch 
hier, daß allesin Flußist, fortwährend umorganisiert wird, 
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ein mühsam gewonnenes Bild über die Verwaltungseinteilung 
z. B. im Umsehen schon wieder anders geworden ist. Und bei 
den unausgesetzten Reden darüber und dem Herumdoktern daran 
ist natürlich sehr schwer zu unterscheiden, was davon bleibend 
ist und was Seifenblase, was Leistung und Wirkung der Verwal- 
tung und was nur Klappern einer Konferenz und Rascheln des 
Aktenpapiers. 


Die folgende Skizze sucht die Linien so bestimmt wie mög- 
lich zu ziehen und muß sie daher auch schärfer ziehen, als dem 
schnell wechselnden Zustande entspricht. Sie muff das Bild aud 
sehr vereinfachen, läßt im besonderen die ganze städtische Ver- 
waltung aus. Sie setzt auch eine Vorstellung von der Ver- 
waltung im alten Rußland, namentlich von der Ein- 
teilung in Gouvernement, Kreis und Wolost (politische Land- 
gemeinde oder Amtsgemeinde oder auch Amtsbezirk) voraus und 
erinnert nur daran, daß das kleinste Gouvernement des Vor- 
kriegsrußlands im europäischen Teile 31 000 qkm groß war, der 
kleinste Kreis 1600 qkm und die Wolost, die ja mehrere Dort- 
gemeinden umfaftte, etwa 5000—6000 Einwohner regierte. Sie er- 
innert weiter daran, da das Gouvernement ungefähr einer 
preußischen Provinz und der Kreis einem preußischen Regie- 
er entsprach und daf der Kreisverwaltung das preu- 
Rische Verwaltungsorgan des Landrates vollständig fehlte, welcher 
Kreis ausschließlich Polizeibezirk war. Da Stolypins Reformver- 
such auf eine russischeGouvernements-, Kreis- und Wolostordnung 
einschließlich eines russischen Landrats (Deklaration vom 19. März 
1907) vollständig scheiterte, ging Rußland in den Krieg mit diesem 
ungeheuer weitmaschigen System herein. in dem eigentlich alle 
staatlichen Verwaltungsmaßnahmen im Gouverneur zusammen- 
liefen, der seinerseits wieder Organ des Ministers des Innern war. 


Die anderen Seiten der russischen Verwaltung (mechanisce 
Ordnung, übermäßige Kontrolle, vor allem Korruption) sind 
aus zahllosen Schilderungen der schönen Literatur bekannt ge- 
nug. An die Selbstverwaltungsorgane Vorkriegsruflands braucht 
hier nicht erinnert zu werden, weil diese ja ganz (Adelsverfas- 
sung, Semstwoordnung, Städteordnung) beseitigt sind, oder ge- 
wissermaßen im Urzustand (Obschtschina) in das neue Rußland 
übergingen. Aber wer die Verwaltung Sowjetrußlands studieren 
will, wird sich immer das Bild der Vorkriegsstaatsverwaltung 
in allen seinen Zügen vor Augen halten müssen. 


II. 


Die Revolution stürzte die Gouverneure und führte zunächst 
zu einer anarchischen Selbstverwaltung, in die die Kommissare 
der Regierung zuerst nur gelegentlich einzugreifen vermochten. 
Als die unendliche Auflösung des Staates wieder überwunden 
war, legte die Verfassung vom 6. Juli 1923 den Rahmen 
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um ein Gemeinwesen, das den alten Bestand, wie bekannt, nur 
ne des Randstaatengiirtels, wieder zu sammeln vermocht 
atte. | 

Aus dem Verfassungsgebiete ist nur an das folgende zu er- 
innern: die Sowjetunion ist ein Bundesstaat, bestehend aus 
den sieben Bundesrepubliken. Von ihnen ist Tadshikistan die 
jüngste (über die Motive ihrer Begründung siehe G. Cleinow. 
„Osteuropa“, V. Jahrgang, S. 116 E). Die größte der Republiken 
ist die RSFSR, die ihrerseits eine ganze Anzahl von autonomen 
Räterepubliken und autonomen Gebieten zusammenfaßt. Sie 
enthält 1934 von 21% Millionen Quadratkilometer des Gesamt- 
reiches und 24 von ihm nach der Einwohnerzahl. Ihr Gewicht 
ist so überwältigend und dies besonders, als sie ja auch mit 
Ural und ganz Sibirien einen gewaltigen Teil der Bodenschätze 
umfaßt. Die asiatische Politik Ruflands sowohl nach innen, mit 
den Etappen der Erschließung Sibiriens, und nach außen, den 
Ausstrahlungen nach den übrigen Teilen von Asien, gehört somit 
fast ganz in das Gebiet der RSFSR. Auch der weitaus größte 
Teil der Nationalitätenfrage fällt in das Gebiet des 
größten Bundesstaates der Sowjetunion. 

Im übrigen ist hier nicht nötig, die Linie Bundesstaat 
undRei eh weiter zu verfolgen; es sei nur die Definition von 
Tschitscherin aus dem Jahre 1924 zitiert: „Unser uniertes Sowjet- 
reich ist durchaus kein Staatenbund, sondern ein konzentrierter 
Bundesstaat, ist die höchste Einheit. Der Sowjetstaat ist mehr 
als die Gesamtheit seiner Teile.“ Bekanntlich haben diese das 
Recht freien Austritts; solange sie aber im Bunde sind, ist die 
Souveränität des Bundes gegenüber seinen Teilen unbestritten. 
Ebenso kann nur darauf hingewiesen werden, daß das Problem, 
das wir Reichsreform nennen, in unserem Sinne in Rußland 
nicht existiert. 

Dies gilt um so mehr, als einmal der Grundorganisations- 
gedanke de: Systems, nämlich die in der Räteorganisa- 
tion verwirklichte Diktatur des Proletariats, ferner die Par- 
teiorganisation und durch sie die gewaltige Ubermacht 
der russischen Sprache für jeden, der überhau t im Ge- 
samtstaatsleben etwas bedeuten will, sehr stark verklammiernd 
und unifizierend wirkt. 

Der Rätegedanke ist mit der Wucht einer Improvisation 
1905 ebenso wie im März 1917 durchgebrochen und hat den 
Etagenbau mit seiner weitgehenden Gleichsetzung von Regie- 
rung und Verwaltung, von Legislative und Exekutive geschaffen, 
den jedermann kennt. Einen Etagenbau, der vom Dorfrat über 
den Kreisrat und Gouvernementsrat hinauf führt zum Räte- 
kongref der einzelnen Bundesrepubliken und gipfelt im Unions- 
rätekongref, dessen Verhandlungen jetzt alle zwei Jahre statt- 
finden und auf dem die wichtigen innenpolitischen Entscheidun- 
gen zwar nicht fallen, aber ins Licht des Tages treten. 
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Sehr schnell aber hat sich von unten nach oben zunehmend 
die Gleichsetzung von Legislative und Exekutive als unmöglich 
erwiesen. Es spaltete sich der Exekutivausschuß (ispolniteljnyj 
komitet, abgekürzt: ispolkom) ab, der im Dorf mit dem "Rate 
noch leidlich identisch sein konnte, von da aber nicht mehr. Ein 
neuer Etagenbau bildete sich so in diesen Exekutivkomitees in 
Kreis, Gouvernement, Einzelstaat, bis herauf zum Zentralexeku- 
tivkomitee der Union, dessen Abkürzung „ZIK“ geläufig ist. 

Der ZIK zählt 485 Mitglieder und hat eine zweite, die Natio- 
nalitätenkammer von 135 Mitgliedern. Diese Zahlen sind natür- 
lich zu groß für einen wirklichen Vollzugsausschuß, so daß sich 
eine neue Abspaltung bildete im Präsidium des Exekutiv- 
komitees. Das für das Reich zählt 21 Mitglieder; an der Spitze 
steht bekanntlich der russische Reichspräsident Kalinin, Chef der 
Kanzlei dieses Präsidiums ist Enukidse. 

Aus dem Wahlrecht, das indirekt, von unten nach oben 
siebend, die Delegierten bis zur Zusammensetzung des Unions- 
kongresses hinauf bringt, braucht hier nur auf zweierlei hinge- 
wiesen zu werden. Die Grundlage ist bekannt, daß das Wahl- 
recht nur den Werktätigen zusteht. In ihm ist die Stadt, das 
städtische Proletariat absichtlich bevorzugt. Kommen doch bei 
den Wahlen für den Unionskongref aus den Gouvernementsraten 
ein Delegierter auf 125000 Wähler auf dem Lande und einer 
schon auf 25 000 in der Stadt! 

Ferner ist hier wichtig die Erinnerung, da Präsidium, Exe- 
kutivausschuß und Rat bzw. Rätekongref nicht personell mit der 
Partei völlig zusammenfallen. Es gibt Parteilose: % im Unions- 
kongreft, in den Etagen nach unten jeweils immer mehr zu- 
nehmend, namentlich in den Dorfräten. Es ist also nicht schlecht- 
hin eine Regierung und Verwaltung durch die Partei, so gewaltig 
deren Übergewicht ist und so ausschlieflih auch in der Ver- 
coe an den makgebenden Stellen zuverlässige Parteileute 
stehen. 


Il Das eigentliche Verwaltungssystem. 


Zunächst wurde jene Einteilung der Vorkriegszeit, an die 
erinnert wurde, nicht geändert, sondern die Räteorganisation auf 
Gouvernement, Kreis und Wolost aufgepreftt, bei welchem Pro- 
zeŘ zugleich von der anderen Seite aus hereingeprefßt wurde, was 
zur Durchführung einer Verwaltung von alten Einrichtungen 
und Kräften einfach unerläßlih war. Die ganze Gewalt wurde 
den Räten übertragen. In den ersten Jahren sah das Verwal- 
tungssystem eben so aus, daß die Verwaltung dargestellt wurde 
in erster Linie von den Exekutivkomitees und deren Präsidien 
in der Wolost, im Kreis, im Gouvernement, in der Bundesrepublik 
und der Zentrale. 

Für die letztere war die Anwendung des Rätegedankens, wie 
schon ersichtlich, nicht so einfach. Hier entstand als spezifisches 
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Regierungs- und Verwaltungsorgan der bekannte Rat der 
Volkskommissare, dessen erster Präsident ja Lenin war. 
Diese Reichsminister werden vom Rätekongref gewählt und sind 
ihm verantwortlich — die demokratisch-parlamentarische Ver- 
fassung a sich hier, die Rußland ja hat, freilich mit der grund- 
sätzlichen Differenzierung gegenüber den sonst so bezeichneten 
Verfassungen, daß nur die Werktätigen, die Proletarier wahl- 
berechtigt sind und diese Verfassung tragen. Es muß ja immer 
darauf hingewiesen werden, was auch für die | der 
Stellung Stalins gilt, daß die russische Staatsform nicht schlecht- 
hin die Diktatur im bekannten Sinne des Wortes ist, daß sie auch 
nicht völlig mit der Staatsform Italiens gleichzusetzen ist. Das 
Verhältnis des Rates der Volkskommissare und auch das Ver- 
hältnis Stalins zu den Organen des Volks- und Parteiwillens ist 
ein anderes als das Verhältnis Mussolinis zum „Gran Consiglio“ 
a faschistischen Partei und zur faschistishen Verwaltung 
taliens. 

Aus diesem Bereich: Reichsministerium und Ministerpräsi- 
dent sind für unseren Zusammenhang die folgenden Hinweise 
nötig. Man unterscheidet bekanntlich drei Arten der Volks- 
kommissariate. Die erste (Auswärtiges, Krieg und Marine, Außen- 
handel, Verkehrswesen, Post und Telegraphie), die sogenannten 
Unionsvolkskommissariate, sind ausgesprocheneReichsministerien, 
die eine Kompetenz anderer Ministerien ausschließen. Die zweite 
Serie, die sogenannten vereinigten Volkskommissariate in Mos- 
kau, wie Arbeit, Finanzen, Arbeiter- und Bauernkontrolle, 
Binnenhandel, Oberster Volkswirtschaftsrat, nehmen die damit 
bezeichneten Aufgaben wahr, sowohl in der Reichskompetenz, 
wie für die RSF SR. Dementsprechend sind sie dann in den ein- 
zelnen Bundesstaaten und autonomen Republiken für diese Teile 
lediglich lokal vorhanden: die Ukraine z. B. hat ein autonomes 
Finanzministerium in ihrer Hauptstadt Charkow. Mit unseren 
Verhältnissen verglichen, würde also der Zustand in Moskau für 
die Finanzen bedeuten, daft Reichsfinanzministerium und Preu- 
Rischhes Finanzministerium identisch sind. Damit ist ein großer 
Teil dessen, was wir als Reichsreform bezeichnen, im russischen 
Aufbau gelöst. Hinzugefügt sei, daß das Reichsaufen- 
ministerium der Sowjetunion in den einzelnen Bundes- 
regierungen besondere ständige Vertreter und Mitglieder hat. 
Die dritte Serie sind die einzelstaatlihen Kommissariate, die 
ihre Kompetenz nur auf den Einzelstaat erstrecken, in Moskau 
also nur auf die RSFSR. Es sind oder besser waren: Landwirt- 
schaft, Inneres, Justiz, Volksbildung, Volksgesundheit, soziale Fiir- 
sorge. Darin sind aber zwei sehr wichtige Veränderungen des 
letzten Jahres 1930 zu erwähnen: Die Schaffung eines Reichs- 
ernährungsministeriums, womit die Landwirtschaft in die Reihe 
der vereinigten Volkskommissariate kam, und die Abschaffung 
aller Volkskommissariate für das Innere, deren Aufgaben auf die 
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neuen Hauptverwaltungen für Kommunalwirtschaft, auf den ZIK 
und andere Stellen verteilt wurden. 


Das Bild ist insofern nicht vollständig, als ihm die bekannte 
GPU hinzugefügt werden muß, die zentralisierte Polizeiver- 
waltung der Union mit ihren Sachabteilungen (Eisenbahn-GPU 
u. dgl.). Mit unseren Verhältnissen verglichen, ergibt das das Bild, 
daß ein Reichsinnenministerium und ein preuftisches Innenmini- 
sterium im Aufbau driiben fehlen, dafiir aber ein Reichspolizei- 
ministerium mit stärkster Zentralisation und mit unüberwind- 
barer Exekutive und Eingriffsgewalt vorhanden ist. 


Ferner treten dazu die 1930 geschaffenen „Ausführungs- 
kommissionen“, Reichskontrollbehörden beim ZIK, deren unge- 
schminkte Berichte in den Zeitungen ein wertvolles Material 
zur Erkenntnis der Lage bieten, weiter Reichsbehörden wie der 
Rat für Arbeit und Verteilung (STO), der Gosplan, die Reichs- 
planbehörde für den Fünfjahrplan. 


Nicht in das Bild der Reichs- und einzelstaatlichen Verwaltun- 
gen gehört, aber erwähnt werden muß, weil in diesem Arbeiter- 
parteistaat alles das fortwährend in die Verwaltung hereinreicht: 
die Zentrale der Gewerkschaften, der Kooperative, der Kolchosy 
und die Organe der Partei: das Zentralkomitee, die Zentral- 
kontrollkommission und das Politbüro. Die Partei ist um so 
mehr zu erwähnen, als in den letzten Jahren das direkte Herein- 
regieren und Eingreifen der Partei, ihres Zentralkomitees immer 
stärker geworden ist. Fast in jeder Nummer der „Iswestija“ 
kann man an die Verwaltungsorgane unmittelbar gerichtete Ver- 
ordnungen lesen, die vom Zentralkomitee der Partei ergehen, 
höchstens noch daneben, neben der Unterschrift des Zentral- 
komitees, vom Rat der Volkskommissare gezeichnet sind. Dieser 
ist, wie meine Übersichten verfolgt haben, unter Rykow als Prä- 
sidenten immer mehr zurückgeschoben und verdrängt worden. 
Auch sein Nachfolger Molotow hat die alte Position und die alte 
Klarheit der Abgrenzung nicht wieder herstellen können. 


Ja, die Klarheit! — schon dieses Bild zeigt, daß auch im 
neuen Rußland und seiner Verwaltung eine völlige Klarheit der 
Abgrenzung der Kompetenzen nicht erreicht ist. Es wird ganz 
außerordentlich durcheinanderregiert. Man braucht sich bloß eine 
Behörde wie den Obersten Volkswirtschaftsrat mit seiner Ein- 
wirkung bis in die kleinste lokale Zelle vorzustellen, um das 
Durcheinander von allgemeiner Verwaltung und spezifischer 
Wirtschaftsverwaltung zu erkennen. Dabei verändert sich das 
Bild fortwährend. Die Organisationswut, die dem russischen 
Sozialismus eigen ist, führt fortwährend zu Neubildungen, Um- 
gestaltungen und Veränderungen, über die meine Monatsberichte 
Kay Rechenschaft geben. Das macht es nahezu unmög- 
lich, sich einen wirklich in jedem Punkte zuverlässigen Schema- 
tismus der russischen Verwaltungsorganisation zu beschaffen. 
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Eine gewisse Weiterentwicklung wurde schon in jener ee 
tung der Volkskommissariate dargestellt. Eine solche fand aber 
noch viel starker in folgender Weise statt. Der Rat regierte 
und verwaltete, er machte alles selbst oder wollte das tun. Sehr 
schnell erwies sich das als unmöglich, bedingte, daß die Exekutive 
immer stärker auf das Exekutivkomitee überging, für 
dessen Größe dementsprechend anpassende, d. h. die Zahlen her- 
untersetzende Bestimmungen ergingen. Weiter bildeten sich (oder 
wurden vielleicht aus der früheren Verwaltung einfach über- 
nommen) Sachabteilungen. Nehmen wir die Einteilung 
eines typischen Kreis-Exekutivkomitees, so zerfällt das in Ab- 
teilungen für Kommunalwirtschaft, Verwaltung, Landwirtschaft, 
Gesundheitswesen, Fürsorge, Volksbildung, Arbeit, Finanzen. 
Diese Abteilungen werden je von einem verantwortlichen Be- 
amten geleitet. Weiter: ımmer stärker wurde gegenüber dem 
Exekutivkomitee das Präsidium, das in den Gouvernements 
nicht über 7, in den Kreisen 3—5 Mitglieder zählte oder zählt. 
Im Präsidium wurde auch der Einzelne, der Präsident, immer 
bedeutungsvoller, einfluRreicher, verantwortlicher, und er 
arbeitet wieder, ohne daft die kollegiale Verfassung beseitigt 
wurde, mit den Sachdezernenten, den sogenannten Spezi, zu- 
sammen, die heranzuziehen Lenin in seiner bekannten Schrift 
schon 1919 empfohlen hatte. 


So änderte sich faktisch das Bild gegenüber dem eingangs 
gezeichneten Schema sehr schnell. Man felie von Rußland ge- 
sprochen als einer „Sowdepia“, einem Land, das von den Räten, 
den Rätedeputierten regiert und verwaltet werde. Man hatte 
dann von Rußland esprochen als einer „Ispolkomia“, einem 
Lande, das von den Exekutivausschüssen der Räte regiert und 
verwaltet werde. Und immer mehr wurde die russische Ver- 
waltung zu einer Organisation, in der die bürokratischen Spitzen 
wichtiger wurden und die Spezialisten, die Fachdezernenten 
gleichfalls. So bildete sich jene Improvisation der Räte- 
organisationen um, entwickelte sie in immer stärkerem Maße eine 
Bürokratie und verschmolz sie in dieser immer mehr die Partei- 
männer, die die Verwaltung ergriffen hatten und sie führten, so 
gut es ging, wie der Parteisekretär irgendwo sonst in der Welt, 
der Landrat oder Oberpräsident wird, mit den Spezis, die aus der 
alten Bürokratie herüberkamen. 


IV. Die große Verwaltungsreforman der 
lokalen Stelle. 


Je mehr der Kriegskommunismus zur NEP, die NEP zur so- 
genannten Rekonstruktionsarbeit und diese wieder zur jetzigen 
Periode des „sozialistischen Aufbaues“ wurde, je mehr also die 
praktische Ausgestaltung des sozialistischen Systems in die 
staatliche Planorganisation und Planwirtschaft sich umgestaltete, 
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um so mehr drängte sich auf, daß die alte Verwaltungs- 
einteilung, die ja fast überall unter Peter I. und Katha- 
rina II. willkürlich und künstlich gezogen war, dazu nicht mehr 
pafßte. Es bedarf keiner Begründung, wie die Idee der Staats- 

lanwirtschaft und schließlich des Fünfjahrplans mit innerer 
Logik zu der Notwendigkeit dessen führte, was wir „Wirtschafts- 
provinz“ nennen und was man in Ruflland „Produktivgebiet“ 
nennt. Man verwendet dafür das entlehnte Wort „Rayon“, 
das Schlagwort der „Rayonierung“ hat sehr früh, vor zehn A 
schon, diese Idee bezeichnet, ebenso wie die Notwendigkeit, die 
Verwaltungsgrenzen zu ändern, weil die Gouvernements- und 
Kreiseinteilung nicht nach wirtschaftsgeographischen und wirt- 
schaftspolitischen Gesichtspunkten entstanden war und daher der 
Durchführung der Staatsplanwirtschaft verwaltungsmäflig größte 
Schwierigkeiten in den Weg legte. 

Die Arbeit ist schon 1919 vom Allrussischen Rätekongref 
dieses Jahres begonnen worden. Im Februar 1920 wurde eine 
„administrationaja Komissija“ eingesetzt, eine Kommission für 
Verwaltungsreform beim ZIK. Die einzelnen Stufen dieser 
Arbeit zu verfolgen, ist höchst interessant. Die Entwürfe gingen 
ins Land hinaus, wurden von den Gouvernements- und Kreis- 
exekutivkomitees geprüft. Der 15. Parteikongrefß gab dann die 
Direktive, daß die ganze Arbeit dieser sogenannten „wirtschaft- 
lichen Rayonierung‘ in fünf Jahren fertig sein müsse. Mir 
liegen aus dem ungeheuren gedruckten Material einige Schriften 
vor, wie: „Rajonirowanie SSSR 1917—1925“, herausgegeben von 
K. D. Jegorow (1926); „Stroiteljstwo Rajonow“, herausgegeben 
von der Kommission beim ZIK (1927); A. Luschin, „Ot wolosti 
k rajonu“ (Kom. Akademie — „Inst. fürSow jetskoje Stroiteljstwo“) 
(1929); „Rajonirowanie i nisowaja setj sowjetow“ dezl. 1929) 
u. a. m. Dazu ist dann zu nennen und ganz unentbehrlich das 
Staatshandbuch: „Administrativ-territoriale Einteilung 
der Sowjet-Union“ — mir in 10. Ausgabe vorliegend —; jeder 
Ausgabe sieht man an, daft diese statistische Arbeit dem Tempo 
der Umgestaltung in der Verwaltung nicht nachkommt. Daher 
ist hier noch weniger möglich, ein Bild und Schema zu geben, 
das Anspruch auf unbedingte Zuverlässigkeit erheben könnte. 

Immerhin stehen die großen Linien fest und sind sie in einer 
grundstürzenden Neueinteilung in dem bisherigen Boden tief ge- 
zogen. An die Stelle der Einteilung nach Gouvernement, Kreis, 
Wolost, Einzeldorf, trat zunächst die folgende: Gebiet (oblast 
oder kraj), Bezirk (okrug), Rayon (verstärkte wolost), letztere 
wenigstens in der Theorie oder in der wild wachsenden Realität. 
Die alte Kreiseinteilung und die alte Gouvernementseinteilung 
wurde beseitigt. Die Welle der Rayonierung ging seit 1922 über 
die ganze Union. 1923 bin ich das erstemal selbst in sehr lehr- 
reichen Gesprächen in Charkow damit in Berührung gekommen. 
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Die alten Verwaltungsgrenzen wurden vollständig verändert, 
eine radikale Verwaltungsreform durchgeführt, für die es an 
allem fehlte. Es fehlte, wie die Erörterung offen zugibt, die 
„Methodologie der wirtschaftlichen Unterrayonierung‘, es fehlte 
an geschulten Verwaltungsarbeitern dafür, und das alles vollzog 
sich in einem Durcheinander, das an sich schon groß genug war. 
Das ist also die erste Reform von 1922/23, die schuf: Gebiet und 
Rayon, und die die Wolostfrage noch nicht vollständig zu klären 
vermochte. | 

Wir haben heute, was wohl als dauernd zu betrachten ist, 
indem wir die alte Gouvernementseinteilung Rußlands aus un- 
serem Gedächtnis löschen, mit der Einteilung in Gebiete zu 
rechnen. Diese Gebiete sind in RSFSR: Nordgebiet — Leningrad 
— Autonomes Karelien — Westgebiet — Moskauer Industrie- 
gebiet — Iwanowski-Industriegebiet (lwanowo-Wosnessensk) — 
Nishnij-Nowgorod — Zentrales Schwarzerdegebiet — Ural — 
Autonomes Baschkirien — Autonome Tataren-Republik — Mitt- 
lere Wolga — Untere Wolga — Autonome Krim — Nordkaukasus 
— Autonomes Daghestan — Autonomes Kasakstan — Autonomes 
Kirgisistan — Westsibirien — Ostsibirien — Autonomes Burjaten- 
und Mongolengebiet (Werchne-Udinsk) — Autonomes Jakuten- 
— Fernöstliches Gebiet (Chabarowsk). Die anderen 

undesrepubliken: Ukraine — Weiftrufland — Transkaukasien 
(mit den Unterteilen Georgien, Aserbeidshan, Armenien) — 
Turkmenistan — Usbekistan — Tadshikistan haben keine be- 
sondere Gebietsunterteilung. An der Neueinteilung von Sibirien 
1930 in Westsibirien mit 160 Rayonen (Hauptstadt Nowosibirsk) 
und Ostsibirien mit 89 Rayonen (Hauptstadt Irkutsk) kann an 
einem Riesenbeispiel das Wesen der Rayonierung, der Schaffung 
der Wirtschaftsprovinz, besonders gut studiert werden: der 
Westen Groftindustrie und Landwirtschaft, der Osten Viehzucht, 
Waldwirtschaft, Flußsciffahrt, Pelztierjagd u. dgl., sowie der 
Handel des Kiistengebietes. Wie im besonderen diese Wirt- 
schaftsrayonierung die Nationalitätenfrage und die nationalen 
Autonomien berührt, habe ich in meinem Aufsatz: ‚Rußland 
in Asien“ (Osteuropa, 5. Jahrgang, Heft 9 und 10, Juni und 
Juli 1930, Abschnitt IIl und IV) ausgeführt. 

Die Reform ist aber dabei nicht stehengeblieben. Die 
Staatsplanarbeit trieb sie einfach weiter. 1927 entwarf der Gos- 
plan eine weitere Verwaltungsreform, die bestätigt und durch- 
geführt wurde in der Verordnung vom 23. Juli 1950. Diese Ver- 
ordnung hob die Bezirke auf. Sie ,,liquidierte’ den Bezirk zu- 
gunsten des Rayons als des „Knotenpunktes, in dem sich die ' 
Direktiven der Partei und der Sowjetgewalt verwirklichen, der 
aus einem Administrativzentrum für Steuererhebung und Ge- 
treidebereitstellung zu dem administrativen wirtschaftlichen und 
politischen Zentrum umgewandelt werden muß, der die wich- 
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tigsten Direktiven der Partei und der Sowjetgewalt in die prak- 
tische Wirtschaft umzuführen hat“. Sowie man das in die ganze 
Entwicklung von 1927 bis zum 16. Parteikongreff 1930 herein- 
stellt, wird ohne weiteres Tendenz und Absicht dieser Reform 
verständlich, die nun den Bezirk überflüssig machte. 


Damit entstand das Schema, das heute gilt und wenigstens 
nach sowjetrussischer Behauptung durchgeführt ist. Von oben 
nach unten: Gebiet mit Gebietsexekutivausschuß (Krajspolkom) 
— Rayon mit Rayonexekutivausschuß (Rayspolkom), im Reichs- 
durchschnitt 40 000 Einwohner (wobei angesichts der großen Ver- 
schiedenheiten im ganzen russischen Reichsgebiet darauf hinzu- 
weisen ist, daß eine solche Reichsdurchschnittsangabe eigentlich 
wertlos ist). Die Städte über 50 000 Einwohner sind kreisfrei. — 
Der Dorfrat ist die unterste Einheit der unmittelbaren Ver- 
waltung. Daneben stehen die kleineren Städte und die ,,Ar- 
beiteransiedlungen“. werdende administrative Einheiten an den 
Stellen, wo im Rahmen des Fünfjahrplans große industrielle 
Anlagen ständige Arbeiteransiedlungen mit sich bringen, womit 
sich im weiteren dann die Idee und Organisation der „soziali- 
stischen Stadt“ verbindet (siehe meinen Aufsatz „Gegenwarts- 
probleme der Sowjetunion“, „Osteuropa“, Jahrgang 6, Heft 11/12, 
1931, Abschnitt IV). Unter dem Dorfrat kommt dann nod, nicht 
als eigentliches Verwaltungsorgan, das Dorf (Selenie oder 
derewnja). Ist auch hier ein Keidirdurdschnitt gestattet, so 
betreut ein Dorfrat im ganzen etwa 1500 Einwohner und besteht 
im Durchschnitt aus 9 Dörfern zu je 179 Einwohnern. 


Das ist die zweite Verwaltungsreform, mit der 
natürlich auch die Veränderungen in den Wahlbezirken parallel 
gehen mußten. Die fortgesetzte Erörterung in der Frage zeigt, 
daß sie nicht leicht durchzuführen war. Die Liquidierung der 
Bezirke vollzog sich schwer. Die „Bezirksarbeiter“ ließen sich 
schwer oder ungern in „Rayonarbeiter“ umwandeln. Klar aber 
ist die Gliederung nach wirtschaftlichen Gesichtspunkten des 
Fünfjahrplans an die Vereinfachung einer Verwaltung, die 
man sich leisten zu können glaubt. weil man annimmt, daß die 
Interessensolidarität sehr viel größer ist. als im alten Rußland. 

Ein paar Zahlen seien noch eingefügt aus jenem Staats- 
handbuch. In der Sowjetunion zählt man: 14 Gebiete (nur in 
RSFSR, s. 0.) 2972 Rayone, noch 179 Wolosts, 70 142 Dorfräte. 
Rayone bis 10000 Einwohner gibt es: 140, bis 30 000: 847, bis 
50 000: 1205, bis 80 000: 625, darüber: 109; die Reichsdurchschnitts- 
zahl an Einwohnern ist 39371. Die RSFSR hat 53 197 Dorfräte; 
im Durchschnitt kommen in den Gebieten auf 1 Dorfrat 9 Dörfer 
(selenija mit 1596 Einwohnern, also 179 auf das Dorf. Im 
Moskauer Gebiet sind die Zahlen 6 und 1116 und 189, im Lenin- 
grader 21 und 1644 und 78 (am niedrigsten), im Mittelwolgagebiet 
3 und 1791 und 523 (am höchsten). 
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Als Fazit ergibt sich daraus, daß das Verwaltungsnetz noch 
weitmaschiger geworden ist, als es früher war. Aber dabei 
konnte man auch nicht stehenbleiben. Es hat sich sehr schnell 
gezeigt, daß die Dorfräte mit 1500 Einwohnern viel zu groß 
waren. Zunächst wurde immer mehr Arbeit auf diese Dorfräte 
gelegt. Die „Grundsätze bei der Organisierung der Dorfräte“ 
vom 3. Februar 1930 legten das fest und wiesen den Dorfrat vor 
allem größte Aufgaben im Bereich der Kollektivierung zu. Auch 
diese Erörterung hört in der Presse nie auf. Man merkt ihr 
deutlich an, daf hier einer Verwaltungszelle noch viel zu viel 
zugemutet wird. 

Der Dorfrat ist eine lokale Verwaltungsstelle, in der Staats- 
verwaltung und Selbstverwaltung, Legislative und Exekutive zu- 
sammengehen. Und er ist wieder keine Verwaltungsstelle, weil 
er noch Unterglieder zusammenfat. Entweder kann das, wie im 
früheren Rußland, zu reiner Willkür und Selbständigkeit an der 
untersten Stelle führen, wobei man zufrieden war, daß nur die 
nächsten Staatsaulgaben erfüllt wurden, oder, da man in dieser 
Beziehung wirtschaftspolitisch viel weiter geht als das alte Ruß- 
land: man muß sich entschließen, nun unten eine weitere leben- 
dige Verwaltungseinheit zu schaffen. Das scheint jetzt im Ent- 
stehen zu sein. Wenigstens findet man Hinweise und Forde- 
rungen der „Belebung“, der Schaffung von Dorfräten, nun aber 
nicht im Sinn der alten politischen Landgemeinde (wolost), son- 
dern man erkennt gleich an der Bezeichnung das, was gefordert 
wird. Man wünscht „derewenskije sowjety“, also den Rat für das 
einzelne Dorf (selenie oder derewnja). Die Bewegung dafür 
scheint erst im Fluß, wenigstens vermag ich noch keine genaueren 
Linien zu erkennen. Sie liegt aber logisch in derselben Entwick- 
lung wie bisher. Will die Sowjetgewalt wirtschaftspolitisch 
(Kollektivierung und Getreidebereitstellung), aber auch kultur- 
politisch („Likbes“, d. h. Bekämpfung des Analphabetentums) an 
den einzelnen so herankommen, wie es eine staatssozialistische 
Organisation einfach muff, so wird diese Ergänzung sich wohl als 
notwendig erweisen. Jedenfalls müssen die noch vorhandenen 
Unklarheiten, die mit der Wolostgemeinde und der „verstärkten“ 
Wolostgemeinde spielen, überwunden werden. 

Von der anderen Seite werden nun aber diese Entwicklungen 
an der untersten Stelle dadurch bestimmt, daß mit der Kol- 
lektivierungdieDorfurgemeinde innerlich auch um- 
gestaltet wird, also im letzten die Arbeit der Dorfverwaltung mit 
der Verwaltung des Kolchos in allen Einzelheiten zusammenfällt. 
Es sind gigantische Aufgaben, die damit an der untersten Stelle 
im wesentlichen dem Bauern zugewiesen werden. Man braucht 
sich nur einmal das Schema der Einteilung eines Dorfrates klar 
zu machen (wie es im Mai-Juni-Heft von „Sowjetskoje Stroi- 
teljstwo” S. 42 gezeichnet ist). Oder wenn man es leichter haben 
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will, braucht man sich nur die Organisation des Dorfes an der 
Wolga klar zu machen, um die es sich in dem Roman „Die Ge- 
nossenschaft der Habenichtse“ von Panferow dreht und die dem 
Roman wie ein Theaterzettel der Mitwirkenden vorgeheftet ist. 


Dann sieht man freilich auch aus Schema wie aus Roman, 
bei allem entsetzlichen Durcheinander, bei allen Schwächen und 
Unfertigem, mit welcher Kraft das einzelne Bäuerlein dieses 
Riesenreichs in den Strudel der staatlichen Planwirtschaft und 
seiner Verwaltungsorganisation gerissen wird. Wieviel vom 
Gelingen der Bemühungen auf letzterem Gebiete für den Fünf- 
jahrplan im ganzen abhängt, das hat man in der Zentrale natür- 
lich durchaus begriffen. Das beste Barometer dafür ist für den 
Beschauer die Verordnungsjagd und die darin zum Ausdruck 
kommende Nervosität. Man muß, wie ich es regelmäßig tue, sich 
aus den „Iswestija“ die Verordnungen zusammenstellen, um nicht 
nur das Bild zu erhalten von dem, was die Sowjetgewalt will, 
sondern auch eine Vorstellung zu erhalten von ihrem energischen, 
zähen und manchmal verzweifelten Kampfe mit der Unfertigkeit 
von Zuständen auf einem Riesengebiet und mit einer Bevölke- 
rung von noch immer geringem Bildungsniveau. 


V. Die Problematik der Verwaltung und der 
Beamtenschaft. 


a) Die Verwaltung selbst: weitmaschig und unüber- 
sichtlich, fortwährend verschoben durch die Flut der Dekrete, 
unendliches Regulieren und Anstacheln, Durcheinanderregieren 
und Unfertigkeit. Darüber die großen Gesichtspunkte: Wirt- 
schaftsverwaltungsordnung nach dem Fünfjahrplan, die dadurch 
und durch die Interessengemeinschaft doch die ausreichende Ein- 
heitlichkeit sichert und die ganz starke proletarische Basis sichern 
soll. Ferner die Nationalitatenpolitik, die Nationalitätenfrage, 
die sich in den Gesamtwirtschaftsplan einordnen muß und die 
durch die wirtschaftlichen Gemeinsamkeitsinteressen der prole- 
tarischen Schichten eigentlich von innen heraus ausgehöhlt wird, 
jedenfalls ihrer Gefahren für die Staatseinheit entkleidet wer- 
den soll. Und schließlich die bis zum äußersten und zur Sinn- 
losigkeit gehende Zentralisierung eines ungeheueren Apparates, 
der wieder entstanden ist oder sich aus dem alten Rußland be- 
hauptet hat. Eine Zentralisierung, die sich in den meisten Zügen 
nicht von dem alten Rußland unterscheidet, in der allerdings 
aber, wenn die Ausdrücke so gestattet sind, im Unterschied zum 
Vorkriegsrußland, der, der zentralisiert und der, der zentrali- 
siert wird, klassenmäfig gleiche Interessen, stärkste Gemeinsam- 
keit haben. Der Gegensatz zwischen dem, der verwaltet und 
dem, der verwaltet wird, wird damit natürlich nicht beseitigt. 
Auch in Rußland sind die Klagen über die Herrschaft der Büro- 
kratie in der Partei und im Staatsapparat sehr lebhaft. Aber 
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dieser Gegensatz wird zum mindesten umgebogen, anders ge- 
staltet als in den kapitalistischen Ländern. 


b) Ein ungeheurer Apparat ist so entstanden, ein Be- 
amtentum von mindestens zwei Millionen Köpfen, das damit 
bereits eine Klasse für sich bildet. Dieses Beamtentum wurde 
zunächst improvisiert. Denn die alte Bürokratie legte die Arbeit 
hin, verließ die Amtsstuben in der Meinung, daß dieser ganze 
Spuk in wenigen Wochen von selber vergehen werde, daß das 
Regime an seiner eigenen Unfähigkeit zusammenbrechen mülte. 
Das ist nicht eingetreten. Dementsprechend ist die Bürokratie 
zu einem ganzen Teile, gezwungen durch die Not und heran- 
gerufen durch den Hinweis Lenins auf die Spezialisten, in die 
neue Verwaltung eingetreten. Es ist gar kein Zweifel, daß in 
den Anfängen verwaltungsmäfige Arbeit in Sowjetrußland nur 
durch diese alten Elemente möglich gemacht wurde, die lange 
Jahre als nötig hingenommen und immer als sogenannte ,,Ra- 
dieschen“ gestempelt und beargwöhnt wurden (außen rot, innen 
weißgardistisch). „Saboteure sind sie ja alle“, hat mir noch 1926 
einer der höchsten Sowjetfunktionäre in bezug auf diese Ele- 
mente gesagt, ohne die man doch nicht auskommen konnte. Ich 
weiß nicht, ob ich mich täusche, aber ich finde, daß dieser Aus- 
druck von den „Radieschen“ immer seltener geworden ist. Es 
ist ja auch selbstverständlih, daß eine Zusammenarbeit von 
Jahren allmählich die beiden Schichten zusammenschweißt, daß 
der alte Beamte resigniert sich dem fügt, daß der neue Staat 
eben nicht so schnell wieder vergeht, und der neue Beamte sich 
am alten schult und natürlich a seine Art (und seine Unarten) 


lernt. 
c) EineSowjetbürokratie, die durchaus nicht mehr nur 
Parteileute umfaßt — das zeigen schon die Zahlen —, ist so im 


Werden. Es gibt für sie ein Beamtenrecht. Es gibt Be- 
stimmungen über die Gehälter, Besoldungsordnungen, von denen 
Beispiele anzuführen keinen Zweck hat, weil keine Zahl eine 
Vorstellung erwecken kann, wie viel man dafür im Leben hat. 
Es gibt ein geordnetes Pensionsrecht. Und auf die Frage, wie die 
Menschen in Rußland die Leiden der Zeit überhaupt aushalten 
könnten, ist auf diesem Gebiete eine Teilantwort die, daß in den 
Familien ja jeder nach einer Beamtenstelle strebt. Die 
Beispiele sind nicht selten, daß in einer Familie der Vater, die 
Mutter, der erwachsene Sohn, die erwachsene Tochter eine Staats- 
stelle haben. Das ergibt eine Vervierfachung der Gehälter und 
ermöglicht so das Leben, wenn man von der Wohnungsfrage 
dabei absieht, die auch dann nicht zu lösen ist, wenigstens nicht 
in Moskau. Das reißt natürlich aber auch die Familie immer 
stärker auseinander. In jedem Falle: der zum Amt gehende Be- 
amte ist in diesem Arbeiterstaat, in dem die Uniformen viel 
seltener geworden sind. als im Vorkriegsrußland, namentlich in 


137 


den Zentren eine typische Erscheinung, in der Tram und im 
Autobus der „Mappenmensch“, der so charakteristisch für die ver- 
beamtete Lebensordnung nicht nur in Rußland ist. Konnte doch 
in einer Konzessionsfabrik die Herstellung von Schlößchen für 
Aktenmappen ein ganz bedeutender Produktionsartikel sein in 
einem Rußland, in dem so der alte „Tschinownik“ wieder ent- 
standen ist, freilich auf das stärkste gewandelt. 

Ist er auch wieder Tschinownik in bezug aufBestechlich- 
keit,Korruption u. dgl.? Daß derSow jetstaat keine korrupten 
Beamten hätte, wird er selber nicht behaupten. Aber man darf 
nicht übersehen, daß in ihm die Garantien für ordentliche 
Amtsführung viel größer sind als im alten Rußland. Sie liegen 
einmal in der unerbittlihen Parteidisziplin, die dem Be- 
amten-Parteimitglied keine Exzesse gestattet. Wer dies aus der 
Nähe studiert hat, der weiß, wie verkehrt die Vorstellungen von 
den prassenden und schlemmenden Sowjetbeamten sind. 
die zittern vor der Überwachung aus dem eigenen Kreis, und 
schließlich ist im heutigen Rußland auch kaum mehr möglich, viel 
‘Geld, das man verdient (etwa als in den Zeitungen schreibender 
Beamter) oder stiehlt, auszugeben. Was soll man dafür kaufen? 
Neben der Parteidisziplin die „Selbstkritik“, die Anpran- 

erung des schlechten Beamten, wovon man in den Zeitungen 

engen vor Beispielen liest. Und schließlich die gefürchtete 
„Ischistka“, die periodisch wiederkehrende Prüfung auf 
Herz und Nieren, die die Parteizuverlässigkeit und die Arbeits- 
disziplin des einzelnen "Beamten prüft und ihm mit Ausstoßung 
droht. Das Ergebnis der letzten Tschistka, die von besonderen 
Kontrollkommissionen durchgeführt wird, war: 1 436 864 mußten 
durch dieses „Purgatorio“ hindurch, 151 257 oder 10,5 % wurden 
entfernt. Was macht der russische Stadtmensch, der so aus 
einem Amt „herausgereinigt“ wird? Er ist erledigt! Daß 
diese Prüfungsmethode der Willkür, der Intrige Tür und Tor 
öffnet und das Beamtenrecht wieder vollständig in Frage stellt, 
bedarf keines Wortes. 

d) DieRekrutierung: diese Frage mündet ein in die Um- 
gestaltung der Hochschule, die Bildungspolitik im Sinne der Tech- 
nisierung der Schule. Die Mitteilungen in jener Zeitschrift des 
ZIK lassen erkennen, daß die Institute zur Heranbildung von 
Verwaltungsbeamten auch nicht entfernt ausreichen. Hier ist die 
Improvisation noch am stärksten. Die alten Beamten, die noch 
im Vorkriegsrußland geschult sind, sterben ja ab. Der Partei- 
funktionär kann es allein nicht machen. Die Ausbildung kommt 
um so weniger nach, als die fortschreitende Erweiterung der 
Staatsplanarbeit auch fortschreitend mehr Verwaltungsstellen er- 
fordert. Der „Oberste Volkswirtschaftsrat“ zählt 50 000 Beamte! 
Hat man doch berechnet, daß die Kollektivierung allein nicht 
weniger als 200000 neue Stellen für Schreiber, Sekretäre und 
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ähnliche Verwaltungsbeamte erfordert. Rußland hat nicht die 
Sorge, wie es das geistige Proletariat, das die Hochschulen heran- 
bilden, unterbringt, sondern es hat die Sorge, wo es geistige 
Kräfte hernimmt, um den in schwindelnde Höhe hinaufgeführten 
Bau des Fünfjahrplans verwaltungsmäßig zu untermauern. 


So wächst im Sowjetstaat mit jedem Jahr einneuer Typ 
des mittleren und höheren Verwaltungsbeamten heran. Besucht 
man heute eine russische Verwaltungsstelle, so sind rein äufßer- 
lih die Unterschiede gegenüber Vorkriegsrußland nicht beson- 
ders groß, nur daß alles ärmlicher geworden ist. Ich habe im 
Laufe der Fahrten in und durch Rußland nach dem Kriege eine 
Menge von derartigen Beamten gesehen: in der Zentrale die 
Volkskommissare, die hohen Beamten in den Ministerien und 
beim ZIK, draußen die Chefs der Gebiets-Exekutiv-Ausschüsse, 
die Beamten der Kollektivierung, in denen einem so stark die 
Züge des Genossenschaftsbeamten entgegentreten, die Schreiber 
und Sekretäre in Partei und lokaler Zelle. Auch das Äußere, 
nicht nur die alten Verwaltungsräumlichkeiten aus früherer Zeit, 
sondern auch die neuen, durch die man hindurch geht, so wie 
man in Preußen durch ein modernes Kreisamtshaus beobachtend 
schreitet. Es ist ein Typ des Verwaltungsbeamtentums, der viele 
alte russische Züge an sich trägt und viele neue dazu, und der 
ic i so stärker herausarbeitet, je länger das ganze System 
esteht. 


VI. Die Verwaltung und der Staatsbürger. 


Die Hauptfrage ist, ob nun diese weitmaschige und über die 
Improvisation doch noch nicht endgültig hinaus gediehene Ver- 
walin wirklich an den einzelnen Staatsbürger herankommt. 
Aus zahlreichen Erörterungen heraus ist diese Frage durchaus 
zu bejahen, zu mindestens für die unmittelbaren Staatsnot- 
wendigkeiten der Steuererhöhung und der Heranziehung zum 
Militärdienst. Wir brauchen lediglich an das Schicksal der deut- 
schen Kolonisten in Westsibirien im Herbst 1929 zu erinnern, die 
vor dem Druck der Kollektivierung flüchteten und Rußland zu 
verlassen strebten. Sie saßen weit von der Eisenbahn draußen 
in Sibirien — ich spreche aus persönlicher Erfahrung aus Ge- 
sprächen mit diesen Leuten —, der Staat aber kam durch seine 
Organe unmittelbar mit einem derartigen Druck an sie heran, 
daß sie sich nicht anders zu helfen wußten. als daß sie flüch- 
teten. Das alte russische Sprichwort: „Der Himmel ist hoch und 
der Zar ist weit“, gilt heute zweifellos nicht in dem Maße, wie 
früher. Die „Selbstkritik“, die Kontrolle, die Tschistka. der 
Terror, die Partei, schließlich auch Mittel wie die Rundfunk- 
zeitung. die die entlegensten Dörfer in den Stand setzt, die Mos- 
kauer Nachrichten gleichzeitig mit ihrem Erscheinen in Moskau 
zu lesen, und dergleichen mehr, sie ziehen trotz der großen Ent- 
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fernung und trotz der Weitmaschigkeit des Systems die Fäden 
so fest, daß man die gestellte Frage bejahen muß. 

Die Frage weiter: Selbstverwaltung und Staats- 
verwaltung ist kein Problem. Dem Rätesystem und Räte- 
wahlrecht entspricht es, daß Staatsverwaltung und Selbstverwal- 
tung einfach gleichgesetzt sind. 

Ferner Legislative und Exekutive: dazu wurde 
schon einiges gesagt. Sowohl die Räteidee an sich, wie die Partei- 
herrschaft, die sich in so weitgehendem Mafe mit dem Staate 
identifiziert, gestatten eine klare Scheidung dieser beiden Kom- 
plexe nicht. Aber das wurde auch angedeutet, daß allmählich 
die parlamentarische Form des Rates oder Rätekongresses zu- 
rückgedrängt, also eben auch geschieden wird von den Exe- 
k u t i v komitees, seinen Präsidenten und Fachleuten. Die un- 
geheuere Bürckratie, die erwachsen ist, übt durch sich auch in 
Rußland einen starken Druck aus, über den auch vielfach geklagt 
wird und der natürlih durch den Madıtwillen Stalins nicht 
vollständig unter Druck gehalten werden kann. 

Die Leistungen dieser Verwaltung für den Staats- 
bürger und das ganze Volk: das Urteil darüber fällt zusammen 
mit dem Urteil über die Leistungen der staatlichen Planwirtschaft 
heute in Rußland überhaupt. Denn sie schließt ja eigentlich alles 
in sich, was von Verwaltungsaufgaben in Frage kommt. Je nach 
dem Standpunkte des Beobachters wird also dieses Urteil ver- 
schieden sein. Aber nicht zu verkennen ist die staaten- 
bildende und verwaltungschaffende Kraft, die sich 
in unserem Problem in den 14 Jahren der Existenz der Sowjet- 
union gezeigt hat. 


VI. Schluß. 


Wie man auch grundsätzlich dazu stehe, es wird in der 
Arbeit für den sozialistischen Aufbau, der unter unerhört zen- 
tralistischem Willen gehalten wird, auf einem Raume von einem 
Sechstel der Erdoberlläche, so eine große Arbeit der Verwaltung 
und des Beamtentums geleistet. 

Es ist eine andere Welt als die, an die wir gewöhnt sind. 
Man fragt, ob in ihr, in dieser Staatsplanwirtschaft und auf 
Grund der materialistischen Welign: clawing iiberhaupt, in 
diesem Sozialismus Beamtenhingabe, Beamtenpflichtgefiihl, Be- 
amtenverantwortungsbewußtsein möglich sei. Der objektive 
Beobachter wird das nicht bestreiten an daß auch hier aus 
dem Kampf für eine Idee Gemeinschaftsgefühl und Berufsethik 
entwickelt werden können und in diesem Beamtentum auch ent- 
wickelt werden. Wer offenen Auges wiederholt während dieser 
14 Jahre der Sowjetunion durch diese gefahren ist, wird die 

raktischen Beweise und Beispiele erfahren und beobachtet 
haben, wie er natürlich auch das Gegenteil davon erlebt hat. 
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Und damit mündet diese Skizze der Sowjetverwaltung und ihrer 

Probleme ein in die großen Zusammenhänge des russischen 

Problems von heute und die Gedankengänge, mit denen ich meine 

Aufsätze dazu: „Das russische Problem, Versuch einer Orien- 

tierung“ (Mai 1931) und ,,Gegenwartsprobleme der Sowjet- 

aion (Heft 11/12 1931), besonders den letzteren, beschlossen 
e! 


Der Geist der Roten Armee. 


Von Dr. Elias Hurwicz, Berlin. 


Was bisher außerhalb Sowjetrußlands über die Rote Armee 
geschrieben wurde, konnte den kritischen Leser nicht befriedigen. 
Abgesehen von rein militärtechnischen Artikeln und Aufsätzen, 
waren die in deutscher Sprache erschienenen zusammenfassenden 
Versuche (ich nenne: Heinz Fenner, „Die rote Armee“, Verlag 
der Kulturliga, Berlin 1920; Techow, „Die rote Armee“, aus der 
Schriftenreihe „Das heutige Rußland“, herausgegeben vom Ost- 
europa-Institut in Breslau, 1925; Peter Garw y, „Der rote Mili- 
tarısmus“, Berlin 1928, J. H. W. Dietz Nachf.) schon ihrem geringen, 
broschiirenmaRigen Umfange nach wenig geeignet, dem eigen- 
artigen Phänomen der Roten Armee a zu werden. Ja selbst 
die Autobiographie des Schöpfers dieser Armee, Leo Trotzki, 
bringt in dieser Beziehung nichts Nennenswertes. Um so mehr 
darf das Erscheinen eines durch und durch auf den einschlägigen 
Werken der Sowjetliteratur beruhenden, detaillierten Werkes 
„Krasnaja Armija“ aus der Feder des bekannten russischen 
Publizisten St. Iwanowitsch (Paris 1931) begrüßt werden. 
Die Haupttatsachen und Hauptergebnisse dieses zunächst nur in 
russischer Sprache vorliegenden Werkes sollen im folgenden 
kritisch beleuchtet werden. 

Eins muß ja die Kritik vor allem vorwegnehmen: Iwano- 
witsch hat die militärtechnische Seite des Problems nicht 
in den Kreis seiner Betrachtungen gezogen. Aber in diesem 
formalen Manko besteht auc eine weise Selbstbeschränkung des 
zivilistischen Autors: als Soziologe und Psychologe befaßt er sich 
mit der Struktur und dem GeistederRoten Armee. Die 
Berechtigung dieses Standpunktes muß aber auch die Kritik zu- 
geben: denn, wenn selbst die Fachmilitärs die Bedeutung der Ge- 
sinnung bei jedem Heere hervorheben, um wieviel mehr trifft 
dies, zumal in unserer bewegten Zeit, auf ein Gebilde zu, das 
sich in seinem ganzen Habitus von allen bisherigen Armeen so 
unterscheidet wie die Rote Armee! 

Es muß freilich gleich bemerkt werden — und das führt uns 
schon in medias res hinein —, daf bereits in den ersten Jahren 
der Sowjetherrschaft eine Angleichung der Roten 
Armeeanden regulären Be begann, und 
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zwar sowohl in bezug auf ihre Formierung als in bezug auf die 
Ideologie, die die Sowjetmachthaber mit ihr verbanden. Be- 
ginnen wir zunächst mit dieser ideologischen Seite, weil sie für 
die ganze Einschätzung der Roten Armee auch vom Standpunkt 
der internationalen Politik von ausschlaggebender Bedeutung ist. 


Die Rote Armee als internationales Instrument — als Werk- 
zeug der Weltrevolution — das ist in der Tat die ursprüngliche, 
mit der Idee des internationalen Klassenkampfs organisch ver- 
bundene Konzeption der Führer des Sowjetstaates. Ja, diese 
Konzeption prägt sich in dem Fahneneid selbst, den jeder Rekrut 
der Roten Armee leisten muß, aus: „Ich, Sohn des werktätigen 
Volkes, Bürger des Bundes der Sozialistischen Sow jetrepubliken. 
übernehme den Beruf eines Kriegers der Arbeiter- und Bauern- 
armee. Angesichts der werktätigen Klassen des Bundes der 
Sozialistischen Sowjetrepubliken und der ganzen Welt!) 
verpflichte ich mich, diesem Beruf Ehre zu machen“ usw. (vgl. 
A.Kadischew, Was der junge Rotarmist wissen muß, Staats- 
verlag, Moskau 1930, S. 57). Und der offizielle Kommentator des 
Feldreglements der Roten Armee, C. Degtiarew, sagt („Die 
politische Arbeit in der Roten Armee in Kriegszeiten“, Gosisdat, 
3. Aufl. 1930, S. 21) ausdrücklich: „Wie der Räteverband das 
sozialistische Vaterland des internationalen Proletariats ist, so 
steht auch der Eintritt in die Rote Armee den Arbeitern und 
Werktätigen aller Länder offen. Die Rote Armee ist wahrlich 
die Armee des internationalen Proletariats.“ 

Diese internationale Auffassung der Roten Armee wirkt sich 
nach zwei Richtungen hin aus: einmal dahin, daß als die Aufgabe 
der Roten Armee hingestellt wird, der proletarischen Revolution 
überall dort zu Hilfe zu kommen, wo sie ausbricht, also auch 
außerhalb der Grenzen der UdSSR; sodann aber in der strategi- 
schen Einschätzung der Chancen der Roten Armee selber im 
Kriegsfalle, nämlich in der Erwartung der unausbleiblichen 
Hilfe „jenseits der Front“, die von seiten des Prole- 
tariats des Kriegsgegners erfolgen würde. In geradezu apo- 
diktischer, und in dieser Form zweifellos schon übertriebener 
Weise finden wir diese Anschauung von dem Marinechef Mu- 
klewitsch in dem Hauptorgan der Roten Armee, dem „Roten 
Stern“ vom 15. Juli 1928 ausgedrückt: „Das numerische Über- 
gewicht wird stets und unter allen Umständen auf unserer Seite 
sein, weil wir in der Lage sind, einen beträchtlichen Teil der 
Krieger jenseits der Front den unseren Truppen zuzurechnen!“ 


Diese Vorstellung von der Roten Armee als Instrument der 
internationalen Politik Moskaus herrscht vielfach auch heute 
noch?). Eine vollkommen abweichende Stellung nimmt in dieser 


1) Druck von mir betont. E. H. 
2) Vgl. z. B. „Revue des deux mondes“, August 1931, 
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wichtigen Frage — und wohl mit Recht — St. Iwanowitsch ein. 
An Hand ausgiebig herangezogenen Sowjetmaterials zeigt er, 
daR der oben gekennzeichnete aggressive Geist die Führer des 
Sowjetstaates und der Roten Armee allerdings in der ersten 
Zeit beseelte, dann aber immer mehr einer weitaus nüchterneren 
Betrachtung der Dinge Platz machte. Diese Entwicklung kann 
man in die Formel fassen, daß das Schwergewicht immer mehr 
von den Hoffnungen auf den ,,jenseitigen Bundesgenossen“ in die 
Stärkung der eigenen Kraft der Roten Armee verlegt wird 
— eine Tendenz, die zweifellos auch mit dem ganzen neuerdings 
immer mehr hervortretenden Streben des Sowjetstaates nach 
Autarkie übereinstimmt. Lockert aber diese Tendenz auch den 
Zusammenhang der Roten Armee mit der Außenwelt, und wird 
ferner diese Isolierung vom gesamtsozialistischen Standpunkt aus 
durch die bewußt getriebene Spaltung zwischen Sozialdemokratie 
und Kommunisten noch verstärkt, so beruft sich Iwanowitsch, um 
die Isolierung vollends zu erweisen, auch darauf, daß in allen jenen 
Fällen, in denen die angebliche internationale Zweckbestimmung 
der Roten Armee sich praktisch bewähren sollte, vielmehr das 
Gegenteil eintrat: weder in Ungarn noch in Deutschland noch in 
Italien haben die Arbeiter, die kommunistische Aufstände in der 
Hoffnung auf die Rote Armee unternahmen — im Falle Ungarns 
wurde die Hilfe der Roten Armee bekanntlich von Moskau den 
ungarischen Volkskommissaren sogar förmlich versprochen —, 
diese Hilfe erhalten; im russisch-polnischen Kriege 1920 aber, 
da die Rote Armee selbst sich im siegreichen Vormarsch auf War- 
schau befand, ist nicht einmal eine Solidarität des nachbarlichen 
russischen und polnischen Proletariats in Aktion getreten. 

Man kann, scheint uns, die soeben skizzierte Entwicklungs- 
tendenz durchaus anerkennen und muß doch, im Interesse der 
Objektivität, eine gewisse Einschränkung machen. Die inter- 
nationale Konzeption ist aus den Köpfen sowjetrussischer Mili- 
tärführer nicht völlig geschwunden. Sie konnte und kann das 
nicht, so lange und weil die Sowjetpropaganda selbst inter- 
national bleibt. Wahr ist, daß die Rote Armee selbst in keinem 
einzigen Falle außerhalb der russischen Grenzen zugunsten einer 
außerrussischen Revolution eingesetzt wurde. Aber das bedeutet 
keineswegs einen gänzlichen Verzicht auf die Idee militärischer 
Propaganda und militärischer Hilfe an das auRerrussische kom- 
munistische Proletariat. Erinnern wir uns, daß der Ausweisung 
des Sowjetbotschafters Rakowski aus Frankreich die Enthiillung 
einer Sowjetpropaganda unter den Matrosen von Toulon voraus- 
ging, die auch in der französischen Kammer zur Sprache kam. 
Es sei ferner auf die wiederholte Entsendung von militärischen 
Instruktoren aus Sowjetrußland nach China erinnert. Gewif, in 
beiden Fällen hat es sich nicht um die Einsetzung der Roten 
Armee selbst gehandelt, aber ohne Zweifel haben wir auch heute 
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noch mit der, auch praktisch wichtigen, Fortwirkung jener ur- 
sprünglichen internationalen Konzeption der Roten Armee in 
anderer Form zu rechnen. 

Dennoch bleibt die Angleichung der Roten Armee an den 
regulären Heerestypus eine unbestreitbare Tatsache. Sie äußert 
sich in dem schon frühzeitigen Verzicht auf das Prinzip des frei- 
willigen Eintritts ins Heer und der Einführung der allgemeinen 
Wehrpflicht (Dekret vom 28. 9. 1922), in der Abschaffung des 
ursprünglich (in den Zeiten bolschewistischer Agitation im Zaren- 
heer vor allem) proklamierten Prinzips der Wählbarkeit des 
Kommandopersonals und seiner Ersetzung durch das übliche 
Prinzip der Ernennung; und schließlich ist die Annahme erlaubt. 
daß statt der jetzigen Kombination von stehendem Heer und 
Territorialtruppen ein riesiges, in seiner Präsenzstärke dem Um- 
fange und der Bevölkerung der Räteunion entsprechendes 
stehendes Heer aufgestellt worden wäre, wenn nicht die Unter- 
haltung einer solchen Armee die Finanzkräfte des Sowjetstaates 
übersteigen würde. Es wurden freilich manche Versuche unter- 
nommen, den Sondercharakter der Roten Armee wenigstens durch 
die Schaffung besonderer, „proletarischer“ Methoden der mili- 
tärischen Ausbildung zum Ausdruck zu bringen; aber diese Ver- 
suche wurden der verdienten Lächerlichkeit anheimgegeben schon 
durch Lenin, dann durch Trotzki, der den Satz prägte, daft es 
eine proletarische Militärwissenschaft ebensowenig zeben könne. 
wie etwa eine proletarische Agronomie oder eine proletarische 
Astronomie, und daf das Beste, was die sowjetischen Militär- 
spezialisten tun können, sei, den bewährten, traditionellen Vor- 
bildern zu folgen — was denn auch in die Praxis umgesetzt 
wurde. 

Was bleibt dann aber von der Eigenart der Roten Armee 
überhaupt? Es bleibt 1. ihre soziale Struktur; 2. ihre politische 
Ausbildung; 3. ihr Verhältnis zu der Sowjetmacht. 

1. Betrachten wir zunächst die soziale Zusammen- 
setzung der Roten Armee nach den beiden Hauptgruppen, von 
denen ihr Name selbst herstammt: den Bauern und den Arbeitern. 
Der prozentuale Anteil dieser Gruppen gestaltet sich wie folgt 
(nach dem „Statist. Sprawotschnik SSSR. 1927, S. 44): 


Jahr Bauern Arbeiter Übrige 

(1913 69,3 14,1 16,6) 

1920 77,0 14,8 8,2 

1923 73,4 15,7 10,9 

1925 71,3 17.7 11,0 

1926 71,5 18,1 10,6 
Wir sehen zwar, daß der Anteil der Bauern allmählich sinkt. 
der der Arbeiter steigt; allein — trotz aller Industrialisierungs- 
bestrebungen — behält doch das Bauerntum numerisch weitaus 


das Übergewicht, und diese Tatsache ist, wie wir weiter sehen 
werden, auch politisch von Bedeutung. 
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Indessen: dieses Übergewicht charakterisierte bereits, wie die 
Zahlen für 1913 zeigen, auch die Zarenarmee. Worin besteht also 
die Eigenart der sozialen Struktur der Roten Armee? Die Ant- 
wort darauf erteilt uns schon die folgende Tabelle, die die soziale 
Herkunft des Menschenbestandes der Militärschulen ver- 
anschaulicht (s. 10 Jahre Rote Armee, 1928, Diagramme S. 39 
und „Kr. Swesda“ vom 29. 11. 28): 


Aufnahmejahr Arbeiter Bauern Ubrige 
1923 36,3 49,3 15,4 
1924 41,5 52,1 6,4 
1925 35,5 56,8 7,7 
1926 36,3 48,9 13,8 
1927 38,9 46,2 14,9 


1928 56,0 34,4 9,6 Ä 

Die Lehre, die sich aus dem Vergleich der beiden obigen 
Tabellen ergibt, ist diese: Die zahlenmäßige Überlegenheit der 
Bauernschaft in der Gesamtbevölkerung der Sowjetunion ist eine 
elementare Tatsache, die zu beeinflussen die Sowjetmacht ohn- 
mächtig ist und die sich daher auch in dem Gesamtbestande 
der Roten Armee ausprägt. Wohl aber kann die Sowjetregierung 
eine Auslese treffen bei der Komplettierung jener Anstalten, 
die das Kommandopersonal der Roten Armee liefern — 
und sie tut es auch, indem sie hier systematisch und erfolgreich 
den Anteil der Arbeiterschaft erhöht. In diesem planmafigen 
Vorgehen spricht sich eine innerpolitische Vorsorge aus: den Rn: 
teil des zuverlässigsten Bevölkerungselements auch in der Roten 
Armee zu erhöhen, eine Tendenz, die zugleich in der Linie des 
„Wydwischenstwo“ überhaupt liegt. : 

Aus der gleichen Erwägung ergibt sich eine zweite, parallele 
Tendenz, die für die Struktur der Roten Armee in politischer 
und militärischer Beziehung von höchster Bedeutung ist: den 
Anteil der Mitglieder der Kommunistischen 
Parteiam Kommandobestand der Roten Armee plan- 
mäßig zu steigern. Wie systematisch dieses Vorgehen ist, das 
zeigt in überaus anschaulicher Weise die folgende Tabelle: 


Der prozentuale Anteil der Parteimitglieder und der Parteilosen 
am Kommandobestand der Roten Armee’): 
Mitglieder der Partei 


Jahr und des Komsomol Parteilose 
1920 10,5 89.5 
1921 20,0 80,0 
1922 22,5 77,5 
1923 29,6 70,4 
1924 30,6 69,4 
1925 43,2 56,8 
1926 46,0 54,0 
1927 52,9 47,1 
1928 54,5 - 45,5 
1929 33,9 44,1 


3) Vgl. Iwanowitsch, l. ce. S. 188, 
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Die von uns behauptete Parallelität der beiden Tendenzen 
ergibt sich im übrigen aus folgenden Zahlen, die den pro- 
zentualen Anteil der Arbeiterschaft (d. h. überhaupt von Leuten 
proletarischer Herkunft) an der Parteiorganisation in der Roten 
Armee zeigt: 1925 — 41,8; 1926 — 40,2; 1927 — 40,4; 1928 — 48,4: 
1929 — 50,5; 1930 — 58,8. Es wächst also sowohl der Anteil der 
Leute mit proletarischer Abstammung an dem Gesamtbestand der 
Parteimitglieder der Roten Armee als auch der Anteil dieser 
Parteimitglieder am Gesamtbestand des Kommandopersonals. 

Sehr lehrreich ist auch die folgende Tabelle, die die pro- 
zentuale Verteilung der Parteimitglieder und Parteikandidaten 
in der Roten Armee auf die einzelnen Kategorien illustriert‘): 

1925 1926 1927 1929 


Kommandopersonal . . . ... 31,4 37.4 42,7 48,8 
Politisches Personal ...... 24,5 19,2 14,7 21,1 
Teilnehmer von Militarkursen . . 20,6 18,2 15,6 11,6 
Rotarmisten ......... 163 20,9 23,5 23,6 
Übrige 2: oS .o wee ES 7,2 4,3 3,5 3,9 


Daraus ergibt sich, daß das niedere Personal in der Armee. 
die Rotarmisten, nicht einmal ein volles Viertel der Parteiorgani- 
sation der Roten Armee ausmachen, während fast 70 v. H. (wenn 
wir in dem zuletzt angeführten Jahr den Anteil des Kommando- 
und des politischen Personals summieren) auf höhere Posten 
entfallen — ein Beweis dafür, wie sehr die Sowjetmacht bestrebt 
ist, die „Kommandohöhen“ auch im Heer durch ihre Anhänger 
zu besetzen. 

Um dieser ganzen Betrachtung die Krone aufzusetzen, sei 
noch auf die Institution der sogenannten „jedinonatschal- 
niki“ hingewiesen, die mit der Reform des Jahres 1924 zu- 
sammenhängt. Bis zu diesem Jahre bestand im Kommando der 
Roten Armee insofern ein Dualismus, als Befehlshaberstellen 
auch Parteilose bekleiden durften; zu ihrer politischen Kontrolle 
aber wurde ihnen ein sogenannter „politruk“ (partijno-politi- 
tscheskij rukowoditelj, d. h. ein politischer Instruktor) beigegeben. 
Im Jahre 1924 jedoch faßte der „Rewwojensowjet“ (der „Revo- 
lutionär-militärische Rat der USSR.) den folgenden Beschluß: 
„Hinsichtlich jenes Teils des der Partei angehörenden Kom- 
mandopersonals, der den Forderungen entspricht, die an die 
a nn Instruktoren in der Armee gestellt werden, ist 

ie Vereinigung nicht nur frontdienstlicher, administrativer und 
wirtschaftlicher Funktionen, sondern auch solcher der parteipoli- 
tischen Leitung in seiner Person (sic!) als möglich zu erklären.“ 
Dadurch wurde der Grund zu dem sogenannten „jedinona- 
tschalie” (einheitliche Gewalt) in der Roten Armee gelegt. Wie 
rasch diese Institution fortschritt, ergibt sich aus einer Angabe 
des seinerzeitigen Armeechefs Unschlicht, daß schon Mitte 1928 


+) Iwanowitsch, S. 159, 
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52 v. H. der Korps-. Divisions-, Brigaden- und Regimentskom- 
mandeure der Kommunistischen Partei angehörten. 

Um diese für die soziale Struktur der Roten Armee überaus 
wichtigen statistischen Betrachtungen zu beschließen, sei generell 
noch folgendes angeführt: 

Insgesamt zählte man?) Armeeangehörige, 

zum 1.7.1927 zum 1.7. 1929 


die dem Komsomol angehörten . . . . 2... 90 030 112 082 
die dem Komsomol und der Partei angehörten . . 40184 41 029 
die der Partei angehörten . . ..-...2... 50 399 61 194 

180 613 214 305 


Im Verhältnis zu der normalen Präsenzstärke der Roten 
Armee (562 000) bedeutet das, daß der politisch vollkommen zu- 
verlässige Teil der Roten Armee 1927 rund 32 v. H., 1929 rund 
38 v. H. ausmachte. Iwanowitsch sagt: „Die Rote Armee zerfällt 
in zwei Teile: drei Fünftel sind parteilos und unterstehen nur 
der Militärdisziplin, zwei Fünftel aber unterstehen sowohl der 
Militär- als der Parteidisziplin.“ Dem ist noch hinzuzufügen, 
daß von diesen letzten zwei Fünftel ein großer Teil (rund 
70 v. H., wie wir oben sahen) auf RR ee Posten eine 
militärische und politische Macht auch über die restlichen drei 
Fünftel, also über die ganze Armee ausübt. 

2. Der Zusammenhang mit dem Sowjetstaate wird aber in 
der Roten Armee auch vermittelst der sogenannten „Polit- 
arbeit‘ gepflegt. Programm und Methoden dieser Arbeit 
werden aufs sorgfältigste von dem sogenannten „PUR“ (,,Poli- 
tische Verwaltung der Roten Armee“) ausgearbeitet. Es gibt 
eine beträchtliche pädagogische Literatur zu diesen. Zwecken und 
eine Hochschule, die die Politruks, die politischen Leiter der 
Roten Armee, speziell ausbildet, und auch die militärische Presse 
widmet den Problemen der politischen Erziehung der Armee 
breiten Raum. 

Welches sind aber die Resultate dieser „Politarbeit“ in der 
Roten Armee? Iwanowitsch, dem das Verdienst gebührt, dieser 
Frage in seinem Werke zum erstenmal eine eingehende Unter- 
suchung gewidmet zu haben, entwirft auf Grund zahlreicher 
Sowjetquellen ein durchaus negatives Bild. (In der Tat: wie 
wirkt allein schon diese Feststellung der „Krasnaja Swesda“ 
[vom 2. März 1928]: „Die Politruki bestrafen zum größten Teil die 
während der Politstunden Eingeschlafenen.) Worin 
liegen die Gründe dieser negativen Erscheinungen? Teils in der 
pida ogischen Ungeeignetheit der Politleiter selbst, von denen 
Be wie die „Krasnaja Swesda“ einmal drastisch bemerkt 
(23. Mai 1928), während Me Unterrichts „einen Wasserfall an 
Worten, aber einen Tümpel an Inhalt‘ produzieren. Zum anderen 
jedoch liegt der Grund ja in dem überaus vielverzweigten und 


5) Vgl. „Krasnaja Swesda“ vom 15. 10. 1929. 
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mannigfaltigen, aber obligatorischen Unterrichtsstoff selbst. Man 
bedenke doch, daß die Aufgabe der „Politarbeit‘ darin besteht 
— oder vielmehr bestehen soll —, die Rotarmisten in das ganze 
komplizierte politische und wirtschaftliche Programm der Sow Jet- 
regierung (oft mit Polemiken gegen die rechte und die linke 
Opposition) einzuführen, sie damit zu befreunden, und darüber 
hinaus ihnen auch noch die Kenntnis der auswärtigen Politik der 
Sowjetunion beizubringen. Wir wissen aber, wie sehr das 
Sowjetprogramm und die Sowjettheorie von termini technici der 
verschiedensten Art überfließen, und der Berichterstatter der 
„Krasnaja Swesda“ hat durchaus recht, wenn er manche Polit- 
stunde mit einem Füllhorn vergleicht, aus dem ununterbrochen 
auf die Rotarmisten wenig verständliche Worte wie „regulieren“, 
„industrialisieren“, „Kommandohöhen“, „Imperialismus“, „Struk- 
tur“, „Maschinisierung“, „Kontraktation“ usw. usw. ausgeschüttet 
werden. Oder man stelle sich eine Politstunde konkret vor, in 
der die Aufgabe gestellt wurde: „Zu beweisen, daß England seine 
Kolonien ausbeutet, einen antisowjetischen Block zu organisieren 
bestrebt ist, daß die englische Arbeiterpartei eine Dienerin der 
Bourgeoisie ist, daß die Kommunistische Partei Englands ein 
organisierendes Glied in der revolutionären Bewegung des eng- 
lischen Proletariats ist.“ ... 


Es ist aber für den Geist der bolschewistischen Selbstkritik 
kennzeichnend, daß sie alle diese Nachteile offen und ehrlich zu- 
gibt. Es ist vielfach nur etwas Mechanisches, was bei der Polit- 
arbeit herauskommt. 


„Formalismus“, „Trockenheit“, „Langeweile“, „Schablone“ — 
solche Charakteristiken des Politunterrichts findet man vielfach 
in der bolschewistischen Kritik selbst. Und daher nennt Iwa- 
nowitsch dieses ganze Lebensgebiet der Roten Armee ein ,,Reich 
der Fiktion“. „Armeen, in denen derartige Erscheinungen sich 
einwurzeln konnten‘, schreibt er, „rufen Zweifel sogar Binsicht- 
lich ihrer Schlagkraft hervor. Jedenfalls aber läßt keinen 
Zweifel die Tatsache, daß der Geist der Revolution in einem 
solchen Heer gestorben und nur geeignet ist. Leichengeruc aus- 
zuströmen.“ 

Diese Schluffolgerungen sind so weittragend, daR sie wohl 
eine Prüfung verdienen. Zunächst scheint es mir, daß die all- 
an Erwägung, die hinsichtlich der bolschewistischen Selbst- 

ritik gilt, auch hier — wenn auch, angesichts der oben skizzier- 
ten komplizierten Natur des Gegenstandes selbst, in abgeschwäcdh- 
tem Maße — Anwendung finden muß: diese Selbstkritik enthüllt 
mit rühmenswerter Ehrlichkeit die eigenen Defekie des Sowjet- 
organismus, aber darum dürfen diese Defekte doch nicht ver- 
absolutiert werden. Auf Grund des zahlreichen einschlägigen 
Sowjetmaterials unterliegt es allerdings kaum einem Zweifel. 
daß der Politunterricht in der Roten Armee, als Massenerschei- 
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nung betrachtet, einen mechanisierten Charakter trägt. Aber 
darum fehlt es doch auch nicht unter den Rotarmisten an Köpfen, 
in denen er Wurzel faftt — Beweis dafür ist die Existenz der 
sogenannten „Aktivisten“ unter ihnen, die sich auch beim Polit- 
unterricht durch ihren Eifer hervortun. 


Das Wichtigste aber ist: die Fragestellung selbst. Gewiß, 
vom Standpunkt der Erziehung des Rotarmisten zu einem geistig 
bewußten Proleiarier und Revolutionär hat die Politarbeit in der 
Roten Armee weithin versagt. Aber das Ziel dieser Politarbeit 
ist doch nicht nur eine derartige revolutionäre Erziehnug, son- 
dern auch die Erziehung zur Treue für die Sowjet- 
macht. In dieser Hinsicht aber will das Versagen des poli- 
tischen Unterrichts an sich noch nicht viel sagen. 


Ein ganz besonders wichtiges Problem ist das des psycho- 
logischen Zusammenhangsder RotenArmeemit 
der Bauernschaft. 


Es ist bekannt, daß der Einführung der NEP Unruhen unter 
den Kronstädter Matrosen und den Tambower Bauern voraus- 
gegangen sind. Weniger bekannt, von dem sowjetischen Ge- 
schichtsschreiber des Bürgerkriegs Gussew aber („Bürgerkrieg 
und Rote Armee“ 1925) bestätigt, ist, daß die bäuerliche Oppo- 
sition gegen Kriegskommunismus auf dem flachen Lande SR in 
Truppenteile z. B. des Kiewer Rayons Eingang gefunden hat. 
Sollte nun die ganze Kollektivierungskampagne unter Stalin, die 
ja für die bäuerliche Wirtschaft noch einschneidendere Konse- 
quenzen hat, ohne Einfluß auf die Rotarmisten bleiben? Die 
Sowjetmacht ist zu klug, um dies zu erwarten, und die psycho- 
logische Rückwirkung dieser Eingriffe auf die Rote Armee zu 
paralysieren — darin besteht eben eine der wichtigsten Auf- 
gaben des Politunterrichts in den letzten Jahren. Dennoch kann 
der Zusammenhang des Soldaten mit dem Dorfe nicht völlig zer- 
rissen werden. Er behauptet sich durch Beurlaubungen und 
durch Briefe aus dem Dorfe. Konkrete Beweise für beides finden 
sich in Fülle auch in dem Werke von Iwanowitsch. Übrigens 
schrieb die „Krasnaja Swesda“ selbst (22. 3. 29): „Für die poli- 
tischen Stimmungen unter den Rotarmisten ist jüngst eine ge- 
wisse Verschärfung bäuerlicher Stimmungen kennzeichnend, wo- 
bei charakteristisch auch die Zunahme des Einflusses der aus dem 
Dorfe einlangenden Briefe ist.“ Diese „bäuerliche Stimmung“ 
macht sich nun auch während des Politunterrichts geltend. Die 
Soldaten stellen unbequeme Fragen, streiten mit dem Politruk, 
enthalten sich bestenfalls der Abstimmung oder — um mit 
Duschak®) zu reden — „verheimlichen ihre wahren Ansichten“. 
Manche aber geben diesen Ansichten. vor allem in der Frage der 
Kollektivierung, offen Ausdruck. 


*) „Drei Probleme des Politunterrichts“, Kr. Sw. v. 28. 7, 28. 
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Bekannt ist, daß Stalin seinen Märzerlaß (1930) über das 
Stoppen der Kollektivierung nicht zuletzt unter dem Einflusse 
Woroschilows herausgab, der um die „bäuerlichen Stimmungen“ 
in der Armee sich sehr besorgt zeigte. Aber ist die Schlufßfolge- 
rung von Iwanowitsch richtig, dal „diese Episode in der Ge- 
schichte der Diktatur zeigt, daß die Rote Armee fiir sie eine 
zweifelhafte Stiitze ist, solange wenigstens, bis die Diktatur nicht 
endgültig auf die Versuche einer künstlichen Sozialisierung des 
russischen Dorfes verzichtet?“ Wir wissen, daß die Sowjetmacht 
nach einer mehrmonatigen Pause nach jenem Erlaß die Kollekti- 
vierung auf dem Lande doch wieder aufgenommen hat — ohne 
ihre eigene politische Stellung irgendwie zu erschiittern. Und 
auch der jüngste Erlaß Stalins (vom 2. August d. J.) über die 
Notwendigkeit, die Kolchosenbewegung nicht mehr extensiv, 
sondern intensiv zu treiben, erklärt sich nicht etwa durch „bäuer- 
liche Stimmungen“ in der Roten Armee, sondern durch Schwierig- 
keiten finanzieller und organisatorischer Art, denen er in seiner 
bekannten Erklärung vom 23. Juni d. J. offenen Ausdruck ver- 
liehen hat. 


Diese Tatsache ist, vertieft man sich in sie, eigentlich frap- 
pant. Gewif, es ist noch nicht alles Bauernland kollektiviert, 
sondern rund „nur“ etwa 60 v. H., und die Bauern haben immer- 
hin Haus, Hof, Gemüsegarten und etwas Vieh behalten. Dennoch 
hätte man doch von der Kollektivierung des 60 v. H. bäuerlichen 
Landes so viel Zündstoff erwarten können, daß er in bedenk- 
liher Weise auch die Rote Armee mitanstecken würde. Mag 
sein, daß jene Pause nach dem Märzerlafß 1930 auch die Gemüter 
in der Roten Armee abgekühlt und sich somit als gescicktes 
taktisches Manöver erwiesen hat. Entscheidend ist m. E. der 
Umstand, daß die Sowjetmacht es anscheinend verstanden hat, 
in gewisser Hinsicht die Rote Armee zu einer Art Sonderkörper 
innerhalb des Sowjetstaates zu machen. Das erreicht sie einmal 
durch das übliche Mittel der Kasernierung; sodann aber dadurch, 
daß sie eifrig bemüht ist. die Rote Armee nicht die allgemeine 
Volksnot (vor allem an Nahrung und Kleidung) auch am eigenen 
Körper spüren zu lassen. Vor einer Kollektivierung dieser 
Not, vor einer Gleichstellung des Heeres in diesen Beziehung mit 
dem übrigen Volke hütet sich Moskau wohlweislich. Denn nur 
sie — sie aber auch gewiß — würde die Rote Armee zu einer 
wankenden Stütze der Sowjetmadcht machen. 


3. Soviel läßt sich wohl jedenfalls auf Grund des oben Dar- 
gelegten feststellen, daß von den beiden Mitteln, mit denen die 
Sow jetregierung die Rote Armee zum Instrument ihrer Macht zu 
gestalten bemüht ist: der fortwährenden Steigerung der Rolle 
der Parteimitglieder im Heere selbst und der Politarbeit — das 
erstere weitaus besser das vorgesetzte Ziel erreicht. 
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Aber die Sowjetmacht begnügt sich auch nicht mit diesen 
Mitteln. Vielmehr hat sie ein überaus kompliziertes System aus- 
gearbeitet und in die Wirklichkeit umgesetzt, dessen Grund- 
idee die hierarchische Unterordnung der ganzen 
Armee unter die Aufsicht und Kontrolle der 
Partei ist. Das kommt darin zum Ausdruck, daß dem ZK 
der Partei sowohl der „Revolutionäre Kriegsrat der UdSSR“ 
(.Rewwojensowjet’) als auch die Politische Verwaltung der 
Armee („PUR“) untergeordnet ist. Dem Rewwojensowjet seiner- 
seits unterstehen die zentralen Institutionen der Armeeverwal- 
tung. Die PUR stellt zugleich auch die Kriegs- 
abteilung des ZK der Partei dar. Sie beaufsichtigt und 
verwaltet die gesamte politische Arbeit in der Roten Armee. Die 
Hierarchie der politischen Verwaltung der Armee baut sich 
folgendermaßen (in absteigender Linie) auf: ZK der Partei — 
PUR — PUOKR (politische Verwaltung des Militärdistrikts) — 
PoDiw (politische Verwaltung der Division) — Politapparat des 
Regiments. In diesem letzteren aber konzentriert sich wiederum 
ein ganzes Netz ihm untergeordneter Institutionen: das Regi- 
mentsbüro des Komsomol, die Kompagniezellen der Partei, das 
Redaktionskollegium der Kompagniezeitung usw. Dieses ganze 
dichtmaschige Netz, das die Armee bis in die kleinsten Einheiten 
durchdringt, beruht auf der Macht von Sekretären, Chefs und 
Vorsitzenden, die für das ihnen anvertraute Arbeitsgebiet per- 
sönlich verantwortlich und den vorgesetzten Organen nicht nur- 
im Wege der Parteihierarchie, sondern auch im Wege mili- 
tärischer Disziplin untergeordnet sind. Außerdem bestehen beim 
Zentral-, Distrikts-, Korps- und Divisionschef sogenannte „mili- 
tärpolitische Räte“, die in unmittelbarem Kontakt mit der Militär- 
staatsanwaltschaft und den Militärtribunalen stehen. Und schließ- 
lich bestehen in der Armee auch sogenannte „Sonderabteilungen 
der GPU“, die lediglich den obersten GPU-Behörden unter- 
geordnet sind. 

Betrachtet man die graphischen Darstellungen, die N. Cha- 
ritonow in seinem Werke „Der politische Apparat der Roten 
Armee“ (Staatsverlag 1929) gibt und die dieses ganze, hier nur 
in seinem Grundriß skizzierte System plastisch veranschau- 
lichen, so sieht man die Rote Armee förmlich umwickelt und nach 
allen Richtungen hin durchdrungen von Fäden und Verbin- 
dungen, die sämtlich, nach oben hin, in die obersten Parteiorgane 
einmünden. 

Doch auch damit ist der Erfindungsreichtum der Bolschewiki 
bei dem Werke der Machtsicherung noch lange nicht erschöpft. 
Denn es gibt, neben der Roten Armce, noch andere militärische 
Gebilde, die diesem Zweck direkt dienen. Vor allem sind es die 
Truppen der GPU, die etwa 120000 Mann betragen und über eine 
Waffengattung verfügen, die die Rote Armee nicht besitzt, 
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namlich Spezialabteilungen von gepanzerten Autos, die eigens 
für Straßenkämpfe konstruiert sind; sodann die sogenannte 
WOCHRA, die militarisierten Schutzkorps (für Verkehrswege 
und Industrieunternehmungen), die etwa 100000 Mann beträgt 
und in Fühlung mit der GPU steht; und schließlich die soge- 
nannte TSCHON, d. h. „Truppenteile besonderer Zweckbestim- 
mung‘, die sich ausschließlich aus Parteimitgliedern rekrutieren 
und deren Zahlenstärke verheimlicht wird. 

Dieses ganze System innerer Sicherung in seiner Gesamtheit 
abschätzend, kommt ein Beobachter zu dem folgenden Schluß: 
„Ein solches System hat im Laufe der ganzen Menschheits- 
geschichte keine einzige Regierung besessen. Weder die Jani- 
tscharen des mittelalterlihen Reiches der Ottomanen, noch die 
Prätorianer der römischen Cäsaren, noch die Kriegsmonarchie 
des alten Assyrien haben dem Leben ihrer Völker ein der- 
artiges Gepräge allumfassenden Zwanges und Terrors aufge- 
drückt, wie dasjenige, auf welches heutzutage die Bolschewiki 
mit Recht stolz sein können’). 

Die Rote Armee ist ein wohlbehütetes Instrument der Sow- 
jetmacht, nicht nur für die innere Sicherheit, sondern auch für die 
Verwaltungsarbeit. „Es gibt keine ernste Kampagne“, 
schrieb die ‚Krasnaja Swesda’ am 5. Januar 1930, „an der die 
Rote Armee nicht in weitestem Maße teilgenommen hätte. 
Anders kann es auch nicht sein — dazu ist sie ja eine rote 
Armee!“ Saatkampagne, Getreideaufbringungskampagne, Steuer- 
kampagne im Dorf, Unterbringung der Staatsanleihen, Kampf 
gegen Religion und Geistlichkeit, Werbung der Bevölkerung 
für verschiedene halbamtliche Organisationen — so zählt Iwano- 
witsch die Beispiele von Aktionen der Zivilverwaltung des 
Landes auf, in die die Armee in der intensivsten Weise hinein- 
bezogen wird, und nennt sie daher ein Dienstmädcen für Alles 
der Sowjetregierung. 

In der Tat liegt in dieser Verwendung der Roten Armee im 
Dienste der Staatsverwaltung und ihrer jeweils aktuellen Auf- 
gaben etwas, was dem Heere der Sowjetunion einen völlig 
einzigartigen Zug verleiht. Welche andere Armee der Welt 
kennt die Einrichtung der sogenannten fliegenden Detachements, 
die, mit Propagandaliteratur, Musikinsirumenten und Kino- 
apparaten versehen, aufs flache Land ausgesandt werden, um dort 
mit diesen, amerikanisch anmutenden Methoden, für das Pro- 
gramm der Sowjetregierung zu werben? Für die Sowjetregie- 
rung aber hat diese Einrichtung obendrein noch den Vorteil, daß 
sie keine Sonderkosten beansprucht und dazu unter militärischer 
Disziplin funktioniert. In ganz besonderem Maße hat die Sowjet- 
regierung die Rote Armee bei der Forcierung der Kolchosen- 
bewegung eingesetzt. Am 18. Dezember 1929 veröffentlichte 


7) W. Kolossowskij in „Posl. Nowosti“ vom 26. 4. 30. 
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die PUR ein Rundschreiben, in dem erklärt wird, daß „die Mo- 
bilisierung der Aktivität der Armeemannschaften und des Kom- 
mandopersonals zu dem Zweck, die Ausführung der landwirt- 
schaftlichen Kampagne, die Weiterentwicklung der Kolchosen- 
bewegung und des Sowchosenaufbaus allseitig zu fördern, eine 
unaufschiebbare Kampfaufgabe aller Politorgane und Partei- 
organisationen der Roten Armee darstellt.“ Und ein Spezial- 
rundschreiben vom 30. Januar 1950 schrieb vor, im Laufe des 
ahres 1930 in der Roten Armee nicht weniger als 100 000 
Massenarbeiter fürs flache Land auszubilden, hiervon 75 000 für 
die Kolchosen. Diesem Zirkular wurde eifrig Folge geleistet. 
Es wurden von der Militärpresse fliegende Redaktionen mit 
Felddruckereien ausgesandt und ın der Ärmee sogenannte Agro- 
feldziige und Spezialwettbewerbe organisiert. Wie sehr die 
Aufmerksamkeit der Armee auf die Agrarkampagne konzentriert 
wurde. oa z. B. eine Klage der a Swesda“ (9. 2. 31) 
über eine Regimentszeitung im Gebiete des Weißrussischen Mili- 
tardistrikts. „Der Leitartikel behandelt die Frühjahrssaat, der 
folgende Aufsatz die Massenarbeit des Agrofeldzuges, ein vierter 
Artikel die Aufgaben der Agrarkampagne; dann folgt eine 
Resolution über Landkollektivierung, eine Rede des Landwirt- 
schaftskommissars, ein Aufsatz über die Dorfarmen usw. usw. 
Nun, was ist das für eine Zeitung? Ein Dorfblatt? Ein Kolchos- 
blatt? Nein. Die Zeitung heißt „Der Panzerzugsoldat‘ und wird 
vom Parteibüro des Regiments herausgegeben.“ 

Diese Verwendung der Roten Armee im Dienste der Ver- 
waltung ist auch militärisch von großer Bedeutung. Sie ist 
gleichsam das Endglied jener von uns oben geschilderten Ent- 
wicklung von der Illusion einer internationalen zu einer natio- 
nalen Armee. Sie lenkt die Armee immer mehr von außen- 
politischen zu innerpolitischen Aufgaben, ja sogar von mili- 
tärischen Aufgaben überhaupt ab®). 

Durch all das aber vermindert sich auch die 
außenpolitische Agressivität dieses Heeres. 
Und zu derselben Schluffolgerung führt uns auch die Erwägung, 
daß die Sowjetlenker viel zu klug sind, um nicht zu wissen, daß 
jeder Krieg für den Thron der Macht gefährlich werden kann 
— gleichgültig, ob die Embleme dieser Macht Krone und Zepter 
oder Sichel und Hammer sind. 


8) Dank dem Politunterricht ist die tägliche Zeit der Militärübungen im 


Vergleih zur Vorkriegszeit fast um die Hälfte zurückgegangen, Iwano- 
witsch 1. c. 
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Rußland und Osteuropa. 


Monatsübersichten. 


I. Innere und äußere Politik. 
Von Otto Hoetzsch. 


IL Der 7. November. 


Am 7. November wurde der 14. Jahrestag der nn. 
union in Formen begangen, die drinnen und draußen schon 

anz traditionell geworden sind. Was ein besonderes Licht auf 
die Feier warf, war die besondere Weltsituation, die für Ruß- 
land entstanden und nicht einfach ist. 

Aus den üblichen, im ganzen wenig charakteristischen so- 
genannten Losungen zum 7. November war hervorzuheben 
der Hinweis auf einen imperialistischen Angriff von Japan, Ame- 
rika, England gegen China, die Behauptung, daf in kürzester 
Zeit die technisch führenden kapitalistischen Länder von Ruf- 
land überholt würden, der Aufruf an die Eisenbahnarbeiter zu 
eiserner Disziplin, der Aufruf schließlich für die Schule, die 
allgemeine siebenjährige Schulpflicht. Dazu wurde an Hand 
einer Untersuchung des deutschen Instituts für Konjunktur- 
forschung triumphierend unterstrichen, daß man Deutschland, 
England und Frankreih in der Industrieproduktion eingeholt 
habe und in der Welt an zweiter Stelle nach den Vereinigten 
Staaten stehe. Eine besondere Note wurde ferner angeschlagen 
durch die Betonung der „nationalen“ Politik, der Fortschritte der 
Industrialisierung auch in den nicht-großrussischen Teilen des 
Reiches, wobei auch die Fortschritte der Schulbildung bei den 
anderen Nationalitäten unterstrichen wurden: „Zum 14. Jahres- 
tag haben ungefähr 60 Nationalitäten der Union mit neuem 
Alphabet eine nationale Publizistik und Presse.“ 

Molotow hielt bei der Feier im großen Theater eine be- 
merkenswerte Rede, die zunächst die Steigerung der Produk- 
tion auf dem Industriegebiete wieder hervorhob und ausführ- 
lich über die internationale Lage sprad: 


„Die Sowjetunion hat den kapitalistischen Ländern einen Vertrag 
auf vollständige Abrüstung unterbreitet. Nach Ablehnung dieses Vor- 
schlages hat die Sowjetunion das Projekt einer teilweisen Abrüstung vor- 
gebracht. Schließlich gehört der SSSR die Initiative zum wirtschaftlichen 
Nichtangriffspakt. Vor fünf Jahren schlug die Sowjetunion Polen den 
Abschluß eines Nichtangriffsvertrages vor. Jetzt können wir mit Befrie- 
digung die Antwort des polnischen Außenministers Zaleski entgegenneh- 
men, daß Polen bereit sei, einen solchen Pakt abzuschließen, nachdem wir 
leider im Laufe von fünf Jahren von Polen keine befriedigende Antwort 
erhalten hatten. Ebenso schlug die Sowjetunion vor fünf Jahren Frank- 
reich den Abschluß eines Nichtangriffsvertrages vor. Jetzt ist auch in die- 
ser Frage eine Wendung eingetreten, da, wie bekannt, in Paris ein Nicht- 
angriffsvertrag zwischen der Sowjetunion und Frankreich paraphiert wor- 
den ist. Wir sind aber nur dann bereit, das Vorhandensein einer wirk- 
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lihen Wendung in dieser Frage, insbesondere bei der polnischen Regie- 
rung, anzuerkennen, wenn der mündlichen Vertragserklärung auch ent- 
sprechende Taten folgen. 


Die Stellungnahme der Sowjetunion in der mandschurischen Frage ist 
der ganzen Welt bekannt und klar. Sie unterscheidet sich grundsätzlich 
von der Position des Völkerbundes. Die Regierung der Sowjetunion ver- 
folgt eine Politik der strengsten Nichteinmischung, weil sie die internatio- 
nalen, mit China abgeschlossenen Verträge achtet. Wir achten die Souve- 
ränitätsrechte und die Unabhängigkeit anderer Staaten und sind der Mei- 
nung, daß die Politik der militärischen Okkupation unvereinbar mit der 
Friedenspolitik der Sowjetunion ist. 

l Zum Schluß erklärte Molotow: „Wir müssen aus der jetzigen inter- 
nationalen Lage eine Schlußfolgerung ziehen: Unentwegte Fortsetzung des 
Kampfes um den Frieden, fortgesetzte Stärkung der Wehrfähigkeit des 
Landes und der Macht der Roten Armee.“ 

Das ist nichts Neues, aber in der augenblicklichen Situation 
von Bedeutung. 


Die etwas gedämpfte Stimmung trat im Jubiläumsartikel 
Radeks: „Historische Probe“ (,„Iswestija“ 7. Nov.) hervor. Er 
sieht noch nicht, daß die heutige Krise unmittelbar in die Welt- 
revolution übergehe, denkt vielmehr an eine Milderung zu einer 
latenten Wirtschaftsdepression: „Eine direkt revolutionäre 
Situation liegt noch nicht vor, denn ein bedeutender Teil des 
Weltproletariats will noch nach alter Art weiterleben.“ In die- 
ser richtigen Feststellung kommt zugleih auch der innere 
Wunsch zu Wort, daß der Umschlag nicht so bald kommen möge, 
weil die große Weltkrise für Rußland zu früh gekommen ist und 
nun es in einer eigenartigen Weise bedroht. Zunächst: 


ll. Auswärtige Politik im fernen und nahen 
Osten. 


a) Der Konflikt in der Mandschurei. 


Fast von Tag zu Tag wurden in der Berichtszeit die Be- 
trachtungen in der Sowjetpresse über den mandschurischen Kon- 
flikt ernster, aus dem sich Rußland nach äußerster Möglichkeit 
fernhalten möchte. Das ist ihm vollständig schon nicht möglich 

ewesen. Am 28. Oktober suchte der japanische Botschafter in 

oskau Karachan auf (Litwinow war in der Türkei), um von 
Gerüchten über Zusammenarbeit zwischen Sowjetunion und 
China zu sprechen und anzudeuten, daß dann Je an Schutzmaß- 
nahmen in der nördlichen Mandschurei, zum dai der Eisen- 
bahn Taonan—Zizikar treffen müsse, womit die russische Inter- 
essensphäre berührt wird. Die japanische Presse begleitete das 
durch Meldungen über Tätigkeit des russischen Generalstabes 
in der Nordmandschurei. Karachan antwortete darauf amtlich 
am 29. Oktober: 


_ „Ich bin sehr verwundert über Ihre Mitteilung vom 28. Oktober und 
teile Ihnen mit, daß die Sowjetregierung keine Zusammenziehung von 
zeuppemellen der Roten Armee an der chinesischen Grenze vorgenom- 
men bat. | 
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Die Sowjetregierung ist bestrebt, eine Friedenspolitik zu führen und 
behält ihre Neutralität gegenüber den letzten Ereignissen in China bei. 
Sie unterhält keine intimen Beziehungen zur Zizikar-Regierung und hat 
keine Instrukteure nach Zizikar entsandt, ebenso wie sie auch den chine- 
sischen politischen Gruppen keine materielle Hilfe geleistet hat. Die 
Sowjetregierung beachtet die internationalen Verträge und ist der Ansicht, 
daf eine Besetzung der Mandschurei im Interesse des Friedens nicht not- 
wendig ist.“ 


Dieser Erklärung ist durchaus zu glauben. Das Verfahren 
Japans, Truppenbewegungen vorzunehmen, die die Sphäre Sow- 
jetruflands berühren, ist wirklich reichlich plump. Die franzö- 
sische Presse hat ihrerseits im japanischen Sinne auch mit derlei 
Gerüchten gearbeitet, obwohl sie, so gut wie alle Welt, wußte, 
daß Rußland durchaus keinen Krieg führen will, und der russisch- 
japanische Vertrag von 1925 ganz einwandfrei festlegt, daR Ruß- 
and und Japan sich gegenseitig in der Mandschurei nicht stören 
wollen. Japan hat aber tatsächlich am 25. Oktober Truppen 
nach Taonan abgehen lassen an der Bahn, die bei Zizikar in die 
ostchinesische Bahnlinie mündet. Und das Vorgehen Japans 
in Mukden, die Bildung einer separatistischen Regierung der 
Mandschurei auf Japans Veranlassung und unter Japans Schutz, 
steigerte natürlich die russische Nervosität, wie besonders dann 
die Kämpfe an der zerstörten Brücke über den Fluß Nonni. Die 
„Iswestija“ (4. Nov.) sprachen schon sehr scharf mit der Warnung, 

‚wer Wind säe, Soc ernte, und die „Rosta“ gab am 9. Nov. 
eine Meldung förmlich weiter, daß Japan mit Weiftgardisten zu 
einer Bewegung gegen die ostchinesische Bahn in Verbindung 
getreten sei. 


Es ist nicht verwunderlich, daß diese gespannte Lage, die 
von den Beteiligten möglichst „vernebelt“ wird, zu sonderbaren 
Kombinationen führt. Einmal soll zwischen Rußland und Japan 
ein Geheimabkommen über die Mandschurei bestehen, das sich 
auch auf das Verhältnis zu Afghanistan und Persien ausdehne, 
andererseits sieht man ein japanisch-polnisches Bündnis mit fran- 
zösischer Unterstützung im Entstehen. Beides ist barer Unsinn. 


Die Grundmotive und Interessenim Konflikt 
brauchen nicht ausführlich dargestellt zu werden. Es ist nicht 
allein, aber doch wichtig, die Sojabohne, an deren Transport 
gerade jetzt nach der Ernte Japan wie Rußland interessiert sind. 
Jedenfalls sieht man in Moskau der Verwicklung mit sehr unbe- 
haglichen Gefühlen zu: man kann ihr nicht fernbleiben, aber man 
möchte es unter allen Umständen, aus oft dargelegten Motiven. 


b) Dernahe Orient, besonders die Türkei: 


Litwinow hat vom 27. bis 30. Oktober Angora besucht. Auf 
der Durchreise durch Odessa wurde er vom Proletariat dort leb- 
haft begrüßt, als außergewöhnlich „populär“ — eine derartige 
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Mitteilung ist für Sowjetbeamte ungewöhnlich, dergleichen bleibt 
für Stalin vorbehalten. 

Über den Besuch Litwinows, der übrigens seit fast 
einem Jahre schon in Aussicht war, und rein politisch wohl ein 
Gegenspiel gegen den immer stärker werdenden Einfluß von 
Venizelos in der türkischen Politik darstellen sollte, wurde amt- 
lih mitgeteilt: 

„Bei der Aussprache Litwinows mit Ismet Pascha und Tewfik Ruschdi 
Bey, die im Geiste äußerster Herzlichkeit vor sich ging, fand ein Mei- 
nungsaustausch üher alle Fragen, die die Beziehungen der beiden Länder 
betreffen, und über die großen internationalen Probleme statt. Die Un- 
HE bewiesen die herzliche Freundschaft, die die Türkei und 
Sowjetrußland verbindet, und die Möglichkeit, die gegenwärtigen Beziehun- 
gen weiter auszubauen. Hinsichtlich des Friedens und der Aufrechterhal- 
tung freundschaftliher Beziehungen konnte vollkommene Übereinstim- 
mung der Ansichten festgestellt werden. Litwinow wiederholte im Namen 
der sowjetrussischen Regierung die Einladung Ismet Paschas nach Moskau, 
die dieser mit aufrichtiger Genugtuung annahm. Der Zeitpunkt des Be- 
suches wird noch festgesetzt werden. Außerdem wurde auch ein Protokoll 
unterzeichnet, durch das der Pariser türkisch-sowjetrussische Freundschafts- 
und Neutralitätsvertrag vom 17. Dezember 1925 um fünf Jahre verlängert 
wird. Die Gültigkeit der zu diesem Vertrage gehörenden drei Anlage- 
protokolle sowie die Gültigkeit des Verlängerungsprotokolls vom 17. De- 
ember 1929 und das Marineprotokoll vom 7. Marz 1931 wurden ebenfalls 
verlängert.“ l 


Der Besuch wurde in der Sowjetpresse mit größter Genug- 
tuung und Zustimmung besprochen, eine Bemerkung des ,,Gior- 
nale d’Italia“, daß „die türkisch russische Freundschaft ein kon- 
kreter Faktor des Friedens sei“, gern vermerkt. 

Der rein politische Ertrag ist nicht bedeutend. Wichtiger war 
die Ratifizierung des Handels- und Schiffahrtsver- 
trages, unterzeichnet am 16. März, die nicht lange vor dem 
Besuche stattgefunden hat. Darin kam nämlich eine neue Phase 
der russischen Handelspolitik zum Ausdruck, die nicht nur der 
Türkei gegenüber gilt. Rußland hatte diese Länder, die ihm 
politisch befreundet sind, auch gern als Absatzmärkte betrachtet, 
was für die andere Seite die Passivität ihrer Bilanz gegenüber 
Rußland bedeutete. Dagegen hat sich Persien zuerst gewehrt, 
indem es selber ein Außenhandelsmonopol einführte, und auch 
die Türkei war ärgerlich, so daß der neue Handelsvertrag mit 
ihr, ein gewöhnlicher Meistbegünstigungsvertrag, russische Zu- 
Poetin ni e bringen mußte, so namentlich das Recht des freien 

ransits im Hafen von Batum, und eine Festsetzung, daß Ruß- 
land für 15 Millionen türkische Waren aufnehmen und für neun 
Millionen russishe Waren nach der Türkei ausführen will. 
Ähnlich sind auch im Handelsvertrag mit Persien, der gleich- 
falls in der Berichtszeit nach langen Verhandlungen unterzeichnet 
warde, diesem Vorteile zugestanden worden. 

Litwinow ist von Angora nach Venedig weitergefahren. Das 
ist eine bekannte Linie: Italien, Türkei, Rußland, doch ist über 
den Besuch Bemerkenswertes nicht bekannt geworden. | 
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ll. Die Weltwirtschaftskrise. 


Viel wichtiger als dies ist die Weltkrise in ihrer Wir- 
kung auf Rufland. Im Zusammenhang mit dem Besuch Lavals in 
Washington kam im „Temps“ die natürlich tendenziöse, aber 
charakteristische Mitteilung, daß man in Amerika gegen die Ver- 
längerung des Hoover-Feierjahres für Deutschland wäre, wenn 
dieses nicht Zusicherungen gäbe, sein Geld nicht nach Moskau 
weiter verleihen zu wollen, und daß man in Washington der 
Meinung sei, mangels der Kredite würde Rußland 1932 die Reali- 
sierung des Fünfjahrplans aufgeben müsse, „den die amerikani- 
schen Finanzleute und Politiker als eine schwere Bedrohung für 
die Industrie der Vereinigten Staaten betrachten“. Daran schloß 
sich eine Erörterung über die russishe Zahlungsfähig- 
keit, die auch von der Berliner „Germania“ (20. Oktober) mit 
einer nicht recht verständlichen Tendenz aufgenommen wurde. 
Sie ging in der Richtung unserer Ausführungen dazu im Ok- 
tober- und Novemberheft der Zeitschrift „Osteuropa“: Sinken 
der russischen Ausfuhr, Schwierigkeiten der Devisenbeschaffung, 
Schwierigkeit der Deckung der ausländischen Verpflichtungen, 

ie im ganzen für die nächsten drei Jahre auf 3 Milliarden Mark 
beziffert werden. Eine amtliche deutsche Äußerung (21. Okto- 
ber) hat sich dagegen gewendet: es seien keine Fälle bekannt ge- 
worden, in denen Rufland um Zahlungsaufschub nachgesucht 
habe, und es sei kein Grund, die russische Zahlungsfähigkeit 
anzuzweifeln. Allgemein und ohne Tatsachen setzten das die 
„Iswestija“ (27. Oktober) auch auseinander. 


- Es dreht sich dabei nicht um die ee Ruß- 
lands, die auf keiner Seite bestritten wird, sondern um die Zah- 
lungsfähigkeit in dem Sinn, ob bei längerer Dauer der jetzigen 
Preisverhältnisse auf dem Weltmarkt und dem Sinken der Roh- 
stoffpreise draußen der russishe Exportplan, der so ent- 
scheidend für den Einfuhrplan ist, aufrechterhalten werden kann. 
Im letzten Heft besprachen wir das Buch von Knickerbocker: 
„Der rote Handel lockt“, über das jetzt schon die Entwicklung 
hinausgegangen ist. Fiir ihre Beurteilung ist entscheidend die 
russische Handelsbilanz. Fiir die ersten acht Monate 1931 stellt 
sie sich (nach dem „Ostexpress“) so, daß der Gesamtbetrag des 
russischen Außenhandels über die europäischen Grenzen und die 
Schwarzmeerhäfen nach vorläufigen Angaben auf 1079,8 Millionen 
Rubel gegenüber 1188,9 Mill. Rbl. in den ersten acht Monaten 
1930 zusammengeschrumpft ist. Das ist ein Rückgang um 9,1 %. 
Die russische Ausfuhr betrug in der Berichtszeit 434,5 Mill. Rbl. 
gegenüber 550,9 Mill. Rbl. in der gleichen Zeit des Vorjahres, 

ie Einfuhr 645,1 Mill. Rbl. gegenüber 638 Mill. Die Handels- 
bilanz war somit in den ersten acht Monaten 1931 mit 210,6 Mill. 
Rubel passiv gegenüber einer Passivität von 87,1 Mill. Rbl. im 
entsprechenden Zeitabschnitt des Vorjahres. Im ersten Halbjahr 
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1931 ist das Passivsaldo 151 Millionen Rubel (gegenüber 91,4 im 
ersten Halbjahr 1930): der Rückgang der Ausfuhr allein beträgt 
wertmäfßig 21,1 %, wobei die Gruppe Agrarprodukte am stärksten 
esunken ist. Diese Lage, die an manchen Stellen durch die 
fundkrise noch erschwert wird, ist der Grund für die Erörte- 
rung in der Welt und beweist den zwingenden Zusammenhang 
Rufllands mit der Welt, seine Verbundenheit mit der Weltwirt- 
schaftskrise. 

Da Deutschland in bezug auf russische Verpflichtungen 
an erster Stelle steht, ist die Erörterung bei uns am wichtigsten 
und lebhaftesten, nämlich ob Rußland zwar nicht zahlungs- 
unfähig werde, wozu heute nicht die geringste Besorgnis ist, wohl 
aber einen Zahlungsaufschub nachsuchen könnte, in Zeiten, wo 
das mit Auslandsverpflichtungen so schwer belastete Deutschland 
danach strebt, seine Guthaben draußen auch zu mobilisieren oder 
wenigstens in ihrem Werte zu übersehen. 

Da die Ausfuhrerlöse nicht reichen, hat die Sowjetregierung 
wieder Gold ausführen müssen. So hat sie erneut eine G old- 
sendung nac Deutschland (7500 kg) an die Reichsbank gehen 
lassen. Das Garantie-Obligo des Staates im deutschen Rußland- 
geschäft hat die vorgesehene Grenze erreicht und kann daher 
zunächst nicht überschritten werden. Die Sowjetregierung ihrer- 
seits hat wegen des Rückganges ihres Ausfuhrerlöses begonnen, 
ihren Importplan und damit die Bestellungen in Deutschland 
einzuschränken. Weder Deutschland noch Rußland haben An- 
laß, dieses Verhältnis zuzuspitzen. Deutschland hat den Redis- 
kontkredit von 150 Millionen Mark um 50 Millionen Mark er- 
höht und man hofft, daß bis zum Dezember durch den Rückfluß 
von Beträgen wieder ausreichende neue Garantiesummen für die 
russischen Aufträge da sein werden, da Rußland seinerseits nach 
wie vor, ja eher im zunehmenden Maße nach Deutschland Be- 
stellungen legen will. Man diskutiert jetzt eine planmäfige 
Organisation der russischen Rohstoffexporte, eine Kontingentie- 
rung der russischen Rohstoffexporte, die aber sowohl auf han- 
delsvertraglihe wie Bezahlungsschwierigkeiten stößt. 

Wie sehr diese Entwicklung an anderen Stellen wirkt, dafür 
ist ein weiterer Beweis: im April hatten die beiden Gesellschaf- 
ten Vereinigte Kattowitzer A-G. und Königs- und Laurahütte 
einen russischen Auftrag von 240 000 Tonnen Eisen (etwa 35 Mil- 
lionen Reichsmark) erhalten, was den Werken bis Jahresende 
Beschäftigung sichern sollte. Die Kredit- und Diskontschwie- 
rigkeiten sind aber so groß geworden, daß die Gesellschaften die 
Lieferungen nach Rußland jetzt ganz eingestellt haben. 

Im ganzen: so sehr sie sich dagegen sträubt, fühlt die Sow- 
jetregierung, daß sie durch die wirtschaftliche Expansion des 
Fünfiah lans in eine Verbindung mit der Welt und damit jetzt 
mit er Weltwirtschaftskrise gekommen ist, die sie fesselt, ja 
ihr Schwierigkeiten macht. 
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Zu dieser Verbindung sei noch angemerkt, daß Ende Oktober 
ein Verkaufspool der Hauptproduzenten von Platin in London 
ebildet wurde aus Kanada, Südafrika, Kolumbia und auch Ruf- 
and. Ferner, daß (United Press 11. Nov.) die Sowjetregierung 
tatsächlich 6 Millionen Dollar in New York deponiert hat, die 
Teilzahlung für die am 1. November fälligen Verpflichtungen 
sein sollten. Mit dieser Barüberweisung in erheblicher Höhe 
wäre also Rußland der amerikanischen Forderung, über die wir 
berichteten, nachgekommen. 


InGenf wurde vom 2. bis 4. November der russische Antrag 
des „wirtschaftlichen Nichtangriffspaktes” er- 
Grtert. Auch dafür war die Verschiebung der Lage von Bedeu- 
tung: mit dem Dumping ist es stiller geworden, die russische 
Ausfuhr leidet, wie geschildert. Daher war die Ablehnung 
namentlich unter dem Gesichtspunkt der Meistbegünstigung in 
Genf sehr scharf, wogegen der russische Vertreter Sokolnikow 
sich wandte. Er erklärte: 

„daß es sich um Meistbegünstigung bei dem Nichtangriffspakt nicht handele. 
Eher könnte man sagen, daß Nicht-Diskriminierung den Ausschluß jeder 
Minderbegünstigung bedeutet. Es solle keineswegs jede unterschiedliche 
Behandlung im internationalen Verkehr unmöglich gemacht werden, aber 
sie dürfe sich nicht gegen einen bestimmten Staat oder gegen eine be- 
stimmte Staatengruppe richten. Gegen die Präferenzen, wie sie zur Zeit 
gehandhabt würden, sei nichts einzuwenden, denn sie würden ja nur mit 
Zustimmung der dritten interessierten Mächte angewendet.“ 

Auf deutschen Vorschlag wurde beschlossen, die Regierungen 
um schriftliche Stellungnahme zu den russischen Plänen und 
Streitfragen zu bitten. Diesen Ausgang kommentierten die „Is- 
westija“ (12. Nov.) so: 

„Ungeachtet des offenkundig feindseligen Verhaltens einer Reihe von 
. einflußreichen Mitgliedern des Komitees gegenüber dem Sowjetentwurf hat 
sich das Komitee immerhin genötigt gesehen, die Grundidee des Pakts zu 
billigen und die Notwendigkeit einer weiteren Prüfung dieser Frage auf 
der Grundlage konkreter Ergänzungen zum Sowjetprojekt anzuerkennen. 
Neben demjenigen Teil der Entschliefung, der das Prinzip eines fried- 
lichen Nebeneinanderbestehens verschiedenartiger sozialer Systeme be- 
stätigt, bietet der Punkt der Resolution ein besonderes Interesse, der den 
Staaten empfiehlt, sich in ihren Beziehungen zur Sowjetunion aller auf 
nn Erwägungen zurückzuführenden Diskriminierungen zu enthalten. 
ieser Punkt bedeutet seinem Wesen nach eine Verurteilung wirtschaft- 
licher Angriffstendenzen gegen die Sowjetunion.“ 

Auch die Abriistungsfrage beschäftigte Rußland. Der 
Generalsekretär des Völkerbundes fragte an, ob die Sowjetunion 
auch das Rüstungsfeierjahr durchführen werde. Litwi- 
now beantwortete das grundsätzlich bejahend, aber mit der For- 
derung nach voller Klarheit, ob alle Staaten gleiche Erklärungen 
abgegeben hätten. Auf die Frage weiter, betreffend Auskünfte 
über die Rüstungen, antwortete Litwinow (7. Nov.): 

„Die Sowjetregierung ist bereit, soweit es von ihr abhängt, mit allen 
Mitteln zu dem Erfolg der Weltabrüstungskonferenz beizutragen. Sie ist 
indessen der Auffassung, daß dieser Erfolg in hohem Maße von der Aner- 
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kennung des Grundsatzes der Rechtsgleichheit aller an der Konferenz teil- 
nehmenden Staaten abhänge. Von diesem Grundsatz ausgehend, kann 
meine Regierung ein Recht auf die politische Vorbereitung der Konferenz 
nur denjenigen Organisationen oder Personen zuerkennen, bei deren 
Schaffung bzw. Ernennung sie gleichberechtigt mit den anderen Staaten 
zusammenwirkte. Übrigens teile ich Ihnen mit, daß meine Regierung be- 
reits mit Italien, Polen und Finnland Auskunftstabellen ausgetauscht hat, 
und daß sie bereit ist, mit sämtlichen Staaten, die einen entsprechenden 
Wunsch ausdrücken, solche Auskünfte auszutauschen.“ 


IV. Sonstigesaus derauswärtigen Politik. 


Molotow hatte in seiner Rede mitgeteilt, daß der russisch- 
französische Nichtangriffspakt paraphiert sei. Das 
war die erste offizielle Mitteilung in dieser Frage, nachdem man 
monatelang nichts davon gehört hatte. Die französische Presse 
hat sie aber überhaupt nicht aufgenommen. Vielmehr hat der 
„lemps“ einen Feldzug im bekannten Sinne gegen Wirtschafts- 
beziehungen mit Rußland geführt, ihm sogar die Absicht, die 
Kriegskarte auszuspielen, unterschoben. Es scheint nicht, daß 
dieser Nichtangriffspakt sehr bald Wirklichkeit werde. 

Die deutsch-russischen Schlichtungsver- 
handlungen (7. September bis 6. Oktober) haben viele Spe- 
zialpunkte behandelt und sind einfach dadurch, daß sie statt- 
finden, von Wert, weil dadurch verhindert wird, daß Konflikts- 
stoff sich sehr stark entwickle. Aber der praktische Ertrag ist 
so, wie er jetzt zu übersehen ist, sehr gering. 

Es sei angemerkt, daß der Botschattsrat an der Berliner Bot- 
schaft, Bratman Brodowski, sein Amt verläßt, um Bevoll- 
mächtigter des Narkomindel bei der ukrainischen Regierung in 
Charkow zu werden. Brodowski ist seit 1920 diplomatisch in 
Berlin tätig, war Mitarbeiter von Kopp und hat sich um die 
deutsch-russischen Beziehungen sehr große Verdienste erworben. 
Sein Nachfolger wird sein Vorgänger in seinem neuen Amte, 
S. Alexandrowski. 

Die Angelegenheit derstreikendendeutschenSee- 
leute in russischen Häfen ist zum Teil durch Rückkehr der 
Leute und nachfolgende Gerichtsverhandlungen erledigt, zum 
Teil durch Abschiebung aus Rußland. Die Sowjetregierung hat 
abgelehnt, die streikenden und in Leningrad gebliebenen deut- 
schen Seeleute zu schützen. Sie hat vielmehr während des Streiks 
alles getan, um den deutsch-russischen Handelsverkehr unge- 
stört aufrechtzuerhalten. _ " 


V. Landwirtschaftliche Fragen. 


Es scheint, daß eine gewisse Sorge a ob dieErnäh- 
rung wirklich so gesichert bleibe, wie es schien. Die Abliefe- 
rung des Getreides aus der neuen Ernte bleibt hinter den Plänen, 
was um so schmerzlicher empfunden wird, weil dieses Jahr das 
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erste Probejahr für die Kollektivierung in dieser Beziehung sein 
sollte. Immer wieder wird ja triumphierend unterstrichen, daß 
60 % der Landwirtschaft kollektiviert wären! Aber die Kollek- 
tive liefern ungenügend ab. Eine scharfe Verordnung des Vor- 
sitzenden des Kolchoszentr, Jurkin (21. Oktober), und eine gleiche 
der „Ausführungskommission“ vom 24. ist dagegen ergangen. 
Die letztere, auf Grund einer Kontrolle, die die RKI auf Veran- 
lassung der GPU vorgenommen hat, stellt fest, daß die Regi- 
strierung und Aufbewahrung der Getreidevorräte zur Staats- 
lieferung schlecht ist und noch mehr, daf einzelne Stellen (die 
genannt werden) gefälschte Angaben gemacht haben. Das gleiche 
wurde für den Zuckertrust festgestellt (Verordnung 25. Oktober), 
wobei der Zusammenhang zwischen Fälschung der Zahlen, um 
Getreide oder Zucker zurückzubehalten, und direkter Veruntreu- 
ung nicht ganz klar wurde. Daher der Ruf: „Für die bolsche- 
wistische Ernte — strenge Registrierung und vorbildliche Auf- 
bewahrung‘“. Die Getreidebestellungen sowohl von den Sowjet- 
landgütern wie Kolchosen machen also Sorge. Das gleiche gilt 
für Gemüse und Kartoffeln. 

Dazu ist Getreideverlust in hohem Umfang durch die 
Dürre getreten. Es wurde eine besondere Konferenz zum 
Kampf mit der Dürre berufen, vor der Molotow am 30. Oktober 
aufschlufrreich sprach und für die auch Kalinin das Wort ergriff. 
Der Verlust eines großen Getreidevorrates durch die Dürre 
wurde zugegeben, die Konferenz hatte sich mit wissenschaftlichen 
ne des Kampfes (Bewässerung, Aufforstung u. dgl.) 
zu beschäftigen, die zum mindesten für die augenblickliche Kale- 
mität nicht ins Gewicht fallen. 

Die Möglichkeiten der Getreideausfuhr, die so we- 
sentlich für den Exportplan ist, sind dadurch gedämpft. In den 
ersten fünf Monaten 1931 sind 1410751 t Getreideprodukte im 
Werte von 44,1 Mill. Rbl. zur Ausfuhr gelangt gegenüber 761 940 
nn im Werte von 41,7 Mill. Rbl. in den ersten fünf Monaten 
1930. 


VI. Industrie. 


Zum 7. November waren triumphierende Sensationsnachrich- 
ten vorbereitet: Fertigstellung von Aftostroj mit der Jahrespro- 
duktion von 140000 Automobilen (interessanter Bericht in ,,Is- 
westija“ 1. Nov.), Beginn der Tätigkeit der Automobilfabrik 
„Amo“, Betriebsbereitschaft des ersten Teiles von Magnitostroj 
und Kusnezstroj (interessanter Bericht darüber „Íswestija“ 
6. Nov.) und in der Nähe eine Stadt von 165 000 Einwohnern, 
wo vor zwei Jahren nur öde Steppe war. 

Aber die Brennstoffkrise und die Eisenbahn- 
krise! Eine lange EntschlieRung des Zentralkomitees der 
Partei (1. Nov.) fordert dagegen Maßnahmen für Lokomotiven- 
bau u. dgl. Die Verordnungen des Volkskommissars für Ver- 
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kehrswesen jagen einander. Das Eisenbahnwesen hält die An- 
spannung durch den Fünfjahrplan einfach nicht mehr aus. Seine 
Belastung ist gegen das letzte Jahr um über ein Drittel gestiegen, 
sein Ausbau ist nıcht entfernt den Bedürfnissen nachgekommen 
und das rollende Material einschließlich der Lokomotiven höchst 
angeontet während die Waggonproduktion und die von Ersatz- 
teilen nicht nachkommt. Hier ist einer der schwächsten Punkte 


des ganzen Fünfjahrplans. 


VII. 


Unausgesetzt wird die „kaufmännische Betriebs- 
füh rung“ (Chosrastschjet) eingeschärft und weitergeführt: 
Verordnung vom 21. Oktober, die die eigenen Betriebsmittel für 
die Wirtschaftsorgane und das neue Kredits stem endgültig 
regelt. Mit dem 1. Oktober ist die neue Form der Kreditierung 
auf rein kaufmännischer Grundlage für die Wirtschaftsorgane 
in Kraft getreten. 

Damit parallel geht eine entschlossene Aktion der Preis- 
senkung. Die Verordnung vom 27. Oktober senkt im Durch- 
schnitt die Preise in den „kommerziellen Magazinen“ um 30 %. 
Diese Geschäfte sind seit der zweiten Hälfte 1930 in den Städten 
errichtet worden. In ihnen kann man ohne Bezugsschein kaufen, 
wenn man das Geld dafür hat. Es gibt demnach jetzt dreierlei 
Preise: die niedrigeren Festpreise in den Konsumvereinen und 
„geschlossene Verteilungsstellen“, wo auf Bezugschein der Ar- 
beiter und Angestellten billiger entnommen wird, die Markt- 
preise und diese jetzt staatlich gesenkten, in den staatlichen 
„kommerziellen“ Ceschäften. Die Maßnahme zeugt von Energie, 
stößt aber an die Schwierigkeiten, daß auf der einen Seite das 
Angebot an Industriewaren und Landwirtschaftsprodukten nicht 
gro enug ist, um wirklich einen allgemeinen Preisabbau her- 

izuführen, und daß man auf der anderen Seite mit den Infla- 
tionserscheinungen kämpfen muff, die doch nun einmal vorhan- 
den sind. 

Aus diesem Zusammenhang ist auch erklärlih, daß die 
staatlichen Wirtschaftsorgane auf der einen und die staatlichen 
Unternehmungen und Genossenschaften auf der anderen Seite 
einfach zum direkten Warenaustausch übergegangen 
sind, z. B. Textiltrust und Konsumverein. Die Verordnung vom 
18. Oktober wandte sich auf das schärfste dagegen, das sei eine 
„opportunistische Verzerrung der Grundsätze der kaufmänni- 
schen Betriebsführung“, und die Volkskommissariate, wie der 
Zentrosojus, haben alle derartigen Abreden zu verhindern. Wir 
haben so die eigentümliche Erscheinung, daß die Sowjetregie- 
rung in einem Cemeinweren. in dem es nach der kommunisti- 
schen Lehre überhaupt kein Geld mehr geben sollte, verzweifelt 
um die Aufrechterhaltung der Geldwirtschaft kämpft. 
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Der Finanzplan, auf den alles das hinausläuft, ist für 
das letzte Vierteljahr 1931 auf 10,6 Milliarden Rubel festgesetzt. 
Die Bildung eines Reservefonds von 1% Milliarden, die vorge- 
sehen war, ist nicht gelungen. Es sei darauf hingewiesen, 
zu unterscheiden ist zwischen dem sogenannten einheit- 
lichen Finanzplan und dem Staatshaushaltsplan, der zwei 
Drittel des einheitlichen Finanzplans erreicht. Das bedeutet, daß 
der einheitliche Finanzplan die ganzen volkswirtschaftlichen 
Aufgaben mit enthält, während der Staatshaushaltsplan an sich 
nur die spezifischen Staatsbedürfnisse enthält, aber immer grö- 
Rere Teile der Volkswirtschaft umfaßt, so daß er schließlich mit 


dem einheitlichen Finanzplan zusammenfallen soll. 


VIII. Gesamtsituation und Betrachtung. 


Das Bild hat in der Berichtszeit eine dunklere Farbe erhal- 
ten: Getreideschwierigkeiten, Preis- und Inflationsfragen. Die 
gebildeten Beschlüsse in bezug auf die Kreditierung und den 
Preisabbau bedeuten eine grundsätzliche Wendung nicht. Die 
Gefährdung des Fünfjahrplans durch die Wirtschaftskrise wurde 
geschildert. Am stärksten wirkt, daß der sozialistische Sektor, 
der dieses Jahr zum ersten Male als Hauptproduzent und Haupt- 
lieferant von Getreide seine Probe ablegen sollte, ganz offenbare 
Schwierigkeiten macht und hinter den Plänen und Sollziffern 
zurückbleibt. Der Ton ist gedämpft, die Schwierigkeiten liegen 
zutage, aber von einer Wirtschaftskrise ist in nicht höherem 
Grade die Rede, als bisher schon diese ganzen Verhältnisse in 
bekannter Weise kritisch waren. | 


IX. Innere Politik. 


Das Wirtschaftliche überwältigt alles andere so, daß über 
innere Politik nach wie vor nichts zu berichten ist. Das Plenum 
des Zentralkomitees, das tagte, hat sich nur mit Wirtschafts- 
fragen beschäftigt. 

Der ZIK hat verfügt (9. November), daß die Wahlen für 
die Stadt- und Dorfräte auf das Jahr 1932 verschoben werden, 
die sonst jetzt schon begonnen hätten. 

Für den 15. Dezember ist der „ZIK“ der RSFSR einberufen. 

. Aus der Pariser Sowjetbotschaft hat sich wieder ein Mit- 
glied, Schelesnjak, der Berufung nach Moskau entzogen und ist 
in den Kreis von Bessedowski übergegangen. Man merkt indes 
von dieser Gruppe nichts Besonderes. 


X. Kulturpolitik. 


Ununterbrochen wird die „Polytechnisierung“ der 
Schule behandelt. Eine Verordnung vom 25. Oktober bespricht 
beinahe eigentlich alle Fragen, die dafür zu behandeln sind, und 
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bt Vorschriften bis zur Versorgung der Kinder mit Kleidung, 
Stiefeln und Unterrichtsmaterial. 

Zum 7. November hob man hervor, daß am 1. Oktober 1932 
die Sowjetunion keine Analphabeten mehr haben würde und daß 
1931 der Unterricht in 70 Sprachen erteilt wird, darunter 30 
Sprachen, denen erst nach der Novemberrevolution ein Schrift- 
tum mit dem lateinischen Alphabet geschaffen worden sei. Wenn 
natürlich die Zahlen auch problematisch und zweifelhaft bleiben, 
so darf doch nie die Bedeutung dieses Kapitels unterschätzt 
werden: die Elementarschule, die als siebenjährige polytechnische 
Schule mit allgemeinem Bildungsprogramm, von vornherein den 
Zusammenhang zwischen Schule und Industriewerk herstellt, 
ferner die Verbindung zwischen Studenten technischer Mittel- 
schulen und Institute gleichfalls mit der Praxis, und dasselbe in 
den wissenschaftlichen „Kaders“ an den Hochschulen, wissen- 
schaftlichen Instituten und Universitäten des neuen Typs. Zu 
dem Problem des allgemeinen Unterrichts, der Schaffung der 

lytechnischen Schule und der Vorbereitung der Kaders von 
Fa männern, besteht die wichtigste Aufgabe auf dem Gebiete 
der Volksaufklärung in der politischen Aufklärungsarbeit (polit- 
gramota). 

Die Ubersicht sei mit einem Hinweis auf die Reiseberichte 
von H. K. aus Rußland in der „Frankfurter Zeitung‘ geschlossen, 
in denen jetzt „Bolschewismus als Religion“ recht geistvoll und 
zutreffend behandelt war: der Bolschewismus als Religion der 
Vernunft, des Willens und der Afbeit, „die massen-, maschinen- 
und erdgebundene Religion des 20. Jahrhunderts. Damit hat sie 
auch die Eigentümlichkeit, daß der dem Kapitalismus immanente 
Egoismus hier zurückgedrängt wird“, der Bolschewismus als enge 
Orthodoxie, die auch den „Schriftbeweis“, aus Marx und Lenin 
nämlich, verwendet, für den der „unfehlbare Papst“ Stalin ist, 
die Einstellung der Kunst und Wissenschaft in den alles bezwin- 
genden Glauben, die Enge und Zielsicherheit und Härte dieser 
neuen Religion. Der Verfasser schließt mit den Bemerkungen: 


„Das neuzeitlihe Europa war, wenn auch nicht immer eingestandener- 
maften, beseelt vom Kampf und Haß der Nationen, der bis zum letzten 
Weltkrieg geführt hat und von da zu einem neuen führen kann. Der 
traditionellen Religionen vermochte der Bolschewismus in der Sowjetunion 
verhältnismäßig leicht Herr zu werden, aber seit Beginn des 19. Jahrhun- 
derts hat, vom Westen nach dem Osten fortschreitend, der Nationalismus 
immer mehr die Stelle der alten Religionen eingenommen, hat höchste 
Svmbolkraft gewonnen und ist der Glaube geworden, der das Leben der 
Menschen bestimmt hat und für den sie ihr Leben zu opfern bereit waren. 
Der Bolschewismus hat als ein sozialer, kosmopolitischer Glaube den natio- 
nalen Kampf und Haß abgeschworen, um an seine Stelle den Klassenkampf 
und Klassenhalt zu setzen. Dabei muß er notwendig mit dem Nationalismus 
zusammenstoßen, sich mit ihm auseinandersetzen.' 


Abgesclossen am 13. November 1931. 
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Il. Kulturbericht. 
Von Klaus Mehnert. 


Mit diesem Bericht beginnt, wie im Novemberheft von „Ost- 
europa“ angekündigt wurde, eine Serie von Aufsätzen über die 
menschliche Seite des bolschewistischen Problems. Der 
erste und größere. Teil eines jeden Aufsatzes wird der Betrac- 
tung eines Sondergebietes — heute dem sowjetrussischen Jugend- 
roman, später den Zeitschriften, der rasch wachsenden, von Be- 
triebsarbeitern verfaften Literatur, der neuesten Entwicklung 
des Erziehungswesens und anderen Gebieten des geistigen Lebens 
— gelten, der zweite der knappen Darstellung in der Berichts- 
zeit stattgehabter Ereignisse. 

Eines sei schon zu Beginn betont: 

Diese Berichte sollen keine Sammlung zufälliger Einzel- 
faktoren sein, sondern in sich und unter sich eine Einheit dar- 
stellen, in der sich alles der zentralen Frage nach dem neuen 
Menschen unterordnet, einer Einheit, in der jede Tatsache nicht 
an sich, sondern von einem ganz bestimmten Standpunkt aus, 
nämlih dem deutschen, beh aditel wird. Die Frage nach 
dem Gut oder Böse wird bewußt als eine in diesem Zusammen- 
hang unwesentliche innerrussische Angelegenheit angesehen; 
was hier interessiert, ist ausschließlich die Frage nach dem 
Woher und Wohin, nach dem Gesicht und Wesen des bolsche- 
wistischen Menschen. 


I. Der Jugendroman. 


In den Schaufenstern und Auslagen russischer Buchhand- 
lungen herrscht die Broschüre. Die Literatur wird nicht als 
Selbstzweck, sondern als Waffe im Klassenkampf, als Werkzeug 
des sozialistischen Aufbaus betrachtet, und den damit verbun- 
denen Anforderungen — die Schrift muß billig, aktuell, leicht 
lesbar, bequem zu versenden sein — entspricht eine knappe 
Broschüre besser als ein ausführlihes Buch, das bei der Ge- 
schwindigkeit, mit der in der Sowjetunion die Problemstellungen 
und Tatsachen wechseln, oft schon im Augenblick seiner Fertig- 
stellung veraltet wäre. Es gibt auch Ausnahmen von dieser 
"Regel, Lehrbücher zum Beispiel, in erster Linie technischer Art, 
aber selbst die schöne Literatur muf mehr und mehr dieser neuen 
Einstellung Rechnung tragen. Es ist bekannt, durch welch 
starken Druck der Schriftsteller veranlaßt werden soll, aktuellste 
wirtschaftliche und politische Tagesfragen als Themen zu wählen, 
und unter dem von Gorki ausgegebenen Motto „Das Land muß 
seine Helden kennen“ übershwemmen Hunderttausende von 
dünnen Heftchen das Land, in denen bekannte Autoren den 
Ruhm einzelner Betriebe oder Arbeiter künden. 

So hat auch der Roman sein Wesen verändert, einmal in 
seinem Inhalt — es existiert für ihn fast nur die Zeit nach 1917; 
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dann in seiner Form — z. B. durch seine Auflösung in einzelne 
aktuelle Skizzen oder den Uebergang zum halbbelletristischen 
Lehrbuch; und nicht zuletzt in seinem Ziel — die Epik ist der 
Pädagogik gewichen. Man sollte annehmen, daß der Roman sich 
damit sein Grab gegraben hat. Es scheint uns selbstverständlich, 
daß der Russe in der Kunst für kurze Augenblicke dem Fünf- 
jahrplan entgehen möchte, der — drückend oder anfeuernd — 
stärkste Anforderungen an jeden einzelnen stellt, daß er zum 
mindesten im Roman eine Domäne der Phantasie und der un- 
politischen Schönheit oder Spannung sich erhalten will und für 
die neue Art von Roman kein Interesse hat. Aber das trifft nicht 
zu. Die acht im folgenden kurz besprochenen Bücher sind in 
Rußland in einer Auflage von insgesamt mehreren hundert- 
tausend Exemplaren erschienen und das bedeutet in der Sowjet- 
' union, wo man Bücher nicht kauft, um sie zu besitzen, sondern 
um sie zu lesen und dann weiterzugeben, wesentlich mehr als bei 
uns. Die Höhe der Auflage erklärt sich nicht nur daraus, daf es 
eben andere Belletristik nicht gibt, sondern ist in erster Linie 
darauf zurückzuführen, daß die Menschen mit der neuen Ent- 
wicklung so beschäftigt sind, daf sie — man denke an Deutsch- 
land im Kriege — für etwas anderes gar keinen Sinn haben. 

Die Gegenständlichkeit des russischen Romans und seine 
Verbindung mit dem täglichen Leben erleichtert seine Zusammen- 
fassung in Gruppen. Dr. Leppmann hat im Oktoberheft eine 
solche unter dem Thema „Gesellschaftsroman“ besprochen, hier 
soll der Roman der Jugend in einigen repräsentativen Erschei- 
nungen dargestellt werden. 

Das Wesen des neuen russischen Romans rückt seine „lite- 
rarische“ Beurteilung in die zweite Linie. Sein literarischer 
Wert ist auch häufig nicht bedeutend. Da er belehren will, soll 
man aus ihm lernen, im Falle des Jugendromans zweierlei lernen: 
Erstens, wieistdierussische Jugend? Zweitens, 
wie soll sie sein? E 


Die junge Kommunistin. 


Obgleih in den Jugendromanen immer wieder dieselben 
Probleme — um es in einem Wort zu sagen: der junge Russe 
und der bolschewistische Staat — eine Rolle spielen, steht doch 
jeweils ein Sonderproblem im Vordergrund. Dat die Stellung 
des jungen Mädchens in dem neuen sozialen und wirtschaftlichen 
Leben besonders schwierig ist, geht aus der groften Zahl von Ro- 
manen, die sich mit diesem Thema befassen und aus denen ich 
drei herausgreife, hervor. | 

Panja Nikolajewa, die Heldin des Romans „Am Wege“!) | 
— es ist beruhigend festzustellen, daß auch im neuen russischen 


1) V Doroge, von M. PlatoSkin. Moskau-Leningrad 1930. Verlag 
Molodaja Gvardija. = os 
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Roman einzelne „Helden“ als Träger der Ideen des Schrift- 
stellers existieren — ist die junge Sekretärin der Komsomolzelle 
einer Tabakfabrik in einem Moskauer Vorort. An ihrem Bei- 
spiel wird eingehend und oft packend der Konflikt gezeigt, in 
den eine junge Kommunistin durch die intensive öffentliche 
Arbeit gerät: der doppelte Konfliktihrer Familie 
undihrerLiebegegenüber. 

Der Konflikt zwischen dem Mädchen und der Familie ent- 
stammt der Notwendigkeit, ständig und bis in die späte Nacht 
von zu Hause abwesend zu sein. Die alte Mutter haft den Kom- 
somol (den kommunistischen Jugendverband), der ihr die Toch- 
ter entfremdet, mißtraut allem, was mit dem Komsomol in Ver- 
bindung ist und schenkt den Verleumdungen, ihre Tochter sei 
auf Abwege geraten, Glauben. Auch Panja entfernt sich inner- 
lich von iR Mutter immer mehr, und selbst in der schwersten 
Stunde des Mädchens finden Mutter und Tochter nicht den Weg 
zueinander. Eine Lösung dieses ersten Konflikts wird gar nicht 
Sroa als sei es hoffnungslos, die alte Generation umzuer- 
ziehen. 

Sehr viel eingehender beschäftigt sih der Roman mit der 
Stellung des Mädchens zwischen Pflicht und Liebe. Panja be- 
trachtet es als ihre Aufgabe, ihren Kameraden zu beweisen, daß 
es einen Mittelweg gibt, welcher der Pflicht der Allge- 
meinheit und der Liebe dem Einzelnen gegenüber 
gleichermaßen gerecht wird. Aber es gelingt ihr nicht, den Be- 
weis zu erbringen, und sie zerbricht an diesem inneren Zwiespalt. 

Zwei junge Kommunistinnen verkörpern die beiden von 
Panja (und dem Verfasser) abgelehnten Extreme in der Einstel- 
lung zu diesem Problem. Die Wassieliewa ist die Vertreterin 
rein animalischer Ansichten. Für sie gibt es nichts außer der 
Arbeit im Rayonkomitee des Komsomol. „Zur Liebe“ — sagt sie 
— „hat der Komsomolez kein Recht.“ „Im Leben eines Komso- 
molzen muff die Liebe die allergeringste Rolle spielen.“ Da sie 
aber nicht gesonnen ist, dem Körper sein Recht zu nehmen, lebt 
sie in einer von dem Verfasser wenig anziehend geschilderten 
Wahl- und Zügellosigkeit. 

Ihr entgegengesetzt steht Marussja, die einen Kameraden 
aus dem Komsomol heiratet und trotz anfänglichen heftigen 
Sträubens rasch verbiirgerlicht. Die Sorge um ihren auf wichti- 
gem Posten schwer arbeitenden Mann, den sie sich verpflichtet 
fühlt, Heim und Erholung zu schaffen, zieht sie immer mehr von 
der öffentlichen Arbeit ab, an der sie sich früher eifrig beteiligt 
hatte. Bald geht sie ganz in Haushalt, Kleiderfragen, Möbel- 
kaufen auf. 

Zwischen diesen beiden Typen, dem einen, der um der Pflicht 
willen die Liebe verachtet, oak dem anderen, der fiir die Liebe 
die Pflichten vernachlässigt, kämpft Panja gemeinsam mit ihrem 
Geliebten Mitja, einem jungen Konscmolscn führer aus dem 
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Raykom, um einen neuen Weg. Aber Mitja verläft sie, als sie 
sich Mutter fühlt. Sie weiß, wie schwer es sein wird, mit einem 
Kind ihrer Arbeit nachzugehen. Lange zweifelt sie, ob sie es 
nicht vernichten soll. Doch sie entschließt sich, es zur Welt zu 
bringen. Nach der Geburt des Kindes beginnt die eigentliche 
Tragödie. Man hat, während sie in der Klinik lag, einen Nach- 
folger auf ihren Posten gesetzt. Das ist für sie ein schwerer 
Schlag. Denn nur unter größter Mühe hat sie sich ihre Position 
in der vor ihrem Eintritt ganz heruntergekommenen Zelle ge- 
schaffen. Doch ist sie ernsthaft gewillt, auch ihre neue Stellung 
voll auszufüllen. Sie muß ihr Kind einer Krippe oder einer 
Freundin zur Pflege anvertrauen, und jeden Morgen, wenn sie 
sih von ihm trennt, scheint es ihr, als ließe sie ein Stück ihres 
Herzens zurück. Infolge ihrer Uberanstrengung kann sie das 
Kind nicht richtig nähren. Ihr Körper und ihre Nerven halten 
den Anforderungen nicht stand. Sie steht vor dem Zusammen- 
bruh. Nur ein Zufall rettet sie, ein tragischer Zufall: der 
Tod des Kindes. Das ist bezeichnend. denn es beweist, daf 
dieses Problem in der Sowjetunion in der Tat noch lange nicht 
gelöst ist. Der Ausgleich zwischen Liebe und Arbeit ist noch 
niht gefunden. Gromow, der junge Sekretär des Raykom, 
spricht die Ansicht des Verfassers aus, wenn er am Schlusse sagt: 
„Dieses Problem ist sehr ernst. An ihm wird man sich noch 
lange die Köpfe zerbrechen. Man wird auch kaum einen Aus- 
weg finden, solange die allgemeine wirtschaftliche Lage sich 
nicht verbessert.“ 

Dieses Fazit ist besonders interessant, weil mir das Buch 
„Am Wege“ ebenso wie das noch zu besprechende „Die Zelle“ 
im Zentralkomitee des Komsomol in Moskau als das Leben der 
Komsomolzen und die Ansichten des Komsomol besonders deut- 
lih charakterisierend empfohlen wurde. 

Das Gegenstück zu Panja ist Polundra?), „der erste weib- 
liche Kapitän“, in dem gleichnamigen Roman. Hier ist nichts von 
den inneren Kämpfen und Widersprüchen zu spüren, in welche 
die Frau durch die Hingabe an einen Beruf gerät. Hier handelt 
es sich nur um die äußeren Schwierigkeiten, die tra- 
ditionellerweise dem Eindringen der Frau in Berufe, die man als 

omänen des Mannes ansah, entgegengesetzt werden. Polundra, 
die Waise eines von den Weißen erschlagenen Seemannes, hat es 
sih in den Kopf gesetzt, Kapitän zu werden, und zur Freude 
aller Backfische, die das Buch lesen, kämpft sie sich siegreich bis 
zu diesem Ziele durch. Die Probleme, denen sich Panja gegenüber 
‚werden in diesem Buch vollkommen ignoriert. Als eiserne Jung- 
frau wandelt Polundra unbeirrt zwischen den mehr oder weniger 
bösen Seeleuten ihren Weg. Zur Erkenntnis des heutigen Ruf- 
land trägt das Buch nichts bei. Außer gelegentlichen Erinne- 


— 


3) Polundra, von E. Bywalow. Moskau 1931. Zentralvölker-Verlag. 
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rungen an die grausamen Weißen und der Sitzung einer Pionier- 
gruppe, die den Vater eines der Pioniere für das Verhalten 
seinem Kinde gegenüber zur Rechenschaft zieht, findet sich kaum 
etwas, das auf die heutige Zeit hinweist. Vor allem in dem Ver- 
hältnis zwischen dem Kapitän des'Schiffes, bei dem Polundra 
lernt, und seiner Mannschaft ist nichts zu entdecken, was in 
Widerspruc stünde zu der bekämpften bürgerlichen Welt. 


Eine Sonderstellung nimmt das „Tagebuch einer Propagan- 
distin‘®) ein. Es wird in dem Vorwort als „erster Versuch einer 
halbbelletristischen Darstellung des Lebens und der Ar- 
beiteinerParteischule“ bezeichnet und sein Wert wird 
darin gesehen, daß es an die Stelle eines langweiligen Lehrbuch- 
stils eine romanhafte Lebendigkeit setzt. Naturgemäfß liegt der 
ganze Nachdruck auf dem pädagogischen Inhalt. Die junge 
Lehrerin Anna selbst rückt in die zweite Linie. Dadurch, daft 
der Verfasser eine Frau und nicht einen Mann zum Träger seiner 
Ansichten macht, will er wohl zeigen, daß auch eine Frau in der 
ne ist, diese Aufgabe zu erfüllen. Im übrigen befaßt er sich 
jedoch keineswegs mit den für die Frau hieraus erwachsenden 
Fragen. Er at — wie er sagt, auf Grund von Tatsachen — ein 
sehr anschauliches und eingehendes Bild der Arbeit in einer sol- 
chen Fabrikschule, deren Ziel es ist, bewußtte, theoretisch er- 
fahrene, opferbereite Klassenkämpfer zu erziehen. Der gesamte 
Unterricht ist ausschließlich auf die politischen und wirtschaft- 
lichen Fragen des Tages und insbesondere der Fabrik, in der man 
sich befindet, abgestellt.. Besonders interessant sind z. B. die 
Argumente, mit denen Anna die Rede Stalins vom Frühjahr 
1930, in der er die Kollektivierung bremst, den erstaunten und 
enttäuschten Arbeitern erklärt. Schon nach wenigen Monaten 
kämpfen die 52 Teilnehmer der Schule (aus einer Gesamtzahl 
der Arbeiter von 612) in der vordersten Linie, ganz gleich, ob es 
sih um die Zeichnung der Staatsanleihe, die Erfüllung des 
Planes. oder die Entsendung der 25 000 in die Kolchose handelt. 
Das wichtigste Bestreben Annas ist, ihren Schülern nicht Thesen 
einzuhämmern, sondern sie durch eigenes Nachdenken zu dem 
von der Partei bereits vorweggenommenen Ergebnis zu führen. 
Sie ist auf allen Gebieten so überlegen und sicher, daß sie es 
sich leisten kann, immer wieder die Kritik ihrer Schüler an der 
Politik der Partei zu fordern. 


Der junge Kommunist. 


„Die Zelle“) — ich sagte schon, daß mir auch dieses Buch 


vom ZK des Komsomol empfohlen wurde — schildert den 


3) Dnevnik Propagandista, von Netaev. Moskau 1931. Ogis-Molo- 
daja Gvardija. 


4) Ja¢ejka, von Boris Gorbatov. Moskau-Leningrad 1930. Verlag „Zemlja 
i Fabrika“. 
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Kampfdes Komsomol um die Seele des jungen 
Arbeiters in dem sehr realistisch und gewandt dargestellten 
Milieu einer kleinen Grubenstadt im Donbas. Das Motto, das von 
einem Donbas-Dichter stammt — „Hier spielt man Karten, liebt 
Lenin, liest Marx, trinkt Schnaps!“ — gibt treffend die Atmo- 
sphäre des Buches wieder. Der Held ist Maxim, der junge 
Sekretär der Komsomolzelle. „Er gehört zu jenen lustigen und 
kämpferischen Jungens, die wir so viele im Komsomol haben, — 
die flott Fußball spielen, heldenhaft an der Front kämpfen und 
schneidige Lieder singen. Er gehört zu jenen wissensdurstigen 
Jungens, die neue Ideen haben, die alles sehen und in sich auf- 
nehmen wollen; zu denen, die man überall hinstellen kann, 
denen der Komsomol und die Arbeit mehr ist als alles andere. 
Wenn ein solcher Bursche in die Hölle gerät, so wird er zu aller- 
erst feststellen, ob der Satan öffentliche Arbeit übernommen und 
seinen Mitgliedsbeitrag für den letzten Monat bezahlt hat.“ 


Maxims Gegenspieler ist sein Bruder Petro und eine Gruppe 
von Unzufriedenen, die sich bezeichnenderweise von einem 
jungen Angestellten — in dem Buch „Am Wege“ ist der böse 
Geist ein junger Intellektueller — unter dem Motto:. „Wir 
wollen keine Mönche sein“, in Opposition zu der straffen Diszi- 
plin der Zelle bringen lassen. Im Mittelpunkt des Buches steht 
die Verhandlung der Zelle über den Ausschluß von Petro, der 
durch sein Benehmen den gesamten Komsomol kompromittiert. 
Kamenew, ein junger Arbeiter, der sich von einem über die 
Schulter angesehenen Dummerjan zu einem der Führer der 
Zelle hochgearbeitet hat, halt in dieser Versammlung, die zu- 
nächst wenig Neigung zeigt, Petro auszuschließen, eine große 
und entscheidende Rede: f 


„ „Genossen! Petro ist aufgetreten, er hat gesagt, er hätte 
die Revolution gemacht und uns grüne Jungens genannt. Ja, 
ich gestehe es ehrlich: Ich war nicht im Feld, ich habe die Revo- 
lution nicht gemacht, ich bin ein grüner Junge. Aber ich sage 
dir, Petro, wenn du auc ein Held der Roten Armee warst, jetzt 
bist du ein Schuft. Ja, ein Schuft, weil du an unserem Kampf 
nicht teilnimmst. Als wenn wir jetzt keine Revolution machten! 
Eine Revolution unseres Hirns, eine Revolution unseres ganzen 
dunklen Lebens. Ist das leicht? Nein. Sind wir nicht auf allen 
Seiten von Feinden umgeben? Ich spreche nicht von denen 
außerhalb unserer Grenzen. Aber gibt es nicht genug Feinde 
hier in unserer Stadt? Geh’ einmal durch den Ort und aus 
ven Torweg werden wie Hunde unsere Feinde bellen, Spiefer. 
Säufer, dumme Weiber, Vagabunden, Händler, Popen, Bürokraten, 
alles Gemeine kriecht hervor zum Kampf gegen uns, zu einem 
schweren Kampf. Hier heiftt’s zupacken, Komsomolzen. Eine 

roe Aufgabe ruht auf uns, auf der Jugend, auf den grünen 
Juien Aufbauen!“ Er spricht davon, wie schwer es ist, ein 
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neues Leben zu errichten, wie die harte und ungesunde Arbeit. 
die Not und Entbehrungen den Kumpel zum Trinken veranlassen. 
Er spricht von der Verantwortung der Zellen und davon, daft 
jeder ein Vorbild der anderen sein soll. Und es schien den Kom: 
somolzen, als ströme neues Leben in die grauen Straßen, als ver- 
wandelten sie sich in eine Festung. Arbeiterbataillone sind in 
ihnen verschanzt und führen Krieg und eines dieser Bataillone 
ist ihre Zelle. „Daher sage ich“, fuhr er fort, „Petro ist in 
diesem Kampf ein Schuft. Statt denen, die nicht in der Partei 
sind, als Muster zu dienen führt er ein ausschweifendes Leben. 
Es ekelt einen, wenn man ihn ansieht. Schaut ihn an: Betrunken. 
verdreckt. Sieht so ein Komsomolez aus? Ein Schuft bist du, 
Petro, die Revolution hast du versoffen. Wir ziehen dich zur 
Rechenschaft. Gib Antwort. Ich frage dich, wenn das an der 
Front geschehen wäre, welche Strafe hätte man dir auferlegt? 
Sag aufrichtig, welche? Erscießen!“ —“ 

Das Thema und die Forderung dieses Buches, die jedem 
Leser eingehämmert werden sollen, sind: Disziplin ist Ba 
denn jeder Komsomolez muß sich in jedem Augenblick nicht als 
Einzelindividuum, sondern als Repräsentant des ganzen Kom- 
somol und als Vorbild für die übrige Jugend empfinden. 

Im Vorwort heißt es, der Verfasser habe in seinem Buch 
einige ideologische Fehler begangen. Der wichtigste dürfte sein, 
daß ein Streik der Bergarbeiter von Maxim nur dadurch über- 
wunden wird, daß er der Zeche gegenüber die Forderungen der 
Arbeiter — Lohnerhöhung und Entlassung eines Steigers, der 
einen Pferdejungen geschlagen hat — durchsetzt. Das Buch ist 
1930 erschienen. Und es ist anzunehmen, daß es schon 1931 einen 
solchen Schönheitsfehler nicht mehr aufgewiesen hätte. 

In der kurzen Novelle „Poroda“®) ist das Thema: Der K o m- 
somolez-Sohn und der parteilose Vater. Alexej, 
ein junger Arbeiter, wird zur Brotbereitstellung in ein benach- 
bartes Dorf geschickt. Der Vater, Maschinist an einem Diesel- 
motor, der auffer seiner Arbeit und seinem Sohn nichts besitzt, 
ist empört, daß sein Sohn ihn um des Komsomol willen verläßt. 
Um seinen Schmerz zu vergessen, lädt’er sich Bulkin ein, einen 
Arbeiter, der aber nicht in der Stadt, sondern auf dem Dorfe — 
auf demselben, auf dem Alexej arbeitet — lebt und ein Stück 
Land besitzt. Bulkin schüttet ihm — es ist die Zeit verscharfter 
Kollektivierung — sein Herz aus, und seine Anklagen gegen die 
bauernmordende Partei gipfeln in den Worten: „Ich gebe mein 
Brot nicht her.“ Das bringt den alten Maschinisten zur Be- 
sinnung: „Er gibt sein Brot nicht her? Wem gibt er das nicht 
her? Den Arbeitern? So ein Hund! Selbst steht er als Arbeiter 
an der Maschine und seinen Genossen will er kein Brot geben. 
Dieser Kulak! Aber Alexej wird ihm das Brot schon nehmen!“ 


5) Poroda, von A. Isbach. Moskau 1930. Verlag Molodaja Gvardija. 
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Ein Brief Alexejs an die Parteizelle der Fabrik deckt das 
Doppelspiel von Bulkin, der im Dorf der heftigste Feind der 
Kollektivierung ist und auf der Fabrik den Arbeiter hervor- 
kehrt, auf. Bulkin wird aus der Fabrik ausgeschlossen und geht 
der Arbeitsbluse, als ihrer unwürdig, verlustig. Besonders der 
alte Maschinist setzt sich dafür ein. Gleichzeitig wird eine frei- 
willige Brigade von 47 Mann gegründet, die in Freistunden einen 
Traktor für die von Bulkin bekämpfte und schwerringende 
Kommune zusammensetzt. Auch der alte Maschinist macht mit 
und wird, als der Älteste, Obmann der Brigade. Sehr plastisch 
wird die erste Überstunde, die nachts 12 Uhr als „Sturmarbeit“ 
beginnt, beschrieben. 
Der fertige Traktor wird mit großer Feierlichkeit ins Dorf 
gefahren. Und der Augenblick, in dem Alexej als Hauptaktivist 
der Kommune seinen Vater am Steuer des Traktors erblickt, 
löscht alle Gegensätze zwischen Vater und Sohn aus. Sie treffen 
sih auf dem gemeinsamen Boden des „sozialistischen Aufbaus“. 


Das auch ins Deutsche übersetzte Tagebuch des Studenten 
Kostja Rjabzew*) gibt ein anschauliches Bild des Moskauer 
Studentenlebens in der NEP-Zeit. Manche Schilderungen 
der Not treffen auch heute noch zu. Vor allem die Wohnungs- 
verhältnisse, davon konnte ich mich persönlich überzeugen, haben 
sich nicht wesentlich geändert. Ob Studenten noch auf den Boule- 
vardbanken schlafen, weiß ich nicht. Aber ich selbst bin nächt- 
lih auf den langen Korridoren des Wohnheims über ihre Körper 
gestiegen. 

Aufter dem Schreiber des Tagebuches sind noch drei Haupt- 
figuren bemerkenswert: Viktor Schachow, der eigentlich 
Schachowskoj heißt und Fürst ist, vertritt die untergehende 
Klasse und endet im Selbstmord. Sein Tod veranlaft 
jabzew zu der Überlegung, wie er sich selbst in einer 
ähnlichen Situation verhalten hatte. Und er beschließt zu- 
kämpfen. da Selbstmord das eigene Eingeständnis der Schwäche 
sei. „Vielleiht bin ich meinen seelischen Kräften nach 
i nicht stark. Aber hinter mir steht die ganze Kraft des 
Materialismus und Kommunismus, und das gibt mir einen Halt; 
ich fühle meine Einsamkeit nicht so, wie sie Schachowskoj ge- 
fühlt hat.“ Dem Lehrer Nikpetosch gelingt es, sich von 
seiner bürgerlichen Vergangenheit frei zu machen, er wird zum 
Schluß „fliegender Lehrer“ auf dem Lande und findet darin volle 
lee ung Die tragische Gestalt des Partisanen, der sich 
aus der Ekstase des Bürgerkrieges nicht an den grauen Alltag 

ewöhnen kann, macht den Verfasser nachdenklich. In seiner 
mpörung gegen den Alltag verfällt der Partisane auf die son- 


*) Kostja Rjabzew auf der Universität, von Nikolai Ognjew. Aus dem 
Russischen übersetzt von Maria Einstein. Berlin 1929. Verlag der Jugend- 
internationale, | 
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derbare Idee, eine häflliche kleine Arbeiterin durch seine Auf- 
merksamkeit glücklich zu machen und mit ihr dem Alltag zu 
entrinnen. Doch niemand hat hierfür das geringste Verständnis. 
am wenigsten das Mädchen selbst, das ihn für seine Bemühungen 
vor Gericht bringt. 

Gegen Ende des Buches erfährt Rjabzew, daft Silva, das 
Mädchen, das ihm am nächsten steht, sich entschlossen hat, einen 
anderen zu heiraten. Er geht in sich und kommt zu dem Er- 
gebnis, daß er durch die Passivität seines Wesens das eigentliche 
Leben, d. h. den Anschluß an das Kollektiv, in dem er steht, in 
diesem Falle die Hochschule, verpafßt hat, und daf Silva des- 
wegen ihn verläßt. Er beschließt: „Sie hat sich von mir abge- 
wandt, weil ich nicht aktiv war, weil ich mich dem großen Hoch- 
schulkollektiv verloren fühlte. So geht das nicht mehr weiter. 
Ich muf mich zusammenreiften. Das Leben ging an mir vorüber. 
während ich in meinem Tagebuch mich Selbstbetrachtungen hin- 
gab... So ein Quatsch! Ich muff arbeiten, nicht beobachten. 
Kämpfen und nicht fassungslos herumirren. Nicht die Nerven 
ae wegen soner Kleinigkeit wie der fehlenden Unter- 

unit. 

Solchen Kleinigkeiten muß man mit der Faust in die Fresse 
fahren, dann erobert man das Leben, zum Teufel mit allen Ver- 
fallsstimmungen! 

Ich will an mir, am Leben arbeiten. Ich will aufbauen ge- 
meinsam mit den anderen und nicht blof beobachten. Bei 
Puschkin wird Dubrowski Räuber, als Mascha ihm sagt, daß sie 
die Frau des Fürsten Werejski ist. Das tut er aber nur, weil er 
keine andere Verwendung für seine Energie hat. Ich aber hab' 
Verwendung: Wissenschaft! Sozialismus! Kampf!“ 

Das Geheimnis der Bolschewiki, mit dem sie die aktivsten 
Kräfte der russischen Jugend, die Kräfte, auf die es in Zeiten 
der Revolution ankommt, für ihre Ideen gewinnen, ja, sie zu den 
eigentlichen Trägern dieser Ideen machen, liegt, wie ich glaube, 
eben darin, daft sie der Jugend immer wieder sagen: „Auf dich 
kommt es an!“ und daß sie ihr konkrete und grofte Aufgaben 
stellen, an denen sie ihre Energien einsetzen muff. 


Der Bürgerkrieg. 


Neben den Fragen des sozialistischen Aufbaus, der neuen 
Moral, der kulturellen Arbeit ist es vor allen Dingen der Bürger- 
krieg, der Kriegskommunismus, der in den Romanen der Jugend 
immer wieder geschildert wird. Die Verherrlichung der Treue, 
der Unerschrockenheit, der spartanischen Einfachheit der Lebens- 
haltung, der Opferbereitschaft soll auch die jetzt heranwach- 
sende Generation, die den Biirgerkrieg nur als Objekt erlebt hat, 
zu dem Entschluß veranlassen, dieselben Tugenden auch im 
Kampf um die neue Wirtschaftsordnung zu bewahren. Das be- 
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kannteste dieser Bücher ist das auch in Deutschland erschienene 
„Erste Mädel“). Es ist die Geschichte von Sanja, die als das 
erste Mädchen dem Komsomol beitritt und die als proleiarische 
Jungfrau von Orleans ihren kämpfenden Kameraden das Banner 
voranträgt. Der eigentliche Held des Buches aber ist Sergej, der 
in seinem Tagebuch die Freignisse in anspruchsloser und oft 
humorvoller, äußerst eindringlicher Form schildert. Obgleich er 
sih neben den anderen Figuren seiner Erzählung, vor allen 
Dingen neben Sanja und den verschiedenen Führern des Kom- 
somol, völlig in den Hintergrund schiebt, ist es doch die Ent- 
wicklung dieses einfachen, anständigen und starken Menschen, 
die den Leser am tiefsten berührt. Sehr plastisch, aber ohne 
alle großen Worte schildert er das Leben erst im Dorf und dann 
in einer Kleinstadt in der Epoche des Bürgerkrieges. 
Gewalttat, Raub, Mord, Korruption sind an der Tagesordnung. 
Und dazwischen steht, eifrig und manchmal entscheidend an 
allen Kämpfen beteiligt, der Komsomol. Mit wenigen Strichen, 
mit kleinen Bemerkungen zeichnet der Dichter die Not jener 
Zeit. Nach einem Essen, zu dem heimlich die Lebensmittel be- 
schafft waren, schreibt Sergej: „Und dann gab es noch so etwas 
wie Butter, aber das war keine Butter, wie ich später erfuhr, 
sondern Käse.“ Es wird nichts beschönigt, wirkliche Menschen, 
keine Idealgestalten leben in diesem Buch. Sanja selbst, die 
bewunderte und geliebte Heroine, versagt. Sie ist nicht stark 
genug, die freie Liebe so, wie sie sie sich denkt, durchzuführen. 
ie verliert jeden Halt und wird, als sie von einer Anzahl 
Jungens, die durch sie krank geworden sind, öffentlich entehrt 
und geprügelt werden soll, von Sergej, der sie am meisten liebte, 
erschossen, um sie und den Komsomol vor dieser Schande zu 


bewahren. 


Ein ähnlich lebendiges Bild, unterstützt durch zahlreiche sehr 
gute Zeichnungen, geben die Skizzen, aus denen der Roman „Die 
ersten Bataillone‘“) besteht. Der Verfasser Sorokin ist selbst 
einer der Hauptbeteiligten aus der Entstehungszeit des 
Komsomol in Leningrad und er schildert die Ereignisse aus 
den Jahren 1917—1922. In einem Vorwort wendet er sich an die 
älteren Mitglieder des Komsomol — die „Alten Herren“ würden 
wir sagen — und fordert, daß sie die Erinnerungen jener 
schweren, aber heroischen Zeit pflegen und der nachwachsenden 
Generation vor Augen halten. In sehr lebendigen Skizzen, 
denen man jedoch wohl anmerkt, daß sie in großer Eile nieder- 
geschrieben sind, wird das langsame, aber stetige Wachsen des 
Leningrader Komsomol von einer kleinen Gruppe zu einer 


7) Das erste Mädel, von Nikolai Bogdanov. Berlin 1931. Verlag der 
Jugendinternationale. 

*) Pervye Batal’ony, von V. Sorokin. Moskau-Leningrad 1931. Ogis- 
Molodaja Gvardija. 
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Massenorganisation geschildert. Die Herausgabe der ersten 
Zeitungen, der Kampf um ein Heim, die Erbeutung eines Kino- 
apparates, der Mangel an Beleuchtung, Kohle und Lebensmitteln, 
die militärische Ausbildung und die durchaus militaristische Ein- 
stellung der jungen Leute ihr gegenüber, der Angriff von Jude- 
nitsch und der Drang der Komsomolzen zur Mobilisierung, ihre 
Angst, als zu jung abgewiesen zu werden, die vergeblichen Ver- 
ae an der Front die Rotarmisten politisch aufzuklären, die 
Eroberung von Kronstadt, das ganze improvisierte Zusammen- 
leben und das daraus entstehende starke Gemeinschaftsgefühl, 
das Aufkommen des NEP, mit dem ersten Besuch in einem Cafe 
und der unvermeidlichen Frage „Ist das ethisch?“, alles das wird 
lebendig dargestellt. Interessant ist vor allem der Eindruck, den 
Lenins Auftreten bei der III. Komsomol-Konferenz hervorruft. 
Seine nüchterne Art, seine damals unverständlich und unzeit- 
gemäß klingende Forderung: „Lernen, lernen, lernen!” ent- 
täuschte die begeisterungsgierige Jugend und wurde erst Jahre 
später von ihr gewürdigt. Bezeichnend ist die witzige Definition 
der Demokratie: „Demokratie — das ist ein unkomsomolisches 
Wort. Man versteht darunter folgendes: „Also, wer ist für 
meinen Vorschlag, die Unterrichtsstunde auf den Mittwoch zu 
legen? Hebt die Hände! Gut! Gegenprobe! ... was? ... 
Warum bist du dagegen, du, Wanjka, mach keinen Blödsinn, sag, 
warum du dagegen bist“ — „Ich bin nicht einverstanden, man 
muß .. .“ — „Die Mehrheit hat angenommen und du, Hühner- 
hirn, warum hast du deine Hand heruntergelassen, weißt du 
nicht, daß am Donnerstag keine Zeit ist? Was, du weißt das nicht? 
Dann sitz gefälligst still! Also wer ist dagegen? Niemand, ein- 
stimmig angenommen!“ 

Immer wieder spürt man aus den Worten des Verfassers, daß 
er etwas resigniert der Entwicklung, die so ganz vom Heroischen 
ins Wirtschaftliche übergeschlagen hat, gegenübersteht und daß 
es ihm nicht ganz leicht fallt, sich mit der neuen Zeit abzufinden. 


¥ k ve 


Wenn man die Ansicht, daß der sowjetrussische Jugend- 
roman in erster Linie pädagogische Zwecke verfolgt, gelten läßt, 
dann kann in der Tat die Kenntnis dieser acht Bücher als ein 
Beitrag zu der eingangs gestellten Frage nach der Jugend ange- 
sehen werden. Es wäre zwar falsch, zu sagen: So, wie sie hier 
dargestellt wird, ist die russische Jugend. Man muf an Stelle 
des Präsens der Schilderung den Optativ wählen: So soll sie 
sein. Man wird vor allem von den in diesen Romanen besonders 
betonten Charakterzügen annehmen dürfen, daß sie im Wesen 
des jungen Rußland noch am stärksten fehlen. Eine ganze Aun- 
zahl von Fragen sind in dieser Literatur überhaupt nicht zur Dis- 
kussion gestellt, weil sie eben für breite Schichten dieser Jugend 
gar kein Problem mehr sind — die Fragen: Wie stehst du zum 
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Kommunismus? Zum Eigentum? Zur alten Religion? Mit um 
so intensiverem Nachdruck widmen sich die Verfasser den beiden 
rofen Problemen der Disziplin und Moral. Die Sowjetunion 

findet sich noch in der Liquidation der im Gefolge der 
Revolution eingerissenen, ja geförderten Zügellosigkeit auf bei- 
den Gebieten, und dieser Kampf um Ordnung drückt der 
heutigen Erziehung der russischen Jugend sehr stark seinen 
Stempel auf. Ein reges geistiges Leben in unserem Sinne findet 
man bei ihr — in diesen Romanen und in Wirklichkeit — trotz 
ausverkaufter Theater nur selten; die schwere Not, der ng 
an vielen uns selbstverständlich erscheinenden Gütern, die In- 
tensität und Vergötterung des wirtschaftlichen Aufbaus erfüllt 
die Menschen, vor allem die Jugend, vollkommen und es ist in 
diesem Stadium schwer vorauszusagen, was übrig bleibt, wenn 
eines Tages der heute alle beherrschende wirtschaftliche Druck 
fortfallt. Es stimmt nachdenklih, wenn man in „Am Wege“ 
liest, wie glücklich sich eine Freundin Panjas, eine junge Kom- 
somolzin, in den Versammlungen emer Sekte fühlte und wie 
vieles ihr in dem Verhalten der Menschen untereinander dort 
besser gefiel als in der Komsomolzelle. 


II. „Die Geschichte des Bürgerkrieges.“ 


Das Monumentalwerk über den Bürgerkrieg, von dem schon 
seit längerer Zeit die Rede war, soll nun ernstlich in Angriff ge- 
nommen werden. Mitte Oktober ging ein Aufruf der Haupt- 
redaktion durch die Sowjetpresse. Es wurde die Bildung von be- 
sonderen Kommissionen bei den Parteikomitees in Aussicht ge- 
stellt, die aus Vertretern der Gebietskomitees, der Abteilungen 
des Istorik-Marxist, der Archive, des RKKA, der Kommissionen 
der ehemaligen roten Partisanen und Rotgardisten, der Vereini- 
gungen proletarischer Schriftsteller und der Presse bestehen soll. 
Die Aufgabe dieser Kommissionen ist die Sammlung allen Mate- 
rials und die Zusammenfassung aller Mitarbeiter. Die Quellen 
sollen sein: 1. Persönliche Berichte der Teilnehmer (sofern sie 
nicht schreiben können, sollen ihre Erzählungen stenographiert 
werden), 2. die wissenschaftliche, historische und künstlerische 
Literatur über dieses Thema und 3. die vorhandenen Dokumente. 
Alle Archive und Museen werden aufgefordert, der Redaktion 
Mitteilungen über wertvolles Material zu machen. Besonderer 
Nachdruc wird auf die folgenden acht Punkie gelegt: Die volks- 
wirtschaftlichen Bedingungen des Bürgerkrieges und die poli- 
tischen Ereignisse — Die Rolle der Parteiorganisationen, des 
Komsomol, der Frauen und Kinder — Die Beteiligung der Roten 
Armee und der roten Partisanen — Die Arbeit der unterirdischen 
Organisationen — Der Kampf gegen Feigheit, Verrat, Desertion 


in den eigenen Reihen — Die Tätigkeit der Konterrevolution, 
der weiffen Organisationen, der Grundbesitzer, der Geistlichkeit 
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— Die Weiße Armee und die Weiße Etappe — Die nationalistische 
Konterrevolution und das Bandenwesen. 

Angesichts dieses drei Spalten füllenden Programms mutet 
es sonderbar an, wenn es in den letzten Worten heißt: „Die 
Sammlung und Bearbeitung des Materials muff unbedingt auf 
Sa durchgeführt und bis zum 1. März 1932 beendet 
werden. 


II. Die nationalen Minderheiten. 


Die jährlichen Revolutionsfeiern pflegen mit Rücblicken 
auf das abgelaufene Jahr eingeleitet zu werden. Bekanntlich ist 
die Sowjetregierung auf ihre Nationalitätenpolitik, deren Kern 
die kulturelle Autonomie und die Förderung des nationalen Bil- 
dungswesens ist, ganz besonders stolz und auch in diesem Jahr 
wurden die Erfolge auf diesem Gebiet und die Pläne für die Zu- 
kunft ausführlich dargestellt. 

Der Vorsitzende des Rates der Volkskommissare von W ei R - 
ruland teilt am 5. November in den „Iswestija“ mit, daß in 
seiner Republik die allgemeine Schulpflicht seit zwei er be- 
steht, und daß es dort 26 Wuse (höhere Lehranstalten), 81 Tech- 
nika und 25 Arbeiterfakultäten mit insgesamt 47 000 Studenten 
gibt, außerdem eine Akademie der Wissenschaften und 21 For- 
schungsinstitute. 

In derselben Nummer schildern auch die Führer der anderen 
Republiken die entsprechenden Verhältnisse. In der Ukraine 
konnten 1926 69% der Männer und 38% der Frauen lesen und 
schreiben, 1930 79 % und 53%. Dabei ist die Zahl der unter- 
richteten Analphabeten, die 1928/29 544000 betrug, 1930/31 auf 
1 704 000 gestiegen, und während 1929/30 76 % der acht- bis zehn- 
jährigen Kinder vom Schulunterricht erfaßt wurden, waren es 
1930 98,2 %. Besondere Fortschritte hat die Polytechnisierung 
der Schule gemacht: 1931 wurden 1000 Siebenjahrschulen in 
Fabrik-, 1200 in Kolchosschulen umgewandelt. Insgesamt be- 
stehen gegenwärtig 25 188 Schulen mit 3 507 800 Kindern. Gegen- 
über den 53 Millionen Rubel, die 1927/28 für Volksbildung aus- 
gegeben wurden, beträgt die Summe 1930/31 147 Millionen. Statt 
24 höhere Lehranstalten mit 27000 Studenten 1914 besitzt das 
Land heute 162 Wuse und 715 Technika mit 200 000 Studenten. 

Transkaukasien beabsichtigt, die allgemeine Schul- 
pflicht bis 1933 durchzuführen. Es verfügt über 32 Wuse und 
34 Arbeiterfakuliäten mit 39 000 Studenten und gibt im laufenden 
Jahre 68 Millionen Rubel für Bildungszwecke aus. Die Zahl der 
Arztstationen ist auf 527, die der Krankenhäuser auf 212 erhöht. 

Auch die übrigen Bundesrepubliken melden ähnliche Ergeb- 
nisse. Turkmenistan hat die Zahl seiner Schulen ver- 
doppelt und die Schüler auf 109000 gebracht. An höheren 
Schülern hat es nicht ganz 10000. Das Analphabetentum wurde 
im laufenden Jahre bei 213 000 liquidiert, so daß jetzt 35 % der 
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Erwachsenen des Lesens und Schreibens kundig sind. Dieser 
Erfolg wird vor allem auf die Latinisierung der Schrift zurück- 
geführt. Usbekistan hat die Zahl der Analphabeten von 
98.2% im Jahre 1920 auf 47,8% 1931 verringert. Von diesen 
erhalten gegenwärtig 44% Unterricht. Noch im Jahre 1932 soll 
das Analphabetentum ganz liquidiert werden. Von den Elemen- 
tarschulen werden 72 % der Schulkinder, 320 000, erfaßt, während 
es 1912 nur 4500 waren. Usbekistan ist am 7. November 1930 zu 
seinem neuen Alphabet übergegangen. 

Die Einführung der lateinischen Schrift spielt in diesen Er- 
örterungen eine besondere Rolle, und es wird hervorgehoben, 
daß sie bis zum 14. Jahrestag der Revolution bei insgesamt 
60 Völkerschaften durchgeführt wurde. 


Ein Verdienst hat sich die Sowjetregierung zweifellos durch 
die Ausbildung der Schriftsprachen der einzelnen Nationalitäten 
erworben. Die Zahl der in den Minderheitensprachen erscheinen- 
cn — wächst ständig. Die Druckbogen betrugen (in Mil- 
ionen): 

1927/28 1928/29 1929/30 1930/31 


Ukraine . . ...2.1495 200 600 800 
Weifrufland. .... 15 24 60 90 
Transkaukasien . . . 35,5 42,5 55 — 
Turkmenistan . . . . 1,7 3,5 6 = 
Usbekistan . . . . . 127 20,4 60 90 


Ein Erla des Zentralkomitees der Partei vom 15. August 
1931 hat bekanntlich das Herausgabewesen der Union auf eine 
neue Basis gestellt. Für die Minderheiten wirkt sich das in 
doppelter Weise aus: 

Erstens: die Herausgabe soll dezentralisiert und in allen 
den Fällen, wo sich schon ein nationales Herausgabewesen ent- 
wickelt hat, von Moskau in die Zentren dieser Nationalitäten 
verlegt werden. Dies trifft von 63 in der Union gedruckten 
Sprachen bei folgenden Völkerschaften zu: bei den Baschkiren 
(Ufa), Weißrussen (Minsk), Burjaten (Werchneudinsk), Daghe- 
stanern (Machadsch-Kala), Kasaken (Alma-Ata), Kareliern (Petro- 
zawodsk), Kirgisen (Frunze), Deutschen (Pokrowsk, jetzt 
Luxemburgstadt), Mari (Joschkar-Ola), Tataren (Kazan), Ta- 
dshiken (Stalinabad), Turkmenen (Aschhabad), Tschuwaschen 
(Tsheboksary). 

Zweitens: die übrigen Sprachen, für die entweder Kultur- 
zentren überhaupt noch nicht bestehen oder die zu unentwickelt 
sind, als daß sie die Herausgabe ihrer zum Teil erst noch zu 
shaffenden Literatur übernehmen könnten, bleiben fast alle 
in Moskau zentralisiert, sofern sie nicht der einen oder anderen 
oben genannten nationalen Herausgabeorganisation angegliedert 
werden, wie z. B. die der Taranschinzen und Dunghanen dem 
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Bei aller Bewunderung und Teilnahme, die man auf dem 
Gebiet der Volksbildung in den nationalen Minderheiten der 
Sowjetregierung nicht versagen darf, empfiehlt es sich doch 
wohl, dieser überwältigenden Zahlenfülle gegenüber etwas 
skeptisch zu sein. Ich selbst habe in Gebieten, in denen laut 
Statistik das Analphabetentum fast hundertprozentig liquidiert 
worden war, zahlreiche und gerade auch jüngere Analphabeten 
efunden, auch werden von den mitgezählten Instituten und 

chulen manche noch ausschließlich auf dem Papier stehen. Aber 
selbst, wenn von den von mir zitierten Zahlen ein Teil der Skepsis 
zum Opfer fällt, werden dadurch die Anstrengungen der Sowjets 
an der „kulturellen Front“ nicht geschmälert, und es ist ver- 
ständlich, daß man in der Sowjetunion diese Ziffern zum Revo- 
lutionsfest in so großer Aufmachung vorlegt, denn sie bilden in 
der Bilanz des 14. Jahres der Revolution eine der wenigen Posi- 
tionen, deren sich die Sowjets ungetrübt freuen dürfen. Doch 
auch in Moskau gibt es zweifelnde Stimmen, die sich fragen, ob 
diese Unterstützung der kulturellen Autonomie keine zu große 
Stärkung zentrifugaler Kräfte bedeute. 


Bücherschau. 
Skythien und der Bosporus. 


Rostowzew, M.: Skythien und der Bosporus. 

Bd. I: kritische Übersicht der schriftlichen und archäologischen 

ie en & Co., Berlin. 1931. XI und 651 S. Preis: 
w. 80,— : 


Der Titel kann irreführen. Man könnte glauben, die Skythen hätten 
schon Meerengenpolitik getrieben. Aber es ist nicht der Konstantinopeler 
Bosporus gemeint, sondern der Kimmerische, nach dem das Bosporanische 
Reich genannt war, und damit handelt es sich einheitlih um Südrußland. 

Das Buch bietet staunenswerterweise die ganze Kultur dieses schick- 
salsreichen Gebietes von der vorgeschichtlih einheimischen über die grie- 
chische Kolonisation und die skythische Invasion bis in die spätrömische Zeit, 
und es entrollt diesen Reichtum in fast behaglich plaudernder Weise. 

Rostowzew hat das Buch in langen Jahten in Rufland ausgearbeitet. 
Es war noch nicht ganz fertig, da kamen der Krieg und die Revolutionen. Als 
er 1918 Rußland verlief und nach Amerika ging, war das Buch erst zu 
kleinem Teile bei der Kaiserlichen Archäologishen Kommission gedruckt 
Der Verfasser hörte nichts mehr davon und hatte es längst aufgegeben, als 
er 1925 ein fertiges Exemplar aus England zugeschickt bekam und zugleich 
der Verleger H. Schoetz sich als Besitzer einer deutschen Übersetzung 
meldete und die Erlaubnis zu deren Herausgabe erbat. 

So ist der jetzt vorliegende Band entstanden, der leicht erklärlih keine 
Abbildungen enthält, nur sieben Karten der verschiedenen Gebiete und Zeiten 
sind beigegeben. Da er als Band I bezeichnet wird, sollen sie vielleicht in 
einem zweiten folgen. Aber man vermifit sie kaum, da alles wesentliche 
inzwischen in dem großen Ebertschen Reallexikon der Vorgeschichte leicht 
erreichbar publiziert ist. 

Der Band zerfällt in zwei ungleiche Teile, die literarishen Quellen 
S. 1—140 und die archäologischen Denkmäler S. 141—651. 
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I. Die Griechen haben sich von früh an für das Schwarze Meer interessiert 
und in ihm betätigt. Die Sagen von der Argonautenfahrt, von Adhill auf der 
Insel Leuke, von Iphigenie in Tauris bestätigen es. Was die ersten Histo- 
riker Hekataios ‘ind Herodot zu berichten wuftten, ist für die ganze Folgezeit 
maßgebend geblieben, bis auf Plinius und sogar Ammian. Die griechische 
Kolonisation hat früh begonnen. Das mächtige Skythenreih blühte vom 
6.—3. Jh. v. Chr. und wurde durch das Bosporanishe Reich und viele 

riechische Küstenstädte abgelöst. Aber bis Philipp von Makedonien und 
heopomp besteht das Skythische Reich weiter und drüct auf Thrakien 
und Makedonien. Ephoros hat verderblich gewirkt, weil er die Skythen 
als ideale Nomaden zeichnet, die naturgemäß leben. Das war Homerolatren. 
Sie ging auf die Stoiker über. Auch Strabo ist Homerverehrer; aber über 
Armenien, Pontus, Paphlagonien hat er Exzerpte aus der eben vorhergehen- 
den Literatur als wahre Perlen hinterlassen. Der große Poseidonios kam in 
der Schilderung der Skythen nicht über Ephoros hinaus; er kannte sie nicht 
selbst wie die Kelten und Germanen. Ein zusammenhängendes Bild der 
ganzen Gegend bietet in römischer Zeit kein Schriftsteller. Am besten ist 
noch Ovid für den Charakter der Bewohner und der Landschaft. Dio 
Chrysostomos gibt ein Bild von Olbia, Ammianus Marcellinus eine Schil- 
gerung der Alanen. 
as Skythishe Reich hatte keine eigene Literatur, keine Reichsannalen, 
keine Inschriften. Daher gibt es für uns nur die mündliche Überlieferung, 
die bei Herodot und anderen Griechen gesammelt ist. 

II. Aus dem Gebiete des Bosporanischen Reiches sind fast nur Grab- 

denkmäler erhalten, keine Bauten und Skulpturen, viel Kunsthandwerk. 


Zu scheiden sind: Griechische Städte, halbgriechische Städte und No- 
maden. Das meiste hat Pantikapäum geliefert; dann folgen Nymphäum, 
Theodosia u. a. Die Gräber sind einfache Grabgruben oder Kurgane (Hügel) 
oder in den Fels gehauene Kammern. Das Material befindet sich in der 
Eremitage und dem Kertsher Museum. Die Publikationen gehen von 
L. Stephani über Kieseritzky bis Watzinger. Aber die Stelen z. B. sind für die 
Kulturgeschichte von Südrußland noch nicht ausgewertet. Die Sarkophage sind 
für die Holztechnik wichtig. Viele Vasen, Gläser, Glasperlen bis in die Römer- 
zeit, Die Toreutik ist nicht bloß von Griechenland, sondern auch von Vorderasien 
beeinfluft. Die Juweliere arbeiten griechisch. Münzen gibts vom 6. Jh. an. 
Sie richten sich zuerst nach Jonien, dann nach Athen, dann nach Kyzikos. 
Zu römischer Zeit bilden sich selbständige lokale Strömungen, im 3. Jh. n. Chr. 
tritt Verfall ein. Gemmen und Kameen haben griechischen und orientali- 
schen Einfluß. Auffallend sind noch die massenhaften Amphorenstempel und 
Terrakotten. Im 3. Jh. n. Chr. werden auch die höchsten Gesellschafts- 
schichten rasch barbarisiert. 

Mit dem weiteren großen Abschnitt „Die sk ythischen Kurgane 
des 6—3. Jh. v. Chr.“ (S. 270—542) folgt dann der wichtigste Teil des Buches, 
die Blütezeit der nationalen skythischen Kultur. Dahinter macht der kurze 
Abschnitt „Kurgane der Steppe der hellenistischen und römischen Zeit“ 
(S. 543—610) den Schluß des Buches. 


Trotz der weiten Ausbreitung herrscht vom 6.—3. Jh. v. Chr. in den 
Steppen Südrußlands eine gleichförmige Kultur. Sie ist zusammengeschmolzen 
aus drei Elementen: 1. dem alteinheimisch-vorgeschichtlichen, 2. dem grie- 
chischen und 3. einem asiatischen, das alarodisch-hettitisch-iranisch-persisch 
schillert. R. betont wiederholt, daß über dies dritte Element noch wenig 
Bestimmtes auszusagen ist, weil aus den in Betracht kommenden Gebieten 
kaum mehr wie Andeutungen vorliegen. Besonderer Einfluß scheint aus dem 
Kaukasus gekommen zu sein, der seinerseits vom mitannischen, hettitischen, 
chaldischen Reiche her beeinflußt war. Der Iran erbte vom medischen, per- 
sischen und frühskythischen Reiche. 

Die hervorstechendste Eigenschaft der skythischen Kunst ist der „Tier- 
stil”, die merkwürdige leidenschaftliche Neigung, das Ornament an tierische 
Elemente anklingen oder in solche übergehen zu lassen. Er muf sich in 


181 


Südrußland so lange gehalten haben auf vergänglichem Material wie Holz, 
Leder, Geweben, daß die Goten ihn hier noch kennenlernen konnten, um 
ihn nachher in ihren stammverwandten nordischen Ländern zu verbreiten 
und bis heute weltberühmt zu machen. Der skythische Tierstil ist mit dem 
sibirischen nahe verwandt, aber es ist nach R. nicht einer aus dem andern 
entwickelt, sondern beide hatten die gleiche Quelle. 


Der skythische Stil stammt auch nicht von der griechischen Küste, sagt 
R. mit Recht (S. 275). Gerade die Gräber mit dem vollkommensten Tier- 
stil haben in ihrer Ausstattung viel Orientalisches, speziell Persisches: 
Kocher, Pferdegeschirr, Leichenwagen, Baldachin, Kochkessel, Zepter, Hosen, 
Stiefel. Diese Kultur gehört durchaus der höheren Gesellschaftsschicht. Nur 
sie ist skythisch und geht gleichartig durch die verschiedenen Landschaften. 
In Kuban ist sie am reichsten im 6. und 5. Jh., in Taman im 4, am Dnjepr 
in der Zeit um 300. In Kiew und Poltawa herrscht gleichmäfiger Fortschritt 
vom 7. Jh. an. 


Gegen Westen sind starke skythische Vorstöße zu beobachten, die 
Donau hinauf durch Ungarn und weiter nördlich sogar bıs in die Lausitz. 
„Der hier zutage gekommene Goldfund von Vettersfelde bei Guben gehört 
zu den ältesten und wertvollsten Denkmälern des skythischen Tierstils, Er 
gehört noch ins 6, Jh., wo der jonische Stil in Südrußland herrschte, und zeigt 
Gebrauchsgegenstände des skythischen Iran mit jonischen Tiermotiven ver- 
ziert. laufenden Tieren und der Vereinigung von mehreren Tieren zu 
Gruppen usw. Wir haben Gegenstände vor uns, die für Skythen angefertigt 
worden sind mit Anpassung an ihren Geschmack ... aber mit einem Vorrat 
von Motiven, welche nicht dem skythischen Tierstil angehören, sondern aus 
dem reichen Bestande der jonischen Tiermotive. entlehnt ist, welche schon 
Zeit gehabt hatten, zu Schablonen zu werden. In diesem Sinne sind die 
Sachen saus Vettersfelde, wie Furtwängler es vollkommen richtig entwickelt 
hat, „ein Produkt rein jonisher Kunst des 6.—5. Jh. v. Chr., einer Kunst, 
füge ich hinzu, welche im Auftrage eines ihrem Geiste völlig fremden Be- 
stellers gearbeitet hat“, 


Auch unsern Berliner „Silberfund von Craiova“ beurteilt R. (S. 492) 
richtiger als Hub. Schmidt, der ihn veröffentlicht hat (Präh. Ztschr. 4927, S. 1 
bis 90). Zwar für die erste Reihe der Gehänge (a. a. O. Taf. 2 obere Reihe, 
Taf. 3, 8 u. 9) glaubt er an Hub. Schmidts „Gruppe von einem Drachen und 
einem Greifen‘, die im Kampfe miteinander dargestellt seien. Aber von 
der zweiten Reihe (Taf. 2 zweite Reihe, Taf. 4, 4 u. 6), die nach H. Sch. 
einen Kampf zwischen Löwen und Greif darstellen soll, sagt R.: „Ih muß 
bekennen, daf ich von diesem Kampfe zwischen Löwen und Greif auf den 
Platten gar nichts sehen kann“ und er glaubt selber, daf „die Hinterbeine 
eines Tieres, wahrsceinlich eines Löwen“, dargestellt seien, die in Greifen- 
köpfe endigten. 

Hub. Schniidt ist in der ganzen Deutung des Craiova-Fundes völlig in die 
Irre gegangen. Aber auch Rostowzew bleibt mit all seinen guten Bemerkun- 
gen auf halbem Wege stecken. An die Wurzel des verzwickten skythischen 
Tierstils, an die letzte Aufklärung seines Ursprungs und seines Wesens ge- 
langt er nicht. Möglich, daR man dazu all die anderen Gegenden ins Auge 
fassen muff. wo ähnliche Erscheinungen auftreten: Petreny in Befarabien, 
Susa und Mussian, Troja und den Kaukasus, die germanische Völkerwande- 
rungskunst und nicht zum wenigsten die weit entfernte Südsee, Bei solchem 
Überblick dürfte sich alles aus einem Punkte erklären. Die Tiere, die vorn 
den Kopf weit zurückbiegen und hinten die Beine unter den Leib schieben, 
sind aus der liegenden Volute ‘^ entstanden, rund zusammengerollte Panther 
oder Hunde aus der Spirale. Die Platte mit zwei stehenden Männern oder 
Tieren mit senkrechtem Balken dazwischen ist ursprünglich eine lineare 
rechteckige Schnalle Die umstrittenen zweiteiligen Gehänge Hub. Schmidts 
aber, die das Hinterviertel eines Tieres darstellen und dabei Krallen und 
Schnabel haben, gehen zurück auf einen Knoten mit zwei herabhängenden 
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Strikenden, wie er in der vorskythischen Kaukasusornamentik noch rein 
vorhanden ist. 

Der echte Tierstil ist immer einfach das spielerische Ausblühen des 
Linearen zum Lebendigen, aber es wird nicht das naturalistisch Lebendige 
erstrebt, sondern es bleibt immer das Linienmotiv mit einigem phantastisch- 
animalischen Rüstzeug. Der Stil tritt seiner Natur nach immer da auf, wo 
eine Kultur mit rein linearem Ornament eine das Lebendige pflegende Kultur 
kennenlernt und von ihr wenigstens so viel aufnimmt, um ihr eigenes ange- 
stammtes Linienornament zum Laufen, Greifen, Beißen zu bringen. 

Diese Erörterungen gehen schon über das Buch und über Siidruflland 
hinaus, Sie wollen auch nur dessen Grenzen zeigen und vor dem Wahne 
warnen, als ob die ganze Frage der Tierornamentik schon in Skythien gelöst 
sei, Rostowzews Buch ist aber für die ganze dortige Kultur ein Standard- 
werk auf lange Zeit. C. Schuchhardt. 


Stalin. 


Coudenhove-Kalergi: Stalin & Co. Paneuropa- 
Verlag. Leipzig-Wien 1931. 54 S. Preis: brosch. 0,90 RM. 

Dmitrievsky, S.: Stalin. Albert Bonniers Förlag. 
Stockholm 1931. 321 S. Preis: 9,50 Kr. 


Mit der immer stärkeren Durcdringung der Sowjetunion durch die 
Gedanken der Zentrale, mit der wachsenden Deutlichkeit, mit der sich der 
„Stalinismus“ als eine selbständige und einheitliche Epoche der bolschewisti- 
shen Entwicklung erweist, erhöht sich das Interesse an dem Manne, der 
heute im Mittelpunkt dieses ganzen Geschehens steht. Zu den schon im 
Augustheft 1931 von „Osteuropa“ besprochenen drei Stalinbüchern sind zwei 
neue getreten, die kurze Broschüre des Führers der Paneuropabewegung und 
das ausführliche Buch des früher an der Sowjetvertretung in Stockholm 
tätigen „Nichtheimkehrers“ Dmitrievsky. 

Coudenhove-Kalergi sagt mit dem ihm eigenen Fingerspitzen- 
gefühl in einzelnen knappen Sätzen mehr Wahrheiten über den Bolschewis- 
mus und seinen Führer als mancher alte Rußlandkenner in dicken Büchern. 
Er erkennt, daß es sich in der Sowjetunion um das Wachsen einer neuen 
Lebensform, um ein Ereignis, historisch bedeutsamer als der Weltkrieg, um 
das „größte soziologishe Experiment aller Zeiten, vollbracht von einer 
Gruppe intelligenter und tatkräftiger Menschen an einem der wertvollsten 
und begabtesten Zweige der Menschheit“ handelt. Er sieht, daß „der Si 
Stalins der Sieg des neuen Staatsgedankens über das Chaos der Revolution’ 
war und daß die Hauptgefahr des Bolschewismus gerade in seiner staats- 
kapitalistischen Umwandlung liegt. Er betont vor allem die ungeheure 
propagancistect: Wirkung des Bolschewismus durch das Fortschreiten des 

ünfjahrplans, die parallel laufende Weltwirtschaftskrise und das Auftreten 
der Sowjetunion in Asien als Befreier der Asiaten gegen die europäischen, 
in Europa der Proletarier gegen die kapitalistischen Ausbeuter. 

Aber der Vorteil seiner Kunst der vereinfachten Synthese ist 
auch zugleich sein Nachteil: Er stellt die Dinge so einfach dar, daf sie schon 
niht mehr stimmen. Vor allem mit historischen Parallelen muß man vor- 
sitig sein, es geht nicht an, einfach Stalin = Napoleon zu setzen, weil beide 
an der südlichen Grenze der von ihnen beherrschten Reiche geboren wurden. 
Oder: Die Arbeitslosigkeit in der kapitalistischen Welt wird durch Über- 
produktion erklärt, während Rußland so wenig an Arbeitslosigkeit leide, 
wie ein Dorf, das abgebrannt ist und sich wieder aufbaut. Dabei wird über- 
sehen, daß bei uns, wo ja auch in weiten Schichten des Volkes Not und 
Mangel herrschen, der Fehler weniger auf der Seite der Produktion als auf 
der der Distribution zu suchen ist. 

Das Buh Dmitrievskys ist der bisher bedeutsamste Beitrag zum 
Verständnis Stalins, Es liegt mir in einer schwedischen Übersetzung vor, 
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eine deutsche scheint noch nicht zu existieren. Wer erwartet, daf Dmitrievsky, 
nach der Art der anderen Nichtheimkehrer um Bessedowski, mit aller Macht 
seine bisherigen Freunde und deren Politik kompromittieren und herab- 
setzen wird, muß das Buch enttäuscht aus der Hand legen. Im Gegenteil, 
es scheint mit Ausnahme der letzten vier oder fünf Seiten von einem be- 
geisterten Verehrer und nicht von einem Widersacher Stalins geschrieben zu 
sein. Der sehr lebendig und geistreich gezeichnete Hintergrund ist die 
olitische Entwicklung seit der Mitte des vorigen Jahrhunderts in Rußland: 
Die Entstehung des Leninismus aus den beiden Strömungen, dem westlichen 
Marxismus mit seiner für die russischen Revolutionäre unbrauchbaren Ent- 
wicklungstheorie und dem russischen revolutionär-terroristischen Sozialismus: 
die geistigen Kämpfe unter den Emigranten und deren Auswirkungen auf 
die Tätigkeit der Partei in Rußland; die Ereignisse von Tammerfors 1905; 
Stolypins Chance, durch kluge Reformen die Revolution zu paralysieren. 

Die Jugend Stalins, über die ohnehin nur wenig einwandfrei bekannt 
ist, wird nur flüchtig skizziert, auch mit der Schilderung der Verbannungen 
und Fluchten hält sich der Verfasser nicht auf. Die eigentliche Darstellun 
Stalins beginnt mit der Februarrevolution. Im Gegensatz zu Krassin un 
Krishanowskij, die sich als „alte Garde“ aufspielen, aber von Dmitrievsky 
als Lakaien der Bourgeoisie bezeichnet werden, und zu Männern wie 
Sinowjew und Lunatscharskij, die für ihn nur „Hyänen der Revolution“ 
sind, scheinen seine ganzen Ss mpalhien Stalin zu gehören, ja in der Ein- 
stellung zum Nep steht der Verfasser dem skeptischen Stalin näher als dem 
Führer Lenin selbst In der Auseinandersetzung Trotzki-Stalin ist er völlig 
auf seiten Stalins und es ist interessant, seine Interpretation der Zariziner 
Ereignisse mit der Trotzkis in dessen „Mein Leben“ zu vergleichen. Gerade 
in diesem Konflikt wird die politische Überzeugung Dmitrievskys, mit der er 
sonst sehr zurückhält, deutlih: Er verachtet und bekämpft in Trotzki und 
den Seinen die „Internationalisten“, denen nur an der Weltrevolution, nichts 
an Ruflland gelegen ist, und die mit derselben Begeisterung sich in die spa- 
nische oder hottentottische Revolution gestürzt hätten. Sein Buch ist ein 
Bekenntnis zum russischen Nationalsozialismus und als solches von besonderem 
Interesse, da er damit eine neue Strömung im jungen Rußland vertritt. 
Stalin verkörpert ihm den Vorkämpfer des nationalen Prinzips gegen das 
internationale. Auch den Kampf von Kornilow und Drosdowskij verfolgt er 
mit großer Anteilnahme und er sieht ihr Versagen nicht als eine begrüßens- 
werte Selbstverständlichkeit, sondern als eine Folge der in ihren Reihen die 
Überhand gewinnenden Reaktion an. 

Man fragt sich 318 Seiten lang erstaunt, warum Dmitrievsky eigentlich 
seinen Helden verlassen hat. Er erklärt es erst ganz zum Schluß: Stalin war 
nützlich, sagt er, indem er die junge russische Generation an Stelle der `’ 
„alten Garde“ an die Spitze des Staates führte, das nationale Selbstbewußt- 
sein des Volkes wiedererweckte und mit seinem Stahlwillen und seiner un- 
begrenzten Macht das Fundament eines neuen nationalen Imperiums topte 
Aber aus diesem von ihm aufgepflügten Boden wachsen neue Menschen 
und neue Ideen. Diese neuen Menschen werden viel von dem übernehmen, 
was Stalin geschaffen hat, aber sie werden auch etwas entscheidendes hinzu- 
fügen: die Idee der Freiheit des Individuums. 

„Wenn Stalin zur Freiheit führen würde, so wäre ih — und mit mir 
alle, die mir folgen — der erste, der sih vor ihm beugt, denn alle histo- 
rischen und persönlichen Sünden können einem Mann vergeben werden, der 
eine große Revolution zu Ende führen und ein neues nationales Reich 
schaffen kann. Er aber kann das nicht.“ K. M. 


Untersuchungen über die Zustände in Polen. 


Fulde, Dr. Herbert: Die polnische Arbeiter- 
Gewerkschaftsbewegung. Volkswirtschaftstheoretische 
Abhandlungen, herausgegeben von Dr. M. R. Weyermann, Pro-’ 
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fessor der Nationalökonomie in Jena. 12. Heft. Verlag A. G. 
Neuenschwandersche Verlagsbuchhandlung in Weinfelden, 1931. 
214 S. Preis: 8,— RM. 

Swietoslawski, Dr. Moritz: Der mn: 
der territorialen Selbstverwaltung in der Repu- 
blik Polen. Abhandlungen des Instituts für Politik, auslandi- 
sches öffentliches Recht und Völkerreht an der Universität 
Lei zig. En von Richard Schmidt und Hermann Jahr- 
reif. Heft 13. Universitätsverlag von Robert Noske in Leipzig 
1931. 113 S. Preis: 5,— RM. 


Zielinski, Generalkonsul, St: Polen 1918 bis 
1930. Beitrag zur auftenwirtschaftlihen Entwicklung. Sonder- 
druck der Deutsch-Polnischen Wirtschaftszeitung. Verlag Völker- 
magazin, Berlin 1930. 34 S. 


Die Darstellung der polnishen Arbeitergewerkschaftsbe- 
wes ane ist ein nützlicher Beitrag zum Verständnis der polnischen Innen- 
litik. Es wird die geringe Entwicklung der Vorkriegszeit geschildert, die, 
ım Verein mit den ganz verschiedenartigen Verhältnissen in den einzelnen 
Teilgebieten, auch dıe heutige Entwicklung beeinflußt. Ziemlich ausführlich 
und klar wird der Nachkriegszustand behandelt, wobei allerdings die Zahlen 
nur bis 1926 gehen. Man ersieht, daß in den on von 1923 ab die Ge- 
werkschaftsbewegung erstaunlich zurückging und auch heute nur einen sehr 
bescheidenen Umfang hat. Die politische Bedeutung der Gewerkschaften ist 
daher gering, ihre wirtschaftliche Macht auch nicht grof. Gröfleren Einfluß 
haben die Gewerkschaften fast nur in Obersclesien. Die Arbeit ist gründ- 
lich und übersichtlich. 

Die Arbeit Swietoslawskis über die territoriale Selbstverwaltung 
in Polen entspricht einem Bedürfnis, da man häufig Nachrichten über die 
Eingriffe der Zentralverwaltung liest, die nicht ohne weiteres verständlich 
sind. Der Verfasser stellt, ausgehend von den Verfassungsbestimmungen, 
die heutige Selbstverwaltung in allen Einzelheiten dar, wobei die immer 
noch bestehenden Verschiedenheiten der einzelnen Gebietsteile erklärt wer- 
den. Die Republik Polen hat versucht, die verschiedenen Selbstverwaltungs- 
formen nach den Grundsätzen liberaler Organbildung durch die Bewohner 
und strenger zentralistischer Beaufsichtigung durch die Staatsverwaltung zu 
vereinheitlichen, 

Das Biichlein Zielinskis über die wirtschaftliche Entwicklung Polens 
von 1918 bis 1930 gibt hauptsächlich die amtlichen Zahlen über die äußere 
Entwicklung, ohne auf die Gründe und die gesamte Wirtschaftspolitik näher 
oder gar kritisch einzugehen. Die Zahlen sind zum Teil gut und geschickt 
ausgewählt. Es ist gewissermaßen eine offizielle Propagandasdhrift und als 
solche zu werten. H. Stt. 


Neue Worterbiicher. 


Sovremennaja Rossija (SSSR). (Rufland von heute.) 
Langenscheidis fremdsprachliche Lektiire. Band 28 der Gesamt- 
ausgabe. 1. Auflage. Berlin-Schöneberg (1931), Langenscheidtsche 
Verlagsbuchhandlung. 160 S. Preis: brosch. 1,50 RM. 

Deutsch-polnisches und Polnisch-deutsches 

A ristisches Wörterbuch. Osteuropa-Institut, Breslau. 

earbeitet von Dr. Ed. Zolondek. In zwei Teilen. 238 u. 176 S. 
Leipzig 1931, Verlag Gebrüder Böhm. Preis: 12,50 RM. 
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Sprachlehrbücher und -führer haben eine natürliche Tendenz zum Kon- 
servativismus: die klassische Sprache und Literatur hat meist den Vorrang 
vor der modernen oder gar der unmittelbar gegenwärtigen. Das neue 
Langenscheidt-Lektürebüchlein hat de Tradition mit aner- 
kennenswerter Kühnheit durchbrochen. Mit seinen kurzen, höchst lebendi- 
gen Lesestücken, die meist Zeitungen der letzten Jahre entnommen sind, 
stößt es geradeswegs ins heutige Rußland vor, ins Rußland der Traktoren, 
der Neprerywka, der Film- und Plakatmontage und der sozialistischen Wett- 
streite. Was der Leser der „Prawda“ und „Iswestija” täglich zu lesen .be- 
kommt, ist hier in charakteristishen Beispielen zusammengedrängt. das 
Typische, die neue Zeitungssprache, die Statistikenfreude, die Abkürzungen 
— alles ist so belassen, wie es dort erscheint, und am Rande nach bewährtem 
System sachgemäft erklärt. Besonders hübsch und lehrreich sind die einge- 
streuten Sammlungen von kleinen Notizen mit Tagesnachrichten. Auch die 
Bilder in Strichmanier scheinen uns gut gewählt. Alles in allem, eine ge- 
lungene Form moderner Sprachbelehrung, die ihren Benutzern viel Freude 
machen wird. 

Wir verweisen ferner mit Nachdruck auf das neue Polnisch-deut- 
sche Juristische Wörterbuch. An keiner Stelle sind die Mängel 
der älteren großen Lexika so fühlbar wie in der Spezialterminologie von 
Recht, Handel und Tecnik, die in den neuen Staaten teilweise ganz neu 
eschaffen, teils auch bedeutend erweitert werden mußte. Der Herausgeber 

at die einschlägigen Gesetze und Verordnungen benutzt und ein brauch- 
bares handliches Nachschlagebuch geschaffen, das jedem, der mit polnischen 
Dingen zu tun hat, zur Anschaffung empfohlen wird, W. L. 


Notizen. 


Die Deutsche Gesellschaft zum Studium Osteuropas 


veranstaltete in Berlin zu Beginn der Wintersaison vier sehr gut besuchte, 
zum Teil überfüllte Vortragsabende. Am 19. Oktober sprach Dr. phil. et 
rer. pol. H. Nagler, der Vizechef des Finanzplan- und Budgetdepartements 
des Volkskommissariats der Finanzen der UdSSR über F inanzplan und 
Finanzwirtschaft der Sowjetunion“; am 3, November Dr. phil. Klaus 
Mehnert über „Die junge Generation in Sowjetrußland (Die Studenten- 
schaft — Der Komsomol — Als Arbeiter im Kollektiv — Die Familie — 
Die neue Moral)“; am 11. November Professor R. Samoilowitsch, der 
Direktor des Instituts zur Erforschung des Nordens in Leningrad, und Pro- 
fessor Ludwig Weickmann, der Direktor des Geophysikalischen Insti- 
tuts in Leipzig, mit Lichtbildern und der Vorführung der Originalmefappa- 
rate über „Die Ergebnisse der Zeppelin-Arktisfahrt 1931“ und am 19. No- 
vember Redakteur Arthur W. Just, der Vertreter der „Kölnischen Zeitung” 
in Moskau, ebenfalls mit Lichtbildern über „Die Planwirtschaft in Sibirien“. 


Diesem Heft der Zeitschrift liegen Prospekte der Firmen 


J. Engelhorns Nachf., Stuttgart, 

Fredebeul & Koenen, Essen, 

Plischke-Verlag, Vertriebsstelle Rudolf Schneider, Markersdorf 
und Ost-Europa-Verlag, Berlin W. 35 und Königsberg i. Pr. 


bei, die wir der Beachtung der Leser empfehlen. 
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beide in Berlin. Mato Ost-Europa-Verlag, G. m. b. H., Berlin W. 35, Potsdamer Straße 26 b, 
Fernspr. B. 1, Kurfürst 1/4682. Druck: Ostpreuß. Druckerei u. Verlagsanstalt A.-G.. Königsberg Pr. 
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Wichtige historische Neuerscheinung: 


Der 11. Band der „Östeuropäischen Forschungen”, Neue Folge, 


herausgegeben im Auftrage der Deutschen Gesellschaft zum Studium 
Osteuropas von Prof. Dr. Otto Hoetzsch. 


Dr. Christian Friese 


Rußland und Preußen 


vom Krimkrieg bis zum Polnischen 


Aufstand 


Gr. 8°, VIII und 392 Seiten. Geheftet RM. 14.—. 


De: preuhisch-russische Verhältnis, ein Grundpfeiler preufisch-deutscher 
Außenpolitik im 19. Jahrhundert, wird hier einer Untersuchung unter- 
zogen von der entscheidenden Wandlung der politischen Situation 
Europas, die der Krimkrieg brachte, bis zur ersten großen Probe 
Bismarckscher Staatskunst. Das schärfere Hervortreten schlummernder 
Gegensäße, die Lockerung und Auflösung alter Bindungen haben das 
Staatssystem in Fluß gebracht. Neue Möglichkeiten von Zusammen- 
schlüssen tauchen auf und werden gesucht, oft aber ohne bestehende 
Verbindungen aufzugeben. Den Wirrwarr der Gegensäte benufyend 
und ihn steigernd, erhebt von neuem die nationale Idee ihre Ansprüche 
auf Verwirklichung im europäischen Staatenleben. Rufland, in seiner 
Macht erschüttert, durch Reformen in seiner Aktivität gehemmt, sucht 
ebenso nach neuen Stühen seiner Politik wie Preußen, das, des Schutes 
und des Druckes seines mächtigen Nachbarn ledig, neuen Antrieben 
in seiner inneren und äußeren, deutschen und europäischen Politik folgt. 
Die übliche Vorstellung von dem engen Zusammenstehen der beiden 
Mächte, die Formel von dem Dienst, den Preußen Rußland in den 
schweren Belastungsproben seiner Kraft im Orientkrieg und Polnischen 
Aufstand leistete, und von der Anwartschaft, die es damit auf spätere 
Gegendienste gewann, erweist sich als zu einfach. Infolge der Bewegt- 
heit der europäischen Situation und der Verschiedenartigkeit der Ten- 
denzen in beiden Staaten selbst drängt sich vielmehr in diesem kurzen 
Zeitraum eine Fülle von Möglichkeiten des politischen Verhaltens der 
beiden Mächte überhaupt zusammen. 

Die Darstellung ist nicht einseitig auf das preuhische archivalische Material 
aufgebaut, sie konnte, gestütst auf die Kenntnis der russischen diploma- 
tischen Korrespondenz (Zentralarchiv Moskau) und einen inter- 
essanten Briefwechsel zwischen Goréakov und der württembergischen 
Kronprinzessin, Grofßfürstin Olga Nikolaevna (Staatsarchiv Stuttgart), auch 
der russischen Politik gerechter werden als es bisher möglich war. 


Das bedeutungsvolle Buch wird durch jed. Buchhandlg.zur Ansicht vorgelegt! 


Ost-Europa-Verlag, Königsberg Pr. und Berlin W. 35 


Die Ausbildung des bäuerlichen 
Nachwuchses in der Sowjetunion. 
Von Otto Schiller, Moskau. 


Der Produktionsapparat der russischen Landwirtschaft hat 
sich in den letzten drei Jahren grundlegend verändert. Während 
früher die Produktionszellen der russischen Landwirtschaft 
Millionen bauerlicher Einzelbetriebe darstellten, deren wirt- 
schaftliche Tätigkeit ohne wesentliche Einwirkung des Staates 
automatisch vor sich ging, hat jetzt der Staat die Aufgabe über- 
nommen, die wirtschaftliche Tätigkeit von etwa 230000 kollek- 
tiven Groftbetrieben, die zusammen mit 4500 Staatsgütern als 
neue Produktionszellen bereits zwei Drittel der landwirtschaft- 
lichen Erzeugung liefern, selbst planmäßig zu regulieren und 
auf eine neue technische Grundlage zu stellen. Eine Lösung 
dieser schwierigen Aufgabe ist nur denkbar, wenn es gelingt, 
die Hunderttausende, die hierfür als Leiter, Unterführer, Spezia- 
listen und qualifizierte Arbeitskräfte neu gebraucht werden, in 
kurzer Zeit auszubilden und in den Produktionsprozeft einzu- 
setzen. Die sogenannte „Kaderfrage“, die Fachausbildung des 
Nachwuchses, hat für die russische Landwirtschaft entscheidende 
Bedeutung gewonnen. 

Der Bedarf an Fachleuten ist in der Landwirtschaft deswegen 
so gewaltig gestiegen, weil hier zwei revolutionäre Prozesse 
gleichzeitig mit aller Heftigkeit eingesetzt haben: die technische 
Neugestaltung der Produktion durch das vom Staate mit aller 
Macht forcierte Vordringen der Maschine und die organisatorische 
Neugliederung der russischen Bauernschaft durch deren Zu- 
sammenfassung zu neuen kollektiven Produktionsformen. Beide 
Prozesse sind in den letzten drei Jahren mit einer derartigen 
Geschwindigkeit vorwärtsgetrieben worden, daf die Fachleute, 
die für das Funktionieren der neuen Technik und der neuen 
Organisationsformen das Haupterfordernis darstellen, heute 
überall fehlen. Es ist ein Wunder und immerhin eine bedeu- 
tende organisatorische Leistung des Staates, da bei dieser 
Situation nicht ein vollständiges Chaos und eine wirtschaftliche 
Agonie auf dem Lande eingetreten sind. Allerdings läft der 
gerenwärtige Zustand der Landwirtschaft noch alle Anzeichen 
einer geordneten und planmäfligen Wirtschaft vermissen. Größte 
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Eile in der Ausbildung von landwirtschaftlichen Fachleuten und 
qualifizierten Arbeitskräften ist geboten, wenn man den landwitrt- 
schaftlichen Produktionsapparat nach den schweren Erschütte- 
rungen der letzten drei Jahre in Ordnung bringen will. Durch 
eine Reihe von großzügigen Maßnahmen versucht die Sowjet- 
regierung dieser schwierigen Aufgabe Herr zu werden. In den 
letzten zwei Jahren ist auf dem Gebiete des landwirtschaftlichen 
Bildungswesens quantitativ Bedeutendes geleistet worden. Man 
hat das höhere Bildungswesen gänzlich reorganisiert und für 
das niedere Bildungswesen, die sogenannte „Massenqualifi- 
kation“ landwirtschaftliher Arbeitskräfte, neue Einrichtungen 
Ee eaten; die bereits heute Hunderttausende erfassen. Um die 
ituation auf dem Lande, die schon ohnehin schwierig genug ist, 
nicht noch weiter zu komplizieren, ist durch eine Verfügung 
vom 2. August dieses Jahres eine Atempause in der Kollekti- 
vierung befohlen worden, die dazu dienen soll, die neu ent- 
standenen Betriebe organisatorisch zu festigen und neue „Kader“ 
zu schaffen. | 
Die Reorganisation der landwirtschaftlichen Hochschulen und 
Technika ist in der Weise durchgeführt worden, daß man aus den 
ehemaligen Anstalten universeller Richtung, die in ihrem Wesen 
etwa den analogen deutschen Bildungsstätten entsprachen, spezia- 
lisierte Einzelinstitute geschaffen hat. Dadurch und durch ver- 
schiedene Neugründungen ist die Zahl der landwirtschaftlichen 
Hochschulen (im Russischen abgekürzt „Wuse“ genannt) von 4 
im Jahre 1929/30 auf 98 im Jahre 1931 gestiegen, die der Technika 
in derselben Zeit von 200 auf 794. Durch eine Umgestaltung der 
Lehrpläne und genaue Reglementierung des Lehrprogramms ist 
in den landwirtschaftlichen Instituten eine Verkürzung der Aus- 
bildungszeit von 414 bzw. 4 Jahren auf drei Jahre erzielt worden. 
Die akademische Freiheit ist aufgehoben. Die Studenten, die 
fast ausschließlich vom Staate durch Stipendien unterhalten wer- 
den, haben ihre Arbeitszeit ebenso einzuhalten wie jeder Fabrik- 
arbeiter. Sie arbeiten in der Fiinftagewoche, und zwar sechs 
Stunden täglih. Um sie zu einer möglichst aktiven Mitarbeit 
heranzuziehen, hat man den akademischen Vorlesungsbetrieb im 
wesentlichen abgeschafft und arbeitet den gesamten Lehrstoff in 
seminarähnlichen Übungen durch. Die einzelnen Lehrfacher wer- 
den, je zwei bis vier gleichzeitig, nach einem strengen Arbeits- 
programm in einer bestimmten Anzahl von Arbeitstagen durch- 
gearbeitet. Die Fächer ihrerseits sind in einzelne Themen ein- 
geteilt, für die eine feste Zahl von Arbeitsstunden vorgesehen ist. 
Der Unterricht geht in der Weise vor sich, daß die Studenten nach 
einem kurzen einleitenden Vortrag des Professors sich in Gruppen 
von drei bis fünf Mann an ihre Arbeitstische verteilen und unter 
Leitung des Professors und seiner Assistenten das betreffende 
Thema kollektiv durcharbeiten, indem einer von ihnen aus dem 
Lehrbuch vorliest und über Einzesfragen diskutiert wird. Examina 
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sind abgeschafft. Jeder hat das Pensum in der vorgeschriebenen 
Zeit zu bewältigen. Wer bei der Generaldiskussion, die die 
Durcharbeitung eines bestimmten Faches abschließt, ungenügende 
Leistungen aufweist, hat in Überstunden, während er schon mit 
anderen Fächern beschäftigt ist, das Fehlende nachzuholen. 


In dem Unterrichtsplan ist neben den eigentlichen Fach- 
disziplinen auch die marxistische Lehre mit einzelnen Fächern, 
wie dialektischer Materialismus, Leninismus, marxistische Natio- 
nalökonomie usw. vertreten. Der Zweck der landwirtschaft- 
lihen Hochschulen (Wuse) ist, wie es in einem amtlichen Erlaß 
heißt, „die Heranbildung von Spezialisten, die nicht nur über 
ausreichende Fachkenntnisse ln sondern auch, ausgerüstet 
mit der marxistisch-leninistischen Theorie, befähigt sind, als 
Organisatoren der produktiven Aktivität der arbeitenden Massen 
und als aktive Teilnehmer am Kampfe für die sozialistische 
Rekonstruktion der Landwirtschaft mitzuwirken“. 


Diesen Leitsätzen entsprechend hat man nicht nur die Unter- 
richtsmethoden geändert, sondern auch die Wissenschaft selbst 
einer Revision unterworfen, um sie in allen Einzelheiten mit 
der Lehre des dialektischen Materialismus, die zum neuen welt- 
anschaulichen Dogma geworden ist, in Einklang zu bringen und 
zu durchsetzen. Das führt in manchen Fällen zu merkwürdigen, 
dem anders geschulten Denken schwer begreiflichen neuen 
Thesen. Vorläufig fehlt es aber noch fast vollständig an neuen 
Lehrbüchern, die diese Gesichtspunkte berücksichtigen und den 
technischen und sozialen Veränderungen der russischen Land- 
wirtschaft gerecht werden. Auch die Lehrkräfte, besonders so- 
weit sie noch aus der Vorkriegsschule stammen, können sich 
nicht so schnell auf die neuen Methoden umstellen, beides Um- 
stände, die den Lehrbetrieb außerordentlich erschweren. 


Auch die neuen „sozialistischen“ Arbeitsformen des Fabrik- 
betriebes hat man auf den Lehrbetrieb der Hochschulen über- 
tragen. Zur Hebung der Arbeitsleistung und der Arbeits- 
disziplin ist der „sozialistische Wettbewerb“ und das „Stoß- 
brieadentum“ eingeführt worden. Der Wettbewerb zwischen 
zwei verschiedenen Gruppen von Studenten erstreckt sich auf 
Regelmaftigkeit und Pünktlichkeit beim Unterrichtsbesuch, Unter- 
richtserfolge und Prozentsatz der Nachzügler. Die ,,Stof- 
brigadler“ verpflichten sich zu besonders guten Leistungen nach 
den genannten drei Merkmalen und übernehmen es bisweilen 
auch. das gesamte Pensum bei gleicher Arbeitsqualität in kürzerer 
Zeit (also etwa in 214 statt in 3 Jahren) zu erledigen. Sie werden 
durch Stipendien, Bücher, Freikarten für Kurorte usw. prämiiert. 
Eine neue Arbeitsform ist das sogenannte „sozialistische Schlepp- 
tau”, wobei einzelne Nachzügler oder zurückgebliebene Gruppen 
von anderen ins Schlepptau genommen un Sorwirie lichen 
werden. 
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Eine Neuerung in dem Unterrichtsplan der landwirtschaft- 
lichen höheren Bildungsanstalten ist die starke Betonung der 
Betriebspraxis. Während früher die russischen Landwirtschafts- 
studenten im Gegensatz zu.den deutschen im allgemeinen ohne 
praktische Vorbildung ihr Studium begannen und nur eine 
unvollkommene Ferienpraxis durchmachten, ist jetzt die prak- 
tische Ausbildung fest in den Unterrichtsplan der Institute ein- 
gefügt und nimmt etwa die Hälfte des gesamten Lehrprogramms 
ein, wie man ja überhaupt bestrebt ist, die Wissenschaft aus den 
Laboratorien und Hörsälen nach Möglichkeit hinauszuverlegen 
und sie in eine feste Verbindung mit dem Produktionsprozeft 
zu bringen. Außer der Betriebspraxis sind auch militärische Aus- 
bildung durch theoretischen Unterricht und Übungen im Mili- 
tärlager in den Lehrplan eingefügt. Die Ferien sind infolge 
dieses reichhaltigen Unterrichtsprogramms auf ein Minimum be- 
schränkt. Man hat mit der c&harakteristischen Übertreibung, mit 
der so häufig in der Sowjetunion die besten Absichten in ihr 
Gegenteil verkehrt werden, auch den an sich gesunden Gedanken 
der praktischen Durchbildung des Landwirtschaftsstudenten in 
einigen Fällen so überspitzt, daß für den theoretischen Unter- 
richt wenig Zeit übrig blieb und die Studenten fast das ganze 
Jahr hindurch für alle möglichen landwirtschaftlichen und auch 


nicht landwirtschaftlichen „Kampagnen“ mobilisiert waren. 


Um die Verbindung zwischen Hörsaal und Praxis noch enger 
zu gestalten, ist beabsichtigt, die landwirtschaftlichen Institute 
aus den Städten ganz in große Staatsgüter hinauszuverlegen, 
wie das in mehreren Fällen bereits durchgeführt worden ist. 
So soll der neue Typ der Landwirtschaftsstadt (Agrogorod) ent- 
stehen, eine neue Verbindung und gegenseitige Durchsetzung 
von Stadt und Land. Schon jetzt erhalten diejenigen Betriebe. 
in denen die Studenten ihre Praxis absolvieren, den Charakter 
einer Lehrwirtschaft, in der auch eine theoretische Unterweisung 
im Gebrauch der Maschinen usw. erfolgt. Die Studenten ver- 
richten in den ersten Semestern gewöhnliche Feldarbeiten und 
werden später als qualifizierte Arbeiter Traktoristen usw. ver- 
wendet. Für die einzelnen Wirtschaftsbetriebe, die zurzeit fast 
überall sehr stark unter dem Mangel an Arbeitskräften zu leiden 
haben, bedeutet die gerade in den wichtigsten landwirtschaft- 
lichen Arbeitsperioden angesetzte Betriebspraxis der Studenten 
eine sehr erwünschte Arbeitshilfe. 

Die enge Verbindung mit dem landwirtschaftlichen Pro- 
duktionsprozeß dokumentiert sich auch darin, daf eine ganze 
Reihe von Instituten je nach ihrer Spezialität den entsprechen- 
den landwirtschaftlichen Wirtschaftsorganisationen angeschlossen 
sind, wie z. B. die Institute für Getreidebau dem Korntrust, die 
Institute für Rindviehzucht dem Fleischviehtrust usw. Das 
Volksbildungskommissariat, dem früher das gesamte Bildungs- 
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wesen unterstand, gibt nur noch die allgemeinen, vorwiegend 
pädagogischen Richtlinien, während im übrigen alle landwirt- 
schaftlichen Unterrichtsanstalten dem Landwirtschaftskommis- 
sariat unterstehen. Die Trusts finanzieren die ihnen ange- 
schlossenen Institute und haben dafür das Recht, die dort aus- 
gebildeten Fachleute sofort nach Abschluß ihres Studiums in 
ihren Betrieben anzustellen, in denen diese audh bereits ihre Be- 
triebspraxis zu absolvieren haben. Dadurch kennt der Sowjet- 
student keine Sorgen um seine spätere Anstellung. Wie der 
Arbeiter an seine Fabrik, wird auch der Student an seine 
Wirtschaftsorganisation, für die er ausgebildet wird, gebunden 
(prikrepitj). Diese Bindung ist noch nicht zu einem festen System 
geworden, zeichnet sich aber schon sehr deutlich ab. 


Die Institute sind nicht um der Wissenschaft willen da, 
sondern sie werden Bestandteile großer Wirtschaftsorganisationen 
mit der Aufgabe der planmaftigen Heranbildung und pünktlichen 
Lieferung von Spezialisten. Auch hier zeigt sich die für die 
gegenwärtige Form des Sowjetsystems so charakteristische voll- 
ständige Einordnung des Einzelindividuums in den Produktions- 

rozeß. Für individnelle Wünsche und Neigungen bleibt weni 

aum. Der Mensc ist nicht dazu da, seine Persönlichkeit na 
eigenem Gutdünken zu entfalten, sondern er soll einen möglichst 
hohen wirtschaftlichen Nutzeffekt hergeben und hat sich restlos 
in den Rahmen der alles beherrschenden staatlichen Wirtschaft 
einzuordnen. Schon bei Beginn des Studiums, häufig sogar schon 
vorher, ist der russische Landwirtschaftsstudent spezialisiert und 
ihm damit sein Platz innerhalb der Planwirtschaft zugewiesen 
und die Aufgabe vorgezeichnet, die er für den Staat zu leisten 
hat. Der Viehzüchter beschäftigt sich nicht mit Ackerbau, der 
„Mechanisator und Elektrifikator der Landwirtschaft“ nicht mit 
Tierzucht. Ein Wechsel des Faches wäre wirtschaftlich unrationell 
und wird vermieden. Der Staat bzw. die Wirtschaftstrusts, die 
das Studium des Sow jetstudenten finanzieren, wollen möglichst 
bald wirtschaftlich nutzbare Leistungen sehen. Ihnen liegt daran, 
daß der Student über möglichst viel praktische Kenntnisse und 
Fertigkeiten verfügt, die er sich in einem handwerksmäfigen, 
militärisch strengen Arbeitssystem anzueignen hat. 

Der wirtschaftliche Effekt, der sich bei diesem Unterrichts- 
system aus dem einzelnen Menschen herausholen läßt, mag, so- 
lange es sich um untere Stellungen handelt, größer sein als bei 
universeller Ausbildung und akademischer Ungebundenheit. 
Zweifellos aber werden durch die Spezialisierung und das ganze, 
weniger auf Erziehung zu selbständigem Denken als auf mög- 
lichst rasches Aneignen schablonenmaftiger Kenntnisse hinzielende 
Unterrichtssystem Einseitigkeit und Kritiklosigkeit sehr stark 
gefördert. Auch wenn man von der Bewertung der Einzel- 
persönlichkeit als solcher ganz absieht, ist es fraglich, ob die 
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fehlende Erkenntnis der großen Zusammenhänge und die man- 
gelnde Fähigkeit zu selbständigem Denken, die schon jetzt bei 
einem Teil der jungen Sowjetagronomen zu beobachten sind, sich 
im Endresultat nicht auch wirtschaftlih ungünstig auswirken 
müssen, und ob der weite Horizont des Wirtschaftsplanes den 
engen Horizont der Wirtschaftsindividuen wird ersetzen können. 


Nach ganz ähnlichen Methoden wie die landwirtschaftlichen 
Hochschulen arbeiten die landwirtschaftlihen Technika. Die 
Technikumausbildung ist für viele nur eine Vorstufe zum Hoch- 
schulstudium, das in späteren Jahren noch nachgeholt wird. 
Der für den russischen Menschen charakteristische Bildungseifer 
ist auch bei Personen vorhanden, die sich in guten Positionen 
befinden und materiell gesichert sind. Es kommt nicht selten 
vor, daft Beamte hohe Staatsstellungen aufgeben, um zu studieren, 
ohne dabei eine Minderung ihres persönlichen Ansehens zu 
empfinden. Das Studium ist eine ebensolche, dafür aber häufig 
sehr viel angenehmere Art der Arbeit für den Staat, wie die Be- 
kleidung eines hohen Postens im Staats- oder Wirtschaftsapparat. 


Eine Differenzierung der Menschen nach ihrem Bildungsstand, 
wie sie sich besonders in Deutschland herausgebildet hat, ist in 
der Sowjetunion in dieser Form nicht vorhanden. Dem Bil- 
dungsdünkel sind schon dadurch Schranken gesetzt, daß die Zu- 
a keit zu den privilegierten Schichten der Bevölkerung und 

ie Befähigung zu leitenden Stellungen nicht durdı den Grad der 

Bildung bestimmt werden. Wohl aber kann umgekehrt die soziale 
Herkunft bestimmend für den Bildungsgrad sein, insofern, als 
sie für die Zulassung zum Studium entscheidend ist. Da die 
Hochschulen bei weitem nicht in der Lage sind, alle aufzu- 
nehmen, die sich zum Studium drängen, wird bei der Aufnahme 
nach klassenmäßfigen Gesichtspunkten gesiebt und darauf ge- 
achtet, daß ein möglichst hoher Prozentsatz der Studenten aus 
den Kreisen der Arbeiter, Landproletarier und Kleinbauern 
stammt oder in der Partei bzw. dem Komsumolzenverband orga- 
nisiert ist. In den letzten zwei Jahren ist man in dieser Hinsicht 
schärfer vorgegangen und hat eine bedeutende Veränderung 
der sozialen Zusammensetzung der Studentenschaft in der ge- 
wünschten Richtung erreicht. 

Wie stark sich durch die Reorganisation die zahlenmaftige 
Leistungsfahigkeit der landwirtschaftlichen Institute und Tech- 
nika gehoben hat. geht daraus hervor, daß die Zahl der Stu- 
denten in den Instituten von 29000 im Jahre 1930 auf 50 000 im 
ohne 1931 und die Zahl der Technikumschiiler von 25000 im 

ahre 1930 auf 112000 im Jahre 1931 gestiegen ist. Im Jahre 
1932 sollen planmäßig 69000 Landwirtschaftsstudenten und 
197 000 Todikunchüler vorhanden sein. Im Jahre 1931 liefern 
die Institute der Landwirtschaft 8200 und die Technika 14 000 
ausgebildete Spezialisten, im Jahre 1932 sollen es 15500 der 
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ersten Kategorie und 29200 der letzteren sein, die ihr Studium 
beenden. Trotz dieser beträchtlichen Ziffern bleibt doch, beson- 
ders an Agronomen mit Technikumsausbildung, ein sehr großes 
Defizit, das für 1932 auf 48000 Mann berechnet wird. 


Noch größer sind aber die Aufgaben, die in bezug. auf die 
Ausbildung qualifizierter Arbeitskräfte, der sogenannten „nie- 
deren Kaders“. zu bewältigen sind. Die Kollektivierung, die 
heute bereits zwei Drittel der russischen Bauernschaft umfaßt, 
führt notwendig zur Arbeitsteilung und damit zu einem großen 
Bedarf an spezialisierten Arbeitskräften. Eine neue Berufs- 
differenzierung setzt sich durch. Bauern, die einiges Geschick 
für Stellmacher- oder Schmiedearbeit haben, mit der sie sich 
früher nur nebenbei in ihrer kleinen Einzelwirtschaft be- 
schäftigt haben, werden zu Kolchosstellmachern oder Kolchos- 
schmieden, Bauern mit Interesse für Gartenbau Gärtner, soldıe 
mit technischem Verständnis Betriebsmechaniker usw. Es kommt 
darauf an, diesen neuen Spezialisten, die in den meisten Fällen 
den Anforderungen eines Groftbetriebes nicht gewachsen sind, 
das notwendigste an Kenntnissen möglichst schnell zu vermitteln. 
Die Massenkollektivierung führt zwangsläufig zur Massenaus- 
bildung. Überall auf dem Lande sind Kurse eingerichtet worden, 
an denen sich die Bauernjugend mit großem Eifer beteiligt. 
Gewöhnlich sind es Winterkurse, die entweder an der Maschinen- 
und Traktorenstation, dem neuen organisatorischen Zentrum der 
kollektiven Landwirtschaft. oder auf benachbarten Staatsgütern 
abgehalten werden. Die Kurse dauern gewöhnlich 3—5 Monate 
und werden von den betreffenden Fachleuten der Betriebe ab- 
gehalten. Da es sich lediglich um die Vermittlung handwerks- 
mäßigen Wissens handelt, glaubt man, ohne eine spezielle päda- 
gogische Ausbildung der Unterrichtenden auskommen zu können. 
Erst im letzten Jahre sind diese Kurse in großem Maßstabe ein- 
geführt worden. Sie erfassen im Jahre 1931 fast 2 Millionen 
Menschen und sollen bereits im nächsten Jahre über 5! Mil- 
lionen Menschen ausbilden. 

Die Nomenklatur für die Sonderkurse zur Massenausbildung 
von landwirtschaftlichen Kaders unterscheidet nicht weniger als 
©3 verschiedene Berufsarten. Da gibt es Traktoristen und Mäh- 
drescherführer. Elektromonteure, Schlosser und Dreher, Maurer- 
poliere und Betonierer, Vieh-, Kälber- und Schweinemeister, 
Rechnungsführer für das Melken, Silospezialisten, Vorarbeiter 
für die Feldarbeiten, Speicheraufseher, Kontoristen. Gehilfen des 
Oberhirten usw. 

Die rasche Ausbreitung der Maschinenanwendung in der 
russischen Landwirtschaft macht ein großes Kontingent technisch 
vorgebildeter Menschen erforderlich. Es sind heute bereits rund 
120.000 Traktoren in der Sowjetunion vorhanden — gegen 30 000 
im Jahre 1928 —, für die allein ein Stab von annähernd 300 000 
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Traktoristen in aller Eile und meist sehr unvollkommen ausge- 
bildet werden mußte und dringend einer Weiterbildung bedarf. 
Eine ähnliche Entwicklung bahnt sich mit dem Mähdrescher an, 
der noch im vorigen Jahre in der Sowjetunion fast unbekannt 
war, in diesem Jahre aber bereits in mehreren tausend Exem- 
plaren in der Ernte eingesetzt wurde. Auch in die Viehzudt, 
den Hackfructbau, Gemüsebau, Flachsbau und Flachsverarbei- 
tung usw. dringt die Maschine allmählich vor. Der Bedarf an 
ausgebildeten Maschinisten und Mechanikern ist dementsprechend 
sehr groß. 

Dringend erforderlich ist die rasche Ausbildung von Buch- 
haltern und Rechnungsführern. Die trüben Erfahrungen der 
letzten Jahre haben gezeigt, daß die Kollektivbetriebe nur dann 
funktionieren können, wenn das materielle Interesse des ein- 
zelnen Kolchosbauern durch Akkordsätze und eine nach den 
Leistungen differenzierte Beteiligung am Wirtschaftsertrage ge- 
wahrt wird. Das erfordert aber ein sehr genaues und recht 
kompliziertes Verrechnungswesen, dem durch die begonnene 
Einführung der kaufmännishen Rechnungsführung (Chosrast- 
schot) noch weitere schwierige Aufgaben zufallen. ee A 
es noch kaum qualilizierte Fachleute, die den buchhalterischen 
Aufgaben des Kollektivbetriebes gewachsen wären. Das ist 
einer der größten Mängel der Kollektivwirtschaften. Allein im 
nächsten Jahre werden 200 000 Rechnungsführer für die Kolchose 
gebraucht. 

Sehr groß ist der Bedarf an Kaders für die staatliche und 
kollektive Viehzucht. Die Viehzucht stellt ganz besonders hohe 
Anforderungen an die Sorgfalt und Sachkenntnis der Menschen. 
Die schlechten Ergebnisse, die man in der Sowjetunion mit der 
Sozialisierung der Viehzucht bisher erzielt hat, sind vorwiegend 
zurückzuführen auf das mangelnde Verständnis des Pflege- 
ersonals und seine Unkenntnis der einfachsten Regeln von 
altung und Fütterung. Die Kaderfrage ist in der Viehzucht 
sehr viel schwerer zu lösen als im Getreidebau, weil hier außer 
den technischen Kenntnissen auch Verständnis und Liebe zum 
Vieh hinzukommen müssen, die nicht angelernt werden können. 

In großem Umfange werden die Frauen zur Ausbildung 
herangezogen, und zwar nicht nur zu den neuen Frauenberufen. 
die durch die Kollektivierung auf dem Dorfe entstanden sind. 
sondern auch in Konkurrenz mit den Männern zu den allgemeinen 
Arbeiten des Betriebes als Feldaufseher, Vorarbeiter (Brigadier). 
Viehmeister, Kontoristen usw. Mit besonderem Eifer und beson- 
derem Stolz hat man junge Mädchen zu Traktoristinnen aus- 
gebildet. Man scheint hiermit stellenweise keine guten Er- 
fahrungen gemacht zu haben. Die Arbeit auf den Radschleppern 
soll den weiblichen Organismus schädigen und unter Umständen 
Unfruchtbarkeit im Gefolge haben. Sollte sich diese Beobachtung 
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bestätigen, so will man entweder Frauenarbeit nur auf Raupen- 
shleppern, auf denen die Erschütterungen nicht so groß sind, 
zulassen, oder mit der Beschäftigung von Traktoristinnen ganz 
aufhören. lm allgemeinen ist man aber mit der Verwendung der 
Frau zu landwirtschaftlichen Arbeiten, die bisher als ausschlieft- 
lihe Domäne des Mannes galten, sehr zufrieden und zieht die 
Frauenarbeit sogar häufig der Männerarbeit vor. 

Eine andere Form für die Kaderausbildung sind die soge- 
nannten Betriebsschulen (Sowcosutschy), die auf Staatsgütern 
oder Traktorstationen (Traktorutschy) eingerichtet werden. In 
ähnlicher Weise, wie das auf den Fabriken gehandhabt wird 
(Fabsawutschy), lernen in diesen Betriebsschulen Meister und - 
ältere qualifizierte Arbeiter den jungen Nachwuds für den 
Betrieb an. Auch diese Einrichtung ist noch sehr jungen 
Datums. Im Jahre 1929/30 wurden erst 7200 Arbeiter in den 
Sowchosschulen ausgebildet, im laufenden Jahre sind es bereits 
über 100000 und im nächsten Jahre sollen etwa eine viertel 
Million Arbeiter diese Schulen absolvieren. 

Eine in der Sowjetunion sehr verbreitete Form der Aus- 
bildung sind die sogenannten Fernkurse. Es gibt eine Reihe 
von Instituten, die Fernkurse auf den verschiedensten Wissens- 
gebieten abhalten. Den Teilnehmern werden nacheinander die 
betreffenden Lektionen zugeschickt und ihnen dazu Aufgaben 
ce deren Lösungen von dem Lernenden zur Prüfung an 
as Institut eingesandt werden. Derartige Fernkurse können 
sich auf mehrere Jahre erstrecken und das gesamte Hochschul- 
wissen umfassen, oder im Laufe von einigen Wochen das not- 
wendigste Wissen für qualifizierte Arbeiter vermitteln. Den 
Abschluß bildet eine Prüfung durch die Lehrer des Instituts. 

Die Grundlage für die Fachausbildung wird nach der „Poly- 
technisierung“ der Schulen jetzt bereits in den Grund- und Fort- 
bildungsschulen gelegt, die auf dem Lande als „Schulen der 
Kolchosjugend“ (SchKM) sehr stark auf landwirtschaftliche 
Fächer eingestellt sind. 

Es handelt sich bei der landwirtschaftlichen Fachausbildung 
in der Sowjetunion um Maßnahmen, die in ihrer Gesamtheit 
Hunderttausende erfassen. Der zahlenmäßige Umfang der Aus- 
bildungskurse besagt zwar nichts über ihren tatsächlichen wirt- 
schaftlichen und kulturellen Nutzen. Dieser kann bei dem be- 
rang en Charakter des Unterrichts und dem Fehlen an ge- 
eigneten Lehrkräften in vielen Fällen nur gering sein. Trotz- 
dem bleibt die wesentliche Tatsache bestehen, daß eine geistige 
Mobilisierung des Dorfes im Gange ist, und daß Hunderttausende 
von bäuerlicher puren in neue Bahnen gelenkt werden. Die 
beruflihe Qualifizierung kann auch die geistige Grundeinstel- 
lung des Menschen verändern. Der auf einen bestimmten Ar- 
beitsprozeß spezialisierte Landarbeiter, zu dem sich der neue 
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Kolchosbauer entwickelt, wird in seinem Wesen und seiner 
Denkungsart ein anderer — als Persönlichkeit vielleicht nicht 
wertvollerer — Mensch sein als der selbständig wirtschaftende 
und in allen vielseitigen Fragen seines kleinen Betriebes selbst 
entscheidende Einzelbauer; der Traktorist, der seinen Motor 
bedient, ist in seiner Mentalität wesentlich verschieden von dem 
Bauernburschen, der hinter dem Ochsenpflug herzieht. 

Die großen Anstrengungen, die die Sowjetregierung auf dem 
Gebiete der landwirtschaftlichen Berufsausbildung macht, sind 
daher auch zu werten unter dem Gesichtspunkt des Kampfes um 
die geistige Gewinnung des Dorfes für den Gedanken des So- 
zialismus. Daher dienen die Kurse nicht nur der Vermittlung 
technischen Wissens, sondern auch der Propaganda für die Idee 
der sozialistischen Landwirtschaft, deren Aufbau nicht nur 
Kenntnisse, sondern auch Überzeugungstreue der Menschen vor- 
aussetzt. An beiden Voraussetzungen fehlt es bisher. 


Wenn man sich klar zu werden sucht über die heutige Ein- 
stellung der Bauernschaft zu der Sozialisierung der Landwirt- 
schaft, so ergibt sich deutlich eine Scheidung nach Generationen. 
Die ältere Generation, die noch vollständig in den alten Be- 
griffen und Vorstellungen wurzelt, verhält sich in ihrer über- 
wiegenden Mehrheit dem Neuen gegenüber ablehnend. Audh sie 
ist in Bewegung gekommen. Die Ereignisse der letzten drei 

ahre haben den Bauern zum Nachdenken über schwierige Pro- 
leme gezwungen, er hat neue Begriffe in seine Gedankenwelt 
aufgenommen und redet in Fremdworten, die bisher auf dem 
Dorfe unbekannt waren. Das neue Leben in der Gemeinschaft, 
das immer wieder neue Probleme an ihn heranträgt und ihn in 
neue ungewohnte Situationen hineinstellt, zwingt den Bauern, 
sich mit den neuen Ideen auseinanderzusetzen. Aber die ältere 
Generation ist nicht leicht zu gewinnen, zumal, solange die wirt- 
schaftlichen Erfolge der neuen Arbeitsgemeinschaft so gering sind, 
daß sie dem Bauern kein Äquivalent für die Aufgabe der Selb- 
ständigkeit bieten können. Nur unter denjenigen älteren Bauern, 
die durch die Kollektivierung eine gehobene Stellung im Dorfe 
erlangt haben, unter den Brigadeführern (Vorarbeitern) und 
Betriebsleitern, unter den Bauersfrauen, die als Leiterinnen 
von Kolchoshühnerfarmen oder von Kindergärten einen größeren 
und ihnen zusagenden Wirkungskreis gefunden haben, kann 
man ehrliche Enthusiasten des Kollektivgedankens finden. 


Fs ist unter diesen Umständen durchaus folgerichtig, daf 
sich die Massenausbildung fast ausschließlich an die Jugend im 
Alter von 17—30 Jahren wendet. Es ist das diejenige Gene- 
ration, die zur Zeit in den Kollektiven die ausschlaggebende 
Rolle spielt. Sie stellt in den meisten Fällen die Mitglieder 
der Verwaltung und die sonstigen leitenden Leute des Betriebes 
und gibt auch in den Kolchosversammlungen den Ton an. Aber 
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auch diese Generation ist noch durchaus nicht in ihrer Gesamtheit 
für das neue System gewonnen. Die Umstellung auf die neuen 
Formen des Wirtschaftens und Lebens trifft sie in einer Zeit, 
zu der ihre geistige Entwicklung bereits eine bestimmte Richtung 
genommen hat. Obwohl sie bereits durch die Sowjetschule ge- 
gangen ist, steht sie noch zum größten Teil unter dem Einfluß 
der älteren Generation. 

Ihre volle Wirkung kann die Sowjeterziehung erst bei der 
jetzt in den Kinderjahren stehenden Generation entfalten, die 
nicht nur neuen Unterrichtsprinzipien ee sondern 
auch unter neuen Lebensverhältnissen aufwächst. Das ist die- 
jenige Generation, an der zum ersten Male exemplifiziert wer- 
den soll, ob es möglich ist, durch eine intensive und alle Seiten 
des Lebens erfassende Beeinflussung des kindlichen Gemüts und 
Geistes einen neuen Menschen zu schaffen. Der Teil der Dorf- 
jugend, der in dem, einer Kadettenanstalt ähnlichen Kinderheim 
einer landwirtschaftlihen Kommune mit militärischer Strenge 
erzogen wird und unter ständiger propagandistischer Beein- 
flussung aufwächst, wird sicher von der alten Bauerngeneration 
wesentlich verschieden und für das herrschende Regime besser 
zu gebrauchen sein. Ä 

Um den Sozialismus auf dem Lande zu verwirklichen, müßte 
das Dorf nicht nur eine neue technische, sondern auch eine neue 
geistige Grundlage erhalten. Der Kampf um diese neue geistige 
Grundlage ist in vollem Gange. Die Verbreitung des Fach- 
wissens auf dem Lande, durch die der Bauer mit dem Produk- 
tionsprozef vertraut gemacht und für neue Produktionsmethoden 
en werden soll, ist eins der wichtigsten Mittel dieses 

ampfes. Ä 


Die Kapitalverflechtung 
zwischen Deutschland und Polen. 
Von P. H. Seraphim, Königsberg. 


Bei der Betrachtung und Beurteilung der deutsch-polnischen 
Wirtschaftsbeziehungen wird im allgemeinen nur mit größerem 
Nachdruck das Problem der Außenhandelsbeziehungen zwischen 
beiden Staaten behandelt. Die der Nachprüfung sich in viel 
stärkerem Maße entziehenden Verbindungen und Beziehungen 
auf dem Kapitalmarkt finden dagegen eine sehr viel geringere 
Beachtung. Hier sind es wiederum nur die polnischen Aktien- 
gesellschaften mit deutscher Kapitalbeteiligung. über die hin und 
wieder statistische Nachweise erscheinen. Von der Gesamtheit 
des Fragenkomplexes. von den vielfältigen Arten der deutsch- 
polnischen Kapitalbeziehungen, von dem hervorragenden Anteil 


197 


des deutschen Kapitals gerade bei der kurzfristigen Verschuldung 
Polens fehlt jedoch im allgemeinen der Begriff. Auf den ersten 
Blick scheint Deutschland im Rahmen der polnischen Gesamtver- 
schuldung zurückzutreten, tatsächlich nimmt es, was den Wert 
seiner Kredite als konjunkturbestimmende Faktoren anlangt, 


unbedingt die wichtigste und entscheidende Stelle ein. 


Nach der umfassendsten polnischen Zusammenstellung 
(Statistische Vierteljahrshefte Bd. 8. Heft 1, Jg. 1931) bezifferte 
sich die gesamte Auslandverschuldung Polens auf 10 328,3 Mill. 
Zloty zum 1. Januar 1930. Diese Gesamtsumme hat sich im Laufe 
des Jahres 1930 vor allem durch zwei Anleihen: die Kreugersche 
Streichholzanleihe und (bereits 1931) die Verpachtung der 
Kohlenmagistrale Oberschlesien—Gdingen erhöht, während auf 
der anderen Seite infolge der Zusammenbrüche des Devilder- 
Konzerns und der Wiener Kreditanstalt Kapitalabflüsse statt- 
gefunden haben. Diese Kapitalreduktionen haben im letzten 
Vierteljahr 1930 einsetzend im Laufe 1931 weitere Schwankungen 
in der Auslandkapitalverflechtung Polens herbeigeführt, die sich 
einer exakten statistischen Darstellung entziehen. Von der Ge- 
samtverschuldung entfallen 3692,5 Mill. Zl. (35 %) auf die Ver- 
einigten Staaten, 1559,6 Mill. Zl. (15%) auf Frankreich, 1213,2 
(11%) auf Deutschland, 9396 Mill. Zl. (9%) auf Groß- 
britannien, 433,9 Mill. Zl. (4,1 %) auf Belgien, 412,8 Mill. Zl. 
(3,9 %) auf die Schweiz usw. Deutschland steht mithin mit rund 
11 % der Gesamtverschuldung an dritter Stelle unter den Gläu- 
bigerstaaten Polens. Aus dieser Globalzahl darf jedoch, wie er- 
wähnt, kein endgültiger Schluß auf den tatsächlichen Einfluß 
des deutschen Kapitals in Polen gezogen werden. Die Staats- 
und Kommunalanleihen, die Pfandbriefverschuldung, sind ihrer 
Natur nach sehr langfristige Kredite mit langer, planmaftiger 
Tilgung. Diese Kredite mögen dem geldgebenden Staat unter 
Umständen gewisse Einflüsse auf die Wirtschaftsgesetzgebung, 
Verwaltung usw. des Geldnehmers sichern, sie können jed 
nicht leicht abgezogen werden, können die Konjunkturentwicklung 
der Wirtschaft wenig beeinflussen. Diese Staatsanleihen 
machten zum 1. Januar 1930 einen Betrag von 3690,8 Mill. Zl. aus. 
an dem Deutschland überhaupt nicht beteiligt 
war. Als Geldgeber polnischer Staatsanleihen treten vielmehr 
mit 2427 Mill. Zl. (66%) die Vereinigten Staaten hervor. Die 
auslandishen Kommunalanleihen Polens machten zum 
gleichen Zeitraum 315,8 Mill. Zl. aus, an denen wieder die Ver- 
einigten Staaten mit 263,8 Mill. ZI. (83 %) beteiligt sind, während 
Deutschland nur 9,1 Mill. Zl. (2,8 %) investiert hat. Deutschlands 
Anteil an der langfristigen staatlichen und gemeindlichen Aus- 
landverschuldung Polens ist mithin vollkommen unbedeu- 
tend. Gleichfalls wenig ins Gewicht fällt der deutsche Anteil 
an der Obligationen- und Pfandbriefverschul- 
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dung Polens. Von den polnischen Obligationen und Pfand- 
briefen sind insgesamt für 326,5 Mill. Zl. im Auslande placiert, 
davon haben die Vereinigten Staaten 42 %, Schweden 18 %, 
Großbritannien 14 ço und Deutschland 10 % (35,1 Mill. Zl.) über- 
nommen. Von diesem deutschen Anteil gehen auf Pfandbriefe 
und Obligationen des polnischen Staates 23 Mill. Zl., der land- 
wirtschaftlichen Kreditgenossenschaften 6 Mill. Zl., der Hypo- 
thekenbanken 3,4 Mill. Zl. und 2,7 Mill. Zl. von Privatfirmen. 
Falt man die gesamte langfristige staatliche, 
kommunale und Pfandbriefverschuldung Po- 
lens an das Ausland zusammen, so ergibt sich, daß einer Ge- 
samtverschuldung von 4333 Mill. Zl. an das Ausland ein deut- 
scher Anteil von nur 43,2 Mill. Zl., also knapp 1%, ent- 
spricht. | 

Die zweite Gruppe der Auslandverschuldung, ihrem Cha- 
rakter nach zwar leichter beweglich als die erstgenannte, aber 
keineswegs bei jedem StoR der Wirtschaftskonjunktur ab- 
ziehbar, stellt die Beteiligung von Auslandkapital 
in polnischen Industrie- und Handelsunter- 
nehmungen und die Tätigkeit ausländischer 
Gesellschaften in Polen dar. Die Bezeichnung Ver- 
shuldung ist für diese Art der Kapitalbeteiligung nicht ganz 
zutreffend, sie mag jedoch berechtigt erscheinen, wenn wir dieses 
Auslandkapital im Rahmen der. Gesamtzahlungsbilanz der pol- 
nischen Volkswirtschaft verstehen. 

Zu Beginn des Jahres 1930 zählte man in Polen 1549 Aktien- 
gesellschaften mit einem Gesamtkapital von 5491,5 Mill. Zl.; an 
362 Aktiengesellschaften war Auslandkapital in Höhe von 3007,4 
Mill. ZI. beteiligt. Der Anteil des Ausland-Aktienkapitals an 
dem Gesamtaktienkapital beträgt 54,8%. Gleichzeitig gab es 
62 Gesellschaften m. b H. mit einem Kapital von 230,7 Mill. ZL; 
an diesem war Auslandkapital in Höhe von 207,4 Mill. Zl. in- 
vestiert, der Anteil des Auelandkapitals dieser Gesellschaften 
betrug mithin 89,9 % des Gesamtkapitals. Bei dem Ausland- 
kapital der Aktiengesellschaften entfallen 28,4% auf französisches, 
205 % auf amerikanisches, 18,6 % auf deutsches, 11,6 % auf 
belgisches Kapital. Die Gesamthöhe des deutschen Kapitals 
in polnischen Aktiengesellschaften eo 341.2 Mill. Zl., davon 
141.5 Mill. Reservekapital. Bei den Gesellschaften m. b. H. ist zu 
3559 % französisches Kapital, zu 35,4% deutsches und zu 
22,2% belgisches Kapital interessiert. Die Gesamthöhe des deut- 
schen Kapitals beträgt 73,5 Mill. Zl. Schon nach diesen Gesamt- 
zahlen erscheint der Einfluß des deutschen Einlagekapitals in 
den polnischen Aktiengesellschaften und Gesellschaften m. b. H. 
sehr bedeutend, er tritt aber hinter dem des französischen und 
amerikanischen Kapitals noch merklich zurück. Das Bild ver- 
schiebt sich etwas, wenn wir die einzelnen Industriezweige, in 
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denen Auslandkapital investiert ist, betrachten. Im polnischen 
Bergbau ist das deutsche Kapital in 8 Unternehmungen in Höhe 
von 101,5 Mill. Zl. investiert, inderEisenhüttenindustriein 
4 Unternehmungen mit 81 Mill. Zl., in der Maschinen- und elektro- 
technischen Industrie in 6 Unternehmungen mit 15,7 Mill. Zl., in 
der chemischen Industrie in 8 Unternehmungen mit 13,7 Mill. Zl., 
in der Textilindustrie in 7 Unternehmungen mit 17 Mill. Zl., in 
der Gas-, Wasser- und Elektrizitatsindustrie in3Un- 
ternehmungen mit 69,9 Mill. Zl., im Verkehrswesen in 3 Unter- 
nehmungen mit 12,3 Mill. Zl., dazu kommen noch 4 Gesellschaften 
m. b. H. mit einem deutschen Einlagekapital von 72,9 Mill. ZI. 
Der deutsche Einfluß ist mithin am stärksten in der Gas-, 
Wasser- und Elektrizitätsindustrie, wo 32 % deutsches Kapital 
sind, in den Bergbau-Aktiengesellschaften, wo 17,6 % deutsches 
Kapital sind, in der Eisenhüttenindustrie, wo 9 % des Gesamt- 
kapitals deutsches Kapital darstellen, ferner in der Maschinen- 
industrie (5 %), der Pasierindustrie (5 %), der chemischen In- 
dustrie (4%) und dem Verkehrswesen (4 %). Schon diese Auf- 
stellung zeigt, wo der Standort derjenigen Unternehmungen 
vorwiegend zu suchen ist, an denen sich deutsches Kapital 
teiligt hat — es ist ganz überwiegend Ostoberschlesien. 
Nach einer nicht ganz vollständigen Statistik des Jahres 1930 ist 
deutsches Kapital an der ostoberschlesischen Eisenindustrie zu 
48 %, an der Zinkindustrie zu 6% und am ostobersclesischen 
Bergbau zu 36,6 % beteiligt. Die deutschen Aktiengesellschaften 
und Gesellschaften m. b. H. konnten im Laufe des Jahres 1929 
Dividenden in Höhe von 9,5 Mill. Zl. ausschütten. 

Von diesen polnischen Gesellschaften mit deutscher Kapital- 
beteiligung unterscheiden sich die in Polen arbeitenden Aus- 
landunternehmungen. Die vom polnischen Statistischen 
Hauptamt für diese Art der Kapitalverflechtung mit dem Aus- 
land erfaßten Daten sind ihrer Natur nach besonders lückenhaft 
und unvollständig. Die Höhe der investierten Kapitalien steht 
in einem offenkundigen Mißverhältnis zu den von en Gesell- 
schaften erzielten Geschäftsgewinnen, da ein Teil der Unter- 
nehmungen größtenteils mit den ihnen von ihrer Auslandzentrale 
überwiesenen Krediten arbeite. Das Bankgeschäft der aus- 
ländischen Banken wird zudem im Rahmen dieser Statistik nur 
zu sehr geringem Teil erfaßt, sondern als „internationale Bank- 
verrechnungen“ gesondert gebucht. Nach der Aufstellung der 
amtlichen Statistik arbeiteten zum 1. Januar 1930 in Polen 
67 Auslandunternehmungen mit einem Kapital von 656,1 Mill. ZI. 
(Reservekapital 148,55 Mill. Zl. Davon waren 50 % französisches 
Kapital und 9% (127,2 Mill. Zl.) deutsches Kapital, wäh- 
rend auf die Vereinigten Staaten und Belgien nur je 7% ent- 
fielen. Von der Gesamtmenge des in deutschen Unternehmungen 
in Polen investierten Kapitals entfallen 87 % auf die Eisen- 
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hüttenindus rie. Von dem gesamten Kapital, das Ausland- 

esellschaften in der polnischen Eisenhüttenindustrie investiert 
Raben. entfallen rund drei Viertel auf Deutschland. Man sieht 
mithin auch hier die überragende Stellung Ober- 
schlesiens als Investitionsgebiet deutschen Kapitals. Die 
Geschäftsgewinne dieser vorwiegend in der oberschlesischen 
Eisenhüttenindustrie arbeitenden deutschen Unternehmungen be- 
trugen im Jahre 1928 5,5 Mill 21. 


Fassen wir die deutsche Kapitalbeteiligung in Polen in Form 
von Kapitalinvestitionen in Biden Gesellschaften mit deut- 
shem Anteil und in Form deutscher in Polen arbeitender Ge- 
sellschaften zusammen, so ergibt sich, daß hier eine sehr viel 
bedeutendere deutsch-polnische Kapitalver- 
flechtung vorliegt als bei der staatlichen, kommunalen und 
Pfandbriefverschuldung Polens. In der erstgenannten Form hat 
Deutschland 541,9 Mill. Zl. in Polen investiert, d. h. rund 20 % 
des in Auslandgesellschaften und in mit ausländischer Beteili- 
gung arbeitenden Gesellschaften überhaupt angelegten Kapitals. 
Deutschland steht damit an zweiter Stelle (während es bei der 
staatlichen, kommunalen und Pfandbriefverschuldung Polens 
kaum mit einem Hundertstel beteiligt war) und übertrifft den 
nur 15 % betragenden Anteil der Vereinigten Staaten in dieser 
Form der Kapitalverflechtung; es steht oc hinter Frankreich 
weit zurück, das rund 30% des gesamten in Auslandgesell- 
schaften und Gesellschaften mit ausländischer Kapitalbeteiligun 

investierten Kapitals inne hat. Wie wir sahen, handelt es sich 
ganz überwiegend um die Gas-, Wasser- und Elektrizitäts- 
industrie, um Bergbau und Hüttenwesen, in denen das deutsche 
Kapital arbeitet, mithin vorwiegend um Ostoberschlesien, Wir 
haben es also, von wenigen Ausnahmen abgesehen, nicht, wie 
beim französischen Kapital, mit einem neuen Eindringen 
des deutschen Kapitals in die polnische Wirtschaft zu tun, son- 
dern um die Erhaltung des aus vorpolnischer Zeit in der ost- 
oberschlesischen Schwerindustrie angelegten deutschen Kapitals. 


Ganz andersartig und vollkommen bestimmend ist die Stel- 
lung Deutschlands im Rahmen derjenigen Verschuldung Polens 
an das Ausland, die wiralskurzfristige Verschuldung 
(im Gegensatz zu den Staats-, Kommunal- und Obligationen- 
krediten und zu den Investitionen in der polnischen Industrie) 
bezeichnen können. Diese Auslandverschuldung Polens setzt 
sich aus folgenden Einzeltiteln zusammen: Außenhandelskredite, 
Bankkredite und Barkredite an polnische Unternehmungen. 


Die Außenhandelskredite Polens machten zum 
1. Januar 1950 1152 Mill. Zl., d. s. 9% der gesamten Ausland- 
Kapitalverpflichtungen Polens, aus. An dieser Summe ist 


Deutschland mit 28% — 325 Mill. ZI. — an weitaus erster 
Stelle beteiligt, erst in weitem Abstand folgen die Vereinigten 
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Staaten mit 13% — 155,8 Mill. Zl. —, Großbritannien mit 9% 

und Frankreich mit 8%. Bei diesen Krediten handelt es sich 

ausschließlih um Warenkredite, die zu °/,, eine Laufzeit bis zu 
einem Jahre haben, nur zu !/,, einen längeren Termin, nach der 
Feststellung des statistischen Hauptamts. Tatsächlich dürfte die 
Laufzeit dieser Kredite sehr schwer zu bestimmen sein, sie wer- 
den vielfach um 6, ja um 12 Monate verlängert, so daß Außen- 
handelskredite mit einer Laufzeit von 24, ja 36 Monaten keine 
Seltenheit sind. Diese Kredite sind die Grundlage des Außen- 
handelsgeschafts selbst, sie sind nicht nur im letzten Jahrzehnt, 
sondern de facto seit Generationen im Handel mit den Oststaaten 
handelsüblich, sie nehmen hier eine noch viel entscheidendere 
Stellung ein als im Rahmen der Außenhandelsbeziehungen der 
westeuropäischen Staaten untereinander. Die Höhe des deut- 
schen Anteils dieser Kreditform spiegelt nicht nur die Tat- 
sache wider, daß Deutschland, trotz des Zollkrieges seit 1925. 
immer noch der wichtigste Außenhandelskontrahent Polens ist, 
sondern daß Deutschland als Handelsvermittler für Polen nach 
wie vor die unbestreitbar überragende Stellung einnimmt. 
Die Möglichkeit, diese Kredite einzuschränken bzw. 
zu kündigen, besteht ungleich leichter, als das bei den 
Staats- und Investitionskrediten möglich ist; eine solche Kiindi- 
gung bzw. Einschränkung der deutschen Außenhandelskredite 
an Polen, gleichviel aus welchen Ursachen, müßte notwendig ein 
völliges Stocken der Aufenhandelstatigkeit Polens zur 
Folge haben. Sogar bei den langfristigen (über ein Jahr laufen- 
den) Außenhandelskrediten ist Deutschland, trotzdem es an sich 
nicht wie die kapitalstärkeren Länder (England, Niederlande) in 
der Lage wäre, solche langfristigen Kredite einzuräumen, mit 
31 % sämtlicher langfristiger Kredite an (Niederlande 25 %, 
England 20 %), was die überwiegende Außenhandelskreditver- 
flochtenheit Polens mit Deutschland unterstreicht. 

War diese Kreditverflochtenheit bei den spezifischen Han- 
delsusancen des Ostgeschäftes und bei der Bedeutung des Außen- 
handelsanteils Deutschlands am polnischen Außenhandel zu er- 
warten, so muff die Höhe der von Deutschland an polnische 
Firmen gewährten Barkredite überraschen. Diese Barkredite 
erreichten zum 1. Januar 1930 eine Gesamthöhe von 1384,9 Mill. 
Zloty, davon 72% an Aktiengesellschaften und 28 % an Gesell- 
schaften m. b. H. Von dieser Gesamtsumme entfallen 235,1 Mill. 
Zloty — 17 % — auf Großbritannien, 203,4 Mill. Zl. — 14 % — auf 
die Vereinigten Staaten, 180,6 Mill. ZI. — 13 % — auf die Schweiz. 
166,7 Mill. Zl. — 12% — aufDeutschland, fast ebensoviel 
auf Holland und 148,8 Mill. Zl. — 10% — auf Frankreich. Es 
liegt auf der Hand, daß diese kurzfristigen Barkredite vor- 
wiegend an solche polnische Unternehmungen gehen, in denen 
schon das Auslandkapital des betreffenden Staates investiert ist; 
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so gehen z. B. 54 % der kurzfristigen Barkredite Englands an die 
polnische Zuckerindustrie, 76 % der französischen Kredite an die 
polnische Erdölindustrie, 51 % der deutschen Kredite an den 
Bergbau und 14 % der deutschen Kredite an die polnische Hütten- 
industrie. Trotzdem zeigt sich hier keine vollkommene Paralle- 
lität: Deutschland, ebenso wie England, die Schweiz und Öster- 
reich haben an eine Reihe von Industriezweigen Barkredite aus- 
gegeben, an denen sie nur gering oder gar nicht durch Investi- 
tionen interessiert sind. Im Gegensatz zu dem ausländischen 
Aktienkapital in polnischen Unternehmungen und dem Kapital, 
das in ausländischen Gesellschaften, die in Polen arbeiten, inve- 
stiert ist, stellt die Gewährung von Barkrediten eine labilere 
Art der polnischen Auslandverschuldung dar, sie dringt vielge- 
staltiger in alle Wirtschaftszweige ein: an insgesamt 362 Gesell- 
schaften ist ausländisches Aktienkapital beteiligt, 419 Gesell- 
schaften haben ausländische Barkredite erhalten. Die Rolle 
Deutschlands erscheint im Rahmen dieser Kapitalverschuldung 
Polens relativ sehr bedeutend, wenn man sie mit der nur 
unwesentlich größeren Kreditgewährung durc die viel kapital- 
stärkeren Staaten Westeuropas vergleicht. Deutschlands Bedeu- 
tung in den Außenhandelskrediten Polens mag natürlich-geo- 
graphisch bedingt sein, sein Anteil an den Einlagen in der ost- 
oberschlesischen Schwerindustrie kann aus der historischen Ent- 
wicklung erklärt werden, sein hoher Anteil an der Barkredit- 
versorgung der polnischen Wirtschaft verstärkt den Eindruck der 
vielfachen Kapitalverflochtenheit und Gebundenheit Polens mit 
Deutschland. 

Dieses Bild vervollständigt sich noch, wenn wir den eigent- 
lihen Bankverkehr bei den Kapitalbeziehungen beider 
Staaten berücksichtigen. Die Schulden polnischer Banken an 
ausländische Bankunternehmungen bezifferten sich zum 1. Januar 
1950 auf 676,1 Mill. Zl., denen Guthaben in Höhe von 713,7 Mill. 
Zloty gegenüberstanden. Von der Bankverschuldung entfielen 
20% auf England, 17% — 115,9 Mill.Z21. — aufDeutschland, 
14 % auf Frankreich, ebensoviel auf Österreich und 9% auf die 
Vereinigten Staaten, die Guthaben polnischer Banken (über- 
wiegend Staatsbanken) befinden sich dagegen zu 46 % in Amerika, 
zu 34% in England und nur zu 5% in Deutschland. lm Bank- 
verkehr mit dem Auslande tritt mithin Deutschland ausschlief- 
lich als Darlehnsgeber auf, während Amerika und Eng- 
land gleichzeitig als Anlagemärkte des polnischen Kapitals 
die günstige Seite der Kapitalverflechtung mit Polen spüren. 
Auch die Art der Bankverschuldung Polens Deutschland gegen- 
über weicht von der den andern Staaten gegenüber ab. Beim 
deutsch-polnischen Bankverkehr handelt es sich überwiegend um 
nichtterminierte Bankkredite an polnische Banken 
(57 Mill. Zi.) und um Überweisungen deutscher Banken an ihre 
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polnischen Filialen (58,3 Mill.), mithin wieder um eine viel leichter 
variable und schnell herauszuziehende Art der Kapitalinvestie- 
rung, während bei England, Frankreich und der Schweiz die 
terminierten Kredite (bis zu einem Ka die Hauptrolle spielen 
(Terminkredite: England 95,5 Mill. Zl, Amerika. 65,2 Mill. 
Frankreich 50,1 Mill, Deutschland dagegen nur 10,7 Mill. ZL). 
Auch hier sieht man mithin die maßgebliche Bedeutung Deutsch- 
lands für die ganz kurzfristige Verschuldung Polens. Be- 
rücksichtigt man schließlich noch einen Posten von rund 90 Mill. 
Zloty in der polnischen Zahlungsbilanz, der sich aus dem Grund- 
stücksverkehr und dem Devisen- und Valutenverkehr, unter 
Ausschluß des Bankverkehrs, ergibt und von dem ein bedeuten- 
der Teil, nämlich 19,5 Mill., auf deutsche Forderungen gegenüber 
Polen entfallen, so ergibt sich für die Bedeutung Deutschlands 
für die kurzfristige Verschuldung Polens folgendes Bild: 


porkrecite Bank ver pflich- 
an poln. tungen 
dung Unterneh- bolniecher 
Polens mungen Banken 


Insgesamt........... 10 328,3 | 3213 1 152 1 384,9 676,1. 
Davon Deutschland .... | 1213,2 607,6 325 66,7 115,9 
0% der Ges.-Verschuld. . 11% 19 %/p 28 0/0 12% 17 %0 
England 4... 2.222.244 939,6 476,6 105,2 235,1 136,3 
0/, der Ges.-Verschuld. . 4,1%0 15 °/ 90% 17 9% 20 9% 
Vereinigte Staaten ..... 3 692,5 424,2 155,8 203, 65,0 
°% der Ges.-Verschuld. . 35% 13 %o 13% 13 0/0 9% 
Frankreich .......... 1559,6 340,2 92,4 148,8 99,0 
0% der Ges.-Verschuld. . 15 % 100% | 80, | 10° 14 2% 


Wie diese Berechnung zeigt, entfallen auf Deutsch- 
landi9% der gesamtenkurzfristigen Verschul- 
dung Polens. Damit steht Deutschland absolut weitaus an 
der Spitze aller polnischer Gläubigerstaaten. Dem Charakter 
nach ist die polnische Verschuldung an Deutschland effektiv 
kurzfristig, die deutschen Kredite sind leichter ablösbar als die 
der anderen Staaten (terminlose deutsche Bankkredite), die deut- 
schen Kapitalien haben sich also nicht sowohl in einzelnen In- 
dustriezweigen ganz festgelegt (eine gewisse historisch begrün- 
dete Ausnahme stellen Teile der ostoberschlesischen Sdiwer- 
industrie dar) wie die französischen und englischen Gelder, sie 
haben sich nicht in Staats- und Kommunalanleihen festgelegt, wie 
das amerikanische Kapital, sondern sie durchdringen kurzfristig 
und stets formenwediselnd den gesamten volkswirtschaftlichen 
Organismus Polens. Auf dem Wege der Warenkredite (Auften- 
handel), der kurzfristigen Barkredite und des Bankverkehrs. 
dem eine Anzahl deutscher Bankfilialen in Polen zur Verfügung 
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stehen. dringt das deutsche Kapital vorzugsweise in Polen ein 
und wird zu einem nennenswert bestimmenden Faktor. 


Gegenüber der Kapitalverschuldung Polens an das Ausland, 
insonderheit Deutschland gegenüber, treten die Auslandguthaben 
Polens dem Werte nach ganz bedeutend zurück. Betragen die 
gesamten Auslandverpflichtungen Polens zum 1. Januar 1930, wie 
wir feststellten, 10 328,3 Mill. Zl.. so stehen dem Ausland Gut- 
haben nur in Höhe von 1483,9 Mill. Zl. gegenüber. Die Guthaben 
betragen mithin nur 14,3 % der Auslandschulden Polens, wobei 
es nur drei Staaten (Freistaat Danzig, Rumänien und Sowjetruf- 
land) gibt, bei denen der er zugunsten Polens aktiv 
ist. Von den vier wichtigsten Schuldnerstaaten Polens sind die 
Vereinigten Staaten mit 23 % (339 Mill. Zl.) an den gesamten Aus- 
landguthaben Polens beteiligt, England mit 18 % (267,8 Mill. Z1.), 
Deutschland mit 147% (2193 Mill. Zl.) und Danzig mit 
118% (176 Mill. Zl). Ein Vergleich der Guthaben Polens in 
Deutschland mit der Verschuldung Polens an Deutschland zeigt, 
daß nur rund 18% der en Schulden durch Forderungen 

en. 


Polens ausgeglichen wer 


Zergliedert man diese Auslandguthaben, so ergibt sich ihre 
grundsätzlich abweichende Zusammensetzung im Vergleich zu den 
Auslandschulden Polens. Über langfristig angelegte Ausland- 
guthaben verfügt Polen fast überhaupt nicht. Es liegt in der 
Natur der Sache, daft das kapitalarme Polen als Geldgeber- für 
ausländische Anleihen nicht in Ersceinung tritt. Polnischer 
Auslandbesitz ist nur für den Freistaat Danzig in etwas größerem 
Maße nachweisbar (hauptsächlih Danziger Werft), für Deutsch- 
land fällt diese Art der Kapitalverflechtung mit Polen fast gänz- 
lich aus (1950 nur 900 000 Z1.). Auch die polnischen Beteiligungen 
an ausländischen Unternehmungen sind geringfügig und durch 
rein lokale Momente bedingt. Hier ist vor allem die Eisenhütten- 
industrie Westoberschlesiens zu nennen, an der infolge der 
unauflöslichen Wirtschaftsverflochtenheit beider Teile Ober- 
schlesiens polnisches Kapital in Höhe von 41,2 Mill. Zl. be- 
teiligt ist. | 

Der ganz entscheidende Teil der Auslandguthaben Polens 
allgemein und in Deutschland insonderheit resultiert aus dem 
Bank-, dem Devisen- und Valuten- und dem Auftenhandelsver- 
kehr. Bei den Außenhandelskrediten Polens tritt vor allem Ruß- 
land mit 88 Mill. Zl. an die erste Stelle, während Deutschland 
mit 78 Mill. vorzugsweise durch die Finanzierung der polnischen 
Holzausfuhr Polen gegenüber verschuldet ist. Über ein Viertel 
der von Polen gewährten Außenhandelskredite (98 Mill. Zl.) sind 
zur Förderung eben der Holzausfuhr erteilt und davon entfiel 
1930 der überwiegende Teil auf Deutschland. Bei diesem Posten 
ist allerdings inzwischen eine völlige Veränderung anzunehmen, 
da nach Erlöschen des deutsch-polnischen Holzabkommens der 
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polnische Holzexport nach Deutschland auf einen Bruchteil seiner 
früheren Höhe eingeschrumpft ist, während die früher bestehen- 
den deutschen Verbindlichkeiten inzwischen abgedeckt sind. 


Durch den Bankverkehr Polens mit dem Auslande ergibt sich 
der größte Posten in der Aktivbilanz der polnischen Zahlungs- 
bilanz, aber es ist bemerkenswert, daß von den 48 % (713,7 Mill. 
Zloty), die diese polnischen Auslandbankguthaben an den gesamten 
Auslandguthaben Polens darstellen, allein 65 % auf Depositen 
der Bank von Polen in England und Vereinigten Staaten ent- 
fallen. In Deutschland hatten die Bank von Polen und die 
Postsparkasse zum 1. Januar 1930 nur 22,3 Mill., die Privatbanken 
nur 40,8 Mill. Zi. Bankguthaben, das sind zusammen noch nicht 
9% aller Auslandbankguthaben Polens. Wenn man dazu noch 
Devisen- und Valutenbestände in Ansatz bringt, über die Polen 
als Guthaben Deutschland gegenüber verfügte, und wenn man 
alle andern laufenden Posten mit 58 Mill. Zl. als Guthaben Polens 
Deutschland Bu berechnet, so ergibt sich das folgende 
Bild der für Polen aktiven Kapitalverflechtung mit Deutschland 
(in Mill. ZI. nach dem Stande vom 1. Januar 1930): 


Gesamtguthaben Polens: 1 483,9. Davon Deutschland gegenüber 219,3 == 14,7 % 
Guthaben aus Außen- 


handelskrediten: 374,9. ý 2 . 77,8 = 20,7 % 
Guthaben aus dem Bank- 
verkehr: 713,7. R a 2 40,8 == 5,7% 


Guthaben aus der Tatig- 
keit polnischer Unter- 
nehmungen imAusland 
und aus der Beteiligung 
an ausländischen 
Unternehmen: 250,3. š 5 a 42,2 = 16,8 %% 
Guthaben aus Devisen- 
Valutenbeständen und 
laufenden Titeln: 145. > a = 58,4 = 40,3 9/9 
Als Gesamtergebnis läßt sich somit feststellen: Die Kapital- 
verflechtung zwischen Deutschland und Polen ist durchaus ein- 
seitig im Sinne einer Gläubigerrolle Deutschlands orientiert. 
Polen tritt demgegenüber als Gläubiger weit zurück, seine Gut- 
haben in Deutschland, die heute wesentlich niedriger sein müssen 
als die ausgewiesenen Ziffern zeigen, sind zum ganz überwiegen- 
den Teil kurzfristige, durchlaufende Recinungsposten im An- 
schluß an die Außenhandelsbeziehungen und die Bankverrech- 
nungen. Ganz anders ist, wie wir sahen, die Bedeutung Deutsch- 
lands als Kreditgeber für die polnische Volkswirtschaft zu be- 
werten und daraus ergibt sich für die polnische Volkswirtschaft 
eine gerade heute besonders wichtige Konsequenz: Polen ist 
an der Entwicklung der deutschen Wirtschaft 
aus eigensten Interessen heraus lebenswichtig 
interessiert; ernste Erschütterungen der deutschen Volks- 
wirtschaft müssen nicht nur Deutschland als AuRenhandelskon- 
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trahenten Polens ausschalten. sie müssen notwendig zueinem 
Abzug der für die polnische Volkswirtschaft lebensnotwendigen 
deutschen Kredite führen. Ein solcher Abzug ist aber, 
wie wir festgestellt haben, gerade bei den deutschen Krediten 
in Polen infolge ihres durchaus flüssigen und kurzfristigen 
Charakters besonders leicht. Er würde nicht nur einen unseres 
Erachtens nicht zu verwindenden Kraftentzug für die polnische 
Volkswirtschaft bedeuten, sondern den polnischen Wirtschafts- 
organismus an der am fühlbar verletzlichsten Stelle treffen. 
Darauf muß gerade jetzt, wo die polnische Öffentlichkeit und 
auch die polnische Wirtschaftspresse vielfach den Standpunkt 
vertritt, als ob die deutsche Wirtschaftskrise Polen keines- 
wegs berühren könne, ja, daß jetzt der Augenblick gekommen 
sei, sich gänzlich von der deutschen Wirtschaftsbeeinflussung 
freizumachen, mit allem Nachdruck hingewiesen werden. 


Die Nationalitätenverhältnisse 
im Wilnagebiet. 
Von Otto Kredel. 


Im Nordosten ihres Staates, im litauisch-weißruthenischen 
Gebiet, glauben die Polen in ihren Bestrebungen machtpolitischer 
Raumausweitung mit dem geringsten Widerstand rechnen zu 
können. Den Wilnakorridor, der in einer Breite von rund 150 km 
und in einer Tiefe von 300 km bis an die Düna heranreicht, wollen 
sie nicht als ein Endziel, sondern als eine Ausgangsstel- 
lung für künftige Unternehmungen aufgefaßt 
wissen, die einmal auf eine Beeinflussung der baltischen Rand- 
staaten, dann aber und vor allem auf eine Beseitigung der litaui- 
schen Selbständigkeit abzielen und somit auch eine Bedrohung 
des unteren Memellaufes und Ostpreußens, also deutschen Volks- 
bodens sind. Für die Polen handelt es sich hier nur um einen 
Zuwachs an Macht. Für die Litauer geht es um die Existenz 
ihres Staates schlechthin. Seine Ansprüche auf das Wilnagebiet 
wie auf Litauen stützt Polen auf die Tatsache der 550jährigen 
staatlichen Verbundenheit des Großherzogtums Litauen mit der 
Krone Polens, auf die alte Legende von der Überlegenheit der 
polnischen Kultur und auf das Vorhandensein nationalpolnischer 
Volksteile in den fraglichen Gebieten. Von diesen Begründun- 
gen alter Ansprüche soll uns im folgenden die letzte, die Natio- 
nalitätenfrage, beschäftigen. 

Wenn hier vom Wilnagebiet die Rede ist. so ist damit nicht 
bloß das seit dem Gewaltstreich des Pilsudski-Generals Zeli- 
gowski im engeren Sinne strittige Land mit der Stadt Wilna, son- 

ern der ganze heutige Korridor gemeint, also auch das Gebiet, 
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das durch den Rigaer Frieden den Polen zuerkannt wurde und 
das in einem stellenweise auf 20 km eingeschnürten Territorial- 
zugange zur Düna besteht, das Wilna flankiert, Litauen von 
Sowjetrußland trennt und die wichtigen Eisenbahnknotenpunkte 
Baranowitschi und Molodetschno einschließt. Der Wilnakorridor 
besteht aus den heutigen polnishen Wojewodschaften 
WilnaundNowogrodek und entspricht in der Hauptsache 
dem ehemals russishen Gouvernement Wilna, nimmt 
aber einen westlichen Streifen des Minsker und den nordöstlichen 
Ausläufer des Kownoer Gouvernements hinzu, gibt andererseits 
westliche Teilstücke desalten Gouvernements Wilna an das heutige 
Litauen ab. Soweit statistische Angaben gebracht werden. muß 
mangels eingehenderer Vergleichsmöglichkeiten das alte Gouver- 
nement trotz der angedeuteten abweichenden Umgrenzungen 
dem heutigen Korridor, d. h. den beiden genannten Wojewod- 
schaften gleichgesetzt werden. Man muß sich mit dem allgemeinen 
Hinweis begnügen, daß durch diese Verschiebung nach Östen der 
Korridor in seiner gegenwärtigen Gestalt weniger Litauer, aber 
mehr Weifßruthenen umfaßt als das ehemalige Gouvernement. 


Versucht man, sich an Hand erreichbarer Zahlen ein Bild von 
den nationalen Verhältnissen des Wilnagebietes zu machen, so 
ergibt sich nach der russischen Eintagszählung von 
1897, auf die wegen des Fehlens anderer, ähnlich umfassender 
Erhebungen aus de: Vorkriegszeit jede Beschreibung zurück- 
greifen muß, folgendes Bild (in 1000): 


Weißruthenen . . . . 892 Juden . ..... . 202 
Litauer..... . . 280 GroRrussen ..... 79 
Polen ...... . 130 Deutsche ... . . 3 


Die später vom russischen Innenministerium veröffentlichten An- 
gaben beruhen auf einer sehr anfechtbaren Berechnungsmethode: 
Es wurde nämlich zu dem Bestande jeder Nationalität vom 
lene 1897 deren vermuteter jährlicher Zuwachs 

an zugezählt. Für 1910 lauten demnach die Verhältnis- 
zahlen: 


Weißruthenen . . . 55,0% Juden . . . . . . 128% 
Litauer. . . . . . 176% Großrussen . . . . 49% 
Polen ...... 82% Deutsche . . . . . 0,2% 


An der Richtigkeit dieser amtlichen Erhebungen, bei denen die 
Angabeder Nationalitatden Erhebungsorganen 
vorbehalten blieb, kann mit Recht gezweifelt werden. 
Auch russische Gelehrte sprachen dem erzielten Ergebnisse 
jeden praktischen Wert ab, und die Regierung selber nahm, als 
sie 1909 an die Einfiihrung der Semstwoverfassung in den Nord- 
westgebieten dachte, unter Aufterachtlassung ihrer eigenen 
Statistik neue, aber wohl kaum weniger tendenziöse Zählungen 
vor, bei denen nur 13 v.H. Litauer, dagegen 16 v.H. Polen fest- 
gestellt wurden. | 
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Russischerseits war man bestrebt, den „russischen“ Cha- 
rakter des Gebietes sich selbst und der Welt zu beweisen. Des- 
halb leugnete man das Vorhandensein volklicher Unterschiede 
zwischen den Großrussen und Weißruthenen kurzerhand ab. 
Denn in Wirklichkeit war das der Zahl nach schwache, aber poli- 
tisch mächtige Großrussentum im Gouvernement Wilna, 
wie im ganzen übrigen alten Westrufland, ein impor- 
tiertesBevölkerungselement, das seine Anwesenheit 
fast durchweg den damals gegebenen staatlichen Verhältnissen 
verdankte. Nur kleine Gruppenaltglaubiger Groß- 
russen (1910: 18000), die schon im 17. Jahrhundert vor den 
Verfolgungen der orthodoxen Kirche in Polen Zuflucht gesucht 
hatten, konnten als im Lande fest verwurzelt angesehen werden. 
Was sonst noch an Großrussen in den Westgebieten wohnte, war 
als Soldat oder als Beamter dorthin gekommen oder als 
orthodoxer Geistlicher unter die weißruthenische Be- 
völkerung geschickt worden. Auch hatten die Enteignungen 
polnischer Staats- und Adelsländereien sowie katholischer und 
uniierter Kirchenbesitzungen seit den Tagen Katharinas II. dazu 
gedient, einen großrussishen Landadel in den politisch un- 
zuverlässigen Provinzen zu schaffen; und schließlich war die 
russische Bauernbank seit dem letzten polnischen Aufstande, der 
eine scharfe Russifizierungspolitik zur Folge hatte, bemüht, mit 
Hilfe staatlicher Mittel Bauern in den 
Westgebieten anzusetzen. Der Erfolg dieser Russifizierungs- 
bestrebungen war auf den adligen Gütern wie in den Dörfern 
gering, da der großrussische Adel seine Güter im Wilnagebiet 
meist nicht selbst zu bewirtschaften, sondern sie deutschen oder 
polnischen Landwirten zur Verwaltung oder in Pacht zu über- 
lassen pflegte, und da auch die groffrussischen Kolonisten im all- 
gemeinen ein recht kümmerliches Dasein fristeten und nicht 
selten nach Verbrauch der ihnen vorgestreckten Mittel die zu- 
gewiesenen Ackerstellen wieder verließen. Die Umwälzun 
der politischen Verhältnisse hat dieser Volkstei 
nicht überstanden. Mit einem großrussischen Ele- 
ment ist heute im Wilnagebiet nicht mehr zu rechnen. 

Am zuverlässigsten sind in den von verschiedenen Seiten 


aufgestellten Nationalitätenstatistiken die Zahlen, die sich auf, 


die Juden beziehen. Das erklärt sich daraus, daß die Veran- 
stalter der Zählungen ihre Ansprüche auf das Land durch diesen 
Bevölkerungsteil am wenigsten beeinträchtigt fühlten. Dann 
aber weisen die Juden rassisch, sprachlich, konfessionell und 
kulturell unverkennbare Besonderheiten auf, durch die sie sich 
von allen anderen Nationen gleich scharf unterscheiden. Und 
schlieflich bildet ihr Gros in den Städten des Landes die Masse 
der proletarischen Händler und Handwerker, so daß sie sich auch 
sozial und siedlungsgeographisch von ihrer andersnationalen 
Umgebung deutlich genug abheben. Ihre somatische und geistige 
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Verbindung mit der meist bäuerlichen Nachbarschaft ist nur 
gering. Sie sind daher, so altgewohnt ihr Anblick im zwischen- 
europäischen Volksbilde auch ist, doch Fremdlinge im Lande. 
Sie kommen als Volksgruppe, die das Land für 
sich nationalin Anspruch nehmen könnte, nicht 
in Betracht; daran hindert sie ihre verhältnismäßig geringe 
Zahl ebenso sehr wie ihr asozialer Charakter, der sie zur Aus- 
bildung eines bodenständigen und allseitig durchgebildeten Ge- 
meinwesens ungeeignet macht. Doch haben sie sich dank ihrer 
leichten Bereitschaft zu sprachlicher und politischer Anpassung 
an die gegebenen Verhältnisse bald für bald für jenes 
Volkstum im Nationalitätenstreite als wichtige, aber un- 
zuverlässige Helfer erwiesen. 

Andere kleine Gruppen, wie die in die nördliche Randzone 
des Wilnakorridors hineinreihenden Letten, die wenigen 
Tataren und jüdischen Karaiten mit tatarischer 
Umgangssprache können wir, als für den nationalen Charakter 
des Wilnagebiets belanglos, hier übergehen. 

Es bleiben demnach als Völker, die als heimatberechtigt 
einen staatlichen oder doch wenigstens nationalkulturellen An- 
spruch auf das Land erheben können, noch Weißruthenen, Polen 
und Litauer. Nach den amtlichen russischen Zählungen, deren 
Ergebnis oben wiedergegeben wurde, machten im ehemaligen 
Gouvernement Wilna im Jahre 1910 die Weißruthenen 55 v. H 
der Gesamtbevölkerung aus. Erst in weitem Abstande folgten 
die Litauer mit 15,6 v. HL und die Polen mit 8,2 v.H. Die Polen 
haben die russische Statistik, deren Richtigkeit sie an sich mit 
Recht anzweifelten, mit einer Reihe von Erhebungen be- 
antwortet. Was aber von deren Zuverlassigkeit zu halten ist, 
mag die Gegeniiberstellung einiger Ergebnisse zeigen: Nach 
Malischewski und Grabiec gab es im Jahre 1910 im Gouverne- 
ment Wilna 24 bzw. 25 v. H. Polen; nach anderen polnischen 
Quellen (Handbuch von Polen, 1920) dagegen war fast die Halfte 
(über 47 v. H.) der Bevölkerung polnisch, gegenüber nur 8,2 v. H. 
nach der russischen Angabe! Noch weiter geht dieamtliche 
polnische Volkszählung vom 30. September 1921, 
die in einem allerdings anders umgrenzten Gebiete, in den Woje- 
wodschaften Wilna und Nowogrodek, 55,5 v. H. Polen, etwa 
31 v. H. Weißruthenen, 8 v. H. Juden und zusammen 5.2 v. H. 
Angehörige anderer Nationalitäten oder solche ohne Volksangabe 
festgestellt haben will. (Die beiden letzteren Gruppen setzen 
sich vor allem aus Litauern, dann auch aus Letten, Con 
usw. zusammen.) Diese Statistik kann selbst vor einer milden 
Kritik, die dem polnischen Standpunkt gerecht werden möchte, 
nicht bestehen. Zunächst war schon T: Zeitpunkt der 
Volkszählung für die polnischen Ostgebiete verfrüht. Die 
durch sechsjährige Kriegswirren verschobenen Bevölkerungs- 
verhältnisse hatten sich noch nicht konsolidiert; die Rückwand. - 
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rungsbewegung der aus dem Kriegsgebiet Geflüchteten oder 
Verschleppten war damals, wenige Monate nach dem Friedens- 
schluß mit Sowjetrußland vom 18. März 1921, noch lange nicht 
zum Abschluß gelangt. In dem den Litauern entrissenen Wilna- 
gebiet mußte die Zählung wegen des damaligen Fehlens einer 
polnischen Zivilverwaltung von den Militärbehörden durch- 
geführt werden. Dazu kommen dann als Fehlerquellen die 
zahlreichen Mängel im Erhebungsverfahren 
selbst. Nicht wenige Einwohner haben sich, da sie wirtschaft- 
liche und steuerliche Maßnahmen hinter der Zählung argwöhnten, 
der Eintragung in die Zählungsliste entzogen. anche Sied- 
lungen wurden infolge des gänzlich darniederliegenden Ver- 
kehrswesens und stellenweise wegen der Seuchengefahr von den 
Erhebungsorganen gar nicht besucht, sondern nur schätzungs- 
weise oder überhau t nicht verbucht; vor allem konnte auch die 
Angstlichkeit und Unbildung der größtenteils analphabetischen 
Bewohner, denen eine Volkszählung etwas Ungewohntes und 
Unverständliches war, von den polnischen Zählern in großzügiger 
Weise zugunsten der polnischen Sache ausgenutzt werden, zumal 
die Methoden, nach denen die Volkszugehörigkeit ermittelt wer- 
den sollte, nicht klar festgelegt worden waren, so daß also im 
großen Umfange von dem bewährten Mittel einer Gleichsetzung 
von Katholish und Polnisch Gebrauch gemacht werden konnte. 
- Auf diese Weise ist der katholische Teil der Weiß- 
ruthenen wohl größtenteils dem Polentum zu- 
gezählt worden. — 

Daß ein Prozentsatz von 55 Polen nicht der Wirklichkeit 
entspricht, läßt sih an Hand der Konfessionsstatistik 
nachweisen, an die man sich halten muff, da andere Korrektur- 
möglichkeiten etwa mit Hilfe der Wahl- oder Schulstatistik ver- 
sagen. Im Wilnagebiet sind die Polen (abgesehen vielleicht von 
einigen hundert Reformierten) ausschließlich römisch-katholisch. 
In der Zahl der 921 694 Katholiken, die 1921 in den Wojewod- 
schaften Wilna und Nowogrodek festgestellt wurden, sind außer 
den Polen auch noch Litauer und Weißruthenen enthalten. Die 
Litauer sind (außer einigen Reformierten) durchweg und die 
Weißruthenen zum Teil, zu etwa 14 ihrer Gesamtzahl, römisch- 
katholisch. Von der Gesamtzahl der Katholiken des Wilna- 
gebietes sind also rund 190000 katholische Weißruthenen und 
rund 60.000 katholische Litauer abzuziehen, so daß sich für 1921 
eine Zahl von höchstens 672 000 Polen ergibt. (Stanislaus Mor- 
nik: „Polens Kampf gegen seine nichtpolnischen Volksgruppen.“ 
Berlin 1931.) Das sind für die Wojewodschaft Nowogrodek 
27.1 v. H. und für die Wojewodschaft Wilna 457 v. H. 
Polen (gegen 54,0, bzw. 57,4 v. H. nach der polnischen Natio- 
nalitätenstatistik von 1921). Für das Wilnagebiet im ganzen er- 
geben sich somit etwa 37 v. H. Polen, denen rund 50 v. H. Weif- 
ruthenen, 9 v. H. Juden und 3 v. H. Litauer gegenüberstehen. 
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Die Polen haben1921 alsoein reichliches Drit- 
tel der Bevölkerung des Wilnakorridors ge- 
bildet. | 

Dieses Verhältnis hat sich inzwischen nicht unbeträchtlidh 
zugunsten der Weißruthenen verschoben. Wie schon erwähnt, 
war zur Zeit der Volkszählung von 1921 die Rückwanderungs- 
bewegung der während des Krieges geflüchteten oder zwangs- 
weise abgeschobenen Bevölkerung noch im Gange. Diese Be- 
wegung ist erst mit dem Jahre 1924 zum Abschluß gekommen. 
Der polnische Statistiker A. Krzysinski gibt (in „Sprany Naro- 
dowisciowe“, Heft Nr. 1, 1931) in Anlehnung an die Angaben des 
polnischen Statistischen Zentralamtes die Gesamtzahl der vom 
30. September 1921 bis zum 1. Juni 1924 ausSowjetrußland 
und Litauen nad Polen zurück- (und zugewan- 
derten) Personen mit 530 000 an, von denen 320 000 Weiß- 
ruthenen und 3000 Litauer gewesen sein sollen. Da 
der größere Teil dieser Weißruthenen im Wilnakorridor 
ansässig war und dorthin wieder zurückgekehrt ist, und da da- 
mit zu rechnen ist, daß auch ein Teil dieser katholischen Weif- 
ruthenen als Polen aufgeführt worden ist, hat das weiß- 
ruthenische Element dieses Gebietes gegen- 
überdemPolentum zweifelloseinebedeutende 
Stärkung erfahren, deren Umfang sich freilich mangels 
ausreichender Angaben über die Ausmaße der Binnenwande- 
rungsbewegung in Polen nicht mit genügender Sicherheit fest- 
stellen läßt. Neue Anhaltspunkte wird erst die Volkszählung 
liefern, die am 9. Dezember 1931 ın Polen stattgefunden hat. 

Ebensowenig wie die Volkszählung von 1921 können die von 
den Polen inszeniertenSejmwahlenvom8. Januar1922 
als ein Ausdruck des staatspolitischen Willens der Wilnabevöl- 
kerung anerkannt werden, da sich die Juden, Litauer und Weiß- 
ruthenen nicht daran beteiligten, und daher die Erklärung der 
auf diese Art gewählten „Volksvertretung“ vom 20. Februar 
1922, daß das Wilnagebiet „ohne Bedingungen und Vorbehalte 
einen untrennbaren Teil der Republik Polen bilde“, keinerlei 
Bedeutung besitzt. 

Wenn die polnische These, daR Katholizismus und 
Polentum, sowie polnische Sprachkenntnis und Polentum dasselbe 
sind, zu Recht bestände, dann müßte man annehmen, daß sich 
im Wilnagebiet ein breiter Streifen ganz überwiegend national- 
polnischen Siedlungsgebietes zwischen die litauischen und weiß- 
ruthenischen Wohnräume einschiebt, ein Streifen, der einen be- 
trächtlichen Teil des siedlungs- und wirtschaftsfreundlicheren 
Hügellandes der litauischen Seenplatte einnimmt, das sich nörd- 
lich der sumpfigen Waldniederung des oberen Memellaufes er- 
hebt. Die Stadt Wilna, die mit ihrer Umgebung einen Siedlungs- 
vorposten mit starken polnischen Lebensenergien bildet, ist nach 
den Darstellungen polnischer Autoren durch eine fast lückenlose 
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Brücke polnischer Dörfer, Kleinstädte und Gutshöfe mit der 
„polnischen“ Memelstadt Grodno und darüber hinaus mit dem 
ewerbereichen „polnischen“ Bialystok verbunden, das unmittel- 
ar vor dem Rande des geschlossenen weichselländischen Volks- 
bodens des Polentums liegt. Besonders klar in ihrer Grofziigig- 
keit findet sich diese Auffassung der Nationalitätenverhältnisse 
z.B. auf Rothaugs Karte von der Verbreitung der Polen 
dargestellt. Auf ihr ist ein Gebiet vermerkt als von polnischer 
Mehrheit, d. h. von 50 bis 74 v. H. mit Polen besiedelt, das im 
Norden etwa zwischen den Städten Wilna und Molodetschno 
vom Laufe der Wilija und im Süden zwischen Stolpce und Skidel 
(östlich von Grodno) von der oberen Memel begrenzt wird und 
dem sich der ganze übrige Norden des heutigen Korridors, wie 
auch Teile des litauischen Staates und das Land um Minsk als 
Gebiete anschließen, die, nach der erwähnten Karte, von 25 bis 
49 v. H. Polen bewohnt sind. Solche Ergebnisse können nur 
dann erzielt werden, wenn die Verbreitung der polnischen 
Sprachkenntnis und des römisch-katholischen Bekenntnisses als 
nr der polnischen Nationalgesinnung untergeschoben 
werden. 

Die Litauer gehen bei der Beurteilung der Wilnaer Natio- 
nalitätenverhältnisse von ganz anderen Voraussetzungen aus als 
die Polen. Sie erkennen die von diesen so stark in den Vorder- 
a gestellten Faktoren nicht als maßgebend für die völkische 

ugehörigkeit der Bewohner an. Hinsichtlich der konfessionellen 
Seite haben die Litauer selber, die ja das römisch-katholische 
Bekenntnis aus sozialen und nationalkulturellen Motiven heraus 
mit einer tiefgewurzelten Polenfeindschaft verbinden, die Un- 
haltbarkeit der polnischen Auffassung erwiesen. Was aber die 
sprachliche Seite anlangt, so können die Litauer nicht in Abrede 
stellen, daß der Geltungsbereich ihrer. Sprache sich schon seit 
nee im langsamen, aber stetigen Zurückweichen nach 

orden und Westen befindet. Und sie geben auch zu, daß dieser 
Rückgang in den letzten Menschenaltern besonders stark ge- 
wesen ist. Ja, sie sind, da sich die gegenwärtige räumliche Be- 
engtheit ihres Sprachgebietes nicht ableugnen läßt, sogar bemüht, 
das sprachlich verlorengegangene Gebiet als möglichst groß er- 
scheinen zu lassen. So sagen sie, daß der Anteil der Litauisch- 
sprechenden an der Bevölkerung des Gouvernements Wilna, ver- 
schiedenen Erhebungsversuchen nach zu urteilen, auf ein Drittel 
oder noch weniger des Anteils zusammengeschrumpft sei, den 
er noch in den sechziger Jahren des vergangenen Jahrhunderts 
ausgemacht habe. Der litauische Staatspräsident Smetona hat 
diese Entwicklung in seiner Berliner Rede von 1917 in groß- 
ziigiger Weise so ausgedrückt: „Noch Mitte des 19. Jahrhunderts 
hat fast 100 Kilometer südlich und östlich von Wilna die litaui- 
sche Sprache geherrscht.“ Inwieweit solche Thesen zutreffen, 
und wo in Wirklichkeit damals die Sprachgrenze verlaufen sein 
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mag, das läßt sich heute nicht mehr einwandfrei feststellen, da 
es an den erforderlichen Unterlagen fehlt. Doch trifft die Be- 
hauptung der Litauer, daß ihre Sprachgrenze früherin 
heute polnischen oder weißruthenischen 
Sprachgebieten verlaufen ist, zweifellos zu. Es liegt 
hier einer der seltenen Fälle vor, in denen sich alle rivalisieren- 
den Teile grundsätzlich einig sind. Doch zieht jeder von ihnen 
aus der gemeinsam anerkannten Tatsache begreiflicherweise sehr 
verschiedenarlige Folgerungen. Die Polen berufen sich auf die 
durch die erwähnte Sprachverdrängung angeblich bewiesene 
Überlegenheit ihres eigenen Geisteslebens über das litauische. 
Die Litauer aber treten mit einer ganz anderen Beweisführung 
an die Vertretung ihrer völkischen Postulate heran. Sie argu- 
mentieren, nachdem sie die Einbuße an Sprachboden einmal zu- 
gestanden haben, etwa so: Eine nennenswerte Abwanderung 
von Litauern aus der fraglichen Zone nach Westen oder nach 
Übersee hat nicht stattgefunden. Die Hauptabwanderungsge- 
biete sind die national und kulturell fortschrittlichen Gouverne- 
ments Kowno und Suwalki gewesen. Andererseits kann aber 
auch weder von einer polnischen Zuwanderung aus Kongreßpolen 
ins Wilnagebiet die Rede sein, noch war ein ins Gewicht fallen- 
des Zuströmen weißruthenisher Elemente zu beobachten. 
Stammlich kann demnach kein nennenswerter 
Wechselin dem Bestande der Landesbewohner 
stattgefunden haben. Es handelt sich daher in den ehe- 
mals sprachlich litauischen Gebieten auch gegenwärtig noch um 
fast reines litauisches Volkstum, das lediglich durch die Gewalt- 
politik der polnischen und russischen Machthaber sprachlich und 
z. T. konfessionell seiner ursprünglichen Art entfremdet worden 
ist, ohne aber dadurch ein unbestrittener Bestandteil der Völker 
geworden zu sein, deren Sprachen es jetzt spricht oder deren 
Kirchen es jetzt angehört. Denn Menschenschlag, Brauch und 
Sitte, Überlieferungen und Volksmelodien, fast immer auch die 
religiösen Anschauungen und die Erinnerung an die in nicht gar 
so weit zurückliegender Zeit gebrauchte litauische Sprache tren- 
nen die Bewohner des umstrittenen Siedlungsstreifens von den 
benachbarten Slawen. Wenn aber die Menschen dieselben ge- 
blieben sind, so folgert der Litauer weiter, dann kann die nur 
äußerliche Abkehr vom alten Volkstum auch wieder rückgängig 
gemacht werden. Und die so ihrer Nation Wiedergegebenen 
werden kulturell dabei nur zu gewinnen haben. Gegenüber der 
Masse der polonisierten oder ruthenisierten Litauer treten nach 
der liteuischen Ansicht die stammesechten Polen und 
Weißruthenen, namentlich die ersteren, an Zahl soweit zu- 
rück, daß sie nur eine unbeträchtliche Minderheit in einem groß- 
litauischen Staate darstellen würden. Die Litauer erkennen also 
weder das kirchliche Bekenntnis, noch die Sprache als das im 
Wilnagebiet zur Zeit national Entscheidende an, sondern verlan- 


214 


gen auf Grund eines ,,Rasseprinzips’ das Land für sich. „In 
Litauen gibt es außer den Juden“, sagte Smetona, „nur eine 
ethnographische Rasse: Litauer“; und er bezog diesen Satz auf 
ein Großlitauen, das im Süden Grodno und Nowogrodek und im 
Osten Oschmjany und Swenzjani, also den größten Teil des 
heutigen Korridors, umfaßt. 

Soviel über die gegensätzlichen Gesichtspunkte, von denen 
aus Polen und Litauer die Stärke ihres Volkselementes im Wilna- 
gebiete zu beurteilen pflegen. Aus den widerspruchsvollen Er- 
gebnissen der verschiedenen Zählungen, Schätzungen und Be- 
schreibungen läßt sich mit Sicherheit eigentlich nicht viel mehr 
als das ohnehin schon Bekannte ersehen: Im Bereiche des 
heutigen Korridors treffen, wenn die nördlich angren- 
zenden Letten außer Betracht bleiben, die Siedlungsge- 
biete dreier Völker zusammen: Weißruthenen, 
LitauerundPolen. Das Gebiet, in dem die Litauer gegen- 
wärtig eine kaum bestrittene nationale Mehrheit bilden, greift 
fast überall in die heute zu Polen gehörenden Grenzkreise des 
Wilnagebietes über. Eine zusammenhängende Siedlungs- 
grenze läßt sich hier aber gegenüber den Polen ebensowenig 
verfolgen, wie sie im polnisch-weißruthenischen Mischgebiete 
festzustellen ist. Die Grenze löst sich auf in ein buntes Mosaik 
von sich gegenseitig in vielgestaltiger Weise durchdringenden 
Volkstümern. Der Übergang vom litauischen Volksgebiet durch 
den polnisch durchsetzten Landstreifen hindurch zum weißruthe- 
nischen Wohnraum nimmt fast die ganze Breite des Wilnakor- 
ridors ein und setzt sich an manchen Stellen auch jenseits der 
Grenzen noch fort. 

Weder die mit allen Mitteln arbeitende Kunst der polnischen 
Propaganda noch die unbeirrte Grofziigigkeit der Kauden 
Ansprüche können darüber hinwegtäuschen, daß die Mehr- 
heit, wahrscheinlich die absolute, in jedem 
Falle aber die relative Mehrheit der Wilnabe- 
völkerungaus Weißruthenen besteht. Deren Vor- 
handensein macht die Nationalitätenfrage im Wilnagebiet voll- 
ends zu einem unentwirrbaren Problem. Die Weißruthenen 
sind ein primitives Bauernvolk, das in seiner Mehrzahl kaum 
mehr als seine kleinen und armseligen Dörfer kennenlernt und 
begreift und kaum schon das Bewußtsein nationa- 
ler Eigentümlichkeiten besitzt. Die passive Hal- 
tung, die das Volk in seiner Masse gegenüber den großen kultu- 
rellen und politischen Geschehnissen bewahrt, und ihre her- 
kömmliche Unterwürfigkeit gegenüber dem Gutsherrn, dem 
Geistlichen und dem Hepriventunten der Staatsgewalt haben 
immer wieder mit ihrer trägen Schwere den Bekennermut der 
volkstreuen Studenten und Literaten und die Hilfsbereitschaft 
fremdvölkischer Freunde gelähmt. Und die feindselige Haltung 
der polnischen und russischen Machthaber gegen jede Regung 
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völkischen Eigenlebens unter den Weißruthenen hat die natio- 
nale Erneuerung, die im vergangenen Jahrhundert einge- 
setzt, 1905 und dann wieder während des Weltkrieges einen 
kurzen Aufschwung erlebt und selbst den Gedanken an einen 
eigenen Staat hatte wachwerden lassen, immer wieder in ihren 
Anfängen zerstört oder doch in ihrer Ausbreitung und Durc- 
bildung gehemmt. Nach dem Kriege allerdings ist die Errichtung 
eines weißruthenischen Föderativstaates im Rahmen der Sowjet- 
union, der sowohl den kulturellen wie den agrarsozialen Wün- 
schen der weißruthenischen Bauern jenseits der Grenze ent- 
gegenzukommen sucht, nicht ohne Rückwirkung auf das nationale 
Eigenleben der Weißruthenen im Wilnagebiete geblieben. Doc 
ist die nationale Verselbstandigung des weißruthenischen Volks- 
tums noch nicht so weit fortgeschritten, daß die politisch reiferen 
Nachbarn nicht immer wieder versucht wären, die völkische 
Schwäche als einen Beweis mangelnder Existenzberechtigung 
hinzustellen und die Weißruthenen, wie es die Polen auszu- 
drücken pflegen, als ,ethnographisches Rohmaterial“ 
zu betrachten, aus dem, je nach dem bildenden Meister, ein 
Großrusse, ein Pole oder ius geformt werden kann. Von 
den drei Volksgruppen des Wilnagebietes ist 
alsodieder Zahl nach stärkste, trotz mancher Ände- 
rungen im letzten Jahrzehnt, nur ein Objekt für die 
Politik der anderen Volksgruppen geblieben. 

Zwischen die ursprünglichen Siedler des Korridors, die seit 
Jahrhunderten nacweislih in kaum gestörter Nachbarschaft 
nebeneinander gesessen haben, Litauer und Weißruthenen. 
schiebt sich ein polnischer Volksstreifen ein, ein Teil jenes Ost- 
kolonisationsgebietes der Polen, das durch die Union mit dem 
litauischen Groffiirstentum der polnischen Zuwanderung und 
dem Einfluß polnischer Wesensart geöffnet worden war. Wie 
stark stammesechtes Polentum unter den Bewohnern des Korri- 
dors, die sich heute als Polen bezeichnen, vertreten ist, läßt sich 
nicht sagen. Ob es sich aber nun um die späten Nachkommen 
altzugewanderter polnischer Edelleute, Bauern und Bürger (die 


zum Teil ursprünglich deutscher Abstammung waren) oder um : 


polonisierte Litauer und Weißruthenen handelt, die sich zur ,,pol- 
nischen Kultur bekennen“, in jedem Falle ist diese Menschen- 
gruppe von jeher im Wilnagebiet das national am mei- 
sten gefestigte Element gewesen, das die meisten An- 
gehörigen der len und vermögenden Volksschichten stellt 
und eine lebendige und sorgfältig gepflegte Tradition von der 
Größe und dem Glanze der polnischen Geschichte besitzt. Fast 
das gesamte Großgrundeigentum des Wilnagebietes ist 
in polnischer Hand, so daß man hier also in der landwirtschaft- 
lichen Besiizverteilung eine deutliche nationale Gliederung fest- 
stellen kann. Eindeutiger heben sich in völkischer Hinsicht auch 
die Städte von ihrer dörflichen Nachbarschaft ab. Den gröf- 
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ten Teil ihrer Einwohnerschaft bilden die Juden; daneben treten 
die Polen und polonisierten Angehörigen anderer Nationen im 
städtischen Milieu stärker als im ländlichen Volksbilde hervor. 
Dieser polnische Zug des stadtischen Lebens ist in 
den Mittelstadten und namentlich in der einzigen Großstadt des 
Korridors, in Wilna, auffälliger als in den ärmlich rückständigen 
kleinen Landstädten, in denen das litauische bzw. weifruthe- 
nische Element etwas stärker hervortritt als dort. Im großen 
und ganzen stellen die Städte mit ihrer jüdisch-polnischen Be- 
wohnerschaft nationale Fremdkörper dar, die, außer 
etwa als die Sitze der unteren Verwaltungsbehörden und als 
die kleinen Marktplätze ihrer Nachbarschaft, kaum einen geisti- 
gen und materiellen Einfluß auf das umgebende flache Land aus- 
üben können. : 

Wilna ist die einzige Stadt des ganzen Gebietes, die mit 
Rücksicht auf ihre soziale Lebensform diesen Namen verdient. 
In Wilna wohnt der zehnte Teil der Gesamtbevölkerung des 
Korridors und wurden 1921 fast vier Fünftel der Stadtbewohner 
der beiden Wojewodschaften gezählt. Wilna ist im Raum von 
Königsberg — Riga — Petersburg — Moskau — Kiew — Lem- 

erg — Warschau vor dem Kriege die einzige Großstadt mit mehr 
als 200 000 Einwohnern gewesen. 1921 wurden nur noch 129 000 
Einwohner gezählt. Seitdem ist die Zahl gewachsen. Um Wilna 
eht der Kampf der Geister und Waffen seit 
lghehuwdecten wie heute. Ein Anspruch, der aus natio- 
nalen Griinden auf die Stadt erhoben wird, wird auf das ganze 
Gebiet iibertragen. Daher ist es fiir das politische Schicksal 
des flachen Landes bedeutungsvoll, daß im Gegensatz zu diesem 
die Stadt Wilna eine verhältnismäßfige Klarheit ihrer Nationali- 
tätenverhältnisse aufweisen kann. Die russische Statistik von 
1910 hat in Wilna-Stadt 52,2 v. H. Polen festgestellt, außerdem 
40 v. H. Juden, zusammen nur 4 v. H. Grofrussen und Weißruthe- 
nen; und Litauer wurden sogar nur 1,2 v. H. gezählt. Ein hier- 
von nur wenig abweichendes Ergebnis hat eine Zählung der über 
zehn Jahre alten Stadtbewohner gehabt, die während des Krieges 
von der deutschen Besatzungsbehörde durchgeführt worden war: 
Von den damals rund 137 000 erfaßten Personen waren die Hälfte 
Polen, 43,1 v. H. Juden, 2,7 (gleich 3700) Litauer, ferner 2000 
Weißruthenen, 2100 Großrussen und etwas über 1000 deutsche 
Zivilpersonen. 1921 hat sich infolge des politischen Umschwungs 
die Zahl der als Polen bezeichneten Bürger relativ erhöht, da 
zahlreiche Nichtpolen die Stadt verlassen und manche andere 
= selbst als Polen bezeichnet haben oder bezeichnet worden 
sind. 

Die Stadt ist mit den sie umgebenden Dörfern und Guts- 
höfen ein kräftig wirkender Vorposten polni- 
schen Lebens, mit dem sich viele der größten Erinnerungen 


der polnischen Geschichte verbinden. Aber die führende Stel- 
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lung, die sie einmal im politischen und geistigen Leben Polens 
einnahm, hat sie seit langem verloren. Neben die Polen, die im 
alten Reiche und zum Teil auch im letzten Jahrhundert die ein- 
zige und durch ihre Geschlossenheit fast allmächtige Gebildeten- 
schicht des Landes dargestellt haben, sind im Laufe der letzten 
Menschenalter die Angehörigen der erwachenden Fremdvölker 
als Teilnehmer am geistigen Leben der „historischen Ostmarken™ 
Polens getreten. „Polen kehrt in seine ethnographischen Gren- 
zen zurück wie das Meer, das nach einer großen Flut zu seinen 
ursprünglichen Ufern zurückebbt; und wie das Meer auf dem 
flachen Strande Spuren seiner Wanderung hinterläft, so hinter- 
läßt Polen in den Ländern Litauens und Weißrutheniens Spuren 
seiner Kultur und seiner Ideen“ (Witkiewitsch): Wilna ist 
auf dem Gebiete des zerfallenen Zarenreiches die bedeutendste 
unter ihnen und vielleicht die, die allein von allen noch eine pol- 
nische Zukunft haben kann. Denn es ist neben Lemberg bzw. 
Danzig und Gdingen die Stadt, mit der ganz Polen den Gedanken 
an seine historische Mission im Osten bzw. die Absicht seiner 
baltischen Machtstellung verbindet. 

Wilna ist seit vielen Menschenaltern eine mit zäher Leiden- 
shaft umkämpfte Stadt. Keines der Völker und keine 
der Konfessionen, die im Laufe einer 700jährigen Geschichte um 
sie miteinander gerungen haben, hat aus ihr eine geistige und 
künstlerische Einheit zu gestalten vermocht. Im Vergleich mit 
dem heiligen Moskau und dem ehrwürdigen Kiew fehlt dieser 
Stadt der 60 Kirchen jeder durch den Anblick stetigen Wachs- 
tums versöhnende Zug. In Bauformen und Lebensart fehlt ihr 
die Harmonie und Geschlossenheit dieser anderen, im Schoße 
breit gelagerten Volkstums eingebetteter Lebenszentren zweier 
Völker an Moskwa und Dnjepr. So ist es auch in politischer 
Hinsicht. Trotzdem Wilna nur geringe nichtpolnische (und nicht- 
jüdische) Bevölkerungsteile aufzuweisen hatte, wurde es doc 
ein Ausgangspunkt nationallitauischer Bestrebungen und eine 
Zentrale der jungen weißruthenischen Bewegung, wie es zugleich 
russisches Verwaltungszentrum der Nordwestgebiete war und 
eine Mittelstelle ostjüdischen Geisteslebens ist. Es hat von allen 
Großstädten Europas in nationaler Hinsicht die eigentüm- 
lichste Lage und die ungewisseste Zukunft. Die 
Stadt ist ein Symbol dreier Völker, wie vor der Ostra 
brama die Gläubigen dreier Völker zu „ihrem“ Heiligtume beten. 

Wenn es sich nur darum handelte, alle Einzelsiedlungen auf 
ihre nationale Zugehörigkeit zu untersuchen, so könnte es viel- 
leicht doch noch möglich erscheinen, wenigstens für statistische 
und kartographishe Zwecke zu einer befriedigenden Klärung 
der Volksverhältnisse im Wilnagebiete zu gelangen; eine poli- 
tische Grenzziehung könnte damit aber nicht erreicht, vielmehr 
würde gerade deren Unmöglichkeit erwiesen werden. Es kom- 
men aber außer den schon angedeuteten noch andere erschwe- 
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rende Momente hinzu: Die sprachlichen Verhältnisse 
sind in der litauisch-polnisch-weißruthenischen Übergangszone 
in fortdauernder und ziemlich rascher Umge- 
staltung begriffen; und die persönliche Unklarheit eines 

roßen Teiles der Bevölkerung über ihre nationale Zugehörig- 
keit ist so groß, daß selbst eine unbeeinflußte Abstimmung nicht 
zum Ziele einer zahlenmaftigen Klärung der völkischen Einstel- 
lung würde führen können. Man hat sich daran gewöhnt, die 
Sprache als ein wichtiges Merkmal der nationalen Zugehörigkeit 
zu betrachten. Auf das Wilnagebiet kann diese Anschauungs- 
weise aber nur in beschränktem Umfange angewendet werden. 
Denn der Gebrauch einer Sprache ist hier durchaus nichts Fest- 
stehendes oder etwas, mit dem sich die Vorstellung einer natio- 
nal-geistigen Orientierung verbindet. Die Sprachgrenzen ver- 
schieben sich im großen wie im kleinen unaufhörlich. Im 
allgemeinen scheint der Sprachwechselprozeß in der 
Weise vor sich zu gehen, daß der nach Norden und Westen 
langsam fortschreitenden Ausbreitung der polnischen Sprache 
auf Kosten der litauischen in eınigem Abstande eine zweite 
sprachliche Umbildung folgt: die Ruthenisierung der verpolten 
Litauer. Dabei stehen die verschiedensten sprachlichen Entwick- 
lungsstadien dicht nebeneinander. Es wird von Gemeinden be- 
richtet, in denen die älteste Generation noch ausschließlich 
litauisch spricht, die Erwachsenen sich aber vorwiegend des 
Polnischen bedienen, während zugleich die Jüngsten sich schon 
weißruthenisch unterhalten; oder die Entwicklung geht auch vom 
Weißruthenischen zum Polnischen; in jedem Falle aber führt sie 
vom Litauischen fort. Eine solch’ schnelle Anpassung an neue 
sprachliche Erfordernisse ist hier um so leichter möglich, als das 
tägliche Leben, das für den Bauern im sprachlichen Mischgebiete 
den häufigen Umgang mit anderssprachigen Beamten, Guts- 
herren, Geistlichen, Lehrern und Kaufleuten mit sich bringt, von 
allen eine größere oder geringere Fähigkeit verlangt, sih in 
mehr als einer Sprache auszudrücken. Und diese Sprachkennt- 
nisse wieder sind um so leichter zu erwerben, als der Wort- 
schatz dieser in engen, ländlichen Verhältnissen lebenden Men- 
schen ein beschränkter ist. Zugleich hat auch das vielfältige 
sprachliche Nebeneinander zur Folge gehabt, daf die ver- 
schiedenen ldiome in mancher Hinsicht, in Wortschatz 
und Satzbau, so stark aufeinander eingewirkt 
haben, daß Übergangsmundarten entstanden sind, die eine all- 
seitige Verständigung weiter erleichtern. In einigen Teilen des 
Wilnagebietes wird, wie Werbelis sagt, ein Mischdialekt 
gesprochen, der „gewiß kein Litauisch mehr ist, von dem sich aber 
ach schwer sagen läßt, ob er mehr dem Polnischen oder dem 
Weißruthenischen angeglichen ist“. Denn das örtliche Polnisch 
unterscheide sich in der litauischen Aussprache vom Weißruthe- 
nischen nur wenig; es habe keinen gleichbleibenden Klang, 
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keinen dauernden Wortschatz und keine bestimmte Struktur. 
Die Verbreitung des Polnischen wird heute wie 
früher schon durch die Pflege der polnischen Amts-. Gerichts-, 
Predigt- und Schulsprache auf Kosten des artfremden Litauischen 
und a verwandten Weißruthenischen stark gefördert. Die 
Städte haben von jeher die polnische Sprache in ihrem Weich- 
bilde und in ihrer näheren Umgebung stärker begünstigt als das 
flache Land. Hier haben die Gutshöfe, auf denen polnische Be- 
sitzer oder Verwalter leben und die litauisches oder weifruthe- 
sea Gesinde beschäftigen, vielfach in der gleichen Richtung 
gewirkt. 

Wird nun, nachdem die Sprachenstatistik als Hilfsmittel bei 
der Beurteilung versagt, einmal versucht, die staatspolitische 
Gesinnung, auf die es ja schließlih ankommt, durch Volksab- 
stimmung zu erfragen, so stehen neue Schwierigkeiten und Be- 
denken auf. Denn Inhalt und Bedeutung des Be- 
Volksgemeinschaft sind noch vielen 

remd. Wo sich aber doch ein „nationales“ Empfinden regt, 
wird es meist noch von Vorstellungen anderer Art an Intensität 
übertroffen. Soziale Momente, insbesondere die Aussicht auf 
Landzuweisung oder auch die Erwartung augenblicklicher wirt- 
schaftlicher Vorteile, wie billigen Kredits, günstiger Preise, oder 
eine persönliche Voreingenommenheit, die von einem einzelnen 
auf eine ganze Gruppe übertragen wird, das überlieferte An- 
sehen, das alteingesessene Gutsbesitzerfamilien unter den Bauern 
genießen, und andere bald wechselnde, bald bleibende Faktoren 
neben Sprache und Stammesart bei der Entscheidung 
über die nationale Zugehörigkeit mehr oder weniger mit. Be- 
sonders wichtig ist der Einfluß der katholischen 
Kirche auf die Gläubigen, bei denen sich konfessionelle und 
völkische Zugehörigkeit nicht decken, d. h. die Grenze des 
römisch-katholischen Bekenntnisses fällt nicht mit der polnischen 
und die des orthodoxen Bekenntnisses nicht mit der weiftruthe- 
nischen Volksgrenze zusammen. Die Polen lieben es auch heute 
noch, vom katholischen als vom „polnischen Glauben“ zu spre- 
chen, um unter dieser These die katholischen Litauer und Weiß- 
ruthenen des Wilnagebietes als „Polen“ hinstellen zu können. 
Ein solches Verfalıren mag seine Berechtigung zu einer Zeit ge- 
habt haben, in der von einem Nationalgefühl bei den nichtpolni- 
schen Volksteilen überhaupt noch keine Rede sein konnte und 
die Zugehörigkeit zur katholishen Kirche und zum uniierten 
Bekenntnis allgemein höher gewertet wurde als irgendeine 
dunkle Vorstellung von völkischer Gemeinschaft und als die 
Tatsache sprachlicher Gleichheit. Aber diese Zeit ist heute vor- 
bei. Und sie ist vor allem vorbei, seitdem der katholische Pole 
nicht mehr als Schützer und Märtyrer, wie in der Zeit der Katho- 
liken- und Uniatenverfolgung, sondern als Machthaber auftritt. 
der an Intoleranz dem pharisäisch verlästerten Zarismus nicht 
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nadhsteht. Neben das konfessionelle an are ea 
fühl ist ein völkisches Bewußtsein getreten, das die 
bindende Kraft der kirchlichen Gemeinschaft, die früher fast 
alleinherrschend war, mehr und mehr löst und durch nationale 
Vorstellungen ersetzt. Das Volksbewußtsein der anderen, das sich 
gegen die Polen richtet, tritt als selbständiges Bewuftseinsele- 
ment auf. Die katholischen Litauer haben bewiesen, wie die alte 
Bindekraft des gleichen Glaubens erlahmt. Die alte Glei- 
chung: Katholisch gleich polnisch geht nicht 
mehr auf. Auc im Wilnagebiete nicht mehr. Doch besteht 
sie hier in der Zone des litauischen Volkstums und unter dem 
formlosen Volkskörper der Weißruthenen noch vielfach zu Recht. 

Die Geltung der Polen im Wilnagebiete, die ihren zahlen- 
mäßigen Anteil an der Bevölkerung weit überwiegt, gründet 
sich auf diese Tradition des „polnischen Glaubens“, auf ihr 
höheres Bildungsniveau, auf ihre größere wirtschaftliche Lei- 
stungsfähigkeit und ihr altgefestigtes Nationalbewußtsein. Die 
Tatsache, daß der polnische Volkskörper des Wilnagebietes sozial 
besser durchgebildet ist und daß die ökonomisch starke Schicht 
des Groffgrundbesitzes, die städtische Bevölkerung und die Be- 
rufsintelligenz verhältnismäßig stark in ihm vertreten sind, 
während gerade diese zur Führung berufenen sozialen Klassen 
bei den Litauern und Weiftruthenen des Gebietes nur schwach 
entwickelt sind, hat es den Polen ermöglicht, ihre aus der Zeit 
des untergegangenen Reiches hergebrachte Überlegenheit über 
die anderen Völker dieses Gebietes trotz der russischen Verfol- 
gungen und trotz des nationalen Erwachens der Litauer und 
Weißruthenen bis in die Gegenwart hinüberzuretten, die ihnen 
die Möglichkeit des Versuches gibt, das, was ihnen nun doch zu 
entgleiten droht, mit den Mitteln staatliher Gewalt zu be- 
haupten. 

Bei der Beurteilung der Nationalitätenverhältnisse des 
Wilnagebietes wird man nach dem es Vie gut daran tun, von 
den für Mittel- und Westeuropa passenden Vorstellungen ganz 
abzusehen. Eine Volksabstimmung ist im Wilna- 
gebieteeine Unmöglichkeit. Daraus, daß keiner den 
Ausgang eines solchen Experimentes mit einiger Bestimmtheit 
voraussehen konnte, erklärt sich die Weigerung der Polen sowohl 
wie der Litauer, die vom Völkerbunde im Jahte 1920 vorge- 
schlagene Volksabstimmung durchzuführen, durch welche über 
die staatliche Zugehörigkeit des strittigen Gebietes entschieden 
werden sollte. Auch die vom Völkerbunde zur Untersuchun 
der Plebiszitbedingungen entsandte Kommission mußte na 
Prüfung der Verhältnisse resigniert feststellen, daß „das Natio- 
nalgefiihl des größeren Teiles der Einwohner in dem fraglichen 
Gebiete so wenig entwickelt ist, daß die Landbewohner durch die 
Propaganda, die etwa unter ihnen getrieben würde, und durch 
die augenblickliche Lage des Landes zur Zeit der Abstimmung 
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mehr als durch klare Vorstellungen nationaler Zugehörigkeit 
beeinflußt würden“. Angesichts solcher Tatsachen muß gesagt 
werden, daß der polnische Anspruch auf das Wilnagebiet die 
Beachtung, die er in der europäischen Öffentlichkeit findet, in 
erster Linie einerseits der lähmenden Unklarheit der nationalen 
Verhältnisse und andererseits der älteren und geschickteren Pro- 
paganda verdankt, mit welcher der Pole die unbeholfenen und 
schwächeren Stimmen seiner Gegner übertönt. 


Rußland und Osteuropa. 


Monatsübersichten. 
Von Otto Hoetzsch. 


Vorbemerkung: Von diesem Heft an wird die Monats- 
übersicht auch regelmäßig über die Randstaaten, namentlich 
Polen, in besonderen Abteilungen berichten. Die letzte Gesamt- 
übersicht darüber wurde im Jahrgang 3, S. 677 ff., 819 ff. ge- 
geben, liegt also über 3 Jahre zurück; Polen ist besonders noch 
im 5. Jahrgang, S. 157 ff. und im 6., S. 373 ff. behandelt. Der 
Raum erlaubt nicht, diese Lücke hier auszufüllen. In zusammen- 
hängender Übersicht habe ich zuletzt die Randstaaten im Oktober- 
Heft 1931 der Zeitschrift „Foreign Affairs“ (New York, S. 120 ff.) 
behandelt. Eine größere Übersicht über „Deutschlands Nachbarn 
im Osten“, die ausschließlich den Randstaaten gewidmet ist, 
wird demnächst in einer Veröffentlichung der „Reichszentrale 
für Heimatdienst“ zur Osthilfe von mir erscheinen. 


I. Rußland. 
a) Binnenwirtschaft. 


1931 ist das dritte „entscheidende Jahr des Fünfjahr- 
plans, und da es sich nun dem Ende nähert, müssen seine Ergeb- 
nisse bald für das Urteil übersehbar werden. Die Sowjetauf- 
fassung behauptet natürlich, daß das Jahr seine Aufgabe erfüllt 

abe: „in vier Jahren, in grundlegenden Wirtschaftszweigen in 
drei und zweieinhalb Jahren; Eröffnung zahlreicher neuer Be- 
triebe, d. h. Produktivwerdung der gewaltigen investierten Sum- 
men; Erreichung des sozialistischen Übergewichts in der Land- 
wirtschaft; damit zugleich Eintritt in die eigentliche Periode der 
sozialistischen Wirtschaft“. (So in der Zeitschrift „Aus der Volks- 
wirtschaft der Sowjetunion“, 2. November-Heft.) Auch das Pro- 
blem, dessen Lösung das Ausland am skeptischsten gegenüber- 
stand, das der Kollektivierung, sei mit der Erfassung der 
Bauernschaft zu 60 % gelöst und damit das Problem der Nah- 
rungsmittelversorgung überhaupt. 
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Die Wirtschaftslage steht damit freilich, wenigstens 
mit der letzteren Behauptung, in Widerspruch. Nach wie vor hat 
die Regierung mit dem „sozialistischen Sektor“ der Landwirt- 
schaft in bezug auf die Getreidebereitstellungen zu 
kämpfen. Eine sehr scharfe Verordnung vom 27. November, 
unterzeichnet von Molotow und Stalin, besagt, daß die Sowjet- 
landgüter ihre Pflichten bei weitem nicht erfüllt haben: schlechte 
Registrierung, schlechte Wirtschaftsführung, dann namentlich die 
„Jelbstversorgungstendenzen“, also die naheliegenden Bemühun- 
gen, zunächst einmal in den großen Schwierigkeiten der Nahrungs- 
mittelversorgung an sich selbst zu denken und (nebenbei gesagt) 
die nötigen Bedarfsartikel dann im Naturalaustausch sich zu be- 
schaffen. So ist der Jahresplan für die Getreidebereitstellungen 
erst (10. Dez.) zu 84,5 % durchgeführt. 

Die Regierung griff scharf ein. Der Leiter der Bundesver- 
einigung „Sernosowchosobjedinenije“, Gertschikow, wurde seines 
Postens enthoben; an seine Stelle trat der stellvertretende Land- 
wirtschaftskommissar Jurkin. Außerdem wurde für jedes Staats- 
gut ein besonderer, von dem betreffenden Leiter unabhängiger, 
Kontrolleur des Landwirtschaftskommissariats ernannt. Noch 
mehr: die Zentrale der Kollektivwirtschaften, „Kolchoszentr“, 
hat eine durchgreifende Revision für sämtliche (!) Kollektiven 
durch besondere „Brigaden“ angeordnet, die bis zum 25. Januar 
1952 fertig sein soll. 

Auch die wichtigsten Baumwollrayons haben den Be- 
reitstellungsplan nicht erfüllt, namentlich nicht in Mittelasien, 
der wichtigsten Baumwollbasis der Sowjetunion. Im ganzen 
war der Bereitstellungsplan für Rohbaumwolle nur knapp zur 
Hälfte erreicht. 

In der Brennstoff- und Verkehrskrise hat sich 
wesentliches zum Bessern nicht verändert. Von den Industrie- 
zweigen bleibt die Eisen- und Stahlindustrie am stärksten zurück. 
Auch das Bild in der Holzindustrie und den Holzbereitstel- 
lungen ist nicht günstig. In jedem Fall stimmt die summarische 
Behauptung über die Erfolge des entscheidenden Jahres im Fünf- 
jahrplan nicht vollständig. 

Derarbeitende Mensch: der Bedarf an vorgebildeten 
Arbeitern, Werkmeistern, Ingenieuren usw. ist noch bei weitem 
nicht gedeckt, ist ja auch bei dem Tempo der Industrialisierung 
und Mechanisierung vieler Wirtschaftsprozesse ungeheuer. Im 
laufenden Jahr besuchen in der Sowjetunion 358000 Personen 
die Hochschulen, über 600 000 die mittleren Fachschulen (also die 
Technika). Die Zahl der llörer für technische Ausbildung hat 
sich in den letzten drei Jahren beinahe verdreifacht. Aber der 
Bedarf ist nodı größer und zieht daher die ausländischen 
Fachleute heran. Im Augenblick sind nach Mitteilung des Prä- 
dialmitgliedes im Obersten Volkswirtschaftsrat, Bitker, in Ruß- 
land 655 Ingenieure und 579 Techniker aus Deutschland tätig. Im 
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ganzen arbeiten in ihm 5000 Ingenieure und Techniker aus dem 
Ausland. Der Bedarf allein für die Lokomotivindustrie beträgt 
für 1932 3715 neue Ingenieure und Techniker, von denen höch- 
stens Y aus Rußland selbst ausgebildet werden können, so daß 
mithin rund 2000 Plätze mit Ausländern besetzt werden müßten. 


Ausländishe Arbeiter sind dabei natürlich nicht ein- 
gerechnet. Aus Berichten der Sowjetpresse ist zu ersehen, daß 
unter den in Rußland tätigen ausländischen Fachleuten und 
Arbeitern lebhaft geklagt wird, sowohl über das Äuftere: Woh- 
nung, Beheizung u. dgl., wie namentiich aber über falsche Ver- 
wendung und schwierige Stellung zu den russischen Ingenieuren 
und Arbeitern. 

Zur Arbeiterfrage gehört weiter (über die Zwangs- 
arbeit in Rußland hat übrigens die Herzogin von Atholl, Mit- 
glied des englischen Parlaments, ein dickes Buch: „Forced Labour 
in Russia“ veröffentlicht, in dem mit vielen Einzelheiten die 
Existenz der Zwangsarbeit namentlich in Bergwerken, Eisenbahn 
usw. nachgewiesen werden soll), daß, wenigstens für Moskau, die 
Belieferung der Lebensmittelkarten nicht ganz in Ord- 
nung ist. Das Blatt des Obersten Volkswirtschaftsrates „Sa In- 
dustrialisaziju“ (10. November) enthielt interessante Angaben 
darüber, daß häufig die Lebensmittelkarte ein nicht einlösbarer 
Wechsel sei, weil z. B. im Oktober 193 000 Karten in Moskau mehr 
ausgegeben seien, als in den Plänen vorgesehen war. Auch Fäl- 
schungen von Lebensmittelkarten kommen vor. Anscheinend be- 
zieht sich das aber vor allem auf Moskau, dessen Bevölkerungs- 
zahl immer noch wächst. 

Ferner gehört in dieses Gebiet, daß nunmehr die5-Tage- 
Woche endgültig aufgegeben ist. Ein Dekret des Rates der 
Volkskommissare (24. November) bestimmte: 


„Obwohl die ununterbrochene fünftägige Produktionswoche als Haupt- 
form der Organisierung der Arbeit in der Sowietunion gilt, wird gewissen 
Betrieben zur Beseitigung bei der Durchführung der ununterbrochenen 
Woche entstandener Mängel erlaubt, vom 1. Dezember an zeitweilig zur 
unterbrochenen Sechs-Tage-Wodhe überzugehen. Bei. der ununterbrochenen 
Arbeitswoche müssen jedoch solche Betriebe bleiben, die für die Bedienung 
ununterbrochen arbeitender Betriebe errichtet sind und auch der Befrie- 
digung kultureller oder sozialer Bedürfnisse der Bevölkerung dienen: 
Genossenschaftsläden, Speisehäuser, siädtisches Transportwesen usw. In 
Betrieben, die zur sechstägigen unterbrochenen Woche übergehen, wird als 
gemeinsamer Ruhetag der 6., 12., 18., 24, und 30. jeden Monats festgesetzt. 
Gleichzeitig wird der Arbeitstag in diesen Betrieben von 6% Stunden auf 
6 Stunden verkürzt.“ 


Damit ist diese vor zwei Jahren eingeführte und mit so viel 
Hoffnungen begleitete Einrichtung aufgegeben und ersetzt durch 
die sechstägige unterbrochene Arbeitswoche mit fünf gemein- 
samen Ruhetagen. Es hat sich namentlich das Stellvertre- 
tungssystem, das so klug ausgedacht schien, als ganz undurch- 
führbar erwiesen, wie jeder aus eigenen Erfahrungen weiß, der 
in den letzten zwei Jahren mit russischen Behörden, besonders 
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den leitenden Beamten selbst zu tun gehabt hat. So ging man 
langsam von der ununterbrochenen a auf die unter- 
brochene zurück, indem der fünfte Tag gemeinsam frei blieb, 
und jetzt auf die Einrichtung, die das Dekret anordnet. Ununter- 
brochen tätig bleiben dann nur die Betriebe, die auch im Kapita- 
lismus immer durcharbeiten müssen. 

Immer mehr Aufmerksamkeit wendet ferner die Sowjet- 
regierung den Konsumenten zu. Ein Dekret vom 1. De- 
zember gestattet den Staatsgütern und ihren Vereinigungen, so- 
bald sie den Aplieferungsolan an den Staat erfüllt haben, ihre 
Produkte durc ein eigenes Netz des Kleinhandels zu verkaufen, 
wozu sie Kleinhandelsgeschäfte und Verkaufsläden eröffnen 
können. Diese Geschäfte müssen zu den Preisen des Genossen- 
schaftshandels an dem betreffenden Ort verkaufen. 

Überhaupt sucht die Regierung des Preissystems (wie 
schon erwähnt, Dezemberheft, S. 163) immer mehr Herr zu wer- 
den. Es gibt die besondere Preisinspektion bei dem Kommissariat 
der Arbeiter- und Bauerninspektion mit entsprechenden Verord- 
nungen, die die Kleinhandelspreise zu kontrollieren hat, obliga- 
torische Preisbestimmungen treffen kann. Beim Rat für Arbeit 
und Verteilung gibt es einen Preisausschuß unter Molotows Vor- 
sitz, der zur gleichen Zeit die Registrierung der Kleinhandels- 
preise an a hat. In 250 Städten und 1500 Landdistrikten 
soll zunächst diese Registrierung einmal im Monat erfolgen. Der 
Zweck ist klar: die Überwindung von Widerständen, die sich 
gegen eine staatliche Preischbatakion selbstverständlich geltend 
machen. 

Auch der Verteilungsapparat wird durch Regierung 
und Partei jetzt scharf angefaßt. Leiter von Konserven-, Tabak- 
und ähnlichen Trusten wurden ausgeschlossen und bei den Unter- 
suchungen stellten sich häufig unglaubliche Zustände heraus, wie 
schlechte Verpackung, schlechte Verteilung u. dgl. m. 

Im Zusammenhang damit weiter steht nun immer die Frage 
der Preisbildung (über die Frage: „Preisbildung und Preis- 
politik in Sowjetrußland“ ist eine Arbeit von H. Boustedt (Mün- 
chener Dissertation 1931) erschienen, deren Zusammenfassungen 
und Schlußfolgerungen S. 128 ff. sehr instruktiv sind), und damit 
der Inflation und der Währung. Dabei wird zugegeben, 
dal, wenn auch ein großer Teil der Ausgaben eines Arbeiters für 
Güter und Dienste zu festgesetzten Preisen sich vollzieht, die 
freien Preise für Nahrungsmittel immer noch steigen, der Bedarf 
des Arbeiters hierin noch nicht vollständig zu festen Preisen 
RN wird. Und da zugleich eine wachsende Emission von 

apiergeld nicht zu leugnen ist (im November neue 76,9 Millionen 
Rubel weiteren Umlaufs von Ischerwonzen, seit Anfang 1931 im 
ganzen eine Neu-Emission von über 1 Milliarde Rubei), so kann 
ja nicht geleugnet werden, daR in diesem Wirtschaftssystem, das 
im Prinzip das Geld im kapitalistischen Sinne überhaupt nicht 


225 


N 


kennen sollte, zum mindesten inflations ä h n l i c h e Erscheinun- 
gen mit allem Nachteil für die Bevölkerung vorhanden sind. 

Dieser Gesichtspunkt und dazu die Außenhandelskrise, über 
die später gesprochen wird, steigert das Interesse an der Frage, 
was die Gol de ewinnung dem Staate bringt, da bekanntlich 
die vorhandene Goldbasis in der Reichsbank für die Ansprüche 
der Binnen- und Außenhandelswirtschaft sehr schmal ist. An- 
gaben über die Goldgewinnung sind seit 1926 nicht veröffentlicht 
worden. Damals wurde eine Zahl von rund 25 000 kg an gewon- 
nenem Gold angegeben, der größte Teil aus dem Gebiet der Lena 
und des Aldan, und damals erreichte die Goldgewinnung erst 
knapp die Hälfte der Vorkriegsproduktion. Seitdem tappt 
man im Dunkeln. Man kann nur annehmen, daR durch den Streit 
mit der Lena-Goldfields-Gesellschaft die Produktion nicht gestie- 
gen sein wird. Für 1932 soll die Gewinnung um 50 % gestei- 
gert werden, von großen technischen Anlagen ist die Rede, auch 
von Verkehrslinien, die z. B. für das Aldangebiet weit im Osten 
unbedingt nötig sind. Das sind Hoffnungen im großen Maßstab, 
a Errebale für dieses wichtige Gebiet hat man bisher 
nicht. 

Wie bekannt, ist die Vorbereitung für den neuen Fünf- 
jahrplan in vollem Gang. Er steht schon auf der Tagesord- 
nung Fir die Parteikonferenz, die zum 30. Januar 1932 einbe- 
rufen ist. Gosplan und alle sonstigen Institutionen arbeiten an 
diesem neuen Plan und wenigstens soviel ist zu erkennen, daß er 
sich stärker auf die Hebung der Qualität und auf die so- 
genannte „kulturelle Front“ (Ernährungs-, Schulwesen usw.), 
sowie auf die Leichtindustrie richten wird, die im ersten 
Fünfjahrplan bewußt zurückgehalten wurde zugunsten der 
Schwerindustrie. Die Riickwirkungen der Weltwirtschafts- 
krise hemmen ja die Vorwärtsentwicklung der letzteren. Man- 
cherlei große, noch nicht in Angriff genommene Riesenprojekte 
dürften zurückgestellt werden und der neue Plan wird so ein 
etwas anderes Gesicht bekommen. 


b) Innere Politik. 


Für den 12. Dezember war eine Session des „Wuzik“, des Zen- 
tralvollzugsausschusses für die Ukraine, einberufen. Am 15. De- 


zember folgte die 2. Session der gleichen Behörde für RSFSR, am — 


20. Dezember die 2. Session des ZIK, letztere mit der Tagesord- 
nung: Kontrollziffern für 1932, einheitlicher Finanzplan und 
Reichsbudget für dasselbe Jahr usw., und für den 30. Januar ist, 
wie erwähnt, die 17. Parteikonferenz für das ganze Reich einbe- 
rufen, mit den beiden Punkten der Tagesordnung: 2. Fünfjahr- 


plan und Rechenschaftsbericht des Obersten Volkswirtschaftsrates _ 


über die Industriearbeit von 1951 und die Aussichten für 1932. 
Damit ist das Ventil zu lebhaften Debatten eröffnet, die aber 
vor allem die Wirtschaftsfragen betrafen. Im Zusammenhang 
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kann darüber erst im Februarheft berichtet werden. Über allem 
stand die Überschrift: „Fünfjahrplan in 4 Jahren“, so daß also 
das Jahr 1. Januar bis 31. Dezember 1932 das letzte dieses Fünf- 
jahrplans sein wird. 

Verschiedene wichtige Veränderungen in den Behör- 
den: die Ernennung von Muklewitsch zum Inspekteur der ge- 
samten Seestreitkräfte, die Amtsenthebung des stellvertretenden 
Postkommissars Smirnow mit vier ‘weiteren Mitgliedern des 
Kommissariats (Kommissar für Post und Telegraphie ist bekannt- 
lich seit Frühjahr 1931 Rykow, als Redıtsoppositioneller ver- 
dächtig, aber als guter Organisator bekannt), ebenso Verände- 
rungen im Landwirtschaftskommissariat und im Gosplan. 

Man weiß nicht, in welche Kategorie die Tatsache gehört, 
daß am 5. Dezember der Erlöse ie m, jedem Besucher von 
Moskau wohl bekannt und ein Wahrzeichen der Stadt, durch 
Dynamit in die Luft gesprengt worden ist. Bekanntlich soll an 
Stelle der Kathedrale ein Gebäude für Partei- und Staatsver- 
sammlungen u. dgl. im größten Maß und modernsten Stil errichtet 
werden. Die Sowjetregierung hat mit diesem Akte die Stadt 
Moskau eines höchst charakteristischen Bauwerkes beraubt und 
allmählich wird ja das ganze Bild: Erlöserdom, Kreml und Fluß 


-Moskwa durch die modernen offiziellen Bauten gänzlich verdorben. 


Mancherlei Angriffe gegen „Abirrungen“ und „Irotzkismus“ 
fanden sich wieder in der Sowjetpresse. Auch Radek traf eine 
öffentliche Zurechtweisung in einer Rede von Kaganowitsch zum 
zehnjahrigen on des „Instituts der roten Professur“. 
Ebenso wurde Preobraschenski angegriffen, weil er Zweifel aus- 
sprach daran, daß die Weltwirtschaftskrise das Ende des Kapi- 
talismus bringen werde. Alles das dient vornehmlich der Vor- 
bereitung der Stimmung für die Parteikonferenz. 


c) Kulturpolitik. 


Im November tagte die Akademie der Wissenschaf- 
ten der Sowjetunion und im Dezember der 4. Kongreß der 
geistigen Arbeiter unter dem Gesichtspunkt, wie die „Iswestija“ 
(10. Dez.) das ausdrückten, daß „die Hauptmasse der wissenschaft- 
lichen Arbeiter endgültig den Anschluß an die Sowjetmacht ge- 
funden habe, und ihre praktische Arbeit beweise ihre Bereit- 
schaft, alle Kräfte dem Kampf für die Sache des Proletariats zu 
weihen. Die Sektion der wissenschaftlichen Arbeiter habe die 
Aufgabe, die Wissenschaftler zum Zweck der Durchführung des 
sozialistischen Aufbaues zu sammeln und für eine restlose Ver- 
wirklichung der Richtlinien des Genossen Stalin Sorge zu tragen“. 


d) Emigration. 


In der bekannten amerikanischen Zeitschrift: „Current 
History“ fand sich eine interessante Übersicht von A. Nasarow 
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über die Emigration. Danach leben in den Vereinigten Staaten 
rund 30000 Russen, davon beinahe die Hälfte in New York, 
60 000 in Deutschland, 8000 in Belgien, 3000 in England, in Rumä- 
nien 70 000, in Finnland 8000, in Konstantinopel nur noch 1500, in 
Nordchina und der Mandschurei etwa 90 000 und zusammenge- 
rechnet in Polen, Jugoslawien, der Tschechoslowakei und den 
anderen Randstaaten 200000, in Frankreich aber nicht weniger 
als 400000. Das waren im ganzen knapp 1 Million. Doch ist die 
Zahl insofern bedeutsamer, als es sid dabei fast ausschließ- 
lich um geistig gebildete, hochstehende Elemente handelt, die in 
einer großen Orman von Zeitungen, Zeitschriften, Verlags- 
buchhandlungen, Schulen, sozialer Fiirsorge eine geistige Ge- 
meinschaft über die einzelnen Ländergrenzen hinweg aufrecht 
erhalten. Eine eigentliche politische Organisation gibt es kaum, 
höchstens den Militärverband mit 35 000 Mitgliedern, an dessen 
Spitze seit der Entführung des Generals Kutepow der General 
Miller steht. 


e) Weltkriseund Außenhandel. 


Als Ausgangspunkt wieder die Zahlen: in den ersten neun 
Monaten 1931 Gesamtbetrag des Außenhandels: 1398,8 Mill. 
Rubel (1560,8 Mill. im Vorjahr), also ein Rückgang um 162 Mil- 
lionen. Davon die Ausfuhr: 593,2 Mill. (739,7 Mill. im Vor- 
jahr), also ein Rückgang von 146,5 Mill. Die Einfuhr: 805,6 

ill. (821 Mill. im Vorjahr), also ein Rückgang von 16 Mill. Die 
Handelsbilanz der Sowjetunion ist in den ersten neun 
Monaten 1931 mit 212,4 Mill. Rubel passiv gegen 815 Mill. 
Rubel Passivität in der gleichen Zeit des Vorjahres. 

Man kann also nicht sagen, wie es auf Sowjetseite geschieht, 
daß der Umfang des Aufenhandels oder der Ausfuhr „auf Grund- 
lage der sozialistischen Rekonstruktion der Landwirtschaft und 
der planmäfigen Leistungssteigerung der Industrie“ zunähme, 
sondern der ,,Erdrutsch der Preise drückt nach wie vor immer 
stärker diesen wichtigen Faktor des Fünfjahrplans herunter. 

Die Krise ist damit zugegeben und damit die Erörterung 
begründet, ob auf die Dauer in dieser Krise die Sowjetunion 
zahlungsfähig (an ihrer Zahlungswilligkeit zweifelt nie- 
mand) bleiben könne. Sie muß ihre Abhängigkeit von ihrer 
internationalen Schuldenlast und ihre Verbindung mit der Welt 
anerkennen. Sie hängt von den Möglichkeiten ab, Verlängerun- 
gen dieser Kredite zu erreichen und die Passivität ihrer Handels- 
bilanz zu überwinden. Reserven im Ausland hat sie nicht. Die 
Goldausfuhr hat ihre Grenzen. Die Goldgewinnung ist so pro- 
blematisch, wie oben dargestellt. So ist sie zu Verhandlungen 

ezwungen, wie sie augenblicklich in Berlin stattfinden über Ver- 
ae der Kredite und über Ideen wie die einer Kontingen- 
tierung. Das Problem im ganzen aber nimmt in seiner Schwere 
zu, je länger die Wirtschaftskrise dauert. 
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f Auswärtige Politik. 


1.DerMandschureikonflikt. Die Bemühungen des 
Völkerbundsrats sind vorläufig beendet, nach Ansicht der Mos- 
kauer Presse mit einem Siege Japans. Aber die scharfe Kritik 
Moskaus am Völkerbundsrat verdeckt nicht die Schwäche Ruß- 
lands. Tatsächlich hat heute Japan die russische Sphäre in der 
Mandschurei, das Gebiet der ostchinesischen Bahn, völlig in der 
Hand. Rußland ist dagegen machtlos, tröstet sich nur theoretisch 
mit der Sowjetbewegung in China und hat Noten mit Japan ge- 
wechselt (15. November, japanische Antwort 19. November, rus- 
sische 20. November) und scharfe Rundfunkäußerungen gegen 
Japan getan, die an der Sache auch nichts ändern konnten. Daher 
ist die Mitteilung dieser Noten auch nicht nötig. 

Resigniert sieht man in Moskau zu und lädt den Groll be- 
sonders auf Amerika ab, das auch seine verschärften Bestim- 
mungen gegen die russische Einfuhr ab 1. Januar 1932 nicht auf- 
gehoben hat. So schrieben die „Iswestija“ (24. November): 


„Nicht anders als die französische Börse nehmen die New Yorker 
Bankiers und Industriellen jetzt die Orientierung auf eine weitere Ver- 
schärfung des Konflikts im Fernen Osten und rechnen mit dem Kriege. Das 
weitere Vordringen der Japaner erscheint den amerikanischen Imperialisten 
als ein wichtiges Glied in der Kette zur Einkreisung der Sowjetunion und 
der Möglichkeit, sie zu einem bewaffneten Konflikt zu provozieren. Zu 
diesem Zweck suchen sie Japan gegen Rußland zu hetzen und die Sowjet- 
union in den mandschurischen Kreis hineinzuziehen“. 


2. Nichtangriffspakt mit den Randstaaten. 
Der erzwungenen Passivität im Fernen Osten entsprach die Akti- 
vität im Westen. Am 21. November schlug Litwinow dem polni- 
schen Gesandten Patek vor, einen Nichtangriffspakt in derselben 
Redaktion zu unterzeichnen, in welcher der russisch-französische 
Pakt paraphiert sei. Die Sowjetregierung ging hierbei von der 
Voraussetzung aus, daß, insofern als die Verhandlungen auf der 
Grundlage des Sowjetprojektes von 1926 auf Meinungsverschie- 
denheiten stießen, der Vorschlag des neuen bereits von Frank- 
reich angenommenen Pakttextes keine Einwendungen von polni- 
scher Seite finden werde. Die polnische Regierung erklärte aber, 
daß der russisch-französishe Pakttext für Polen nicht an- 
nehmbar und das Paktprojekt vorzuziehen wäre, das durch die 
Sowjetregierung der polnischen im Jahre 1926 vorgeschlagen, 
und das durch die polnischen Veränderungen ergänzt worden wäre. 
Die Erklärung Litwinows bedeutet das Einverständnis der Sow- 
en zur nn! Verhandlungen auf der Grund- 
age des Paktes von 1926. Die Initiative ging also von Moskau 
aus, und zwar mit dem Einlenken, daß nunmehr die polnischen 
Vorschläge aus 1926 zugrunde gelegt würden, die Moskau bisher 
schroff abgelehnt hatte. Das Wesentliche an diesen polnischen 
Vorschlägen ist, daß der Nichtangriffspakt nicht nur mit Polen, 
sondern mit den Randstaaten im ganzen, also vor allem natürlich 
mit Rumänien abgeschlossen werde. 
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Die polnische Presse teilte dazu mit, daß Litwinow auf die 
Notwendigkeit hingewiesen habe, Frankreich auf dem lau- 
fenden zu halten, und daß Moskau um Frankreich werben wolle, 
entsprechend dem sinkenden Einfluß Deutschlands in Moskau, 
das ja zu einer wirtschaftlichen Unterstützung Sowjetrußlands 
nicht in der Lage sei. Dazu paßt nicht ganz, daft die Sowjetpresse 
Frankreich sehr scharf wegen der japanischen Haltung im fern- 
östlichen Konflikt angriff und daß die russisch-französischen Ver- 
handlungen nicht erkennbar vorwärts gehen. Im November war 
darüber eine Kammerdebatte, die der Abgeordnete Bergerie, ein 
Schwiegersohn Krassins, eröffnete. Zwar bleibt es dabei, daß 
Frankreich die Verordnung vom 3. Oktober gegen die Sowjet- 
einfuhr aufgehoben hat, aber auch, daß es keine Rufllandkredite 
garantieren will. Und wenn auch der Nichtangriffspakt para- 
phiert ist — „Echo de Paris“ hat am 21. den am 24. August para- 
phierten, angeblich echten, Text veröffentlicht —, so besagt das 
auch nichts für die Gesamtsituation, daß das russisch-französische 
Verhältnis in Stagnation ist. 


3. Deutschland. Am 24. November konnte die „Deru- 
luft“, die deutsch-russische Luftverkehrsgesellschaft, deren Aktio- 
. näre die Sowjetregierung und die Deutsche Lufthansa sind, auf 
eine 10jahrige Tätigkeit zurückblicken. Fast 6 Millionen Kilo- 
meter sind in der Zeit geflogen, 23 000 Passagiere und 650 000 kg 
Si in den zehn re befördert, ohne einen größeren Un- 

all. 

Die Sorge der Sowjetregierung um Außenhandel und Zah- 
lungsbilanz macht sich besonders in ihrem Geschäft mit Deutsch- 
land geltend. Am 14. November haben neue Verhandlungen über 
den Wunsch der russischen Seite begonnen, den russischen Export 
zu fördern. Die Schwierigkeiten sind bekannt: das russische, 
1.2 Milliarden Mark erreichende Obligo und die Schwierigkeit 
auf unserer Seite, russische Exporte in größerem Umfang aufzu- 
nehmen. Die russische Seite wünscht eine Zollkonvention, was 
gar keinen Erfolg verspricht, und man verhandelt über eine Kon- 
tingentierung des Wirtschaftsaustausches, die der deutschen Wirt- 
schaft russische Rohstoffe, deren sie bedarf. zur Verfügung stellen 
würde. Die Schwierigkeit ist auch hier die Frage der Finanzie- 
rung und der Ausfallgarantie von seiten des Reiches. So haben 
die Verhandlungen bisher zu einem Erfolg nicht geführt. 


I. Polen. 


a) Volkszählung. Am 9. Dezember hat in ganz Polen 
eine Volkszählung stattgefunden, die in der Wojewodschaft 
Schlesien die erste seit Übergang in die polnische Herrschaft 
ist. Die wesentlichste Frage ist dabei die nach der Mutter- 
sprache, nach der die Nationalität festgestellt werden soll. Der 
betreffende Absatz lautete: 
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„Zu Rubrik 11: Als Muttersprache (jezyk ojczysty) ist diejenige 
Sprache anzusehen, welche von der betreffenden Person als die ihr nächst- 
liegende angesehen wird. Gewöhnlich wird es die Sprache sein, in welcher 
die entsprechende Person denkt und welche sie in der eigenen Familie an- 
wendet. 

Für Kinder, die noch nicht sprechen, sowie für solche Personen, welche 
aus irgendeinem physischen Gebrechen oder aus geistiger Rückständigkeit 
heraus grundsätzlich nicht sprechen können, gilt als Muttersprache diejenige 
Sprache, welche mit Rücksicht auf deren Familie wahrscheinlich als Mutter- 
sprache gelten würde.“ 

So sollte an der Sprache die Nationalität eindeutig festgestellt 
werden. Das ergibt nicht überall ein zutreffendes Bild, nament- 
lich für Schlesien, wo Muttersprache und Nationalität sich in 
dem Sinne dieser Rubrik durchaus nicht immer decken. Bei den 
Volksabstimmungen waren es weit über 100 000 Stimmberechtigte, 
die zwar zur polnischen Sprachgemeinschaft gehörten, sich aber 
für Deutschland entschieden. Außerdem kommt noch die Mög- 
lichkeit politischer Beeinflussung in bezug auf das Resultat hinzu. 


b) Die Wirtschaftskrise und die Pfundkrise lasten 
auch auf Polen schwer. An sich wird der Zloty von der 
Pfundkrise nicht bedroht, aber die polnische Wirtschaft ist ja 
sehr von England abhängig, das im Juli zum ersten Male den 
deutschen Anteil an der Einfuhr nach Polen übertraf, ihm land- 
wirtschaftliche und Textilerzeugnisse abnimmt und nun mit Hilfe 
des schwächeren Pfundes zum Schaden der polnischen Kohle auf 
den nordischen Märkten konkurriert. So wirkt sich die Pfund- 
krise doch stark im polnischen Wirtschaftsleben aus, wie über- 
haupt die Wirtschaftskrise zwingt, die aktive Handelsbilanz aufs 
äußerste aufrecht zu erhalten. Die Lage des Außenhandels ist 
(diese und die entsprechenden Übersichten sind der 


„Ostwirtschaft“ entnommen) in Millionen Zloty: 


Jan.— Okt. 1931 Jan.— Okt. 1930 Jan.—Okt. 1929 


Einfuhr . . . 12740 1923,2 2654,7 
Ausfuhr. . . 1604.5 2051,2 2302,5 
Gesamtumsatz 2878,5 3974,4 4957.2 
Saldo. . . . +330,5 +128,0 —352,2 


Danach ist in diesen neun Monaten die Handelsbilanz zwar er- 
heblich aktiv, das Gesamtvolumen des Außenhandels aber ist stark 
zuriick gegangen. 

Der Anteil Deutschlands am polnischen Import ist 
auf 24,4 % gegenüber 27,3 % im Vorjahre gesunken und betrug 
282,3 Mill. Zl. (gegenüber 469,3 Mill. Zl. in den ersten 3 Quar- 
talen v. J. Noch stärker ist der Anteil Deutschlands am polni- 
schen Export zurückgegangen, und zwar auf 16,7 % gegenüber 
25.6 % in den ersten 3 Quartalen v. J. Der Wert der polni- 
schen Ausfuhr nach Deutschland war 241,6 Mill. Zl. (472,0 Mill. ZL. 
im Vorjahre). Die Bilanz war also mit 40,7 Mill. Zl. für Deutsch- 
land aktiv. 
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Ohne Frage ist mit einem weiteren Rückgang des Außenhan- 
dels zu rechnen, namentlich in Kohle und Holz, und so greift man 
in Polen zu allen Maßnahmen, um die Gold- und Devisendecke 
möglichst zu erhalten, wie Einfuhrverbote, Einfuhrkontingente, 
Ausreiseverbote, Devisenzwangswirtschaft u. gl. 

Nun ein wichtiges Sondergebiet: die langfristige Verschul- 
dung der polnischen Landwirtschaft beträgt 213 Milliarden 
Zloty, zu verzinsen mit 11 %, die kurzfristige Verschuldung 112 
Milliarden, zu verzinsen mit 16%. Der Produktionsertrag der 
Landwirtschaft wird auf 2,3 Milliarden geschätzt, es bleiben für 
Betriebskosten u. dgl. knapp 11⁄2 Milliarde, 65 Zloty je Hektar, 
während in der Wojewodschaft Posen allein die Betriebskosten 
165 Zloty je Hektar betragen. Die Agrarkrise ist also in Polen 
im vollsten Maße in Zug, die landwirtschaftliche Verschuldung 
außerordentlich, eine intensive Wirtschaftsführung so gut wie 
unmöglich. 

c) Innenpolitik. Im Sejm ist trotz lebhafter De- 
batten ein Einfluß auf die Regierung nicht vorhanden. Diese 
Debatten sind nur interessant als Einblick in die Stimmung bei 
den verschiedenen Parteien, und so sind auch Äußerungen wie die 
Korfantys in Bromberg am 22. November gegen Pilsudski und 
die Diktatur zu bewerten: 

„Heute sind in Polen die Gerichtsvollzieher fast die einzigen, die noch 
reich sind. Der Rest borgt oder verkauft. — Jede Diktatur, die sich auf die 
brutale physische Macht stützt, auf eine privilegierte Clique und auf die 
allgemeine Demoralisation, führt zum Zusammenbruch des Staates, den 
sie regiert. Sie erweckt auch kein Vertrauen im Auslande, wofür das 
befreundete Frankreich den Beweis liefert, das uns Anleihen ablehnt bis 
zur Beruhigung und normalen Gestaltung unserer Zustände im Lande. 
Die Diktatur kann ohne ein dichtes Spionagenetz nicht bestehen, und in 


Polen umgibt man damit besonders die Leute, die die Grenzpfähle setzten 
für das wieder freie Vaterland.“ 


Fin Symptom der Lage waren auch die Unruhen an den 
Warschauer Hochschulen im November gegen die 
a die zur Schließung dieser Hochschulen geführt haben. 

aran ist die Spitze gegen die Juden nichts Neues, aber eindring- 
lich wurde dadurch gemacht, daß auch Polen ein geistiges Prole- 
tariat hat, das nun irgendwie nach Betätigung und Ausbruch 
sucht. Allein an den Hochschulen Warschaus studieren nicht 
weniger als 15 000 Studenten, die eine sehr geringe Aussicht auf 
Anstellung haben! 

Ein weiterer Gradmesser der Stimmung ist der sogenannte 
Brester Prozeß, der in Warschau am 26. Oktober begann 
und in dem bei Abschluß des Hefts die Beweisaufnahme ge- 
schlossen war und die Schlußreden erfolgten. Es ist ein Prozeß 
geen elf Fiihrer der polnischen demokratischen Opposition, mit 

em nachträglich die Verhaftungen und Mißhandlungen der Oppo- 
sitionsführer in Brest-Litowsk gerechtfertigt werden soll. Diese 
Maßnahmen waren in Zusammenhang mit der Wahlbewegung 
1930 von der Regierung ergriffen worden, um den sogenannten 
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Zentrolew zu zerschlagen. Die Behandlung der damals Verhafte- 
ten, unter denen z. B. der ehemalige Ministerpräsident Witos 
und der Sozialistenfiihrer Liebermann sind, hat nicht nur in 
Polen Aufregung hervorgerufen, sondern Aufsehen auch im Aus- 
land. Der Prozef wird tendenziös geführt und läßt in die Stim- 
mung gegenüber der Regierung Pilsudski sehr tief hineinblicken, 
an der noch nie so frei Kritik geübt werden konnte, wie hier. 


Eine andere wichtige innere Frage: Die P. S. P. (Polnische 
Sozialdemokratische Partei) beantragte, der ukrainischen 
Bevölkerung die längst versprochene und in Aussicht gestellte 
Autonomie zu len Der Antrag war nur eine Geste und 
wurde im Sejm glatt abgelehnt. Die polnischen Ukrainer bleiben 
also nach wie vor in einem Zustand ee Beherrschung durch die 
Bun Minderheit und durch die polnische Staatsverwaltung. 

teressant ist, wie dieses Autonomie-Projekt für die Südost- 
gebiete Polens aussehen sollte: 


„1. Die allgemeine Voraussetzung des Antrages ergibt sich aus dem 
Grundsatze, daß die Ukrainer und Polen auf den südöstlichen Gebieten der 
ri or gleichberechtigte Wirtsvölker sind, da auch das polnische Element 
auf diesen Gebieten nicht zugewandert, sondern dort autodhthon ist. 


2. Das autonome Gebiet soll umfassen: einen Teil der Lemberger 
Wojewodscaft, die Wojewodscaften Stanislau und Tarnopol, die Wolhy- 
nische Wojewodschaft und den südlichen Teil der Wojewodschaft Polesien. 


3. Die Organisation der autonomen Behörden soll bestehen aus: 
a) dem Landtag (Sejm Krajowy), der nach dem fiir den Sejm der Republik 
eltenden Wahlrecht zu wählen wäre; b) dem Landesminister, der vom 
räsidenten der Republik ernannt würde; c) der Landesregierung, die vom 
Landtage in einer Proportional-Abstimmung berufen werden soll; d) den 
Landesgerichten, bis zum Appellationsgerichte inbegriffen. 
4, Die Amtssprachen auf dem autonomen Gebiete sollen polnisch 
und ukrainisch sein. 

In den Bereich der Autonomie sollen fallen: a) Sprachangelegen- 
heiten, ausgenommen die Vorschrift des vierten Punktes; b) Konfessions- 
angelegenheiten, mit Ausnahme derjenigen, welche die auswärtige Politik 
des Staates betreffen; c) Schul-, Bildungs- und Kulturangelegenheiten; 
d) die Organisation der Verwaltungsbehörden erster und zweiter In- 
stanz, mit A analnie der Einteilung in Wojewodschaften; e) die Kriminal-, 
Wegebau- und Feuer-Polizei; f) die wirtschaftlichen Landesangelegenheiten 
(Förderung der Industrie, des Genossenschaftswesens, der Aktiengesell- 
schaften); g) Agrarangelegenheiten (Meliorationen, Kommassationen, Agrar- 
reformangelegenheiten, die der autonomen Verwaltung durch die allge- 
meinen Staatsgesetze überwiesen wurden); h) Angelegenheiten des Arbeits- 
schutzes unter der Bedingung, daß die gesamtstaatlichen Gesetze nicht ver- 
schlechtert werden dürfen; i) öffentlihe Arbeiten; k) Lokalbahnen und 
Wege, mit Ausnahme der Straßen von gesamtstaatlicher Bedeutung; |) die 
Gesetzgebung über die Gewässer; m) die Landessteuern und die Zuschläge 
zu den gesamtstaatlichen Steuern, 


6. Das Schulwesen. Das polnische, ukrainishe und jüdische Schul- 
wesen sollen jedes für sich eine autonome Organisation und seine eigenen 
finanziellen Grundlagen haben. Doppelsprachige Schulen wären auf 
Wunsc der Eltern in entsprechender Zahl zuzulassen. 

7. Der Präsident der Republik soll das Vetorecht haben hinsichtlich 
jedes Landesgesetzes, das mit der Verfassung und mit den gesamtstaatlichen 
N etzen in Widerspruch stehen oder die Sicherheit des Staates bedrohen 

onnte. 
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8 Die Landesregierung soll vor dem Landtage verantwortlich sein. 

9. Die Landesgerichte würden im Namen der Republik ihre Urteile 
fallen; der Oberste Gerichtshof würde den Landesgerichten gegenüber seine 
bisherigen Rechte behalten.“ 

Eine tiefgreifende Verwaltungsreorganisation ist in Vorbe- 
reitung, die Neugliederung der hauptsäclichsten Woje- 
wodschaften. Die Wojewodschaft Posen verliert die Kreise 
Bromberg, Schubin, Wirsitz, Inowrazlaw und Strelno, sowie Kol- 
mar an die Wojewodschaft Pommerellen, wird aber gleichzeitig 
auf Kosten der Lodzer Wojewodschaft um die Kreise Kolo, Konin, 
Slupce, Turek, Wielun und den ganzen Kalischer Kreis erweitert. 
Die so geplante Posener Wojewodschaft wird ein Gebiet von 
28943 Quadratkilometer umfassen, die Bevölkerung wird von 
2333181 auf Grund der Volkszählung aus dem Jahre 1921 auf 
2500000 Einwohner anwachsen. Damit soll ein einheitliches, 
landwirtschaftlich sehr hochstehendes Gebiet als eine spezifisch 
landwirtschaftliche Wirtschaftsprovinz zusammengefaßt werden. 
Ferner soll die Wojewodschaft Schlesien alle drei Kohlenreviere, 
das schlesishe Dabrowaer und Krakauer zu einem Revier 
vereinigen. Die heutige Wojewodschaft Schlesien soll auf 
Kosten der Krakauer Wojewodschaft um die Kreise Biala 
und Zywiec und zum Teil auch Charzanow und Oswiecim, 
auf Kosten der Wojewodschaft Kielce um die Kreise 
Czenstochau, Zawiercie und Bedzin vergrößert werden. Die 
neue Wojewodschaft Schlesien wird durch diese Neueinteilung 
von 4230 auf 9544 Quadratkilometer und die Bevölkerung von 
1 225 000 auf 1 916 920 vergrößert. Damit wird die Provinz Kra- 
kau heruntergedrückt, Schlesien erhält fast den doppelten Um- 
fang und das polnische Kohlengebiet wird ein einheitlich zusam- 
mengefaßtes Verwaltungsgebiet. Ferner sollen die drei Woje- 
wodschaften Lemberg, Tarnopol und Stanislau auch zu einem ein- 
heitlichen Verwaltungsgebiet zusammengeschlossen werden. 

Der Sinn dieser sehr weitgreifenden Reform ist ganz offen- 
bar, Wirtschaftsprovinzen zu bilden und zusammenzufassen, wo- 
bei für Schlesien und Posen auch der politische Grund mit- 
spricht, das Zahlenverhältnis der Nationalitäten innerhalb einer 
Provinz zugunsten der polnischen zu verschieben. 

d) Auswärtige Politik. Vom Nichtangriffspakt mit 
Rußland wurde schon gesprochen. Die Wiederaufnahme der 
Verhandlungen wird in Warschau mit Zustimmung begrüßt. 

Nach Westen ist die Hauptsache die Vorbereitung für die A b- 
rüstungskonferenz. Die vom Völkerbundssekretariat einge- 
forderte Übersicht über die Rüstungen hat Polen eingesandt. 
Seine Denkschrift gibt folgende Rüstungsziffern: I. Landarmee: 
17895 Offiziere, 265 980 Mannschaften, 20 000 nicht ausgebildete 
Rekruten, 37 000 Mannschaften mit einer Ausbildungszeit unter 
24 Monaten. Militärische Organisationen: 2028 Offiziere, 64 270 
Mann, 36500 Mann mit einer Ausbildungszeit unter 24 Monaten. 
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Il. Truppenstarke der Flotte: 275 Offiziere, 3108 Mann. III. Trup- 
enstärke der Luftflotte: 7919 Mann, 2415 Mann mit einer Aus- 
bildungazeit unter 24 Monaten. IV. Gesamttonnage der polni- 
schen Flotte: 6020 Tonnen, davon 3080 Tonnen Zerstörer und 2940 
Tonnen Unterseeboote, insgesamt zwei Zerstörer, drei Untersee- 
boote. V. Luftflotte: 700 Flugzeuge mit 262 290 PS Motorenstärke. 
Der Militärhaushalt für 1931/32 beträgt 847,6 Mill. Zloty; davon 
für die Landrüstungen 735,3 Mill. Zloty, für die Seerüstungen 
34,2 Mill. Zloty, für die Luftrüstungen 78 Mill. Zloty. Dazu 
nimmt die polnische Regierung noch den grundsätzlichen 
Standpunkt ein, daß eine Abrüstung selbst in dem MaRe, 
wie der Konventionsentwurf vorsieht, nur möglich sei, wenn 
gleichzeitig ein wirksames System internationaler Garantien 
und Sicherheitsverträge in Kraft gesetzt werde. Es wird 
ausdrücklich auf das Genfer Protokoll vom Jahre 1924 ver- 
wiesen, das den Wünschen der polnischen Regierung in dieser 
Hinsicht Rechnung getragen hätte, wenn es verwirklicht worden 
wäre. Die polnische Regierung hebt hervor, daß jede Bindung, 
die sie auf der Abrüstungskonferenz eingehen könnte, davon 
abhängig sei. daß die Bestimmungen des Versailler Vertrages 
über die Abrüstung bestimmter Staaten unverändert bestehen 
bleiben. Zum Schluß heißt es, daß die jetzigen Rüstungen Polens 
ungenügend seien und nicht den taisacilichen Bedürfnissen Polens 
poan seiner geographischen und politischen Lage entsprächen. 

eshalb behalte sich die polnische Regierung vor, der Abrüstungs- 
konferenz entsprechende Forderungen vorzulegen. 


Die Auseinandersetzung zwischen Borah und dem polni- 
schen Botschafter in Washington wird nach wie vor lebhaft be- 
sprochen und in ihrer Bedeutung übersteigert. Man sieht in 
Grandis Besuch in Washingion und der Ernennung des früheren 
amerikanischen Botschafters in Rom, Fletcher, zum amerikani- 
schen Delegierten für die Abrüstungskonferenz ein böses Zeichen, 
weil Fletcher italienisch- und deutschfreundlich sei. Überhaupt 
fürchtet man den „amerikanisch-italienisch-deutschen Block“, sieht 
auch ein, daß der Besuch des jugoslawischen Außenministers in 
Warschau im Dezember für den bekannten Anschluß Polens an 
die Kleine Entente auch nichts bedeutete, Zaleskis Exposés vor 
dem Auswärtigen Ausschuß am 30. Oktober und 17. Dezember 
brachten nichts Neues. 


Die Hauptsache ist und bleibt für die Innen- wie auch für 
die Außenpolitik Polens die Frage, daß niemand recht weiß, was 
eigentlich Konzeption und Programm des Marschalls Pil- 
sudski sind. Er äußert sich konkret dazu nicht. und nur wenige 
sehen ihn: nicht einmal am 11. November, dem Feiertag der pol- 
nischen Unabhängigkeit, hat sich Pilsudski seinen Soldaten ge- 
zeigt. Das Land lebt unter einer problematischen Halbdiktatur, 
unter der es weder innen- noch außenpolitisch vorwärts kommt. 
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IH. Danzig. 


Am 11. Dezember ist vom Gerichtshof im Haag eine wichtige 
Danziger Frage, und zwar im Sinne des Danziger Senats (mit 11 
gegen 3 Stimmen) entschieden worden. Der Anspruch Polens auf 
ein Recht, seine Kriegsschiffe in Danzig anlegen zu lassen (das 
sog. Recht des port d'attache), wurde abgewiesen, Polen ein Son- 
dervorrecht auf einen ständigen Aufenthalt für seine Kriegs- 
marine in den Danziger Gewässern versagt. Darin steckt ja einer 
der ersten Ansätze zum Anspruch auf protektoratsähnliche Rechte! 

Das Gutacten hat in Danzig große Befriedigung erregt. 
Fs ist die Feststellung, daß das Völkerrecht von einem Mandat 
Polens zur militärischen Verteidigung Danzigs nichts weiß und 
damit eine militärische Festsetzung in Danzig ausgeschlossen ist. 
Der Völkerbundsrat, der im Januar das endgültig zu entscheiden 
hat, wird sicherlich nichts daran ändern. 


IV. Litauen. 

Litauen hängt, da seine Währung, der Lit, nach dem Dollar 
stabilisiert ist, nicht an der Pfundkrise. Die Währung ist ge- 
nügend gedeckt, die Wirtschaftslage noch leidlih. Die Situation 
im Außenhandel (in Mill. Lit) ist: 

Jan. —Sept. 1931 Jan.—Sept. 1930 


Einfuhr . . . 241,9 | 260,3 
Ausfuhr . . . 232,6 272,3 
Gesamtumsatz . 474,5 532,6 
Saldo . . . . —93 +12,0 


Danach ist allerdings die Handelsbilanz passiv. Und so sehen wir 
Litauen auf demselben Wege der Zollerhöhung, der Einschrän- 
kungen der Einfuhr und des Devisenverkehrs. Die Gesamtver- 
schuldung seiner Landwirtschaft, die das Rückgrat, eigentlich der 
einzige Wirtschaftszweig des Landes ist, soll 200 Millionen Lit 
betragen. Glücklich ist so auch Litauens Wirtschaftssituation nicht. 

Am 11. Dezember wurde der Staatspräsident Smetona, der 
seit dem Staatsstreich vom 17. Dezember 1926 das Amt bekleidet, 
ohne Gegenkandidat wiedergewählt, nicht lebenslänglich, wie die 
Opposition befürchtete, a auf die vorgeschriebenen sieben 
The Die Wahl ändert nichts an der innenpolitischen Unklar- 
heit in Litauen, das ja auch durch einen militärischen Halb- 
faschismus regiert wird. Der Sturz des Diktators Woldemaras 
im September 1929 hat Veränderungen nach der demokratischen 
oder reformerischen Seite nicht nach sich gezogen. 

Atanas Smetona ist eine bekannte Persönlichkeit, 1874 ge- 
boren, auf dem Gymnasium in Polangen und Mitau, Student in 
Petersburg, in Konflikt mit den russischen Gerichten, dann im 
Weltkriege sehr schnell Führer des entstehenden Litauens, dem 
Deutschland dabei wesentlich half. Er war Präsident des litaui- 
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schen Landesrates, dann des Staatsrates (der sog. Taryba), wurde 
1919 erster Präsident der Republik, welches Amt er nach Zusam- 
mentritt des ersten Landtages aufgab, und ist jetzt also wieder 
Staatspräsident geworden. 

In der auswärtigen Politik ist der Entscheid des internatio- 
nalen Schiedsgerichtshofes im Haag am 19. Oktober zu erwähnen, 
der in dem Streit zwischen Litauen und Polen um die Eisen- 
bahnlinie Koschedary—Landwarowo Litauen recht gibt. Das 
Recht Litauens besteht darin, daß es diese Eisenbahnlinie nicht 
dem Verkehr zu übergeben braucht, wegen der Beziehungen 
Litauens zu Polen, d. h. wegen des nicht gelösten Streites um 
Wilna. Die EntschlieRung ist ein rechtes Beispiel dafür, wie 
wenig die Verhältnisse im Osten schon geordnet sind. In Litauen 
wurde sie mit größtem Jubel aufgenommen. Aber kann man 
wirklich mit einer solchen Stabilisierung eines Feindschaftsver- 
hältnisses zwischen Litauen und Polen und in der Nichtinbetrieb- 
setzung einer Transitlinie (man sehe auf die Karte) einen Fort- 


schritt erblicken? 
V. Lettland. 


Die Situation im Außenhandel Lettlands ist (in Mill. Lat): 
Jan.—Sept. 1931 Jan.—Sept. 1930 


Einfuhr . . . 1438 2245 >- 
Ausfuhr . . . 124,6 186,0 
Gesamtumsatz . 268,4 410,5 
Saldo . . . . —19,2 — 38,5 


Also Passivität, Verschlechterung der ausländischen Zahlungs- 
bilanz, Kredit- und Geldknappheit, schwierige Situation in Indu- 
strie und Handel, Moratorium für die Banken infolge der deut- 
schen Julikrise und der Pfundkrise, Maßnahmen des Staates in 
der Devisen- und Einfuhrfrage, aber fester Wille, den Lat beim 
Goldstandard festzuhalten. 


Nach langen Bemühungen wurde am 27. November eine neue 
Regierung gebildet unter dem Ministerpräsidenten Skujenek. 
die die Minderheiten ausschließt, sich nur auf die bürgerlichen 
Parteien stützt und von 100 Stimmen über 54 verfügt. Ein wirk- 
liches Wirtschaftsprogramm hat diese Regierung bisher nicht. 
Sie muß vor allem sparen und sich mit dem Gedanken der Kür- 
zung der Beamtengehälter vertraut machen. 

Der seit dem Sommer sehr umkämpfte Vertrag zwischen der 
lettischen Regierung und einer französischen Schwerindustriel- 
lengruppe über eine Eisenbahnanleihe an Frankreich ist nunmehr 
gescheitert. 77 

Sonst ist aus der inneren Politik des Staates zu nennen die 
Enteignung der alten deutschen Domkirche in Riga durch 
Notverordnung, nachdem Parlament und Volksabstimmung sich 
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ausdrücklich dagegen ausgesprochen hatten. Infolgedessen trat 
der Bischof der evangelischen Kirche von Lettland, Dr. Irbe, also 
der lettische Bischof, von seinem Amte zurück. Die Maßnahme 
war eine durch nichts begründete Verletzung der Rechte einer 
Minderheit, mit der der Staat doch zusammenarbeiten muff. 


VI. Estland. 
Außenhandel (in Mill. E.-Kronen): 
Jan.—Sept. 1931 Jan.—Sept. 1930 


Einfuhr . . . . 5 76,4 
Ausfuhr . . . . 57,0 73,3 
Gesamtumsatz . . 103,5 149,7 
Saldo . . . . +105 —31 


Also eine Aktivität, die für die ersten elf Monate 1931 mit 
11 Mill. Kronen abschlof. Die Pfundkrise aber hat den Staat 
auch getroffen, sowohl seine Staatsbank wie seine wichtigste 
größte Privatbank, das Bankhaus G. Scheel & Co., in Reval, das 
wegen großer Kreditabzüge gezwungen war, die Schalter zu 
schließen, wegen seiner großen Bedeutung für die estnische Wirt- 
schaft aber von der Regierung gehalten und saniert wurde, so 
daß es jetzt wieder flott ist. 


Die immerhin prekäre Wirtschaftssituation hat eine Kürzung 
der Beamtengehälter um 2—20 % (Beschluß vom 12. Dezember) 
erzwungen, sowie auch die schon bekannten Maßnahmen in bezug 
auf die Einfuhr, den Schutz der Währung und Wirtschaft, die Ein- 
schränkung des Devisenverkehrs, bis zu einem Einfuhrmonopol- 
gesetz, dem rund ?/, des estnischen Imports unterworfen sind. 


Die lange hingezogene Auseinandersetzung zwischen der 
estländischen Regierung und reichsdeutschen Grundbesitzern, die 
durch die Agrarreform enteignet worden waren, ist durch ein 
Abkommen am 8. Dezember in Reval im Wege: der Verständi- 
gung beigelegt worden. 

Auf estländische Initiative sind Verhandlungen über einen 
Nichtangriffspakt mit Sowjetrußland (s. o. unter Rußland) ein- 
geleitet worden. 


VII. Finnland. 


Viel stärker als Litauen, Lettland und Estland hängt Finn- 
land mit dem englischen Wirtschaftsleben und der englischen 
Währung zusammen, so daß sich die Finnlandbank am 12. Ok- 
tober gezwungen sah, den Goldstandard zu verlassen und sich 
mit dieser Maßnahme den skandinavischen Staaten anzuschließen. 
Die Erschütterung der Wirtschaft war nicht gering: Diskont- 
erhöhung, Inflationsbefürchtung und aa Rend dann auch 
Regelung des Devisenverkehrs, Zollerhöhungen und, um das auch 
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mit zu erwähnen, die Kürzung der Beamtengehälter um 5 und 
10% (Reichstagsbeschlu& vom 12. Dezember), gerade in einer 
Zeit. in der durch die englische Krise und die Wirtschaftsstockung 
die Preise sehr stark stiegen. 
Im Außenhandel war die Situation für diesen Staat so 
(in Mill. FMk.): 
Jan.—Okt. 1951 Jan. —Okt. 1930 Jan. —Okt. 1929 


Einfuhr . . . . 2844,9 4313,4 5890,9 
Ausfuhr . . . . 3500,6 4601,6 5379,8 
Gesamtumsatz. . 06405,5 8915,0 11270,7 
Saldo . . . . . +715,7 +288,2 —-511,1 


Die Bilanz ist also trotz der Krise noch aktiv. 


Die innere Politik wird durch den wachsenden Nationalis- 
mus und die Lappobewegung beherrscht, die beide in der Wurzel 
miteinander zusammenhängen. Der Nationalismus richtet sich, wie 
es gar nicht anders sein kann, gegen die Schweden und ihre 
sprachlichen Vorrechte. Wird doch jetzt verlangt, daß an der 
Universität Helsingfors nur finnisch gelehrt werde, obwohl die 
Schweden verbriefte Rechte auf ihre Sprache haben! 

Die Lappobewegung, eine sehr stark christlich und 
bäuerlich charakterisierte faschistische Bewegung, hat sich im 
Herbst wieder geregt und von Woche zu Woche spitzt sich die 
innerpolitische Lage des Landes zu bis zu Putschgerüchten, von 
denen ganz offen gesprochen wird. Die Lappobewegung hat sich 
verbreitert, mit den Schutzkorps zusammengeschlossen und ihr 
Programm immer schärfer: gegen die Sozialdemokratie, für 
Agrarpolitik und Schutzzoll zugespitzt. 

In einem Punkte ist die Regierung schon entgegen- 
gekommen. Die Lappoleute fordern Abschaffung der Prohibition, 
damit durch Besteuerung des Alkohols die Finanzlage gebessert 
werden könne (auch lockt für den Fall der Aufhebung der Pro- 
hibition eine französishe Anleihe). Die Regierung hat am 
29. und 30. Dezember die Volksabstimmung über die Frage der 
Beibehaltung der Prohibition eröffnet, die indessen keinen ent- 
scheidenden Charakter trägt. 


Das Land ist im ganzen in wachsender innenpolitischer Span- 
nung, in der scharf gegen die Sozialdemokratie und die Kommu- 
nisten die Bürgerlichen stehen, die ihrerseits freilich nicht ein- 
heitlich sind, sondern zerfallen in die bürgerlichen Parteien, die 
hinter dem hochangesehenen und einfluftreichen (eben 70 Jahre 
alt gewordenen) Präsidenten Svinhufvud stehen und demokra- 
tisch-parlamentarisch weiterarbeiten wollen, und die Lappo- 
bewegung, die, in der Zusammenfassung der Bauern, Geistlichen 
und Schutzkorps, dem Staat einen faschistischen Charakter, viel- 
leicht sogar durch einen Staatsstreich, geben will. 
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VIII. Zusammenfassung. 


Die Randstaaten im ganzen leiden in verschiedener Weise 
unter der Weltwirtschaftskrise und kämpfen um aktive Handels- 
bilanz und Währung mit Mitteln des Staates, die immer mehr 
die Wirtschaft dem Staate unterwerfen. Überall Einfuhrverbote 
und abwehrende Maßnahmen, die Richtung durchaus gegen 
einen wirtschaftlichen Zusammenscluß von Gebieten, die wirt- 
schaftlich sehr zusammengehören! Im Innern ist in verschiedenem 
Maße — so gut wie nicht in Estland, wohl aber in Finnland, 
Litauen und Polen — der Faschismus entweder an der Herr- 
schaft oder im Vordringen. In der Außenpolitik kein Näher- 
kommen: vom Randstaatenblock ist gar keine Rede. Im Gegenteil, 
Konflikte wie der alte zwischen Litauen und Polen oder der neue 
zwischen Lettland und Polen um die polnische Minderheit in 
Lettland beherrschen das Bild. 

Untereinander kommen diese Staaten nicht näher zusammen 
und im ganzen bietet das Tableau der Randstaaten im kleinen 
das Bild von Europa in wirtschaftspolitischer Absonderung und 
Absperrung und gespannter innenpolitischer Situation. Auch in 
den großen Fragen der Außenpolitik besteht keine Einheit, da 
in ihnen, namentlich in der Abrüstungsfrage, die Interessen sehr 
verschiedenartig sind. Von einer Führung der Randstaaten 
durch Polen ist gar keine Rede, und einig sind sie eigentlich nur 
in der Feindschaft gegen und in der Furcht vor Rußland. 


. Abgeschlossen den 22. Dezember 1931. 


Bücherschau. 
Gorki deutsch. 


Gorki, Maxim: Gesammelte Werke in Einzel- 
ausgaben. Bd. I: Die Holzflößer (507 S.); Bd. II: Verlorene 
Leute (493 S.); Bd. III: Foma Gordejew (410 S.); Bd. IV: Drei 
Menschen (463 S.); Bd. V: Die Mutter (476 S.); Bd. VI: Der 
Spitzel (314 S.); Bd. VII: Eine Beichte. Ein Sommer (467 S.); 
Bd. VIII: Drei Dramen. Nachtasyl. Die Kleinbürger. Kinder 
der Sonne (389 S.); Bd. IX: Erlebnisse und Begegnungen (470 S.); 

. X: Das Werk der Artamonows (420 S.); Bd. XI: Matwej 
Koshemjakin. Der Sohn einer Nonne (423 S.); Bd. XII: Matwej 
Koshemjakin. Im Banne der Kleinstadt (400 S.); Bd. XIII: Er- 
innerungen an Zeitgenossen (487 S.); Bd. XIV: Märchen der 
Wirklichkeit (309 S.); Bd. XV: Das blaue Leben (510 S.); Bd. XVI: 
In der Steppe (358) S.); Bd. XVII: Wie ein Mensch geboren ward 
(406 S.). Berlin (1926—1931), Malik-Verlag. Preis: pro Band 
brosch. 3 RM., in Leinen 5 RM. 
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Grusdew, Ilja: Das Leben Maxim Gorkis. Bio- 
graphie. (Ergänzungsband zu Maxim Gorki. Gesammelte Werke 
in Pelan kaben] 286 S. Berlin (1928), Malik-Verlag. Preis: 
brosch. 3 RM., in Leinen 5 RM. 


Gorki, Maxim: Das Leben des Klim Samgin. 
Roman. Berlin (1930). Sieben-Stäbe-Verlag. 615 S. (Sonder- 
band: „Bücher der Epoche.“ Herausgeber: Lyonel Dunin.) 
Preis: 2,85 RM. 

Gorki, Maxim: Ausgewählte Erzählungen. 
Aus dem Russischen übersetzt von A. v. Krusenstjerna, F. Ber- 
tuh u. a. Neu durchgesehen von Erich Boehme. Leipzig o. J. 
Verlag von Philipp Reclam jun. 7 Bändchen. Reclam-Universal- 
Bibliothek Nr. 4221, 4271, 4366, 4445, 4587, 4673, 4772). Preis: 
pro Bändchen 0,40 RM. Alle Bände in einem gebunden: 4 RM. 


Gorki, Maxim: Die alte Isergil und andere Er- 
zählungen. Leipzig o. J. Hesse und Becker Verlag. (Die 
Schatzkammer, Bd. 19) 302 S. Preis: in Leinen 2,85 „ in 
Halbleder 3,75 RM. 


Gorki, Maxim: Erzählungen. Leipzig 1931. Insel- 
verlag. Preis geb. 2,50 RM. 


Die deutschen Gorkiübersetzungen sind Legion. Als Gorkis Stern in 
den neunziger Jahren zu leuchten begann, als der Dichter der Barfüßer und 
Vagabunden zuerst sein Evangelium vom Menschen verkündete, sind seine 
allbekannten kleinen Erzählungen gleichzeitig fünf- und mehrmal deutsch 
erschienen, zum Teil in unzulänglichen Übersetzungen, die den damaligen 
„Gorki-Hunger"“ befriedigen mußten. Heute, wo Gorki „als Lebender zu 
den Klassikern gerechnet wird“ (Lunatscharski), und sein künstlerisches 
Lebenswerk abgeschlossen ist, haben wir eine Reihe solider Ausgaben, die 
die Bekanntschaft mit diesem Werke vermitteln und zugleich zeigen, was 
davon als wertvolles Gut geblieben ist. 


Die „Gesamtausgabe“ des Malik-Verlags, begonnen 1926, ist jetzt auf 
1? Bände angewachsen. Der Dichter selbst hat sie redigiert. as „in 
dreißig Jahren eines sehr mühevollen Lebens geschrieben worden ist“, soll 
darin gesammelt sein. Das ist nicht wörtlich zu nehmen. Gorki hat unend- 
lih viel für den Tag geschrieben, was nur aus der Situation des Tages zu 
verstehen ist. Eine kürzlich veröffentlichte Bibliographie aller gedruckten 
Stücke von ihm, die in Zeitungen und Zeitschriften verstreut sind, zählt 
424 Nummern, davon entfällt allein die Hälfte auf die Nachrevolutionszeit. 
Wo der Dichter aufhört und der Publizist, der Kritiker, Lehrer, Berater 
anfängt, ist im einzelnen nicht zu bestimmen. Man sollte aber bei einer 
Gesamtausgabe diesen „Sektor“ von Gorkis Schriftstellertätigkeit nicht ganz 
vernachlässigen; zum Gesamtbild ist sie als Ergänzung unerläflich. 


Von widhtigeren Stücken vermißt man die „Chronik des Städtchens 
Okurow“, die seinen Provinzstadtgeschichten den Sammelnamen gab, ferner 
das Romanfragment „Die Bauern“, das einige sehr bekannte Formulierungen 
seiner frühen Lebensphilosophie enthält. Einiges hat der Verlag in Sonder- 
ausgaben erscheinen lassen: so die Dramen („Barbaren“, seinerzeit mit 
großem Widerhall in Berlin aufgeführt, fehlt in den Bänden der Gesamt- 
ausgabe, ist aber als Einzeldruck zu haben; ebenso „Die Feinde“, ein 
Bühnenstück aus der ersten sozialistischen Zeit des Dichters). Der einzige 
Versuch Gorkis, in bescheidenem Rahmen Geschichte zu schreiben, sein 
.9. Januar“, ist, mit historischer Einleitung und einigen dokumentarischen 
Belegen im Anhang, als Band XX der Malik-Bücherei erschienen. 
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Der Ausgabe liegt im ganzen eine chronologische Anordnung zugrunde. 

Die ersten beiden Bände bringen die Erzählungen der neunziger Jahre, vom 
„Makar Tsciudra™ (1892) bis zum „Roten Waska“ (1899) und dem Revolution 
kündenden „Sturmvogel“ (1901); einiges, darunter die prächtige „Warenka 
Olessowa“, ist in den Band XVI aufgenommen worden. Diese frühen Er- 
zählungen sind bis heute der Fundus des Gorkischen Werkes geblieben: sie 
werden gelesen und geschätzt, kaum mehr überschätzt, wie ın einer Zeit. 
wo man der „Barfüßer-Weltanschauung”“ Allgemeingiiltigkeit zusprechen 
wollte. Ihr künstlerischer Echtheitswert ist ungleich größer als der der 
roßen Romane (die sich in der Malik-Ausgabe auf die Bände III, IV— VII, 
(, XI/XII verteilen). Diese kompositorisch üngleichen, allzu breit entwor- 
fenen und mit Beiwerk überlasteten Lebensschilderungen sind interessant 
als getreue Reflexe der wechselnden weltanschaulichen Einflüsse, die Gorki 
im Laufe seiner Entwicklung als Schriftsteller erfuhr; in ihnen spiegelt sich 
— wie in den Turgenjewschen Gesellschaftsromanen — ein Stück „Geschichte 
der russischen Intelligenz“, das hier die Zeit von 1900—1914 umfaßt. 

So bleibt ein Roman wie der „Foma Gordejew“ trotz seiner Längen 
noch immer ein eindrucksvolles Buch als Milieu- und Charakterzeichnung, 
ebenso die folgenden „Drei Menschen“ und der „Matwej Koshemjakin“, bei 
denen aber die Spannung bald erlahmt. Die „Mutter“, einst als „prole- 
tarisches Epos“ der Zeit der ersten Revolution gepriesen, hat heute seinen 
dokumentarischen Wert ganz verloren; der Vergleich mit den neuerdings 
veröffentlichten Akten der Affäre, die Gorki zum Vorbild diente, zeigt, wie 
wenig von der konkreten Situation Gorki in sein idealisierendes Gemälde 
übernommen hat, wie fern er in dieser Zeit seiner ersten Annäherung an 
die Sozialisten ihrem Denken gestanden hat. Viel adäquater war ihm der 
religiöse Sozialismus der „Wpered“-Gruppe Bogdanows; Lunatscharski, da- 
mals der Theoretiker des „bogostroitelstwo“, bekennt sich heute schuldig, 
bei Gorkis innerlichstem Romanwerk, der vielumstrittenen „Beichte“ (1908), 
Pate gestanden zu haben. Das Werk der Nachreife, das diesem Roman an 
Geschlossenheit und Eindringlichkeit vergleichbar wäre, die „Artamonows”“, 
ist in dieser Zeitschrift bei Erscheinen ausführlich kommentiert worden. 

Der Dramenband (VIII) bietet, abgesehen von ,,Nachtasyl”, kein be- 
sonderes Interesse. Dagegen enthalten die übrigen Novellenbände (IX, XIV, 
XV, XVII) viel Gereiftes und Schönes aus der späteren Schaffensperiode, 
das Wertvollste da, wo unmittelbar ins Menschenleben hineingegriffen wird, 
in den Miniaturbildern der ‚Erlebnisse und Begegnungen“, auch in den 
Erzählungen der jüngsten Vergangenheit, wo sich, nicht ohne Einfluß des 
nachrevolutionären russischen Schrifttums, ein besonderer Spätstil bei Gorki 
herausgebildet hat. 


Eine Sonderstellung nehmen die rein autobiographischen Werke ein: 
die Lebenserinnerungen („Meine Kindheit“, „Unter fremden Menschen“, 
„Meine Universitäten“) sind bei Ullstein erschienen, das letzte, zusammen 
mit einigen kleineren Skizzen, unter dem Titel: „Der Wanderer in den 
Morgen“. Band XIII der Malik-Ausgabe bringt die hochbedeutenden „Er- 
innerungen an Zeitgenossen“, darin Porträts von Tolstoj, Tschechow, Bloc, 
Jessenin und Lenin, mit dem Gorki in den Jahren 1908—1911 regelmäßig 
korrespondierte (die Briefe Lenins an Gorki sind deutsch im Verlag für 
Literatur und Politik erschienen). 


Ein Wort noch zu den Übersetzungen. Gorkis Stil, der, scheinbar schlicht 
und einfach, die ganze Skala vom Pathetishen bis zum eindringlidı Be- 
schreibenden umfaßt und das Rhythmisch-Musikalishe in der Sprache 
(Sprichwort und Vers) oft als Formelement übernimmt, bietet dem Über- 
setzer außergewöhnliche Schwierigkeiten. In diese schwere Arbeit haben 
sih die beiden Hauptübersetzer Erih Böhme und August Scholz geteilt, 
die zusammen mit Fred M. Balte. Alexander Stein, Adolf Hef und Siegfrid 
von Vegesack Mustergültiges an Präzision und Lesbarkeit geschaffen haben. 
Die Ausgabe als Ganzes (vom Verlag wohlausgestattet und preiswert her- 
ausgegeben) reiht sich als neues Glied den repräsentativen Gesamtausgaben 
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russischer Schriftsteller (Gogol, Dostojewski, Tolstoj, Leskow, Turgeniew, 
Gontscharow) in deutscher Sprache an. 

Als Ergänzungsband hat der Verlag außerdem eine Übersetzung der 
Gorki-Biographie in Ilja Grusdew beigefügt. Ein brauchbares Büchlein, in 
welchem das Wissenswerte vereinigt ist, freilich (wie das häufig bei dieser 
Art von russischen Lebensbeschreibungen der Fall ist) mehr Rohmaterial, 
verbunden durch eine idealisierende Gesamtanschauung, fast gar keine An- 
sätze zu kritischer Durchdringung. Die Darstellung reicht bis 1916. Die 
Nachrevolutionszeit, die Zeit der „Nowaja Shisnj“, der Auseinandersetzung 
mit den Bolschewisten und der schließlichen Identifizierung mit ihnen ist 
nicht mehr aufgenommen worden (einiges darüber wie überhaupt über die 

olitisch-ideengeschichtlihe Entwicklung Gorkis findet man jetzt in dem 
Buche von Rudnew: Gorki, der Revolutionär [russ.|, 1929, Staatsverlag). 

Gorkis letzter Roman, der „Klim Samgin“ (erschienen im Sieben-Stäbe- 
Verlag in einer wohlgelungenen Übersetzung von Rudolf Selke), ist äußer- 
lich nicht mehr als eine gründliche Nachlese des Dichters zu seinen bisheri- 
gen Gesellschaftsromanen. Die Geschichte eines heranwachsenden Menschen, 
der an seiner Umgebung zerbricht, also das Thema des Foma Gordejew und 
des Matwej Koshemjakın, ist diesmal projiziert in das russische Intelligenz- 
milieu der letzten Jahrzehnte vor dem Kriege, Glänzend die Schilderung 
des „delire intellectuel russe“, der endlosen unfruchtbaren Diskussionen 
über Politik, Literatur, russische Seele in den verschiedenen Kreisen, in die 
Klim Samgin hineingerät, das Nebeneinander und Nacheinander von Narren 
und Weisen, Aufbegehrenden und stumpfen Mitläufern, Fanatikern und 
Schaumschlägern, die sich in tollem Wechsel ablösen („Wenn sie reden, ist es 
als prasselte ein Regenguß herab. Ich muß den Regenschirm aufspannen 
und kann nicht hören, was ich denke“, sagt eine der Frauen, und ähnlich 
ist auch dem Leser zumute). Der Prediger von gestern ist hier zum raffi- 
nierten Sittenschilderer geworden, es fehlt das Pathos des Gorki von ehe- 
dem, der heute die junge Schriftstellergeneration in Sowjetrufland leiten will. 

Wir verweisen zum Schluß noch auf ein paar Auswahlbände Gorkischer 

jerke. „Ausgewählte Erzählungen“ heißt die Sammlung, die in Reclams 
Universalbibliothek in 7 Bändchen erscheint. Es smd ältere Übersetzungen 
der frühen Erzählungen, die von Erich Boehme sachgemäß durchgesehen sind. 
Die angezeigte Auswahl des Verlags Hesse und Becker (deutsch von C. 
Berger) bringt zehn von diesen Erzählungen (darunter außer der Titel- 
erzählung „Ischelkash“, „Kain und Artem” und „Malwa“). Der Inselver- 
lag endlich, der schon vorher in der Inselbücherei einige Bändchen Gorki her- 
ausgegeben hat, bringt jetzt einen größeren Band, den Arthur Luther über- 
setzt und Stefan Zweig eingeleitet haben. W.L. 


Sow jetrecht. 


Gabain,Dr.KurtEd.von:DasErbrechtinSow- 
jetrußland,seineEntwicklungundheutige Gel- 
tung. Berner Dissertation, Verlag Paul Haupt, Bern und Leip- 
zig 1929. 78 S. 

Mirkin-Gezewitsch, Prof. Boris: Das sowjet- 
russische Presserecht. Bd. 9 der Sammlung von Bruns- 
Hantzschel „Die Prefßgesetze des Erdbalis“, bearbeitet von 
Dr. Wolfgang Bretholz, Verlag von Georg Stilke, Berlin 1931. 
87 S. Preis: 4,— RM. 

In sehr anschaulicher, sorgfältiger und übersichtliher Form und vom 
Willen zur Objektivität getragen, gibt Gabain die Entwicklung des bol- 
schewistischen Erbrechts in ihren tatsächlichen und rechtlichen Wandlungen 
und Umgestaltungen wieder. 

Ein zweiter Abschnitt behandelt das sowjetrussische Erbrecht in seiner 
heutigen Geltung und befaßt sich mit der Charakteristik der erbrechtlichen 
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Begriffe und Einrichtungen. Der Zivilkodex enthält Beschränkungen hin- 
sichtlich der vererblichen Güter, des Kreises der Erben und der Testierfrei- 
heit. Bedeutsam ist vor allem die Bestimmung des Art. 418, die den Kreis 
der auf Grund von Testat- oder Intestaterbfolge Erbfähigen auf den über- 
lebenden Ehegatten und die in gerader Linie von dem Erblasser abstammen- 
den Blutsverwandten beschränkt. Im übrigen behandelt das Gesetz zwar 
nicht in der Ausführlichkeit des BGB, aber doch in Sondervorsdhriften die 
Fragen des Testaments, seiner Form, Errichtung und Aufhebung, des Ersatz- 
erben, des Testamentsvollstreckers und Nachlaßpflegers, der Annahme und 
Ausschlagung der Erbschaft, der Haftung für Nachlaßverbindlichkeiten und 
der testamentarischen Auflage. 

Der Verfasser hat auch diese Probleme mit Geschick gegliedert und 
großer Sorgfalt behandelt, seine Darstellung, die über das gewohnte Niveau 
juristischer Dissertationen hinausragt, gibt einen zuverlässigen Überblick 
über den gegenwärtigen Rechtszustand. 

Ausgangspunkt für das Pref&recht der Sowjetunion ist die Verfassung 
der RSFSR. Danach wird, „um den Arbeitenden eine wirkliche Freiheit des 
Ausdrucks ihrer Ansichten zu sichern, die Abhängigkeit der Presse vom 
Kapital vernichtet, sämtliche technischen und materiellen Mittel zur Heraus- 
gabe von Zeitungen, Broschüren, Büchern und aller anderen Drucksdhriftea 
werden der Arbeiterklasse und dem Bauerntum zur Verfügung gestellt“. 
Um diese programmatische Bestimmung, die eine Monopolpresse schafft, 
gruppiert sich eine grofe Anzahl administrativer Vorschriften und Verord- 
nungen, die sich mit der Tätigkeit des Glawlit (Hauptverwaltung in Lite- 
ratur- und Verlagsangelegenheiten), den Prefsowjetämtern, der Bericht- 
erstattung durch Arbeiter und Bauern und der Honorierung journalistischer 
Arbeiten befassen. 

Das ausschließliche Vorhandensein einer staatlichen Monopolpresse 

scheidet das bolschewistishe Preßrecht von dem der anderen Länder und 
macht eine rechtsvergleichende Darstellung unmöglih. Die Sowjetpresse 
ist zur Einrichtung des Staates geworden, die Redakteure sind staatliche 
Amtsträger, da Prefßrect bildet einen Bestandteil des Verwaltungs- und Be- 
amtenrechts, Unter der Vielheit der Dekrete ist als wohl wichtigstes die 
Glawlit-Verordnung hervorzuheben, die das eigentliche neue Preffrecht ent- 
halt. Sie regelt die Befugnisse, die dem Glawlit „zum Zweck der Verein- 
heitlichung aller Arten der Zensur von Druckerzeugnissen“ erteilt worden 
sind: Erlaubniserteilung. Vorzensur, Verbietungsrecht und Aufstellung bin- 
dender Regeln und Instruktionen. 

Mirkin-Gezewitsch hatte mit der schwierigen Aufgabe zu 
kämpfen, aus der Fülle sich teilweise widersprechender Dekrete, Verordnun- 
gen und Zirkulare ein System des geltenden Preftrechts zu errichten und 
dabei der tatsächlichen heutigen Gestaltung des russischen Zeitungswesens 
Rechnung zu tragen. Es ist ihm gelungen, einen Wegweiser durch das Ge- 
strüpp der gesetzlichen Vorschriften zu schaffen; wenn trotz aller Mühe um 
Sichtung und Klarstellung manches dunkel geblieben ist, dürfte die Schuld 
an der Materie selbst liegen. Die Arbeit kann als ein wertvoller Versuch 
angesehen werden, besonders dankenswert ist der im Anhang erfolgte Ab- 
druck des Wortlauts der einschlägigen Bestimmungen (vgl. über die Entwick- 
lung des bolschewistischen Pressewesens auch Bretholz „Diktatur und Presse“, 
Zeitungswissenschaft 1928, S. 145). G. Ss. 

Dr. W. von Metzler: Die auswärtige Gewalt 
der Sowjetunion. Internationalrectliche Abhandlungen. 
Herausgegeben von Dr. Herbert Kraus. Fünfte Abhandlung. 
Verlag Dr. Walther Rothschild, Berlin-Grunewald 1930. 76 S. 
Preis: 4,— RM. 

Der erste Abschnitt des Werkes, der die Sowjetunion als Subjekt des 


Völkerrechts behandelt, gibt die Entwicklung der Doktrin wieder. Zutreffend 
ist besonders die staatsrechtlihde Stellung des Volkskommissariats des 
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äußern dadurch begründet, daß die Sowjetlehre den Grundsatz der Ge- 
waltenteilung ablehnt. Die Schlagkraft dieses Volkskommissariats wird klar, 
wenn man im zweiten Abschnitt die straffe Organisation betrachtet, 


Der dritte Abschnitt handelt vom Gesandtschaftsrecht und gibt eine 
klare historische Skizze. Die rechtliche Stellung der Bevollmächtigten Ver- 
treter zeigt, daß die Theorie — Klassenkampf — Charakter des Staats- 
ie — in der Praxis Schiffbruch erlitten und daß sich notgedrungen die 
owjetunion der Rangordnung des Wiener Kongresses angepaftt hat. In 
diesem Abschnitt und in dem über das Konsularrecht hat sich der Verfasser 
beide Male zunächst mit den Vertretern der Sowjetunion, sodann mit den 
Vertretern des Auslandes in der Sowjetunion befaßt. Auf diese Weise bilden 
die Abschnitte einen wichtigen Beitrag auch für das internationale Privat- 
reht. Die geltenden Bestimmungen sind vollständig wiedergegeben. Von 
den Handelsvertretungen handelt der letzte Abschnitt. Das Ergebnis (S. 72) 
könnte leicht zu Mißverständnissen Anlaß geben. Es ist richtig, daß der 
Sowjetstaat bezüglih der von der Handelsvertretung abgeschlossenen Ge- 
shäfte der Gerichtsbarkeit des Gaststaates unterliegt. Dagegen kann die 
Handelsvertretung nur für einige Mitglieder und für einen ganz beschränk- 
ten Teil der Räumlichkeiten Exterritorialität beanspruchen. Die Organisa- 
tion der Handelsvertretung ist rechtlich zutreffend und erschöpfend geschildert. 

Wir verweisen auf die Besprechung des Werkes von Kerwin im Ok- 


toberheft des 7. Jahrganges. v, 


Zwei Prosa-Anthologien. 
Tolstoj, Leo: Bruder Tod in Rußland. Eine 


Auswahl aus seinen Werken. Saarlouis o. J. Hausen Verlags- 
gesellschaft. 195 S. Preis: 3,— RM. 

Russische Gruselgeschichten aus Puschkin, Gogol, 
Leskow, Turgenjew, Dostojewski, Tschechow und Iwanow. Aus- 

ewählt und übersetzt von Reinhold v. Walter. Saarlouis o. J. 
ausen Verlagsgesellschaft 215 S. Preis: 3,— RM. 

Reinhold von Walter, einer der wenigen Übersetzer aus dem Russischen, 
die neben den notwendigen Sprachkenntnissen auch literarische Bildung und 
künstlerischen Geschmack besitzen, un zwei Bände ausgewählter russi- 
scher Prosa. Der Tolstoj-Band enthält die drei großen Novellen, in denen 
der Dichter sich mit dem Tode auseinandersetzt: „Der Tod des Iwan II- 
Jitsch”, „Drei Tode“, „Herr und Knecht“, und einige Bruchstücke mit einer 
gedankenreichen Einleitung, in der das Todesproblem als das Problem des 
Tolstojschen Schaffens gekennzeichnet wird. Die „Gruselgeschichten“ brin- 
gen die unvermeidliche „Pique Dame“ von Puschkin und die ebenso unver- 
meidlichen ,,Wij von Gogol und „Gespenster“ von Turgenjew. Nicht ganz 
so bekannt dürften Leskows „Tier“ und Tschechows „Schwarzer Monch" sein. 
Das jüngste Rußland ist durch die vielleicht unheimlichste Geschichte des 
ganzen Buches (unheimlich, weil es sich hier nicht mehr um eine Phantasie- 
schöpfung handelt, sondern um nackte Tatsachen aus der Revolutionszeit) 
vertreten — „Wie Hiinengriiber entstehen“ von Wsewolod Iwanow. Beide 
Bücher sind mit ganz annehmbaren, unaufdringlichen Textabbildungen von 
Willi Hesse versehen und dürften sich zu Geschenkzwecken für nodı wenig 
mit dem russischen Schrifttum Vertraute gut eignen. A.L. 


Reise und Geographie. 


Breitfuß_L.: DieErschließungdeseurasiati- 
schen hohen Nordens. 30 Jahre eigener Arbeit an der 
wissenschaftlichen und kulturellen Erschließung des Nördlichen 
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Fismeeres 1898—1928 (Petermanns Mitteilungen, Erg. - Heft 
Nr. 207). Gotha, Justus Perthes, 1950. 57 S. 5 T., 1 K. 


Lentz, W.: AufdemDachder Welt. Mit Phonograph 
und Kamera bei vergessenen Vélkern des Pamir. Berlin, Deutsche 
Tuwa. Berlin, Der Bücherkreis, 1931. 172 S., 28 Abb. Preis: 
4,80 RM. 

Mänchen-Helfen, O: Reise ins asiatische 
Tuwa. Berlin, Der Bücherkreis, 1931. 172 S., 28 Abb. 8°. 


Leonid Breitfuß hatte vor fünf Jahren in derselben Sammlung 
ein ähnliches Thema behandelt: Die Erforschung des Polargebietes Russisch- 
Eurasiens (Petermanns Mitteilungen, Erg.-Heft Nr. 188). unmehr legt er 
uns seine eigene Forschungsarbeit vor, die er seit 1898 geleistet hat: 1. For- 
schungen im Norden (1898—1912) als Mitglied, später (ab 1901) als Leiter der 
Murman-Expedition; 2. wissenschaftlihe Tätigkeit im Hydrographischen 
Hauptamt in St. Petersburg (1912—1921); 3. Tätigkeit in Berlin (seit 1921). 

Im ersten Abschnitt wird über die Organisation der Expedition und ihre 
wissenschaftliche (ozeanographische, meteorologische und biologische) Tätig- 
keit sowie über deren praktische Seite und über die Kulturarbeit der Ex- 
pedition berichtet: Fischerei, Robbenjagd, Wohlfahrtspflege für Fischer, tele- 
graphische Fischereibulletins, Wetterdienst und Eisbulletins, Rettungsdienst 
usw. Während seiner Tätigkeit im Hydrographischen Hauptamt — als Leiter 
der Sektion für Ozeanographie und Meteorologie — hat sich der Verfasser 
besonders um die Entsendung der Hilfsexpeditionen ins Polarmeer verdient 
gemacht. In Berlin widmete er sich vornehmlich biologischen Arbeiten und 
schlieftlich in der Aeroarktik als Schriftführer der Zeitschrift „Arktis“. 

Sehr dankenswert ist das Verzeichnis der veröffentlichten Schriften des 
Verfassers (im ganzen 185), das durch ein Sachregister in willkommener 
Weise ergänzt wird. 

Nach Usbekistan und Tadschikistan führt das Reisewerk von Wolf- 
gang Lentz. Als Linguist der von deutschen und russischen Gelehrten 
1928 ausgeführten Alai-Pamir-Expedition hatte sich Lentz besonders für 
Sprach- und Musikaufnahmen bei den letzten iranischen Volksresten vorbe- 
reitet. Er war der Expedition schon zwei Monate vorausgefahren, um zu- 
nächst in der turkistanischen Ebene das Iraniertum zu studieren. Er lernte 
in Ferghana die alte Musik der Tadschiken kennen. Das Hauptstudium 
galt den Pamir-Tadschiken, die vorwiegend als sefthafte Ackerbauer die west- 
lichen Bergtäler inne haben, in zahlreiche Stämme und Dialekte zersplittert. 
Lentz besuchte die Täler Bartang, Jasgulam, Wandsch, Pändsch (Oxus) und 
Chingon. Der Rückweg führte ihn über Diischambe, die Hauptstadt von 
Tadschikistan. 

Von der reichen ethnographischen und literarishen Ausbeute werden 
einige interessante Proben gegeben (Märchen, Liebes- und Hochzeitslieder). 
Vor allem hat es der Verfasser verstanden, die Reste einer alten Volksseele 
zu eröffnen, die unter fremden Einflüssen bald ganz dem Untergange ge- 
weiht sein werden. 

Das dritte Buch erschließt uns ein anderes östliches Grenzvolk der 
Sowjetunion, das zwischen der Mongolei und Sibirien am Tannugebirge wohnt 
und dort seit 1921 den nicht mehr als 165000 qkm umfassenden Freistaat 
Tannu-Tuwa bildet. Diese von den Quellflüssen des Jenissei bewässerte 
Beckenlandschaft ist besonders wegen ihres Reichtums an Metallen, wie Gold 
und Asbest. schon früher wiederholt von Reisenden besucht worden, z. B. von 
dem Engländer Douglas Carruther (Unknaon Mongolia, London 1915) 
und dem finnishen Geologen H. Hausen (1917—18), dem wir eine wert- 
volle Monographie (Ihe Upper Yenissei Drainage Area, Acta Geographica, 
Helsingfors 1927) verdanken. Aber seitdem dieses bisher Urjanchai genannte 
Land nach russischem Vorbild Sowjetrepublik ist, wird es von den russischen 
Madithabern für Fremde abgeschlossen. Nur durch Cleinows „Neusibirien“ 
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(1928, S. 80 ff., 97 ff.) und eine knappe Darstellung des russischen Anthro- 
pologen V. Bunak (Un pays de l'Asie peuconnu: le Tanna-Touva, Internat. 
Arch. f£. Ethnographie, 1928, S. 1 ff.) wurden wir über die neuesten Verhält- 
nisse kurz unterrichtet. 

Um so mehr begrüßen wir das vorliegende Buch von Otto Mänchen- 
Helfen. Da der Verfasser Leiter der Soziologischen Abteilung des Marx- 
Engels-Instituts in Moskau war, gelang es ihm, sich einer wirtschaftlichen 
Studienkommission zur Bereisung von Tannu-Tuwa (Sommer und Herbst 
1929) anzuschließen. Als Völkerkundler fesselten ihn besonders das gesell- 
schaftliche, wirtschaftliche und religiöse Leben der Tuwiner, die Reste des 
alten Schamanentums und, was seinem Buch einen besonderen Reiz verleiht, 
die vorgeschichtlichen und historischen Denkmäler des Landes. 

Die heutigen Tuwiner sind Nomaden: vor ihnen haben dort aber, wie 
vor allem die Reste von Bewässerungskanälen zeigen, auch Ackerbauern ge- 
lebt; in den Bergen wurde Kupfer abgebaut. Dazu ist Tuwa reidı an 
Bronzefunden, die ein Bindeglied darstellen zwischen der skythischen Kunst 
und der Kunst Altchinas. Rassisch sind die Tuwiner keine reinen Mongolen; 
es gibt unter ihnen viele Blonde. 

Aus den verschiedensten Zeitaltern stammen die erstmalig vom Ver- 
fasser untersuchten Felszeichnungen und Grabanlagen mit Steinsetzungen 
und Steinfiguren. In neuester Zeit ist Tuwa in das Nomadentum zurück- 
Sn iederholt hat es seinen Herrn gewechselt. Seit 1921 ist es dem 
Namen nach Freistaat, in Wirklichkeit aber, wie der Verfasser auf politi- 
shem, wirtschaftlidiem und geistigem Gebiete feststellt, eine Kolonie Sow- 
jetrußlands; in dieser Hinsicht prophezeit der Verfasser dem Lande eine 
trübe Zukunft: die Tuwiner würden lieber heute als morgen wieder mongo- 
lisch werden. Dieses Gesamturteil ist dem ehemaligen Mitglied des Mos- 
kauer Marx-Engels-Instituts von der Sowjetpresse sehr verübelt worden, 
zumal er sich nach seiner Rückkehr in einer ihrer führenden Zeitungen 
wesentlich anders geäußert hatte (vgl. Moskauer Rundschau, 14. Sept. 1929; 
16, und 30, August 1931). A.H. 


Deutscher Osten und Polen. 


Fischer, Dr. jur.etphil.O.:Derdeutsche Osten. 
Rettung oder Verzicht. Berlin 1931. Junker & Dünnhaupt Verlag. 
67S. Preis: 2.40 RM. (Wirtschaftsproblem der Gegenwart, Heft 13.) 

Creutzburg, Nikolaus: Der Nordosten. Land- 
schaften des deutschen Nordostens, Breslau 1931. Hirt-Verlag. 
167 S. Preis: geh. 15,— RM. (Veröffentlichungen des Geographi- 
schen Seminars der Technischen Hochschule Danzig.) 

Mornik, Stanislaus: Polens Kampf egen 
seine nichtpolnischen Volksgruppen. Berlin und 
pr 1951, Walter de Gruyter & Co. Verlag. 154 S. Preis: 
9,— RM. 

Polens Zugang zum Meere. Danzig 1930, Ostland- 
Schriften. Heft 3, 83 S. 

Thalheim, Dr. Kar1C.: DasGrenzlanddeutsch- 
tum. Berlin 1931. Walter de Gruyter & Co. Verlag. 148 S. 
(Sammlung Göschen.) Preis: 1,80 RM. 


Dr. Fischer versucht in seinem Werk die Ursachen und Zusammen- 
hinge herauszuschilen, die den Niedergang der deutschen Wirtschaft im 
Nordosten hervorgerufen haben. In West- und Ostpreußen. Grenzmark 
Posen und Pommern hat die Landwirtschaft durch übergroße Verschuldung, 
der Steigerung der allgemeinen Lasten und der unsinnigen Grenzziehung zu 
leiden. Für Ostpommern kommt noch der Verlust des Konsumplatzes Dan- 
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zig, das Fehlen der Kartoffelverwertungsfabriken in Posen und Westpreußen 
hinzu. Für die Grenzmark die Kosten zum Aufbau des durch Grenzziehung 
zerstörten Verkehrsnetzes, für die Einrichtungen als Ersatz für die ver- 
lorengegangenen Erziehungs- und Fürsorgeanstalten und für die Unterbrin- 
gung von 27000 Flüchtlingen aus den abgesetzten Gebieten. 


Die Lage der Industrie im Osten ist besonders schwierig geworden, da 
in Oberschlesien die verschiedenen Zweige der Industrie wie die Steinkohlen- 
produktion, Roheisen- und Zinkgewinnung, Textil, Zement, Mühlen und 
Zucerindustrie einen Niedergang erlitten haben, der zum Teil katastrophal 
genannt werden kann, In Schlesien wirken sich die Bestimmungen des Ver- 
sailler Vertrages kraß in der Praxis aus. Breslau marsciert in bezug auf 
Arbeitslosigkeit, Konkursansagung, ungünstige Bildungs- und Wohnungsver- 
hältnisse an der Spitze der deutschen Städte. Als Hilfsmaßnahmen werden 
u. a. vorgeschlagen: Eine Preisstützungsaktion mit Hilfe von staatlichen Maß- 
nahmen, Erleichterung der Zinslast für verschuldete landwirtschaftliche Be- 
triebe, Hergabe von Betriebs- und Bewegungskrediten, Einführung von 
Rationalisierungsmethoden, Erweiterung der verschiedensten Zweige der 
landwirtschaftlichen Industrie. Der Verfasser ist ein Anhänger der staat- 
lichen Mithilfe bei der Gesundung des deutschen Ostens. Inwieweit aber auf 
staatliche Mithilfe gerechnet werden kann, unter Berücksichtigung der über- 
aus schwierigen Lage des übrigen Deutschlands, ist in dem Buch nicht unter- 
sucht worden. Das Buch ist mit reichem statistischen Material und mit einer 
Menge von Hinweisen auf die einschlägige Literatur versehen, die das Buch 
besonders wertvoll machen. 

Anläßlih des Deutschen Geographentages, Pfingsten 1931 zu Danzig, ist 
von dem geographischen Seminar der Technischen Hochschule zu Danzig die 
erste Veröffentlichung herausgegeben worden unter dem Titel „Der Nord- 
osten“. Dieses Buch bildet eine Zusammenstellung von Aufsätzen verschie- 
dener, fast ausschließlich, einheimischer Geographen und gibt ein Bild von 
Boden, Land und Leuten des deutschen Nordostens. Dieses Buch dürfte auch 
manchen Nichtgeographen interessieren. Das Samland, die Kurishe Nehrung 
und das Memelland ist bearbeitet von Prof. Mortensen. Die Entstehung der 
masurischen Landschaften hat in Studienrat Hoffmann einen gründlichen Be- 
obachter. Die städtegründende Tätigkeit der Ordensritter beschreibt Studien- 
assessor Wittschell in dem Aufsatz über die Kulturgeographie des südlichen 
Ostpreußen. Das Obstbaugebiet Ostpreuffens, das Weichseltal bei Marien- 
werder schildert Dr. Bayreuther. Die Unsinnigkeit der Grenzziehung an 
der Weichsel wird durch gutes Kartenmaterial illustriert. Die Eigenart der 
Elbinger Höhe beschreibt Dr. Winde von der Pädagogishen Akademie in 
Elbing, die harte Arbeit der Siedler und die Regulierung des Weichsel- 
Nogat-Deltas Studienrat Quade. Durch den. Versailler Friedensvertrag ist 
Ostpommern Grenzmark geworden und steht vor neuen Aufgaben. Dr. 
Hartnack und Dr. Rubow behandeln diese Aufgaben. Der gefährdetste Teil 
des Nordostens ist die Grenzmark Posen-Westpreuffen und das Netzetal. 
Frase und Dr. Schaper, Schneidemühl, schildern die Nöte dieses Gebietes. 
Den Abschluß bildet ein Aufsatz über die Entwicklung des Danziger Stadt- 
bildes von Fröse-Danzig. Das Buch ist mit guten Photographien und Karten- 
material der östlichen deutschen Landschaften versehen. 


Stanislaus Mornik versucht die tatsächliche Lage in ethnographischer 
und kultureller Beziehung der Minderheiten Polens in seinem Werke dar- 
zustellen und den Kampf des polnischen Staates gegen die nichtpolnischen 
Volksgruppen zu schildern. Mornik berichtigt die polnische amtliche Sta- 
tistik der Bevölkerungszahl nach den Nationalitäten und geht dabei von der 
amtlichen Konfessionsstatistik aus. Ein sehr glückliher Gedanke, da die 
Polen durchweg römisch-katholischer Konfession, während aber Ukrainer, 
ein Teil der Weiffrussen, die Groftrussen und Tschechen orthodox oder 
uniert. die Deutschen evangelisch sind. Nur ein sehr geringer Prozentsatz 
der Ukrainer und der Deutschen ist römisch-katholish. Mornik kommt zu 
erheblich anderen Zahlen als die amtliche polnische Statistik. Nach ihm be- 
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trägt die polnische Bevölkerung des Staates 59,5 Prozent. Polen ist also ein 
ausgesprochener Nationalitätenstaat. An Hand von Tabellen und Karten gibt 
Mornik die Stärke der wirtschaftlichen Kräfte der nichtpolnischen Bevölke- 
rung an. Posen und Pommerellens Bedeutung liegt in der hochentwickelten 
Landwirtschaft, die Oberschlesiens iu der Industrie, der ukrainischen und 
weifrussischen Ostgebiete in ihren Wald- und Petroleumschitzen. Der 
Kampf, den Polen gegen seine nichtpolnische Bevölkerung führt, ist ein Ver- 
nichtungskampf, der sich gegen die Sprache, den Grundbesitz, die Organisa- 
tionen, die die kulturellen und wirtschaftlichen Belange der Minderheiten 
wahrnehmen, richtet: ein Kampf gegen die Kirche und Presse. Der Kampf 
gegen die Sprache findet in dem amp! gegen die Minderheitsschulen Aus- 
druk. Mornik gibt einen Überblick über das Schulwesen der Minderheiten 
in Polen in ihrer 0 und in dem Kampf um ihre Existenz. Trotz 
Verträgen hat der polnische Staat es verstanden, durch sonderbare Ausfüh- 
rungsbestimmungen die Schulen der Minderheiten des materiellen und ideel- 
ien Bodens zu berauben. Am schärfsten tobt der Kampf in den abgetretenen, 
früher deutschen Gebieten. Die angeführten Bestimmungen der internatio- 
nalen Verträge und die einschlägigen polnischen ministeriellen Verfügungen 
machen dieses Kapitel für die Beurteilung der Lage der Minderheitsschulen 
besonders wertvoll. Der Kampf um den Grundbesitz findet seinen Ausdruck 
in der Annullierung von Ansiedlerrentengütern, in der Liquidation des deut- 
schen Privatvermögens und in der eigenartigen Durchführung der Agrar- 
reform. Der Kampf gegen die Organisationen, die die kulturellen und wirt- 
schaftlichen Belange der Minderheiten wahrzunehmen suchen, in der Verfol- 

ng des Deutschtumbundes, der Ukrainischen Prosvita und Zerstörung von 
ugendorganisationen. 

Das Ostland-Institut in Danzig gibt einen kritischen Bericht über 

das Buch von Baginski (polnisch) Polens Zugang zum Meere. Dieser Be- 
richt ist geschrieben worden in Anbetracht der hohen Stellung, die Baginski 
im polnischen Heere einnimmt und seine Ansichten werden von einem be- 
stimmten Gesellschaftskreis Polens geteilt. Der Kritiker bezeichnet das Buch 
mit Recht tendenziös und unwissenschaftlich. 
. Die außerhalb des Deutschen Reiches lebenden Gruppen des deutschen 
Volkes behandelt Dr. Karl Thalheim im „Grenzlanddeutschtum“. Die 
nationalen Belange, die wirtschaftlichen und nationalen Probleme des Deutsch- 
tums im Auslande, die Geschichte und kulturellen Leistungen werden in 
diesem Buche eingehend behandelt. H. Sr. 


Notizen. 


Die Deutsche Gesellschaft zum Studium Osteuropas, 


landesgruppe Köln, veranstaltete am 15. Oktober einen Vortrag des Ver- 
treters der „Kölnischen Zeitung“ in Moskau, des Redakteurs ie ust, tiber 
Sibirien, der sehr gut besucht war. ` 

Die Berliner Geschäftsstelle ist am 13. Dezember 191 in 
ihre neuen Räume Am Karlsbad 29, W. 55, Fernsprecher B 1 Kurfürst 4681—82, 
übergesiedelt. 


Die polnische Akademie der Wissenschaften 


in Krakau hat von der Polnischen Bibliothek in Paris eine grofe Sammlung 
wertvoller Radierungen, Kupfer- und Holzstiche zum Geschenk erhalten. Die 
wissenschaftliche Katalogisierung der Sammlung, die in Paris ausgeführt 
wurde, hat vier Jahre gedauert und 75000 Franken gekostet. Die Sammlung 
enthält zum pronten Teil Arbeiten italienischer, holländischer, deutscher, eng- 
lischer und französischer Künstler aus dem 16. bis 19. Jahrhundert. darunter 
viele Radierungen Rembrandts und Holzstihe Albrecht Dürers. Ch. 
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Die Krakauer Ferienkurse für Ausländer. 


An der Universität Krakau fand vom 6. bis 30. Juli d. J. ein „Ferien- 
kurs für polnische Sprache und Kultur für Ausländer“ statt. Die Leitung 
dieser ersten derartigen Veranstaltung in Polen hatte der Slavist Professor 
Dr. Thaddäus Lehr-Sptawitski. Wie -Dr. Roman Pollak im „Kurjer Poz- 
nanski" berichtet, umfaßte das Programm etwa 80 Vortragsstunden. In den 
Vorlesungen wurden die politische Geographie Polens, das heutige polnische 
Wirtschaftsleben und fast alle Gebiete der polnischen Kultur behandelt. Drei 
Vorträge waren dem Zugang zum Meer gewidmet. Ein praktischer polnischer 
Sprachkurs umfaßte zwanzig Stunden. Alle Vorträge wurden in polnischer 
Sprache gehalten. Die Zahl der Kursteilnehmer betrug einige zwanzig. Die 
Hörer waren mehrere Tschechen und Slowaken, einige Franzosen und Süd- 
slawen, ein Italiener, ein Deutscher (Dozent an der deutschen Universität in 
Prag. wo er über die slavischen Literaturen liest) und Angehörige anderer 
Nationalitäten. — Dr. Pollak spricht sich dafür aus, alljährlich solche Ferien- 
kurse zu veranstalten,. Ch. 
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Diesem Heft der Zeitschrift liegen Prospekte der Firmen 
Walter de Gruyter & Co., Berlin und Rudolf M. Rohrer, Brünn 
bei, die wir der chtung der Leser empfehlen. 


Verantwortl. farden redaktionell. Teil: Dr. Klaus Mehnert; farden Anzeigenteil: Erich Werner, 
beide in Berlin. Verlag: Ost-Europa-Verlag, G. m. b. H., Königsberg Pr. Hansaring 6/8, Fern- 
sprecher: SchloBteich 34422. Druck: Ostpreuß. Druckerei u. Verlagsanstalt A.-G., Königsberg Pr. 
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WALDEMAR GURIAN 


Der 


Bolschewismus 


Einführung in Geschichte und Lehre 


Gr. 8” 350 Seiten. Geheftet 6.20 RM., 
kartoniert 6.80 RM., in Leinen 8 RM. 


Es wird in diesem Buch zum ersten- 
mal in geschichtlich - gesellschaft- 
licher Betrachtung das Fundament 
für eine grundsäßliche Ausein- 
anderseyung mit dem Bolschewis- 


mus gelegt. 
Die Kapitel deuten den Inhalt an: 


I. Die geschichtlichen und gesell- 
schaftlichen Voraussetzungen des 
Bolschewismus. 

II. Eroberung und Ausbau der po- 
litischen Macht in Rußland durch 
die bolschewistische Partei. 

III. Die Wirtschafts- u. Gesellschafts- 
politik des Bolschewismus. 

IV. Die bolschewistische Partei. 

V. Die bolschewistische Doktrin. 

VI. Kritik des Bolschewismus. 


Als Anhang: Bolschewistische Doku- 
mente (Lenins Lehren / Das Ziel 
des Füntjahresplans / Schwierig- 
keiten und Methoden des sozia- 
listischen Aufbaus / Der Kampf 
gegen die Religion / Eherecht). 


Einige Urteile: 


Frankfurter Zeitung 1931, Nr. 830/831: 
„... Es dringt vorurteilsios in die russische 
Wirklichkeit ein... Gurians Kritik ist so 
durchgreifend, wie der Bolschewismus in 
seiner Konstruktion.“ 


Der Ring, Berlin 1931, Heft 46: 
nee Das erste wirkliche Handbuch...“ 


Dr. Heinrich Getzeny, Landessekretär 
des Volksvereins für das kath. Deutsch- 
land, Stuttgart: „Ein ganz vortreffliches 
Werk... Vor allem weiß Gurian die welt- 
anschaulichen Wurzeln des Bolschewis- 
mus bloßzulegen, alle Einzelhandlungen 
aus der Geschlossenheit dieses Systems 
veıständlich und damit überhaupt erst den 
en Abgrund sichtbar zu machen, 

er alle Religion vom Bolschewismus 
trennen muß.“ 


VERLAG HERDER 
FREIBURG IM BREISGAU 


Im Dezember 1931 sind erschienen: 


Rußland 1950, 


Ein Zukunftsbild 


von K. Osterwald. 
Preis RM. 0,80. 


Australiens 


Wirtschaft und 
Wirtschaftspolitik 


von Dr. Wilh. Schaefer. 


Preis RM. 8,— br.. 
RM. 10,— geb. 


Ausführliche Prospekte 
kostenfrei. 


Durch In- und Auslands- 
buchhandel zu beziehen. 


Restaso-Verlag, Hannover 


Geschäftshandbuch 
für Osteuropa 


Fünfte neubearbeitete Auflage 


llerausgegeben vom 
Wirtschaftsinstitut für Ruß- 
land und die Oststaaten, E.V. 


80, 196 Seiten Text und 25 Ab- 
bildungen. Kartoniert 2.25 RM. 


Aus dem Inhal!: 


Währungen, Maße und Gewichle der Ost- 
staaten — Der Verkehr nach dem Osten 
(Konsulate. Pap- und Visabestimmungen, 
Verkehrswege) Die Wirtschaft von Ruf- 
land, Polen, Danzig, Litauen, Memelgebiet, 
Lettland, Estland und Finnland (Handel, 
Zollbestimmungen, Rechtslage der Aus- 
länder, Niederlassungsrecht ausländischer 
Firmen, Gewerblicher Rechtsschutz, Geld- 
und Bankwesen usw.) — Die wichtigsten 
Handelsplätze in denOststaaten, Messen usw, 


OST-EUROPA-VERLAG 
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OSTEUROPA 


ZEITSCHRIFT FÜR DIE GESAMTEN 
FRAGEN DES EUROPÄISCHEN OSTENS 


Im Auftrage der Deutschen Gesellschaft zum Studium Osteuropas 
in Verbindung mit Otto Auhagen, Breslau; Otto Goebel, Hannover; 
Hans Jonas, Königsberg; Arthur Luther, Leipzig; Richard Salomon, 
Hamburg; Hermann Schumacher, Berlin; Max Sering, Berlin; Kurt 
Wiedenfeld, Leipzig, herausgegeben von OTTO HOETZSCH 


Ost-Europa-Verlag / Königsberg Pr. / Berlin W.35 
Herausgeber: Professor Dr. Otto Hoetzsch, Berlin W.10, BendlerstraBe 18. 


Redaktion: Generalsekretär Dr. Klaus Mehnert, Deutsche Gesellschaft 
zum Studium Osteuropas, Berlin W. 35, Am Karlsbad 29 


Die monatlich erscheinende Zeitschrift kostet vierteljährlich RM. 9.—. 
Anzeigenpreise: !/, Seite RM. 80.—; !/ Seite RM. 40.—; !/, Seite RM. 25.—. 
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INHALT: 


ALEXANDER SCHICK: Eigenheiten des Bankwesens in Sowjet- 
rußland 


HARRY GABRIELSKY: Die polnische Tagespresse 
Rußland und Osteuropa, Monatsübersichten: 
I. Innere und äußere Politik von OTTO HOETZSCH 
II. Kulturbericht von KLAUS MEHNERT 
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Zu den deutsch-polnischen Wirtschaftsbeziehungen 


Soeben erscheint: 


Das 
Holzproblem 


im deutsch-polnischen Zollkriege 


Von Dr. Gerhard Hayn 


Gr. 8°, VIII und 72 Seiten. Geheftet RM. 3,50 


Band 12 der „Osteuropäischen Forschungen”, Neue Folge. 
Herausgegeben im Auftrage der Deutschen Gesellschaft 
zum Studium Osteuropas von Professor Dr. Otto Hoeksch 


In der vorliegenden Arbeit wird ein ebenso bedeutsames wie aktuelles 
Problem praktisch behandelt: die Frage der deutsch-polnischen Wirt- 
schaftsbeziehungen auf einem ihrer wichtigsten Gebiete, unter Aus- 
schaltung jeder national-politischen Tendenz. Dem Verfasser kam es 
darauf an zu zeigen, wie sehr Deutschland und Polen besonders holz- 
wirtschaftlich aufeinander angewiesen sind. Dem Thema entsprechend 
beschäftigt er sich zunächst mit dem Zollkrieg als handelspolitischer 
Maßnahme, dann mit dem Werden und Wirken der Holzeinfuhr-Regelung 
im deutschen Zolltarif und dem Holzbedarf der deutschen Volkswirt- 
schaft auf den verschiedenen Gebieten. Auf die Ursachen des deutsch- 
polnischen Zollkrieges und seinen Einfluß auf die Holzwirtschaft der 
beteiligten Länder ist im Anschluß daran ausführlich eingegangen, wie 
auch die Kapitel „Holzwirtschaftsfrieden“, „Auswirkung der deutsch- 
polnischen Holzkonvention‘“ eine sachliche Betrachtung finden. 

Von besonderem Wert aber ist die eingehende Beurteilung des Holz- 
problems für die ostdeutsche Forstwirtschaft und die kritische Würdi- 
gung der schwierigen Lage der ostpreußischen Holzwirtschaft wie die 
der Marktlage der deutschen Holzwirtschaft überhaupt. Zum Schluß 
kommt der gut unterrichtete Verfasser auf die Gestaltungsprojekte in 
der polnischen Forst- und Holzexportpolitik und auf das Holz im Rahmen 
der deutsch - polnischen Handelsvertrags-Verhandlungen zu sprechen. 
Er beendet seine lesenswerte Darstellung mit einer Betrachtung über die 
künftige Festsetzung der Holzzölle im deutsch-polnischen Handelsvertrag. 
Das Buch ist allen an den deutsch-polnischen Beziehungen interessierten 
Kreisen zu empfehlen. 
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Eigenheiten des Bankwesens 
in Sowjetrußland. 
Von Dr. Alexander Schick. 


I. Banksystemals Teil der Planwirtschaft. 


Einer Schilderung des Bankwesens in Sowjetrufland müssen 
einige allgemeine Betrachtungen über die Pieenanlizkeit der 
Sowjetwirtschaft vorausgeschickt werden, die von den Sowjet- 
theoretikern als Ubergangsstufe von dem kapitalistischen zum 
sozialistischen Wirtschaftssystem bewertet wird. Als entschei- 
dendes Merkmal der kapitalistischen Wirtschaft wird dabei von 
ihnen die unorganisierte, elementare Produktion, das Fehlen 
einer einheitlichen, zielbewußten Führung der Wirtschaft ange- 
sehen. Die Regulierung des Marktes durch einen Wirtschafts- 
plan ist der Hebel, der die Krisen ausschalten, der die Wirt- 
schaftsanarchie in eine planmäflige, zielsichere Tätigkeit um- 
wandeln soll. 

Das Banksystem in Sowjetrußland ist nun ein Teil dieses 
Mechanismus und hat die Aufgabe zu erfüllen, einerseits die vor- 
handenen Geldressourcen der Bevölkerung dem Reservoir der 
Staatsmittel zuzuführen, andererseits aber noch viel mehr eine 
maximale Ausnützung der vorhandenen Geldressourcen zu Pro- 
duktionszwecken zu ermöglichen. Um diesem Hauptzwecke zu 
genügen, werden die Geldmittel unter die Produktionsbetriebe 
in einer organisierten und mit den Plänen des Sowjetstaates 
übereinstimmenden Weise verteilt. 

Es darf nicht vergessen werden, daß die gesamte Industrie, 
bis auf geringe, geradezu verschwindende Unternehmen, aus 
Staatsmitteln gespeist wird, indem die benötigten Mittel in Form 
von langfristigen Krediten zur Verfügung gestellt werden. Als 
Illustration darf ich anführen, daß im Laufe von drei Jahren, von 
1926 bis 1928, die langfristige Kreditgewährung um 861 % ge- 
wachsen ist, im Ver eich mit einer Vergrößerung der kurz- 
fristigen Kredite in Se Zeit um nur 90 %. Die Banken 
wurden mit der Zeit zu Verteilern von Budgetmitteln, mit 
anderen Worten zu Kanälen einer Staatsfinanzierung der Volks- 
wirtschaft. 

Die Eigentümlichkeiten der Sowjetwirtschaft bedingen die 
Eigentümlichkeiten des Sowjetbankwesens. In Sowjetrufland 
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wird das dem Banksystem zur Verfügung stehende Geld bis auf 
ganz geringe Ausnahmen aus den Staatsmitteln infolge von ent- 
sprechenden Staatsdirektiven zugeführt. Das Planprinzip erhält 
seine volle Geltung in dem Bank- und Kreditgeschäft, die Bank- 
funktionen werden mit den wirtschaftlichen Bedürfnissen des 
Landes koordiniert, die Wirtschaft soll planmäfiig im Interesse 
der gesamten Bevölkerung finanziert werden. 

ie Bankpolitik ist in den Händen der Sowjetregierung ein 
gewaltiges Mittel der sozialen Umgestaltung. Die Banken haben 
nicht die selbständige sozialpolitische Machtbefugnis und können 
nicht die Rolle spielen, die ihnen in der kapitalistischen Gesell- 
schaft zugeteilt ist. Der Staat hat alles in seinen Händen, er 
setzt die Etatsmittel und die zu gewährenden Kredite fest, welche 
eine Verwirklichung seiner planwirtschaftlichen Zwecke ermög- 
lichen und fördern. 

Die Sowjetbanken, die ursprünglich eine gewisse, wenn auch 
nur äußerliche Ähnlichkeit mit kapitalistischen Banken hatten, 
büßten sie mit der Zeit immer mehr ein. Sie sind zurzeit weder 
Ansammler noch Verteiler von Darlehnskapital, sind keine selb- 
ständigen Wirtschaftsorganisationen, die Kredite nach eigenem 
Gutdünken gewähren können. Sie sind ökonomische Macht- 
mittel in der Hand des Sowjetstaates. Sie werden immer mehr 
zu rein operativen Organen des Staates, die die Verwaltung und 
Regulierung der Wirtschaft innehaben. 

Die Sowjetbank hat mit den kapitalistischen Banken aufer- 
lich die Mittelakkumulierung gemein, jedoch kennen die Banken 
der UdSSR fast ausschließlich Mittel offentlich-rechtlichen Cha- 
rakters, die ihnen entweder durch Dotation seitens des Staates 
oder durch Zwangsabgaben der lokalen Staatsorgane und durch 
Staatsindustrie und -handel zugeführt werden. 

Die freiwilligen Akkumulationsmethoden weisen einen stän- 
digen Rückgang auf, wobei keineswegs zu übersehen ist, 
letzten Endes das Kontingent der „Sparer“ qualitativ ganz anders 
ist als in den kapitalistischen Ländern, da es in Sowjetrußland 
keine Rentiers, Kaufleute, Grund- oder Fabrikbesitzer usw. gibt, 
sondern die Ersparnisse von Staatskapitalisten, d. h. Staats- 
unternehmungen herkommen, und also eigentlich wiederum 
nicht anders als Staatsmittel angesehen werden dürfen. Wenn 
auch die genauen Daten nicht mehr veröffentlicht werden, so 
darf man heute mit Bestimmtheit damit rechnen, daß fast alle 
den Banken zur Verfügung stehenden Mittel staatlichen 
Ursprungs sind und die Banken als eine organisierte Zentral- 
kasse der verstaatlichten Volkswirtschaft anzusehen sind. 


Il. Kreditgewährung als organisierte Mittel- 
verteilung. Bankkontrolle. 


Das wichtigste unter den aktiven Bankgeschäften, die Kredit- 
gewährung, hat in der Sowjetbankwirtschaft ein gänzlich eigenes 
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Gepräge. Das Klientell der Sowjetbanken wird nicht nach dem 
MaRstabe der Rentabilität gesichtet, sondern nach dem Prinzip 
der Wirtschaftlichkeit im Sinne des planenden Staates. Nicht die 
maximalen Gewinnsätze werden erstrebt, sondern bei Gewäh- 
rung der Kredite sind die Nützlichkeit des Kunden im Plane der 
Unionwirtschaft, seine wirtschaftlichen Erfolge und die ihm vom 
Staat gestellten Ziele im Gesamtplane der Sowjetwirtschaft das 
Maßgebende. Die spezielle Kreditfähigkeit oder die Rentabilität 
seiner Tätigkeit spielen dabei eine untergeordnete Rolle; an 
erster Stelle steht die volkswirtschaftlihe Bedeutung dieser 
Tätigkeit, insofern sie von den staatlichen Regulierungsorganen 
als wirtschaftlich begründet angesehen wird. 

Die Kreditgewährung erfolgt also auf Grund der allge- 
meinen, durch die ökonomische Politik der Sowjetregierung vor- 
gezeichneten Richtlinien als eine organisierte Verteilung von 
Zahlungsmitteln; der Kredit, wie er allgemein in den kapitalisti- 
schen Ländern verstanden wird, ist eigentlich durch diese Maß- 
nahmen ausgeschaltet oder, besser gesagt, umgewandelt und ist 
zu einem budgetmäßigen Verteilen der Geldmittel umgeartet. 
Dieser Modus soll als organisierter Kredit, als Teil der Planwirt- 
schaft die unorganisierte Zuführung von Geldmitteln, wie sie im 
kapitalistischen System üblich ist, ersetzen. 

Zwischen den Staat als Bankier und seine Kunden wird also 
der Bankapparat eingeschaltet, der elastisch genug sein muß, 
um jede Störung des wirtschaftlichen Lebens zu fühlen und ent- 
sprechend dem Wirtschaftskommissariat rechtzeitig zu signali- 
sieren. Auf diese Weise sind die Banken im Soy cits: 
gebilde die besten Gehilfen der leitenden wirtschaftlichen 
Stellen. Die Banken organisieren die Finanzwirtschaft der im 
Aufbau befindlichen Industriebetriebe, sie fördern die Rationali- 
sierung dieser Betriebe, wachen über Ausführung der vorge- 
schriebenen Pläne, prüfen die zielmäßige Anwendung der Zweck- 
kredite. Zu allen diesen Zwecken befinden sich die Banken mit 
den Kunden im engsten Kontakte, der die Form einer unbe- 
grenzten Bankkontrolle angenommen hat. 

Die Bank steht somit nicht abseits des wirtschaftlichen 
Lebens als interessierter Zuschauer, sondern mitten drin. Sie 
kontrolliert den Wirtschaftsumlauf, die Versorgung mit Roh- 
produkten, die Richtigkeit und Zweckmäfigkeit der Verrech- 
nungen einzelner miteinander verbundenen Unternehmen. 
Ferner überwacht die Bank die Ausführung der Finanzpläne in 
den einzelnen Betrieben und ihren Vereinigungen. Die Banken 
wurden immer mehr aus den geldgebenden Instituten, die die 
benötigten Mittel zur Verfügung stellten, zu Überwachungs- 
stellen der planmaftigen Anwendung der gewährten Kredite. 

Sogar rein äußerlich wurde diese engste Fühlungnahme da- 
durch gekennzeichnet, daß die Banken oder eigentlich die Staats- 
bank 1928 sogar das Kassengeschaft ihrer Kunden übernahm. 
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Mit einer Reihe ihrer wichtigsten Kunden hatte die Staatsbank 
Verträge abgeschlossen, die dahin liefen, daß z. B. solche zentrali- 
sierte Unternehmen, wie das Naphthasyndikat, das Allrussische 
Textilsyndikat oder das Volkskommissariat für Verkehrswesen, 
also mit anderen Worten die hauptsäclichsten Zweige der In- 
dustrie, sämtliche Banktransaktionen ausschlieRlich durch die 
Staatsbank ausführen durften. Alle Geldmittel ihrer Vertrags- 
kunden sollten bei der Staatsbank deponiert werden, alle 
Zahlungen sollten durch die Staatsbank getätigt werden. 

Die Union zwischen der Bank und dem Kunden ging aber 
noch weiter. Die Geschäftsverträge der Bankkunden mit ihren 
Abnehmern wurden mit der Stellungnahme der Bank in Ein- 
klang gebracht, wofür wieder die Bank die Regelung der Wed- 
selverbindungen des Kunden übernahm. Es wurden in den 
Räumen des Kunden von der Staatsbank Filialen eröffnet, die 
das gesamte Kassen- und Wechselgeschäft des Kunden erledigten. 

Die auf diese Weise dem Banksystem gesetzte Aufgabe 
mußte die Bewegung auslösen, das ganze Banknetz durch eine 
Zentralbank zu ersetzen, als logische Folgerung aus dem System 
der Planwirtschaft. Es ist nur eine Frage der Veit, daß die Ver- 
einheitlichung des Bankwesens zu dem System der Alleinbank 
kommen wird, speziell auf dem Gebiete der kurzfristigen Kredit- 
gewährung, was auch teilweise durch die Reform der Staatsbank 
vom Jahre 1930, über die weiter berichtet wird, verwirklicht 
wurde. 

Die im kapitalistischen System übliche Form des Akzept- 
kredits hat in der Sowjetwirtschaft keine Existenzberechtigung. 
Es darf nicht vergessen werden, daß in den Sowjetverhältnissen 
ein Akzept, das ja von Staatsunternehmungen ausgefertigt ist, 
ein rein technisches Instrument vorstellt, welches im Falle einer 
Zahlungsverweigerung kaum zu Protest gelangen wird, da 
Motive politischer und staatswirtschaftliher Natur dagegen 
sprechen würden. Auch ist eine Zahlungseintreibung durch Pfän- 
dung unmöglich, da das Grundkapital der Staatsunternehmen un- 
pfändbar ist. Ein Akzept gewährt also weder die Sicherung noch 
die Eintreibungsmöglichkeit des eingeräumten Kredits. Die Re- 

lierung der Rückzahlung der eingeräumten Kredite wird durch 
ie bereits oben erwähnte Bankkontrolle ausgeübt. 

An Stelle der Bonität des Kunden ist die der Volkswirtschaft 
entsprechende Zweckmäligkeit des Kredits gerückt und die 
Frage der Liquidität der Bankmittel durch das Problem der 
volkswirtschaftlichen Bedeutung des Kredits abgelöst. Der plan- 
mäßige Umsatz von Wirtschaftsmitteln soll an Stelle einer Pfand- 
parent fiir den Kredit treten, alles soll von der Zweckmäfig- 

eit des Kredits, mit anderen Worten von seiner entsprechenden 
an neung im Interesse der gesamten Volkswirtschaft regiert 
werden. 
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Die Kontrolle soll im Bankarbeitssystem neben dem Kredit- 
plan einen gleichberechtigten Platz einnehmen. Sie ergibt die 
Möglichkeit, die ie und zweckentsprechende Ausniitzung 
von Darlehnsmitteln, d. h. die operative Realisation der vom 
Staat festgesetzten Tatigkeitsnormen, die auch im Kreditplan 
vorgesehen werden, zu überprüfen. 

Als Prinzip gilt aber, da zwischen Bonität und Kredit kein 
realer Zusammenhang besteht, was auch möglich macht, daß die 
Verschuldung der Industrie an die Banken bei weitem den Pro- 
duktionswert übersteigt. 

Eine ganze Reihe von Bankgeschäften, wie sie die kapita- 
listische Welt kennt, kommen in den Sowjetverhältnissen über- 
haupt nicht in Frage. So ıst es z. B. mit dem beliebtesten und an 
Umfang bedeutendsten Geschäft der kapitalistischen Banken, 
dem Effektengeschaft. Wie bekannt findet in Sowjetrußland 
überhaupt keine Börsenspekulation mit Effekten statt, da diese 
Papiere in den Sowjetrectsverhältnissen nicht Objekt einer 
Spekulation werden können. Zu den im Sowjetstaat bestehen- 
den sogenannten Börsen sind aber auch keine ausländischen 
Effekten zugelassen. 

Das Warenpfandgeschäft hat in Sowjetrufland ebenfalls 
ganz andere Formen. als im kapitalistischen Westen. Alle 
Waren befinden sich in den Händen des Staates, irgendeine 
seed at mit denselben ist gänzlich ausgeschlossen. Eine 

erpfändung der Waren müßte die Speicherung derselben auf 
Banklager oder anderswo mit sich ziehen und also die Ware dem 
Verkehr entziehen. Bei dem im Sowjetstaat bestehenden dauern- 
den Warenhunger entspricht nun ein Absondern der verpfän- 
deten Ware, seine Immobilisation keineswegs den volkswirt- 
schaftlichen Bedürfnissen. 

Mit der Zeit hat sich für dieses Geschäft ein eigenartiger 
Modus herausgebildet. Der Kredit wurde an die Ware gebunden 
in dem Sinne, daß als Schuldner das Unternehmen oder die 
Organisation erscheint, welche die Ware, die als Pfand für den 
gewährten Kredit anzusehen ist, zu jeder gegebenen Zeit ver- 
arbeitet oder umsetzt. Sollte z. B. die ices von Olsamen 
finanziert werden, so ist der Ablader der Rohware von seiner 
Schuld der finanzierenden Bank gegeniiber in dem Moment ent- 
bunden, wo die Rohware an das betreffende Olwerk ausgeliefert 
wird, welches die Bankschuld gleichzeitig übernimmt. Auf die- 
selbe Art und Weise wird wieder das Olwerk entlastet, insofern 
es das fertige Produkt dem in Frage kommenden Trust ab- 
liefert, der an Stelle des produzierenden Werks der Bank 
gegeniiber als Schuldner in Erscheinung tritt. 

Auf diese Weise folgt der Kreditumlauf dem Warenumlauf, 
ohne daß die Ware in irgendeinem Stadium des Produktions- 
und Handelsprozesses dem Verkehr entzogen wird. Dieses 
sogenannte Conveyersystem des Kredits erübrigt eine Reihe von 
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unnützen Zwischenkrediten sowie die Notwendigkeit der Ver- 
rechnungen bzw. Wechselschulden der im Prozeß einbegriffenen 
Unternehmen untereinander. 

Von den Sowjetbanken wird eine großangelegte Kredit- 
statistik geführt. Als Eigentümlichkeit des sowjetrussischen 
Bankwesens ist anzusehen, daß dieses statistische Material jedem 
Interessenten offen und zugänglich ist. Es darf natürlich nicht 
übersehen werden, daß in den Sowjetverhältnissen diese Publi- 
zität ihre spezifische Bedeutung dadurch erhält, daß eigentlich 
jeder „Interessent“ irgendein staatliches Unternehmen oder 
Organ vorstellt. Jedenfalls ist als Prinzip angesehen, daft es 
kein Bankgeheimnis gibt, lediglich dıe Geschäfte der Kunden mit 
der Bank, sowie der Stand ihrer Konten sind auch in Sowjetruß- 
land durch das Bankgeheimnis geschützt. 


Das statistische Material der Einzelbanken wird von ihnen 
wissenschaftlich bearbeitet, systematisiert und an das Finanz- 
kommissariat weitergeleitet, welches in seinem Organ, dem 
„Finanzanzeiger‘, regelmäßig Daten über das gesamte Kredit- 
system veröffentlicht. Übrigens muß bemerkt werden, daß seit 
1930 das statistische Material niht mehr so erschöpfend und 
regelmäßig, wie bis dahin, bekanntgegeben wird. Das gesam- 
melte Material wird vom Staat als Unterlage seiner Kreditpolitik 
und der Kreditplanung verwendet. 

Die Kreditstatistik umfaßt eine Reihe von einzelnen 
Zweigen, wie z. B. Konjunkturstatistik, Finanzstatistik, Statistik 
der einzelnen Wirtschaftsbranchen, Umsatzstatistik, Kalkulations- 
statistik. Als neuer Zweig der Statistik ist die Kreditverwen- 
dungsstatistik anzusehen; sie umfaßt die Wirtschaftsprozesse, 
welche von den Banken finanziert werden, wobei besonders ver- 
folgt wird, in welcher Weise die Investierungen verwendet 
werden. 

Alle Bankgeschäfte werden nach den verschiedenen Wirt- 
schafts- und Fndueiriezreizen auf Grund einer Reihe von Merk- 
malen (es sind ca. 100 Gruppen) systematisiert und letzten Endes 
in Form einer Planstatistik summiert, wodurch die Basis einer 
wirtschaftlich richtigen und ersprießlichen Kreditplanung ge- 
schaffen werden soll. 


III. a, und Formen des Kredits. 


irekte Finanzierung. 


Die allgemeine Regulierung der Tätigkeit aller Banken 
sowie der Kreditpolitik liegt in den Händen des Zentralen Kom- 
missariats für Finanzen. 

Nach der Währungsreform 1924 begann der Konsolidierungs- 
prozeß der in Sowjetrußland bestehenden Banken, Den Kern- 
punkt bildete schon damals die 1921 neugegründete Staatsbank, 
die über ein Netz von ca. 450 Filialen verfügte Außerdem 
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existierten einige sogenannte Aktienbanken mit vorwiegender 
staatlicher Beteiligung, eine Reihe kommunaler und landwirt- 
schaftlicher Banken sowie eine stattliche Anzahl von Gesell- 
schaften des gegenseitigen Kredits. 

Eine Zuständigkeit der Kunden wurde bis 1928 in keiner 
Weise reguliert und die Banken warben mitunter mit Mitteln um 
ihre Kunden, die sie noch aus der Praxis der kapitalistischen 
Banken herübernahmen, was um so erklärlicher ist, da die 
meisten technischen Leiter und Mitarbeiter der neuen Sowjet- 
banken frühere Angestellte der vor der Revolution bestehenden 
russischen Banken waren. Daß in den neuen Sowjetverhältnissen 
eine Konkurrenz der Banken untereinander ein Nonsens war, 
wurde jedoch bald klar und es erfolgte daher 1928 eine „Reform 
der Banken, die hauptsächlich dahin wirkte, eine Rationalisie- 
rung des Filialnetzes durchzusetzen sowie die dominierende 
Stellung der Staatsbank festzustellen. Insbesondere war seitdem 
die Gewährung von kurzfristigen Krediten Sache der Staatsbank, 
welche bei Verteilung von kurzfristigen Krediten Ende 1928 die 
Höhe von 88,7 % der gesamten Summe der gewährten Kurz- 
kredite erreichte, und zwar 5928 Millionen Rubel bei einer Ge- 
samtsumme von 6678 Millionen Rubel. 7 

Der hypothekarische Kredit hat in Sowjetrußland Formen 
angenommen, die dem eigentiimlichen Wirtschaftssystem, das in 
der Räterepublik waltet, angepaßt sind. Eigentlich könnte von 
einem hypothekarischen Kredit, wie ihn der Westen versteht, 
überhaupt keine Rede sein, da doch das Objekt dieses Kredits 
fehlt; das Grundeigentum besteht ja im Sowjetstaat nicht und es 
ist also eine hypothekarische Verpfändung unmöglich, da das 
Eigentum dem Staat und nicht den einzelnen kreditsuchenden 
Unternehmen gehört. 

Es wurden nun zum Zwecke der Kreditierung Banken für 
langfristige Kredite geschaffen, die ihre Mittel hauptsächlich aus 
Etatsmitteln schöpfen. In gewissem Umfange dienen denselben 
Zwecken verschiedene Abschreibungen, welche die Staatsunter- 
nehmen zwangsweise bei Jahresbilanzen vornehmen müssen. Es 
handelt sich in überwiegendem Maffe um Baufinanzierungen, 
wobei in Fällen, wo neue Gründungen in Frage kommen, die 
Finanzierung die Form einer staatlichen Dotation annimmt und 
eine Rückgewährung der erteilten Kredite meistens nicht ver- 
langt wird. Insofern die bereits bestehenden Unternehmen er- 
weitert werden sollen, kommt ein langfristiger Kredit in seiner 
reinen Form in Erscheinung. 

Die Transaktionen werden in Form von Zweckkrediten ge- 
tätigt, durch besondere Verträge werden Fälligkeit der Rück- 
zahlungen, wenn solche vorausgesetzt, Kontrolle und alle be- 
gleitenden Bestimmungen geklärt und festgesetzt. Das Pfand- 
recht als solches wird dabei durch das Recht der Ausübung einer 
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Kontrolle über zweckentsprechende und zweckdienliche Anwen- 
dung der erhaltenen Mittel ersetzt. 

Die Ressorts sind in der Weise geregelt, daß der Industrie- 
bau von der Prombank, der Wohnungsbau von der Wseko 
finanziert werden. Die Banken gewähren jedoch die verlangten 
Kredite erst, nachdem sie die Notwendigkeit der vorzunehmen- 
den Bauten geprüft und für richtig befunden haben. Wie bereits 
früher erwähnt, liegt in diesem Stadium der Bankarbeit eins der 
charakteristischsten und eigentümlichsten Merkmale des Sowjet- 
bankwesens. | 

Eine selbständige Rolle ist dem landwirtschaftlichen Kredit 
zugedacht. In Form von landwirtschaftlichen Krediten sind 
Staatsmittel in Höhe von über einer Milliarde Rubel angelegt, 
und die Frage der Rückzahlung dieser investierten Mittel bildet 
eins der schwierigsten Probleme der Sowjetwirtschaft. Es ist 
bisher dem landwirtschaftlihen Banksystem keineswegs ge- 
lungen, den Umlauf der gewährten Darlehen in irgendeiner 
Weise zu ordnen und die Rückzahlungen bleiben gar nicht zu- 
friedenstellend. 

Das System des landwirtschaftlichen Kredits besteht aus vier 
Gliedern: 

1. Zentrale Landwirtschaftliche Bank. 

2. Landwirtschaftlihe Banken der Einzelrepubliken. 

3. Landwirtschaftliche Kreditgesellschaften und deren Ver- 


ände. 

4. Landwirtschaftliche Genossenschaften. 

Das System ist ungemein kompliziert und kann nur dadurdt 
erklärt werden, daß die einzelnen in der Union verbundenen 
Republiken nicht auf die landwirtschaftlichen Banken der Einzel- 
republiken verzichten wollen, da solche in den Händen der 
Einzelregierungen mächtige Geldfaktoren sind, was besonders 
wichtig ist, weil auch die landwirtschaftliche Politik von den 
Einzelrepubliken selbständig betrieben wird. In einem Agrar- 
land, wie es auch Sowjetrußland geblieben ist, können die Einzel- 
republiken diese Macht nicht aus den Händen geben, ohne an Ge- 
samtmacht einzubiifen. 

Die Produktion und der Vertrieb der landwirtschaftlichen 
Erzeugnisse als Exportware wird von der Staatsbank finanziert; 
der landwirtschaftlihe Kredit im engen Sinne des Wortes, als 
wie Meliorationsarbeiten, Errichtung von landwirtschaftlichen 
Gebäuden, Anschaffung von Maschinen und Geräten usw. ist das 
eigentliche Ressort der landwirtschaftlichen Banken. 

Der kaufmännische Kredit ist 1930 durch die sogenannte 
Finanzierung der Industrie formell abgelöst worden. Die „Re- 
form“ besteht darin, daß die auf mehr oder weniger kaufmänni- 
schen Prinzipien oder besser gesagt kaufmännischen Gepflogen- 
heiten basierende Kreditgewährung durch eine unmittelbare 
Kreditgewährung an die Industrie, den Handel und die genossen- 
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schaftlichen Organisationen ersetzt wurde, die völlig überein- 
stimmen sollte mit den festgesetzten Wirtschaftsplänen. 

Als eigentliches Ziel dieser „Reform“, die ja gewissermaßen 
nur die bereits bestehende Ordnung systematisierte, ist die Ein- 
schränkung der von den Unternehmen an die Banken gestellten 
Forderungen an Mittelbeschaffung anzusehen, indem nicht mehr 
die zentralen Unternehmen die ihnen eingeräumten Kredite an 
untergeordnete Wirtschaftseinheiten, Konsumgenossenschaften 
und landwirtschaftliche Gebilde weitergeben, sondern diese den 
Kredit direkt erhalten. Der Diskont und das Leihgeschäft sollte 
den verkaufenden Unternehmen entzogen werden und einer 
direkten Kreditgewährung an die Käufer, insbesondere an die 
primären Organisationen Platz geben. Die Banken haben also 
den Kredit den Abnehmern, deren Bedarf an Kredit bisher durch 
die Industrie gedeckt wurde, unvermittelt zuzuführen. 

Technisch wurde die neue Ordnung durch das Kontokorrent 
als einheitliche Rechnung über alle Bankgeschäfte der Kunden 
verwirklicht. Unter einheitliher Rechnung wurde dabei eine 
einheitliche Kontoführung verstanden, wobei sämtliche Konti 
der Kunden, wie z. B. das Wechselgeschäft, alle Waren-, Wert- 
papiere.: Darlehns- und laufenden Rechnungen auf ein Konto- 

orrent gebucht werden. Über dieses Einheitskonto werden 
sämtliche Geschäfte des Kunden verrechnet. 

Durch diese Neuregelung wurden die Warenwechsel so gut 
wie ee abgeschafft, auch irgendwelche Warendeckung der 
Schulden erübrigte sich, umsomehr, da das Gros der Kunden 
aus Staatsunternehmen mit Millionenbilanzen besteht. Nach wie 
vor bleibt aber als zweckdienlich die effektive Kontrolle der 
vorhandenen Warenbestände. 

Die Bankschulden der Industrie betrugen nach den Berech- 
nungen des Obersten Volkswirtschaftsrats per 1. Oktober 1930 
etwa 2,4 Milliarden Rubel, wobei damit zu rechnen ist, daß die In- 
dustrie ihrerseits an weitere Wirtschaftseinheiten etwa 4,45 Mil- 
liarden in Form von kaufmännischem Kredit verausgabt hat. 
Dieser Rolle eines Kreditvermittlers ist nun durch die Reform 
von 1950 die Industrie entledigt und sind Finanzierungsorgane 
— die Banken — mit den letzten Abnehmern direkt in Verbindung 
nn Ob dadurch, wie geplant wurde, eine Kürzung der an den 
staat gestellten Forderungen an Geldmitteln erzielt werden 
kann, ist wohl überaus fraglich; man könnte vielmehr an eine 
zweckentsprechendere Verteilung der Geldmittel denken. Jeden- 
falls bedeutet die Neuregelung einen Sieg der Banken über die 
ey noinate: die bis dahin durch die Kreditweiterleitung eine 
überaus mächtige Position den primären Organisationen gegen- 
über erobert hatten. Die Hegemonie der Syndikate, die allein 
über sämtliche für jede Branche verfügbaren Mittel bestimmten, 
wurde gebrochen. Durch den neu eingeführten sogenannten 
„dezentralisierten“ Kredit ist der Kontakt zwischen den ein- 
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zelnen Unternehmungen und den Banken noch fester geworden, 
wobei die Fühlungnahme der Banken, die bis dahin sich fast 
ausschließlich auf die leitenden Trusts erstreckte, von nun ab 
sich auf sämtlihe in der Branche tätigen Unternehmen er- 
weiterte. Auf diese Weise ist die den Banken gestellte Aufgabe, 
alle Abweichungen von den quantitativen und qualitativen Vor- 
schriften des Plans zu signalisieren, erleichtert und auch tiefer 
eingreifend. 

Wie bereits bemerkt worden, kommt für diese Tätigkeit des 
Banksystems fast ausschließlich die Staatsbank in Frage, bei der 
ja ae ganze Gewährung der kurzfristigen Kredite zentralisiert 
wurde. 


Die Vereinheitlichung der Verrechnungen wurde nun auf 
die Weise erzielt, daß sämtliche Verrechnungen der Betriebe 
untereinander und mit den Industrievereinigungen, Handels- 
einheiten und verschiedenen wirtschaftlichen Gebilden über die 
Staatsbank geführt wurden in Form von Giroüberweisungen. 
Ferner wurde zu diesen Zwecken die bereits oben erwähnte Er- 
richtung von Staatsbankkassen am Geschäftsort weiter geführt 
und die Kassenbedienung der Kunden durch Organisation von 
Verrechnungskassen in den Industrieunternehmungen und Kon- 
zernen weiter ausgebaut. Als Regel hat seit 1930 die Staatsbank 
alle Kassengeschafte ihrer Kunden übernommen. Die Kassen- 
bestände werden ohne weiteres dem Einheitskonto gutgeschrieben, 
wodurch eine Verringerung der bestehenden Verschuldung der 
Unternehmungen der Bank gegenüber automatisch erwirkt wird. 

Festsetzung der zu gewährenden Kredite erfolgt auf fol- 
gende Weise. Im Einvernehmen mit der Staatsbank werden vom 
Obersten Volkswirtschaftsrat alljährlih bei Ausarbeitung des 
Kreditplans die für jede Industrievereinigung vorausgesehenen 
Kreditlimite festgesetzt. Die Industrievereinigung hat nun in 
den vorgezeichneten Grenzen die den Einzelbetrieben zukom- 
menden Kreditmittel zu verteilen, wobei die auf diese Weise 
umrissenen Kreditgrenzen im Einverständnis mit der Staatsbank 
revidiert werden können. Sollten die Kreditlimite durch eine 
Produktionsentwicklung bedingt werden, so kann eine Änderung 
der vorgesehenen Kreditbeträge ausschließlich laut entsprechen- 
dem Beschluß der zuständigen Industrievereinigung vorgenom- 
men werden. 

Die Koordination der operativen Finanzdirektiven ist also 
auf diese Weise mit dem allgemeinen Wirtschaftsplan durchge- 
führt und die Finanzierung der Wirtschaft ist endgültig ein 
Glied des gesamien wirtschaftlichen Systems der Sowjetunion 
geworden. l 

Im Prozeß ihrer Einfügung in das gesamte Wirtschafts- 
system der Sowjetunion haben die Banken zunächst die Rolle 
von Geldakkumulierungs- und Verteilungszentren gespielt. Ihre 
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weitere Entwicklung, wie oben kurz skizziert’), führte zu einer 
Umgestaltung, indem die Banken immer mehr von den allgemein 
geltenden kaufmännischen Auffassungen abrückten und sich den 
spezifischen vom Sowjetstaat gestellten Aufgaben näherten. Sie 
wurden unter der einheitlichen Leitung der zentralen politischen 
Organe des Sowjetstaats zu mächtigen Hebeln im Aufbau der 
Industrie der Sowjetunion. Als logische Folgerung ist anzu- 
sehen, daft die Banken dabei immer mehr zu Staatsorganen wur- 
den, was wiederum eine Reihe von Eigenheiten in ihrer Tätig- 
keit hervorrief, die in kurzen Umrissen das Thema dieses Auk 
satzes bilden. 

Mit der Konsolidierung der Planwirtschaft nahm die Tätig- 
keit der Banken Formen an, die durch den Finanzplan für Jahre 
vorausgesetzt wurden, wobei eine Trennung der langfristigen 
Kreditierung von der kurzfristigen immer gebieterischer wurde; 
als Parallelerscheinung entstand eine strikte Scheidung der In- 
stitute für langfristige Investierungen und der Banken für kurz- 
fristige Kredite, sozusagen Banken im reinen Sinne des Wortes, 
wenn auch in Sowjetverhältnissen, deren Gepflogenheiten mit 
den Bankusancen und den Bankmethoden der kapitalistischen 
Welt in gewissem Sinne verglichen werden können, wobei, wie 
wir oben sahen, die Eigenheiten des Sowjetbankwesens kraß in 
Erscheinung treten. 


1) Vergl. mein Buch: „Das Sowjetbankwesen und die Rolle der Banken 
in der Sowjetwirtschaft“, Ost-Europa-Verlag, Berlin-Königsberg 1932 (in 
Vorbereitung). 


Die polnische Tagespresse. 
Von Harry Gabrielsky, Danzig. 


Polen ist, was man sich gelegentlich in das Gedächtnis zurück- 
rufen muß, mit einer Bodenfläche von 388328 qkm und einer 
Bevölkerung von 33 Mill. das sechstgrößte Land Europas und 
wurde in dieser Größe aus einer Vielzahl völkisch und sprachlich 
heterogener Bestandteile zu einer politischen Einheit zusammen- 
geschweißt. Die Erlangung dieser Einheit und Selbständigkeit 
durch die Folgewirkungen des Weltkrieges drückte sich in einer 
oft übersteigerten, immer lebhaften und unverdrossenen Akti- 
vität des politischen, geistigen, wirtschaftlichen und sozialen 
Lebens aus, die auch der Entwicklung der polnischen Presse ihre 
Prägung gibt. 

In den Jahren 1914 bis 1918 zählt man in den Gebieten des 
heutigen Polen nur 400 periodische Publikationen, 1919, dem 
Jahre der schließlichen Konstituierung Polens durch den Ver- 
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sailler Vertrag, sind es schon 1000, 1926: 1700, 1928: 2350, 1930: 
2600. Bedenkt man, daß in den ehemals russischen Gebieten, die 
mit 262000 qkm zwei Drittel des gegenwärtigen Polen aus- 
machen, erst 1920 der Schulzwang eingeführt worden ist, un 

daft sich erst von diesem Zeitpunkt ab die Zahl der Analphabeten, 
die hier 46 % der Bevölkerung ausmachte, zu verringern begann, 
dann erkennt man die über die oben angedeutete Steigerung hin- 
ausgehende Ausdehnungsmöglichkeit der polnischen Presse, die 
eigentlich erst 1933, wenn der Schuljahrgang 1919 politische 
Reife erlangt hat, zu voller Auswirkung kommen wird. 


Die folgende Tabelle zeigt die Stellung Polens in bezug auf 
die Presse im Vergleich zu anderen europäischen Staaten: 


es kommt in Norwegen 1 Organ auf 2300 Einwohner, 
in England 1 Organ auf 4400 Einwohner, 
in Frankreich 1 Organ auf 6500 Einwohner, 
in Deutschld. 1 Organ auf 9000 Einwohner, 
in Polen 1 Organ auf 12700 Einwohner. 


In Anbetracht des oben gekennzeichneten Bildungsgrades 
der Bevölkerung und der weiter in unserem Zusammenhange be- 
deutsamen Tatsache, daß 65 % der Gesamtbevölkerung in der 
Landwirtschaft beschäftigt sind, läßt diese Klassifizierung eine 
erstaunliche geistige Regsamkeit erkennen. 


Das Bild wird allerdings etwas trüber, wenn man nun die 
Tagespresse isoliert betrachtet. Von der Gesamtzahl von 2600 
fallen etwa 230 auf Tageszeitungen. Die Auflagenzahl aller 
230 Zeitungen überschreitet aber kaum 1,6 Mill. Exemplare, so 
daß, bei einer Bevölkerung von 33 Mill., nur jeder Zwanzigste 
täglich eine Zeitung kauft. In den Städten ist das Verhältnis 
wesentlich besser, es kann auf 1:4 angesetzt werden. 


Es ist bemerkenswert, daft gerade unter den Tageszeitungen 
Veteranen zu finden sind, die die unruhigen und wechselvollen 
Geschicke Polens durch Jahrhunderte getreulih mitgemacht 
haben. Die Gazeta Warszawska (Warschauer Zeitung) rechnet 
ihren Anfang in das Jahr 1774 zurück, der Kurjer Warszawski 
(Warschauer Kurier) wurde im Jahre 1821 und die Gazeta 
Lwowska (Lemberger Zeitung) im Jahre 1811 gegründet. Diese 
Zeitungen erscheinen alle noch heute. Die Anfänge der polni- 
schen Presse liegen aber noch weiter zurück und folgen der west- 
europäischen in kurzem Zeitraum. 1661, 30 Jahre nach der 
Gazette de France, erschien der Merkurjusz Polski (Polnische 
Merkur). Bis zum Verschwinden des polnischen Staates im 
ahre 1795 wurden 130 Publikationen periodisch veröffentlicht. 
ie Jahrzehnte der staatlichen Abhängigkeit haben trotz Zensur 
und Reglementierung der Presse den Mut nicht genommen, 
wenn sie sich notwendigerweise auch mit lokalen und Unter- 
haltungsthemen begnügen mußte. Immerhin gab es bei Ausbruch 
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des Weltkrieges schon 1200 Periodika in polnischer Sprache nach 
folgender Gliederung: 
Russisch-Polen 384 
Osterreichisch-Polen 491 
Preuftisch-Polen 177 
Ubriges Europa 55 
Amerika 93 

Diese historische Entwicklung, die mit ihrer regionalen 
Gliederung und den politisch bedingten Sonderinteressen der 
einzelnen Herrschaftsgebiete zu charakterisieren ist, hat es mit sich 
gebracht, daß die heutige polnische Presse typisch dezentralisiert 
ist. Diese Dezentralisation steht nicht nur im Gegensatz zur 
Zentralisation der französischen Presse, wo politischer Einfluß, 
Verbreitung und Nacrichtendienst ihren Schwerpunkt in den 
Zeitungen de Hauptstadt haben, sie unterscheidet sich auch von 
der Dezentralisation der deutschen Presse, die immerhin den 
Berliner Blättern ein deutliches Übergewicht läft. Die bekann- 
teste und verbreitetste Zeitung Polens, der Illustrowanny Kurjer 
Codzienny (Illustrierte Tägliche Kurier) erscheint nämlich nicht 
in der politischen Hauptstadt, in Warschau, sondern in Krakau. 
Er wurde im Jahre 1909 gegründet und hat es zu einer Tages- 
auflage von etwa 220000, Sonntags bis zu 325 000 Exemplaren 
gebracht, und ist damit die weitaus am meisten gelesene Zeitung 
Polens. Diese Verlagerung des Pressezentrums aus der politischen 
Hauptstadt ist ähnlich der Situation in der italienischen Presse, 
wo der Corriere della Sera von Mailand aus die größte Einfluß- 
sphäre und Verbreitung hat, wie überhaupt die italienische und 
die polnische Presse dank gewisser Schicksalsähnlichkeiten ihrer 
Länder manche gemeinsamen Züge aufweisen. 

An zweiter Stelle, was die Auflagenziffer anbetrifft, stehen 
zwei Warschauer Blätter, charakteristische Großstadt-Zeitungen, 
der Morgen-Expreß und der Abend-Kurier, mit zusammen etwa 
150000 Exemplaren. Sie werden beide verlegt von der Prasa 
Polska-Gesellschaft. Die politisch und geistig wichtigste Zeitung 
Warschaus ist aber zweifellos der Kurjer Warszawski, der sich 
nicht nur durch Reichtum an Artikeln und die Zuverlässigkeit 
und Mannigfaltigkeit seiner Informationen, sondern auch durch 
seine Bemühung zu ernsthafter geistiger Durchdringung aus- 
zeichnet. Er hat eine Auflagenziffer bis zu 110000 Exemplaren. 
An vierter Stelle der Verbreitung nach stehen bemerkenswerter- 
weise Zeitungen in den früher preußischen Gebieten, zunächst 
der Kurjer Poznanski mit etwa 38000 Exemplaren, das Organ 
der nationaldemokratischen Partei, wie Posen ja überhaupt die 
Hochburg des polnischen Nationalismus geworden ist, und der 
Dziennik Bydgoski (Bromberger Tageblatt) mit etwa 33 000 
Exemplaren. Dann folgen wieder Warschauer Blätter: der 
Kurjer Poranny mit 32000 Exemplaren und die Gazeta War- 
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szawska mit 28000 Exemplaren. (Alle erwähnten Auflagenziffern 
schwanken natürlih; besonders die Sonntagsauflagen sind 
meistens bedeutend stärker.) 


Ohne den Versuch zu machen, eine auch nur annähernd voll- 
ständige Liste zu geben, seien, um das Bild der polnischen Presse 
um einige Züge zu präzisieren, noch folgende Zeitungen genannt: 
in Lödz, dem polnischen Manchester, der Kurjer Łódzki mit 
etwa 25000 Exemplaren, im früher österreichischen Gebiet in 
Lwów, der Kurjer Lwówski (Lemberger Kurier), das Blatt der 
demokratischen Intelligenz, die Rzeczpospolita in Warschau, der 
Robotnik, das sozialistishe Organ, der Głos Prawdy (Stimme 
der Wahrheit), das erste pilsudskistische Blatt, das 1929 mit der 
Fpoka fusioniert wurde und jetzt unter dem Namen Gazeta 
Polska erscheint. | 


Die Hunderte der übrigen Zeitungen haben Auflagenziffern 
zwischen 25 000 und 5000 Exemplaren. Es ist erklarlich, daß nur 
die großen Zeitungen, wie der Illustrowanny Kurjer Codzienny 
oder der Kurjer Warszawski sich Auslandskorrespondenten in 
Berlin, Paris, London, Rom leisten können, während die übrigen 
sich mit einem Korrespondenten, vorzugsweise in Paris, wegen 
der engen politischen und wirtschaftlichen Verbindung mit 
Frankreich, begnügen oder, wie die überwiegende Mehrzahl, 
ihre Informationen von den Nachrichtenagenturen beziehen. Das 
offizielle polnische Nachrichtenbüro ist die PAT (Polska Agencja 
Telegraficzna), die ihre Korrespondenten in allen bedeutenden 
Weltplätzen hat und im Austauschverkehr an alle großen Tele- 
graphenbüros angeschlossen ist. 


Die Geschichte des polnischen Staatswesens erklärt neben 
der Dezentralisation auch eine zweite Besonderheit der polni- 
schen Presse, nämlich das verhältnismäßig große Kontingent der 
Minoritätenpresse. Fast ein Fünftel der 2600 periodischen 
Publikationen ist nicht in der Landessprache geschrieben, sondern 
(der Häufigkeit nach) in: Yiddisch und Hebräisch (ein Drittel 
allein der Warschauer Bevölkerung ist jüdisch), deutsch, ukrai- 
nisch und weißrussisch, schließlich litauisch. 


Über die Landesgrenzen hinaus ist die polnische Presse den 
vereinzelten polnischen Sprachgemeinden in den Nachbarländern, 
vor allem aber der Auswanderung gefolgt. In Deutschland, 
Österreich. Litauen und Lettland gibt es im ganzen etwa zehn 
polnische Zeitungen. In Danzig erschienen die Baltische Presse, 
in deutscher Sprache, die nicht mehr existiert, und die Gazeta 
Gdanska, die als Kopfblatt des Thorner Regierungsorgans in 
Danzig vertrieben wird. In Frankreich werden etwa 15 pol- 
nische Publikationen verlegt. davon drei Tageszeitungen, die 
bedeutendsten in Lens und Lille. Den absolut größten Anteil 
an der polnischen Emigrantenpresse hat aber natürlich Nord- 
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amerika, wo etwa 20 Tageszeitungen und 70 Wochenschriften 
veröffentlicht werden. Die Tageszeitungen haben eine Gesamt- 
auflage von etwa 1, Mill. Chicago steht mit der bedeutendsten 
Zeitung, dem Dziennik Zwiazkowy, an der Spitze. 


Rußland und Osteuropa. 


Monatsübersichten. 


I. Innere und äußere Politik. 
Von Otto Hoetzsch. 


1. Rußland. 


a) Wirtschaftslage. 

Die Wirtschaftslage ist so sehr die Grundlage des gesamten 
russischen Problems, daß sie im Monatsbericht regelmäßi 
Peace werden muß, wenn auch Wiederholungen unvermeid- 

ar und auch die Nuancen im Abstand der einzelnen Monate 
nicht besonders tief sind. 

Zunächst die Getreidebereitstellungen. Der 
Plan war bis zum 1. Januar zu 89,6 % durchgeführt, die zum 
1. Januar bereitgestellten Getreidemengen um 3,1 % höher als 
die zur gleichen Zeit des Vorjahres bereitgestellten Mengen. Es 
sind also immerhin rund 22 Millionen Tonnen Getreide für die 
Arbeiterschaft, Beamten, überhaupt Stadtbedürfnisse zur Ver- 
fügung gebracht. Schlußtermin war zwischen 10. und 15. Januar. 
Bei allen Schwierigkeiten ist also von großen Erntesorgen nicht 
die ag und die Ernährung wenigstens in bezug darauf sicher- 
gestellt. 

Industrie: Der Monat bot, abgesehen von der Mitteilung, 
daß nicht weniger als 100000 Traktoren wieder instand gesetzt 
werden müßten, die Zahl der reparaturbedürftigen Traktoren 
also größer ist als das gesamte Produktionsprogramm für 1932 
(S2 000), nichts bemerkenswertes. Die Frage der Einfuhrbeschrän- 
kung in bezug auf Maschinen u. dgl. wird nachher in anderem 
Zusammenhange besprochen. 

Der ZIK hat in der Dezembertagung Finanzen und 
Budget ausführlich erörtert. Es wurde nur das Staatsbudget 
für 1932 bestätigt, nicht dagegen der einheitliche Finanzplan, 
wie das im vorigen Jahre der Fall war. Darüber wurde ledig- 
lich mitgeteilt, daß die Investierungen im „sozialisierten Sektor“ 
der Volkswirtschaft 1932 21,1 Milliarden Rubel betragen sollen, 
— die gleiche Zahl wie 1931, so daß die tatsächlichen Investie- 
rungen dieses Jahres hinter dem Plan zurückblieben. Überhaupt 
sind die Hoffnungen, die seinerzeit auf den Finanzplan gesetzt 
wurden, nicht recht in Erfüllung gegangen: „Die Erfahrungen 
des Jahres 1931“, erklärte der Finanzkommissar Grinko, „haben 
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gezeigt, daß die Durchführung des einheitlichen Finanzplanes 
eine strenge Trennung zwischen den Budgetmitteln, den Staats- 
bankkrediten und den Eigenmitteln der Wirtschaftsorgane 
erschwert und oft der Einbürgerung einer wirklichen Verant- 
wortung der Wirtschaftsorgane für die ihnen anvertrauten eige- 
nen und fremden Mittel im Wege steht.“ Unter diesem Druck 
geht also die Entwicklung in der anderen Richtung, als man 
Be hatte, nämlich nicht in der Verschmelzung von Staats- 
udget und Finanzplan. 


Das Volkseinkommen in der Sowjetunion ist für 1932 
auf 49,2 Milliarden bestimmt worden. Der Anschlag im letzten 
Jahre ging auch auf 49 Milliarden, die Entwicklung blieb aber 
um über 14 dahinter zurück. Der sozialistische Sektor am ganzen 
Volkseinkommen 1932 soll 91 % betragen. 


Das Staatsbudget wurde für 1932 auf 27,5 Milliarden 
festgesetzt, um 1% höher als im Jahre vorher, die Staatseinnah- 
men auf 27543 Millionen, die Staatsausgaben auf 27042 Milli- 
onen. Die Lasten der Bevölkerung sind also außerordentlich 
hoch und für 1932 muff eine stärkere Besteuerung der Kollek- 
tive vorgenommen werden. Von den Ausgaben geht der gröftte 
Teil auf die Sowjetwirtschaft, nämlich 20 Milliarden. davon 
8 auf die Industrie, 3,4 auf die Landwirtschaft, 2,8 auf Binnen- 
handel und Lebensmittelindustrie, 214 auf das Eisenbahnwesen, 
auf kulturelle Zwecke 112 Milliarden, auf Rüstungsausgaben 11⁄4, 
wozu noch 1 Milliarde an allgemeinen Verwaltungsausgaben 
kommt, die die „speziellen Truppenteile“, also wohl vor allem 
die GPU umfassen. An die lokalen Budgets werden 1% Milli- 
arden Rubel überwiesen und 4 Milliarde Rubel wird für eine 


Reserve in Aussicht genommen. 


Außenhandel: Die gleichen Züge setzen sich fort wie 
im letzten Bericht: die Schrumpfung des Außenhandelsumsatzes 
durch Rückgang des Exports und die Passivität der Handels- 
bilanz: mit 212,4 Millionen in den ersten neun Monaten 1931 gegen 
81,5 im gleichen Zeitraum des Vorjahres. Da die Zahlen von 
grundlegender Wichtigkeit sind, seien sie hier für die ersten neun 
Monate 1931 mitgeteilt (in Millionen Rubel): 


9 Monate 1931 9Monate 1930 Abnahme in % 


Ausfuhr. . . . . . 593,2 739,7 19,8 
Einfuhr. . . . . . 805.6 821.1 1,8 
Gesamtbetrag . . . 1398,8 1560,8 10,3 
Handelsbilanz . . .— 212,4 — 81,5 


(„Ostexpreß.‘') 


Das ist die Situation am Ende des „entscheidenden“ Jahres im 
Fünfjahrplan, und von ihr hatten die wichtigen Verhandlungen 
im Dezember und Januar auszugehen. 
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b) Innere Politik. 


Die großen Sitzungen der ZIKs standen unter dem Zeichen 
der Neuorganisation der Industrieverwaltun 
und (wenn auch noch nicht in bestimmten Beschlüssen auslaufend 
der EinschränkungderEinfuhr, also eines im höchsten 
Grade wichtigen Moments. 

Der ZIK der Sowjetunion tagte vom 22.—28. Dezember 
wie immer im Andreassaal des Kreml, und zwar unter Vorsitz des 
Präsidenten des ukrainischen ZIK, Petrowski. Die Tagung war 
fast ausschließlich wirtschaftlichen, etwas kulturpolitischen er 
gewidmet. Politische Fragen des Innern wurden nicht berührt, 
nach außen die Friedensliebe der Sowjetunion betont. Das 
Parteipolitische kommt im Januar zu Wort mit der großen Par- 
teikonferenz am 50. Januar, über die erst im nächsten Heft be- 
en werden kann, und den lokalen Vorbereitungen im Lande 

arauf. 


Der ZIK blieb, wie nicht anders zu erwarten war, bei der 
Durchführung des Fünfjahrplansin vier Jahren; das 
Kalenderjahr 1932 ist also SchluRjahr der „Pjatiletka“. Halt 
man daran fest, so muß der Hauptnachdruck nach wie vor auf 
der Schwerindustrie liegen, die immer die größte Sorge 
macht, am stärksten hinter dem Produktionsplan zuriickbleibt. 
Daneben soll mehr an die Massenbedarfsartikel gedacht werden, 
also die Arbeit der allzusehr in den Hintergrund geschobenen 
leichten Industrie. Die bekannten Probleme der Selbstkosten- 
senkung, Qualitätssteigerung, Lohndifferenzierung, landwirt- 
schaftlichen Kollektivierung, Traktorenstationen usw. kamen wie 
üblich zum Wort. 

Die sogenannien Kontrollziffern, also die Zahlen, die 
auf den einzelnen Gebieten der Wirtschaft im Plan erreicht wer- 
den sollen, wurden endgültig festgesetzt; diesem sehr ausführ- 
lichen Beschluß des ZIK fügte sich dann der schon mitgeteilte 
über das Staatsbudget an. Die grofte Linie ist im folgenden 
Absatz des ZIK-Beschlusses vom 25. Dezember gezogen: 


„Der Plan des wirtschaftlichen Aufbaues im Jahre 1952 bestimmt die 
Konzentration der Anstrengungen der Arbeiterklasse auf die Lösung der 
grundlegenden Wirtschaftsaufgaben, auf die Hebung der Metallurgie, der 
Brennstoffgewinnung, des Maschinenbaues und des Verkehrswesens. Da- 
bei ist eine Entwicklung der gesamten grundlegenden Bauarbeiten not- 
wendig, die eine beschleunigte Inbetriebsetzung der begonnenen wichtigsten 
Bauwerke und im Jahre 1952 die Aufnahme der Arbeit durch eine möglichst 
große Zahl neuer Unternehmungen gewährleistet. Zur Sicherstellung der 
Ausführung des gegenwärtigen Wirtschaftsplanes sind die rechtzeitige 
Durchführung der Vertragskampagne und strengste Disziplin in der Er- 
füllung der Verträge zwischen den Wirtschaftsorganen notwendig.“ 


Die Kräfte müssen dafür auf das äußerste angespannt wer- 
den, sehen doch die Kontrollziffern für 1932 eine Steigerung 
der industriellen Produktion gegen 1931 um nicht weniger als 
36 % vor! Dabei ist die Bruttoproduktion von 1931 gegen 1930 
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nur um etwa 20% gestiegen! Aber was hilft es: man ist auf 
einem Wege, von dem es ein Zurück nicht mehr gibt! 

Zur Erreichung des Zieles wurde wieder eine umfassende 
Neuorganisation beschlossen, und zwar in der Richtung 
der Dezentralisation, indem der Oberste Volkswirtschaftsrat in 
mehrere Einzelkommissariate: für die Schwerindustrie, für die 
verarbeitende Industrie, für Forstwirtschaft und Holzindustrie 
aufgelöst wurde. Dazu schrieben die ,,I[swestija (5. Januar): 

„Diese große und bedeutsame organisatorische Reform setzt einer- 
seits die Kette der ihr vorhergehenden organisatorischen Umgestaltungen 
fort. Andererseits schafft sie wesentliche Voraussetzungen für die Ver- 
wirklichung der dringendsten Forderungen der Periode des sozialistischen 
Aufbaus. 

In den letzten Jahren wurden bereits folgende organisatorische Maß- 
nahmen getroffen: 

1. Abtrennung der Nahrungsmittelindustrie vom Obersten Volks- 
wirtschaftsrat und deren Unterstellung unter das Volkskommissariat für 
Versorgungswesen, 

2. Gleichzeitig hiermit Aufteilung des Volkskommissariats für Außen- 
und Innenhandel ın das Volkskommissariat für Versorgungswesen und in 
das Volkskommissariat für Außenhandel. 

3. Abtrennung des gesamten Wasserverkehrswesens vom Volkskom- 
missariat für Verkehrswesen unter Bildung eines besonderen Volks- 
kommissariats für Wasserwirtschaft. 

4. Abtrennung des schienenlosen Landverkehrs vom Volkskommis- 
sariat für Verkehrswesen und Bildung einer besonderen Zentralverwal- 
tung für Wegeverkehrswesen. 

5. Bildung einer besonderen Verwaltung für den zivilen Luftverkehr 
beim Rat für Arbeit und Verteidiruir 

In diesen Maßnahmen trat der Kurs auf die Aufteilung und Speziali- 
sierung der höchsten Organe der Wirtschaftsverwaltung hervor. Parallel 
hiermit erfolgte die Aufteilung und Spezialisierung der Zwischenglieder, 
der Vereinigungen und Trusts. Dieser Prozeß fand auch seinen Ausdruck 
in der Umbildung der Gewerkschaftsorganisationen in der gleichen Ridi- 
tung.“ 


g. 

So wird die Absicht im ganzen deutlich. Man geht von der 
ungeheuren Einheitsbehörde, dem Obersten Volkswirtschaftsrat, 
in dem alles zentralisiert war, was mit Industriepolitik zu tun 
hatte, ab. Man schafft dafür Einzelbehörden, man will mehr an 
die Fabrik, an die Stätte, wo wirklich gearbeitet wird, heran- 
kommen, und will außerdem, wie die Bildung des Volkskom- 
missariats für verarbeitende Industrie zeigt, die schon erwähnte 
Mehrproduktion von absolut notwendigen Massenbedarfsartikeln 
erzielen. Die Leitung dieses Volkskommissariats erhielt der 
bisherige stellvertretende Außenhandelskommissar und Leiter 
der Berliner Handelsvertretung, Ljubimow. Dessen Nachfolger 
in Berlin wurde der stellvertretende Außenhandelskommissar 
Weizer. Das Kommissariat für Forstwirtschaft und Holzindustrie 
übernahm Lobow und das der Schwerindustrie der bisherige 
Chef des Obersten Volkswirtschaftsrates, Stalins vertrauter Mit- 
arbeiter. Ordshonokidse. Diese Behörden sind reine Bundes- 
behörden. in den einzelnen Bundesrepubliken werden nicht die 
entsprechenden Kommissariate gebildet, mit Ausnahme des Kom- 
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missariats für die Leichtindustrie. In ein solches wird nämlich 
überall der Oberste Volkswirtschaftsrat jeder Bundesrepublik 
umgewandelt. 

Wichtiger noch als diese Organisationsmaßnahmen im Sinne 
ausgesprochener Dezentralisation ist die Erörterung über die 
Einschränkung der Einfuhr, besonders natürlich, weil 
das der wichtigste und entscheidendste Teil der Einfuhr ist, der 
Maschineneinfuhr. Es ist noch eine Erörterung, aber von großer 
Lebhaftigkeit, die namentlich im Organ des Obersten Volks- 
wirtschaftsrates „Sa Industrialisaziju“ geführt wird und der sich 
auch Ordshonokidse nachdrücklich widmet. Mit der üblichen 
Energie wird gleich alles auf die Spitze getrieben, die Ein- 
schränkung der Einfuhr als ein nationales Werk bezeichnet, so 
daß es aussieht, als sei eigentlich nur aus Nachlässigkeit oder 
ähnlichen Motiven Rußland noch nicht ganz unabhängig von der 
Einfuhr namentlich in Maschinen. Man fordert von dem Jahre 
1932, das nun in der charakterisierten Steigerung den Fünf- 
jahrplan abschließen soll, zugleich „einen grundlegenden Um- 
shwung“ in der Richtung, daß die Sowjetunion unabhängig 
werde vom Import: wichtigste Aufgabe der Sow jetindustrie für 
1932 ist „maximale Einschränkung der Einfuhr‘, besonders in 
Maschinen und Meschinenersatzteilen. Mit der Popularisierung 
der Bemühungen in üblicher Weise (bis zur Ankündigung einer 
„Ehrenliste der Kämpfer um die Befreiung vom Import‘) soll 
verschleiert werden, daß der Fünfjahrplan durch die Weltwirt- 
schaftskrise in der an dieser Stelle oft behandelten großen Ge- 
fahr ist, und soll ebenso der Blick dafür getrübt werden, daß 
eine derartige Einschränkung der Einfuhr von Produktions- 
mitteln nichts anderes bedeutet als — eine Einschränkung, eine 
Dämpfung des TemposderIndustrialisierung. Denn 
die Sowjetunion kann ja gar nicht von heute auf morgen im 
laufenden Jahre durch eigene Produktion einen Import an Pro- 
duktionsmitteln ersetzen, zu deren Herstellung sie bisher nicht 
fähig war und die sie im Fünfjahrplan deshalb auch gar nicht in 
das Auge poan hatte. Damit ist ein Prozeß von großer Bedeu- 
tung mindestens angekündigt, der sehr genau weiter verfolgt 
werden muß. 

Innenpolitische Fragen auf dem Kongre gab es 
nicht. Dagegen erörterten in Vorbereitung der Parteikonferenzen 
die Zeitungen wieder die Frage einer O p position, die diesmal 
besonders bei den „Literaten“ gesucht wird. Der Maßregelung 
des Herausgebers der Zeitschrift „Marxist“, Jaroslawskij, folgte 
der Ausschluß des Professors in Minsk, Jugow, aus der Partei. 
Dieser war im „Institut der roten Professur“ ausgebildet und 
wird jetzt als Professor der Geschichte des „Trotzkismus“ be- 
schuldigt. Überhaupt scheint das „Institut der roten Professur“ 
als eine besondere Stätte dieser Opposition und Irrlehre zu 
gelten. Daneben ist auch als ähnlicher Oppositionsherd das 
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„Institut der Redakteure des Staatsverlages der Sowjetunion“ 
zur Verantwortung gezogen worden oder ist davon De 

Weiter hinein in diese Schwierigkeiten ist nicht zu sehen; 
was wir in ausländischen Zeitungen über Kämpfe zwischen 
Stalin und Molotow fanden, ist nicht fundiert genug. (Stalin hat 
wieder zwei Biographen gefunden: den Amerikaner J. Don 
Levine |deutsch: „Stalin, pa Mann von Stahl“, im Avalun- 
Verlag] und Dmitrijewski |russisch: Stalin, Verlag Strela, ge- 
druckt in Berlin]*).) Man weiß ja auch nicht, ob die ganze Erörte- 
rung nicht mit Absicht in Gang gebracht wird, um die nötige 
Stimmung für die 17. Plone zu machen, die am 30. je 
nuar beginnt und im nächsten Heft zu besprechen ist. Dafür 
wurden bereits die Thesen zum neuen Fiintjahrplan veröfent- 
licht, die das Politbüro angenommen hat und die von der Partei- 
konferenz zu beschließen sind. Sie nehmen für den neuen Plan 
den völlig klassenlosen sozialistischen Aufbau mit völliger wirt- 
schaftlicher Unabhängigkeit der Sowjetunion vom Ausland und 
einer doppelt und dreifach besseren Versorgung der Bevölke- 
rung mit Gebrauchsartikeln und Lebensmitteln in Aussicht. In 
einer Vorkonferenz in Moskau teilte der Sekretär des Zentral- 
komitees der Partei, Postyschew, mit, daß die Partei im 
letzten Jahre sich stark vermehrt habe und jetzt 2 600 000 voll- 
berechtigte Mitglieder und „Kandidaten“ zähle. 


c) Kulturpolitik. 

Im Januar trat in Leningrad eine Konferenz zusammen, die 
für die Völkerschaften der nördlichsten Gebiete ‘der Sowjetunion 
ein Alphabet ausarbeiten sollte. Wie weit die Ersetzung 
der nationalen Alphabete durch das lateinische schon gediehen 
ist, wurde gelegentlich der Tagung des ZIK demonstriert, indem 
offizielle Artikel über Turkmenistan und Tatarstan außer in der 
russischen Übersetzung im Original, aber mit etwas zurecht- 
gemachten lateinischen Alphabeten veröffentlicht wurden. 

Dem ZIK der RSFSR lag ein interessanter Bericht über die 
Nationalitätenpolitik mit besonderem Hinweis auf das nationale 
Proletariat vor, das in 16 autonomen Sowjetrepubliken und Ge- 
bieten innerhalb der RSFSR an Industriearbeitern von 68 000 auf 
122 000 gestiegen ist. Auch dieser Bericht ließ wieder erkennen, 
daß die Sowjetbeamten noch vielfach die einzelnen Nationali- 
täten nicht nur nicht fördern, sondern geradezu russifizierend 
vorgehen. 

Im Sommer wird auf dem Berge Athos eine Weltkonferenz 
der griechisch-orthodoxen Kirchen zur Vorbereitung eines W elt- 
konzils zusammentreten. Man erwartet, daß auch die Geist- 
lichkeit Sowjetruflands dabei vertreten sein wird. Diese war 
bei der letzten Konferenz im Januar 1930 nicht anwesend, es ist 
auch nicht wahrscheinlich, daß die Regierung diese Beteiligung 
gestatten wird. 

*) Vgl. auch „Osteuropa“, 7. Jahrgang Nr. 3, S. 183. 
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d) Außenpolitik. 


In der Neujahrsbetrachtung der ‚„Iswestija“ wurde die 
kapitalistische Krise mit besonderer Genugtuung dar- 


elegt: 

i EN i heutige Krise unterscheidet sich von allen früheren Erschei- 
nungen dieser Art nicht nur durch ihre ungeheuren Ausmaße, sondern 

‘ auch dadurch, daß sie vor dem Hintergrunde einer allgemeinen Krise des 
Kapitalismus sich abspielt, während ihr die Errichtung des Fundaments 
des Sozialismus in einem großen Lande gegenübersteht. Dieses Land hat 
bewiesen, daß es einen Ausweg für die Menschheit gibt, daR ein Mittel für 
die Überwindung der Krise vorhanden ist, ebenso ein Mittel zur Entbin- 
dung aller produktiven Kräfte im Interesse der werktätigen Massen. Von 
diesen Hilfsmitteln, die der Sowjetstaat zur WERL nn bringt, will aber 
das kapitalistische Bürgertum nichts wissen, und so bleibt der bürgerlichen 
Presse nichts übrig als die Vernebelung der wirklichen Tatsachen.“ 


Vor dem ZIK hat Molotow im Rahmen seines großen Be- 
rihtes über den Fünfjahrplan über die auswärtige 
Politik ausgeführt: 


„Mit den Staaten, mit denen die UdSSR. auch früher normale oder 
freundscaftlihe Beziehungen unterhielt, sind diese Beziehungen auch 
gegenwärtig voll bestehen geblieben. Die Sowjetregierung unterläßt 
nichts, um auch weiterhin diese Beziehungen auf der Grundlage der 
festen Prinzipien der Sowjetpolitik zu stärken. Bei den Staaten, im Ver- 
haltnis zu denen wir unsere Beziehungen als nicht genügend zufrieden- 
stellend betrachteten, hat die Regierung der UdSSR. sich bemüht, eine 
Verbesserung der gegenseitigen Beziehungen zu sichern. Dies entspricht 
ar ale der unveränderlih durch die Sowjetmacht durchgeführten 

olitik. 

Im Einklang mit dieser Politik, mit der Politik des konsequenten 
Schutzes des allgemeinen Friedens ist die UdSSR. in Verhandlungen mit 
Polen über einen Nichtangriffspakt eingetreten. Diese Verhandlungen 
setzen sich noch fort. Unser Bestreben ist, sie günstig zu beendigen. In 
jedem Falle wurde alles, was von der UdSSR. abhängt, in dieser Beziehung 
unternommen und geschieht weiter. 

In der letzten Zeit wurde uns der Vorschlag eines Nichtangriffspaktes 
von seiten Rumäniens, Finnlands und Estlands gemacht. Wir sind der Auf- 
fassung, daß der Abschluß von Nichtangriffspakten mit diesen wie 
auch mit anderen und besonders mit der UdSSR. benachbarten Ländern 
voll der Friedenspolitik der Sowjetmacht und den Interessen der Sicherung 
des allgemeinen Friedens entspricht. Wie auch früher, sind wir bestrebt, 
die Frage des Abschlusses solcher Nichtangriffspakte im Sinne ihrer prak- 
tischen Verwirklichung zu stellen. 

Eine für unsere äußere Lage sehr wichtige Frage ist schließlich in 
den Ereignissen der Mandschurei gegeben. Es ist bekannt, daß der 
Völkerbund bemüht war, sich in diese Vorgänge einzumischen, doch hat sich 
diese Einmischung in keiner Weise in einer Beseitigung der gegenwärtigen 
Okkupation der Mandschurei oder in einer Einstellung der Kriegshand- 
lungen ausgedrückt. 

Die Arbeiter und werktätigen Massen des Dorfes der Sowjetunion 
sind mit ihren Angelegenheiten beschäftigt. Sie sind in Anspruch ge- 
nommen durch die Aufgaben der Hebung der Wirtschaft, durch die Auf- 
gaben der Verbesserung des Lebens. Dasselbe wünschen sie den Arbeitern 
anderer Länder. Aber die Ereignisse des internationalen Lebens erfor- 
dern von uns verstärkte Wachsamkeit. Und wir unterstreichen erneut 
unser Grundprinzip: fremde Erde brauchen wir nicht, aber wir treten an 
niemanden einen Fußbreit unserer Erde ab. 

Es nähert sich die Tagung der Abrüstungskonferenz. Es liegt 
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nur ein Vorschlag vor, der auf eine wirkliche El uns gerichtet ist: es 
handelt sich um den von der UdSSR. eingebrachten Vorschlag. Dieser 
Vorschlag bezieht sich auf die volle faktische Abrüstung aller Länder. Die 
UdSSR. bleibt dabei, daß dies der einzige Vorschlag ist, der den Interessen 
der Abrüstung und des allgemeinen F riedens entspricht. Als Minimum 
hat die UdSSR. vorgeschlagen, im Laufe des nächsten Jahres die Rüstungen 
mindestens um die Hälfte zu kürzen. Aber auch dieser Vorschlag wird 
von den imperialistishen Mächten abgelehnt. Demgegenüber bleibt die 
Sowjetregierung bei dem Standpunkt, daß nur ein Abrüstungsprogramm 
gleichzeitig das Programm des Friedens ist, nämlich das Programm der 
völligen Abrüstung, wie es durch die UdSSR. in Vorschlag gebradt 
worden ist.“ 

Die Affäre Wanek, der angebliche Versuch eines tschechi- 
schen Diplomaten, den japanischen Botschafter in Moskau er- 
morden zu lassen, rechtfertigt keine ausführliche Behandlung. 
höchstens als Beweis der Nervosität und Aufmerksamkeit, mit 
der der mandschurische Konflikt behandelt wird. 

Sehr scharf wurde das Gerücht dementiert, daß eine Teil- 
strecke der ostchinesischen Bahn an Japan käuflich abgetreten 
werden solle, sehr aufmerksam der japanisch-amerikanische 
Gegensatz besprochen. Die Nachricht, dali Japan auf Charbin 
marschiere, ist noch nicht bestatigt. Mit ihr steht in merk- 
en Gegensatz die Anregung Litwinows an Japan, 
einen Nichtangriffspakt mit Rußland zu schließen. In 
Tokio hat man offenbar auf diesen Vorschlag die kalte Schulter 
gezeigt. | 

= Rücktritt Briands schrieben die „Iswestija“ (12. Ja- 
nuar): 

„Die ganze sogenannte Ara Briand ist nur eine Mythe. Der Nad- 
kriegskapitalismus ist noch weniger als der Kapitalismus der Vorkriegszeit 
fähig, Politiker hervorzubringen, die eine Ära oder eine Epoche verkör- 
pern. Alle sogenannten groften Politiker des Nachkriegskapitalismus be- 
wegen sich immer nur in den Zickzackspriingen eines fiebernden Gesell- 
schaftskörpers, der keinen Ausweg mehr findet.“ 


Die Verhandlungen zwishen Deutschland und Sow- 
jetrußland de am 22. Dezember mit einem Protokoll 
abgeschlossen, nach dem greifbare Ergebnisse nicht erzielt wor- 
den sind. Die Schwierigkeiten, den russischen Import nach 
Deutschland zu steigern, sind unverändert geblieben und was 
demgegenüber on werden kann, kann auch beim besten 
Willen nicht mehr als Zwischenhilfe sein. Was die Sowjetunion 
von der deutshen Ausfuhr aufgenommen hat, ist aber nicht 
gering. In den ersten neun Monaten 1931 waren das vom ge- 


samten deutschen Export: Prozent 
Fertigwarenausfuhr . . . . 2.2.2.0. 112 
Eisenausfuhr. . 2. 2 2 2 2 222. 23,2 
Maschinenausfuhr . ........ . 33,2 
Dampfgasturbinen ........ . 92,9 
Exhaustoren Bo Hee Bs ot ae ah Re SR ey. mar 00, 
- Bagger und Rammen....... . 641 
Sortiermaschinen für Kohle und Erz. . . 71,9 
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Gegen Jahresende trat auch der Zentralrat der Profin- 
tern zusammen, der sich besonders mit neuen Richtlinien, 
namentlich für die deutsche Kommunistische Partei, beschäftigte. 
Die deutsche RGO zählt 307 000 Mitglieder gegen 106 000 vor 
einem Jahr und 4000 Betriebszellen gegenüber 48 im Vorjahre. 
Trotzdem wurde die RGO Deutschlands hart getadelt und wur- 
den ihr neue Richtlinien vorgezeichnet zur Zersetzungsarbeit 
in den freien Gewerkschaften. Die „Prawda“ (23. Dezember) 
faßte die Aufgabe der KPD so zusammen: 


„Die Kommunistische Partei Deutschlands nimmt in der internatio- 
nalen Arbeiterbewegung den verantwortungsvollsten Posten ein. Der 
Vorstoß des Faschismus in Deutschland läßt erkennen, daß das Bürgertum 
auf der Suche nach einem Ausweg aus der Krise die allergewagtesten 
Pläne schmiedet, und das in einem Lande, welches 15 Millionen Industrie- 
arbeiter zählt. Die Kommunistische Partei Deutschlands weiß, daß eine 

roße und schwere Arbeit vor ihr liegt, nämlich die Mobilisierung der 
assen und die Organisierung des Kampfes. Sie weiß, daß revolutionäre 
Armeen nicht fertig dastehen, sondern im Kampf selbst erst formiert 
werden. Die Partei führt einen schonungslosen Kampf gegen eine halb 
sozialdemokratische Einstellung, welche die Situation nicht erkennt und 
nur zu geneigt ist, sich mit bloßen Resolutionen zu begnügen, was im ge- 
gebenen Augenblick die größte Gefahr bedeutet. Die Partei kämpft 
aber auch ebenso schonungslos gegen anarchistishe und terroristische 
Stimmungen, welche die revolutionäre Mobilisierung der Massen für wirk- 
lih ernste Kämpfe nur stören können.“ 


e) Die Paktverhandlungen. 


Dieses Kapitel hat mit Recht die europäische Presse sehr be- 
shäftigt, wenn auch weder ein Abschluß erreicht, noch der 
innere Zusammenhang ganz klargestellt worden ist. 

Fest steht, daß am 24. August zwischen Berthelot und 
Dowgalewski der französisch-russische Nicht- 
angriffspakt paraphiert worden ist und ein Schlichtungs- 
verfahren in Aussicht nimmt, um die friedliche Beilegung jeden 
Konfliktes zwischen beiden Parteien zu gewährleisten. Daran 
hat sich geknüpft die russische Initiative gegenüber Polen, 
über die schon im Januarheft (S. 229) berichtet worden ist. In 
seiner Rede vor dem ZIK hat Molotow sehr bestimmt die Haltung 
Ruflands zu den Paktverhandlungen bezeichnet, wobei er vom 
Vorschlag solcher Verhandlungen von seiten Rumäniens, Finn- 
lands und Estlands sprach. Diese Verhandlungen gehen stark 
hin und her, werden auf russischer Seite vornehmlich in Riga 
durch Stomonjakow geführt. Den Kern davon stellen die 
russisch-rumänischen Verhandlungen dar, mit der be- 
kannten Schwierigkeit in bezug auf Beffarabien, weil Rumänien 
die Bestimmung des Gebietes, für das der Vertrag gelte, verlangt 
und Rußland das nicht als nötig erklärt. Der rumänische Außen- 
minister, Fürst Ghika, hat in Warschau selbst das Terrain son- 
diert. Kurz: ein lebhaftes Verhandeln hin und her ist in Gang, 
bei dem Rußland eine starke Initiative zeigt, aber auch die 
Gegenseite es an Bereitschaft nicht fehlen läßt. 
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Von diesem umfassenden Paktgebäude: Moskau—Paris, Mos- 
kau— Warschau, Moskau—Randstaaten war bei Abschluß des Be- 
richtes nur ein Vertrag fertig: am 21. Januar wurde in Helsing- 
fors der Nichtangriffspakt zwischen Finnland und Sowjet- 
rußland unterzeichnet. Er gilt für drei Jahre und läuft bei 
Nichtkündigung zwei Jahre weiter. In ihm verpflichten sich die 
Vertragschließenden, sich jedes Angriffs, worunter auch jede gegen 
die Unversehrtheit des Gebietes und die Unverletzlichkeit der 
politischen Unabhängigkeit gerichtete Gewalthandlung verstan- 
den wird, zu enthalten, und an keinem Vertrag teilzunehmen. 
der sich gegen den anderen Teil richtet. Wird ein Teil von 
dritter Seite angegriffen, so verpflichtet sich der andere Teil zur 
Neutralität. Greift ein Teil einen dritten an, so kann der andere 
den Vertrag ohne Frist kündigen. Die Vertragschließenden ver- 
pflichten sich, die zwischen ihnen entstehenden Streitigkeiten 
einem Schlichtungsverfahren zu unierbreiten, das durch ein dem- 
nächst abzuschließendes und einen Bestandteil des Pakts bilden- 
des Zusatzabkommen geregelt werden wird. Mit den anderen 
Staaten gehen die edlen noch weiter. 

Das Blatt der Roten Armee, „Krasnaja Swjesda“, hat (13. Ja- 
nuar) den russischen Standpunkt namentlich zur Frage 
einer Garantie der Grenzen, eines Anschlusses an das 
Versailler System also, so bezeichnet: 

„Die Sowjetunion hat niemals die Garantie für Grenzen auf sich 
genommen, die das Ergebnis imperialistischer Verträge sind, und sie wird 
es auch künftig nicht tun. Die Sowjetunion schliefit Nichtangriffspakte, 
führt Verhandlungen über solche und ist bereit, Pakte dieser Art mit allen 
Staaten abzuschließen, weil sie nicht die Lösung irgendwelcher Streitfragen 


durch Waffengewalt plant, weil sie eine Politik des Friedens führt und 
nicht eine Politik des Krieges.“ 


Das ist klar, erklärt aber noch nicht ganz die Initiative und 
Energie, mit der Rußland diese Paktverhandlungen jetzt be- 
treibt. Es denkt ja im Grund niemand von diesen Oststaaten 
daran, den anderen anzugreifen und man hat im Kelloggpakt und 
im sogenannten Litwinowpakt schon alles festgelegt, auch unter 
Teilnahme von Rumänien damals, was für einen solchen Nicht- 
angriffspakt notwendig ist. Die Erweiterung um ein Schlich- 
tungsverfahren, dessen einzelne Züge auch noch nicht feststehen, 
mit dem Rußland aber ganz sicherlich nicht in das System der 
Schiedsgerichtsbarkeit von heute einzutreten gewillt ist, ist doch 
auch keine besondere wesentliche Neuerung. Der russische Ge- 
dankengang ist wohl der: die Friedensliebe noch einmal unbe- 
dingt zu demonstrieren, in der nicht sehr aussichtsreichen Hoff- 
nung, damit französısches Entgegenkommen pekuniär zu er- 
reichen, in der Absicht, auf der Kbrustungekonferenz eine wichtige 
und wirksame Position zu haben, in der Absicht, vor etwaigen 
kriegerischen Überraschungen aus dem Mandschureikonflikt ge- 
sichert zu sein, und dann in dem Gefühl, daR, wenn das kapi- 
talistische System die heutige Krise überwände und geneigt 
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wäre, aus sich heraus dann zum Angriff gegen Rußland in der 
„Antisowjetfront‘“ zu schreiten, das erschwert würde, wenn ein 
solches System von Nichtangriffspakten vorläge. Daher ja auch 
das Bestreben, dieses System mit Japan abzuschließen. 

Darüber hinaus möchten wir diese Paktverhandlungen, auch 
wenn sie ganz zum Abschluß kommen, nicht überschätzen. Was 
soll das heißen, daß Frankreich durch einen Nichtangriffspakt mit 
Rußland im Osten freie Hand bekäme? Wobei übrigens anzu- 
merken ist, daß, wie behauptet wird, die französische Ceneralität 
gegen einen solchen Vertrag Einspruch erhebt und mindestens 
zwei Drittel der Kammer gegen jegliches Paktieren mit Rußland 
überhaupt sind. 

Stalin hat in einem Interview, zu dem er sich sehr selten 
entschließt, ausdrücklich festgestellt, daß ein russisch-polnischer 
Nichtangriffspakt keine Spitze gegen Deutschland 
habe, die polnischen Grenzen ebensowenig garantiere, wie etwa 
die heutige litauische Grenze gegen Wilna. Das ist durchaus 
richtig. Und in der deutschen Gesamtauffassung von der Stellung 
Ruflands in Europa hat es immer gelegen, daß Rußland in 
den Gesamtbereich der europäischen Interessengemeinschaft ein- 
gegliedert werden müsse. Die Wirtschaftsbeziehungen stehen 
auf einem ganz anderen Blatt und werden auch durch die besten 
und engsten politischen Vertragsbeziehungen nicht aus der Not- 
wendigkeit befreit, nur nach den wirtschaftlichen Möglichkeiten 
beurteilt zu werden. Diese aber sind überall, nicht nur bei 
Deutschland, sondern auch bei Frankreich und anderen Ländern 
im Augenblick gering, von Polen ganz zu schweigen. 


2. Polen. 


a) Volkszählung. 


Die ersten Ergebnisse der Volkszählung vom 9. Dezember 
(s. Januarheft S. 250 f.) sind bekanntgegeben worden. Danach 
zählt die Zivilbevölkerung Polens 31 927 773 Menschen; mit dem 
Militär wird Polen 32,2 Millionen Einwohner haben. 1921 hatte 
es 26858192. Der Bevölkerungszuwadhs ist am stärksten im 
Osten (34,2 %), in Kongrefßpolen 19,3, im früheren Galizien 13,7 
und in Posen und Pommerellen 11,7 %. Die Stadt Gdingen, der 
man schon eine Bevölkerung von 50000 zuschrieb, weist nur 
30 210 auf, gegen 3164 im Jahre 1921. 


b) Wirtschaftslage. 


Wiederum ist auf die Agrarkrise hinzuweisen, die 
Polen auf das schwerste erschüttert, und auf Maßnahmen im 
Kampf mit der landwirtschaftlichen Verschuldung. Ein Kampf, 
der um so schwerer ist, als Auslandsanleihen nicht zu erreichen 
sind und die Isolierung der polnischen Wirtschaft immer größere 
Fortschritte macht. 
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Für das ganze Jahr 1931 hat Polen eine Einfuhr von 1466,3 
Millionen und eine Ausfuhr von 1878,5 Millionen Zloty gehabt, 
also eine Aktivität von 412,2 Millionen Zloty. 1930 waren die 
Zahlen 2245,9 Millionen bzw. 2433,2 Millionen, 1929 3110,9 Mil- 
lionen bzw. 2813,4 Millionen Zloty, also eine Passivität von 297,5 
Millionen. Die Einfuhr nach Polen ist danach viel stärker zu- 
rückgegangen als die Ausfuhr aus Polen. Der Staat hat eine für 
ihn erfreuliche aktive Handelsbilanz. Aber der Rückgang 
des Außenhandels im ganzen steht fest mit seinen Wirkungen 
auf die Binnenwirtschaft, in der eben alles auf die Kaufkraft der 
Landwirtschaft ankommt. 


Im besonderen ist die Kohlenausfuhr Polens trotz 
der Krise und der Pfundentwertung stark gestiegen: 1931: 14,55 
gegen 12,8 Millionen Tonnen 1930; die überhaupt höchste Kohlen- 
ausfuhr war 1929, nämlich 14,37 Millionen Tonnen. Auf dem 
Wege der Zollerhöhungen und Einfuhrverbote ist Polen auch im 
Berichtsmonat weitergegangen. i 


c) Innenpolitik. 


Der Verfassungsausschuß des Sejm hat am 14. Januar die 
Arbeit an derVerfassungsreform aufgenommen, er berät 
den Entwurf des Regierungsblocks. Vor der Budgetkommission , 
hat der Innenminister Erklärungen über die ukrainische 
Frage abgegeben, die das Problem nicht fördern. 


Am wichtigsten war das Urteil im Brester Prozeß, ge- 
fällt am 13. Januar. Mit Ausnahme eines einzigen Angeklagten 
wurden alle zu sehr schweren Zuchthausstrafen verurteilt, und 
zwar zu je 21% Jahren Zuchthaus: 1. Abg. Rechtsanwalt Dr. 
Hermann Liebermann, 2. Abg. Norbert Barlicki, 3. Abg. Dr. 
Władysław Kiernik; zu je 3 Jahren Zuchthaus: 4. Abg. Stanislaw 
Dubois, 5. Abg. Adam Ciolkosz, 6. der frühere Abg. Mieczysław 
Mastek, 7. der frühere Abg. Professor Dr. Adam Pragier, 8. der 
frühere Abg. Dr. Josef Putek; zu 2 Jahren Zuchthaus: 9. der 
frühere Abg. Kazimierz Baginski; zu 1% Jahren Zuchthaus: 
10. Abg. Wincenty Witos. Die Urteilsbegründung hat die Ver- 
dienste dieser Angeklagten um die Entstehung des polnischen 
Staates anerkannt, nahm aber den Beweis als erbracht an, dal 
diese Führer des sogenannten Zentrolew illegal gegen Regierung 
und Staat Polen aufgetreten wären. Einer der Richter hat ein 
Separatvotum für Freispruch eingereicht: dieser Mitteilung folgte 
in der „Bromberger Rundschau“ (14. Januar) eine weiße Spalte! 

Der Urteilsspruch ist ohne Zweifel rein politisch gefällt und 
soll die Inhaftierung und Quälerei der Angeklagten in der 
Festung Brest-Litowsk nachträglich rechtfertigen. Er hat trotz 
allem Vorangegangenen überrascht und im Sejm zu einem (aus- 
sichtslosen) Mißtrauensvotum geführt. Er beraubt die Links- 
parteien ihrer Führer. da diese, wenn sie auch nicht im Ge- 
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fängnis sind, bis zur Erledigung der von ihnen eingelegten Re- 
vision keine politische Tätigkeit ausüben können. Die Wir- 
kungen in der Weltöffentlichkeit müssen gegen das Regime Pil- 
sudski schlagen, und auch die schönsten Vorträge, mit denen jetzt 
in Amerika der längere Zeit zurückgetretene Paderewski in Be- 
wegung gesetzt wird, werden nicht die Tatsache wegwischen 
können, daß mit einem solchen Prozeß Polen kein Rechtsstaat ist. 


d) Außenpolitik. 


Polen ist eigentlich ohne rechten Sinn zur Reparationskonferenz 
in Lausanne eingeladen. Wichtiger ist ihm seine Teilnahme an der 
Abrüstungskonferenz. Das Heeresbudget beträgt 850 
Millionen Zloty, ein Drittel des Gesamtbudgets, wozu übrigens 
Ausgaben noch an anderen Stellen des Etats kommen, z. B. für 
das militärisch organisierte Grenzschutzkorps 43 Millionen beim 
Innenministerium. Man weist auf die im Westen und Osten un- 
geschützten Grenzen hin, das Land habe nur an den Karpathen 
eine natürliche Grenze, und keine ausreichenden Grenzbefesti- 
gungen, besonders nicht nach Osten, da das alte Festungssystem 
um Warschau ja in der Mitte des Landes liege. Und von hier ist 
der polnische Standpunkt zur Abrüstung schnell gewonnen: 
Sicherheit bedeutet Garantie des gegenwärtigen Besitzstandes. 
In diese Vorbereitungen sind darum auch vom Warschauer 
Standpunkt aus die Ostpaktverhandlungen einzuordnen, in dem 
bekannten Zusammenhange, der letzten Endes auf das sogenannte 
„Ostlocarno“ für Deutschland, also die endgültige völkerrecht- 
liche Sicherung der polnischen Westgrenze hinausliefe. 


3. Danzig. 


Das Volksbegehren, das die Kommunisten einbrachten 
und Sozialdemokraten und Polen unterstützten, auf Auflösung 
des November 1930 gewählten Volkstages, wurde abgelehnt. 
Dementsprechend muß der Volksentscheid durchgeführt werden, 
der keine Aussichten hat. 

Auf der Ratstagung, die am 25. Januar zusammentrat, stan- 
den drei Danziger Fragen: Gdingen (sowohl der Senat wie 
die polnische Regierung haben gegen die Entscheidung des 
Völkerbundskommissars Berufung eingelegt), das bekannte An- 
legerecht polnischer Kriegsschiffe und die polnische Klage über 
Behandlung der polnischen Minderheiten in Danzig. 

In den ersten zehn Monaten 1931 ist die Einfuhr nach und 
über Danzig mit 224,9 Millionen Zloty um 45%, die Ausfuhr 
mit 398 Millionen Zloty um 24% zurückgegangen. Die Einfuhr 
über Gdingen aber ist in der gleichen Zeit von 76,1 Millionen auf 
90,2 Millionen, die Ausfuhr von 119,2 Millionen auf 227,5 Mil- 
lionen Zloty gestiegen. 
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4. Litauen. 


Am 17. Januar war, wie schon berichtet, Präsidenten- 
wahl auf Grund des neuen Wahlgesetzes vom 25. November, 
das der Partei der Tautininkai die Herrschaft sichert, in dem die 
politischen Rechte nicht kraft Staatszugehörigkeit erworben sind, 
sondern durch besondere Gesetze erst verliehen werden. Die 
Massen der Bevölkerung stehen nach wie vor hinter den drei 
Parteien der Opposition: den christlichen Demokraten, den 
Volkssozialisten und den Sozialdemokraten. Von diesen ist die 
erste die wichtigste, die Partei der katholischen Geistlichkeit. 

i on Januar ist Woldemaras wieder aus dem Ausland zurüc- 
gekehrt. 

Litauen hat einen Minoritätenstreit im Wilnagebiet, 
weil die polnische Regierung zehn litauische Schulen geschlossen 
hat als Gegenzug für die AusschlieRung von polnischen Kindern 
aus der polnischen Minderheitenschule is itauische Behörden. 
Der Prozeß wird in Genf behandelt. 

Die Wirtschaftslage spitzt sich auch hier insofern zu, 
als die Uberproduktion an Schweinen eine grolte Last darstellt 
und der Wert der Ausfuhr immer weiter abnimmt. Der Auften- 
handel betrug für das ganze Jahr 1931 551 Millionen Lit (646,1 in 
1930), die Ausfuhr 273,1 (333,7), die Einfuhr 277,9 (312,4). Die 
Handelsbilanz war so mit 4,8 Millionen Lit passiv, gegen 21,3 Mil- 
lionen Aktivität im Jahre 1930. Der naheliegenden Folgerung, 
wenigstens einmal mit Deutschland die Beziehungen generell 
zu reinigen, soll nun wohl Rechnung getragen werden. 


5. Lettland. 


Am 1. Januar trat ein Gesetz über die Bekämpfung der Ar- 
beitslosigkeit in Kraft, nach dem ein Fonds dafür aus Lohn- 
abzügen der Angestellten gebildet wird. Ferner trat in Kraft 
ein staatliches Zuckermonopol. 

Auch Lettland hat Minderheitenstreitigkeiten 
mit Polen um die polnische Minderheit in Lettgallen und mit der 
deutschen Minderheit, gegen die unter dem Titel der Spar- 
maßnahmen ein unerfreulicher Beschluß’ auf Aufhebung der Schul- 
inspektion und Lehrberechtigungskommissionen der Minder- 
heitenschulverwaltungen gefaßt wurde. 

Außenpolitisch interessiert neben den Paktverhandlungen 
die Frage des Handelsvertrages mit Rußland am 
stärksten, der, auf fünf Jahre abgeschlossen, im November abläuft. 
Er sah Sowjetbestellungen in Höhe von 40 Millionen Lat jährlich 
in Lettland vor. Nach amtlichen lettländischen Angaben wurden 
im Wirtschaftsjahr 1927/28 Sowjetbestellungen für 36,6 Millionen 
Lat erteilt, im Jahre 1928/29 für 32,7 Millionen Lat, im Jahre 
1929/30 für 38,9 Millionen Lat und im Jahre 1930/31 für 32,4 Mil- 
lionen Lat. Nach sowjetamtlichen Angaben waren die Bestel- 
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lungen etwas höher. Die tatsächliche Ausfuhr Lettlands betrug 
seit dem Inkrafttreten des Vertrages (5. November 1927) bis zum 
5. November 1931 120,3 Millionen Lat. Trotz aller Beschwerden 
(UnregelmaRigkeit der Bestellungen, Zahlungsbedingungen 
u. dgl.) ist alles in Lettland darin einig, daf der Vertrag für die 
lettische Industrie von allergrößter Bedeutung ist. Nicht 
weniger als rund 35—40 % der ganzen lettischen Industrieaus- 
fuhr gehen nach Ruflland und infolge des Handelsvertrages ist 
die Handelsbilanz Lettlands mit Rußland für ersteres immer 
aktiv gewesen. 


6. Estland. 


Auch Estland hat eine solche Frage. Sein Papierliefe- 
rungsvertrag mit Rußland lief am 1. Januar ab und konnte 
nicht erneuert werden, so daß die Gefahr einer Stillegung sämt- 
licher Papierfabriken in Estland droht. 

Daneben geht auch hier die Verhandlung um den Nicht- 
angriffspakt. 

Die estländische Regierung hat am 13. Januar das Ab- 
kommen mit den deutschstämmigen Grundbesitzern, die für 
Deutschland agitierten und deren Güter enteignet wurden, be- 
stätigt. Es sieht eine Abfindung von 4 Millionen Kronen für 
die Güter vor und kann nun durchgeführt werden. 


?. Finnland. 


1951 schloß mit einem erheblichen Rückgang des finnländi- 
schen Außenhandels im ganzen ab: Einfuhr 3548 Millionen 
FMk. gegenüber 5248 Millionen 1930, Ausfuhr 4455 Millionen 
gegenüber 5404 Millionen FMk. im Vorjahre. Auch hier ist die 
Einfuhr stärker zurückgegangen als die Ausfuhr. Finnlands 
Handelsbilanz für 1931 schließt mit beinahe 1 Milliarde FMk. 
Ausfuhrüberschuß ab! Niemals hatte Finnland seit dem Kriege 
eine so geringe Einfuhr, die Ausfuhr ist auf den Stand des Jahres 
1922 herabgegangen. 

Das wichtigste innenpolitische Ereignis war am 29. und 
50. Dezember die Volksabstimmung über die Frage der Prohi- 
bition oder genauer gesagt über die drei Fragen: 1. Soll das 
Alkoholverbotsgesetz beibehalten werden? 2. Soll das Gesetz 
geändert und ein Gesetz geschaffen werden, das die ordnungs- 
gemällte und der Besteuerung unterworfene Fabrikation von 
alkoholschwachen Getränken und deren Handel gestattet? 3. Soll 
das Gesetz aufgehoben und ein Gesetz geschaffen werden, das 
die ordnungsgemäße und der Besteuerung unterworfene Fabri- 
kation auch anderer als nur alkoholschwacher Getränke und 
deren Handel gestaitei? Das Ergebnis war: 515 000 Stimmen für 
die Aufhebung, 204000 Stimmen für die Beibehaltung des 
Alkoholverbots und 10000 Stimmen für den Kompromißvor- 
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schlag. Insgesamt haben sih 70,5 v. H. aller abgegebenen 
Stimmen gegen das Alkoholverbot ausgesprochen. 


An dieser Abstimmung ist am bemerkenswertesten, daß die 
Frauenstimmen gegen die Prohibition abgegeben wurden; sie 
hätten allein für das Nein ausgereicht. Ferner, daß die sozial- 
demokratische Parole für Beibehaltung der Prohibition bei den 
Arbeitern nicht befolgt wurde. Überhaupt hat das Ergebnis die 
Parteien überrascht, von denen die beiden großen Parteien der 
Sozialdemokratie und der Agrarier für die Prohibition waren, 
aber von ihren Anhängern im Stich gelassen wurden. Sowohl 
die Arbeiter wie die Bauern haben für Aufhebung gestimmt. 
Die Propaganda für Aufhebung wurde in größtem Stil geführt 
und ließ doch erkennen, welche schweren Nachteile das vor 
12 Jahren eingeführte Alkoholverbot mit sich gebracht hat, in der 
Steigerung der Krıminalität, der Geisteskrankheiten, vor allem 
aber (genau wie in Amerika) in der Schädigung des gesetzlichen 
Sinnes, weil der Schmuggel nicht zu unterdrücken war. Von den 
drei Millionen Menschen in Finnland haben nicht weniger als 
100 000, jeder 30., vom Alkoholschmuggel gelebt! 


Die Lage ist nun die, daß ein neues Gesetz von der Regie- 
rung vorgelegt wurde, nach dem der ganze Alkoholvertrieb 
Staatsmonopol wird (man rechnet auf 2—300 Millionen FMk. 
Steuereinnahme für den Staat aus dem Alkoholmonopol) und daß 
das Gesetz einschränkende Maßnahmen in bezug auf den Ver- 
kauf alkoholischer Getränke vorsieht. Eine außerordentliche 
Sezession des Reichstages wurde zum 19. Januar dafür ein- 
berufen und sollte in 10 Tagen diese neue Alkoholgesetzgebung 
annehmen, mit der Finnland aus einer schädlichen und korrum- 
pierenden Situation herauskommt. 


Abgeschlossen am 23. Januar 1932. 


I. Kulturbericht. 
Von Klaus Mehnert. 


1. 


Der Bauernroman. 


Es leben in der Sowjetunion 120 Millionen Bauern. Rußland 
ist auch heute in erster Linie ein Agrarland und wird es für 
Jahrzehnte bleiben. Wer einmal das riesige Land in seiner 
ganzen Ausdehnung durchquert hat, in dessen Erinnerung ver- 
schwinden die Städte und selbst die gigantischen Neubauten in 
der endlosen Weite von Ackerland, Steppe und Wald. 
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Der Dichter als Kritiker. 


Es ist nicht üblich, dem Roman dokumentarischen Wert bei- 
zumessen. Bei dem modernen russischen Schriftsteller aber muß 
man eine Ausnahme machen. Auch er hat sich, zum Teil frei- 
willig, zum Teil gezwungen, in den riesigen Produktionsprozef 
der Sowjetunion ein ordnet Tretjakow, der Verfasser des 
vor kurzem in deutscher Übersetzung erschienenen Buches „Feld- 
Herren“!) schreibt in seinem Vorwort: „Das Leben der Sowjet- 
union ist ein einziger gewaltiger Feldzug der Werktätigen, mit 
dem Ziele, durch Kampf ein neues Sein zu erringen: den So- 
zialismus. Jeder hat ein Kämpfer in diesem Feldzug zu sein .. .. 
Von dieser allgemeinen Dienstpflicht der Revolution kann nie- 
mand befreit werden. Jede Minute, jedes Wort, jeder Schritt 
des Sowjetbürgers muß ein rauhes Zupacken für die Neugestal- 
tung unseres Beben: sein... Bis jetzt war der Schriftsteller 
zu unbeweglich, zu wenig verbunden mit der Zeitung, mit der 
Massenarbeit, mit dem wirklichen organischen Aufbau des So- 
zialismus. Es gibt Schriftsteller, die noch heutigen Tages 
glauben, es sei Íre Mission, eine politishe Schlacht tiefsinnig 
zu analysieren — lange nachdem sie geliefert wurde... 
Andere huldigen der Auffassung, daß Schriftsteller ganz anders 
als beispielshalber Reporter und Journalisten eine besondere 
Menschenrasse darstellen, daß man sie nicht zwingen dürfe, sich 
mit so rohen Dingen wie Klassenkampf und Wirtschaft zu be- 
fassen. ... Ihrer würdig seien einzig erhabene und für die 
Ewigkeit gültige Dinge. Es war hohe Zeit, daß der Schrift- 
stellerstand aus seiner Beschaulichkeit hinter dem Schreibtisch 
aufgestört und in den sozialistischen Aufbau, vor allem in die 
Kolchose, die kollektivierten landwirtschaftlichen Betriebe, ge- 
rufen wurde... Wir sitzen in unseren Arbeitszimmern und 
studieren ehrerbietig die Klassiker: Tolstoi, Turgenjew, 
Gontscharow, Grigorowitsch, — in heller Begeisterung darüber, 
wie prächtig sie uns das alte Dorf mit den Augen des Gutsherrn 
zu malen verstehen. Wie prächtig sie sogar uns Revolutionären 
den Blick trüben mit dem Zauber der Adelsnester, Herrenhöfe, 
philosophierenden Landedelleute und entzückenden Guts- 
fräulein, angefangen mit Tatjana in „Eugen Onegin“ und Na- 
tascha Rostow in „Krieg und Frieden“ und endend mit dem 
Reigen der „Turgenjewschen Mädchen“ und der schwermütigen 
Edelfrauen aus Tschechows „Kirschgarten“. Und dabei haben 
uns doch diese Turgenjewschen Rudins und Tolstoischen Rostows 
im Bürgerkrieg ihre reißenden Zähne gezeigt. Lisa Kalitin und 
die „Möwe“ sind weißgardistische Spioninnen, Nechljudow und 
Oblomow haben Universitätsbildung genossen und sind nicht 
abgeneigt, in unseren Trusts Schädlingsarbeit zu verrichten. 


1) Berlin 1931. Malik-Verlag. 400 S., kart. 2,85 RM., Leinw. 4,80 RM. 
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Turgenjews Bauer Chor wurde Kulak und mußte zwangsweise 
aus seiner Heimat entfernt werden. Und wo dies nicht geschehen 
ist, dingt er gewiß beim Schnaps seine Kalinitschs, an die Dresch- 
maschinen der Kolchose Feuer zu legen. Und jene gottseligen 
Menschen aus den Erzählungen Dostojewskis, Leskows und 
Ostrowskis spannen ein Netz religiöser Sekten über das flache 
Land und verwirren den Geist unwissender Bäuerinnen. Die 
Schriftsteller wurden aufgerufen zum Feldzug gegen dieses Un- 
geziefer, zum Beistand für das werdende neue Dorf.“ 


Tretjakow geht nicht einfach aufs Land, um sich umzusehen 
und dann ein Buch zu schreiben, sondern er ae sich erst 
eingehend mit den Fragen der Landwirtschaft, angefangen mit 
Agronomie und endend mit Buchhaltung. Dann fährt er in die 
Kommune „Kommunistischer Leuchtturm“ im Nordkaukasus- 
ns und verbringt auf ihr in aktiver Mitarbeit, z. B. durch 
lerausgabe einer Zeitung, mit Unterbrechungen zwei Jahre. Das 
Ergebnis ist ein Buch, das keine schriftstellerische Leistung dar- 
stellt, voll ist von Flüchtigkeiten und Wiederholungen, ja sogar 
Sitzungsprotokollen, das aber den Zweck, den sich der Dichter 
gesetzt hat, mitzuhelfen an der Kollektivierung der Landwirt- 
schaft, glänzend erfüllt. Man könnte es fast ein Lehrbuch 
für Kommunen nennen, die verschiedensten Gebiete, etwa die 
Anlage einer Hühnerfarm, sind bis in alle Einzelheiten geschil- 
dert. Ein besonderer Vorzug dieser neuen Art zu schreiben ist 
die geradezu brutale Ehrlichkeit, mit der alle Vorteile und 
Schwächen beim Namen genannt werden. Die Selbstkritik, die 
„namokritika“, die in Rußland heute eine große Rolle spielt, die 
die Zeitungen mit Anklagen und Enthüllungen von Unzuläng- 
lichkeiten und Fehlern füllt und die der Beweis ist für ein 
starkes Selbstvertrauen, drückt auch dem Roman ihren Stempel 
auf. Das Buch Tretjakows — und das gilt ebenso für die 
anderen fünf hier behandelten Romane — strotzt von deutlicher 
und manchmal bitterer Kritik, die die Gewähr dafür gibt, daß 
der Schriftsteller die Fehler studiert, nicht um sie mit Phrasen 
zu heilen, sondern um sie aufzudecken und ihre Beseitigung zu 
fordern. 

Die Kritik ist nicht weniger scharf, wenn sie durh Humor 
gewürzt wird. Tretjakow gibt die Unterhaltung zwischen dem 
Vorsitzenden eines Kolchos und einem auf der Durchreise befind- 
lichen Inspezienten wieder. Dieser fragte: „Nun, Genosse, wie 
steht es bei euch mit der Reparatur der Dreschmaschinen?“ Und 
der Kolchosvorsitzende erwiderte, als freue er sich, eine schnelle 
und erschöpfende Antwort geben zu können: „Mit der Reparatur 
der Dreschmaschinen, Genosse, steht es bei uns, geradeheraus 


gesagt, herzlich schlecht.“ —- „Und mit dem Jäten?‘“ — „Ah, mit 
dem Jäten — mit dem Jäten sind wir, offengestanden, nicht zu 
Rande gekommen.“ — „Und der Heuscnitt?“ — „Der Heu- 


schnitt, Genosse, ist bei uns der eigentlihe wunde Punkt.“ — 
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„Und läßt die Direktion sich des öfteren bei den Brigaden 


sehen? — „Nicht oft. Wir haben keine Pferde.“ ... „Habt 
ihr die Heuschrecken bekämpft?“ — „Gewiß. Zuerst mit 
Pulvern, dann mit Gas.“ — „Ergebnis?“ — „Zwei Pferde und 
eine Kuh sind krepiert.“ — „Wie kommen die Tiere dazwischen?“ 


„Sie haben von dem vergifteten Gras gefressen. Obwohl wir an 
den vergifteten Plätzen Warnungstafeln aufgestellt haben.“ Eine 
Grabesstimme aus der Ecke: „Ihre Kühe sind Analphabeten.” — 
„Und was habt ihr noch unternommen?“ — „Aus der vergifteten 

die Därme herausgenommen, sie in Spiritus gelegt und mit 
einem Kurier nach Georgjewsk zur Untersuchung geschickt.“ — 
„Und?“ — „Der Kurier, der Teufel soll ihn holen, hat unterwegs 
nach Georgjewsk den Spiritus ausgetrunken und die Därme 
weggeworlen.“ 


Stiefel und Bastschuhe. 
Noch härter, fast fanatisch nach der Wahrheit forschend, ist 


der ausgezeichnete, ins Deutsche nicht übertragene Roman 
„Bastschuhe‘?) von Zamojskij. Eine tiefe Verbunden- 
heit zwischen dem Schriftsteller, der selbst aus dem Dorf stammt, 
und dem Land und seinen Menschen tritt aus jedem einzelnen 
Wort hervor. Der Bauer schlechthin, der E rd gebundene, 
ist das Thema des Buches. Der Bauer, der, seines eigentlichen 
Lebenselements beraubt, auf der Stufenleiter der Rätewahlen in 
die Stadt gelangt, die Bindung mit dem Dorf und seiner Familie 
verliert, ohne F'uß fassen zu können zwischen den steinernen 
Mauern und Bewohnern der Stadt. Zamojskij faßt von allen 
sechs Dichtern das Problem am tiefsten. Für ihn ist es kein 
technisches, das sich mit der Einführung der Elektrizität und 
Traktoren lösen läßt. Für ihn geht es um den Menschen. In den 
„Bastschuhen“ sind nicht die Guten für die Sowjetherrschaft und 
die Bösen dagegen, alle sind gut und böse und handeln aus Ge- 
setzen, die sie im Blute tragen. Zamojskij führt uns in ein ein- 
sames Dorf, weitab von der Bahn. So weit, daß selbst die Nach- 
richt von der Revolution sich um fünf Monate verspätete. 
Staunend und verständnislos stehen die meisten Bauern der 
neuen Zeit gegenüber. „Eine ganze Stunde, — sagt eine Bäuerin, 
die einem Versammlungsredner zuhört, — „du meine Güte, redet 
er und redet eine ganze geschlagene Stunde, wo er das nur alles 
hernimmt? Und immer dasselbe. ‚Burjui, Lenin, Prolet, Burjui, 
Lenin‘, und ich denke mir, du lieber Gott, ist dir’s denn unter 
Lenin leichter geworden? So ein Dünner, so ein Ausgetrock- 
neter! Milchlein müßte man dir geben, Armer. Kuhwarmes, 
gleich aus dem Euter, Waisenkind du.” — Der Bauer hört, daß in 
den Städten große Dinge vorgehen und fühlt sich benachteiligt. 


2) Lapti (Bastschuhe) von P. Zamojskij. Moskau 1931. Verlag „Fede- 
racija“. 237 S. 2,70 Rubel. 
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„Nur mit den Steuern werden wir bevorzugt“, sagt er. Der 
Groftbauer, der Kulak, ist kein blutrünstiges Scheusal, sondern 
ein Mann, der es durch harte, gegen sich und andere harte Arbeit 
weit gebracht hat, und dem es nicht in den Kopf will, daß nun 
auf einmal seine Ernte allen gehört. Die Selbstverwaltung des 
Dorfes ist den Bauern so ungewohnt, daß sie zur Groteske wird, 
zu Vetternwirtschaft, Betrug, Bestechung führt. Meisterhaft 
schildert der Dichter eine Dorfversammlung, in deren Verlauf 
die ganze Verwaltung der Genossenschaft unerwartet durch 
gegenseitige Bezichtigungen der übelsten Unterschlagungen 
überführt wird. Die Offenheit der Selbstanklagen, die naive 
Reue, sind entwaffnend in ihrer Kindlichkeit. Von diesem 
Hintergrund von ungebildeten und dumpfen, aber in ihrer Art 
weisen Bauern, die sich gutmütig und ergeben durch ihr hartes 
Leben schinden, heben sich drei Figuren ab: Stepan, der 
Kleinbauer, den die Revolution als Funktionär in die Stadt ver- 
schlagen hat; Praskowija, sein Weib, die ihm in vierzehn- 
jähriger Ehe vier Kinder gebar und die er verläßt, weil er den 
ET zwischen seinem neuen Leben in der Stadt und den 
Bindungen an die ungebildete einfache Frau, an den Kleinkram 
des Dorfes, weil er den Zwiespalt zwischen seinen neuen Leder- 
stiefeln und ihren alten Bastschuhen nicht länger ertragen kann; 
und Peter, der älteste Sohn, dessen Energie und Arbeitskraft 
seine von ihm heiß geliebte Mutter vor dem Verkommen rettet. 

Stepan trennt sich von seiner Frau mit folgenden Worten: 
„Du mußt es verstehen: Als wir im Dorfe lebten, da wuftten wir 
nichts, wir arbeiteten, führten den Haushalt und etwas anderes 
gab es für uns nicht. Und doch gab es etwas anderes, etwas 

roßes: die Revolution. Sie kam, die Revolution, und öffnete 
mir die Augen. Für mich war es nicht leicht, das zu verstehen, 
für mich Bauern; aber ich, ich habe es nicht mit dem Hirn, 
sondern mit meinem Inneren verstanden. Ich sagte zu mir selbst: 
Die Revolution, das ist unsere Bauernarbeit, und man muff zu 
ihr, zu der Revolution, und ich ging. Und es blieb für mich 
außer der Revolution nichts übrig. Alles vergaß ich, oder nein: 
wollte ich vergessen. Aber darin liegt unsere Not, unsere 
Bauernnot, daß wir verbunden sind mit unserer Wirtschaft. Du 
mühst dich ab zu vergessen, und doch, die Scholle zieht 
dich zurück.“ Stepan ist ein zu natürlicher, unverbildeter 
Mensch, um nicht zu empfinden, daß er trotz aller großen Worte 
eine Schurkerei begeht, wenn er seine Frau, die ein Kind er- 
wartet, verläßt. Und er spürt eine Schuld; es tut ihm weh, seine 
sauberen Stubenhände mit den schwarzen und zerrissenen 
Fäusten seines Sohnes zu vergleichen. 

Es gelingt Stepan nicht, sich auf die Stadt umzustellen. Er 
ist ein Arbeitstier und übernimmt jede Aufgabe. Seine Kollegen 
bürden ihm eine Arbeit nach der anderen auf, bis er in ihr er- 
stickt und seine Nerven ruiniert. Eine Weile versucht er seinen 
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Bildungsmangel, der ihn im Vergleich zu seinen neuen Be- 
kannten bedriickt und hemmt, durch Teilnahme an den Kursen 
einer Arbeiterfakultät zu verbessern. Der Hunger nach Wissen, 
der in dem verzweifelten Bemühen zum Ausdruc kommt, seinen 
Pflichten in der Verwaltung und dem Unterricht in der Arbeiter- 
fakultät gleichzeitig gerecht zu werden, ist rührend und ist 
typisch für Millionen erwachender Bauern. Aber es geht über 
seine Kraft, immer häufiger versäumt er den Unterricht, bis er 
ihn schließlich völlig aufgibt. Er beginnt zu trinken, gerät in 
Schlägereien. Gleichzeitig verschlechtert sich das Zusammen- 
leben mit seiner neuen Frau, einer klugen aber klassenfremden 
Intellektuellen, von der ihn zu viel trennt. Sie flieht mit einem 
aus der alten Bourgeoisie stammenden Spekulanten. In Stepans 
Ressort sind ohne seın Wissen, aber unter seiner Verantwortung 
Unterschlagungen begangen worden. In dieser Zeit äußeren und 
inneren Zusammenbruches erfährt er von dem langsamen, aber - 
stetigen Hochkommen seiner ersten Frau, die sich bildet und 
lernt und in dem politischen Leben des Dorfes eine geachtete 
Rolle zu spielen beginnt. Aber er findet den Weg ins Dorf nidıt 
mehr zurück. 


Kommune und Staatsgut. 


Von einer ganz anderen Seite packt G la d k o w, der bekannte 
Verfasser von „Zement“, das Problem des Bauern und der neuen 
Zeit an. Sein Buch „Neue Erde“) — das ist der Name einer 
landwirtschaftlihen Kommune — steht literarisch am höchsten, 
aber es fehlt Gladkow die Blutsverbundenheit mit dem Bauern, 
wie sie der Bauernsohn Zamojskij hat. Auch ist er zu sehr 
Künstler, um nur in der Art Tretjakows ein Skizzenlehrbuch zu 
schreiben. So macht er aus seinem Roman das Tagebuch einer 
23jährigen Kindergärtnerin, die aus der Stadt in die 
Kommune geschickt wird. Damit schafft er gleichzeitig zwei 
Ebenen der Handlung. Auf der einen wädıst Galja, die Kinder- 
gärtnerin, in die Kommune hinein, auf der anderen verwandeln 
sich die Bauern in Kommune-Menschen, in Kommunarden. Beide 
Prozesse gehen nicht einfach vor sich. Galja hat schwere innere 
Kämpfe zu überwinden, ehe sie sich an das Kollektivdasein 
gewöhnt. Erleichtert wird ihr die Wandlung, indem sie gleich- 
zeitig ihre Kinder umzuerziehen verpflichtet ist und ihnen als 
Beispiel vorangehen muß. Nach ein paar Monaten erinnert sie 
sich mit Lächeln daran, wie sie früher ihren Weg nur durch pe- 
dantisches Nachschlagen in Lenins Werken fand. Sie schreibt: 
„Jetzt kommt es mir gar nicht in den Sinn, den Gang meiner 

edanken zu verfolgen. Marxismus, das bin ich, das ist mein 
gesellschaftliches Sein, und ich und alle Menschen hier, groß und 


3) Berlin 1932. Verlag f. Literatur u. Politik. 335 S. Preis: broschiert 
2,80, gebunden 3,75. 
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klein, sind nicht voneinander zu trennen. Ich bin nur der Aus- 
druck von ihnen allen und sie sind ich. Ihre Fehler sind meine 
Fehler, ihre Erfolge sind meine Erfolge, und ihre Aufregungen, 
ihre Sorgen, ihre Freuden gehen in mir auf. Ob das mit der 
Ideologie übereinstimmt, ob es dem Leninismus widerspricht — 
das mich selbst zu fragen, fällt mir nicht einmal ein.” In einer 
stillen Stunde erzählt ihr Wjetrow, der Leiter der Kommune, 
über dessen vielseitiges Wissen sie überrascht ist, wie die Kom- 
mune entstand. „Ich habe die Schule unserer gewaltigen Revo- 
lution absolviert. Und ist der Aufbau unserer Kommune denn 
nicht auch eine Schule? Höher als diese Hochschule ist keine 
Universität. Zuerst Partisan, dann Rote Armee. Blutiger Kampf 

eht nicht spurlos an einem vorbei. Und wenn dieser Kampf um 
Pohe Ideale gekämpft wird, um eine neue Welt, um diese, unsere 
Neue Erde, dann werden in diesem Blut viele neu geboren; in 
diesem Blut kochten wir wie in einem siedenden Kessel. Das 
zwingt einen so stark zum Denken, daf der Schädel birst. So- 
zialismus bauen, ist nicht Holz hacken ... Wir kämpften, sie- 
deten im heißen Blut und kamen mit unseren Siegen und dem 
Orden des Roten Banners in unsere Dörflein zurück, und da 
überfluteten uns der alte, hundertjährige Alltag, die kümmer- 
lichen Streifen Erde. Wir kamen gerade in eine Hungersnot ... 
Ging man über die Straßen, klang Stöhnen von überall, irres 
Reden, Schreie. Der Tod würgte die Menschen. Ja. Galja, das 
alles mußte man erleben, um auf diesem Leiden die Kommune 
hier aufzubauen. Diese, unsere Kommune, ist geboren und ge- 
wachsen aus dem Hunger, aus den Qualen, aus Sem Tod. Es ist 
schon wahr, daß nur aus dem Tod ein neues Leben entsteht. 
Diese von Soldaten, die aus dem Felde heimkehrten und noch 
Krieg und Kameradschaft in ihrem Blut trugen, ge- 
schaffene Kommune saugt langsam einen Bauern nach dem 
anderen aus der Nachbarschaft auf. 


Konstantin Fin, der Verfasser des auch in deutscher Über- 
setzung erschienenen Romans „Dritte Geschwindigkeit‘), hat 
die Gabe detaillierter Beobachtung und der humoristischen 
Wiedergabe kleiner menschlicher Züge. Sein Buch, das die Er- 
richtung eines Staatsgutes in einer weltabgeschiedenen Gegen 
und den Einfluß dieser Technisierung auf die umliegenden 
Dörfer schildert, besitzt seinen Hauptreiz in der liebevollen 
Kleinmalerei, in die sich der Dichter manchmal so tief versenkt, 
daft er weit von seinem eigentlichen Thema abschweift. Einen 
wesentlichen Teil des Romans nimmt z. B. die Schilderung des 
Lebens an einer kleinen Bahnstation ein, die ebenso gut aus 
Tschechows Feder stammen könnte und nur recht gewaltsam 
mit dem eigentlichen Thema verbunden ist. Das Leben von 
Spießern, die sich durch und durch kennen durch jahrelanges 


t) Berlin—Wien 1951. Agis-Verlag. 263 S., kart. 2,85 RM., geb. 3,75 RM. 
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Zusammenleben und die in ihrer Abgeschiedenheit sogar ver- 
lernt haben, sich zu langweilen, ersteht bis ins kleinste Detail. 

Die beiden unübersetzten Bücher „Eisgang“®) von Gor- 
bunow und „Jungkommunisten“) von Sergej Swiridow 
zeigen den Klassenkampf auf dem Dorfe. Bei ihnen handelt 
es sich am wenigsten um künstlerische Leistungen. Sie sind 
Propagandaschriften im Kampf gegen Kulaken und alte Tradi- 
tionen. Sie zeigen bei Würdigung aller auch in dem Menschen 
selbst liegenden Schwierigkeiten die stetige Ausbreitung der 
kommunistischen Idee auf dem Lande. 


Drei Typen. 


Es sind einige bestimmte Typen von Menschen, die in diesen 
Romanen immer wieder auftauchen und die heute in jedem russi- 
schen Dorfe zu treffen sind. Bei Fin heißt der Vertreter des alten 
Bauerntums Muscdkin. Instinktiv, und obgleich er selbst 
außer seiner Hütte und einem kleinen Stückchen Land nichts, 
auch kein Pferd besitzt, wehrt er sidı Seite an Seite mit den 
Kulaken gegen den Einbruch der neuen Zeit, die sich in der Er- 
richtung des Staatsgutes verkörpert. In einer Bauernversamm- 
lung hetzt er die Bauern auf, ihre Arbeit im Staatsgut nieder- 
zulegen. Beim Vortrag eines Agronomen im Staatsgut, als er 
hört, es gäbe Maschinen, die gleichzeitig mähen und dreschen, 
schreit er auf, ohne recht zu wissen, worum es sich handelt, 
„Rußland ist verloren“. Sehr humorvoll schildert Fin das völlige 
Unverständnis der Bauern für den Aufbau des Staatsgutes. Als 
einzigen Vorteil wollen sie wenigstens möglichst viel Geld für den 
Transport der einzelnen Maschinenteile von der Bahn zum Staats- 
gut herausschlagen. Eines Tages verlangten sie Lohnerhöhung. 
„Schufte“, schrie voller Wut der Arbeiter Januschow, „ach ihr 
Schufte, gestern habt ihr 25 Kopeken für das Pud bekommen und 
heute wollt ihr 30, das wollen Sowjetbauern sein?“ — „Das 
wissen wir nicht‘, sagten die Bauern. „Jeder denkt eben an 
seinen eigenen Vorteil!“ — „Es ist uns aber sehr schwer, so viel 
zu zahlen“, keuchte Januschow. Die Bauern stimmten bei. „Das 
ist wahr“, sagten sie, „da ist nichts darüber zu reden. Wie sollte 
es auch nicht schwer sein, so viel Pud und für jedes Pud 30 Ko- 


peken, das ist nicht leicht, das verstehen wir sehr gut.“ ... „Daß 
euch der Bissen im Halse stecken bliebe, ihr Hautschinder“, schrie 
Januschow wütend ... Die Bauern waren sehr freundlich. „Du 


mußt schimpfen“, sagten sie zu Me „selbstverständlich 
mußt du schimpfen, du bist doch ein Kanzleischreiber.“ Nur 
langsam und widerstrebend kann sich ihr und Muschkins Bauern- 


5) Ledolom (Fisgang) von K. Gorbunow. Moskau—Leningrad 1930. 
Staatsverlag. 192 S. 

¢) Komsomol’cy (Jungkommunisten) von Sergej Swiridow. Moskau 1931. 
Verlag Molodaja Gvardija. 95 S 
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hirn umstellen. Der Umschwung erfolgt erst, als die Arbeiter 
des Staatsgutes auf einen Teil des ihnen zustehenden Brotes zu- 
gunsten der schwer darbenden Kleinbauern verzichten. 

Diesem Bauern gegenüber steht der Parteimann, der, 
auch aus dem Bauernstand stammend, in der Revolution und im 
Bürgerkrieg sich eine proletarische Mentalität erworben hat 
und der eifrigste Vorkämpfer der Sozialisierung des flachen 
Landes wurde. Er ist hart und asketisch. Antjip erklärt bei 
Fin: „Ich glaube nicht denen, die ein gutes Leben hatten, das 
sage ich ein für alle Mal, ich glaube ihnen nicht... Zur Revo- 
lution — das ist meine Ansicht — muß man durchs Leben selbst, 
und zwar durchs verfluchteste Leben kommen.“ In ihrer Ein- 
stellung zur Umwelt sind sie von geradezu amerikanischer Sach- 
lichkeit. Wjetrow, der Leiter der Kommune „Neue Erde’, sagt: 
„Den Menschen muß man ebenso abschätzen wie das Vieh, gute 
Arbeit kann nur ein gesunder Mensch leisten.“ Der Eifer wird 
manchmal karikiert, so bei Bankin, dem Zellensekretär der 
„Neuen Erde“, der alles, was er findet, sogar leere Zigaretten- 
schachteln, sammelt, um damit der Volkswirtschaft zu helfen, 
oder bei Wanjuscha im „Eisgang“, der keinen Satz zu Ende 
bringt, ohne Prozente und ähnliche neue Worte hineingemengt 
zu haben. 

Der dritte Typ ist der aus der Stadt kommende Spezia- 
list, der Buchhalter, Agronom, Lehrer, Maschinenmeister, dem 
die Umstellung von der Stadt auf die Enge und den Schmutz 
des Dorfes nicht leicht fällt. Mancher desertiert nach wenigen 
Tagen und mancher wendet schon in dem Augenblick um, in 
dem er sein neues Tätigkeitsfeld erblickt. Infolge der groften 
Hast, mit der die Fachleute ausgebildet werden müssen, sin 
ihre Kenntnisse manchmal so gering, daß ihre Anwesenheit mehr 
schadet als nützt. Trotzdem wächst, wenn auch langsam, die Zahl 
tüchtiger Fachleute. 


Schwierigkeiten. 


Sehr eindrucksvoll treten aus allen sechs Büchern die 
Schwierigkeiten hervor, die der Sozialisierung des Landes ent- 
ee Auf der einen Seite sindesSchwierigkeiten 
technischer Art. Es fehlt häufig an allem Notwendigen, 
trotzdem müssen die Pläne erfüllt werden. Fin schildert, wie 
man Traktoren im Schnee bei 25 Grad Frost unter freiem 
Himmel montiert, weil keine Gebäude vorhanden sind. Er 
schreibt: Nach einem zweitägigen Schneegestöber fehlten die 
Vorderteile der Samaschinen. ,,Man begann, sie zu suchen, man 
schaufelte und grub in den Schneehaufen, manchmal fand man 
auch vergessene Gegenstände, die gar nicht gesucht wurden. 
Der Schnee hatte die Zick-Zack-Eggen vollständig ruiniert. 
Übrigens beteuerte einer der Staatsgutarbeiter unter Schwur, 
daß sie in diesem ruinierten Zustand angekommen wären.“ 
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Auch Tretjakow betont immer wieder den Mangel an Maschinen 
und Maschinenteilen: „Der alte Ford-Wagen der Kommune’, 
sagt er, „sah aus, als hätte er eine Reise wie von der Erde zum 
Mond zurückgelegt. Er mußte, um zwei Stunden laufen zu 
können, zwei Monate repariert werden.“ 61, Seiten lang schil- 
dert er die Schwierigkeiten, die durch ungenügende Telefon- 
verbindungen entstehen. Am schlimmsten wirkt sich der Mangel 
an Zündkerzen aus. Er erzählt: „Wie in Partisanengefechten 
oft ein Kämpfer wartet, bis ein anderer, der eine Büchse hat, 
fällt, um endlich selbst die Waffe in die Hand zu nehmen, so 
manövrieren wir auch in den Traktorenbetrieben mit zu wenig 
Kerzen, indem wir die Kerzen aus den in Reparatur befindlichen 
Traktoren nehmen.“ Der Leiter der Maschinen-Traktoren- 
Station hat auf der Suche nach Kerzen Reisen von insgesamt 
49 Tagen ausgeführt und nur 178 Kerzen erbeutet. 

Interessant und bezeichnend ist die Reaktion der Kommu- 
narden auf diese ungenügende Leistung der Industrie. Sie 
senden Delegierte in die Fabriken, die den Arbeitern sagen: 
„Wir haben unser Letztes hergegeben für den Kolchos: Vieh, 
Geräte, Saatgut. Wir werden alles tun, was das Räteland und 
unsere Partei von uns verlangen. Wir werden den Kulaken 
vertilgen, wir werden Korn herbeischaffen, wir werden arbei- 
ten, wie wir noch nie gearbeitet haben. Aber warum tretet 
ihr, Genossen Metallarbeiter, uns auf die Kehle? Warum leistet 
ihr nicht die hundert Prozent, die wir leisten? Wenn euch keine 
Schuld trifft, dann zeigt uns. wo die Fäden des Versagens zu- 
sammenlaufen. Laßt uns vereint ausfindig machen, wo der 
Feind sitzt. Wir versprechen euch, das ride aufzu- 
bringen. Wir halten unser ‚Versprechen. Versprecht nun auch 
ihr, unsern Traktoren die Ersatzteile zu geben!“ 

benso bedeutend sind die Schwierigkeiten, 
menschlicher Art, die sich der Sozialisierung des Landes 
entgegenstellen. Gladkow schildert — es ist einer der Höhe- 
punkte seines Romans —, wie die Traktoren der Kommune 
„Neue Erde“ den Bauern eines benachbarten Dorfes Arbeits- 
hilfe leisten und die Bauernweiber dieses Dorfes sich in fana- 
tischem Haß vor die Maschinen werfen, um sie nicht auf ihr 
Land zu lassen. Nur die Kaltblütigkeit der Traktoristen ver- 
hindert Blutvergießen. Wenn beim Eintritt in die Kommune 
der Besitz eines Bauern abgeschätzt und aufgeschrieben wird, 
pie ren sih — Tretjakow beschreibt das sehr anschaulih — 
zenen ab, aus denen hervorgeht, wie stark der Bauer an seinen 
Habseligkeiten hängt. ‘Lange dauert es auch, bis sich der Bauer 
auf die kollektive Art der Arbeit umstellt. Das kommunistische 
Prinzip „Jedem nach seinen Bedürfnissen und nach seinen Mög- 
lichkeiten“ ist schon lange aufgegeben und hat einem differen- 
zierten Akkordlohnsystem Platz gemacht. Diese Entwicklung 
nennt Tretjakow einen richtigen und dialektisch notwendigen 
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Weg, an dessen Ende er aber wieder die Verwirklichung des 
kommunistischen Prinzips sieht. Doch ist der Weg zu diesem 
Ziel noch weit. Häufig stößt man auf den Einfluß der Sekten, 
speziell der Baptisten. Das größte Hindernis aber liegt in der 
Trägheit der Bauern, in ihrer Unbildung und im immer noch vor- 
handenen Analphabetentum. 


Fasziniert durch die Technik. 


Diesen Schwierigkeiten jedoch stehen starke positive 
Erscheinungen gegenüber. Der stärkste Anreiz zur 
Sozialisierung ist die kindlihe Freude des Russen an den 

undern der Technik. Man muß einmal bei Fin die 
Schilderung der Traktoristenschule in einem kleinen Bauern- 
dorf lesen, man muß von Tretjakow hören, wie er aus rebellie- 
renden Frauen mit Hilfe eines Photographenapparates liebens- 
würdige Schäflein macht, man muß bei Gladkow erleben, wie 
der Motor, der die Kommune mit Elektrizität versorgen soll, 
zum ersten Mal läuft. „Die Hebel setzten sich in Bewegung... 
Warme Luftwellen strömten auf mich ein und die Menschen rück- 
ten vor diesen Wellen ängstlich zur Wand zurück. Das Schwungrad 
flog schon leichtflüglig, gewichtlos, beängstigend und ich empfand, 
von seinem Schwung bezaubert, meinen Körper als etwas Klei- 
nes, Nichtiges, Durchsichtiges, von diesem Flug Erstarrtes. Die 
Frauen vergaßen ihren Klatsch und standen da, erstarrt, mit 
dummen Gesichtern und Entsetzen in den Augen. Alle schwie- 
gen, waren unbeweglich und steif. Die Luft bäumte sich in dich- 
ten Wirbeln. Ein Arbeiter, der vor einem Pult stand, hob die 
Hand, grüne Funken spritzten, der ganze Saal schien plötzlich 
in die Höhe gerissen zu werden und leuchtete in blendenden 
Sonnenstrahlen auf. Die Frauen kreischten auf, stöhnten. Einer 
der Männer lachte, und ich hatte das Gefühl, als fliege ich in eine 
glitzernde Ferne. Luscha zitterte, hielt sich wie ein Kind an 
mir fest, hilflos, erschüttert vom Wunder.“ 

Aus dieser Faszinierung durch die Technik entsteht auch 
eine Faszinierung für die mit der Technik verbundene Arbeit. 
Sogar die Buchhalter des Staatsgutes werden von ihr gepackt, 
sie verlassen ihre warmen Aktenstuben und helfen mit im Frost 
an den Maschinen zu arbeiten. Unter Nichtachtung seines Lebens 
rettet ein Arbeiter vom „Kommunistischen Leuchtturm“ eine 
mitten in der wichtigsten Erntearbeit brennende Dreschmaschine, 
um sie dann mit ein paar Kameraden in Überstunden zu repa- 
rieren. „Wie in den Jahren der Banditenkämpfe stürzten sich 
die Kommunarden, kaum, daß sie sie gerochen hatten, auf die 
Dreschmaschine und fielen wie über einen Feind über sie her.“ 
Nach sechs Tagen. statt wie ursprünglich angenommen nach zwei 
Wochen, war die Reparatur beendet. 

Die Betrachtung der Arbeit als Sport und Kampf drückt 
dem heutigen Leben in Rußland ihren Stempel auf. Bei Tretja- 


292 


m 


kow tritt das besonders stark hervor. Klingt es nicht wie ein 
Sportbericht, wenn Tretjakow über den Wettkampf ein- 
zelner Kommunen und ihre Erfolge in der Planerfüllung bei 
der Ernte schreibt: 

„10. August. Kommune „Neues Leben“ 58 %, Kommune 
„Erfolg“ 45 %, Kommune „Leuchtturm“ 32 %. — 15. August. 
„Neues Leben“ 87 %, „Erfolg“ ist abgesprungen, an seine Stelle 
tritt Kommune „Union“ mit 61 %, ihr folgt „Leuchtturm“ mit 
54%. — 25. August. Kommune „Leuchtturm“ 102 %! An 
erster Stelle. Sie ist es, die am Tage ihres zehnjährigen 
Bestehens der Kommune „Neues Leben“ das rote Banner 
entreißt.“ Und klingt es nicht wie ein Heeresbericht: 
„Am 14. März sollte die Aussaat beginnen, am 12. schon ver- 
wandelten die Bereitschaftsmusterungen sich in ein allgemei- 
nes Probeackern. Am 13. März ging die erste Traktorenbrigade 
in die Felder hinaus und begann zu ackern. Am Abend trafen 
unter dem Sausen der Maschinen in der Werkstatt die Kerzen 
aus der Stadt ein, eintrafen auch die vor der Zeit entlassenen, 
neugebackenen Führer der Traktorenbrigaden. Drei Traktoren-, 
neunzehn Pferde-Brigaden rückten am festgesetzten Tag zum 
Angriff auf die Schwarzerde aus. Zwischen den Brisaden ist 
ein Meldedienst eingerichtet.“ | 

In einer Versammlung ruft Tretjakow den Bäuerinnen zu: 
„Du Kollektivistin, trag den Kopf hoch, blick stolz, heute sieht 
man dich von allen Enden des Erdballs. Heute bist du in der 
ganzen Welt berühmter als alle Schaljapins.“ 


Die Grenze. 


Während wir in Deutschland diese Einstellung verstehen 
können, trennt uns auf anderen Gebieten noch eine unüberwind- 
lih erscheinende Mauer von den Entwicklungstendenzen der 
Sowjetunion, vor allem von der Entpersönlichung, Mechanisie- 
rung des Menschen. Selbst Tretjakow hat Bedenken. In einer 
eifrigen Besprechung mit einem Kommunefunktionär erwähnt 

ieser ganz nebenbei, daß sein Sohn in Moskau gestorben ist 
und daft er leider nicht die Zeit findet, seiner Frau darüber zu 
schreiben, da in einer benachbarten Kommune eine Stockung 
der Arbeit eingetreten sei. „Was soll man einem Menschen 
sagen’, fragt Tretyjakow nachdenklich, „der ganz nebenher lebt, 
der nebenher ißt, der nebenher die Zeitung liest, sogar nebenher 
— trauert?“ In einer Rede am Jahrestag der Kommunegründung 
aber hält er selbst eine enthusiastische Rede, in der es u.a. heißt: 
„Wer gab den Bauern der ganzen Gegend Fdelgetreide? Der 
Kommunistische Leuchtturm. Wer züchtete edle Leghornhennen? 
Der Kommunistische Leuchtturm. Wer führte weiße englische 


Schweine ein? Der Kommunistische Leuchtturm ... Woher 
stammen die reinrassigen Kälber? Aus dem Kom- 
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munistischen Leudhtturm.“ Und schließt diese Aufzählung mit 
dem Ruf: „Auh ‚Rassemenschen‘ bereitet der Kommu- 
nistische Leuchtturm.“ Bei Gladkow fragt ein Kommunist die 
Lehrerin, ob die Neger einmal weiß werden, und als sie ihm 
erklärt, sie glaube es nicht, da es sich dabei um ein Natur- 
segment, um eine Rasseeigenart handelt, erwidert er: „Was? 
Warum ist das ein Segment, warum Rasseeigenart? Marxistisch 
gesehen, kommt es von der kapitalistischen Unterdrückung. Im 
Kommunismus wird es keinen Unterschied geben, alle werden 
einer Farbe sein: ein einheitlicher Kollektivmensh. Disziplin 
fehlt ihnen, diesen Teufeln. . . . Ich denke mir, sollten wir nicht 
zwei, drei Neger herkommen lassen zum Versuch?“ 

Vor allem der Kampf um das Kind ruft, obgleich er 
die logische Konsequenz darstellt, den Widerspruch des West- 
europäers hervor, und wir finden es setini h, wenn Bauern- 
frauen eine ins Dorf geholte Kinderspezialistin, der sie ihre 
Kinder anvertrauen vi verjagen. „Die Kinder nimmt man 
einem weg“, läßt Gladkow eine Bäuerin sagen. „Gebären darfst 
du sie, aber dann kehrt man sie dir mit einem Besen fort.“ Die 
Frau ist das eigentlich retardierende Moment auf dem Lande. 

Schwer ist es, heute schon zu übersehen, was all diese 
sich gegenwärtig überschneidenden, zum Teil aufhebenden, zum 
Teil verstärkenden Tendenzen ergeben, wie das Gesicht des 
neuen Dorfes und des neuen Bauern in ein, zwei Jahrzehnten 
aussehen wird. Wenn es auch dem Bolschewismus gelingt, eine 
gewaltige und notwendige Aufbauarbeit zu leisten als materielle 
Voraussetzung für die Schaffung eines menschenwürdigen Da- 
seins der Massen, wenn er auch Individualismus und Besitzer- 
instinkte vernichten mag, es gibt Bezirke, an denen er halt- 
machen muß. „Du organisierst und regulierst alles“, sagt Galja 
zum Leiter der Kommune, der sie liebt, ohne bei ihr Gegenliebe 
zu finden. „Aber der Mensch ist ein eigenwilliges Geschöpf, es 
gelingt dir nicht, sein Inneres zu organisieren und zu ratio- 
nalisieren. Das ist nicht so einfach. Du bist ein feiner Kerl, 
ein ausgezeichneter Wirtschaftler, aber menschliche Gefühle 
unterordnen sich nicht deinem organisatorischen Talent, die 
Seele funktioniert außerhalb deiner Rationa- 
lisierung.“ 


2. 
„Die Geschichte der Fabriken“ 


Im letzten „Kulturbericht“ wurde auf die Inangriffnahme 
eines Monumentalwerks über „Die Geschichte des Bürger- 
krieges“ hingewiesen. Inzwischen hat man sich auf Grund eines 
Beschlusses des Zentralkomitees der Kommunistischen Partei 
vom 10. Oktober 1951 an die Vorbereitung eines ähnlich um- 
fassenden Werkes über die Geschichte der Fabriken gemacht. 
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Die Anregung hierzu stammt von Maxim Gorki. Gorki be- 

ründet seinen Vorschlag folgendermaßen: „Bei vielen jungen 
Lecion die nicht die harte Schule des Klassenkampfes durch- 

emacht haben und nichts von den Lebensbedingungen der Ar- 
Peiterklase ‚in der guten alten Zeit‘ wissen, besteht heute noch 
die Gefahr, daß sie, ohne es selbst zu merken, in den Sumpf 
kleinbürgerlihen Wohlergehens versinken. ... Wie war es 
möglich, daß unser zurückgebliebenes Land plötzlich der hellste 
Punkt der Erde wurde, Jaf sih auf ihm das Interesse, die 
Sympathie und Hoffnung der Proletarier aller Länder konzen- 
triert? Wie war es möglich, daß dies zu Tode gehetzte und ge- 
quälte Volk plötzlich aufstand und allein, als erstes, zum großen 
Ziel des Proletariats der ganzen Welt aufbrach? Wie entwickelte 
sich und wuchs diese märchenhafte Energie? ... Das alles muß 
unsere Jugend wissen und auf diese Frage muß ‚die Geschichte 
der Fabriken‘ ihr die Antwort erteilen.“ 

Die Epochen, nach denen das Material des ersten Teiles ge- 
ordnet werden soll, sind: die Leibeigenschaft und die Reform 
des Jahres 1861, der Wirtschaftsaufschwung der neunziger Jahre, 
die Krise zu Anfang des Jahrhunderts, der Japanische Kriek und 
die Revolution von 1905, die reaktionären Aa 1907—1910, die 
industrielle Entwicklung 1911—1913, der Weltkrieg und die 
Februarrevolution. Der zweite Teil soll die Entwicklung seit der 
Oktoberrevolution schildern und die Einführung der sozialisti- 
schen Prinzipien: Planung, Chozrastschot, neue Formen der Ver- 
waltung und Kontrolle, Arbeitererfindungswesen, Stoßbrigaden- 
tum, sozialistishe Wettkämpfe, Lohnbewegung, Rolle der Partei 
und des Komsomol, Beseitigung der Kluft zwischen geistiger und 
Poea Arbeit, Fabrikschulen, neue Lebensformen in Ar- 

eiterwohnkommunen, Verpflegung der Arbeiter, Sport, Kampf 
gegen die Religion, Errichtung von Klubs usw. Es wird aus- 
drüclich gefordert, daß das Werk keine trockene Sammlung 
von Material, sondern „begeisternd“ sein soll. Die Schrift- 
stellervereinigungen werden eng mit den Betrieben zusammen- 
arbeiten. Bücher über Fabriken auf dem Gebiet der russischen 
Teilrepublik werden in russischer, die in den Gebieten natio- 
naler Minderheiten in deren Sprache veröffentlicht. 


3. 
Rückblick auf das Theater. 


Die bekannte Rede Stalins vom 23. Juni 1931 hat sich 
auch auf das Theaterwesen der Sowjetunion ausgewirkt. Zwei 
der in ihr behandelten Probleme werden von den Autoren und 
Regisseuren in den Vordergrund geschoben: das Problem des 
di (une im sozialistischen Aufbau und das Problem der Be- 
friedigung kultureller Bedürfnisse bei den Massen. Die ganze 
Rede soll demnächst in dramatisierter Form im Moskauer 


295 


Arbeitertheater aufgeführt werden. Wolkow fordert in den 
„Iswestija“ vom 3. Dezember 1931, daß das Theater die Schule 
des menschlichen Betragens werden müsse, in der jeder einzelne 
an konkreten und persönlichen Beispielen lernen soll, wie er sich 
in der Epoche des werdenden Sale: zu verhalten hat. Die 
drei Stunden, die der Arbeiter abends im Theater sitzt, seien 
nicht nur der Abschluß eines Arbeitstages, sondern auch die 
Vorbereitung für einen neuen Tag. „Daher ist das Problem 
des Theaterbesuchs letzten Endes auch das Problem der Hebung 
der menschlichen Arbeitsleistung.“ 


Die Ansichten über das Wesen des Theaters haben in den 
1%, Jahrzehnten seit der Revolution mehrfach gewechselt. Un- 
mittelbar nach der Revolution hatte, da neue Dramen noch kaum 
geschrieben waren, der Regisseur das Wort. Inhalt und welt- 
anschauliche Probleme mußten hinter dem Szenischen zurück- 
treten. Das war die große Zeit Meyerholds, damals inszenierten 
Tairow die „Phädra“ und Wachtangow „Die Prinzessin Turan- 
dot“. In den Jahren 1922—1927 beherrschen revolutionäre 
Themen, auch aus der Vergangenheit („Spartakus“, „Oliver 
Cromwell“), die Bühne, der „NEP“ gab der Satire Stoff. Die 
Epoche der beschleunigten Industrialisierung wandte das In- 
teresse zu den Problemen des industriellen Aufbaus und vor 
allem der Kollektivierung des Landes. Auch die Gastspielreisen 
der Moskauer und Leningrader Theater ändern ihre Routen und 
berühren die neuentstandenen Zentren im Donbass und Ural. 
Immer enger wird die Verbindung zwischen der Bühne und dem 
Leben des Volkes. Neue Impulse für das Theater verspricht 
man sich von dem in Aussicht genommenen, 15000 Menschen 
fassenden Theater im Schloß der Räte, das an Stelle der ge- 
sprengten Heilandskathedrale in Moskau gebaut wird. 


Bücherschau. 


Bolschewismus. Analyse und Stellungnahme. 


Gurian, Waldemar: Der Bolschewismus. Ein- 
führung in Geschichte und Lehre. XII und 338 S. Freiburg 
im ene 1931. Verlag Herder. XII u. 338 S. Preis: 6,20, geb. 
8,— : 


Was an diesem Buche anzieht und gewinnt, ist der tiefe Ernst und die 
große Sorgfalt, mit der an die Aufgabe gegangen wird. Der Standpunkt des 
Verfassers ist der der christlichen, katholischen Weltanschauung, und er will 
des Problems des Bolsdiewismus, in das er tief eindringt, in prinzipieller 
Auseinandersetzung Herr werden. Er geht auch an das Problem insofern 
ganz richtig heran, als er sowohl die Theorie wie die Praxis des Bolschewis- 
mus erforscht, ihn weltanschauungsmäfig und soziologisch zu begreifen strebt. 

Von diesem Gesichtspunkte aus habe ich freilich Bedenken, ob die Dis- 
position, die Anlage des Buches zweckmälig und richtig ist. Es sei davon 
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abgesehen, dad man schwerlich auf rund 30 Seiten die geschichtlichen und 
gesellschaftlichen Voraussetzungen des Bolschewismus ausreichend darstellen 
und daf man ganz sicher nicht auf diesem Raum ein wirkliches Verständnis dafür 
erreichen kann. Jedermann, der über das heutige Rußland schreibt und etwas 
mehr geben will als eine Sammlung von „Eindrücken“, muß doch damit rech- 
nen, daß der Vorrat an Kenntnissen und Vorstellungen über Rußland, den er 
voraussetzen kann, ungemein gering ist, daß deshalb allgemeine, auch noch 
so richtige und geistreiche Betrachtungen kein Bild schaffen und darum auch 
nicht haften können. Noch mehr aber habe ich Bedenken gegen eine Anord- 
nung, wie sie der Verfasser gewählt hat, nämlich erst die Eroberung und den 
Ausbau der politischen Macht in Rußland durch die bolschewistische Partei 
zu schildern, dann die Wirtschafts- und Gesellschafts politik des Bolsche- 
wismus, dann die bolschewistische Partei und dann erst die bolschewistische 
Doktrin. Für ein Buch wie dieses und mit dem erkennbaren Zweck dieses 
Buches war doch die umgekehrte Anordnung die gegebene und notwendige: 
erst die Doktrin und Theorie und diese wieder mit einer klaren Einführung 
in den europäischen Marxismus, von dem der bürgerlihe Durch- 
schnittsleser in Westeuropa keine klare Vorstellung hat, von da weiter zu 
Lenin und Stalin. Dann die Partei und das übrige, wobei auch, wie fast 
immer in Büchern über Rußland, der bolschewistische Staat zu kurz kommt, 
vom bolschewistischen Imperialismus zu schweigen. Seite 64 heift es: „Es 
bat keinen Sinn, auf die Einzelheiten der Verfassung und Verwaltungs- 
lei des bolschewistischen Staates einzugehen, wenn es gilt, die politische 

irklihkeit im heutigen Rußland zu schildern. Daher ist eine Beschreibung 
der beiden Verfassungen von 1918 und 1923 unnötig.“ Wie soll man eine 
politishe Wirklichkeit schildern, wenn man die Verfassung, das staatliche 
Wesen, wie es in der Verfassung zunächst festgelegt ist, nicht erfaßt? Dann 
bleibt ja, was darüber gesagt wird, gar nicht im Gedächtnis haften. (Neben- 
bei gesagt S. 92: So kann die Frage Peter der Große, Lenin, Stalin oder: Ruß- 
land, Europa, Amerika doch auch nicht abgemacht werden.) So steht der Ver- 
fasser sich selber und seiner tiefeindringenden Bemühung im Weg und hin- 
dert er eine volle Wirkung. Wir gehen wohl nicht fehl in der Annahme, 
daß ihm selbst der 5. Teil die Hauptsache ist: die bolschewistische Doktrin. 
Hier wird auch eindringend und sorgfältig mit dem Problem gerungen. Aber 
S. 164: „Es ist nicht möglich, an dieser Stelle eine genaue geistesgeschichtliche 
Analyse der bolschewistischen Doktrin, des Leninismus zu geben!“ Das ist 
doch notwendig, wenn man über die bolschewistishe Doktrin handeln will! 
Sehr gut sind und immer besser werden dann die Ausführungen über Marxis- 
mus und Religion, das Absolute im marxistisch-bolschewistischen Glauben, 
und mit dem Schluß des Kapitels, S. 184, stimmen wir ganz überein, wie auch 
mit dem Gesamtschluß S. 211 f. 


Vom ganzen Buche sind 212 Seiten Darstellung, während Seite 215 bis 
288 bolschewistische Dokumente bringen, denen ausführlihe Anmerkungen 
und ein Sachregister folgen. Das Buch ist, wie wiederholt sei, wertvoll und 
zu begrüßen, weil es vom festen eigenen Weltanschauungspunkt aus das 
Dogma, den Glauben, die Heilslehre des Bolschewismus durchaus objektiv 
analysiert, darstellt und natürlich kritisiert. Die Beilage des Verlegers hat 
ganz recht, die das Buch charakterisiert als die Antwort eines klugen und 
festen Menschen auf die entscheidende Frage, wie es möglich geworden sei, 
daß diese Inhalte, diese Lehren in der heutigen Welt wirksam und erfolg- 
reich sind, und daß zusammenlällt alles, was den Bolschewismus groß machte, 
was in ihm fragwürdig ist und was er uns zu tun aufgibt. Gerade aber weil 
wir das und dazu die Energie und den Ernst in der Behandlung des Problems 
anerkennen, hätten wir gewünscht, daß der Verfasser die Wirkung noch ver- 
stärkt hätte, indem er das Werk anders anlegte und sich klargemacht hätte, 
daß man das, was über geschichtliche Voraussetzungen und Praxis des bol- 
schewistischen Staates zu sagen ist, nicht auf so geringem Raume darstellen 
kann, wie es hier geschieht. 
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Hartwig, Theodor; Lewy, Fritz; Gerschen- 
kron, A.; Wolf, Eduard; Adler, Max: Unsere Stel- 
lung zuSowjetrußland. Lehren und Perspektiven der 
russischen Revolution. Mit einem Vorwort von Max Seydewitz. 
Berlin-Tempelhof 1931, Marxistische Verlagsgesellschaft m. b. H., 


190 S. Preis: brosch. 4,75 RM. 


Das Buch ist der dritte Band der „Roten Bücher der marxistischen 
Büchergemeinde“, veröffentliht von den Herausgebern der sozialistischen 
Zeitschrift „Der Klassenkampf“, die den linken Flügel der sozialdemokra- 
tischen Fraktion und Partei Deutschlands darstellt. Es ist gegliedert in die 
Teile: Bedeutung der Sowjetunion für die proletarische Weltrevolution — 
Vor der Revolution, nach der Revolution — Die Verfassung Sowjetrußlands — 
Fünfjahrplan und Sozialismus — Sowjetrußland in der Weltwirtschaft — 
Unsere Stellung zu Sowjetrufland. Das Buch bezeichnet sich als Bekenntnis- 
buch, will Fehler und Mängel in Sowjetrußland nicht übersehen, aber auch nicht 
die Vorzüge und Erfolge, und will wohl in erster Linie innerhalb der Sozial- 
demokratie, d. h. der 2. Internationale den Boden für eine objektive Be- 
urteilung Sowjetrußlands bereiten, die nach Auffassung der Verfasser da fehlt 
und für die ja auch bei der bekannten Stellung zwischen 2. und 3. Inter- 
nationale die Voraussetzungen recht schwach und recht schwierig sind. 

Von diesem Standpunkt und auf dieses Ziel hin ziehen die beiden Ein- 
leitungen klar, bestimmt und auch richtig die Linien. Und das Buch selbst 
gibt dann immer unter diesem Gesichtspunkte eine ganz gute Übersicht über 
das, was in Sowjetrußland geworden ist und weiter wird oder werden soll. 
Man kann nicht sagen, daf ein übertriebener Optimismus walte, bei aller 
Begeisterung für das sozialistische Ideal. Das Kapitel: Sowjetrußland in der 
Weltwirtschaft namentlich ist durchaus realistisch, ebenso die Beurteilung, 
was ein „Gelingen“ des Fünfjahrplans bedeute. Interessant sind selbstver- 
ständlih dann besonders die Ausführungen S. 161f. über den Gegensatz 
zwischen „Sozialdemokratie und sog. Kommunismus“, im besonderen zur 
Frage: Linke Sozialdemokratie und Bolschewismus, sowie über die russische 
Diktatur. Wegen des Standpunktes und der Einstellung der Verfasser, die 
sich zudem bemüht haben, das Tatsachenmaterial wirklich zusammenzutragen, 
wird der Rußlandforscher an dem Buche nicht vorbeigehen dürfen. 

Otto Hoetzsch. 


Das Eherecht in der Sowjetunion. 


Soloweitschik, Dr. Grigory: Das Eherecht Sowjet- 
ruflands und seine Stellung im internationalen Privatrecht. 
Leipzig 1931. Verlag Buske. 1325S. Preis: 8,— RM. 

Magidson, Dr. iur. I.: Das sowjetrussische Eherecht unter 
besonderer Berücksichtigung des Eheauflösungsrects. Leipzig 
1931, Verlag Theod. Weicher. VIII, 74 S. Preis: 4,— RM. 

Niedermeyer, Dr. Albert: Die Eugenik und die Ehe- 
und Familiengesetzgebung in Sowjetrußland. Berlin u. Bonn o. J., 
Verlag Ferd. Dümmler. 94 S. Preis: 3,80 RM. 

Harmsen, Dr. Hans: Frau und Kind in Sowjetrufland. 
Eine familienrechtliche und bevölkerungspolitische Studie. Ber- 
lin 1951. Verlag Edwin Runge. 65 S. Preis: 1,60 RM. 

Kauschansky, Dr. jur. D.M.: Evolutiondessow- 
retrussischen Eherechts. Abhandlungen aus dem Ge- 
biete der Sexualforschung, Band VI, Heft 1. Berlin und Köln 
1951. A. Marcus und E. Weber’s Verlag. 47 S. Preis: 4,— RM. 
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Kauschansky, DE ur D. M.: Evolutiondessow- 
jetrussischen Familienrechtes. Abhandlungen aus 
dem Gebiete der Sexualforschung, Band VI, Heft 2. Berlin und 
Köln 1931. A. Marcus und E. Weber’s Verlag. 36 S. Preis: 
3,50 RM. 

Das Buch Soloweitschiks zerfällt in zwei Abschnitte. Im ersten 
wird das Eherecht der RSFSR behandelt; im zweiten das Eherecht der RSFSR 
im internationalen Privatrecht. Die Bedeutung des ersten und wichtigsten 
Teils des Buches liegt darin, daß es einen vollkommenen, klaren und sonst 
für jemanden, der die russische Sprache nicht beherrscht, recht schwer zu er- 
langenden Überblick über diese spezielle Materie des geltenden russischen 
Rechts gibt. Durch die streng durchgeführte Beschränkung auf das Eherecht 
ist es S. gelungen, diese Materie vollkommen zu umfassen. Nach einer ganz 
kurzen geschichtlichen Einführung lernen wir nicht nur das geltende positive 
Eherecht kennen, sondern bei wichtigen Fragen auch die Auslegung und An- 
wendung der betr. Vorschriften durch die Gerichte, was ja bei der Stellung 
der Gerichte in der UdSSR von besonderer Bedeutung ist. Die für die Praxis 
wichtigsten Streitfiagen werden eingehend kritisch behandelt. Der zweite 
Abschnitt des Buches über das Eherecht der RSFSR im internationalen Privat- 
recht fällt gegen den ersten Abschnitt ab. Wie S. selbst schreibt, bietet das 
Eherecht der RSFSR infolge seiner grundsätzlichen Abweichung von den 
Rechten anderer Länder auf dem Gebiete des internationalen Privatrechts 
ganz besondere Schwierigkeiten. Es ist deshalb natürlich — besonders, wenn 
man bedenkt, daß S. das Verhältnis zu den Rechtsordnungen von 6 Ländern 
untersucht — daß 37 Seiten für eine einigermaßen gründliche Darstellung 
dieses Gebietes nicht ausreichen. Ebenso enthält dieser Abschnitt Hinweise 
auf die Frage der Anwendbarkeit des Sowjeteherechts im internationalen 
Rechtsverkehr auf die Staatenlosen, die früher die russische Staatsangehörig- 
keit besessen haben. | 

Dr. Magidson gibt uns eine gründliche Auslegung des Ehescheidungs- 
redits der UdSSR. Interessant ist der Einführungsabschnitt, der die recht- 
lihe Natur der Sowjetehe behandelt, besonders durch die Untersuchung des 
auch in Ruflland sehr bestrittenen Instituts der „faktischen Ehe“. Der bei 
dieser Gelegenheit geäufßerten Ansicht des Verfassers über den Begriff der 
Ehenichtigkeit nah dem FGB von 1927 ($ 6) sowie seiner Stellungnahme 
gegen die bekannte Entscheidung des Obersten Gerichts in Moskau vom 
10. Oktober 1927, in der die Frage der Polygamie behandelt wird (8 3, 111), 
vermag ich jedoch nicht beizutreten und möchte mich für die Richtigkeit 
meiner Meinung auf die gesamte Theorie und Praxis in UdSSR berufen. 

In drei weiteren Abschnitten werden dann das materielle, das prozessuale 
Fhescheidungsrecht und die rechtlichen Wirkungen der Ehescheidung unter- 
sucht. Sehr instruktiv sind die von dem Verfasser überall durchgeführten 
Vergleiche des geltenden Ehescheidungsrechts des FGB von 1927 mit dem des 
FGB von 1918. Wir erkennen aus diesen Vergleichen den außerordentlichen 
Fortschritt. den das Sowjetehescheidungsrecht durch das FGB von 1927 in der 
von den Bolschewiki verfolgten Richtung auf Entstaatlihung und — wenn 
man so sagen darf — Entrechtlichung der Ehe gemacht hat. 

Die beiden Schriften von Dr. Harmsen und Dr. Niedermeyer 
beschäftigen sich kritisch mit den durch die Sowjetgesetzgebung auf den Ge- 
bieten der Familie und der Ehe geschaffenen tatsächlihen Zuständen, unter 
besonderer Berücksichtigung der rassenhygienischen und bevölkerungs- 
olitischen Gesichtspunkte. Der größte und ausführlichste Teil ist dem 

roblem der Abtreibung gewidmet. 

Beide Verfasser sind Mediziner und deshalb wohl besonders dazu be- 
rufen, ein Urteil über die behandelten Fragen abzugeben. Der besondere 
Wert beider Abhandlungen besteht in den praktischen Erfahrungen, die man 
in der UdSSR seit 1917 gemacht hat. 
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Dr. Harmsen begnügt sich dabei hauptsächlich mit Darstellung und 
Würdigung des von ihm beigebrachten Materials. 

Dr. Niedermeyer dagegen greift vor allem durch die im Anhang an- 
nen Sear aufschlußreichen Statistiken und Äufterungen sowjetrussischer 

rzte die durch die Bolschewiki getroffenen Regelungen der behandelten 
Frage an. P. 
* 

Bei Redaktionsschluß sind noch die beiden neuen Schriften von Kau- 
schansky eingegangen, die in knapper und übersichtlicher Form die Entwick- 
lung des sowjetrussischen Ehe- und Familienrechts darstellen. 


Fünfjahrplan. 

Grinko, G: „Der Fünfjahrplan der UdSSR. 

Eine Darstellung seiner Probleme.“ 3 durd- 

esehene Auflage, 312 S., mit einer Reihe von Diagrammen. 
Verlag für Literatur und Politik. Wien-Berlin 1931. Preis: 
brosch. 3,15 RM., geb. 4,50 RM. 

gu gow,A.: Fünfjahresplan. Aus dem russischen Manuskript 
ins Deutsche übertragen von A. Gurland. Berlin 1951. Verlag 
J. H. W. Dietz. 128 S. Preis: 1,75 RM. 

Glaeser, Ernstund Weiskopf, F. C.: Der Staat ohne 
Arbeitslose. Drei Jahre Fünfjahrplan. 265 Abbildungen. Mit 
einem Nachwort von Alfred Kurella. Berlin 1931. Verlag Gustav 
Kiepenheuer. 198 S. Preis: kart. 4,50 RM. 


Daß dieses Buch des Finanzkommissars der Sowjetunion in deutscher 
Sprache schon die 3. Auflage erlebt, ist ein Beweis dafür, da es sich rasch 
eingeführt hat. Die erste Auflage erschien Anfang 1950. Es ist nicht zu be- 
streiten, daß dies Buch wohl die geeignetste Einführung in das Verständnis 
des Fünfjahrplans ist. Der Standpunkt ist der offizielle sowjet-russische. 
Und von diesem Standpunkte aus wird eine vollständige und gute Einführung 
ia den Fünfjahrplan gegeben: Planwirtschaft, Ergebnisse des Wiederaufbaues 
am Anfang des Jahrfünfts, Generallinie, industrieller Aufbau, sozialistische 
Rationalisierung und Arbeiterfrage, sozialistische Umgestaltung des Dorfes, 
Arbeiter- und Bauernblock, Transportwesen, Wohnungsbauwesen und Städte- 
problem, die qualifizierten „Kaders“, Finanzproblem, Rayonierung und Natio- 
nalitätenpolitik. Wie gesagt, als bequeme, übersichtliche, klare und voll- 
ständige Einführung in den Fünfjahrplan empfiehlt sich das Buch durchaus, 
dem der Verfasser nadı dem Vorwort zur 5. Auflage im Herbst eine neue 
Arbeit über die Durchführung des Fünfjahrplans folgen lassen will. 

Otto Hoetzsch. 

Angesichts des schon in dritter Auflage vorliegenden sehr eingehenden 
Buches des gegenwärtigen Finanzkommissars Grinko über den Fünfjahrplan 
können neue Bücher über dieses Thema nur gerechtfertigt werden, wenn sie 
wesentliche neue Gesichtspunkte hereinbringen. Jugow, der 1929 im Ver- 
lag Kaden & Co., Dresden, ein ausführliches Werk „Die Volkswirtschaft in 
der Sowjetunion und ihre Probleme“ erscheinen ließ, versucht in einer Art 
Fortsetzung eine Kritik des Fünfjahrplans zu schreiben, die im ganzen wenig 
befriedigt. Er schreibt vom Standpunkt des Sozialdemokraten, jedoch mit 
scharfer Wendung gegen Otto Bauer. und scheint mit einem baldigen Ende 
der Sowjetherrschaft zu rechnen, ohne daft diese Ansicht in seinem Buch 
motiviert wird. Man hätte eine prinzipielle Durdharbeitung des Problems der 
Planwirtschaft überhaupt erwartet, denn die Darstellung der einzelnen Tat- 
sachen und ihrer Mängel war zum Teil schon bald nach dem Erscheinen des 
Buches überholt. 

Das Bilderbuch von Glaeser und Weiskopf und einem Nachwort 
von Kurella ist ein reines Propagandawerk. Die meisten Bilder sind aus- 
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gezeichnet und übermitteln sehr lebhafte Eindrücke. Aber das Buch zeigt 
ausschließlich das Heroische und Optimistische des Aufbaues, ohne die Opfer, 
mit denen der Aufbau erkauft wird, auch nur anzudeuten. Für jemanden, 
der Rußland kennt, ist es eine Freude, das Buch durchzublättern. Wer aber 
seinen Eindruck über die Sowjetunion auf diese Bilder aufbauen will, muß 
notwendig ein schiefes Bild erhalten. K.M. 


Die letzte Zarın. 


Zarin Alexandra von Rußland, geborene Prin- 
zessin von Hessen-Darmstadt. Als deutsche Zarin im Welten- 
brand. Intime Aufzeichnungen aus der Zeit Rasputins. Carl 
Reißner-Verlag, Dresden 19352. I. Band 384 S., II. Band 328 S. 
Preis: geh. 15,— RM., geb. 22,— RM. 


Für eine Charakterzeichnung Kaiser Nikolaus II. und der Zarin 
Alexandra geben die beiden Bände mit Briefen der Zarin an ihren Gemahl 
während des Weltkrieges, ferner einige Antwortschreiben des Zaren aus dem 
Hauptquartier sowie zahlreiche Telegramme sehr viel wertvolles Material. Be- 
kanntlich bediente sich das Zarenpaar bei seiner Korrespondenz gewöhnlich 
des Englischen. Die erste russische Ausgabe der Briefe erschien 1922 in 
Berlin und wurde von WI. Nabokow besorgt. Später ließ auch die Sowjet- 
regierung die Briefe der Zarin herausgeben. Nunmehr liegen sie in einer — 
vielfach eidet nicht ganz einwandfreien — deutschen Übersetzung von Arkadi 
Maslow vor. Ein Vergleih mit der russischen Ausgabe zeigt, daß in die 
deutshe Sammlung nicht alle Briefe aufgenommen sind. Doc ist die Aus- 
wahl vom Herausgeber nicht schlecht getroffen: gerade die markantesten, zur 
Charakteristik des dem Untergange geweihten Zarismus am meisten bei- 
tragenden Aufzeichnungen der Zarin sind in der Sammlung vertreten. Der 
Inhalt der Briefe ist sehr buntschecig; neben hochpolitischen und militä- 
rischen Angelegenheiten finden wir die gewöhnlichsten Dinge des alltäglichen 
Lebens bis zu den Intimitäten des Schlafzimmers. Lieferte schon das Tage- 
buch des Zaren einen schlagenden Beweis für seine völlige Unfähigkeit, ein 
Land zu regieren, so wird dieser Eindruck beim Lesen der Briefe noch um 
ein Vielfaches verstärkt. Wir sehen hier, wie dieser unglückliche Monarch 
beständig in seinen Entschlüssen schwankte und sich von den Parteien hin 
und her zerren lief. Die Zarın dagegen ging unbeirrt ihres Weges; sie kannte 
keine Zweifel und folgte nur einer Autorität — dem Wort des „Gottes- 
mannes” Rasputin. Fr. St. 


Gothaisches Jahrbuch und Ploetz neu. 


Gothaisches Jahrbuch für Diplomatie, Ver- 
waltung und Wirtschaft. 169. Jahrgang. Gotha 1932. 
Verlag Justus Perthes. 716 S. Preis: 24,— RM. 


Ploetz, Karl: Auszug aus der alten, mittleren, neueren 
und neuesten Geschichte, neu bearbeitet von Friedrich Kähler. 
21. Aufl. Leipzig 1931. Verlag von A. G. Ploetz. VIII und 763 S. 


Pünktlich zu Beginn des neuen Jahres stellt sich der neue „Gotha ein, 
diesmal mit den Bildern des Präsidenten der französischen Republik und des 
ungarischen Reichsverwesers. Wieder ist er vollkommen aut die Höhe ge- 
bracht in der bekannten sorgfältigen Arbeit, die mit Recht auch von allen 
Amtsstellen unterstützt wird und dieses Buch für jeden Politiker und Publi- 
zisten unentbehrlich macht. Aus unserem Gebiete ist für Lettland die neue 
Volkszahlung schon verarbeitet, während die vom 9. Dezember in Polen 
natürlich noch nicht bearbeitet werden konnte. Das Kapitel über die Sow jet- 
union (unter Rätebund eingeordnet), von Seite 551—556, ist mit größter Ge- 
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wissenhaftigkeit bearbeitet und, soweit wir es zu prüfen vermögen, auch 
richtig und vollständig. Es geht in bezug auf die Teile bis in die autonomen 
Rätestaaten und autonomen Gebiete herein, wobei zum ersten Male die 
Völkerstämme genau mit Prozenten verzeichnet sind. Dem schnellen Gang 
der großen Organisationsverdnderungen ist, soweit möglich, Rechnung ge- 
tragen; die im Dezember vom ZIK beschlossene Umorganisation der Industrie- 
verwaltung konnte noch nicht bearbeitet werden. Auch Polen und die Rand- 
staaten sind, wie immer, vortrefflichh behandelt. Das Buch bedarf keiner 
Empfehlung, sondern nur des Hinweises, daß die neue Ausgabe erschienen 
ist und daß es keine Verschwendung für den Politiker oder Publizisten ist, 
im Gegenteil, sidı jedes Jahr den neuen Band anzuschaffen. So wenig man 
mit einem alten Kursbuch reisen wird, so wenig kann man mit einem älteren 
„Gotha“ arbeiten. Aber die älteren Jahrgänge behalten dann ihren Wert als 
historische Quelle und sind darum auch keine Belastung der Bibliothek. 


Der alte bekannte Ploetz wird hier in einer neuen, bis auf die unmittel- 
bare Gegenwart fortgeführten Auflage vorgelegt. Sein Charakter ist seit 
Jahren bekannt: ein Auszug aus der Geschichte, aber nicht in Tabellen, son- 
dern in lesbarer Tatsachenerzählung, bei der neben der politischen und mili- 
. Geschichte besonders die Verfassungsgeschichte sehr zu ihrem Redt 

ommt. 


Zunächst leidet das alte vortrefflihe Buch, das auch mit Sorgfalt 
fortgeführt worden ist, nicht nur an einer Überfülle des Stoffes und daran, 
daß traditionell mancherlei nicht mehr Notwendiges weiter mitgeschleppt 
wird, auch die Kriege zu ausführlich geschildert werden, sondern auch an 
einer Ungleichheit der Raumverteilung, die einmal gründlich durchgepriift 
und umgestaltet werden müßte. Das Altertum erhält nicht weniger als 
140 Seiten, das Mittelalter nicht mehr als 68. Von da bis zum Wiener Kongreß 
sind es 135 Seiten und der Weltkrieg umfaßt 107 Seiten. Das ist keine im 
ganzen zweckmäßige Raumverteilung. Man sieht, wie in der Hauptsache die 
alte Verteilung beibehalten wurde und, um dem zwingenden Bedürfnisse 
Rechnung zu tragen, das Neuere angefügt wurde. 


Aber die Hauptsache für uns: der Osten. Der ist nun im ganzen zu knapp 
und im ganzen auch nicht recht befriedigend behandelt. Man lese nach Seite 
174 die Anfänge Rußlands, oder Seite 224 gar (mit 6 Zeilen) die Anfänge 
Polens bis zu Kasimir dem Großen, die einschl. der Union von 1386 8 wei- 
tere Zeilen umfassen, über Polen und Rußland weiter Seite 260 ff, eine rein 
äußerliche Aufzählung der Daten, auch das über Peter den Großen Gesagte 
reicht nicht aus. Seite 309—514, also Katharina II. und ihre Vorgänger, geht 
im großen und ganzen an. Dagegen wieder ist das über Alexander I., Niko- 
lai I. und Alexander II. Gesagte äußerst knapp, zudem auseinandergerissen, 
und bei Alexander II. steht das über die innere Politik Gesagte räumlich in 
einem zu großen Abstand von der ausfiihrlicien Kriegsschilderung: hat es in 
einem solchen Werke einen Zweck, den russisch-türkischen Krieg von 18773 
so ausführlich zu schildern? Dieser Teil wird dann gleich bis 1917 geführt, 
von Seite 705 bis 721 folgt dem eine Übersicht über die Geschichtsentwicklung 
Osteuropas, die im großen und ganzen an Material genug bietet. 


Die Schwierigkeiten einer Anordnung und Wiedergabe, die uns vom 
Standpunkt osteuropäischer Geschichte erwünscht wäre, unterschätzen wir 
natürlich nicht. Aber wäre nicht an der Zeit, überhaupt zu prüfen, ob diese 
Art Einteilung wirklich den jetzigen Bedürfnissen völlig entspricht? Sie 
hängt noch zu sehr an der alten, aber. nicht guten Gewohnheit, daf die Ge- 
schichte der nationalen Staaten außerhalb Deutschlands nicht zusammen- 
hangend behandelt wird und dann etwa mit Franz l. von Frankreich, Elisa- 
beth von England und hier Peter dem Großen ziemlich unvermittelt in die 
Weltgeschichte hineinspringt. Wir glauben, daß durch zweckmiaftige Kürzungen 
im übrigen Stoff, der, wie gesagt, reichlich viel Uberfliissiges mitschleppt, 
Raum genug gewonnen werden könnte für eine zweckinällige Behandlung 
von Rußland und Polen in einem Buche, das sich ja ganz zweifellos durch 
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ursprünglich sehr praktische Anlage und sorgfältige Weiterführung und Be- 
arbeitung (davon fezi auch diese neueste Auflage Zeugnis ab) seinen ganz 
festen Platz erworben hat als ein Hilfsmittel zu kurzer Orientierung, zum 
Nachschlagen, zur Stärkung des Gedächtnisses. So seien dem Herausgeber 
diese Anregungen zur Prüfung für die ja siher kommenden weiteren Auf- 
lagen des altbewährten Handbuches empfohlen! Otto Hoetzsch. 


Drei Prager Publikationen. 


Dostojevskij-Studien. Gesammelt und heraus- 
gegeben von D. Čyževśkyj. Veröffentlichungen der Slavistischen 
Arbeits emeinschaft an der Deutschen Universität in Prag. Her- 
chen von F. Spina und G. Gesemann. I. Reihe: Unter- 
suchungen. Heft 8. 116 S. Reichenberg 1931, Gebr. Stiepel. 
Preis: 5.— RM. | 

Szyjkowski, Marjan: Polská účast v českém 
närodnimobrozeni (Polens Anteil. an der čechishen Wie- 
dergeburt.) Cast 1. Prag 1931. Práce Slov. Ústavu v Praze 
sv. III. In Kommission bei „Orbis“, Prag. VIII, 508 S. Preis: 
85,— Kč., ca. 10,62 RM. 

Ruska revoluce bfreznovä ve vzpominkäch 
účast niků. (Russische Revolutionsliteratur in Anthologien.) 
Usporadal Jan Slavik. Prag, Melantrich, 1950. „Z valky a revo- 
luce“, sv. 3. 392 S. („Die russ. Märzrevolution in Erinnerungen 
der Teilnehmer.“) Ruskä revoluce listopadova ve vzpominkäch 
účastníků. („Die russ. Novemberrevolution in Erinnerungen der 
Teilnehmer.“) Uspořádal Jan Slavik. Prag, ib., 1931, ib. sv. 6. 
352 S. Pr. 70,— Kč. pro Band. 


Die Prager Deutsche Universität hat zum Herausgeber des von ihrer 
Slavistischen Arbeitsgemeinschaft zum 50. Todestag Dostojevskijs veran- 
stalteten Sammelbandes einen Mann bestimmt, der deutschem Geistesleben 
seit längerer Zeit eng verbunden ist: D. CyZzevskyj, dessen Haupt- 
leistungen auf dem Gebiet der Hegel-Forschung liegen, ist durch seinen zwei- 
ten Wohnsitz (Freiburg i. Br.) dem Einfluß lebendigsten deutschen Philoso- 
phierens unmittelbar zugänglich. So hat er auch seinen höchst originellen 
und tiefdringenden, insbesondere an den Gestalten des Goljadkin, Stavrogin 
und Ivan Karamazov orientierten ‚Beitrag über das Doppelgängerproblem 
bei Dostojevskij aufs glücklichste in die Perspektive der allgemeinen 
existential-philosophishen Entwicklung des XIX. Jahrhunderts (Nietzsche, 
Kierkegaard) eingeordnet. Seine Vielseitigkeit beweist CyZevskyj durch 
einen weiteren kleinen Beitrag, der zu einer von Dostojevskij geschilderten 
Blasphemie folkloristishe Parallelen inner- und außerhalb Rußlands auf- 
zeigt. Die Brücke zu Westeuropa schlägt auch der einzige deutsche Mit- 
arbeiter des Sammelwerks, G. Gesemann. Sein Beitrag „Dostojevskijsche 
Problematik in einer deutschen Novelle“ (gemeint ist „Judith die Kluswirtin“ 
von Louise von Francois) ist ein reizvoll skizziertes Paradigma „in der Luft 
liegender Probleme“. Auch „Der Träumer und der Andere“, ein interessan- 
ter Vergleich zwischen Gogolschen und Dostojevskijschen Themen aus der 
Feder des gleichen Verfassers, bleibt trotz des diesmal rein russischen Ma- 
terials in der Methode westeuropäisch. Die weiteren Mitarbeiter sind Russen. 
R. Pletnev zeigt uns Dostojevskij als Theaterkritiker. A. Bem (Böhm) 
belegt „Die Entwicklung der Gestalt Stavrogins“ in einer sorgfältigen quel- 
lenmäßigen Analyse, bei welcher natürlich die unlängst ans Tageslicht ge- 
kommene „Beichte“ Stavrogins eine besondere Rolle spielt. Der gleichen 
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(auch von (Cyzevskyj stark berücksichtigten) Dostojevskij-Figur gilt end- 
liù S. Hessens Beitrag „Stavrogin als philosophische Gestalt“, der im 
Gegensatz zu CyZevskyj nicht in europäische Weiten, dafür aber sehr in die 
Tiefe dringt und dabei mit Glück bemüht ist, Dostojevskij begrifflich kom- 
mensurabel zu bleiben. 

Lange sah man in den Polen regelrechte „Verräter“ an der slavischen 
Idee. Jetzt geht Szyjkowski, Prager Professor für Polonistik, dem nicht nur 
für die Vergangenheit, sondern für Gegenwart — und Zukunft brennend 
wichtigen Problem dergestalt zu Leibe, daß er nicht von polnischen, sondern 
von éechischen Stichworten ausgeht. Der vorliegende erste Teil seiner mit 
ungewöhnlichem Fleiß und Quellenspürsinn unternommenen Arbeit zerfällt 
in die Abschnitte Dobrovsky — Puchmajer — Jungmann — Hanka. Nicht 
alles, was der Verfasser in seiner an Materialvollständigkeit auf lange un- 
überbietbaren Sammlung zusammenträgt, ist „účast“, „Anteil“ im Sinne von 
Beeinflussung; vielfach kann von Reflexen oder zumindest von Wechsel- 
seitigkeit im genauesten Sinne des Wortes gesprochen werden. Das gilt 
namentlich für den Fall Puchmajer. Szyjkowski hat mit seinen schlagenden 
Parallelen aus polnischen Autoren dem guten „buditel“, mehr Weckuhr als 
Erwecker, fast die letzten Reserven an ÖOriginalitätskapital zu Wasser ge- 
macht. Die splendid isolation Dobrovskys bleibt auch nach dieser Unter- 
suchung im wesentlichen intakt, eine glänzende indirekte Rechtfertigung der 
Masarykschen Wertmaßstäbe. Jungmann dagegen, dem schon vor Jahr- 
zehnten „Unaufrichtigkeit“ vorwarf, wird durch Szyjkowskis Untersuchung 
nicht größer. Seine linguistischen Fähigkeiten sind durch die mitgeteilten 
polnischen Briefe sehr kompromittiert, dem polnischen Lexikographen Linde 
scheint er gewaltig unterlegen. Unberührt bleibt Jungmanns Verdienst um 
die Schaffung der heutigen @echischen Schriftsprache. Die meisten polnischen 
Beziehungen sind bei Hanka nachzuweisen. anche hiervon sind ehrenvoll: 
etwa Bandtke, Mickiewicz; andere, wie der Berlin-Breslauer Slavist 
Cybulski, eine allzu akademische Angelegenheit; Leute aber wie Z. Dolega 
Chodakowski oder Maciejowski sind des Gechischen Handschriftenfabrikators 
würdige Faiseure und Karrieristen. 


Ausgezeichnete Köpfe, der Historiker Werstadt als leitender Heraus- 
geber, der vorwiegend soziologisch interessierte Archivdirektor J. Slavik, 
der in der Geschichte der Stockholmer Konferenz bemerkenswert hervor- 
getretene Pr. Maxa und J. Veverka haben sich vereinigt, um der Cechisch 
lesenden Öffentlichkeit in einer vielseitig orientierten Anthologie ein Bild 
der russischen Revolution zu geben, von dem man nur wünschen könnte, 
daß es in Deutschland nachgeahmt würde. Gut orientiert durch Slaviks Ein- 
leitungen, erlebt der Leser neben- und nacheinander die Ressentiments der 
Vyrubova und der Fürstin Paley, die Bedeutungslosigkeit Rodziankos, die 
transzendenter Erregungen bare Weltfremdheit Miljukovs, die intellektuel- 
len Vieldeutigkeiten der PeSechonov und Suchanov u. v. a. Von Lenin und 
Trockij sind ebenso charakteristishe wie unabgegriffene Abschnitte aus- 


gewählt. Im Mittelpunkte bei alledem — Nikolaus Il., weniger als Mensch 
denn als Zar — in Pankratovs Schilderung kommen freilich beide Seiten zu 
Wort —, und Kerenskij, der eine über die Kraft gehende Aufgabe über- 


nommen hatte. Der Nidit-Spezialist wird sich schwerlich anderswoher ein 
objektiveres Bild über die größte Revolution der Weltgeschichte machen 
können. Fin Band über den Bürgerkrieg nach der bolschewistischen Macht- 
ergreifung soll noch folgen. Wir wünschen uns Nachahmer oder Übersetzer. 


L. S—n. 
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Zeitschriftenschau. 


A. Sowjetunion. 
I. Wirtschaft. 


Der Sowjetbinnenhandel in der gegenwärtigen Etappe. (Sovetskaja tor- 
govija na sovremennom étape.) Von L. Gatovskij. 
„Bol’3evik“, Moskau, Nr. 11, 1931. S. 37 ff. 


Der „sozialistische Sektor“ des Sowjetbinnenhandels wächst rapide. Der 
Detailumsatz der Konsumgenossenschaften hat im Jahre 1931 16 Milliarden 
Rubel gegenüber 1 Milliarde 1924 erreiht. Während 1924 nur 8 % der er- 
wachsenen Bevölkerung in Kooperativen vereinigt waren, sind es heute 
über 60 %. Im selben Maße nimmt der Anteil des privaten Sektors am 
Detailzwischenhandel ab: 1921 betrug er 75 %, 1923/24: 59 %, 1928/29: 16 %, 
1929/30: 5,6 %, 1931: nur noch 2,5%. Die weitgehende Kollektivierung 
und Kontraktierung in der Landwirtschaft, die Kooperierung des Hand- 
werks haben die Basis des freien Marktes auf ein Minimum zusammen- 
geschnürt. In langatmiger Polemik wird der „linken“ und rechten Oppo- 
sition nachgewiesen, daß und warum die Generallinie recht hat. Es wird 
eine größere Beweglichkeit der Organisation, Kampf gegen das „Ein- 
frieren‘ großer Warenvorräte an falschen Stellen, rascher Umsatz gefor- 
dert. Eine der Hauptaufgaben des neuen Handels wird in der Beein- 
flussung der Arbeitsleistung durch bevorzugte Belieferung tüchtiger Ar- 
beiter im Gegensatz zu der bisherigen gedankenlosen und automatischen 
Gleichmacherei erblickt. Ferner soll an Stelle des Bestrebens, alle Waren- 
gattungen liefern zu können, eine sorgfältige, den Bedürfnissen der be- 
treffenden Käuferschaft angemessene Spezialisierung treten. Die Genossen- 
schaften müssen von der Belastung mit Industriebetrieben, Friseurstuben, 
Wäschereien, Kindergärten befreit werden, um sich ausschlieflich der 
rationellsten und leistungsfähigsten Güterverteilung zu widmen. Man er- 
wartet einen Einfluß der Genossenschaften auf Art und Qualität der In- 
dustrieerzeugnisse. Um die Leistungsfähigkeit der Genossenschaften selbst 
zu steigern, ist eine Erhöhung der Löhne, die Einführung der Akkord- 
arbeit für die Angestellten der Kooperative und die Ausbildung von 
150 000 qualifizierten neuen Angestellten notwendig. Ausführlich wird die 
Frage, ob die Sowjetunion jetzt schon zu einem direkten geldlosen Tausch- 
verkehr übergehen könne, untersucht und dahin beantwortet, daß die 
ET SUSSENZURGEN hierfür im gegenwärtigen Zeitpunkt noch nicht Sr 
sind. . M. 


Aktuelle Probleme der Arbeit im gegenwärtigen Zeitabschnitt. (Aktual’nye 
problemy truda na sovremennom ètape.) Von J. Lejbman und A. Raisov. 
„Bol’sevik“, Moskau, Nr. 12, Juni 1931. 


Im Bergbau, in der Metallindustrie u. a. wird der Wirtschaftsplan nicht 
erfüllt, weil die Arbeit schlecht organisiert ist. Die Partei führt einen 
verzweifelten Kampf gegen die „obezlitschka“, d. h. die Vernachlässigun 
des Arbeitsprodukts, der Maschinen und Werkzeuge. Der Arbeitslohn muß 
so reguliert werden, daß der Arbeiter die Erfolge seiner Arbeit nicht nur 
für die Allgemeinheit, sondern auch für sich selbst sieht. Grundform der 
neuzeitlichen Arbeit sind die Stoßbrigaden. Sie bewerten die Arbeit eines 
jeden Mitglieds nach seiner Leistung, stärken sein Verantwortlichkeits- 
efühl. Diese „Produktionsbrigade“ hat besondere Bedeutung bei den 
ndustrien, die zahlreiche neue Arbeiter einstellen müssen. Die Neulinge 
werden in den Brigaden von den alten, erfahrenen Arbeitern erzogen. 
Der „Brigadier“ ist für die Arbeitsleistung der ganzen Brigade verant- 
wortlich zu machen. Er ist nicht zu wählen, sondern von der Verwaltung 
zu ernennen. Seine Autorität ist so zu stärken, daf er eine eiserne 
Disziplin aufrecht erhalten kann. Die Arbeitszeit ist auszunutzen. Es 
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muß in jedem Fall geprüft werden, ob die ununterbrochene oder die unter- 
brochene Arbeitswoche für die Produktion vorteilhafter ist. Die Arbeits- 
kraft ist keine Ware wie beim kapitalistischen System. Dementsprechend 
muß der Arbeitslohn das Hauptmittel für die Erhöhung der Arbeitsleistung 
sein. Meist ist das Lohnsystem dem Arbeiter unverständlih. Die Folge 
ist der Arbeiterwechsel, der nicht selten 100 % beträgt. Die Arbeitsfrage 
muß gelöst werden, denn Industrie und Verkehr erfordern 1931/32 nicht 
weniger als 2 Millionen neue Arbeiter, darunter 1% Millionen gerne 
Arbeiter. .H. 


Die Stadt und die städtische Wirtschaft in der neuen Etappe. (Gorod 
i Br chozjajstvo na novem étape.) Von L. Peréik. 
„Bol’3evik“, Moskau, Nr. 14, Juli 1931. S. 36 ff. 


Die Periode des Sozialismus erfordert den Umbau von Hunderten alter 
Städte, den Bau von Tausenden neuer Städte. Marx, Engels, Lenin, Stalin 
haben darauf hingewiesen, daf es darauf ankommt, die Widersprüche 
zwischen Stadt und Land zu beseitigen. Von geschichtlicher Bedeutung ist 
die Juni-Entschließung des Zentralkomitees, die besagt, daß neue Industrie- 
zentren in landwirtschaftlichen Bezirken geschaffen werden sollen, während 
in den großen Industriestädten — Moskau, Leningrad — von 1932 ab keine 
neuen Fabriken gebaut werden dürfen. Für die Wahl der Orte sind aus- 
schlaggebend: die Kraft- und Rohstoffbasis, Verkehrswege, Arbeitskraft, 
Entfernung zum Verbraucher, Verteidigungsfähigkeit und die nationale 
Frage, d. h. die Berücksichtigung zurückgebliebener Nationalitäten. Bei 
der Wohnfrage ist zu berücksichtigen, daß wir noch nicht im Kommunismus 
leben, bei dem es heißen wird: von jedem nach seiner Leistung, jedem 
nach seinem Bedürfnis. Wir leben in der Periode des Sozialismus, ın der 
es heißt: jedem nach seiner Arbeitsleistung. Nach diesem Grundsatz sind 
die Wohnungen der vertriebenen Kapitalisten unter die Arbeiter zu ver- 
teilen. Für den Wohnungsneubau stehen erst seit 1928 Mittel zur Ver- 
fügung. In den letzten Jahren ist viel für die Wohnungen der Arbeiter 
getan worden. Trotzdem bleibt noch viel zu tun; denn die Bedürfnisse 
wachsen. Nur 40% aller Städte haben Wasserleitung, 30 % Kanalisation. 
Elektrische Straßenbahnen und Kraftwagen haben nur einzelne Städte. 
Die Versorgung mit Heizstoffen ist in allen Städten ungenügend. 


IL Nationale Minderheiten. 


Der nationale Aufbau der Roten Armee. (Nacional’noe stroitel’stvo kras- 
noj armii.) Von K. Vasilevski. 
„Revoljucija t Nacional’nosti“, Nr. 2-3, Februar und Marz 1931. 


Es ist eine historische Tatsache von größter Bedeutung, daß ein Teil der 
Roten Armee von ehemals unterdrückten Völkern gebildet wird. Nach 
der Oktober-Revolution wurde in den Gebieten des Fernen Ostens und 
Mittelasiens jahrelang gegen die Emire, Bais, Chane und wie die Fürsten 
sonst heißen, gefochten. Als die Sowjetmacht auch in diesen Gebieten 
aufgerichtet war, gelang es zunächst nicht, nationale Truppenteile auf 
Grund der allgemeinen Wehrpflicht aufzustellen. Die Rekrutierung ge- 
schah mit Hilfe der Parteiorganisationen, Komsomol, Gewerkschaften usw. 
emäß freiwilliger Meldung. Erst 1931 konnte man in den nationalen 
Republiken zur allgemeinen Wehrpflicht übergehen. Heute haben sämt- 
liche nationalen Republiken ihre eigenen Divisionen oder Regimenter. 
Die Bildung des Kommandobestandes geschieht auf zweierlei Weise: Kom- 
mandeure der Roten Armee werden auf Kursen in Mittelasien in die 
Eigentümlichkeiten der östlichen Verhältnisse eingeführt und lernen die 
betreffende Landessprache. Für die Bildung des Konimandobestunde: aus 
Eingeborenen sind Kriegsschulen in Mittelasien eingerichtet. Die Aus- 
bildung erfolgt in der Landessprache nach den für die Rote Armee giilti- 
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gen Dienstvorschriften. Die Stammeseigentiimlichkeiten werden berück- 
sichtigt. In zweijähriger Dienstzeit lernen die Eingeborenen nicht nur die 
Handhabung der Waffen, sondern auch Lesen, Schreiben und die russische 
Sprache. Die politische Erziehung spielt eine große Rolle. Die Rekruten 
lernen den sozialistischen Aufbau der Sowjetunion und die Parteipolitik 
kennen. Der sozialistische Wetteifer und das Prinzip der „Udarniki” 
(Stoßtruppler) ist auch bei den nationalen Truppen eingeführt. Es gibt 
Regimentszeitungen in den Landessprachen mit Aufsätzen über das Leben 
in der Truppe, die Disziplin, politische Ereignisse und militärische Fra- 
en. Das Ziel ist, die Rotarmisten so auszubilden, daß sie nach der Ent- 
assung in ihrer Heimat als Vorkämpfer des Sozialismus wirken und 
führende Stellen in den örtlichen Sowjets einnehmen können. Die natio- 
nalen Regimenter sollen als Glieder der einigen Roten Armee für die 
Befreiung der Völker des Ostens kämpfen, W. H. 


Turkestaner im Militärdienst. (Turkestanliler eskerlikde.) 

»Yasch Turkestan“, Nr. 23, Oktober 1931. 

Das Jahr 1931 hat für die Frage der Mobilisierung turkestanischer Volks- 
angehöriger für den russischen Heeresdienst eine einschneidende Bedeu- 
tung gewonnen. Brachte es doch die Verhandlungen über diese Frage zu 
einem vorläufigen Anschluß. In der Sowjetpresse wurde das Problem der 
Heranziehung der Turkestanen für die Roten Armeen eingehend bespro- 
chen, wobei besonders hervorgehoben wurde, daß sie nun endlich des 
„Vertrauens“ durch die Sowjetregierung würdig seien. 


Es gab unter dem zaristischen Regime genug Kräfte, die einen Militär- 
dienst der Turkestanen gänzlich ablehnten. Insbesondere waren dies das 
Landwirtschafts- und das Kriegsministerium. Das Landwirtschaftsministe- 
rium stellte sich aus prinzipiellen Gründen gegen eine Mobilmachung 
Turkestans, denn es vertrat den Standpunkt: Wenn die Turkestanen zu 
den russischen Armeen gezogen werden, dann müssen sie, genau so wie 
die russischen Heeresangehörigen, das Bodenbesitzrecht erhalten, das dem 
russischen Soldaten für geleistete Heeresdienste zusteht. Das Kriegs- 
ministerium sah noch weiter und erblickte in der Heranziehung turke- 
stanischer Volkskräfte zum russischen Heeresdienst eine nationalistische 
Gefahr. Der Kriegsminister Suchomlinow vertrat die Meinung, wenn Ruß- 
land „seine historische Aufgabe“ in Mittelasien erfüllen wolle, müsse es 
in erster Linie die russische Siedlungspolitik beschleunigen und erweitern 
und außerdem die schon seit längerer Zeit projizierte turkestanisch-sibi- 
rishe Bahn „Turksib“ und Tschardschuy-Hiva-Alexandrow-Gay-Bahn mit 
Beschleunigung in Angriff nehmen. Die Ansiedlung von Russen in Tur- 
kestan miifite so forciert werden, daß sie mindestens 25 Prozent der Ge- 
samtbevölkerung erreiche. Hand in Hand müsse hiermit eine Verbindung 
Turkestans zum europäischen Rußland durch verschiedene Eisenbahn- 
linien gehen. Das seien die Voraussetzungen, unter denen Rußland den 
Turkestanen „Vertrauen“ gewähren könne. 


Das historische Schicksal verhinderte die zaristische Regierung an der 
Ausführung dieser Pläne. Ihr Erbe in Turkestan ist in die Hände der 
Bolschewiken gelangt. Jetzt, nach 14 Jahren, sind russische Kommunisten 
endlich zu der Überzeugung gekommen, den Turkestanen das „Vertrauen“ 
zu schenken. Nach „Yasch Turkestan” ist es der Sowjetregierung ge- 
lungen, in Turkestan weit mehr Russen anzusiedeln, als es zur Zeit des 
zaristischen Regimes möglih war. Woran man früher nicht im Traume 
zu denken wagte, das ist heute Wirklichkeit geworden: In allen Teilen 
Turkestans, sogar in abgelegenen, trifft man auf russische Kolonien, die 
„Turksib"-Bahn ist längst erbaut und 400000 russische Bauern sind an 
ihr entlang angesiedelt worden. Die Sowjetunion sichert sih dadurch 
ihren Einfluß auch in wirtschaftspolitisher Hinsicht. Zwangsweise muß 
Baumwolle bauen, die sie gegen Brot von Rußland abhängig 
macht. 
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Die Einwohner Turkestans bestehen aus verschiedenen türkischen Stäm- 
men, die alle Mohammedaner sind und sich durch ihre Dialekte unter- 
scheiden. Die Sowjetpolitik in Turkestan verhindert aber eine Einheit 
zwischen diesen Stämmen. Nationalgesinnte wurden entweder ermordet 
oder nach Nordrußland oder Sibirien verbannt, andere sehen hinter 
Kerkerwänden dem sicheren Tod entgegen. 


Es ist klar, daß die Sowjetpresse die Tat der Sowjetregierung, den Tur- 
kestanen endlich, nach 14 Jahren das „Vertrauen“ geschenkt zu haben, 
in alle Welt verkündet. Der Pferdefuß des „Vertrauens der Sowjet- 
union ist der: Wohl dürfen Turkestanen russische Heeresdienste leisten, 
sie sind aber nicht in der Lage, in Offiziersstellen aufzurücken. 


Die so geschaffene Lage zwingt gebieterisch zu der Frage: Was denken 
wir Tus kestanen. die wir Gegner der proletarischen Diktatur in Turkestan 
sind, über die Hinzuziehung der Turkestanen zu den Roten Armeen? 
Wir kämpfen für die Freiheit, für die Unabhängigkeit unseres Landes. 
Wir stützen uns in diesem Kampf auf das junge Turkestan! Denn die 
starken Kräfte von früher sind fast vernichtet. Wenn wir kein Ver- 
trauen zu dem unsterblichen Nationalgefühl hätten‘ wäre ja doch die 
Idee eines nationalen Turkestans für uns Freiheitskämpfer eine trockene 
Phantasie, Der turkestanischen Jugend, die wir bis jetzt gegen die Baum- 
wollpolitik und Kollektivpolitik zu einem starken Widerstand aufgefor- 
dert haben, rufen wir zu: einzutreten in die russische Armee, obgleich 
sie eine Rote Armee ist. Die Freiheitskämpfer, die neben anderen Kampf- 
kenntnissen auch militärische Kenntnisse besitzen, erreichen viel früher 
das Ziel. A.W. 


Die Entschließungen des Dezemberplenums 1930 des Zentralkomitees 
und der Zentralkontrollkommission der Allrussischen Kommuni- 
stischen Partei und die Nationalitätenpolitik der Partei. (Reéche- 
nija dekabr’skogo 1930 plenuma ZK i ZKK VKP (b)i nacional'naja poli- 
tika partii.) Von P. Rysakov. 

„Revoljucija i nacional’nosti“, Nr. 1, Januar 1931. 


Die Nationalitäten der UdSSR sind durch ein einheitliches Wirtschafts- 
system miteinander verbunden. Die Aufgabe besteht darin, dieses Wirt- 
schaftssystem so auszubauen, daf der sozialistische Umbau der Wirtschaft 
der ganzen Union, d. h. auch der nationalen Republiken und Gebiete, 
esichert wird. Sie sollen „national in der Form, sozialistisch in ihrem 

esen“ sein. Man kann die sozialistische Rekonstruktion der Union nicht 
von der sozialistischen Rekonstruktion der Rayons trennen. Im einzelnen: 
das Übergewicht des sozialistischen Sektors auf dem Lande verbindet die 
Landarbeiter mit den Industriearbeitern und stellt das Fundament der 
sozialistischen Wirtschaft dar. Das bedeutet nicht etwa Vernichtung der 
nationalen Kulturen, sondern das Gegenteil, wie sie Lenin und Stalin oft 
hervorgehoben haben. Der Haushalt sämtlicher Nationalitäten ist 1931 
um 30—108 Prozent (Tadshikistan) gestiegen. Die auf die Industrie der 
Nationalitäten verwandten Mittel wachsen gemäß Fünfjahrplan um 308 
bis 967 Prozent (Burjat-Mongolien). Die Schwerindustrie rückt nach dem 
Osten vor. Für das Ural—Kusnezk-Kombinat sind 1931 1,5 Milliarden 
Rubel vorgesehen. Groffé Summen werden auch für die Elektrifizierung 
der nationalen Republiken ausgegeben (Transkaukasien 35,8 Mill, Rubel). 
Sclieflih kommen die 3185 Mill. Rubel, die 1931 dem Transportwesen 
zugewendet werden, den wegelosen und weit entfernt liegenden Natio- 
nalitäten zugute. Das Wachstum der Industrie wird eine Verstärkung des 
Proletariats in den nationalen Gebieten zur Folge haben. In der Ukraine 
z. B. sind 57 Prozent der Industriearbeiter Ukrainer. An andern Stellen 
ist diese Entwicklung noch ungenügend. Dagegen beobachtet man in den 
zurückgebliebenen nationalen Gebieten einen lebhaften Zustrom der 
Bauern zu den Kollektiven. Die sozialistische Rekonstruktion der Vieh- 
wirtschaft verbindet sich bei den Nationalitäten mit dem Problem, die 
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nomadisierenden Wirtschaften allmählich einzuschränken, Die Ausführung 
der obenerwähnten EntschlieRungen des Dezemberplenums wird die ein- 
geborene Bevölkerung immer mehr proletarisieren. Das Kulaken- und 
»Bei‘tum ist in den zurückgebliebenen Nationalitäten noch sehr stark. 
Rechte und „linke“ Opportunisten spielen in den Parteiorganisationen 
noch eine große Rolle. Ebenso schädlich ist der Chauvinismus der Groß- 
russen und der örtlichen Nationalitäten. Gegen beide ist der Kampf zu 
verschärfen. Die Entschließungen betrafen außerdem die Fleisch- und 
Gemüseversorgung, die Arbeit der Genossenschaften und die Wahlen zu 
den Sowjets. Hierfür ist noch eine gewaltige propagandistische Arbeit 
zu leisten. W.H. 


Notizen. 


„Arbeitsgemeinschaft zum Studium der sowjetrussischen Planwirtschaft.“ 


Die Zwangs- und Planwirtschaft der Kriegszeit mitsamt dem Wirtschafts- 
krieg, die privatrechtlichen Wirtschaftsbedingungen der Nachkriegszeit sowie 
öffentlich-rechtliche Eingriffe aller Art zeigen einen Wandel unserer Wirt- 
schaftsverfassung seit dem Weltkrieg deutlich an. Im Schoße unserer 
demokratisch-freiwirtschaftlicien Privatrechtsverhältnisse erwachsen neue Ge- 
bilde, die den Markt vom freien Wettbewerb zu gebundenen Formen 
überleiten. Kartelle und Syndikate, Konzerne und Staatsbetriebe, Ver- 
trustung und Rationalisierung, das Finanzkapital und vielfache Privatmono- 
pole bilden einzelne Momente dieser Neugestaltung. Indem diese Neugestal- 
tung die internationalen Produktionsverhältnisse mit ergreift, formt sie den 
modernen Imperialismus um. Der Wandel unserer Wirtschaftsordnung er- 
zeugt somit auch im internationalen Maßstab neue Bindungen, als deren Bei- 
spiel die Reparations-, Kriegs- und Privatschulden der Nachkriegszeit genannt 
seien. 

Die Verhärtung der „freien“ Erwerbs-, Markt- und Verkehrswirtschaft 
geht, wie die angeführten Beispiele erweisen, über bloß konjunkturelle 
Schwankungen weit hinaus und bedeutet einen strukturellen Wandel, 
der noch nicht abgeschlossen ist. In den Parolen: Rückkehr zur Wirtschafts- 
freiheit! Rückkehr zum Freihandel! — tritt der prinzipielle Widerspruch 
zwischen alter und neuer Ordnung klar zutage. 

Diese Widersprüche und Krisen blieben unvollständig, falls wir sie aus 
dem Umschlag von „freien“ zu „gebundenen“ Wirtschaftsformen allein her- 
leiten wollten; die Tendenz zu privatrechtlichen Bindungen oder öffentlich- 
rechtlihen Eingriffen innerhalb des demokratisch-freiwirtschaftlichen 
Systems, die fortschreitende Selbstaufhebung seiner überlieferten Prinzipien, 
wird erst begreifbar, wenn wir die Grenzen ihres Geltungsbereidis über- 
schreiten. Außerhalb dieses Systems steht seit dem Weltkrieg Sowjet- 
Rußland; jenseits der Versailler Staatenwelt erhebt sich eine neue Ordnung, 
deren innere Widersprüche nicht unsere Widersprüche und deren innere 
Krisen nicht unsere Krisen sind. Die Gemeinwirtschaft in der Sowjetunion 
stimmt mit planwirtschaftlihen Versuchen innerhalb unseres Systems so 
wenig überein, wie ihre Diktatur des Proletariats mit unseren verfassungs- 
mäßigen Begriffen. Wir dürfen eher sagen, daf dies sowjetrussische Gemein- 
wesen sich antagonistisch zu allen anderen ausgebildet hat und seinen Gegen- 
pol in den Vereinigten Staaten findet. Das Verhältnis beider einander ent- 
gegensetzten Systeme bildet somit u. E. den Angelpunkt, um den alle politi- 
schen und gesellschaftlichen Bewegungen der Nadhkriegszeit kreisen; zugleich 
den Ansatzpunkt jeder theoretischen Erkenntnis unserer Wirklichkeit. 

Die Auswirkungen des sowjetrussischen Systems, insbesondere das 
Schauspiel seiner Gemeinwirtschaft (Fünfjahrplan), sind vornehm- 
lich für uns Deutsche von praktischem Interesse; bilden wir doch den 
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schwädhsten und darum gefährdetsten Teil der herrschenden Ordnung. Zu- 
gleich bietet jenes grundsätzliche Zusammenfallen von Gemeinwesen und 
Planwirtschaft in der UdSSR einen systematischen Grenzfall von hohem theo- 
retischen Interesse. Ein systematisches Studium beider Ordnungen und ihrer 
Wechselwirkung muß von dogmatishen Verallgemeinerungen sich ebenso 
fernhalten, wie von irgendwelcher Propagandaabsiht. Dann aber gibt es 
kaum einen Gegenstand, der — theoretisch wie praktisch — von gleih hohem 
Interesse wäre. Der Strukturumbau, der unter verschiedenen Bedingungen 
diesseits wie jenseits der Sowjetgrenze sich vollzieht, bestimmt ja keineswegs 
nur Art und Umfang des deutsch-russischen Handelsverkehrs; er begreift 
alles in sich, was hüben oder drüben als Gegenstand einer politischen Oko- 
nomie erscheint: Staat und Recht, Wirtschaft und auswärtige Verhältnisse. 


Der Verfasser hat diese Gesichtspunkte zuerst in seinem „Aufrif der 
Politischen Ökonomie“ (J. G. Cotta Nfg., 1927, S. 83—87) angedeutet. Rück- 
sprache mit wissenschaftlichen Interessenten und Fühlungnahme mit Organi- 
sationen, die von verwandten Erwägungen ausgehen, fanden seit dem Herbst 
1930 statt. Einer ersten Mitteilung im Juni folgte eine vorbereitende Sitzung 
am 18. Oktober 1931: die anfänglich geplante „Studien-Vereinigung für poli- 
tishe Ökonomie und Planwirtschaft“ trat als lose ,Arbeitsgemein- 
schaft“ nunmehr ins Leben. Ohne die Schwierigkeiten zu verkennen, 
welche aus der Breite des Ziels und aus der Zusammensetzung des Inter- 
essentenkreisen sich ergeben, hielt man ein systematisches wissenschaftliches 
Studium der sowjetrussischen Planwirtschaft im gegenwärtigen Zeitpunkt für 
notwendig. Ein vorläufiger „Arbeitsausschuß“ wurde mit dem Ausarbeiten 
von Richtlinien beauftragt. Der Ausschuß bereitete eine erste Tagung vor, 
die am 3. und 4. Januar 1932 in Berlin stattfand und von rund 50 eingeladenen 
Teilnehmern besucht war. 

Die Arbeitsordnung, welche am 3. Januar beschlossen wurde, nennt als 
Aufgabe der Arbeitsgemeinschaft „das systematische Studium der 
staatlichen und sozialen Entwicklung in der Sowjet- 
Union, im besonderen der theoretischen Grundlagen 
wie der praktischen Auswirkungen ihres planwirt- 
schaftlichen Aufbaues“. 


Der Arbeitsplan umfaßt: 


a) Vorträge und Aussprachen innerhalb der Arbeitsgemeinschaft sowie vor 
eingeladenen Interessenten; 

b) Fühlungnahme mit Gelehrten und wissenscaftlihen Instituten der 
Sowjet-Union; 

c) Vorbereitung von Vorträgen insbesondere an Universitäten; 

d) Vorbereitung von Studienaufenthalten und Studienreisen in der Sowjet- 
Union und in Deutschland; 

e) gegebenenfalls Herausgabe wissenschaftlicher Publikationen über Plan- 
wirtschaft. 


Die Leitung der Arbeitsgemeinschaft liegt in den Händen eines 
„Arbeitsausschusses”, der aus dem Vorstand und dem Sekretariat besteht. 
ihm gehören, neben Professor Friedrich Lenz, als. Vorstandsmitglieder 
an die Herren Professor Otto Hoetzsch, dessen Teilnahme schon den 
Vorarbeiten zugute kam, Professor Stephan Bauer-Basel, der einen 
ähnlichen Plan konzipiert hatte, Dr. Adolf Grabowsky, Herausgeber 
der „Zeitschrift für Politik“. Ferner Professor Henryk Großmann vom 
„Institut für Sozialforschung“ — Frankfurt a. M., Privatdozent N. Kelen- 
Charlottenburg, leitender Spezialist in der sowjetrussischen Planwirtschaft, 
und Professor Alfred Meusel von der Technischen Hochschule Aachen. 
Das Berliner Sekretariat des „Arbeitsausschusses” führen Dr. jur. et phil. 
Arvid Harnack, der schon an sämtlichen Verhandlungen beteiligt war, 
sowie Dr. Paul Massing, Herausgeber der Zeitschrift „Agrarprobleme“, 
Dr. Klaus Mehnert, Generalsekretär der Deutschen Gesellschaft zum 
Studium Osteuropas, und Dr. Eugen Schmahl. 
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Die sachlichen Verhandlungen der ersten Tage galten den Prinzipien der 
sowjetrussischen Planwirtschaft. Professor Bessonoff, Mitglied des Rates 
der Berliner Handelsvertretung der UdSSR, hatte drei einleitende Referate 
übernommen; sie betrafen die Voraussetzungen, die Methoden und die Aus- 
wirkungen der sowjetrussischen Planwirtschaft. Eine lebhafte Diskussion 
schloß sich an jeden Vortrag an. Es ist vorgesehen, den prinzipiellen Gehalt 
der Vorträge und Diskussionen in Form einer Broschüre demnächst zur allge- 
meinen Kenntnis zu bringen; von einer Wiedergabe darf daher an dieser 
Stelle abgesehen werden. 

Die Durchführung des gesamten Arbeitsplanes ist bereits in Angriff 
genommen; auf eine weitere Zusammenarbeit mit denjenigen Organisationen, 
deren Arbeitsgebiet den deutsch-russischen Beziehungen gilt. wird hierbei 
besonderes Gewidht gelegt. Professor Dr. Friedrich Lenz. 


Das Osteuropa-Institut in Wilna. 


Im Februar 1930 wurde in Wilna ein Östeuropa-Institut (Instytut 
Naukowo-Badawczy Europy Wschodniej) gegründet. Im Gegensatz zu den 
Instituten dieser Art in Deutschland hat sich dieses Institut bisher weniger 
der Forschungstätigkeit, als dem Lehrbetrieb gewidmet. Im März 1930 be 
gann der Unterricht am Institut, das gegenwärtig 280 Studenten aufweist. 
Das Institut hat einen dreijährigen Studiengang een der mit einer 
Prüfung abgeschlossen wird. Die sechssemestrige Gliederung bedeutet einen 
schematisch zu befolgenden Schulgang, und zwar sind folgende Lehrgegen- 
stände festgelegt, aus denen nach Abschluß des betreffenden Studienjahres 
eine Prüfung abgelegt werden muß: 

Erstes Studienjahr: Geographie Osteuropas, Ethnographie Ost- 
europas, Einführung in die Rechtswissenschaft, Bürgerliches Recht, Einführung 
in die Volkswirtschaftslehre, Verfassungsgeschichte Osteuropas und politische 
Geschichte Osteuropas. 

Zweites Studienjahr: Wirtschaftsgeogtaphie Osteuropas, Straf- 
recht, die Geschichte Osteuropas nach dem Weltkrieg und die internatio- 
nalen Beziehungen, Staatsrecht Osteuropas (Teil I) und Geistige und litera- 
rishe Strömungen in Osteuropa. 

Drittes Studienjahr: Verwaltungsreht der osteuropäischen 
Staaten. das Finanzsystem der osteuropäischen Staaten, die Organisation der 
Volkswirtschaft der Staaten Osteuropas und Staatsrecht Osteuropas (Teil II). 
Ferner sind im dritten Studienjahr zwei osteuropäische Sprachen als Pflicht- 
gegenstand obligatorisches Unterrichtsfah. Die Studenten können sich 
Sprachen nach eigenem Ermessen auswählen, und zwar bestehen Lektorate 
folgender Sprachen: Türkish, Estnisch, Litauisch, Lettisch, Russish, Weiß- 
russisch und Ukrainisch. 

Die Vorlesungen werden durch seminaristishe Übungen ergänzt. Die 
Dozenten des Instituts sind fast alles Professoren und Dozenten der Uni- 
versität Wilna. Der Unterricht erfolgt ausschließlich in polnischer Sprache, 
doch ist es nichtpolnischen Gelehrten, die Gastvorlesungen abhalten, gestattet, 
mit Genehmigung des Vorstandes des Instituts in einer anderen Sprache als 
der polnischen vorzutragen. 

Vorsitzender des Vorstandes ist der Professor für polnische Rechts- 
eschichte an der Universität Wilna, St. Ehrenkreutz. Dem Lehrkörper ge- 

ören ferner an: Frau Professor Ehrenkreutz (geb. Baudouin de Courtenay), 

Prof. Dr. St. Glaser, Prof. Dr. Bruno Rydzewski, Dr. St. Swianiewicz, Prof. 
Dr. E. Waskowski, Prof. Dr. Iwo Jaworski, Prof. St. Arnold, Dr. W. Sukien- 
nicki, Prof. Dr. B. Wroblewski, Prof. Dr. M. Zdziechowski und Ingenieur 
W. Wielhorski. 

Das Institut hat bisher zwei Abhandlungen veröffentlicht: „Lenin, als 
Volkswirt“ von Dr. St. Swianiewicz und „Litauisch-slavische Beiträge” von 
Dr. J. Otrebski. 

Im Erscheinen begriffen sind Abhandlungen aus dem Bereich der Fthno- 
graphie Litauens, sowie ein Jahrbuch des Instituts, das unter der Redaktion 
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von Prof. St. Ehrenkreutz erscheinen und folgende Beiträge enthalten wird: 
„Der Fiinfjahresplan“ von Dr. St. Swianiewicz, „Zur Minoritätenpolitik der 
Sowjetunion“ und „Die Nationalitätenpolitik der Kommunistischen Partei 
West-Weißrußlands“ von Dr. S. Wyslouch. 

Ferner wird das Institut unter dem Titel „Baltico-Slavica“ ein Bulletin 
informatorisch-berichterstattenden Charakters herausgeben, das fortwährend 
über die Neuerscheinungen und den Stand der Forschung auf den Gebieten 
der Archäologie, Ethnographie, Ethnologie und Philologie Osteuropas be- 
richten wird. Das Bulletin wird unter der Redaktion von Prof. Dr. Kosdi- 
mieder erscheinen. G. W. 


Polnische Kulturpropaganda in Italien. 


Der Posener Universitätsprofessor Dr. Roman Pollak wird in diesem Win- 
ter in Venedig, Bologna, Rom, Turin, Florenz und Mailand Vorträge über Polen 
halten. Die Vortragsthemen sind „In den östlichen Gebieten der lateinishen 
Kultur“, „Die Geschichte Tassos in Polen“ und „Die Legionen Dabrowskis in 
Rom“. In Rom, Florenz und Turin finden die Vorträge in der Universität 
statt, in Bologna veranstaltet sie der Verein „Amici di Polonia“, in Mailand 


der „Circolo Filologico“. — Professor Pollak hat fünf Jahre als Professor 
für polnische Literaturgeschichte an der Universität Rom gewirkt. Sein 
Nachfolger in Rom ist einer seiner Schüler — Professor Mayer. 


An der Universität Florenz besteht seit dem November 1931 ein Lekto- 
rat für polnische Sprache. Der erste polnische Lektor in Florenz ist Frau 
Antonina Brzozowska, die seit vielen Jahren als Schriftstellerin und Über- 
setzerin in Florenz lebt. Ch. 


Schwedisch-polnische Beziehungen. 


Der in Stockholm bestehende Schwedisch-Polnische Verein hat der Uni- 
versitätsbibliothek Krakau 800 Bände neuer schwedischer Literatur geschenkt, 
darunter sämtliche Werke von Rydberg, Levertin, Heidenstam, Henning, 
Berger, Engström, Selma Lagerlöf und Karlfeldt. Das Geschenk ist durch 
die in Aussicht genommene Errichtung eines schwedischen Lektorats an der 
Krakauer Universität veranlaßt worden. Im Januar 1952 wird in Krakau ein 
Zweigverein des Stockholmer Vereins errichtet werden. 


Zur Besprechung eingegangen: 


Agrarprobleme. Herausgegeben vom Internationalen Agrar-In- 
stitut Moskau. 3. Band, Heft 3/4. München 1931. Verlag Duncker & Hum- 
blot. S. 287—601. Preis: 12,— RM. 

Brandt, Bernhard: Der Nordosten, Band II der Landeskunde von 
Deutschland. Leipzig und Berlin 1931. Verlag von Teubner. 148 S. Preis: 
geh. 6,40 RM.; geb. 8— RM. 
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Die 17. Parteikonferenz und der zweite 
Fünfjahrplan. 


Von Otto Hoetzsch. 


I 


Der ZIK hatte in der Dezember-Sitzung (siehe Februarheft 
S. 269 f.) die Durchführung des Fünfjahrplans in vier Jahren be- 
siätigt, die Kontrollziffern für das Schlultjahr des Fünfjahrplans 
festgesetzt und die Neuorganisation der Industrieverwaltung 
beschlossen. Eine Verordnung vom 5. Januar bestimmte die 
Umbildung des Obersten Volkswirtschaftsrates und die Begrün- 
dung von drei Volkskommissariaten: für die leichte und die 
schwere Industrie, sowie für die Holz- und Holzverarbeitungs- 
industrie. Das erste und das dritte neue Volkskommissariat sin 
Unions-Kommissariate, das zweite ein sog. „vereinigtes“ Volks- 
kommissariat. | 

Diese Maßnahme war ein Vorspiel für den zweiten Fünf- 
jahrplan, über den die 17. Parteikonferenz zu beraten hatte. 

ndgültig angenommen sind damit die Beschlüsse dazu noch 
nicht, sie unterliegen noch der Genehmigung des Parteitages, 
der, der siebente in der ganzen Reihe, am Ende 1932 zusammen- 
treten wird. Aber ein wichtiger Schritt ist mit den Verhandlun- 
gen über den zweiten Plan getan, für die Molotow und Kuiby- 
schew Thesen vorlegten (Iswestija 22. Januar). Die Partei- 
konferenz tagte vom 30. Januar bis 4. Februar. 

Hier trug Ordshonokidse über die Entwicklung der In- 
dustrie für 1931 und deren Aufgaben für 1932 vor. Ein wich- 
tiges Material wurde so ausgebreitet, aus dem nur folgender 
knapper Auszug mitgeteilt werden kann: 


Der Wert der Produktion der Industrie für das Jahr 1932 ist mit 
27 Milliarden Rubel, d. s. 21 Prozent mehr als im Jahre 1930, vorgesehen, 
wovon auf die Schwerindustrie ungefähr 12 Milliarden entfallen. Eine 
Reihe von Industriezweigen haben den Fünfjahrplan in zweieinhalb bis 
drei Jahren erfüllt. An Kapitalanlagen für das Jahr 1932 sind 12 Mil- 
liarden Rubel vorgesehen, davon 9,2 Milliarden für die Schwerindustrie. 
Die Roheisenproduktion ist mit 9 Millionen Tonnen, die von Stahl mit 
95 Millionen Tonnen, von Walzeisen 6,7 Millionen und von Qualitäts- 
stahlen mit 660 000 Tonnen veranschlagt. 
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II. 


Die umfangreichen Thesen fiir den zweiten Fiinfjahrplan 
gliedern sich in: 1. Ergebnisse des. ersten Fünfjahrplans, 
2. grundlegende Aufgaben des zweiten Fünfjahrplans. Zum 
ersten ist nichts Neues zu sagen zu dem, was regelmäßig in „Ost- 
europa“ berichtet worden ist. Für den zweiten Plan wird die 
endgültige Liquidierung der kapitalistischen Elemente in der 
Sowjetunion als Ziel aufgestellt und „eine bedeutend schnellere 
Hebung des Wohlstandes der Arbeiter- und Bauernmassen‘. 
Die Konferenz „steht auf dem Standpunkt, daß die Versorgung 
der Bevölkerung mit den wichtigsten Verbrauchswaren, darunter 
Lebensmitteln, zum Ende des zweiten Fünfjahrplans um minde- 
stens zwei- bis dreimal größer sein muß gegenüber dem Ende 
des ersten Fünfjahrplans“. Eingeständnis wie Aufstellung des 
Zieles sind glei mii bezeichnend. Dazu ist nötig eine „ent- 
wickelte technische Rekonstruktion der ganzen Volkswirtschaft, 
Industrie, Transportwesen, Landwirtschaft“. Der Ausdruc Re- 
konstruktion fällt auf, der eigentlich bisher für eine andere und 
frühere Periode gebraucht wurde, jetzt ist man doch im sog. 
„sozialistischen Aufbau“. Die Erfolge des ersten Fünfjahrplans 
werden jetzt „nur als Anfang der Durchführung der technischen 
Rekonstruktion der Volkswirtschaft‘ dargestellt. Nötig ist „eine 
neue Maschinen-Tecnik“, ohne die des bolded isi: e Tempo 
des sozialistishen Aufbaues nicht sichergestellt werden kann“. 
Also: „die grundlegende und entscheidende Aufgabe des zweiten 
Fünfjahrplans ist die Vollendung der Rekonstruktion der ge- 
samten Volkswirtschaft, die Schaffung einer neuen techni- 
schen Basis für alle Zweige der Volkswirtschaft“. Das ist 
Beer den Erfordernissen für den ersten Fünfjahrplan nicht 

esonders klar und auch nicht neu. 


„Die führende Rolle hat der Sowjetmaschinenbau, 
der am Ende des neuen Plans drei- bis dreieinhalbmal vergrößert 
sein soll, damit alle Bedürfnisse durch die inländische Pro- 
duktion von Maschinen gedeckt werden können. Das wichtigste 
Element der technischen Rekonstruktion der Volkswirtschaft ist 
die Schaffung einer neuen energetischen Basis, die auf 
einer weitgehenden Elektrifizierung der Industrie und 
des Verkehrswesens, sowie auf der allmählichen Einbürgerung 
der an in der Landwirtschaft begründet ist. wobei 
die gewaltigen Hilfsquellen an Wasserkraft, an Steinkohlenvor- 
kommen der grundlegenden und lokalen Reviere sowie an loka- 
len Brennstoffarten (Torf, Brennschiefer) auszunutzen sind. Die 
Konferenz hält es für unbedingt notwendig, die Produktion von 
Elektroenergie im Jahre 1937 auf mindestens 100 Milliarden 
Kilowattstunden zu bringen gegenüber 17 Milliarden im Jahre 
1952, sowie eine Kohlenförderung von mindestens 250 Millionen 
Tonnen gegenüber 90 Millionen Tonnen im Jahre 1932 und eine 
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Vergrößerung der Naphthagewinnung auf das Zweieinhalb- bis 
Dreifache zu erreichen.“ Danach werden die Ziele für die ein- 
zelnen Zweige gesteckt: Eisen und Stahl, Buntmetalle, Chemie, 
Eisenbahnwesen (Rekonstruktion und neue Linien von minde- 
stens 25000 bis 30000 km Länge), Wassertransport, Wegebau, 
Luftverkehr, Nachrichtenwesen (besonders Radio). Ferner: „in 
der verarbeitenden und Lebensmittelindustrie ist die Produktion 
der wichtigsten Zweige mit allen Mitteln zu entwickeln, und 
zwar auf der Grundlage der Schaffung einer großen Maschinen- 
industrie sowie einer bedeutenden Erweiterung der landwirt- 
schaftlichen Rohstoffbasis, und eine Verdrei F achung der 
Verbrauchsnormen pro Kopf der Bevölkerung 
sicherzustellen; hierbei ist von der Notwendigkeit einer forcier- 
ten Entwicklung der verarbeitenden und Lebensmittelindustrie 


in neuen Gebieten, und zwar in den Gebieten der Erzeugung 
landwirtschaftlicher Rohstoffe, auszugehen. In der Holz- 
industrie, die eine ausschließliche Bedeutung für das ge- 
samte Bauwesen hat, sind ein entsprechendes Entwicklungs- 
tempo und die Durchführung der Mechanisierung sicherzustellen. 
In der Landwirtschaft ist die sozialistische Rekonstruk- 
tion zum Abschluß zu bringen; dabei haben die Maschinen- und 
Traktorenstationen sämtliche Kollektive zu umfassen und die 
Mechanisierung der landwirtschaftlihen Produktion in der 
Hauptsache zum Abschluß zu bringen. Die Aufgaben der orga- 
nisatorischen und wirtschaftlichen Festigung der Kollektivwirt- 
schaften und der Erziehung der Massen der Kollektivbauern im 
Sinne des Sozialismus müssen auch im zweiten Fünfjahrplan im 
Mittelpunkt der Aufmerksamkeit stehen.“ Die Getreideproduk- 
tion soll am Ende des neuen Planes mindestens 1300 Millionen 
Zentner erreichen. 


Es folgt die Ausbildung eines „breiten neuen Stammes 
der eigenen technischen Intelligenz aus der Mitte 
der Arbeiter und Bauern und die entschiedene Hebung des kul- 
turellen Niveaus der ganzen Masse der Werktätigen“. 


„Für die Sicherstellung des bolschewistischen Tempos der Hebung 
der gesamten Volkswirtschaft und besseren Befriedigung der Nachfrage der 
breiten Massen in den Städten und auf dem Lande nah Massen- 
bedarfsartikeln hat die Entwicklung des Handelsumsatzes erst-' 
rangige Bedeutung. Die Entwicklung des Handelsumsatzes — vor allem 
des Kleinhandels — und die Durchführung des Grundsatzes der kauf- 
männischen Betriebsführung in der ganzen wirtschaftlichen Arbeit ist der 
wichtigste Anreiz für die Ermittelung der in unserer Wirtschaft vor- 
handenen gewaltigen und noch lange nicht ausgenutzten inneren Reserven, 
die zur Beschleunigung des Wachstums der sozialistischen Akkumulation 
beitragen und damit die materielle Basis des gesamten sozialistischen 
Aufbaues festigen. Gleichzeitig kann nur auf der Grundlage der Ent- 
wickelung des Warenumsatzes die weitere schnelle Verbesse- 
rl der Versorgung der Arbeiter und der Werktiitigen auf dem Lande 
mit Industriewaren und landwirtschaftlihen Erzeugnissen sichergestellt 
werden; hierzu ist wiederum eine allseitige Erweiterung des Netzes der 
Geschäfte, Läden und des gesamten Handelsnetzes notwendig, unter 
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Durchführung der erforderlichen technischen Rekonstruktion. Nur auf 
dieser Grundlage kann die Abschaffung der Warenratio- 
nierung vorbereitet und das System der zentralisierten Verteilung durch 
einen entwickelten Sowjethandel ersetzt werden. 

Im Zusammenhang damit unterstreicht die Konferenz den antibolsce- 
wistischen Charakter der ‚linken‘ Phrase von der Möglichkeit des Über- 
gangs zum ‚Warenaustausch‘ und von dem ,Absterben des Geldes‘ 
bereits in dem gegenwärtigen Stadium des sozialistischen Aufbaues. Die 
Konferenz unterstreicht andererseits die vollständige Unvereinbarkeit der 
bourgeoisen-spekulativen Verzerrungen des Grundsatzes der kaufmänni- 
schen Betriebsführung.“ | 


Ein Schlußabschnitt faßt das zusammen: 


„Die neuen Erfolge des Sozialismus wird die Arbeiterklasse nur im 
Kampfe mit den Überresten des Kapitalismus sicherstellen, in- 
dem sie den Widerstand der zugrunde gehenden kapitalistischen Elemente 
schonungslos zurückweist, die bürgerlichen und kleinbürgerlihen Vor- 
urteile unter den Werktätigen überwindet und eine hartnäcige Arbeit zu 
ihrer Erziehung im Sinne des Sozialismus durchführt. 

Die vollständige Kollektivierung der Landwirtschaft, das Wachstum 
der großen staatlichen landwirtschaftlichen Betriebe und die Ausstattung 
der Sow ellandgüfer und Kollektivwirtschaften mit moderner Maschinen- 

technik, die die landwirtschaftliche Arbeit in der Praxis in eine Abart 
der industriellen Arbeit umwandelt, sowie die bedeutende Festigung des 
Verkehrs und des Warenumsatzes zwischen der Industrie und der Land- 
‚wirtschaft —. schaffen die Bedingungen für die volle Beseitigung 
des Gegensatzes zwischen Stadt und Land. 

Das schnelle Wachstum der sozialistischen Wirtschaft in der Zeit des 
zweiten Fünfjahrplans in den nationalen Republiken und Gebieten 
schafft die Bedingungen für die Beseitigung der wirtschaftlichen und 
kulturellen Rückständigkeit der Nationalitäten, die vom 
kolonial-kapitalistischen Regime des Zarismus geerbt worden ist. 

Die Sowjetunion rückt im zweiten Fünfjahrplan in technischer Hin- 
siht auf den ersten Platzin Europa. Die im ersten Jahrfünft ent- 
wickelte Arbeit zur Umwandlung der Sowjetunion aus einem Lande, das 
Maschinen und Ausrüstungen importiert, in ein Land, das selbständig 
Maschinen und Ausrüstungen herstellt, wird beendet werden und wird 
endgültig, die wirtschaftliche Selbständigkeit der Sowjetunion sicherstellen. 
die sie von der Umwandlung in ein Anhängsel der kapitalistischen Welt- 
wirtschaft schützt‘ (XIV. Kongreß der Kommunistischen Partei der Sowjet- 
union). Dies alles gibt der Sowjetunion die Möglichkeit, bereits im zweiten 
Jahrfünft die führenden kapitalistischen Länder in technischer und wirt- 

en Beziehung in einer Reihe von Wirtschaftszweigen einzu- 
olen. 


Und nun der. Schluß: die kapitalistische Krise draußen und 
die (in der Form gemäfigte) F olgerung daraus: „Dies alles 
macht die Sowjetunion in noch stärkerem Maße zum zentra- 
len Anziehungspunkt für die Arbeiter aller Länder und 
die Unterdrückten der ganzen Welt. Die revolutionierende Be- 
deutung der Sowjetunion ist im Wachsen begriffen. Die Sowjet-. 
. union nimmt als Basis des internationalen Sozialismus an Festig- 


keit zu.“ 


. 


Ill. 


Das ist der Hauptinhalt der Thesen, die mit geringen Ände- 
rungen von der Parteikonferenz angenommen wurden und 
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sicherlich auch von dem Parteitag angenommen werden. Es ist 
nicht leicht, wesentlich Neues in diesem Plan klar herauszustellen. 
Daraus, daR ein zweiter Plan jetzt in Angriff genommen 
wird, sieht man, wie die ganze Planarbeit überhaupt sozusagen 
etappenmäßig eingestellt wird, und das Publikum in 
Rußland vergißt oder soll vergessen, daft eigentlich mit dem 
ersten Fünfjahrplan schon ein ganz entscheidendes Ziel 
erreicht sein sollte. Mit der Aufstellung eines zweiten Plans 
schon wird gezeigt, daß ein konkret zu fassendes, in geschlosse- 
nem Erfolg zu überblickendes Ziel mit dem ersten on 
nicht erreicht worden ist. Der erste Plan ging vor allem auf 
die Errichtung einer unabhängigen Groftindustrie ohne Berück- 
sichtigung der Bedürfnisse des Volkes aus. Der Idealzustand ist 
nicht erreicht, die wirtschaftlichen Schwierigkeiten und Nöte 
sind gewachsen. Nun will man im zweiten Plan zwar nicht das 
Tempo des Aufbaues einer eigenen Groftindustrie langsamer 
nehmen, man will aber darin mehr Rücksicht auf die Bedürfnisse 
des Volkes in Ernährung, Bedarfsartikeln usw. nehmen. Be- 
zeichnend ist, daß die schnellere Zunahme des Wohlstandes aus- 
driidclich als Forderung aufgestellt werden muß, ohne daß 
übrigens damit etwa die Aufhebung des Kartensystems in be- 
stimmte Aussicht rückt. l 
Der Plan ist weniger systematisch und theoretisch neu, als 
propagandi hidi neu gefaßt. Ist doch auch das Fernziel der Ein- 
olung und Überholung kapitalistisch führender Länder nichts 
Neues: „Nach diesem Plan wird die Sowjetunion 1937 imstande 
sein, annähernd eineinhalbmal mehr als Amerika zu produ- 
zieren. Bürge für den Erfolg des neuen Plans sind die un- 
en eichtümer unseres Landes und der harte Wille von 
Millionen Menschen“ (Leitartikel Iswestija 1. Februar zur Kon- 
ferenz). Dergleichen hat man nun schon länger gehört. An 
Stelle neuer wirtschaftspolitischer Ziele wird nah innen das 
politische Ziel gestellt: vollständige Vernichtung der kapitalisti- 
schen Elemente und nach außen die volle Unabhängigkeit vom 
Auslande auch in den wichtigsten Produktionsmitteln, wie na- 
mentlich den Maschinen. Der Präsident des Gosplan, Kuibyschew, 
erklärte dazu, daß im zweiten Fünfjahrplan „die völlige wirt- 
schaftliche Unabhängigkeit Rußlands vom Auslande mit allen 
Mitteln erreicht werden müsse. Dies bedeutet jedoch nicht, daß 
die Sowjetregierung dem Ideal einer autarken Wirtschaft hul- 
digt. Die Handel: eziehungen mit dem Auslande sollen im 
Gegenteil weiter ausgebaut werden, jedoch nur zur Förderung 
und Festigung des sozialistischen Aufbaues und zur Beseitigung 
der Abhängigkeit vom Import. Handelsbeziehungen mit dem 
Auslande, die in diesem oder jenem Zeitabschnitt die fehlenden 
Maschinen, Rohstoffe und dergleichen ergänzen und den Absatz 
der jeweilig überschüssigen Warenerzeugung der Sowjetunion 
auf dem Auslandsmarkt fördern, sind der Sowjetregierung will- 
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kommen. Rußland muff jedoch stets Herr der Lage bleiben: der 
Sowjetstaat muß es erreichen, daß alles, was das Land braucht, 
im Peale selbst hergestellt werden kann, so daß die Not- 
wendigkeit wegfallen würde, koste es was es 
wolle, diese oder jene Waren auszuführen‘. Der 
letzte gesperrte Nebensatz war die einzige Andeutung der 

chwierigkeit, in der die Sowjetunion infolge der Weltwirt- 
schaftskrisis steckt. 

Die Charakteristik ist ganz richtig, daß der erste Plan ein 
ausschließlicher Produktionsplan war, der zweite mehr ein 
Wohlstands- und Kulturplan, der auf den Faktor Mensch, auf 
das Psychologische mehr Rücksicht nehmen soll, aber die unab- 
weisbaren Probleme, das Zentrale des Fünfjahrplans im ganzen 

ar nicht aus dem Auge lassen kann, nämlich die vier Faktoren: 
Erz, Kohle, Maschinen, Eisenbahn in das Verhältnis zu bringen, 
mit dem die Unabhängigkeit vom Auslande genügend weit 
sichergestellt werde. 


IV. 


Über die Verhandlungen wurde sehr breit berichtet. Sie 
standen absolut im Zeichen Stalins (siehe Molotows Eingangs- 
rede: „Garantie unserer Siege war die Leninpartei und ihr Zen- 
tralkomitee mit Stalin an der Spitze“ — stürmischer, lang an- 
dauernder Beifall, der zur Ovation wird). Bucharin trat auf 
der Konferenz auf, er hat sich schon vor längerem der Partei 
wieder unterworfen und wiederholte jetzt sein Bekenntnis zu 
Stalin. Immerhin zeigte das Schlußwort Molotows, daß die Oppo- 
sition noch da ist, wenn sie auch geringer geworden ist, als bei 
früheren Parteizusammenkünften. Sie wagt aber nicht mehr 
öffentlich aufzutreten und versucht in den wissenschaftlichen 
Zeitschriften und Instituten sich mühsam am Leben zu halten 

Die Konferenz bestätigte einstimmig die Thesen nebst den 
von Molotow beantragten Zusätzen sowie die Thesen über die 
Ergebnisse der Industrie im Jahre 1931 und die Aufgaben der- 
selben im Jahre 1932. Ihre Entschließung stellte in bezug auf 
die Vergangenheit aber fest: „Die Ergebnisse des Jahres 1931, 
das gegen das Vorjahr eine Produktionssteigerung um 21 v. H. 
aufweist, geben die Sicherheit, daß am Ende des Jahres 1932 der 
industrielle Fünfjahrplan erfüllt sein werde, wenn auch die 
Pläne für 1951 weder quantitativ noch qualita- 
tivimverflossenen Jahr erreicht wurden, und zwar 
durch das Versagen der Eisenbahnen, durch Organisations- 
mängel, durch ungenügende Durchführung der Lohndifferen- 
zierung und der kaufmännischen Kalkulation und schließlich 
durh die Nichterfüllung der vorgeschriebenen Senkung der 
Gestehungskosten.“ 

Diese Verhandlungen und EntschlieRungen sind nun den 
Parteiinstitutionen zur Durcharbeitung übergeben und werden in 
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den nächsten Monaten die Parteiarbeit beschäftigen. Gar mancher 
im Lande wird sich dabei fragen, inwieweit nun am Ende dieses 
Jahres der erste Fünfjahrplan wirklich erfüllt sein 
soll oder werden wird. Dieses Gesamturteil ist drinnen wie 
drauffen gleich schwer und im allgemeinen fast unmöglich. Die 
wirtschaftlichen Schwierigkeiten und Nöte liegen zutage. Aber 
auf einigen Gebieten ist das im ersten Fünf e rforderte 
erreicht: Baumwolle, Naphthaförderung, chemische Industrie, auch 
in Teilen der Schwerindustrie. Es ist nur im ganzen zweifellos, 
um das zu wiederholen, nicht so, daß mit einem wirklich schla- 
genden, einleuchtenden Erfolge der Arbeit der ersten fünf Jahre 
agitiert werden könnte, und es muff mit dem Zugeständnis, 
daß trotz der großen Erfolge die Pläne qualitativ und quan- 
titatıv nicht erfüllt seien, mit einem N echselaufdie 
Zukunft gearbeitet werden. 


Was weiter auffällt und charakteristisch ist, ist, daß dem 
neuen Plane große konstruktiv neue Gedanken fehlen. Wo 
ist in ihm z. B. die Rede von der Ausdehnung auf Russisch- Asien 
und der Verbindung mit ihm, die Stalin in der Junirede über den 
Lohn angedeutet hatte? Die schwierige Frage des Verhältnisses 
zur Weltwirtschaftskrise, einer vielleicht nötigen Drosselung der 
Einfuhr und damit Verlangsamung des Taa 
tempos wird beinahe völlig ignoriert. 

Der neue Entwurf trägt ganz die Züge Stalins: keine 
neuen konstruktiven Gedanken, aber eine elastishe Anpassung 
an eine Situation der Versorgung und Stimmung der Arbeiter- 
massen, die sicher noch nicht wirklich gefährlich ist, aber Vor- 
siht und Entgegenkommen usw. verlangt. Nur mit dem Auf- 
ruf an den sozialistischen Aufbauwillen ist es ganz offenbar 
nicht mehr getan! Das psychologisch Wirksame soll diesmal 
liegen in der Aussicht auf den klassenlosen Staat 
und auf die Unabhängigkeit vom Auslande. Der 
Wille zu stärkerer Abgrenzung gegen die Welt kommt zum 
Ausdruck, der Wille, die „Pause“ einer ausschließlichen Arbeit 
im Innern mit Abschluß gegen außen noch länger fortzusetzen. 
Darüber werden die weltrevolutionären Gedanken nur sehr ver- 
blaßt erwähnt. Sie bleiben gewissermaßen auf Eis gelegt, ohne 
daß sie aufgegeben sind. Beherrscht aber wird das Ganze von 

em zentralen Willen zum Kommunismus in jedem Zweige 
der Volkswirtschaft und Autarkie, in dem wir immer einen 
wesentlichen Zug des „Stalinismus“ sehen. 


V. 


Man kann sich nicht recht denken, daß dieser neue Plan und 
diese 17. Parteikonferenz im russischen Volke weithin großen 
Enthusiasmus, neue Begeisterung und Bereitwilligkeit, die 

asten des Sozialismus zu tragen, erzeugen wird. Dafür wird 
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das mit der ehernen und die Opposition niederdrückenden Ge- 
schlossenheit wirksam gemacht werden, die eben dem Beherr- 
scher Rußlands, Stalin, eigen ist. Und danach fragte offenbar in 
der Parteikonferenz niemand oder wagte das nicht zu tun, wie 
nun die kritische Frage des Verhältnisses von Fünfjahrplan und 
nn Krise gelöst werden soll und wie sich diese 
Haltung Sowjetrußlands politisch wie wirtschaftlich heute ver- 
halte zu den weltrevolutionären und offensiven Tendenzen des 
Sozialismus überhaupt. Offenbar ist irgendeine Opposition nicht 
vorhanden gegen eine Friedenspolitik, die in den Ausführungen 
Molotows hier und der Rede Litwinows in Genf so deutlich als ein 
absolutes Bedürfnis des Sowjetstaates hervortrat und dies jahre- 
lang noch sein muff. Denn soviel steht doch fest: die Erörte- 
rung schon eines zweiten Fünfjahrplans, der mit gewissen 
Änderungen Wesen und Arbeit des ersten Planes einfach auf 
fünf neue Jahre verlängern will, beweist, daß das Propaganda- 
‘ziel des ersten Plans nicht erreicht worden ist, und daß darum 
auch die Befürchtungen in der Welt draußen überflüssig sind, als 
würde ein Rußland, in dem der Fünfjahrplan „gelinge“, ein alles 
überwältigender Konkurrent auf dem Weltmarkte werden. 


Dierussische Landwirtschaft imJahre 1931. 


Von Otto Auhagen*). 


I 


Landwirtschaftlich hat das Jahr 1931 der Räteunion schwere 
Enttäuschung bereitet. Immer deutlicher haben sich die Schatten- 
seiten der Sozialisierungspolitik herausgestellt. Zwar wird aud 
auf diesem Gebiete ein Sieg von Weltbedeutung verkündet, 
indem vor allem auf die Erweiterung der Saatfläche hingewiesen 
wird. In Wirklichkeit hat 1931 selbst in dieser Beziehung nicht 
einen Fortschritt, sondern einen Rückschlag gebracht. Der sta- 
tistische Flächengewinn fällt zum größten Teil auf die Staats- 
betriebe, die in der Lage waren, in großem Umfang Weideland 
umzubrechen. Der bäuerliche Akerbau dagegen hat nicht ein- 
mal statistisch eine erhebliche Erweiterung zu verzeichnen. Wie 
ich hinsichtlich der Sommersaaten schon auf S. 677 des vorigen 
Jahrgangs anführte, ist die Saatfläche der bäuerlichen Kollektive 
und Einzelwirtschaften im ganzen von 86,656 Mill. ha i. J. 1930 
nur auf 88,228 Mill. ha i. J. 1931 gestiegen. Für die Herbstsaaten 
beziehen sich die letzten veröffentlichten Sonderangaben für die 


*) An Stelle der fälligen Wirtschaftsumschau veröffentlicht unser ver- 
ehrter Mitarbeiter, Herr Professor Auhagen, hier den 1. Teil einer Gesamt- 
darstellung der russischen Landwirtschaft im Jahre 1931; der 2. Teil folgt 
im nächsten (April-) Heft. 
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bäuerliche Wirtschaft nicht auf den Schluß der Saatkampagne, 
sondern auf den 1. November, wo ja aber eigentlich die Saat- 
kampagne schon beendet sein muß. Zu diesem Zeitpunkt hatte 
die bäuerliche Wirtschaft 34,077 Mill. ha eingesät, während ihre 
Saatfläche 1930 am 1. November 35,438 Mill. ha betragen hatte. 


Bauerliche und staatliche Betriebe zusammengenommen 
hatten nach dem letzten Ausweis der Wintersaatkampagne vom 
20. November 38,598 Mill. ha besät, während 1930 nach dem letz- 
ten Ausweis vom 15. November 39,189 Mill. ha besät waren. Der 
gesamte Umfang der Frühjahrssaaten betrug 1931 nach dem Aus- 
weis vom 1. fuli 97,032 Mill. ha gegen 89,590 Mill. ha am 
25. Juni 1930. Die Zunahme um fast 6% Mill. ha bestand aber 
annähernd zur Hälfte, wie ich auf S. 678 des vorigen Jahrgangs 
darlegte, in der Erweiterung der Grassaaten, die im ganzen 
7,2 Mill. ha einnahmen. Angesichts der außerordentlichen Ver- 
nur des russischen Viehstandes und des trotzdem herr- 
schenden Futtermangels ist es außer Zweifel, daß das diesjährige 
Emporschnellen der Grassaatenfläche nicht als Rationalisierung, 
sondern als Extensivierung des Ackerbaues aufzufassen ist. 


Vor allem aber wird die Bedeutung der Anbaustatistik da- 
durch beeinträctigt, daß ein großer Teil der Saaten sih auch 
1931 wieder verspätet hat. Trotz strenger Befehle, die im Hinblick 
auf die letzten großen Auswinterungsschäden ergingen, ist es nicht 
gelungen, die herbstliche Saatkampagne im Oktober zum A 
schluß. zu bringen; sie zog sich sogar, wie oben erwähnt, noch ` 
fünf Tage länger hin als 1930. Aus Untersuchungen, die in der 
„Statistischen Umschau“ (russisch) von 1928 über die normalen 
Saatzeiten in den einzelnen Gebieten der Räteunion angestellt 
worden sind, ergibt sich, daß die Herbstsaaten spätestens Ende 
Oktober, die Frühjahrssaaten spätestens in den ersten Tagen 
_ des Juni zu beenden sind. | | 

Wenn demnach der Flächengewinn im ganzen sehr proble- 
matisch ist, so läßt sich nicht bestreiten, daß einzelne, besonders 
technishe Kulturen eine gewaltige Vergrößerung erfahren 
haben, teils aus industrie-, teils aus handelspolitiedien Rüc- 
sichten. Die Zuckerrübenfläche betrug: 

è 1929: 771 000 ha 
1930: 1043000 ha 
1931: 1494000 ha; 

mit Baumwolle wurden bebaut: 
1929: 1032000 ha 
1930: 1566000 ha 
1931: 2357000 ha; 

mit Lein waren besat: 

1929: 1977000 ha 
1930: 2090000 ha 
1931: 3030000 ha. 
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Diese sprunghafte Vermehrung hat indessen nicht den 
Charakter organischen Wachstums. Offenbar steht sie nicht im 
Einklang mit der Menge der Arbeitskräfte, die zur Pflege der 
Saaten, zur Aberntung und zum Abtransport verfügbar sind. 
Aus vielen Mitteilungen der sowjetamtlichen Presse geht her- 
vor, daß auch in diesem Jahre wieder ein großer Teil der Zucker- 
rübenernte umgekommen ist. Dasselbe zili von der Baumwolle; 
bezeichnend ist, daß in Mittelasien der u au 
plan am 5. Januar 1932 erst zu 63,5 % ausgeführt war. (Prawda, 
13. Januar. 

Der Verbesserung der Handelsbilanz gilt auch die außer- 
ordentliche Vermehrung der Teekultur in den an das Schwarze 
Meer grenzenden Strichen Transkaukasiens; die Teepflanzungen 
erreichten 1931 den Umfang von fast 22000 ha. 

Über die letztjährige Ernte sind amtliche Zahlen nicht ver- 
öffentlicht, wie ja überhaupt die russische Statistik sich immer 
mehr in Geheimnis hüllt; die große Buch-Ausgabe der „Kon- 
trollziffern“, die seit Jahren die wichtigste Quelle für das Stu- 
dium der volkswirtschaftlichen Entwicklung der Union bildete, 
ist für 1931 nur zum inneren Dienstgebrauch gedruckt worden. 
Im ganzen ist die Ernte jedenfalls bedeutend schlechter aus- 
gefallen als 1930, wo sie ja durch die Witterung sehr begünstigt 
wurde. Daft die Hoffnung auf eine schnelle Hebung der Ernte 
von der Flächeneinheit schon wesentlich herabgeschraubt ist, er- 
- gibt sich aus den (nur in den Hauptdaten veröffentlichten) Kon- 
trollziffern für 1932. Der Fünfjahrplan sah für das letzte Jahr 
eine mittlere Getreideernte von 10,3 dz je Hektar vor, während 
die Kontrollziffern sich mit 8,5 dz begnügen; für Zuckerrüben 
lautet die Kontrollziffer 145 dz statt früher geplanter 1% dz, 
für Baumwolle 8,7 statt 13,4 dz, für Flachs 2,6 statt 3,9 dz. 

Für 1932 planen die Kontrollziffern eine gesamte Anbau- 
fläche von 144 Mill. ha (Sommersaaten 102, Wintersaaten 42); 
das ist eine Zunahme gegen die vorjährige Kontrollziffer um 
‚ nur 1 Mill. und gegen die nach der Statistik 1931 erreichte Saat- 

fläche um 84 Mill. ha. Die Zuckerrübenflähe soll auf 
1 670 000 ha, die Baumwollfläche auf 2 437000 ha steigen. 

Viele Verordnungen sind ergangen, um in diesem Jahre auf 
bessere Bestellung hinzuwirken; Pläne sind ausgearbeitet für 
die Ausbildung eines Heeres von qualifizierten Kräften, für 
rechtzeitige Bereitstellung des Saatguts, für Reparatur von Ge- 
räten und Maschinen, Versorgung mit künstlihem Dünger und 
vieles andere. Wie wenig manche dieser Pläne mit der Wirk- 
lichkeit rechnen, zeigt besonders drastisch eine Verordnung des 
Landwirtschaftskommissars Jakowlew vom 13. Dezember, die 
für die einzelnen Gebiete befiehlt, wieviel Fuder Stallmist für 
die Frühjahrsbestellung auf das Feld zu fahren sind (in der 
Ukraine z. B. 30 Millionen, im Uralgebiet 15, in Jakutien 1,5 
usw.); die Bundesrepubliken und Gebietsverwaltungen haben die 
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Unterverteilung auf die Rayons vorzunehmen, während diese 
bis zum 15. Januar jedem einzelnen Sowchos, Kolchos und In- 
dividualbauern die Leistung vorschreiben sollen. Dabei ist 
nicht einmal bekannt, wie groß der in den letzten janren stark 
verminderte Viehstand ist. Wenn man bedenkt, welche unniitze 
Papierflut aus einer einzigen derartigen Anordnung entspringt, 
so kann man sich über den sehr empfindlichen Papiermangel 
Rußlands nicht wundern. 


* 
* * 


Die Übelstände, die in der sozialisierten Landwirtschaft 
hervortraten, haben zu tiefgreifenden Reformversuchen geführt. 
Im Novemberheft führte ich aus, wie man von der Sucht grenzen- 
loser Vergrößerung der staatlichen Getreidewirtschaften abge- 
kommen ist. Durch Verkleinerung der größten Latifundien 
werden (nach den Iswestija v. 10. Jan.) 39 neue Betriebe ge- 
schaffen mit der Wirkung, daf die Durchschnittsgröße von 85 770 
auf 62900 ha herabgedrückt wird. Auch das Wachstum im gan- 
zen wird verlangsamt. Während nach einem Beschluß von 1930 
die staatlichen Getreidegüter i. J. 1933 14 Mill. ha besäen sollten 
und durch den vorjährigen Rätekongreß das Programm auf 
914 Mill. für 1933 und für 1932 auf 7,2 Mill. ermäßigt wurde, wird 
Jetzt für 1932 der Umfang der Winter- und Sommersaaten nur 
auf 4,687 Mill. ha festgesetzt. (Soz. Semled. v. 28. Jan.) Das ist 
weniger, als 1931 erreicht werden sollte (5 Mill. ha). Diese Ein- 
schränkung ist an sich durchaus vernünftig, zeugt aber von den 
unerwarteten Hindernissen, auf die man gestoßen ist. 


Vor allem aber wurde erkannt, daß in den Staatsbetrieben 
und noch mehr in den Kollektivwirtschaften Rechnungswesen 
und Arbeitsverfassung im argen liegen. Wie für die Industrie, 
so wurde auch für die sozialistische Landwirtschaft auf den fach- 
männischen Bundeskonferenzen im Januar und Februar 1931 die 
Notwendigkeit der Akkordlöhnung betont; Stalin forderte in 
seiner Junirede bezüglich des Akkordlohns nichts Neues, sondern 
setzte nur das Gewicht seiner Persönlichkeit dafür ein. Den 
Ausgangspunkt für die organisatorische Verbesserung der Kol- 
lektivwirtschaft bildeten die Beschlüsse einer Bundeskonferenz 
der Kollektivisten, die von der Kollektivzentrale bestätigt 
wurden (Iswestija v. 8. Febr. 1931). Umfassende Beschlüsse wurden 
vom VI. Rätekongreß am 17. März gefaßt. Demgemäß erging mit 
Gesetzeskraft am 26. März ein Dekret von a Be- 
deutung, das dem Musterstatut des landwirtschaftlichen Artels 
(der heute fast zur Alleinherrschaft gelangten Kollektivierungs- 
form) vom 1. März 1930 bezüglich der Entlöhnung und Vertei- 
lung des Ertrages eine neue Fassung gibt. Während anfänglich 
die Kollektive, insbesondere die in der ersten Zeit vorherrschen- 
den Kommunen dazu neigten, brüderliche Gleichheit walten zu 
lassen und später zwar den Lohn nach der Leistung staffelten, 
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aber doch jedem Mitglied gleiche Verpflegung gewährten, wird 
jetzt mit größter Strenge der Grundsatz aufgestellt: wer nicht 
arbeitet, soll auch nicht essen. Der Arbeitslohn soll genau nach 
der Arbeitszeit unter Berücksichtigung der Schwierigkeit und 
Wichtigkeit der Arbeit, der Qualifikation des Arbeitenden und 
der Qualität seiner Leistung berechnet werden. Der Arbeits- 
verdienst ist nicht in Geld, sondern in „Tagewerken“ (Trudodni) 
auszudrücken, nach deren Gesamtzahl der Ertrag der Artel- 
wirtschaft zu verteilen ist. Für Familien mit einer verhaltnis- 
DR, onen Zahl arbeitsunfähiger Mitglieder können beson- 
dere Hilfsfonds geschaffen werden, oder sie werden bei der Zu- 
teilung von Arbeiten derart berücksichtigt, daf sie das Nötige 
verdienen können. (Bezüglich der Hilfe für arbeitsunfähige 
Mitglieder bleibt es bei den Bestimmungen der Mustersatzung 
vom 1. März 1930 Art. 16.) 


Indessen ist nicht das ganze Einkommen nach Tagewerken 
zu verteilen; vielmehr sind vorweg verschiedene Abzüge zu 
machen. In diesem Punkt ist die Deklaration vom 25. März in- 
zwischen für 1931 durch eine Verordnung des Landwirtschafts- 
kommissariats und der Kollektivzentrale der Union vom 12. Juli 1931 
ersetzt worden. Danach fließen in den alten Kollektiven 15 % 
und in den jungen 10% des (nach Entrichtung der Abgaben, 
Zinsen usw.) errechneten Ertrages in den unteilbaren Fonds des 
Kollektivs, 1% % in den Fonds zur Prämiierung der besten 
Kollektivisten, 1% % in einen Fonds zur Unterstützung von 
Mitgliedern, die zu Lehrkursen entsandt werden, und 2 % werden 
nach dem Werte des in das Kollektiv eingebrachten Gutes, ins- 
besondere des vergesellschafteten Nutzviehs, auf die betreffen- 
den Mitglieder verteilt. 

Zum großen oder größten Teil wird der Ertrag unter die 
Mitglieder in natura verteilt. Die Verordnung vom 12. Juli be- 
stimmt in dieser Beziehung, daß von den erzeugten Lebens- und 
Futtermitteln diejenigen Mengen von der Verteilung auszu- 
schließen sind, die dem Verkauf an den Staat unterliegen oder 
die als Saatgut, als Verpflegungsreserve und für das vergesell- 
schaftete Vieh notwendig sind. Die endgültige Verteilung in 
natura oder in Geld soll im laufenden Wirtschaftsjahre späte- 
stens bis zum 15. Januar durchgeführt sein; vorher sind — aber 
nur auf Grund geleisteter Arbeit — Vorschüsse zu gewähren; 
bis zum 1. Oktober 1931 (in den südlichen Rayons bis zum 1. No- 
vember) ist der zu verteilende Ertrag ungefähr zu veranschlagen 
und hiervon zwei Drittel zu verteilen. 

Eingehende Bestimmungen über die Organisation der Arbeit, 
die Berechnung der Arbeitsleistung und die Durchführung des 
. Akkordlohnes Drachen. abgesehen von einer Ende April erfolg- 
ten Verordnung (Iswestija v. 30. April) die oben erwähnten Be- 
schliisse der Bundeskonferenz der Kollektivisten (Iswestija 
v. 8. Februar 1931). Ich hebe daraus hervor, daß für die Arbeit das 
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Kollektiv in „Brigaden“ gegliedert ist, um diesen kleineren 
Gruppen ein bestimmtes Aeberspensum mit besonderer Ver- 
antwortlichkeit zuzuteilen, und da jedem Kollektivmitglied 
ein Arbeitsbuch auszuhändigen ist, in das der Brigadenführer 
mindestens einmal in der Woche die geleisteten Tagewerke ein- 
zutragen hat. 


Zweifellos sind alle diese Neuerungen durchaus geeignet, die 
Kollektivwirtschaft zu heben; es fragt sih nur, wann und in- 
wieweit sie ihren Zweck erreichen. Einstweilen ist der Erfolg 
sehr unbefriedigend. Die Durchführung der Akkordlöhnung 
setzt ein Rechnungswesen und Schreibwerk voraus, für das ge- 
nügend vorgebildete Leute nur in einem kleinen Bruchteil der 
230 000 Kollektive vorhanden sind. Es kommt hinzu der innere 
Widerstand bei der großen Mehrzahl der Kollektivisten, denen 
der Hang zur Gleichmacerei doch zu sehr im Blute steckt. Es 
wird daher immer wieder in der Presse berichtet, daß bei vielen 
— anscheinend den meisten — Kollektiven Akkordlöhnung über- 
haupt nicht eingeführt ist oder nur auf dem Papiere steht. Für 
besonders musterhafte Kollektive werden bedeutende Leistungs- 
verbesserungen als Folge der Akkordlöhnung angeführt. So be- 
richtet der neue Präsident der Kollektivzentrale Tatajew (Soz. 
Seml. v. 21. Dezember 1931), wie in einem Kollektiv 1930 3000 ha 
bei Aufwendung von 18000 Arbeitstagen im Laufe eines viel zu 
langen Zeitraumes von 58 Tagen besät wurden, während 1931 im 
Akkordlohn 3700 ha binnen 19 Tagen nur 4700 Arbeitstage er- 
forderten; in einem anderen Kollektiv, wo der Akkordlohn nach 
der Milchmenge bemessen wird, bediente früher eine Melkerin 
8 bis 10, nachher dagegen 12 bis 14 Kühe, wobei sich das Melk- 
ergebnis je Kuh von 11 auf 13 Liter hob. Das vorherrschende Bild 
aber ist eine außerordentliche Verschwendung von Arbeitskräften. 
1930 waren nach Angabe des Instituts für Kollektivwirtschaft 
(Iswestija v. 30. August 1931) die Arbeitskräfte der Kollekti- 
visten selbst im Frühjahr und Sommer nur zu 43,2 % ausgenutzt; 
wegen dieses Überschusses an Arbeitskräften sollten daher 1931 
2600000 Kollektive zu industrieller und sonstiger Arbeit ver- 
wandt werden; dieser Plan wurde aber bei weitem nicht ver- 
wirklicht. 

Die Verschwendung mensdhlicher Arbeitskraft kommt auch 
darin zum Ausdruck, daß auf das verwaltende und bedienende 
Personal ein unverhältnismäfig großer Teil aller Tagewerke 
entfällt; Tatajew gibt Fälle an, wo dieser nicht unmittelbar pro- 
duktiven Arbeit 30 bis 40 % aller Tagewerke zugute geschrieben 
werden. Auch in den Arbeitsbrigaden gibt es viel Leerlauf. Nach 
Angabe von Tatajew wurde für ein Kollektiv festgestellt, daß 
von der sogenannten Arbeitszeit 8% auf die Vorbereitung zur 
Ausfahrt ins Feld, 20% auf Frühstük und Mittagessen und 
11% auf Ausruhen entfielen. Das lange Herumstehen der 
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Arbeitskolonnen vor dem Beginn der Morgenarbeit ist eine 
typische Erscheinung der Kollektivwirtschaft. 

Ganz unbefriedigend ist die Teilung zwischen dem Staat 
und den gemeinschaftlichen Anstalten des Kollektivs auf der einen 
Seite und den einzelnen Mitgliedern des Kollektivs auf der 
anderen Seite verlaufen. In der Magenfrage zeigt sich der un- 
ausrottbare Egoismus des Individuums. Die neuen Bestimmun- 
gen sind so gedacht, daß zunächst der der Gemeinwirtschaft zu- 

ommende Teil sichergestellt wird. In den meisten Fällen aber 
hatten die Kollektivbauern zu befürchten, daß ihnen dann für 
die eigene Ernährung und für die Fütterung ihres Viehes zu 
wenig verblieb; 1930 hatten sie in dieser Beziehung vielfach un- 
günstige Erfahrungen gemacht, und eine ähnliche Gefahr lag bei 

er Neigung der Regierung, die Ernte zu überschätzen, auch für 
1931 vor. Es wurden daher in vielen Kollektiven sehr hohe Zu- 
teilungsnormen festgesetzt; eine geordnete Verteilung von Vor- 
schüssen auf Grund geleisteter Tagewerke wurde meistens nicht 
durchgeführt, und so erklärt es sich, daß die Ablieferung von 
Getreide und anderen Erzeugnissen an den Staat anfänglich 
einen sehr unbefriedigenden Verlauf nahm. Dieser Entwicklung 
traten auch die örtlichen Parteiorgane (Parteizelle) nicht mit 
dem a EE Nachdruck entgegen, da sie heute als Mitglieder 
ae ollektive in gleicher Weise wie die übrigen interessiert 
sind. 

Am 1. Oktober war eine ordnungsmäfige Gewährung von 
Vorschüssen erst in 8,2 % der Kollektive erfolgt; in allen übrigen 
Kollektiven hatte demnach eine vorschriftswidrige Verteilung 
von zur Lebenshaltung notwendigen Erzeugnissen stattgefunden. 
Am 1. Januar 1932 hatte sich der Prozentsatz der Kollektive, die 
ordnungsmäfige Vorschüsse gewährten, auf 44,5 % gehoben; eine 
endgültige Ertragsverteilung, die bis zum 15. Januar überall 
durchgeführt sein sollte, hatte am 1. Januar erst in 12,5 % der 
Kollektive und am 1. Februar in 25,9 % stattgefunden. Lohn- 
bücher waren am 1. Januar in 78% der Kollektive ausgehändigt 
worden, indessen waren erst 64,1 % zu regelmäßigen Eintra- 
gungen in diese Bücher übergegangen. Akkordlohnnormen 
waren in 75,9 % festgesetzt. 

Wenn ausgiebige Natural-Vorshüsse gewährt worden 
waren, so hatte dies häufig zur Folge, daß die Arbeitslust nach- 
ließ. So wird von einem Kollektiv berichtet (Soz. Seml. vom 
8. Oktober 1931), daß bis zum 30. August, dem Tage der Vor- 
schußgewährung, zur Arbeit nicht unter 187 Leute erschienen; 
dann aber ging es abwärts, am 1. September auf 165, am 7. auf 
149, am 10. aut 116 und am 13. auf 56. 

Auch in den Staatsbetrieben zeigte sich der Gegensatz zwi- 
schen den Betriebsinteressen und den Forderungen der staat- 
lichen Planwirtschaft. Auch die roten Direktoren der Sowchosy 
neigen dazu, in erster Linie ihre Leute satt zu machen und das 
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Vieh ausreichend zu fiittern. Im voraus sind oft die Ernten viel 
zu hoch veranschlagt worden, weil man es oben so haben wollte, 
und darauf griindete sich dann ein Ablieferungsplan, der nicht 
erfüllt werden konnte. Im Interesse des Betriebes verheimlich- 
ten viele Direktoren große Mengen von Getreide; die Folge 
waren Strafgerichte, die selbst vor den Leitern der beiden her- 
vorragendsten Rategiiter-Vereinigungen, des Zucker- und Korn- 
trusts, nicht haltmachten. 


Der Korntrust hat mit seiner diesjährigen Getreideabliefe- 
rung außerordentlich enttäuscht. Er sollte, wie schon Anfang 
Februar (!) angeordnet (Soz. Seml. v. 2. Februar 1931) und immer 
wieder, z. B. noch Ende Juni (Prawda v. 23. Juni) bestätigt 
wurde, 2,66 Mill. t abliefern. Jetzt wird gemeldet, daf er bis 
zum 3. Februar 1932 nur 1,029 Mill. t geliefert und damit 98,8 % 
seiner (inzwischen um 60 % herabgesetzten) Aufgabe erfüllt 
habe (Soz. Seml. v. 6. Februar) — eine äußerlich als Sieg ver- 
kündete Niederlage. Trotz der viel größeren Ausdehnung des 
Korntrusts, als bei seiner Gründung i. J. 1928 geplant wurde, 
ist das Ergebnis weit hinter der damals für etwa 1931 erwarteten 
Marktproduktion von 100 Mill. Pud Getreide (1,6 Mill. t) zuriick- 
seblichen. 

Dieser Mißerfolg ist nicht etwa auf zu großen Selbstver- 
brauch der Betriebe zurückzuführen, sondern auf die unerwar- 
tete Geringfügigkeit der Ernte von der Flächeneinheit. Wie 
ich schon im Novemberheft (S. 108) ausführte, wird auf den Ge- 
treidelatifundien ein Übergang von dem einseitigen Körnerbau 
zu einer Fruchtfolgewirtschaft nötig sein; für den nordkaukasi- 
schen „Gigant“ ist dies inzwischen angeordnet worden. Es ist 
begreiflich, wenn auch in den Kollektiven das Erfordernis ge- 
regelter Fruchtfolge wegen der dadurch bedingten Steigerun 
der organisatorischen Schwierigkeiten oft vernachlässigt wird. 
Bezeichnend hierfür ist ein Bericht über ein ukrainisches Kollek- 
tiv (Soz. Seml. v. 17. Dezember), wo 1931 trotz fructbarster 
Schwarzerde die Ernte sehr unbefriedigend ausfiel (je Hektar 
Winterweizen 7,4 dz, Sommerweizen 3,6 dz, Gerste 5 dz, Hafer 
2,57 dz usw.). Auf die Frage, ob Fruchtfolge bestehe, wurde von 
der Leitung geantwortet: „Ja, eine Sechsfelderwirtschaft.“ Tat- 
sichlich bestand eine solche nicht einmal auf dem Papier; 
wohl hatte sie zwei Jahre vorher in der früheren Landgemeinde 
bestanden; die Grenzen der früheren Schlageinteilung waren 
nicht mehr erkennbar. 

Trotz allem anfänglichen Widerstand der staatlichen Be- 
triebe und der Bauern inner- und außerhalb der Kollektive ist 
die Getreidekampagne der Regierung später im ganzen wirksam 
durchgeführt worden. Nach der Prawda (vom 8. Januar) war 
am 1. Januar der Plan zu 90,3 % erfüllt; aus weiteren Angaben 
läßt sich errechnen, daß in absoluter Zahl 219,5 Mill. dz auf- 
gebracht waren und das Schlufergebnis trotz der diesjährigen 
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bedeutend geringeren Ernte die vorjährige Menge — 225 Mill. dz 
— n wird. Das bedeutet zweifellos eine Herabdrük- 
kung der Landbevölkerung unter die normale Ration. Schon 
1930 war dies der Fall. Die damalige Getreideernte wurde 
amtlich — sicher nicht zu niedrig — auf 873,6 Mill. dz beziffert; 
dem Dorfe verblieben also 648,6 Mill. dz. Das war etwas weni- 
ger als im Jahre 1927/28, wo nach der ,„Getreide-Futter-Bilanz“ 
das Dorf über 658,3 Mill. dz verfügte. Inzwischen aber war die 
Landbevölkerung um mehr als 5 Millionen gestiegen. Diese Ent- 
wicklung ist weit davon entfernt, dem Fünf; rplan zu ent- 
sprechen, der dem Dorfe für das Schlußjahr 837,6 Mill. dz ver- 
hieß*). (Teil II. folgt.) 
Abgeschlossen den 14. Februar. 


Neue Arbeiten 
zur russischen Literaturgeschichte. 
Von ArthurLuther. 


Die wichtigste und wertvollste Veröffentlichung zur russi- 
schen Literaturgeschichte aus dem letzten Jahre ist unzweifel- 
haft P. N. Sakulins „Russische Literatur“ aus dem Walzelschen 
„Handbuch der Literaturwissenschaft“ (Potsdam Athenaion). 
Über die Persönlichkeit des Verfassers und seine wissenschaft- 
lichen Verdienste ist in dieser Zeitschrift bereits anläßlich seines 
plötzlichen Todes die Rede gewesen; die für deutsche Leser be- 
stimmte Literaturgeschichte war sein letztes Werk. 

Was dieser Darstellung der russischen Literaturentwicklung 
ihren besonderen Reiz und Wert verleiht, ist ihr eigenartiger 
Aufbau, das Verhältnis des Geschichtschreibers zu seinem Stoff. 
Wir haben es mit einem ganz konsequent durchgeführten Ver- 
such einer soziologischen Literaturgeschichte zu tun. „In der 
Geschichte vollzieht sich ein Klassenkampf aus wirtschaftlichen 
Gründen, der seinerseits wieder den Verlauf des Kulturlebens 
bedingt. In jeder Epoche weist das kulturelle und literarische 
Leben die Koexistenz mehrerer Reihen auf. Die charakteristische 
Tendenz des ganzen historischen Prozesses besteht im Erstarken 
der demokratischen Grundsätze. Die Kultur geht von der aristo- 
kratischen Phase zur bourgeoisen, demokratischen und eigentlich 
volkhaften über. Die Kultur des Bojarentums und dann die des 


Adels machen allmählih der demokratischen Kultur Platz, die 


*) Nach Angabe von Krinizkij in der Sitzung der Zentral-Kontroll- 
Kommission vom 9. Februar 1952 hat die durchschnittliche Getreideernte 1951 
nur 7,5 dz vom Hektar betragen; im ganzen bezifferte sie sich demnach be! 
einer Getreideanbauflache von 104,153 Mill. ha auf 781,15 Mill. dz. Dem 
Dorfe sind daher höchstens 550 Mill. dz verblieben, 
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langsam aber unausweichlich heranreift, bis schließlih die Re- 
volution die Vorherrschaft der proletarischen Kultur errichtete. 
Finige Kulturprinzipien sind völlig abgestorben. Andere 
kämpfen noch um ihr Dasein. Die Zukunft erscheint erst an- 
deutungsweise umrissen. Die Kultursynthese steht noch bevor. 
Von der Klassengesellschaft über die Diktatur des Proletariats 
zur klassenlosen, kommunistischen Gesellschaft, von der bour- 
eoisen Kultur über die proletarische zur sozialistischen, von 
den bourgeoisen Stilen über den Stil der revolutionären Litera- 
tur zum allgemeinen Volksstil oder zum volksumfassenden Stil 
—- das sind die Marksteine am geschichtlichen Wege des Landes, 
das jetzt eine Arbeiter- und Bauernrepublik ist . . .“ 
ie wird nun dieses Programm eingehalten und durch- 
geführt? Die Befürchtung, Sakulin könnte nur eine durch Bei- 
spiele aus der Literatur illustrierte Geschichte der russischen 
revolutionären Bewegung geben — wie noch der alte Skabi- 
tschewskij vor vierzig Jahren — bewahrheitet sich erfreulicher- 
weise nicht Sakulin gibt wirkliche Literaturgeschichte, aber in 
einer seiner soziologischen Einstellung entsprechenden Gliede- 
rung. Er konstruiert vier Kulturepochen: das literarische Alter- 
tum (unter dem Zeichen der byzantinischen Kultur) bis zur 
Mitte des 17. Jahrhunderts; „Im Zeichen des Europäismus“ (erste 
Periode bis um 1760; zweite Periode — Zeit Puschkins — bis zu 
den vierziger Jahren des 19. Jahrhunderts); „An der Grenze 
zweier Kulturen“ (bis zum Ende des Jahrhunderts — Zeit der 
Dostojewskij, Tolstoj, Turgenew) und die neueste Literatur (im 
Zeichen der sozialen Revolution). Innerhalb jeder Epoche wer- 
den die literarischen Erscheinungen und Persönlichkeiten nicht 
in zeitlicher Folge behandelt, sondern nach sozialen Gruppen. In 
jedem einzelnen Abschnitt werden zuerst die sozialen und kul- 
turellen Voraussetzungen erörtert und wird zum Schluß die Bi- 
lanz gezogen. Die dazwischen stehenden Kapitel aber tragen 
Überschriften wie: Volksliteratur und kleinbürgerliche Literatur 
— Nichtadelsliteratur — Literatur des Bürgertums — Adels- 
literatur usw. Daß auf diese Weise Zusammenhänge aufgedeckt 
werden, die man bei der sonst üblichen katalogisierenden Dar- 
stellung nicht erkennt, daß vieles in ganz anderem Licht erscheint, 
als man es meist zu sehen gewohnt war, daft Autoren, die in 
den landläufigen Literaturgeschichten kaum erwähnt werden, 
plötzlich Bedeutung gewinnen, liegt auf der Hand. Gerade diese 
Gliederung des Stoffes macht die Darstellung so fesselnd und, 
wie gesagt, oft überraschend.. Sie bietet aber auch — besonders 
dem mit dem Gegenstand noch wenig vertrauten deutschen Leser 
— sehr große Schwierigkeiten und kann leicht irreführen. Denn 
eine solche Darstellungsweise setzt Einzelkenntnisse voraus, wie 
sie der deutsche Durdischnittsleser gar nicht besitzen kann. 
Wem Namen wie Gribojedow, Puschkin, Lermontow, Turgenew, 
Saltykow schon geläufig sind, wer mit den Hauptwerken dieser 
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Dichter schon vertraut ist, dem bietet Sakulins Buch fast auf 
jeder Seite eine Fülle von Anregungen; wer aber diese Dichter 
erst durch das Buch kennen lernen will, der steht oft genug 
ratlos da. 

Erschwert wird die Ubersichtlichkeit und damit auch das Ver- 
ständnis schon dadurch, daß die Darstellung in den einzelnen 
Kapiteln (mit Ausnahme des letzten) mit den untersten Gesell- 
schaftsschichten beginnt, obgleich der Verfasser selbst erklärt, 
die vollkommensten Beispiele künstlerischen Schaffens wären 
stets in der obersten Schicht zu finden. Und so kommt es, daf 
nicht nur Kolzow als „Bauerndichter“ lange vor Puschkin, son- 
dern auch Gontscharow, Ostrowskij und Dostojewskij als Ver- 
treter der bürgerlichen Literatur vor dem „adeligen“ Gogol be- 
handelt werden, obgleich sie doch alle von ihm abhängig, ja, 
ohne ihn vielleiht überhaupt nicht zu verstehen sind. Diese 
Mißachtung der Chronologie wäre vielleicht noch zu rechtfer- 
tigen, wenn die einzelnen Autoren nun auch wirklich als bloße 
Vertreter ihrer Klasse betrachtet würden, wenn etwa Dosto- 
jewskij nur als zwischen Mystik und Sozialismus taumelnder 
ne dargestellt würde. Das ist aber keineswegs der 

all. 

Fragen des künstlerischen Stils beschäftigen den Literar- 
historiker überhaupt nur in sehr geringem Maße. Gogols Ein- 
flu auf Dostojewskij wird kaum gestreift; von Turgenew heißt 
es: „Sein Ton ist musikalisch und lyrisch, mit einer Nuance von 
Weiblichkeit. Aber das hinderte ihn nicht, ein echter sozialer 
Künstler zu sein.“ Das Ästhetische kommt fast überall zu kurz. 
Es fehlt zwar nicht ganz. Sakulin weiß oder versucht auch Dic- 
tern gerecht zu werden, die sich nicht so leicht ins soziologische 

chema einfügen lassen, wie Fet oder Tiutschew, aber er 
kommt dann meist nicht über unklare allgemeine Redensarten 
hinaus: „Das klassische Element mäfligte gewissermaßen Fets 
stürmische Musikalität, die dazu neigte, sich in den uferlosen 
Weiten des Gefühls und der Träumerei zu ergiefen . .“ „Durch 
des Gesanges Zaubermadt offenbarte Tiutschew mehr als die 
anderen Dichter die kosmischen Geheimnisse . .“ 


Zu welchen Unmöglichkeiten die Methode Sakulins unter 
Umständen führen kann, sehen wir z. B. auf S. 202 seines Buches, 
wo als Epigonen der Adelsliteratur zu einer Gruppe zusammen- 

estellt werden — Fürst A. Sumbatow, Iwan Bunin, Boris Saizew, 
wan Nowikow und Graf A.N. Tolstoj! Was würde man wohl 
zu dem deutschen Literarhistoriker sagen, der etwa Hermann 
Sudermann, Hermann Stehr, Lion Feuchtwanger, Enrica von 
eee und Hugo von Hofmannsthal „zusammenfassen“ 
wollte? 

Immerhin ist es — um bei S. 202 zu bleiben — Sakulin hoch 
anzurechnen, daß er den Emigranten Bunin so eingehend und 


verständnisvoll würdigt. Denn die Rücksichtnahme auf die 
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sowjetrussischen Leser und Zensoren merkt man dem Buche 
häufig genug an. Wie wäre es sonst zu erklären, daß in einem 
für deutsche Leser bestimmten Buche ein in Deutschland so viel 
gelesener Schriftsteller wie Mereschkowskij nur ganz flüchtig 
erwähnt wird, daß Iwan Schmeljow nur mit fünfzehn anderen, 
die „übergangen werden müssen ‘, in Parenthese genannt wird? 
Allerdings befindet sich unter jenen fünfzehn auch Ilja Ehren- 
burg. Die Darstellung der Sowjetliteratur enttäuscht über- 
haupt. Wohl liest man eine Menge von Namen, aber meist bleibt 
es auch nur bei den Namen; die Gruppierung nach sozialen 
Schichten bringt es mit sich, daß der Einschnitt, den die Revolu- 
tion im gesamten Kulturleben Ruflands bedeutet, dem Leser gar 
nicht klar zum Bewußtsein gelangt; Dichter, die sich erst nach 
der Revolution und durch die Revolution durchsetzten, wie 
Majakowskij, Marienhof, Selwinskij, werden vor Tschechow, 
Andrejew, Korolenko, Boborykin (!) behandelt. Maxim Gorkij 
taucht erst auf, nachdem schon Dutzende von Sowjetdichtern, die 
alle von ihm gelernt oder sich durch ihn in die Literatur ein- 
geführt haben, Revue passiert haben. 

Und endlich noch eine völlig unbegreiflihe Lücke: an fünf 
Stellen des Buches wird der Name Leskow genannt, aber 
immer nur in Aufzählungen, nirgends auch nur der Ansatz zu 
einer noch so knappen Charakteristik — während längst ver- 
ee Feuilletonisten wie Lejkin und Miasnizkij mit je sieben 
eilen bedacht werden! Von dem außerordentlich starken Ein- 
fluß Leskows auf einige jüngere sowjetrussische Dichter (z. B. 
der Gruppe der sogenannten „Serapionsbrüder“) weiß Sakulin 
anscheinend nichts! S. 216 liest man, als Meister des „dichterischen 
Folklore“ stehe Remisow noch über Leskow; der Leser sucht 
daraufhin, wo er sich über Leskows Stellung zum Folklore unter- 
richten könnte, und — findet nichts! 

Übrigens ist hier auch der Redaktor der deutschen Ausgabe 
nicht ohne Schuld. Er hätte, wenn das Buch schon keine zu- 
sammenfassende Charakteristik Leskows enthält, den Hinweis 
tilgen müssen — wie auch in dem Kapitel über Dostojewskij die , 
Erwähnung Granowskijs als Modell für den alten Wercho- 
wenskij. Déni der deutsche Leser fragt sicher: „Wer ist Gra- 
nowskij?“ und findet keine Antwort. Und ebenso läßt das 
Deutsch der Übersetzung, wie ja schon unsere Zitate beweisen, 
viel zu wünschen übrig. Wenn man S. 127 liest, daß in der Li- 
teratur der Napoleonischen Zeit immer häufiger „öffentliche 
Motive“ anklingen, versteht man nicht gleich, daß „öffentliche“ 
soviel bedeuten soll wie „soziale“. Ebenso geht dem Leser erst 
allmählich auf, daß unter „Belletristik“ immer nur erzählende 
Prosa zu verstehen ist. 

_ Wie das Ziel der sozialen Entwicklung die Demokratie, so 
ist das der literarischen für Sakulin der künstlerische Realismus. 
Weder Demokratie noch Realismus haben für einen anderen 
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Geschichtschreiber der russischen Literatur Bedeutung, der in 
einem Werk, das an Umfang das Buch Sakulins noch übertrifft, 
sich mit den Grundlagen des russischen Geisteslebens, den Haupt- 
problemen der russischen Intelligenz und den großen russischen 
Dichtern von Puschkin bis Dostojewskij auseinandersetzt. Es 
ist Wladimir Astrow mit seinem Buch ,Seelenwende. Die 
Geisteskämpfe der Neuzeit im Spiegel der russischen Literatur“ 
(Freiburg i. B.: Niels Kampmann). Wieder ein Russe, der zu 
deutschen Lesern spricht, aber einer, der seit langem schon in 
Deutschland lebt und unter stärkstem Einfluß eines deutschen 
Denkers steht: der Apostel und Biograph Rudolf Maria Holz- 
apfels hat auch dieses Buch dem Gedächtnis seines Meisters ge- 
widmet. Vielleicht sollte der Untertitel des Buches besser lauten: 
Die russische Literatur im Lichte des Holzapfelschen Panideals. 
Wenn Sakulin sagt: „Mag der fremdländische Einfluß auch noch 
so stark sein, unter den russischen Verhältnissen wird er auf 
eigenartige Weise umgearbeitet: der europäische Klassizismus 
wird zum russischen Klassizismus, die europäische Roman- 
tik zur russischen Romantik usw. bis zum russischen 
Futurismus hin“, — so sieht Astrow in den Russen vor allem 
„Repräsentanten und Deuter der gesamteuropäischen Geistes- 
krise der Neuzeit“, die, „einer Verkettung geschichtliher und 
geistiger Bedingnisse zufolge, die innersten Nöte ihrer (und 
unserer) Zeit mit besonderer Wucht erlebt, mit den Wirrsalen 
des modernen Geistes sich am tiefsten und vielseitigsten aus- 
einandergesetzt haben.“ 

Was der russische Geist von Europa empfing, war nicht Er- 
lösung, sondern Krisis, nicht Harmonie, sondern Aufruhr. Das 
altererbte, echt russische und echt christliche Ideal war den neuen 
Lebensforderungen nicht gewachsen, das Neue aber, das aus dem 
Westen kam, ging selbst kaum über Negation und Auflösung hin- 
aus. Die Eineeblemmtheit der modernen europäischen Seele 
zwischen einer unerträglichen Vergangenheit und einer schein- 
bar rettungslos dem Ceistestod zutreibenden Zukunft spiegelt 
sich nirgends so klar und voll wie in der russischen Literatur. 
„Sie ist gleichsam der Gradmesser dessen, was die europäische 
Seele heute an Lebenskraft, an Zukunftswissen noch birgt. Darin, 
nicht in den positiven Lösungen, liegt ihre einzigartige Bedeu- 
tung. Den toten Punkt, die Ausweglosigkeit der Gegenwart hat 
das Russentum wie niemand sonst aufgezeigt, sie zu überwinden, 
den Weg in die Zukunft zu weisen, war ihm nicht gegeben.“ 

Die Lösung brachte — Rudolf Maria Holzapfel, Ein Schluß- 
kapitel von rund 60 Seiten (das ganze Buch hat 600) gibt eine aus- 
führliche Darstellung seines Systems, des Weges, „der aus der 
Eiswüste in neue, sonnige Auen führt“. Und auch in den Ka- 
piteln, in denen die einzelnen Strömungen und Persönlichkeiten 
der russischen Literatur behandelt werden, taucht der Name 
Holzapfels immer wieder auf, wird das Evangelium des Panideals 
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den Irrungen und Wirrungen der Slawophilen und Westler, 
Marxisten und Narodniki, Tschaadajew und Chomjakow, Tolstoj 
und Dostojewskij entgegengehalten. 

Doch auch wenn man nicht an das allein seligmachende Evan- 
gelium glaubt, wird man zugeben müssen, daß Astrow gerade 
infolge seiner Einstellung vieles nicht nur ganz anders sieht als 
man es bisher zu sehen gewohnt war, sondern daft er es auch 
richtig sieht, daß seine Deutungen mancher Tatsachen nicht nur 
überraschen, sondern auch überzeugen. In den beiden ersten 
Hauptabschnitten des Buches werden die Grundlagen des russi- 
schen Geisteslebens und die Hauptprobleme der russischen 
Intelligenz erörtert — es sind die Orthodoxie, der Positivismus 
und der Sozialismus, und wie hier wesentlichste Züge des russi- 
schen Volkscharakters und der russischen Literatur z. B. aus der 
Traditionsgebundenheit der östlichen Kirche, aus ihrem ab- 
sirakten Neu latonismus, ihrer asketischen Scheu, ihre Visionen 
aus wahrem Fleisch und Blut zu gestalten, abgeleitet werden, — 
damit sollten sich unsere Schwärmer für „östliches Christentum“, 
die oft russischer sind als die Russen, ernsthaft auseinander- 
setzen! „Für die Wahrheit leiden, sagt gewöhnlich der Russe; 
für die Wahrheit kann man sterben, seltener indes glaubt der 
Russe, gemäß der Wahrheit leben zu können... Alles Tun und 
Wirken gehörte eben zum Wesen der sündhaften ‚Welt‘; Gott war 
ewige, unwandelbare Ruhe; beschaulihe Ruhe war auc das 
Ideal des Mönches, der der Gottheit am nächsten steht; Arbeit 
war Fluch, Strafe für die Ursünde. Auch die Natur, die Schöp- 
fung Gottes, scheint sich niemals sichtlich anzustrengen und 
bringt doch alles zu seiner Zeit hervor. So entstand nicht nur 
das russische Nitschewo, die Oblomowstschina, sondern auch das 
Nichthängen an äußeren Dingen, jene Weite und ‚Unphiliströsi- 
tit’, welche Herzen und andere als Zeugnis für die höhere Geistes- 
artung des Russentums anführten.“ 


Wir können uns hier nicht in Einzelheiten verlieren. Astrow 
gibt keine „Literaturgeschichte“, sondern beschäftigt sich, nach- 
em er die allgemeinen Grundlagen erörtert hat, nur mit den 
„Messianisten“ Ischaadajew, Aksakow, Chomiakow, Kirejewskij 
und Herzen und danach mit den großen Dichtern: Puschkin, Ler- 
montow, Kolzow, Gogol, Turgenew, Tolstoj und Dostojewskij. 
Den beiden letztgenannten ist ungefähr ein Drittel des ganzen 
Buches gewidmet. Überraschend, aber durchaus im Einklang mit 
der Gesamteinstellung Astrows ist die Wertung Puschkins als 
ausschließlichen Form- und Sprachgenies: „Puschkins Ausdrucks- 
gewalt ist so ungewöhnlich, daß fie meisten darob übersehen, 
wie sehr sinnliche Reizsamkeit und Leidenschaft bei ihm Tiefe 
und Reiditum des sublimeren Gefühlslebens überwog, wie 
schwäclich sein höherer geistiger Entfaltungsdrang war. Es war 
sein Unglück, daß er, der aus ap russischen Sprache ein so herr- 
liches Gefäß schuf, keinen neuen Wein hatte, es zu füllen.“ Man 
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wird dem nicht ohne weiteres zustimmen können, aber man wird 
dadurch doch angeregt, nachzudenken, warum Puschkin auf den 
nichtrussischen Leser so schwach wirkt, und wenn Astrow weiter- 
hin ausführt, daß die Wendung Puschkins zur naturalistischen 
Prosadichtung in seinen letzten Lebensjahren ihm auch nicht 
zum Heil gereicht hätte, dann möchte man ihm sogar recht geben. 
Der eigentliche Kampf um das neue Ideal beginnt aber nicht 
mit Puschkin, sondern erst mit den Dichtern der ihm folgenden 
Generation von Lermontow bis Tolstoj. Sie alle versagen, weil 
sie nicht die richtigen Waffen haben, weil sie ratlos hin- und her- 
schwanken zwischen erdentrücktem Idealismus und erdgekette- 
tem Realismus. Es berührt eigentümlich, wenn man unmittelbar 
von Sakulin kommt, bei Astrow zu lesen, es sei Gogols verhäng- 
nisvoller Irrtum gewesen, daß man durch gehäufte Darstellung 
des Bösen und Häfllichen dem Schönen und der Vervollkomm- 
nung dienen könne, und — „in der Blässe, Leere, Lebensfremd- 
heit und Primitivität ihrer revolutionären Zukunftsträume 
wiederholte die russische Intelligenz Gogols Schaffenstragödie“. 
Und so wird auch Tolstojs geistesgeschichtliche Mission in seinem 
unbeugsamen Starrsinn erblickt, in dem Ruf nach kompromiß- 
loser Lebensgestaltung um jeden Preis, weil er uns dadurch, ohne 
es zu wollen und zu wissen, das Versagen des alten Gewissens 
und der alten Utopien kraß vor Augen geführt habe und so den 
Geist der Menscheit für die Erkenntnis der Unerläßlichkeit 
eines anderen, höheren Gewissens und eines produktiveren 
Lebensweges empfänglicher gemacht. Und ebenso wird Dosto- 
` jewskij negativ gewertet. Seine Bedeutung lag darin, daß 
er die Notwendigkeit einer Lösung, einer Klärung vor den 
menschlichen Geist hingestellt hat. „Nicht wirklicher Glaube 
war seine große Tat, sondern sein Ringen um Glauben und 
eistiges Leben. Die Leere hat er nicht ausgefüllt, denn er trug 
die Zukunft nicht in sich.” Aber „niemand, der bei der Ver- 
gangenheit Zuflucht sucht, kann an seinen Zweifeln, niemand, der 
im Unglauben zu leben und zu gedeihen vermeint, kann an seiner 
Kritik des neuzeitlichen Geistes vorübergehen . . .“ 


Wenn Astrow das Verhängnis Dostojewskijs darin sieht, daß 
er nicht über das Christentum hinauskommen, es nicht über- 
winden konnte, so muß ein positiv christlich eingestellter Beur- 
teiler wie Theoderih Kampmann in seinem Buch „Licht aus 
dem Osten?” (Breslau: Bergstadt-Verlag) Dostojewskijs Größe 
und Bedeutung selbstverständlih in seinem Christentum sehen. 
Kampmann hat sich bereits durch seine sehr griindliche Disser- 
tation „Dostojewskij in Deutschland“ (Münster 1930), in der eine 
fast uniibersehbare Fiille von Material zusammengetragen und 
kritisch gesichtet ist, gut eingefiihrt. In seinem neuen Buch will er 
nun, nachdem er gezeigt, wie verschieden das Bild Dostojewskij 
sich bei den verschiedenen Beurteilern ausnimmt, sein eigenes 
Dostojewskij-Bild entwerfen. Der Untertitel des Buches lautet: 
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„Dostojewskijs Grunderkenntnisse über die menschliche Ge- 
meinschaft. Ein Beitrag zur Analyse seiner Weltanschauung.“ 
Es handelt sich also um soziologische Probleme, um die eine große 
Frage vor allem: „Ist menschliche Gemeinschaft möglich? Und 
wie sieht die den tiefsten Lebensgesetzen entsprechende Gemein- 
schaft der Menschen nach Dostojewskijs Anschauung aus?“ Zur 
Beantwortung dieser Frage wird das gesamte Werk Dosto- 
jewskijs herangezogen, die Romane ebenso wie die publizisti- 
schen Schriften. Das Ergebnis ist, daß wahre Gemeinschaft nur 
innerhalb der christlihen Kirche möglich ist. „Zwischen zwei 
Abgründe gestellt, zwischen Geburt und Grab dahinwandernd, 
machte der Dichter Gottes und seines Gesalbten Wort zur Norm 
seines Lebens. Jede Dostojewskij-Deutung, die das nicht sieht 
oder nicht sehen will, steckt beim dritten Satz in Skurrilitäten 
und Irrtiimern, wird Mißdeutung. Das Mysterium des Schöpfers 
und das Mysterium des Erlösers ist Anfang und Mitte und Ende 
auch der Gesellschaftslehre unseres Dichters.“ Die heftigen An- 
griffe, die Dostojewskij gegen alle nichtorthodoxen Religions- 
gemeinschaften richtet, machen den Katholiken Kampmann nicht 
irre; hinter den Angriffen sieht er Dostojewskijs „wesentliche 
Christenliebe“; sie gerade sind angetan, den westlichen Christen 
zu einer wertvollen Gewissenserforschung zu verhelfen. „Dosto- 
jewskijs Auge war der Kirche des Westens gegenüber getrübt, 
seine Wertung war falsch. Wie weit das seine Schuld war, das 
zu entscheiden, sind wir weder fähig noch zuständig. Unser Be- 
mühen hat sich auf die Beantwortung einer anderen Frage zu 
richten: Was können wir tun, um den östlichen Christen die Aus- 
einandersetzung mit der Kirche des Westens zu erleichtern? Was 
önnen wir tun, daß die Gefahr jener Falschwertung, die wir 
an Dostojewskij erlebten, wenn nicht beseitigt, so doch auf ein 
Minimum reduziert wird?“ 


Das geht eigentlich schon über das Thema „Dostojewskij“ 
hinaus und führt zur Erörterung allgemeiner weltanschaulicher 
Fragen. Bei allem Gegensatz zu Astrow berührt sih Kampmann 
doch vielfach mit ihm — vor allem schon darin, daß es ihm in 
erster Linie darauf ankommt, die Richtigkeit der eigenen Welt- 
anschauung an Dostojewskij zu demonstrieren. Hier wie dort 
werden — meist wohl unbewußt — Züge in dem Wesen des Dich- 
ters, die dem Bilde, das man sich von ihm macht, nicht ganz ent- 
sprechen, unterbewertet, wo nicht gar verwischt. Auffallende 
Übereinstimmung zwischen dem deutschen Katholiken und dem 
russischen „Panidealisten‘“ herrscht in der Beurteilung der nega- 
tiven Momente — für beide ist Dostojewskij der große Sucher 
und unerbittliche Zeitkritiker, und in der Darstellung dieses 
Suchens und Ringens kommen sie einander sehr nahe. Der 
Gegensatz tritt erst in aller Schärfe zutage, wenn die Rede auf 
das Ergebnis kommt. Für Astrow ist Dostojewskij einer, der 
den Weg nicht gefunden hat; für Kampmann ist er zu den Kraft- 
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quellen durchgedrungen, aus denen die Kirche schöpft („der 
lebendige Wurzelboden des Volkes — die Kraftquelle der Natur; 
Christi Licht und Leben, Form und Gestalt geworden in der 
Liturgie — die Kraftquelle der Ubernatur’) und „der aus diesen 
Quellen Trinkende wird frei und stark, erleuchtet und in einem 
letzten Sinne lebendig. Er ist befähigt, wahre Gemeinschaft zu 
bauen“. Dadurch wird natürlich auch die ästhetische Beurteilung 
beeinflußt. Wenn Kampmann in dem Fürsten Myschkin („Der 
Idiot“) und dem Starez Sossima Höhepunkte Dostojewskijscher 
Gestaltungskraft sieht, vermißt Astrow bei ihnen sogar „jene 
unnachahmliche, lebendige Religiosität, geschweige denn Heilig- 
keit, wie sie die einfachste alte Legende ausstrahlt. Während er 
immer neue Lichter und Schatten zu finden weiß, wo es sich 
darum handelt, Entartung und Aufruhr zu veranschaulichen, so 
wird er allgemein, byzantinisch traditionell und fast nüchtern, 
wo es gilt, Höheres zu zeigen“. 

Daß trotz allem aber die Grundlinien der Entwicklung von 
Dostojewskijs Weltanschauung bei Kampmann richtig gezeichnet 
sind und daß das Buch auch eine Fülle treffender Einzelbemer- 
kungen und Beobachtungen enthält, muß anerkannt werden. Es ist 
zwar nicht, wie die Reklame des Verlages behauptet, eine „geniale 
Tat“, wohl aber eine im ganzen durchaus zuverlässige Einfüh- 
rung in das Lebenswerk des großen Russen, die auch dem Nicht- 
kenner Dostojewskijs viel Anregung bieten kann (vor allem die, 
Dostojewskijs Werke zu lesen!), während nicht nur Astrows 
„Seelenwende“, sondern auch Sakulins Literaturgeschichte kritische 
Leser voraussetzen, die mit dem in den Bücern behandelten 
Stoff schon einigermaßen vertraut sind, die sich weniger ein 
Urteil bilden als ihr schon vorhandenes Urteil bestätigt, geklärt, 
vielleicht auch überzeugend widerlegt haben wollen. 


Die russische Seefischerei. 


Von Hermann Steinert. 


Rußland hat auch vor dem Kriege eine sehr bedeutende See- 
fischerei gehabt, da an seinen Grenzen außerordentlich fischreiche 
Gebiete vorhanden sind, deren Ausnutzung allerdings immer 
durch die weite Entfernung zu den wichtigsten Absatzgebieten 
erschwert gewesen ist. Über die wichtigsten Fanggebiete und 
deren Erträge ın der Vorkriegszeit gibt folgende 
Tabelle Auskunft: 

Fischerträge in 1000 t 


Fanggebiet 1907 1913 
Wolga — Ks ischer Bezirk 298,5 425,4 
Asowsches und Schwarzes Meer 33,2 37,3 
Eismeer 16,4 15,8 
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Fischerträge in 1000 t 


aan 1907 1913 
Baltisches Meer ` 41,0 32,5 
Uralbezirk 11,5 24,1 
Sibirien 23,5 17,8 
Ferner Osten 33,0 161,3 


Das Hauptfanggebiet bildete demnach das Kaspische Meer 
mit den Wolga-Mündungen, das Hauptgebiet des großen Stör- 
Fanges und der Kaviar-Gewinnung, wo allerdings die Kaviar- 
gewinnung von Jahr zu Jahr kleiner wurde. Außerdem ent- 
wickelte sich schon in der Vorkriegszeit der Ferne Osten mit 
der außerordentlich reihen Amur-Fischerei und der Fischerei 
an der Küste des Stillen Ozeans außerordentlich schnell, nach- 
dem man begonnen hatte, dort Fischereikonzessionen an Aus- 
länder, namentlich an die Japaner zu erteilen. Der Fangin 
der Ostsee hielt sich in lesdicidenen Grenzen; er bestand 
hauptsächlich aus geringwertigen kleinen Fischen, den Killos 
oder Sprotten and den Ostseeheringen und außerdem auch 
noch aus Stinten, die allerdings über das ganze europäische 
Rußland zum Versand kamen. Sehr wenig entwickelt war auch 
der Fang an der Eismeerküste bei Murmansk, das damals nur 
ein kleines Fischerdorf war und keinerlei Eisenbahnverbindung 
besaf, und bei Archangelsk. 

Weiter gab es natürlich eine sehr bedeutende Fischerei in 
den zahlreichen Flüssen und in den vielen Binnenseen. 

Über die Flufßfischerei fehlen ebenso genaue Angaben wie 
über die Teichwirtschaft, die nur in einzelnen Landesteilen 
stärker entwickelt war. 

Die gesamten Fischereierträge Ruflands, einschließlich Sibi- 
riens, wurden 1913 auf 1130000 t geschätzt. Eine wesentliche 
Zunahme der Fänge hatte im allgemeinen nicht stattgefunden, 
[a man hatte die Erträge sogar in den neunziger Jahren höher 

erechnet. 

Trotz dieser großen Fänge hatte Rußland vor dem Kriege 
eine sehr bedeutende Einfuhr von Fischen aufzuweisen; 
und zwar teils von Edelfischen aus der Nordsee und von Fisch- 

onserven, teils aber auch von billigen Massenfischen. Diese 
Einfuhr setzte sich 1913 wie folgt zusammen: 


1913 
Einfuhrartikel t 1000 RM. 
Salzhering 282 584 53 061 
Salzfisch und getrocknete Fische 38174 7 960 
Frische und gefrorene Fische 19 534 7 976 
Sardinen und Fische in Öl 4 783 7 108 
Medizinal-Lebertran 633 1 050 


insgesamt 345 708 77 155 
Rußland war damals einer der größten Abnehmer 
fürden Salzhering, der aus England, Norwegen und zum 
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Teil auch aus den Niederlanden geliefert wurde. Sein Einfuhr- 
bedarf an Salzheringen war sogar etwas größer als der von 
Deutschland, der 1913 nicht ganz 200000 t betrug. Diese Salz- 
heringe wurden zum größten Teil in den jetzt nicht mehr zu 
Rußland gehörigen Co verbraucht. Andere Salzfische und 
Be nee Fische wurden vorwiegend von Norwegen ein- 
erunrt. 

Dieser großen Fischeinfuhr stand eine ziemlih kleine 
Ausfuhr von Fischen gegeniiber, wie aus folgender Ta- 
belle zu ersehen ist: 1913 


Ausfuhrartikel t 1000 RM. 
Schwarzer Kaviar 561 6 808 
Roter Kaviar 2 727 2 366 
Salzfische 12 672 5 095 
Frische und gefrorene Fische 3 432 2 002 
Fischleim, Schuppen usw. 73 319 


Konserven in Blechdosen u — 


insgesamt 19 465 16 590 


Bei den hier ausgeführten Salzfischen handelt es sich haupt- 
sächlich um die schon erwähnten Killos, die von den Randstaaten 
nach anderen Ostseelandern zum Versand kamen. Die sonstigen 
ausgeführten Fische sind hauptsächlich Zander aus dem Gebiet 
des Kaspischen Meeres. 
Während des Krieges ging die russische Seefischerei schon 
anz erheblich zurück, teilweise weil es an Gerätschaften, 
etzen usw. fehlte oder weil, wie in der Ostsee, kriegerische 
Ereignisse den Fang behinderien, teilweise auch wegen Trans- 
een Die Revolution brachte dann eine weitere 

erschlechterung der Fangerträge, teils weil das Interesse am 
Fang fehlte, teils weil die Störungen im Verkehr den Absatz, 
namentlich in den entlegenen Gebieten, vollständig unmöglich 
machten. So kam die Fischerei im Nördlichen Eismeer und die 
im Fernen Osten beinahe ganz zum Erliegen, während die 
Fischerei im Gebiet des Kaspischen Meeres einigermaßen fort- 
gesetzt wurde. Die Fischerei in der Ostsee schrumpfte ganz zu- 
sammen, weil die wichtigsten Fischereigebiete hier von Rufland 
abgetrennt wurden. Wie sehr zunächst die Fischereierträge sich 
vermindert hatten, ist aus folgender Tabelle der Gesamterträge 
des russischen Fanges zu ersehen: 


1913 Fangmenge 1 130 000 t 


1919 j 200 000 t 
1921 E 311 000 t 
1924 5 601 000 t 
1925 3 716 000 t 
1926 x 1 002 000 t 
1927 - 810000 t 
1928 5 900 000 t 
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Die Zahlenangaben für die Nachkriegszeit sind hauptsäch- 
lich auf Grund der Berichte des Verkehrskommissariats für die 
mit der Eisenbahn und Binnenschiffahrt beförderten Fisch- 
mengen berechnet. 

an hatte zunächst nach der Revolution die Fischerei genau 
so vernachlässigt wie die Landwirtschaft, die ja erst seit 1929 
ründlich gefördert wird. Der große Nahrungsmittelbedarf 
Brachte aber schon seit 1925 die Fischerei allmählich wieder 
besser in Gang, so daß 1926 der Fangertrag unter Beriicksichti- 
gung der Gebietsveränderungen dem der letzten Vorkriegszeit 
entspricht. 

Als sich immer mehr die Notwendigkeit zeigte, im Zusam- 
menhang mit der geplanten Industrialisierung die gesamten 
Hilfsmittel Rußlands voll auszunutzen, ging man auch an eine 
Förderung der Seefischerei, weil leicht erkannt wer- 
den konnte, daß dabei eine baldige Verbesserung der Ernäh- 
rungsverhältnisse zu erreichen und außerdem die ausländische 
Fischeinfuhr überflüssig zu machen war. Die ersten Maßnahmen 
zur Förderung der Seefischerei bestanden in der Bestellung von 
Fischdampfern im Ausland, mit der man 1927 begann, nachdem 
die allgemeine Aufmerksamkeit in Ruffland sich auf die Tat- 
sache gerichtet hatte, daR ausländische Fischdampfer ungeheuer 
prot Mengen Fische aus dem Nördlichen Eismeer, und zwar 

auptsächlih aus der Barents-See, die der Murman-Küste 
vorgelagert ist, an Land bracten. Dieses Gebiet liefert zur 
Fischversorgung von England und Deutschland 
große Fischmengen. Hunderte von Fangreisen werden 
in jedem Jahre durch deutsche Fischdampfer dorthin gemacht. 
DiesedeutschenFangreisen cebechien beispiels- 
weise 1925 schon 15000,1930 aberrund 40000t Fische, 
während die englischen Anlandungen aus dem Nördlichen Eis- 
meer noch viel größer sind. Da die während des Krieges gebaute 
Murman-Bahn den Absatz großer Eismeerfänge erleichterte, 
wurde deshalb eine Reihe von ganz modernen Fisch- 
dampfern in den Jahren 1927—1929 in Deutsch- 
land gebaut. 

Mit der Aufstellung des Fiinfjahrplans fiir die Jahre 
1929—1933, der eine mö ichs: gleichmäßige Gesamtentwicklung 

er russischen Wirtschaft erstrebt, wurde auch ein systemati- 
scher Ausbau der Seefischerei zum Programm erhoben. Es wurde 
beschlossen, in den fünf Jahren rund eine Milliarde Ru- 
belfür die Förderung der Seefischerei und vor 
allem der Fischverarbeitung aufzuwenden. Ist schon die Ver- 
groflerung der Fischerei an sich recht schwer, weil nicht ge- 
nügend Fachpersonal zur Verfügung steht, so liegt die Haupt- 
schwierigkeit in Rußland doch in der Verwertung des Fanges. 
Die Hauptfanggebiete, in denen sich der Ertrag leicht steigern 
läßt, liegen an den äußeren Enden des Reiches, im Nördlichen 


341 


Eismeer und im Fernen Osten. In den näher gelegenen Gebie- 
ten sind die Steigerungsmöglichkeiten recht bescheiden. Im 
Kaspischen Meer und in der Wolga sind schließlich die Fisc- 
bestände doch nur beschränkt, erst recht gilt dies für die kleine 
Ostseeküste und gar für die Binnenseen. Es kommt also haupt- 
sächlich darauf an, die Transportverhältnisse für die weiter 
abgelegenen Fanggebiete zu sichern, bei denen die Fänge so 
haltbar gemacht werden, daß sie längere Lagerung und längeren 
Transport gestatten. Die Maßnahmen zur Förderung der russi- 
schen Fischerei umfassen daher in erster Linie auch einen A us- 
bau der bis dahin äußerst bescheidenen russischen 
Fischindustrie. 


Der Fünfjahrplan für die russische Fischerei umfaßt die 
Jahre 1929/30 bis 1933/34. Für das Jahr 1929/30 waren für die 
Fischerei 13,34 Millionen Rubel bereitgestellt worden, während 
es für 1930/31 139,6 Millionen Rubel sind, wovon entfallen: 

auf die staatliche Fischindustrie 90 Millionen Rubel 
auf Fischereigenossenschaften 33 Millionen Rubel 
auf sonstige Orranisationcn 16 Millionen Rubel 

Bisher war der Anteil der staatlichen Fischindustrie an der 
Gesamtfischerei verhältnismäßig bescheiden und sogar zu- 
gunsten der genossenschaftlichen Unternehmungen zurückgegan- 
gen, wie sid aus folgender Tabelle über die Verteilung der 
Fänge auf die einzelnen Unternehmungsarten erkennen läßt: 


1925 1926 1927 


Staatsbetriebe 438% 36,3% 361% 
Genossenschaftl. Unternehmen 16,8% 20,0% 21,9% 
Privatunternehmen 
a) russische 24,7% 248% 251% 
b) japanische 90% 147% 11,1% 
Übrige 5.0% 43% 58% 


Hieraus ist zu ersehen, daß auch heute wieder japanische 
Konzessionäre in der Fischerei im Fernen Osten star Beteiligt 
sind. Von der Summe für die staatliche Industrie ist fast die 
Hälfte für den Bau von Fischdampfern bestimmt, und zwar ver- 
teilt sich die Summe auf die einzelnen Fischereitrusts wie folgt: 


Nördlicher Fischereitrust 22,03 Mill. Rubel 
Fischereitrust des Fernen Ostens 8,74 ,, ge 
Kamtschatka-Fischerei A.-G. 625 ,, x 
Trust Wolga-Kaspisches Meer 2,04 ,, = 
Kasakstaner Fischerei A.-G. 1,10 ,, y 
Sachalin-Fischerei A.-G. 0,73 ,„ ss 
Trust Asowsches und Schwarzes Meer 0,52 „ N 
Sibirischer Trust 0,30 , 


Von der Gesamtsumme von 41% Mill. Rube für Fisch- 
dampferbauten kommt demnach über die Hälfte auf das Nörd- 
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liche Eismeer, wo bereits gegen 40 Fischdampfer tätig sind und 
in Murmansk ein leidlich eingerichteter Fischereihafen zur Ver- 
fügung steht. Beinahe die leiche Summe ist für die gesamte 
Fischerei des Fernen Ostens bewilligt, während für die weniger 
ergiebigen Gewässer des südlichen Rußland nur kleine Summen 
vorgesehen sind. 

Die weiter bereitgestellten Mittel werden teilweise für den 
Ausbau der Verwertungsanlagen verwendet, wie folgende Ta- 
‚belle über die Verwendung zeigt: 

Vorgesehen für 1930/31 für 


Kühlhäuser 3,74 Mill. Rubel 
Konservenfabriken 6,77 „ » 
Faßfabriken 1,52 99 29 
GroRe Lagerhäuser 2,11 y » 
Werftanlage 144 „ » 
Elektrische Kraftwerke 0,80 , > 
Gebäude aller Art 2,09 99 99 
Zufahrtswege 1,48 99 9 
Hafenarbeiten 1,60 „ + 
Baggerarbeiten 1,80 „ 99 
Errichtung und Modernisierung 

von F fschereibelrieben 19,20 , j} 
Forschungs- und Lehrtätigkeit 2,68 „ 53 
Instandsetzungsarbeiten 1,62 ,, 5 
Wohnungsbau 3,26 


Alle Fischereitrusts und Aktiengesellschaften sind in der 
Bundesvereinigung „So et Zu zusammengeschlossen, der haupt- 
sächlich die Erbauung der Verwertungsanlagen an Land obliegt. 
Im Jahre 1930/31 sollte sie erbauen oder in Bau nehmen: 9 Kühl- 
häuser, 8 Konservenfabriken, 1 Perlmutterfabrik, 4 Fabriken zur 
Verwertung von Abfällen, 2 Klippfischfabriken, 6 große Lager- 
häuser, 3 Eisenbahnlinien, 2 Reparaturwerkstätten, 2 Holztroc- 
nungsanlagen, 2 Faßfabriken, 3 Blechfabriken, 4 Kraftwerke, 
2 technische Schulen, 2 Hafenanlagen für Fischdampfer, ferner 
1500 kleinere Gebäude und 66 kleinere Fabriken. Außer den 
Fischdampfern sollen noch 3000 andere Fischereifahrzeuge für 
Küsten- und Binnenfischerei gebaut werden. 


Da sich inzwischen die Steigerung der Fänge durch die 
etroffenen Maßnahmen schon eingestellt hat, ist man 1931 zu 
er Erkenntnis gekommen, daß der vorgesehene Ausbau der 
Fischindustrie noch nicht zur Verarbeitung aller Fänge aus- 
reichen kann. Infolgedessen wurde der Plan für die Fisch- 
industrie durch eine Verordnung vom 29. September 1931 wesent- 
lich erweitert. Bis 1931 sind bereits 24 Fischkonservenfabriken 
penal worden, die zusammen mit den älteren Fabriken 250 Mill. 
üchsen Fischkonserven herstellen können, ungefähr zehnmal so- 
viel wie die Vorkriegserzeugung. Es sollen nun in den Jahren 
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1931, 1932 und 1933 36 weitere Fischkonserven- 
fabriken auf dem Lande und 23 schwimmende Fa- 
briken errichtet werden. Die Gesamterzeugung an Fisch- 
konserven soll dadurch 1932 schon auf 400 und 1933 auf 600 Mill. 
Büchsen kommen. Von den neuen Fabriken werden 8 auf dem 
Lande und 16 schwimmende in dem Gebiet des Kaspischen 
Meeres errichtet, 14 Fabriken am Lande am Amur und sonst im 
Fernen Osten, 7 schwimmende Fabriken werden im Stillen 
Ozean arbeiten, 5 Fabriken sollen im Nördlichen Eismeer, 3 am 
Aral-See, 2 am Balchasch-See und 4 im übrigen Sibirien angelegt 
werden. Ein Teil der Fabriken wird mit Anlagen zur Verwer- 
tung der Abfälle und ein anderer Teil mit Kühlhäusern versehen. 

Zur Förderung der Grundlagen der Fischerei wurde jetzt 
ein Institut für Fischereiwesen geschaffen, das die 
neuesten Erfahrungen auf dem Gebiet der Fischerei sammelt und 
prüft, um sie für die russische Fischerei zu verwerten. Es soll 
alles daran gesetzt werden, um die modernsten Methoden der 
Fischerei und Fischverwertung einzuführen. Man will u. a. die 
modernsten Gefriermethoden anwenden und den Vertrieb von 
Fischfilets nach amerikanischem Muster aufnehmen. 

Eine besondere Aufgabe bildet die Ausbildung der erforder- 
lichen Fachleute. Es werden bis 1933 11500 Fachleute, außer 
den einfachen Fischern und Arbeitern, gebraucht. Bisher gab es 
an der Timirjasewschen Hochschule Fir Landwirtschaft eine 
besondere Abteilung für Fischerei, die aber nicht mehr genügt. 
Deshalb wurde die Fakultät abgetrennt und wird jetzt zu einer 
Hochschule für Fischerei ausgebaut. Außerdem sollen Technika 
fiir Fischerei in Murmansk, Woronesh, Kiew und Rostow am 
Don eingerichtet werden. 

Welche Entwicklung der Fischereierträge man von allen 
Aufwendungen erwartet, ist aus folgender Tabelle zu ersehen: 


Veranschlagte Fangerträge in Mill. dz. 


Fanggebiet 1913 1930 1931 1932 1933 
Kaspisches Meer 6,6 6,4 7.83 8,31 9,558 
Aral 04 0,62 0,65 071 0,50 
Asowsches und Schwarzes Meer 0,6 1,02 1,02 1,03 1,03 
Eismeer und Murmansk 02 111 1,85 3,64 5,30 
Ferner Osten 1,7 4,32 615 941 10,45 
Sibirien und Binnenfischerei 02 1,90 3,00 3,50 4,00 


Summe 9,7 15,37 20,50 26,60 31,16 

Eine große Zunahme der Fänge erwartet man also hauptsäch- 

lich in den offenen Meergebieten, wo die Fischdampfer in großer 
Zahl eingesetzt werden. Daneben soll die Binnenfischerei eine 
starke Förderung erfahren und ihren Ertrag vervielfachen. Der 
Anteil der Hochseefischerei am Gesamtertrag soll von nur 21% % 
in 1913 auf 42 % in 1933 gebracht werden, was ja bei entsprechen- 
der Ausdehnung des Fischdampferbetriebes durchaus möglich ist. 
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Mit der Ausführung des dargestellten Programms hat man 
namentlich im Fischdampferbau begonnen. Alle neuen 
Fischdampfer wurden bis vor kurzem in Deutsch- 
land gebaut, und zwar handelt es sich dabei um Schiffe des 
allergrößten und allermodernsten Typs, der sogar die 
modernsten deutschen Hochseedampfer übertrifft. Im ganzen 
hat Deutschland in a ead 1927—31 ungefähr 60 Fisch- 
dampfer im Wert von über 30 Millionen Mark an Rußland 
geliefert. Im Jahre 1930 wurden allein 27 Fischdampfer 
in Deutschland bestellt, die bis Ende 1931 alle abgeliefert 
worden sind. Die Fahrzeuge mit Dampfantrieb haben eine 
Größe von über 600 Tons. Daneben a S bei den Howaldts- 
Werken in Kiel 10 ganz moderne Motorfahrzeuge von etwa 
400 Tons bestellt. 1931 erfolgte zum ersten Mal auch die 
Bestellung einiger Fischdampfer für Rußland in Italien, wobei 
aber die inriktung dieser Fischdampfer zum großen Teil aus 
Deutschland bezogen wird, da man in Italien Spezialmaschinen 
für diesen Zweck nicht baut. Im ganzen wurden in Italien bis 
Mitte 1931 14 Fischdampfer bestellt. Weiterhin hat man 1931 nach 
dem Muster der aus Deutschland bezogenen Schiffe auch 30 Fisch- 
dampfer bei den Werften in Leningrad auf Stapel gelegt, 
während einige kleinere Schiffe, die für den Fernen Osten be- 
stimmt sind, am Schwarzen Meer gebaut wurden. Alle die großen 
Fischdampfer, insgesamt bis zum Frühjahr 1932 ungefähr 100 
Stück, werden im Eismeer arbeiten mit Murmansk als Landungs- 
platz. Im ganzen sieht der Fünfjahrplan die Einstellung von 
180 neuen Fischdampfern vor. 

Beim Fang im Nördlichen Eismeer kommen hauptsächlich 
Dorsche, Köhler und Schollen in Frage, daneben auch Heringe 
und verschiedene andere kleine Fischarten. 

Auch die Fischdampferfloite im Fernen Osten will man all- 
mählich bis auf etwa 50 Stück steigern. Bisher hat dort Japan 
in der Fischerei an der russischen Küste die Oberhand. Von 
20 Unternehmungen zur Verwertung des Lachses sind dort jetzt 
18 im japanischen Besitz, während von 15 Unternehmungen in 
der Krabbenindustrie 12 in den Händen der Japaner sind. Da- 
neben werden dort auch in großen Mengen Heringe gefangen, 
die fast ausschließlich nach Japan gehen. In der dortigen Fisch- 
industrie sollen gegen 40000 Personen schon beschäftigt sein, 
wovon aber die große Mehrzahl Japaner sind. : 

Durch den großen Ausbau der gesamten Fischerei soll die 
Ernährung namentlich der ada a Ik an? wesentlich ge- 
bessert werden. Der Absatz der großen Fischmengen ist aller- 
dings nicht so einfach, wie man sidh das in Rußland denkt. Die 
Fangsaison ist aus klimatischen Gründen verhältnismäßig kurz, 
meist erheblich kürzer als in anderen Ländern. Es wird sehr 
schwer sein, die groen Mengen Fische, die jetzt zur Verfügung 
stehen werden, genügend schnell zu verarbeiten. Aber selbst 
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wenn zahlreiche Konservenfabriken dazu vorhanden sind, bleibt 
die AbsatzfragealsProblem bestehen, weil es vor a 
darauf ankommt, die Fische auch in frischem Zustand auf den 
Markt zu bringen. In Konservenform sind sie für die allgemeine 
Volksernährung zu teuer. Die Verwertung in frischer Form, 
wozu man auch das einfache Einsalzen und das Gefrieren zu 
rechnen hat, ist weit mehr eine Frage der Organisation als der 
Technik. Es fehlt an Fischgeschäften, es fehlt an Kühlwagen, es 
fehlt für die entfernt A Fanggebiete überhaupt an 
Transportgelegenheiten nach den großen Verbrauchsgebieten, 
die überhaupt fast alle sehr weit von den Fanggebieten entfernt 
liegen. In Murmansk, das nur durch eine nicht besonders 
leistungsfähige Bahn mit dem Hinterland verbunden ist, sollen 
nach dem Plan 1932 gegen 300 000 t Fische gelandet und versandt 
werden, d. h. mehr als in allen deutschen Fischereihäfen der 
Nordsee zusammen. Diese Häfen aber sind im Laufe von Jahr- 
zehnten zu ihrer heutigen Leistung gelangt, werden durch ein 
Netz von Eisenbahnlinien mit dem besten Versandmaterial und 
einen umfangreichen Handel bedient. Es erscheint schon frag- 
lich, ob Murmansk überhaupt in absehbarer Zeit die Anlan- 
cancer von etwa 100 Fischdampfern iiberhaupt aufnehmen kann, 
da dazu außer großen Kaianlagen zahlreiche große Hallen, eine 

ut organisierte Eisversorgung, eine angreiche lokale 

ransportorganisation usw. gehören. Wie man aber die Fisc- 
mengen dann über ganz Rußland mit einer Bahnlinie absetzen 
will, erscheint rätselhaft. Die Fischereifahrzeuge beschaffen und 
vielleicht auch bemannen wird man können, die erstrebten Fang- 
mengen sind möglich, der Absatz aber ist bisher durchaus rätsel- 
haft. In den veröffentlichten Plänen für die Fischerei ist die 
Absatzfrage völlig vernachlässigt. Die russische Öffentlichkeit 
hat sich damit in letzter Zeit beschäftigt, aber die Lösung dieses 
Problems ist noch nicht zu erkennen. 

Zur Absatzfrage gehört neben der Versandfrage auch der 
Kleinabsatz, der überall sonst durch einen gut organisierten 
Fischhandel erfolgt. Hunderte von Fischgeschäften stehen ander- 
weitig im Dienst dieses Absatzes. In Rußland wird man eine 
ähnliche Organisation auch erst schaffen müssen. Auch die 
Fabrikküchen usw. müssen erst wissen, ws sie ihre Fische be- 
ziehen. Dann ergibt sich auch die Frage, ob man diese Fische 
richtig zu behandeln versteht. Der heutige Fischverbrauch in 
Mitteleuropa ist das Ergebnis jahrzehntelanger Arbeit, bei der 
die Bevölkerung geradezu erst zum Fischessen erzogen wurde. 
Viele Tausende sind für die Fischpropaganda ausgegeben worden 
mit dem Ergebnis, daß z. B. Deutschland heute etwa 12—13 k 
Fische auf den Kopf der Bevölkerung verbraucht. Rußland wil 
schon 16—17 kg auf den Kopf der Bevölkerung absetzen. Ob 
das ohne eine ganz große Absatzorganisation, von der gegen- 
wärtig noch fast alles fehlt, möglich ist, muß man füglich be- 
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zweifeln. Die Hebung des Fischverbrauchs in Rußland ist jeden- 
falls eine überaus schwierige Transport- und Organisationsfrage, 
die wegen der Eigenart der Ware Aufgaben stellt, wie man sie 
sonst auf keinem anderen Gebiet kennt. 

Die russische Fischeinfuhr hat nach dem Kriege 
fast ganz aufgehört, teils aus Gründen der Handelspolitik, tei 
auch, weil die Hauptverbrauchsgebiete für Salzheringe nicht 
mehr zu Rußland gehören. Nur in einzelnen Jahren hat man 
wegen der Nahrungsmittelknappheit noch größere Mengen Salz- 
heringe angekauft. Diese Salzheringsenfehr betrug: 


1927 /28 37 232 t 
1928 /29 42369 t 
1929/30 85 229 t 


Die Einfuhr erfolgte zum allergrößten Teil aus Norwegen, 
von der Einfuhr von 1929/30 kamen z. B. 7779 t aus England. 
Daneben wurden nur ganz kleine Mengen eingesalzener Dorsche 
und getrockneter Dorsche aus Norwegen bezogen. 

erhältnismäßig früh konnte Rußland auch wieder seine 
Fischausfuhr E und zwar handelte es sih zunächst 
dabei um die Ausfuhr von Kaviar und dann auch die von Zan- 
dern, die bald wieder in ihren alten Absatzgebieten unter- 
gebracht werden konnten. 

Die Nachkriegsentwicklung der russischen Fischausfuhr ist 
aus der folgenden Tabelle zu ersehen: 

1923 1924 1925 1926 1927 1928/29 1929/30 


! 


Schwarzer Kaviar 147 390 504 524 432 831 553 

Roter Kaviar 332 1624 2292 1427 1332 1 465 1 556 
lzfische — 1105 4188 4471 3146 

Frische und gefrorene Fishe — — 757 839 5118 | 27794 > 21 858 

Fischleim, Schuppen usw. 10 9 3 10 101 

Konserven in Dosen — — — — 142 13 260 


insgesamt 489 3128 7744 7271 10271 30090 37 227 

Die Gesamtausfuhr von Fischen war demnach im letzten 
Wirtschaftsjahr bereits ungefähr doppelt so groß wie in den letz- 
ten Vorkriegsjahren. Im Zusammenhang mit der Erweiterung der 
amten Fischindustrie dürfte in nächster Zeit die Ausfuhr von 
‘ischkonserven besonders stark steigen, die im Jahre 1931 schon 
ungefähr 20 000 t erreicht hat. Zu den Hauptabnehmern hierfür 
hört Nordamerika. Auch nach Deutschland werden erhebliche 
engen russischer Fischkonserven neben Zandern und Kaviar 
eingeführt. Hauptsächlich handelt es sich dabei um Makrelen- 
konserven und Sproiten, aber auch um Lachskonserven und 
neuerdings auch um Krabben. Im Fünfjahrplan ist eine starke 
Steigerung der Fischkonservenindustrie vorgesehen. Auch die 
Ausfuhr frischer Fische soll stark erhöht werden. Hauptsächlich 
handelt es sich dabei um Ladhse, die aus dem Fernen Osten nach 
Japan und Nordamerika ausgeführt werden, und um Zander vom 
aspischen Meer und von der Wolga, die heute wie vor dem 
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Kriege hauptsächlich nach Polen und Deutschland verkauft wer- 
den. Geringwertige Fische aus derselben Gegend, namenilich 
Plötze und ähnliche, werden auch in größeren Mengen nach dem 
Balkan und dem nahen Osten ausgeführt. Die polnische Zander- 
einfuhr aus Rußland betrug 1930 1370 t, die deutsche Einfuhr 
von Zandern aus Rußland rund 2000 t. 

Ob es möglich ist, angesichts der jetzigen Wirtschaftslage 
mit dem verminderten Bedarf in allen Ländern diese Steigerung 
durchzuführen, erscheint allerdings sehr fraglich. 


Rußland und Osteuropa. 


Monatsübersicht. 
Von Otto Hoetzsch. 


I. Rußland. 


a) Wirtschaftslage: 


Der Jahresvoranschlag der Getreideankäufe ist in 
der ganzen Union bis 1. Februar zu 89,6 % durchgeführt worden, 
die Sowjetlandgüter (Sowchosy) haben 98,8 % erreicht. Die Frist 
für die Beendigung der Getreidebereitstellungen ist abgelaufen. 
Das Ergebnis kann nicht als ungünstig bezeichnet al auf- 
a: zurückgeblieben ist in beiden Sätzen die Ukraine. 

ie Vorbereitungen für die Frühjahrsaussaatkam- 
pagne sind im Gang, doch wird (Prawda, 10. Februar) über ein 
recht langsames Fortschreiten geklagt. Eine Verordnung vom 
17. Februar regelt die Bildung von Saatfonds in den Kollektiven 
mit unverzinslichen Darlehen für die im Vorjahre von der Dürre 
heimgesuchten Gebiete (Wolgagebiet, Ural, Kasakstan, Basch- 
kirien, Westsibirien, Tatarstan). Im Zusammenhang damit steht 
ein Erlaß des Zentralkomitees der Partei vom 4. Februar, 
der die Leistungsfähigkeit der Kollektive heben 
will, ergänzt durch eine ausführliche Verordnung des ,,Kolchos- 
zentr‘. Danach soll die Arbeit im Kollektiv fest in der 
Form der sog. „Brigade“ organisiert sein, die für Maschinen. 
Inventar und Arbeitsvieh verantwortlich ist, für ihre Arbeit ent- 
sprechend der Leistung bezahlt wird, besonders bei dem Brigade- 
führer. Man sieht hier in die großen Schwierigkeiten der Lohn- 
festsetzung herein: der Wunsch, weitgehend Akkordlöhne zur 
Steigerung des Ergebnisses des einsehen zu haben, führt zu 
einer tollen Komplizierung des ganzen Lohnsystems. Besonders 
wird darauf hingewiesen, daß die Artelform der Kollektive zu 
entwickeln sei. Das ist die Form, in der nur die Produktions- 
mittel und das Arbeitsvieh vergesellschaftet sind gegenüber der 
höheren Form der Agrarkommune, auf die in der jetzigen 
schwierigen Übergangszeit schon hinzuarbeiten gewarnt wird. 
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Bekanntlich ist ein besonders schwacher Punkt die Vieh- 
zucht, der Rückgang der Viehbestände, zu der die Kollekti- 
vierungspolitik geführt hat. Zu den Maßnahmen der Hebung der 
Viehzucht gehört eine Viehzählung nach dem Stand vom 
1. Februar 1932 für das gesamte Arbeitsvieh in Stadt und Land 
einschließlich der Pferde. 

Für die Leistungen der Industrie haben die Verhand- 
lungen des ZIK und der Parteikonferenz viel Stoff geboten, frei- 
lih ohne neue wesentliche Züge. Die Produktion war 1931 im 
ganzen um 21 % höher als die von 1930; vorgesehen aber war 
eine Produktionssteigerung um 45 %. Schon nach den amtlichen 
Ziffern wurden also die Planziffern nicht erreicht. Für einzelne 
wichtige Zweige seien Zahlen mitgeteilt. So für die Brennstoff- 
industrie (in Millionen Tonnen): 


Voranschlag Tatsächliche Tatsächliche 
1931 Produktion 1931 Produktion 1929/30 
Kohlenförderung . . 83,6 56,0 47,5 
Koksgewinnung . . . 9,4 6,75 — 
Naphthagewinnung . . 25,5 23,1 17,7 
Torfgewinnung . . . 11,25 9,4 5,9 


Noch schlechter war es in der Eisen- und Stahlindustrie, die 
nen EEE aufwies (gleichfalls in Millionen 
onnen): 


Voranschlag Tatsächliche Tatsächliche 
1931 Produktion 1931 Produktion 1929/30 
Roheisen ..... 8, 4,9 4,97 
Martinstahl .... 88 5,3 5,6 
Walzprodukte . . . 6,7 4,0 4,5 


Zum Punkt Bedarfsartikel sind Zahlen nicht nötig, weil die 
Tatsache überall unbestritten ist, daß hier die Produktion auch 
nicht im entferntesten dem täglichen Bedarf gerecht wird. 

Die Zahl der Arbeiter und Angestellten war 1931: 
5,45 Millionen, um 2 Millionen höher als im Vorjahre, die in den 
1931 in Betrieb gesetzten neuen Industrieunternehmungen unter- 

amen. 

Daß „Aftostroj“ fertig wurde und seine ersten Automobile 
der Parteikonferenz präsentierte, sei angemerkt, ebenso wie die 
Inbetriebsetzung der Anfänge in Magnitstroj. 

Auf die Verkehrslage warf die große Eisenbahnkata- 
strophe bei Kossino an der Moskau—Kasaner Linie ein düsteres 
Licht. Der Prozeßverlauf, der mit hohen Gefängnisstrafen für 
mehrere Beamte endete, enthüllte ein Bild unbeschreiblicher Ver- 
wirrung und Unordnung im Eisenbahnwesen. 

Wie erinnerlich, hatte im Juli Stalin für die Lohn politik 
an sich nicht neue, aber verschärfte Grundsätze im Sinne der 
Differenzierung aufgestellt. Eine Rede Postyschews, des Sekre- 
tärs des Zentralkomitees der Partei vor der Parteikonferenz, ließ 
erkennen, wie weit das durchgeführt worden ist. Er sowohl wie 
der Generalsekretär der Gewerkschaften, Schwernik, mußten. zu- 
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geben, daß diese Lohnpolitik sich nicht hat durchführen lassen, 
zu großer Verwirrung geführt, das Miftverhaltnis zwischen 
Arbeitslohn und Arbeitsleistung eher noch gesteigert hat. Und 
außerdem zeigte sich natürlich, daß, wenn einmal die lange auf 
bestimmter Höhe gehaltenen Löhne geändert, sie den Lebens- 
haltungskosten angepaßt werden sollten, eine sole Bewegung 
ar nicht aufzuhalten ist. Andererseits hat die im Herbst ange- 
ündigte Preisabbauaktion (siehe Heft 2, S. 100) zu 
keinem Ergebnis geführt. Im Gegenteil haben sich sehr starke 
Preiserhöhungen notwendig gemacht, eine neue Teuerungswelle 
geht über die Union bis zu Steigerungen um 100%, die die 
ebenshaltung der Arbeiter verteuert und die Lohnerhöhungen 
illusorisch macht. Die Aktion ist so im Sinne einer Erhöhun 
des Reallohns ohne Erfolg geblieben, hat dem Staat finanzie 
aoe gebracht und dem Arbeiter keine Verbesserung seiner 
age. 

Daan gehört auch die Steigerung des Notenumlaufs, 
im ganzen von 4,3 Milliarden am 1. Januar 1931 auf 5,6 Milliarden 
am 1. Januar 1952. Das ist eine Erhöhung um 1,3 Milliarden. Im 
Jahre 1930 war die Zunahme 11 Milliarden, für 1931 aber sollte 
überhaupt der Geldumlauf nicht gesteigert werden. An sich be- 
sagen diese Zahlen ja beinahe nichts, weil noch nicht 6 Milliarden 
Rubel Papiergeld auf 162 Millionen Menschen nicht zu viel ist. 
Aber im ganzen Zusammenhang von Preisen und Löhnen erhöht 
auch dieses Moment die Schwierigkeiten der Situation. Die Ent- 
behrungen der Massen werden ganz gewiß nicht geringer, aber 
von einer akuten Krise der Wirtschaft ist nicht die Rede. 


b) Innere Politik: 


Die 17. Parteikonferenz ist in dem besonderen Auf- 
satz an der Spitze des Heftes behandelt. Angemerkt sei, daf in 
bezug auf die Stärke der Partei heute die allgemeine 
Formel gängig ist: 3 Millionen Parteimitglieder, 6 Millionen 
Komsomolzy. Trotz einer bemerkenswerten Steigerung der Zahl 
in den beiden letzten Jahren ist danach immer noch, selbst wenn 
die Jugendorganisation eingerechnet wird, erst knapp jeder 
16. in Rußland Parteimitglied; rechnen wir nur die Partei, so 
kommt erst auf 54 Einwohner ein Parteimitglied, in einem Staate, 
in dem Partei und Regierung identisch sind! 

Die Behandlung der Wirtschaftsfragen, auf die ZIK und Par- 
teikonferenz ganz abgestellt waren, hat die innere Politik nach 
wie vor ganz zurückgehalten. Nur gelegentlich erschienen An- 

riffe und Vorwürfe gegen den „Opportunismus“, Rechts- und 
Fak opponi in alter Weise. Der seinerzeit sehr laut ange- 
kündigte Prozeß gegen die schon 1930 verhafteten Führer einer 
sog. Bagernparter ist ganz still zu Ende geführt worden. Die 
14 Hauptangeklagten, darunter die Professoren Kondratjew, 
Jurowski, Makarow und Tschajanow, wurden zu fünf- bis acht- 
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jährigen Gefängnisstrafen verurteilt. Bei diesen Männern han- 
delt es sich zum Teil um Gelehrte, die in Westeuropa sehr be- 
kannt und hochgeachtet sind und denen vorgeworfen wurde, daß 
sie eine Bauernpartei organisieren wollten, die zusammen mit 
der sog. „Industriepartei®” (Ramsin-Prozef) systematische Sabo- 
tage betrieben und den Sturz der Sowjetmacht bezweckt hätte. 
Daß man den Prozeß so still abmachte, läßt darauf schließen, daß 
an dieser Anklage nichts war und daß man Grund hatte, gerade 
in der jetzigen Situation, der jetzigen Stellung in der Weltkrise 
und zu Europa, in dieser Beziehung keinen neuen Lärm zu 
erregen. 

edeutungslos war ferner nicht, daf, wie der Moskauer 
Rundfunk an die Rote Armee selbst warnend hervorhob, 
unter den Soldaten, besonders der Offizierelite, die in Moskau 
auf der Militärakademie ausgebildet wird, die SO acer für 
Trotzki noch sehr stark ist, auch literarisch ihren Ausdruck fände 
und eine „Reinigung“ dieser Militärakademie, die den Nach- 
wuchs für den Concealer der Roten Armee ausbildet, ein- 
geleitet sei. Steht damit in Zusammenhang, daf im Berichts- 
monat Trotzki die Staatsangehörigkeit aberkannt worden ist? 
Da seine Aufenthaltsbewilligung in der Türkei abgelaufen ist, 
sucht er nun als „Staatenloser‘ die Einreiseerlaubnis in die 
Tschechoslowakei nach. 

Im- Januar starb der Vorsitzende des Obersten Gerichts 
V. J. Stutschka. Er stammte aus Livland, war Sohn eines 
lettischen Bauern und hatte in, Petersburg Jura studiert. In der 
Revolution war er Vorsitzender des Arbeiterrates der Republik 
Lettland und damit für die damalige Schreckenszeit verant- 
wortlich. Dann ging er nach Rußland, wo er seit 1923 Vor- 
sitzender des Obersten Gerichts war, sowie Mitglied der Kom- 
munistischen Akademie. Zu der Führung der Partei hat er nicht 
gehört, wohl aber hatte er eine gewisse Bedeutung als Theo- 
retiker des Sowjetstaatsrechts. Sein Buch: „Lehre vom Staat und 
von der Verfassung der RSFSR“ (350 Seiten) ist weit verbreitet 
und für das Studium des Sowjetstaates nützlih. Zu seinem 
Nachfolger wurde vom ZIK Bulat ernannt. Dieses „Oberste Ge- 
richt“ erstreckt seinen Bereich natürlich nur auf die RSFSR. 

Der ZIK der Ukraine hat im Berichtsmonat beschlossen, auch 
in der Ukraine die Gebietseinteilung durchzuführen. 
Fünf Gebiete werden geschaffen und erhalten die Namen Char- 
kow, Kiew, Odessa, Dnjepropetrowsk und Winniza. Die Stadt 
Mariupol und 15 Bezirke des Donezbeckens werden unmittelbar 
der Zentralregierung unterstellt. 

Im Berichtsmonat waren es vier Jahre, seitdem das autonome 
jüdische Siedlungsgebiet in Biro-Bidschan in Ostsibirien ge- 
schaffen wurde, womit bekanntlich den zionistischen Auswande- 
rungsbestrebungen für Palästina ein Paroli geboten werden 
sollte. Der Plan umfaßte 40 000 jüdische Siedler. Bisher haben 
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sich aber nur 6000 Juden dort in landwirtschaftlichen Kolonien 
unter eigener Verwaltung angesiedelt. Der Bezirk Biro-Bidschan 
grenzt an die Mandschurei. Das für die jüdische Siedlung be- 
stimmte Gebiet ist doppelt so groß wie Pa l astina. Ein großer 
Teil davon ist mit dichten Urwäldern bedeckt. Alles das macht 
nicht den Eindruck, als sei der Plan einer großen jüdischen An- 
siedlung im Fernen Osten schon gelungen. 

Die Stadt Leningrad zählt jetzt 2,73 Millionen Ein- 
wohner und ist damit die siebentgrößte Stadt der Welt. Für 
andere Städte wurde soeben folgende amtliche Statistik mitgeteilt: 


Einwohnerzahl 
1917 1931 
Nishnij-Nowgorod . . . . . . . 126700 350 000 
Stalingrad (ehem. Zarizyn) . 132000 300 000 


Swerdlowsk (ehem. Jekaterinenburg) 69225 225 000 
Nowo-Sibirsk E ees ee a A 70 000 180 000 
Rostow a. Don . . . . 2 2 2... 177000 425 000 
Iwanowo-Wosnessensk . . . . .. 85 000 177 000 
Moskau... . . . . 1700000 2900000 


In den letzten zwei Jahren sind überdies eine Reihe völlig 
neuer Städte bei den neuen Industrieanlagen entstanden, so Mag- 
nitogorsk, Karaganda, Beresniki, Chibinogorsk u. a. 


c) Kulturpolitik: 

Der Anlauf zur zweiten „Pjatiletka“ wirkt sich auch auf 
die Kulturpolitik aus in der bekannten Richtung, daß die Be- 
schlüsse des 16. Parteikongresses durchgeführt werden müßten: 
die vollständige Beseitigung des Analphabetentums. 
Einem Artikel der Iswestija (31. Januar 1932) entnehmen wir 
folgende Zahlen. 1931 waren in den Elementar- und Mittelschulen 
22,8 Millionen Schüler, Ende 1932 sollen es sein 24,7 Millionen, im 
einzelnen in Tausenden Schüler: 


1930 1931 1932 
1914/15 1927/28 1929/30 am Jahresende 
in der Elementarschule . . 7236 9942 11638 18466 19757 20032 
in der Mittelschhule . . . 564 1399 1 945 2 002 3 069 4 676 
im ganzen ....... 7800 11341 13583 20468 22826 24708 


Die Verteilung auf Stadt und Land soll folgende Tabelle 


zeigen (Schiiler in Tausenden): 
1927/28 1930 1931 1932 


Elementarschule: 


Stadt =.» © a we « 4 2 160 2719 3 205 3 286 

Land. oc cae ko Bn Re a Were: e 7782 15 747 16 552 16 745 
Mittelschule: 

Stadt: ch ee & 1 017 1 166 1 422 1 631 

band: + <8 .6 -& ed & 382 836 1 647 3.045 
im ganzen: 

Stadt u 4. & were SSS 3177 3885 4 627 4927 

Land 3. we See 8164 16 583 18 199 19 780 


Demnach würden Ende 1932 rund 25 Millionen Schüler vorhanden 
sein, davon 20 Millionen auf dem Dorfe. Im Herbst 1932 soll mit 
dem „Übergang in die fünfte Gruppe“, d. h. dem Übergang von 
der ersten zur zweiten Stufe, die Einführung der allgemei- 
nen Schulpflicht auf der Grundlage der „Semiletka“ in 
den Städten und Arbeiteransiedlungen zu 100 %, auf dem Dorfe 
zu 70 % erreicht sein, Stadt und Land zusammengerechnet zu 75 %. 

So hätte nach diesen Aufstellungen die Sowjetunion in den 
Jahren 1930 und 1931 den Weg zur allgemeinen Schulpflicht 
zurückgelegt. Der Artikel schließt: „Die Einführung der allge- 
meinen Schulpflicht auf der Grundlage der Semiletka in der Mitte 
des laufenden Fünfjahrplans in der Hauptsache in der ganzen 
Union, die allseitige Durchführung dafür am Ende des Fünfjahr- 
plans und die breite Entwicklung der höheren technischen Schule 
mit 9- und 10jährigem Lehrplan in den Industriestädten und 
Arbeiteransiedlungen im Verlauf der ganzen zweiten Pjatiletka, 
bei Garantie für die sich steigernde Qualität des Unterrichts, der 
Erziehung und Bildung — das sind die Grundtendenzen für die 
weitere Entwicklung der allgemeinen Schulpflicht, wie sie in dem 
allgemeinen Gang des starken Wachstums in den letzten Jahren 
vorbereitet worden sind.“ So viel Wasser in den Wein gegossen 
werden muß, so ist doch immer wieder zu betonen, wie intensiv 
der Stalinismus diese konzentrierte Schulpolitik mit ganz be- 
stimmter Tendenz und Anlage betreibt. 

Das gleiche gilt ja auch für die Wissenschaft, für die 
auf der letzten Tagung der Leningrader Akademie der Wissen- 
schaften ein Mitglied die Behauptung aufstellte: „So planiert die 
sozialistische Wissenschaft die wirtschaftliche Karte Sowjetruß- 
lands um.“ Was damit gemeint sein soll, ist ohne weiteres klar. 

Zur Kulturpolitik sei, ohne daß hier der Raum ist, darauf 
einzugehen, noch hingewiesen auf den großen Bericht 
des Volksbildungskommissars Bubnow bei der Trauersitzung 
beim 8. Todestage Lenins „über den Leninismus“, ferner auf die 
recht guten Übersichten im ersten Heft des 2. Jahrgangs der Ber- 
liner Zeitschrift „Inter Nationes“ über „Schriftenaustausch mit 
Rußland und Aufbau russischer Bibliotheken in Rußland“ von 
Adolf Jürgens und die Zusammenstellung der Orientierungs- 
möglichkeiten über die Sowjetunion in Deutschland (S. 23 f. 
ebendort). 

d) Emigration: 

Professor M. V. Ustrjalow, der in Charbin lebt und der 
eurasiatischen Bewe nahe steht, behandelt in einer Bro- 
schüre unter dem Titel: „Ablösung in der emigrierten Generation“ 
(Zarubeschnaja Smjena), das Generationenproblem in 
der Jugend der Emigration, das von einem Jahr zum anderen 
brennender wird. Er führt dazu aus: 


„Diese Jugend will ihren Weg nach Rußland finden. Vor allem 
ideologish. Sie darf aber nicht annehmen, daß sie die ‚Erbin Stalins‘ 
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sein wird. Zwischen den ‚eurasischen‘ Jünglingen der Emigranten und dem 
Komsomolzen gähnt immer noch eine Kluft. Es ist aber gut, wenn die 
Emigrantenjugend wenigstens die Lage in Rußland studiert. Unsinn ist 
aber die gegenwärtig verbreitete Ideologie einer ‚nationalen Revolution’ in 
Rußland. Man will einen russischen Hitler schaffen. Man will ‚national- 
kommunistische, faschistishe Kaders in der Emigration bilden, Sekten von 
Soldaten-Mönchen der nationalen Revolution‘. Eine bonapartistishe Partei 
ist so lächerlich, wie Bonaparte lächerlich gewesen wäre, wenn er sich vor 
dem 18. Brumaire als französischer Cromwell deklariert hätte. Das Finale 
der bolschewistischen Revolution wird nicht in den Emigrantenkreisen vor- 
bereitet werden. Die politische Revolution wird sich in eine kulturelle 
verwandeln. Dann werden wieder von neuem die Sterne der höheren 
Werte erstrahlen, die bisher vom Qualm der sozialen Feuersbrunst ver- 
schleiert sind, Dann wird die Zeit der breiteren Synthese und der 
schöpferischen Begegnungen kommen. Die Jugend der Emigration soll 
abwarten. Denn nicht nur sie, sondern auch der Jungkommunist ist einer 
Evolution unterworfen.“ 


e) Außenpolitik: 

Der Gesamtton einer Friedenspolitik wird immer 
wieder mit Nachdruck angeschlagen, so in der „Moskauer Rund- 
schau“ (31. Januar), wo man einen Leitartikel von N. Kornew 
über die Nichtangriffspaktverhandlungen findet und einen weite- 
ren über die Lage im Fernen Osten (aus den Iswestija 24. Januar). 
Der erstere schließt mit den Sätzen: 

„Jedenfalls aber ist es schon gut, wenn man vom Frieden spricht und 
den Mund zu Kriegshetzereien nicht aufreißen kann. Wir sind bescheiden. 
Denn sobald wir unbescheiden würden, müßten wir sagen, daß die Nicht- 

-angriffspakte allein den Frieden nicht retten können. Abgesehen von allem 
anderen, ist und bleibt unsere Friedensforderung in der Forderung nach 
Abrüstung formuliert.“ 


Oder Iswestija (10. Februar): „Das Land der Räte kämpft für den 
Frieden“ mit dem Satz: „Die Friedenspolitik der Sowjetunion ist 
ein Zeichen nicht der Schwäche, sondern der Kraft. Sie gibt von 
neuem Beweise ihres Willens zum Frieden, hinter dem sich ihre 
m eminderte Kraft verbirgt, was unsere Feinde nicht vergessen 
sollten.“ 

Auf dem ParteikongrefR hat Molotow das Thema 
gleichfalls behandelt. Er sagte: 


„Man tritt in einem historischen Augenblick zusammen, an der Weg- 
scheide zwischen erstem und zweitem Fünfjahrplan. In außenpolitischer 
Beziebung ist größte Wachsamkeit nötig, da sich die Weltwirtschaftskrise 
dauernd vertieft und sich eine Verschärfung der Gegensätze unter den 
imperialistischen Staaten geltend macht. Besonders bedrohlich sind die Er- 
eignisse im Fernen Osten, wo u. a. auch die russischen ‚Weißgardisten’ an 
der Schaffung eines Pufferstaates aus den östlichen Provinzen Sowjetruß- 
lands interessiert sind. Die Aktivität der Affäristen aus der Interventions- 
zeit von 1918/19 zeigt sich wieder. Es ist nicht ohne Interesse, daß sich Mil- 
jukow und Kerenski gerade jetzt in die Tschechoslowakei begeben haben, 
um mit gewissen Personen, u. a. Gaida, über die Vorbereitung neuer Kriege 
gegen die Sowjetunion zu verhandeln. Die Sowjetregierung kann an 
diesen drohenden Gefahren nicht vorübergehen und sich mit der Rolle 
eines unbeteiligten Zuschauers nicht abfinden. Sie wird, obwohl vollständig 
in Friedensarbeit versunken, die nötige Bereitschaft zur Wahrung der 
Lebensinteressen des Landes zeigen.“ 
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Das Blatt der Roten Armee „Krasnaja Swesda“ kommen- 
tierte das (3. Februar) dahin: 

„Wachsamkeit und Bereitschaft aller Werktätigen der Sowjetunion — 
das sind die wichtigsten Forderungen des gegenwärtigen Moments. Diese 
Forderungen stellen der Roten Armee eine besonders verantwortungsvolle 
Aufgabe hinsichtlih der Vervollkommnung ihrer Schlagfertigkeit und 
ebenso ihrer politischen Erziebung. Die Soldaten, die Führer und die 
Parteiorganisationen der Roten Armee werden auf der Höhe ihrer Auf- 
gaben stehen.“ 

Und Kaganowitsch, einer der nächsten Mitarbeiter Stalins, der 
Sekretär des Zentralkomitees der Partei, sprach sich vor der 
Moskauer Organisation in der gleichen Richtung aus. Das ist 
alles in der heutigen Weltsituation doppelt und dreifach pro- 
grammatisch und bekräftigt das oft Gesagte, daß die Sowjetunion 

ingt Frieden will, weil sie ebenso unbedingt Frieden 
braucht zur Durchführung ihrer großen binnenwirtschaftlichen 
und innenpolitischen Pläne. 


Die große Störungsgefahr liegt im Fe r n e n O s t e n. Zwischen 
arachan und dem japanischen Botschafter in Moskau, Hirota, 
haben am 29. Januar Gespräche über die Benutzung der ost- 
chinesischen Bahn für japanische Truppen stattgefunden. Von 
der russischen Seite wurde geantwortet, daß es sich hier um 
chinesisches Land handle und wenn China dem Transport japa- 
nischer Truppen zustimme, würde Moskau dagegen nichts ein- 
wenden. Dabei wurde bekannt, daß Japan schon vor diesen Ver- 
handlungen die Bahn für seine Truppentransporte benutzt hatte. 
Wie schon erwähnt, hat Japan den Wink aus Moskau, einen 
Yale zu schlielten, nicht beachtet. Dafür muf man in 
Moskau das Vordringen Japans in der Mandschurei (Einzug in 
Charbin, 5. Februar) und alle Nachrichten über die Bildung eines 
selbständigen mandschurischen Staates (Proklamation am 18. Fe- 
bruar) mit zunehmender Sorge verfolgen, ebenso wie die un- 
zweideutige Erklärung des japanischen Außenministers Josi- 
schawa an die „Times“ (4. Februar), die zwischen Schanghai und 
Mandschurei einen so bestimmten Unterschied machte und für 
die letztere unumwunden aussprach, daß Japan diese zu behalten 
wünscht. Allerlei sonstige Gedanken und Gerüchte flattern um 
diese Spannungen. In den Emigrantenkreisen wartet man dar- 
auf, daß Rußland in diesen Krieg hereingezogen werde. An 
anderen Stellen spricht man von einem Arrangement zwischen 
Japan und Rußland im Sinn etwa einer Teilung der Interessen- 
S hären in der Mandschurei. Der Krieg wird auf beiden Seiten, 
Rußland wie Japan, ohne Zweifel heute noch nicht für unver- 
meidlich angesehen, und jedenfalls will sich Rußland, so lange es 
irgend geht, nicht zu einem solchen provozieren lassen. Was 
Japan dafür etwa in Fühlungnahmen und Verbindungen mit 
Frankreich tut, sucht man in Moskau zu parallelisieren durch die 
Weiterführung der Paktverhandlungen. 
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Am 21. Januar istinHelsingfors der Nichtangriffspakt mit 
Finnland unterschrieben worden. Er enthält eine ausdriick- 
liche Garantie der beiderseitigen Grenzen im Artikel 1: „Die 
vertragschließenden Seiten garantieren sich gegenseitig die Un- 
verletzlichkeit der Grenzen, die zwischen Sowjetunion und Finn- 
land existieren und durch den Friedensvertrag von Dorpat am 
14. Oktober 1920 festgelegt sind, welcher Vertrag eine uner- 
schütterlihe Grundlage ihrer Beziehungen bleibt, und sie 
nehmen auf sich gegenseitig die Verpflichtung, sich jedes An- 
griffs aufeinander zu enthalten.“ Bekanntlich ist in den ande- 
ren Nichtangriffspakten eine solche Grenzgarantie nicht ent- 
halten. In Finnland selbst findet der Vertrag bei der Lappo- 
seite Kritik, und zur Ratifizierung hat der finnländische Außen- 
minister Freiherr Yrjo-Koskinen die Erklärung abgegeben, 
daß die Ratifizierung durch Finnland wesentlich von dem Aus- 
gang der Paktverhandlungen zwischen Moskau und seinen ande- 
ren westlichen Nachbarstaaten abhängen wird. 


Vier Tage später, am 25. Januar, wurde in Moskau zwischen 
Litwinow und Patek der Pakt mit Polen unterzeichnet, der im 
Wortlaut wiedergegeben sei: Ä 


„Die vom Zentralexekutivkomitee der Sowjetunion und dem Präsi- 
denten der Polnischen Republik ernannten Bevollmächtigten sind sich über 
folgenden Vertrag schlüssig geworden, der der Entwicklung und Ergänzung 
des am 27. August 1928 in Paris unterzeichneten und mit dem Moskauer 
Protokoll am 9. Februar 1929 in Kraft getretenen Vertrages dienen soll: 


Artikel 1. Beide vertragschließenden Parteien stellen fest, daß sie 
auf den Krieg als Waffe der nationalen Politik in ihren wechselseitigen 
Beziehungen verzichten, und verpflichten sich gegenseitig, sich jeglicher 
aggressiven Handlungen und Angriffe gegeneinander sowohl allein als auch 
gemeinsam mit anderen Mächten zu enthalten. Als Handlung, die den Ver- 
pflichtungen dieses Artikels widerspricht, wird jeder Gewaltakt anerkannt, 
der die Integrität und Unantastbarkeit des Territoriums oder die politische 
Unabhängigkeit der anderen Partei verletzt, auch dann, wenn diese Hand- 
lungen ohne Krieg und unter Vermeidung aller möglichen Kriegssymptome 
begangen wurden. 

Artikel 2. Sollte eine der beiden Parteien von dritten Staaten oder 
einer Gruppe dritter Staaten angegriffen werden, so verpflichtet sich die 
andere Partei, dem angreifenden Staat im Laufe des ganzen Konfliktes 
weder direkt noch indirekt zu helfen oder ihn zu unterstützen. Falls eine 
der beiden Parteien eine aggressive Handlung gegen einen dritten Staat 
unternimmt, so ist die andere Partei berechtigt, ohne vorhergehende Ver- 
ständigung den Nichtangriffspakt zu kündigen. 

Artikel 3. Jede der Parteien verpflichtet sich, keinerlei Anteil an 
irgendwelchen Übereinkommen zu nehmen, die vom aggressiven Stand- 
punkt aus offensichtlich nei gegen die andere Partei gerichtet sind. 

Artikel 4. Verpflichtungen, die in den Artikeln 1 und 2 des vorliegen- 
den Vertrages erwähnt werden, können in keinem Falle internationale 
Rechte und Verpflichtungen beschränken oder ändern, die sich für beide 
Parteien aus Übereinkommen ergeben, die sie vor dem Inkrafttreten dieses 
Vertrages abgeschlossen haben, sofern diese Übereinkommen nicht Elemente 
der Aggressivität enthalten, 

Artikel 5. Beide Parteien, die danach streben, alle Streitfalle und 
Konflikte, die zwischen ihnen entstehen können, unabhängig von ihrer 
Natur oder Herkunft nur mit Hilfe friedlicher Mittel beizulegen und zu 
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lösen, verpflichten sich, Streitfragen, hinsichtlich derer in entsprechender 
Zeitperiode kein Übereinkommen auf diplomatishem Wege erreicht wer- 
den kann, einem Schlichtungsverfahren gemäß den Bestimmungen einer 
Konvention über die Anwendung des Schlichtungsverfahrens zu unter- 
werfen. Diese Konvention bildet einen untrennbaren Bestandteil des 
an sie muß besonders unterzeichnet und in möglichst 
kurzer Frist gemeinsam mit dem Nichtangriffspakt ratifiziert werden. 


Artikel 6. Der Vertrag wird innerhalb möglichst kurzer Frist rati- 
fiziert. Er tritt 30 Tage nach dem Austausch der Ratifikationsurkunden, 
der in Warschau erfolgen wird, in Kraft. 


Artikel 7 weist darauf hin, daß der Vertrag auf die Dauer von drei 
Jahren abgeschlossen wird und automatisch auf weitere zwei Jahre als 
verlängert gilt, wenn er nicht sechs Monate vor Ablauf der Frist von der 
einen oder anderen Seite gekündigt wird. Der Vertrag ist in russischer 
und polnischer Sprache abgefaßt.“ 

Dieser Vertrag ist ein Erfolg der russischen Diplomatie. Denn 
sie hat darin ihren Willen durchgesetzt, indem sie keine Garantie 
der polnischen Grenze übernimmt, den Pakt ohne Zusammenhang 
mit den anderen Randstaatenpakten abschließt und ihren Ge- 
danken eines vom Völkerbund unabhängigen selbständigen 
Schiedsgerichts durchgesetzt hat. In diesen Beziehungen hat 
Polen (und mit ihm Frankreich) seinen Willen nicht durchgesetzt. 
In keiner Weise hat Rußland die polnische Westgrenze gegen 
Deutschland garantiert. Der Vertrag bestätigt alle früheren 
internationalen Verträge der vertragschließenden Parteien, also 
für Polen den Versailler Vertrag und für Rußland selbstver- 
ständlich den Vertrag von Rapallo. 


Dieser Erfolg Ruftlands sieht auf dem Papier allerdings nach 
mehr aus, als er ist. Zunächst gilt hier wie überhaupt in dem 
ganzen System, daß der Schiedsgedanke, wie ihn Rußland 
hier selbständig durchgeführt hat und in betonter Unabhängig- 
keit vom Völkerbunde, sachlich nicht viel bedeutet. Er ist kein 
Schiedsgedanke, er schafft kein Schiedsgericht, sondern nur nach 
dem Vorbilde des Vertrags mit Deutschland die Schiedskom- 
missionen und Schiedsverhandlungen, die ohne einen unabhän- 
gigen Vorsitzenden tagen und, wie das deutsch-russische Beispiel 
mehrfach schon erwiesen hat, zu einem Schluß, zu einer Ent- 
scheidung überhaupt nicht kommen können. Das ist gegenüber 
dem System der deutschen Schiedsverträge sonst (nach dem 
Muster des deutsch-schweizerischen Sdiicdverieares) sehr un- 
vollkommen und bleibt dahinter zuriick. 

Weiter: gewiß hat Rußland durchgesetzt, daß nicht wie beim 
Ostpakt Polen für alle Randstaaten zusammen als Beauftragter 
auftreten konnte, daß vielmehr von Rußland alle Verträge ein- 
zeln geschlossen wurden. Aber was bedeutet das gegenüber der 
Tatsache, daß der Vertragschließende der anderen Seite die 
Ratifikation, die Inkraftsetzung des Vertrages abhängig macht 
vom Abschluß der anderen! Schon Finnland erklärte das, wie 
soeben zitiert. Lettland und Estland haben dieses Verhältnis 
miteinander hergestellt. Polen wird nur ratifizieren, wenn der 
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Vertrag mit Rumänien zustande kommt, und Frankreich will das 
gleiche nur tun, wenn mit Polen und Rumänien abgeschlossen ist. 


Immerhin aber kann Sowjetrußland diesen Pakt als einen 
großen Erfolg buchen, namentlich wenn es an die Situation von 
1926 denkt, die sich zu seinen Gunsten umgekehrt hat. Damals 
stellten Frankreich und Polen Bedingungen, heute kamen sie 
beide, namentlih Frankreich, entgegen und drückt Frankreich 
darauf, daß das ganze Gebäude fertig werde. Die polnische 
Presse unterstreicht weiterhin, und zwar ohne Unterschied der 
politischen Richtungen, die in der Zustimmung zum Vertrag einig 
sind, daß Artikel 1 den Angreifer sehr genau definiert. Als An- 
greifer wird derjenige betrachtet, der den territorialen Besitz- 
stand und die politische Unabhängigkeit des Vertragspartners 
auch ohne Anwendung kriegerischer Mittel gefährdet. Nach pol- 
nischer Auffassung gehört auch die deutsche Forderung nach einer 
Revision der polnischen Westgrenze zu den „nichtkriegerischen“ 
Angriffsmitteln. Daher betrachtet Polen den Artikel 1 als gegen 
Deutschland gerichtet, um so mehr als nach Artikel 3 dieses 
Paktes die Vertragspartner sich verpflichten, an keinen inter- 
nationalen Abkommen und Aktionen teilzunehmen, die gegen 
einen der Vertragspartner gerichtet sind. Mit der letzteren Be- 
stimmung verpflichtet sich Polen, an keiner „Antisowjetfront“ 
irgendwie teilzunehmen. 

Am 5. Februar wurde ferner der Vertrag mit Lettland 
unterzeichnet. Er lautet: 


Artikel 1. Die vertragschließenden Staaten verzichten auf jede Art 
von Angriff oder Gewaltmaßnahme, unabhängig davon, ob ein Angriff oder 
eine Gewaltmaßnahme einzeln oder im Bündnis mit anderen Staaten unter- 
nommen wird oder ob eine Kriegserklärung erfolgt ist oder nicht. 

Artikel 2. Beide Staaten verpflichten sich, keine militärischen Bünd- 
nisse abzuschliefen oder derartigen Vereinbarungen beizutreten, die gegen 
einen der Vertragspartner gerichtet sind, wobei ausdrücklich auch finan- 
zielle und wirtschaftliche Boykotte ausgeschlossen sein sollen. 

Artikel 3. Der abgeschlossene Vertrag hebt nicht die bereits be- 
stehenden, offiziell registrierten Verträge auf, wobei diese Verträge jedoch 
nicht einen Angriffscharakter tragen dürfen. 

Artikel 4. Sämtliche Streitfragen, die nicht auf gewöhnlichem diplo- 
matischen ‚Wege bereinigt werden können, unterliegen Schlichtungsaus- 
schüssen, deren Bestand und Kompetenz ein besonderes Abkommen festlegt, 
das gleichzeitig mit diesem Vertrag in Kraft treten soll. 

Artikel 5. Die Ratifizierungsurkunde des in russischer und lettischer 
Sprache abgefaßten Vertrages wird in Moskau ausgehändigt. 

Artikel 6. Der Vertrag tritt mit dem Zeitpunkt des Austausches der 
Ratifizierungsurkunden in Kraft, und zwar für den Zeitraum von zunächst 
drei Jahren. Der Vertrag kann innerhalb dieser Zeit mit sechsmonatiger 
Frist gekündigt werden. Falls er nicht gekündigt wird, verlängert er sich 
automatisch um weitere zwei Jahre. Der Vertrag kann fristlos gekündigt 
werden, wenn einer der Vertragsstaaten einen dritten angreift. 


Dieser Vertrag enthält keine Grenzgarantie, nennt den Friedens- 
vertrag vom 11. August 1920 nicht. Die lettländische Regierung 
hat dazu erklärt, daß die Ratifikation von einem gleichen Ver- 
trage zwischen Rußland und Estland abhängig sei. Dieser ist 


398 


wegen der ınnenpolitischen Schwierigkeiten (Regierungskrise, 
sıehe nachher) noch im unsicheren. Im Vertr : mit Lettland fehlt 
die ausführliche Bestimmung des Angreifers. Wesentlich ist aber 
darin die Einbeziehung der Verpflichtung, auch an finanziellem 
oder wirtschaftlihem Boykott nicht teilzunehmen, was im Ver- 
trag mit Polen (Artikel 3) nicht ausdrücklich hervorgehoben ist. 
Über das Verhältnis zum Völkerbund, dem Lettland angehört 
und das damit berührt wird, ist nichts Besonderes gesagt. 

Nun aber stockt das Weitere, da Fortschritte in den Ver- 
handlungen mit Rumänien für die Berichtszeit nicht auf- 
zuführen sind. Der Abschluß des russisch-polnischen Vertrages 
hat daher in Bukarest verstimmt, wo man sich aber damit tröstet, 
daß dieser Vertrag sofort gekündigt werden kann, wenn „eine 
der beiden Parteien eine aggressive Handlung gegen einen 
dritten Staat unternimmt (Artikel 2)“. Das würde bei einem 
Angriff Rußlands auf Rumänien den russisch-polnischen Pakt 
sofort außer Kraft und das polnisch-rumänische Militärbündnis 
sofort in Kraft setzen. 

Das Gebäude ist trotz Litwinows Mitteilung (Tass, 25. Januar) 
über Rumänien noch nicht fertig. Schon jetzt aber ist man in 
Moskau sehr befriedigt und unterstreicht die Friedenspolitik, die 
darin zum Ausdruck komme, mit Nachdruck. 


Die Ideen der Sowjetunion in diesen Verhandlungen wurden 
schon hervorgehoben und werden immer deutlicher im Hinblick 
auf den mandschurischen Konflikt, die Abrüstungskonferenz, die 
vom Völkerbund unabhängige Friedens- und Schiedspolitik Ruß- 
lands im Osten. Wobei immer wieder daran zu erinnern ist, daß 
sowohl der entsprechende Vertrag mit Deutschland, wie 
der mit Litauen im letzten Frühjahr, auf weitere fünf Jahre 
verlängert worden ist. Man kann also nicht sagen, daß sich die 
neuen Verträge gesen Deutschland richteten, sondern sie bilden 
mit den älteren Verträgen zusammen ein Ganzes, in dem selbst- 
verständlich Frankreich zu einem größeren Einfluß im Osten auch 
gegenüber Rußland kommen will. Ohne daß das nach außen 
stark hervortritt, hat sih die Haltung Frankreichs 
gegenüber der Sowjetunion etwas gewandelt, und nach wie vor 
verfolgt Frankreich die ältere Idee, sowohl mit Polen verbündet 
zu sein, wie ein gutes Verhältnis zu Rußland anzustreben und aus 
dieser Kombination einen Druck auf Deutschland im Sinne der 
Garantie der polnischen Westgrenze auszuüben. Betrachtet man 
die Dinge so, so sitzt Rußland in diesem neuen Vertragssystem 
aber am stärkeren Hebel als Frankreich, während es andererseits 
allerdings das Letzte und Wichtigste, den Abschluß des Systems 
auch im fernen Osten mit Japan, nicht erreicht hat. Im ganzen 
bedeutet diese Politik einen F ortschritt auf dem Wege der Ein- 
gliederung der russischen in die europäischen Interessen. 

die gleiche Linie gehört die Tätigkeit Rußlands auf der 
Abrüstungskonferenz, wo es durch Litwinow und 
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Lunatscharski vor allem vertreten ist. Seine Rüstungsausgaben 
wurden schon im letzten Heft (Seite 268) mitgeteilt. Der Stand 
seiner Rüstungen ist nunmehr (17. Februar) vom Völkerbunds- 
sekretariat veröffentlicht worden, nach den eingereichten amt- 
lichen Angaben der russischen Regierung. Danach beträgt der Ge- 
samteffektivbestand 562000 Mann (504303 Land, 28658 Luft, 
29 039 See) und 37 700 Offiziere. Zum ersten Male erfolgt eine 
Mitteilung über den Bestand der GPU: 45 390 Mann und 5350 
Offiziere. Militärflugzeuge hat Rußland 750, jedoch kein Luft- 
schiff und kein Flugzeugmutterschiff. Die Marine besteht aus 
2 Kreuzern, 17 Torpedobooten, 16 U-Booten, 2 Minenlegern, 
6 Minensuchern, 4 Schulschiffen, im ganzen 48 Einheiten. 


So scharf die Sowjetpresse die Abrüstungskonferenz kriti- 
siert, so wird die Mitarbeit Rußlands in Genf doch durchaus ernst 
genommen. Namentlih Litwinows sehr ausführlihe Rede 
am 11. hat das gezeigt. Sie war ruhig und gemäfligt, streifte 
nur eben die internationalen kommunistischen Gesichtspunkte, 
kritisierte mit vollem Recht, sprach sich für die allgemeine, voll- 
ständige Abrüstung aus, brachte aber zugleich für die erste 
Etappe einen zweiten maßvolleren Plan, mit konkreten Einzel- 
vorschlägen: Abschaffung der Tanks und der weittragenden 
schweren Artillerie, der Kriegsschiffe über 10000 Tonnen, der 
Schiffsartillerie mit größerem Kaliber als 12 Zoll, der Flugzeug- 
mutterschiffe, der militärischen Luftschiffe, der Bombenflugzeuge, 
des Bombenmaterials, aller für den chemischen und bakteriologi- 
schen Krieg bestimmten Vorkehrungen, vollständiges Verbot des 
Abwurfes von Flugbomben, Verbot der Vorbereitung des chemi- 
schen Krieges in Friedenszeit. In der Sicherheitsfrage ging er der 
deutschen Auffassung vollständig parallel, und sein Hinweis auf 
die große Kriegsgefahr im Fernen Osten war vollständig berech- 
tigt. Klar und gemaftigt wurde das Mindestmaß dessen, was eine 
Sowjetvertretung hier zu sagen hatte, ausgeführt und die Stel- 
lung gegen Frankreich genommen. 

Dazu gibt Radek die Begleitmusik in großen Artikeln aus 
Genf, die in den „Iswestija“ onen und in deren ersten es 
hieß: „Die Sowjetunion kam zu dieser Konferenz nicht wegen 
einer Demonstration oder Agitation, sondern für den Kampf für 
den Frieden und wird auch die geringste Möglichkeit, den 
Frieden zu erhalten, schützen, wird für die geringste Garantie 
kämpfen, die die Menschheit bewahren könnte vor dem blutigen 
Wahnsinn.“ Und wiederum die nachdrückliche Bezugnahme auf 
das Wort Stalins: „Diese Friedenspolitik werden wir auch 
künftig mit allen Kräften und allen Mitteln führen. Wir wollen 
nicht einen Fußbreit fremden Landes. Aber von unserem Lande 
werden wir nicht das geringste Stück einem anderen preisgeben.“ 

Hinter diesen eroflen Fragen treten andere Gegenstände der 
Außenpolitik zurück. Die russisch-englischen Verhand- 
lungen sind nach einer Mitteilung des englischen Auftenministers 
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abgebrochen, weil die Sowjetregierung die Schuldenfrage mit der 
Frage der Anleihe und Kreditgarantie verknüpfte. Die 
deutsch-russischen Besprechungen sind weitergegangen, 
haben aber in dem Versuche, die russische Ausfuhr zu beleben, 
keinen Fortschritt machen können und müssen sich mit Fragen 
zweiter Ordnung befassen. 


II. Polen. 


a) Volkszählung. 


Das endgültige Ergebnis liegt vor, da nun auch die Zahl 
der in den Kasernen befindlichen Soldaten bekannt ist. Danach 
beträgt die polnische Bevölkerung im ganzen 32 120020 Per- 
sonen. Seit der letzten Volkszählung vor 10 Jahren hat die Be- 
völkerung Polens um 4943303 zugenommen = 18,2%. Vor 
zehn Jahren kamen auf 1 qkm 69,2 Einwohner, jetzt 822. Am 
dichtesten bevölkert ist die Wojewodschaft Schlesien, auf 1 qkm 
303,1. Die geringste Bevölkerung weist die Wojewodschaft 
Polesien mit 30,8 auf 1 qkm auf. In der Wojewodschaft Pomme- 
rellen entfallen auf 1 qkm 66,3, vor zehn Jahren 57,1 Einwohner. 
Die Wojewodschaft Posen zählt gegenwärtig 79,6, vor zehn 
Jahren 74,2 Personen pro Quadratkilometer. 


b) Wirtschaftslage. 


In den schwierigen Verhältnissen der Wirtschaft gestaltete 
sich auch die Lage der Kohlenindustrie immer schlechter. 
Im letzten Jahre wurden gefördert 38 375 000 Tonnen und davon 
im Inlande verkauft 19100000 Tonnen, im Auslande 14 300 000 
Tonnen. Der Inlandsverkauf ist damit um 1,1 Millionen zurück- 
gegangen, die Ausfuhr um 1,4 Millionen gestiegen, und die Aus- 
uhr ist nicht rentabel! 

Im Haushaltsausschuß des Sejm ist die Finanzlage er- 
örtert worden: eine Kürzung der Ausgaben um 20 % nötig, neue 
Steuerquellen desgleichen, zwar kein Moratorium, aber sehr 
schwere Lage, da direkte und indirekte Steuern große Rückstände 
u. dgl. aufweisen. Die Schulden des Staates betrugen 
am 1. Januar 5,2 Milliarden Zloty, sind um 600 Millionen ge- 
wachsen. Der Schuldendienst DEE 315 Millionen im ganzen, 
durch das Hooverfeierjahr aber, das Polen mit 60 Millionen Zloty 
erleichtert, nur 250 Millionen. 

Im nn damit wird die Stellung Polens 
zurReparationsfrage erörtert. Polen ist mit dieser durch 
die halbe Million Reichsmark verknüpft, mit der es im Young- 
plan als deutscher Reparationsgläubiger erscheint, und müßte 
eigentlich die Streichung aller internationalen Verpflichtungen 
wünschen. Denn der Anteil an den deutschen Zahlungen bedeutet 
nicht viel, andererseits ist Polen Nordamerika hoch verschuldet, 
mit 160 Millionen Dollar. Diese Schulden sind im Mellon-Grabski- 
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Abkommen konsolidiert und Polen hat wohl damit recht, ebenso 
wie England, daß es mit diesem Abkommen zu hoch belastet ist. 
Die Berechnung seiner Verpflichtungen schwankt übrigens. 
Trotzdem so der Standpunkt eigentlich klar liegen müßte und 
eine Streichung der Schulden Polen sehr erleichterte, spricht man 
sich dagegen aus, weil man Rücksichten auf den Bundesgenossen 
Frankreich nehmen müsse, der heute der einzige Staat für Auf- 
rechterhaltung der ganzen Verpflichtungen sei. 


Auf finanzielle Gründe geht auch die vorläufige Aufhebung 
der Agrarreform durch den Sejm zurück. Im Sejm 
stimmte auh die deutsche Fraktion gegen den Staats- 
haushalt wegen ihrer Minoritätsklagen. Die wirtschaftliche Not 
von Posen und Pommerellen wird sogar in dem führenden 
Warschauer Wirtschaftsblatt „Gazeta Handlowa“ zugegeben, und 
zwar als Folge der Polonisierung der Westprovinzen, die bisher 
immer einfach als finanziell aktiv betrachtet wurden, aber zu 
den meistbelasteten Gebieten Polens gehören. 


Das Dreier-Komitee des Völkerbundsrats hat sich mit der 
ukrainischen Frage beschäftigt und einen für Polen sehr 
günstigen Bericht gemacht, der dort Veranlassung zur Fest- 
stellung gibt, daß nun der Völkerbund eingesehen habe, eine Bei- 
legung der Streitigkeiten zwischen Polen und den Minderheiten 
sei nur durch direkte Verhandlungen möglich. Wege dazu sind 


freilich nicht erkennbar. 


Vom Paktvertrag mit Rußland wurde oben schon 
gesprochen. Amtlich und nichtamtlich ist man damit zufrieden. 
Darüber hinaus wurde vom „Kurjer Poranny“ das weitere Ziel 


doch sehr scharf bezeichnet: 


„Der Pakt mit den Sowjets ermöglicht Polen einen höheren Grad der 
Sicherheit, die Polen noch von Deutschland erlangen muß, wenn es sich die 
Einschränkung seiner Rüstungen leisten darf. Daher darf der Sowjetpakt 
in keinem Maße und auf keine Art zu einem Trumpf ge en die Vorsicht 
Polens auf der Abrüstungskonferenz in Genf werden. ‘Nach dem Abschluß 
des Nichtangriffspaktes mit Sowjetrußland kommt die Reihe an den Ab- 
schluß eines analogen Paktes mit Deutschland. Wir hören den Zuruf, daß 
dies eine reine Utopie sei, doch noch vor acht Jahren hörten wir von einer 
solchen Utopie, als man von einem Nichtangriffspakt mit Sowjetrußland 
sprach. Und im vergangenen Jahre waren wir Zeugen, daß man in Berlin 
den Standpunkt vertrat, daß der Abschluß eines Nichtangriffspaktes 
zwischen Moskau und Warschau unmöglich sei. Doch die Evolution der 
letzten 15 Jahre hat uns gelehrt, daf Dinge, die einst unbedingt unmöglich 
waren, heute nicht allein verwirklicht wurden, sondern die Möglichkeit 
haben, auch eine Masse von Unmöglichkeiten in die Tat umzusetzen.“ 


Näher als das liegt für Polen die Überlegung, wie sich nach 
dem Locarnovertrag mit Deutschland und dem Nichtangriffspakt 
mit Rußland nun Polen auf der Abrüstungskonferenz 
verhalten solle, da damit die bekannte „Unsicherheit“ der pol- 
nischen Grenzen doch nicht mehr ins Feld geführt werden kann. 
Die Rede Zaleskis hat dazu nichts Rechtes gesagt. Man zieht 
sih nunmehr zurück einmal auf die sog. „historische Klausel“, 
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auf Grund deren für die künftigen Rüstungen Polens ein Vor- 
sprung vor den anderen Mächten verlangt wird, um die durch 
das geschichtliche Schicksal Polens während der Teilungszeit 
bedingten Versäumnisse auf dem Gebiet der Landesverteidigung 
und der Rüstungsindustrie nachholen zu können, und sodann 
auf die „moralische Abrüstung“, die Polen zum ganz besonderen 
Gegenstand seiner Abrüstungspolitik macht. 


Deutschland hat nunmehr den schleppenden Gang der Gen- 
fer Verhandlungen über die Minderheitenbeschwerden gegen 
die polnische Agrarpolitik unterbrochen und kraft Artikel 12, 2 
des Minderheitenschutzabkommens für die Klagen eine Prüfung 


durch den Rat beantragt. 


II. Danzig. 


Die Streitfrage des Aufenthalts polnischer Kriegs- 
schiffe im Danziger Hafen ist gemäß dem Gutachten des Ge- 
richtshofes im Haag vom Völkerbundsrat am 29. Januar entschie- 
den. Polnische Kriegsschiffe genießen demgemäfß keine beson- 
deren Rechte im Danziger Hafen und sind den allgemeinen 
internationalen Regeln unterworfen. 


Die Frage der Benutzung des Hafens von Gdingen bzw. 
Danzigs durch Polen soll nun durch ein Juristen-Komitee ge- 
prüft werden. 


Im Haag hat der Gerichtshof mit 9 gegen 4 Stimmen in dem 
Danzig-polnishen Minderheitenstreit den Standpunkt 
der Stadt Danzig als rechtsgültig erklärt, die polnischen An- 
sprüche auf Gleichbehandlung polnischer Staatsangehöriger mit 

en Danziger Staatsangehörigen abgewiesen. Das ist eine zweite 
roße Niederlage Polens im Haag und ein Erfolg der Stadt 
anzig von weittragender Bedeutung. 


Nach achtjähriger Tätigkeit ist der polnische Kommissar in 
Danzig, Strasburger, von diesem Amte zurückgetreten, 
wohl ım Zusammenhang mit den letzten Entscheidungen. Seine 
ganze Tatigkeit hat die Verhältnisse nicht beruhigt, sondern in 
allen einzelnen Fragen verschärft bis zum persönlichen Konflikt 
mit dem Senatspräsidenten Ziehm. Der neue Vertreter Polens 
bei der Danziger Regierung, der aus dem nächsten Kreise des 
Obersten Beck kommt, ist gleichfalls Vertreter der scharfen Rich- 
tung. Es ist Dr. Kasimir Papee, der aus dem österreichischen 
Dienste kam, in Berlin, Kopenhagen und sonst Diplomat war, 
seit August 1929 Generalkonsul in Königsberg. 


IV. Litauen. 


Von Litauen aus ist die Memelfrage wieder in das Kon- 
fliktsstadium gerückt worden, indem am 8. Februar der Gouver- 
neur des Memelgebietes, Merkys, den Präsidenten des Direkto- 
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riums des Memelgebietes, Böttcher, seines Amtes entsetzt bat, 
weil er mit der deutschen Regierung in eine angeblich nicht er- 
laubte Fühlungnahme eingetreten sei. Die deutsche Regierung 
hat die Angelegenheit sofort vor den Völkerbundsrat gezogen 
und das Vorgehen der litauischen Regierung als eine flagrante 
Verletzun de Memelstatuts bezeichnet. In Litauen selbst er- 
hob sich die Opposition gegen dies Vorgehen, das wie ein An- 
fang zu einem Putsch aussieht, d. h. zu einem Gewaltstreich 
ähnlich dem am 10. Januar 1923, als litauishe Soldaten das 
Memelland annektierten. Der Völkerbundsrat hat die Prüfung 
der Frage, ob der Gouverneur zu seiner Maßnahme berechtigt ge- 
wesen sei, durch den Haager Gerichtshof empfohlen. 


V. Lettland. 


Die Wirtschaftslage drückt so, daß man eine Massen- 
ausweisung der in Lettland beschäftigten Ausländer in Aussicht 
nimmt. Man hat bei 2 Millionen Einwohnern 40 000 Arbeitslose, 
würde in erster Linie polnische und russische Arbeitslose aus- 
weisen, aber auch etwa 5000 Reichsdeutshe würden davon be- 
troffen, die fast durchgängig altansässige Einwohner sind. 

Durch Notverordnung hat der Ministerpräsident Skujeneek 
ein scharf minderheitenfeindliches Gesetz erlassen, das das 
Lettische zur Staatssprache erklärt und andere Sprachen aus dem 
Verkehr mit Behörden ausschließt, auch aus den parlamentari- 
schen Körperschaften, für Ortsnamen und Straßenschilder be- 
schränkt u. dgl. m. 

Die Unterzeichnung des Nichtangriffspaktes mit Rußland 
am 5. Februar wurde schon besprochen. 


VI. Estland. 


Der estländische Außenhandel betrug 1931 132,3 Mill. Kr. 
gegen 194,8 Mill. 1930. Das Aufßenhandelsvolumen ist stark zu- 
sammengeschrumpft. Die Einfuhr erreichte nur 61,2 Mill. Kr. 
gegenüber 98,4 Mill. im Jahre vorher, die Ausfuhr 71,1 Mill. 
gegenüber 96,4 Mill. Infolge des starken Importrückgangs hat 
sich die Handelsbilanz Estlands im Jahre 1931 wesentlich ge- 
bessert. Sie weist einen Ausfuhrüberschuß um 9,9 Mill. Kr. auf 
gegenüber einer Passivität von 2 Mill. Kr. im Jahre 1930. 


Die Regierung Paets, die seit einem Jahr am Ruder 
war, ist zurückgetreten, weil die Regierungsmehrheit sich zer- 
setzte. Die neue Regierung wurde durch den Führer der Agrar- 
partei, Teemant, pebildet: die bedeutendste Persönlichkeit ist 
der Außenminister Tönisson. 

Bei diesen Vorgängen hat sich eine bemerkenswerte Wandlung 
unter den Parteien Estlands vollzogen, indem aus der Agrar- 
partei und den sog. Neusiedlern eine einheitliche Bauernpartei 
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wurde (38 Mandate) und aus den drei bürgerlichen Mittelpar- 
teien (Arbeiterpartei, Christliche Demokraten und Volkspartei) 
ein nationales Zentrum (23 Mandate). Daneben steht als dritte 
2. Partei die Sozialdemokratie mit 25 Mandaten, so daß fiir 

ie Wahlen im Mai die drei Elemente des Staates, Bauern, Bür- 
ger und Arbeiter, jedes in sich geschlossen, miteinander kämpfen. 


VII. Finnland. 


Die Hauptfrage ist das neue Alkoholgesetz, das am 
30. Januar vom Reichstag mit 120 gegen 45 Stimmen angenommen 
wurde und am 1. April in Kraft tritt. Es nimmt ein Staatsmono- 
pol in Aussicht, freilich mit Einzelbestimmungen, die sonderbar 
wirken und woe zweckmaRig aussehen. Ein großes Absatz- 
Eroin für alkoholishe Getränke wird übrigens Finnland auch 

anach bei der Schwäche der Kaufkraft seiner Bevölkerung und 
aus anderen Gründen nicht werden. 

Der NichtangriffspaktmitRußland, der schließ- 
lich überraschend schnell abgeschlossen wurde, ist oben schon 
besprochen. Die finnländische Regierung hat trotz der Stim- 
mung im Staate gegen solche Bindungen, der aus der Lappo- 
pewerung heraus Ausdruck gegeben wird, schnell abgeschlossen, 
obwohl sie 1926 und 1927 bei gleicher Gelegenheit sich ablehnend 
verhielt. Aber wer sich an die scharfe Betonung des Sicherheits- 
gedankens durch Finnland in Genf erinnert, wird obne weiteres 
verstehen, warum die finnländische Außenpolitik sich jetzt zu 
diesem Vertrage entschloß, wobei wohl auch wirtschaftliche 
Motive etwas mitsprachen. 


Abgeschlossen, am 25. Februar 1932. 


Bücherschau. 
Sowjet-Prosa. 


Beresowski, Feoktist: Eine Mutter. Berlin 1931. 
Internationaler Arbeiter-Verlag G.m.b.H. 96 S. Preis: 0,50 RM. 
ladkow, Fjodor: Ugrjumow erzählt vom 
Zuchthaus. Wien—Leipzig 1931. Ernst-Prager-Verlag. Das 
Gesicht der Zeit. Eine Bii erlolge für alle. 2560 S. Preis: Gzl. 
1,80 RM. 

Pantelejew,L.: Die Uhr. Illustriert von Bruno Funk. 
Berlin 1930. Verlag der Jugendinternationale. 70 S. Preis: 
1,50 RM. 

Smirnowa. Nina: Marfa. Roman. Berlin 1932. Erich- 
Reifi-Verlag. 180 S. Preis: kart. 3,80 RM., Ln. 4,80 RM. 


Unter den angezeigten deutschen Übersetzungen sowjetrussischer Belle- 
tristik sind zunächst zwei Nachzügler. Die Erzählung von Beresowski, 
die jetzt deutsch vorliegt, ist russisch schon 1923 zum ersten Male erschie- 
nen, inzwischen freilich vielfach aufgelegt worden und zu einer Art Volks- 
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buch geworden, das die besondere Konstellation seiner Entstehung anschei- 
nend im Gegensatz zu vielen anderen überdauert hat. Die „Mutter“ gehört 
zu der langen Reihe halbdokumentarischer Dichtwerke über die Bürger- 
kriegszeit, die, angefüllt mit Proben unmensclicher Grausamkeit, den 
Mythus um diese Zeit formell und ideologisch gestalten halfen. Formell in 
der kunstlosen, einfach beschreibenden Sprache, in der hier ein beliebiges 
Einzelschicksal aus einer brutalen Wirklichkeit nachgezeichnet ist; ideolo- 
gish durch den Versuch, den Einzelfall zum Kollektiverlebnis zu steigern, 
ihm symbolische Bedeutung zu geben. Um diese Mutter, die über ihre 
natürlichen Bindungen hinaus zur politishen Kämpferin und Märtyrerin 
wird, drängen sich in der Vision des Dichters „Millionen zerlumpter, hungri- 
er, verlauster, im blutigflammenden Kampfe erschöpfter Menschen“, und 
as gequälte Rußland scheint in ihr Gestalt angenommen zu haben. Das 
sind Bilder, die bei aller Primitivität ihre Wirkung nicht verfehlen und die 
Beliebtheit des Buches und seines Verfassers, eines Arbeiters und Bolsche- 
wisten der alten Garde, verständlih machen. Leider wird die Wirkung ge- 
mindert durch eine wenig sorgfältige Übersetzung von Olga Halpern, die 
auf jeder Seite schreckliche Russizismen mitschleppt. 

Auh Gladkows „Ugrjumow“ (russisch ,Staraja Sekretnaja‘) ist 
schon älteren Datums (1926). Auch hier haben wir die Verklärung einer 
der historischen Etappen des Bolschewismus im Mythus: ein Stück Revolu- 
tionsgeshichte, das sich hinter den Mauern eines Zuchthauses abspielt, 
zeitlich etwa nach der Revolution von 1905. Ein Ausschnitt aus dem un- 
geheuren Material, wie es in der besonderen sowjetrussischen Zeitschrift 
„Katorga i Ssylka“ zusammengetragen wird, etwas in der Art des Dosto- 
jewskischen „Totenhauses“, aber entsprechend dem andersartigen Milieu 
und persönlichen Temperament des Verfassers nervöser, dramatischer, weni- 
ger beobachtend und auch weniger tief. Da gehen die erregten Diskussio- 
nen zwischen den Vertretern der verschiedenen Schattierungen des russischen 
Sozialismus durcheinander „wüst, larmend, stickig durch das Gedränge, das 
dabei herrschte, und von Tabaksqualm vergiftet... bis zum Überdruß, bis 
zur Heiserkeit und bis zur Verblödung“. Da lösen sich die Parolen und 
Stimmungen von Tag zu Tag ab in der dumpfen Atmosphäre des erzwunge- 
nen Beieinanderwohnens, das schließlich doch einen Kollektivwillen hervor- 
bringt. Gladkows unruhige Metaphernsprache haben die Übersetzer (Josepb 
Kalmer und Boris Krotkow) mit Geschick in die deutsche Form übertragen. 

Sehr hübsch übersetzt ist auch die Besprisorny-Erzählung von Pan- 
telejew, dem Mitverfasser der bekannten „Schkid“-Geschichte. Hier ist, 
in Original und Übersetzung, durchaus der rechte Ton getroffen. Bei 
aller Anspruchslosigkeit wird ein Stück Wirklichkeit lebendig vermittelt. 
Die einzelnen Typen, die Jungens, im Denken und Handeln zwischen der 
Kindlichkeit ihrer 11 Jahre und ihrem im Verhältnis dazu unerhörten Fr- 
fahrungsschatz schwankend, das Milieu dieser kleinen Diebe und das Er- 
ziehungshaus sind recht gut getroffen. 

Ein neuer Name ist Nina Smirnowa, deren Roman „Marfa“ soeben in 
der deutschen Übertragung des bewährten Übersetzers Erich Boehme (nicht: 
Boehm, wie in dem Buche selbst wenig achtsam vermerkt ist) vorgelegt 
wird. Danach ist die Verfasserin offenbar keine Neutönerin, sondern Hüterin 
gepflegter Überlieferung klassisher russischer Wortkunst. Die Heldin 
und das Milieu — die Unbefriedigte aus dem traditionsgebundenen russi- 
schen Kaufmannshause, — scheint aus Gorkis Schule zu stammen. Aber in 
dieser fast märchenhaft losgelösten Lebensgeschichte fehlt aller Sozialprotest. 
Es ist das „andere Rußland“, das hier volltönend spricht, das Rufland der 
zwingenden Natur, der Sehnsucht nach unendlicher Beschwingtheit, der 
Ruhelosigkeit und Eigenwilligkeit, wie es bei Pilniak durchbridit. Die 
„große Unruhe“ dieser Frau, die weder in der Rolle der Geliebten, noch in 
der der Mutter Befriedigung findet, und schließlich in ihrer Einsamkeit aus- 
gelöscht wird, wächst aus der Landschaft heraus und geht wieder in sie 
ein. Die Verfasserin hat ein elementares Stück russischer Seele entdeckt und 
wie einen bunten Teppich vor dem Leser ausgebreitet. W.L. 
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Neue Lenin-Literatur. 


Lenin, W. I: Sämtliche Werke. Band XXI: Die 
Revolution von 1917. Die Vorbereitung des Oktober. 
Wien—Berlin 1931. Verlag für Literatur und Politik. 712 S. 
Preis: kart. 9,90 RM., Lw. 13,50 RM.; Volksausgabe: brosch. 
8,65 RM., Ln. 11,70 RM. | 


Lenin, W. I: Über den historischen Mate- 
rialismus. Wien—Berlin 1931. Verlag für Literatur und 


Politik. Kleine Lenin-Bibliothek, Band 6. 106 S. Preis: 0,90 RM. 


Lenin, W.L: Uber den Reformismus. Der Zu- 
sammenbruch der II. Internationale. Der Imperialismus und die 
Spaltung im Sozialismus. Im Anhang: Das Manifest des Baseler 
Sozialistenkongresses 1912. Mit einer Einleitung, Anmerkungen, 
Fremdworter- und Namensverzeichnis un eben von 
J. Kraus. Berlin 1930. Internationaler Arbeiter-Verlag. (=Ele- 
mentarbiichher des Kommunismus, Bd. 20.) 120 S. Preis: geh. 
1,20 RM. 

Lenin, W. I: Die Bolschewiki und die Macht- 
ergreifung 1917. Teil 1. Mit einem Vorwort herausgege- 
ben von Alexander Emel. Berlin o. J. Internationaler Arbeiter- 
Verlag. (= Elementarbücher des Kommunismus, Band 27.) 1235. 
Preis: geh. 1,20 RM. 


Der neue Band der Gesamtausgabe von Lenins Werken, der ebenso 
voluminös ist wie die vorangehenden, umfaßt den verhältnismäßig kurzen 
Zeitraum vom 16.3. Juli bis zum 6. November/24, Oktober 1917. In diese 
Spanne von wenigen Monaten drängen sich die letzten entscheidenden 
Etappen der bolschewistischen Revolution zusammen, wie die ausführliche 
Chronologie am Ende des Bandes zeigt. Den Inhalt bilden hauptsächlich 
Aufsätze, Briefe und Notizen, in denen Lenin, gegen den am 19. Juli der 
Verhaftungsbefehl der provisorischen Regierung erging, von seinen ver- 
schiedenen Schlupfwinkeln in und um Petersburg, Helsingfors und Wiborg 
die bolschewistishe Bewegung in dieser überaus kritischen Zeit dirigiert 
hat, bis er die Leitung des bewaffneten Aufstandes selbst in die Hand nahm. 
Eine Anzahl von Artikeln ist, z. T. verspätet, in den einander ablösenden 
illegalen Bolschewistenblättern erschienen und von den Herausgebern wie- 
der hervorgeholt worden; manches wird vielleiht später noch zutage 
kommen. Thematisch stehen die Losungen der Revolution im Mittelpunkte: 
die Frage, ob und wie der Aufstand durchgeführt werden soll. Dabei spielen 
die Erfahrungen der ersten Revolutionsmonate, die bei Lenin schon durch- 
aus im Sinne einer historischen Epoche zusammengefaßt und ausgewertet 
werden, und im besonderen die „Lehren des 4. Juli“, der großen Petrogra- 
der Demonstration, die dann abgeblasen wurde, eine hervorragende Rolle. 
Für die Art der Analyse der Möglichkeiten, wie sie Lenin in kurzen Zeit- 
abstanden vornahm, sind besonders charakteristisch die Artikel: „Die rus- 
sische Revolution und der Bürgerkrieg“, „Die Aufgaben der Revolution“, 
„Die Krise ist herangereift“, und, am ausführlichsten, „Werden die Bolsche- 
wiki die Staatsmacht behaupten?“. Organisatorisch steht im Mittelpunkt der 
6. Parteitag der SDAPR Mitte August und die Petrograder Konferenz Mitte 
Oktober, für welche außer den Direktiven, Thesen und Instruktionen auch 
das vorhandene Material über die Hauptsitzungen selbst abgedruckt ist. Eine 
Sonderstellung nimmt schlieflich Lenins bekannte theoretische Schrift „Staat 
und Revolution“ ein, die, im Exil in Helsingfors während der Monate August 
und September entstanden und aufs engste mit der aktuellen „Praxis“ dieser 
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Monate verknüpft ist (vgl. z. B. die Ausführungen in „Werden die Bolsche- 
wiki die Staatsmacht behaupten?“, S. 325 f. mit Kap. III, Abschn. 2 von „Staat 
und Revolution‘). Im ganzen ist der Band als historische Quelle für die 
Vorbereitungen der Revolution sehr ergiebig. Der „Apparat“ des Bandes 
mit seinen ausführlichen Anmerkungen ist wieder durchaus auf der Höhe; 
auch das Namenregister mit seinen parteiamtlichen Klischees ist up to date: 
wie etwa der Artikel über Rjasanow zeigt. 

Auf die brauchbaren Ableger der großen Ausgabe, der „Kleinen Lenin- 
Bibliothek“ wurde an dieser Stelle schon aufmerksam gemacht. Der 
neue Auswahlband bringt unter dem angezeigten Thema je einen Aus- 
schnitt aus den beiden frühen Schriften Lenins „Was sind die ‚Volksfreunde‘, 
und wie kämpfen sie gegen die Sozialdemokratie" und „Der ökonomische 
Inhalt des Narodnikitums und seine Kritik im Buche des Herrn Struve“. 
Beigegeben ist der Brief von Karl Marx an den Redakteur der „Otetschest- 
wennyja Sapiski“ vom Jahre 1877. Wenn auch der Hauptinhalt der beiden 
Lehrstücke, die sich im wesentlichen um die lebendige Diskussion mit den 
Narodniki drehen, den allzu abstrakt gefaßten Titel des Bändchens nicht 
ganz rechtfertigen dürften, so kann diese Auswahl doch, der Aufgabe der 

ammlung entsprechend, eine gute Einführung in die Leninsche Gedanken- 

welt bilden. Die beiden Bändchen aus den „Elementarbücern des Kom- 
munismus“ verfolgen den gleichen Zweck. Der erste vereinigt zwei Auf- 
sätze aus der Kriegszeit, von denen der erste eine Auseinandersetzung mit 
Kautsky enthält: der Reformismus wird hier in seiner „Reife“, als „Sozial- 
imperialismus“ dargestellt. Man hätte vielleicht, um das Thema mehr zu 
erfüllen, auch Stücke aus früheren Auseinandersetzungen Lenins mit dem 
Reformismus bringen können. Das zweitgenannte Bändchen enthält ein 
ungleich mannigfaltigeres Material zu seinem Thema, der Vorbereitung der 
Revolution, darunter die „Briefe aus der Ferne“ aus dem März und April 
1917, den Entwurf für die Plattform der Partei und die „Briefe über Taktik“ 
aus der gleichen Zeit. Kurze Erläuterungen und ein Personenverzeichnis, 
das die Formeln der großen Ausgabe gekürzt übernimmt, sind den billigen 
Bändchen beigegeben, W. 


Marxistische Bibliothek. 


Marxistische Bibliothek. Werke des Marxismus- 
Leninismus. Band XII: N. Bucharin. Imperialismus 
und Weltwirtschaft. Mit einem Vorwort von N. Lenin. 
Wien—Berlin 1929. Verlag für Literatur und Politik. 193 S., 
Preis: 3,50 RM. — Band XVII: M. N. Pokrowski. Histo- 
rische Aufsätze. Ein Sammelband (Veröffentlichung der 
Kommunistischen Akademie in Moskau, Band 1). Wien—Berlin 
1928. Verlag für Literatur und Politik. 178 S. Preis: 3,— RM. 
— Band XXI: G. Plechanow. Die Grundprobleme 
des Marxismus. Herausgegeben von D. Rjazanov. Wien— 
Berlin 1929. Verlag für Literatur und Politik. 152 S. Preis: 
3,— RM. 

Die Sammlung „Marxistische Bibliothek“ ist unseren Lesern schon aus 
den dort erschienenen Auswahlbänden von Werken Lenins und Stalins be- 
kannt (vgl. „Osteuropa“, 6. Jahrg. H. 3, S. 179 f.). Bei den vorliegenden 
neuen Veröffentlichungen handelt es sih um deutsche Übertragungen von 
Werken anderer russischer Marxisten, die für das Verständnis der wirt- 
len und wissenschaftlichen Systembildung des Bolschewismus wichtig 
sind. 

Der Band von Plechanow enthält drei Aufsätze des Altmeisters des 
russischen Marxismus aus seiner Spätzeit, die schon einmal (1910) in deut- 
scher Sprache erschienen sind. Die Bemerkungen, die Plechanow zu dieser 
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deutschen Ausgabe gemacht hat, sind in die vorliegende Neuausgabe über- 
nommen worden; erläutert und herausgegeben hat sie Rjasanow, der nun- 
mehr abgesetzte Direktor des Marx-Engels-Instituts in Moskau. Der Titel- 
aufsatz enthält nichts weniger als eine systematische Darstellung des Gegen- 
standes, sondern er erläutert zunächst kritisch-polemisch (dahinter steht der 
Kampf gegen die Empiriokritizisten, Bogdanow, Lunatscharski, Fritsche) 
den Ausgangspunkt des dialektischen Materialismus von Marx: die Lehre 
von der Einheit des Denkens und Seins bei den Materialisten des 18. Jahr- 
hunderts und bei Feuerbach, und die historisch-dialektische Methode Hegels. 
Origineller sind die folgenden Abschnitte, in denen der Nachweis versucht 
wird, daß ein Teil der modernen Ethnologie, Wirtschafts- und Kultur- 
geschichte mit der materialistischen Methode arbeitet, ohne sich dessen be- 
wußt zu sein, z. T. sogar mit direkter Leugnung des marxistischen Prinzips. 

In der Auswahl historischer Aufsätze zeigt Pokrowski (laut Vor- 
wort) „die Anwendung der Methode des historischen Materialismus auf das 
Studium einiger konkreter historischer Probleme“. Zwei allgemeine Bei- 
träge gehen voraus: die Eröffnungsrede bei der Einweihung der Gesell- 
schaft der marxistischen Historiker, bei der Pokrowski einen Überblick über 
die marxistische Geschichtsforschung gab (mit deutlicher Ablehnung der rein 
„okonomistischen“ Richtung, die z. B. die Entstehung des Weltkrieges aus 
der Bewegung der Weizenpreise erklären will); ferner das Vorwort zu dem 
Sammelwerk: „Die russische historische Literatur vom Klassenstandpunkt: 
gesehen”, wo Pokrowski zusammenfassend über die Ergebnisse der einzel- 
pen Untersuchungen berichtet. Eine interessante Studie im Sinne der 
zitierten Worte ist: „Die klassenlose Entwicklung des russischen Absolutis- 
mus.“ Pokrowski bekämpft hier die Theorien Tschitscherins, Solowjews 
und Kljutschewskis von den Grundlagen der neurussischen Staatsentwick- 
lung, „Dienstbarmachung“ und „Kampf gegen die Steppe“, und die von der 
„primitiven ökonomischen Grundlage s Moskauer Staates” im 16. und 
17. Jahrhundert. Von den übrigen Beiträgen ist der über „Die Entente“ 
(ein Artikel aus der Großen Sowjetenzyklopädie) als solcher kaum von 
größerer Bedeutung; doch bekommt der deutsche Leser durch ihn vielleicht 
einen Begriff von Charakter und Richtung dieses Standardwerks, das in 
der letzten Zeit zum Stocken gekommen zu sein scheint. Aus Pokrowskis 
„Russischer Geschichte in gedrängter Übersicht” ist schließlich der Abschnitt 
über die Stolypin-Ara abgedruckt. 

Im Gegensatz zu den beiden genannten ist das Buch von Bucharin, 
das zuerst 1917 erschien, eine systematische Abhandlung. In vier großen 
Abschnitten werden die Erscheinungsformen der modernen kapitalistischen 
Weltwirtschaft analysiert: die gewaltige Vergrößerung der Produktion, Er- 
weiterung des Marktes, die Organisierung in internationalen Syndikaten, 
Kartellen und Trusts und die Rückwirkungen der internationalen Verflech- 
tung auf die nationalen Wirtschaften (Zoll-, Kolonial-. Investierungspolitik), 
endlich die Folgerungen für die zukünftige Entwicklung, die durch den 
imperialistischen Weltkrieg eingeleitet wird. Die Einführung zu der Schrift 
stammt von Lenin, ist aber erst 1927 zum ersten Male veröffentlicht worden. 
Es ist eine Auseinandersetzung mit Kautsky und seiner Theorie eines 
friedlichen „Ultraimperialismus", die Lenin verwarf. W. L. 


Deutsche Schicksale im Osten. 


= Ponten, Josef: Rhein und Wolga. Stuttgart und Ber- 

lin 1951. Deutsche Verlagsanstalt. 192 S. Preis: 4,80 RM. 
Fechter, Paul: Das wartende Land. Roman. Stutt- 

gart-Berlin 1931. Deutsche Verlagsanstalt. 492 S. Preis: 7,50 RM. 


_ Pontens Buch ist der zweite Band einer Trilogie mit dem Gesamt- 
titel: „Volk auf dem Wege“, Roman der deutschen Unruhe, dessen erster 
Band „Wolga, Wolga“ in „Osteuropa“, 6. Jahrg., Heft 6, besprochen wurde. 
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Der zweite Band beschränkt sich im .Gegensatz zum ersten, der auch die 
Schicksale der ersten deutschen Kolonisten in Nordamerika im Kampf 
gegen die Indianer mitumfaßt, auf die Untersuchung der verknüpfenden 

äden zwischen den Deutschen an der Wolga und am Rhein und auf die 
Erklärung der geschichtlichen Ursache der deutschen Unruhe. Der Schul- 
meister Christian Heinsberg zieht an den Rhein, dorthin, woher seine 
Ahnen gekommen waren. Mundart und Namen helfen ihm, im alten Heimat- 
boden nach den Wurzeln seines Geschlechts zu groei Wandernd durch 
die Landschaft am Rhein und Neckar verfolgt er die alten Spuren und hört 
von den Schicksalen, die seine Vorfahren vor mehr als drei Jahrhunderten 
aus den Städten und Dörfern der Pfalz vertrieben haben. Für des Wandern- 
den Geist entzündet sich noch einmal rings das Land; er sieht den Brand von 
Speyer und seinem Dom, die Vernichtung von Schwetzingen, die Zerstörung 

eidelbergs und Mannheims. Er durchlebt noch einmal das Los der Men- 
schen jener Zeit, er erleidet noch einmal ihr Schicksal und wird in diesem 
Erleben völlig eins mit den früheren Trägern seines Stammes. 


Während bei Ponten der letzte aus einer Reihe von fünf Generationen 
einer Kolonistenfamilie sich auf den Weg macht, um die Spuren der Vor- 
fahren in der alten, Heimat zu suchen, läßt Paul Fechter uns mit den 
allmählich aufwachenden Augen eines Jungen aus dem einfachen Hand- 
werkerstand die Geschlechterreihe einer Familie im deutschen Osten sehen. 
Seit Generationen sitzen ihre Glieder in Elbing. Ursprünglich hatten sie 
das Land bebaut, und in dem achtzigjährigen Urgrofivater, dem ersten Hand- 
werker der Reihe, ist noch die ven urwiichsige Kraft und der selbstver- 
stindliche Lebenswille lebendig, der ihm aus der Verbundenheit mit seinem 
Lande zuströmt. Der Großvater schon — auch Handwerker, aber er hatte 
ursprünglich Theologe werden wollen — ist eine weniger ausgeprägte Per- 
sönlichkeit; und den Vater des Jungen zieht es wieder fort in den Westen, 
seine Sehnsucht gilt dem Reich, wo für ihn die große Welt liegt, das Land, 
in dem er geboren, ist ihm der tote Winkel, wo nichts los ist; sein Zuhause 
ist das alte Land der Vorfahren im Westen. In dem Jungen aber wird die 
ganze Kraft der Heimatliebe wieder lebendig, in den hügeligen Wäldern, die 
er durchstreift, vor der Marienburg spürt er stark das Verbundensein mit 
allem, was zu diesem Volke, zu diesem Land, zu diesem Boden gehört. Wie 
eine Aufgabe empfindet er das weite Land, das liegt und wartet, um ge- 
sehen, gelebt, als Heimat und Besitz genommen zu werden. Und als er sich 
dann später von den Stätten seiner Jugend trennen muf, empfindet er 
diesen Abschied fast als Schuld und gelobt sich, den Rückweg zu der viel- 
leiht auch auf ihn wartenden Heimat zu suchen. H. Sb. 


Katholizismus und Bolschewismus. 


Nötges,P. Dos: S. J.:,Katholizismus und Kom- 
munismus“. öln 1931. Katholishe Tat Verlag. 182 S. 


Preis: 4,80 RM. 


„Marxismus Kommunismus, Bolschewismus“, 
Sonderdruk des Mitteilungsblattes „Das Zentrum“ 9/10/11, 
2. Jahrg. 1931, herausgegeben vom Reichsgeneralsekretariat der 
Deutschen Zentrumspartei. Berlin 1931. Buchverlag Germania. 
198 S. Preis: 150 RM. 


Das Buch von J. Notges ist eine ideologische Kampfschrift, die, wie bei 
dem weltanschaulichen Standpunkt des Verfassers natiirlich, an den ganzen 
Problemkreis mit eindeutiger Stellungnahme herantritt. Das sehr reidi- 
haltige und umfassende, nicht zum geringen Teil aus der Sowjetpresse zu- 
sammengetragene und systematisch geordnete Tatsachenmaterial (über 
Eigentumsauffassung, Stellung der Persönlichkeit und der Familie, Frauen- 
frage, Ehe, Kindererziehung usw. im heutigen Rußland — in ständiger 
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Gegenüberstellung zum Standpunkt des Katholizismus in allen diesen Fra- 
ger). dient dem Verfasser als Stütze für seine ee Une daß dem 

ommunismus als solchem und insbesondere seiner russischen Erscheinungs- 
form, dem Bolschewismus, ein bewußter „Satanismus“ als wesentlichster Zug 
zur une liege. Das Werk bildet insofern in seinem „heiligen Zorn“ ein 
polares Gegenstück zu jenen vielen, aus „heiliger Begeisterung“ für Sowjet- 
rußland geschriebenen Büchern deutscher Gelegenheitsbesucher des heutigen 
Rußlands, die uns die letzten Jahre brachten. enn jene, nun schon sattsam 
bekannte Biichergattung nicht selten in das eine Extrem nur zu allgemeiner 
Schilderung des neuen russischen Geistes verfällt und an Einzelheiten nur 
das Positive erwähnt, so hält sich Nötges nur allzu sehr an den Buchstaben 
und deduziert aus negativen Details ein ganzes dämonisches System für die 
Zwecke seiner theologisch-mystischen Beweisführung. 

Der an zweiter Stelle genannte Zentrums-Sonderdruck ist trotz seiner 
sehr stark propagandistis wirkenden äußeren Aufmachung (sehr viel 
Sperr- und Fettdruck) weit gemäfiigter und sachlicher gehalten. Der wesent- 
lichste Teil der Schrift befaßt sich mit einer eingehenden grundsätzlichen 
Kritik der Hauptthesen des orthodoxen Marxismus und der Aufdeckung 
seiner Irrtümer. Der mechanistisch-kausalen Betrachtungsweise des dialek- 
tischen Materialismus wird hierbei als einzig mögliche und rechte im Sinne 
des Katholizismus die zweckbezogene, teleologische Betrachtungsweise ent- 
gegengestellt. An Hand einer knappen Darstellung des äußeren Entwick- 
lungsganges des Marxismus in Deutschland und in Rußland werden dann 
die inneren Widersprüche der marxistischen Doktrin an konkreten Bei- 
spielen nachgewiesen und insbesondere Lenins Staatslehre und die ver- 
schiedenen Einzelprobleme des Bolschewismus (Religion und Kirche, Ehe und 
Familie, Erziehung, Fiinfjahrplan), hauptsächlich unter Heranziehung der 


päpstlichen Enzykliken, einer ausführlihen — ablehnenden — Kritik 
gewürdigt. 

Der politische Standpunkt des Buches ist näher gekennzeichnet durch 
die an vielen Stellen — neben der entschiedenen Kritik nach links — er- 


folgende eindeutige Bemängelung des kapitalistischen Systems und die 
mehrfache Verwahrung gegen vermeintlich fiberale Tendenzen. Besonders 
hervorgehoben sei in diesem Zusammenhang der in einem längeren Ab- 
schnitt gemachte positive Vorschlag einer „berufsständischen Ordnung“ als 
goldener, mit der christlichen Lehre im Einklang stehender Mittelweg 
zwischen der liberal-individualistischen und der kollekti-Koinmunistisdien 
Gesellschaftsgliederung und die Abgrenzung gegen „ähnlich“ scheinende 
Ordnungen (wie z. 5. Sozialismus, Staatssozialismus, Faschismus, Gilden- 
sozialismus, Zunftwirtschaft, Planwirtschaft). Gerade dieser Abschnitt dürfte 
das Buch auch für jene Leser besonders interessant machen, die in Hinblick 
auf die aktuelle deutsche Politik den Schlußfolgerungen aus der Gegenüber- 
stellung Hochkapitalismus-Kommunismus besondere Bedeutung en 


Zeitschriftenschau. 
A. Sowjetunion. 


Geistiges Leben. 


Wir brauchen eine Geschichte des kulturellen Aufbaues der UdSSR. 
(Nuzna istorija kul’turnogo stroitel’stva SSSR.). Von D. El’kina. 

„Na puljach k novoj škole.“ Moskau 1931, Heft 6. S. 38—41. 
Anläflih des nahenden 15jährigen Jubiläums der Oktober-Revolution 
hat das Institut der marxistisch-leninistischen Pädagogik die Initiative zur 
Herausgabe von Materialien und Dokumenten“, welche die kulturelle 
Aufbauarbeit der Nach-Oktober-Zeit beleuchten, ergriffen. Dieser Gedanke 
hat sofort bei den Regierungsorganen und bei den weiteren Kreisen der 
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russischen Öffentlichkeit Anklang gefunden. Zunächst scheint die Vor- 
bereitung des Archivs, einer Sammelstelle aller in Frage kommenden 
Schriftstücke von größter Bedeutung zu sein. Die Hauptarbeit ist dabeı 
dem Zentrarchiv zugedacht. Aber zugleih sollen die Vorbereitungen 
auf eine breitere Basis gestellt werden. Die Jubiläumsveröffentlichungen 
sollen auch von der gewaltigen Arbeit, welche die Masse der russischen 
Pädagogen in diesen Jahren durchgeführt hat, eine richtige Vorstellung 
on Erinnerungen, Berichte aller, die an dem kulturellen Aufstieg der 
owjetunion mitgewirkt haben — der Arbeiter, der Lehrer, der Rot- 
armisten —, zahlenmäßig belegte Erfolge auf der „Analphabetenfront“ 
usw. können, von den maftgebenden Stellen gesiebt und geprüft, das auf- 
schlußreichste Material für die Geschichte des kulturellen Aufbaues 
Sowjetrußlands ergeben. La}: 


Die Aufgaben der marxistisch-leninistischen Wissenschaft im Hinblick 
auf die westeuropäische Geschichte. (Zadadi marksistsko-leninskoj 
nauki po zapadnoj istorii.) Von S. Knorin. 

„Bol’sevik*, Moskau 1931, Heft 11. S. 68-79. 


Die Beschlüsse des Zentralkomitees der Russischen Kommunistischen Partei 
fordern die russischen Wissenschaftler auf, ihre Forschung mehr mit den 
politischen Bedürfnissen der Arbeiterklasse in Einklang zu bringen. „Für 
die Westeuropa-Historiker bedeutet dies: die Geschichtswissenschaft in 
den Dienst der proletarischen Revolution zu stellen, die historische Ver- 
gangenheit durch das Licht der marxistisch-leninistischen Theorie zu be- 
leuchten, dadurch für die revolutionäre Taktik und Strategie der Ko- 
mintern eine Grundlage zu schaffen und die internationale revolutionäre 
Bewegung zu unterstützen.“ Allein obwohl die marxistischen Historiker 
durch das reiche Erbe, das ihnen Marx, Engels und Lenin hinterlassen 
haben, für diese Arbeit genügend ausgerüstet sind, haben sie es bei der 
Erklärung und Bewertung der einzelnen Etappen der geschichtlichen 
Entwicklung und des Klassenkampfes des Proletariats noch bei weitem 
nicht ausgenutzt. Dies erklärt sich zunächst dadurch, daß die theoretischen 
Kräfte der ausländishen kommunistischen Parteien zurzeit noch viel zu 
schwach sind, und ferner dadurch, daf die russischen Forscher sich noch 
viel zu wenig mit den Problemen beschäftigen, die für die internationale 
Arbeiterbewegung von brennendstem Interesse sind. Die Nachkriegszeit, 
der Friede von Versailles als Ursache des Hinsiechens von Europa, die 
latente Krise in den einzelnen Ländern, ja sogar die Massenaufstände 
im letzten Jahrzehnt sind von der marxistischhen Geschiditswissenschaft 
noch gar nicht erforscht. : 


Die Wissenschaft, die Technik und die Wirtschaft in der kapitalistischen 
Welt und in der Sowjetunion. (Nauka, technika i &konomika pri 
kapitalizme i v Sovetskom Sojuze.) Von M. Rubinstein. 

»Bol’sevik“, Moskau 1931, Heft 16. S. 28—49. 


Der Prozeff der technischen Entwicklung und der wachsenden Herrschaft 
des Menschen über die Naturkräfte geht mit jedem Jahrzehnt schneller 
vor sich. Für die heutige Wissenschaft und Technik gibt es an sich bei- 
nahe keine unlösbaren Aufgaben mehr. Dieser Prozeß hängt aufs engste 
mit dem herrschenden kapitalistischen Wirtschaftssystem zusammen. Der 
harte Konkurrenzkampf zwingt die Unternehmer, die groften Werke, die 
Trusts, dazu immer auf der Jagd nach neuesten Arbeitsmethoden zu sein. 
die Wirtschaft gibt den Antrieb zu wissenschaftlidien Untersuchungen, ja 
man könnte sagen, daR in jedem bedeutenden chemischen und technischen 
Betrieb heute die wissenschaftliche Arbeit in einem weit größeren Maß- 
stab durchgeführt wird, als in rein auf wissenschaftlicher Basis aufge- 
bauten Laboratorien. Auf der anderen Seite aber — und das ist charak- 
teristisch für das Wesen der kapitalistischen Wirtschaftsordnung an sic 
— widersetzen sich die Unternehmer der Einführung jeder technischen 
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Neuerung, sei sie auch noch so produktionsfördernd, soweit sie nicht auf 
der Stelle gewinnbringend ist, Nach angestellten Berechnungen wäre es 
bei Modernisierung aller Unternehmen der Vereinigten Staaten möglich 
gewesen, bei Herabsetzung der Arbeitszeit auf ein Drittel der jetzigen 
die Produktion zu verdoppeln. Der ins ungeheure gestiegenen Zahl der 
Arbeitslosen in der ganzen Welt weiß der ratlose, sich in Widersprüche 
verstrickende Kapitalismus nichts anderes als den verzweifelten Ruf 
„zurück von der Maschine zur Handarbeit!‘ entgegenzustellen. Diesem 
Chaos steht der gesunde, geschlossene Wirtschaftsorganismus der Sowjet- 
union gegenüber, die keine Krise und keine Arbeitslosigkeit kennt. ie 
gewaltige Aufgabe, die sich dieses Land gestellt hat, zwingt zur. best- 
möglichen Ausnutzung des nicht ausreichenden Menschenmaterials, zur 
wirtschaftlichen Anwendung der Maschinen und der Naturkräfte Hierin 
liegt die Erklärung für den wachsenden Einfluß, den das in einem un- 
geheuren Tempo vorwärtsstrebende, straff organisierte Land auf die in 
eine Sackgasse geratene Außenwelt ausüben muß. : 


B. Polen. 


Über die Grundlagen unserer Getreidepolitik 1981/1982. (O podstawy 
naszej polityki zbożowej w 1931/32 r.) Von Tadeusz Mincer. 
„Przegląd Gospodarczy“, Warschau 1931, Heft 18. S. 726—731. 


Seit Ende 1929 beruhte die polnische Getreidepolitik auf folgenden vier Prin- 
zipien: 1. Hohe Einfuhrzölle, um die Einfuhr ausländischen Getreides zu 
verhindern, 2. Kredite gegen Verpfändung der Getreidelager, um über- 
stürzte Verkäufe der ndwirte hintanzuhalten, 3. Zollrückvergütung 
bei Getreideexport oder bei Export von Mehl, 4. Interventionskäufe staat- 
liher Aufkaufsstellen auf dem inländischen Markte. 
Die polnischen Agrarier sind mit den Ergebnissen dieser Getreidepolitik 
unzufrieden, da der polnische Getreidehandel sich als finanziell zu schwach 
erwiesen hat, um das gesamte Getreideangebot aufzunehmen. Infolge- 
dessen stand der inländische Getreidepreis unter dem Exportgetreidepreis, 
und ein Teil der Ausfuhrprämien ging der Landwirtschaft verloren Die 
Agrarier fordern daher, den Nachdruck der Getreidepolitik auf die Inter- 
ventionskäufe staatlicher Aufkaufsstellen zu legen, um die inländischen 
Getreidepreise auf einem höheren Niveau zu halten als die Weltmarkt- 

reise. 

er Verfasser wendet sich gegen diese Forderung mit folgenden Argu- 
menten: es sei nicht zu übersehen, wie lange der Staatsapparat an seiner 
Interventionstätigkeit festhalten könnte. Wenn aber der Siaa appaia die 
Intervention infolge finanzieller Schwierigkeiten einstellen müßte, so 
würde ein katastrophaler Sturz der Getreidepreise erfolgen. Der Staat 
wäre dann gezwungen, die zu hohen Preisen aufgekauften Getreide- 
vorräle zu niedrigen Preisen abzustoßen. An diesen finanziellen Be- 
denken scheitere die Durchführung des von den Agrariern befür- 
worteten Projekts. Die intensive Aufkaufstätigkeit des Staates würde 
zudem den privaten Getreidehandel schwächen und so die negativen Aus- 
wirkungen der Schwäche des Getreidehandels für die Landwirtschaft ver- 
stärken. Die Monopolisierung des Getreidehandels in Staatsregie würde 
zudem eine gefährliche Abhängigkeit der Landwirtschaft von politischen 
Faktoren herbeiführen, denn auf eine Regierung, die an hohen Getreide- 
preisen interessiert ist, könnte eine Regierung folgen, die auf niedrige 
Getreidepreise Wert legt. G. W. 


Polen und die Ostseestaaten. (Lenkija ir Pabaltijys) Von Vygandas. 
„Irimitas“, Kowno 1931, Heft 42. S. 821—822. 
Der Verfasser stellt fest, daß die polnishen Versuche, die Hegemonie 
Polens in den baltischen Randstaaten zu begründen, nur in Estland An- 
klang gefunden haben. Namentlich in den militärischen Kreisen Estlands 
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sei der Einfluß Polens groß. Es ist die Furcht vor der Sowjetunion, die 
Estland in Polen den natürlichen Bundesgenossen erblicken läßt. Estland 
habe auch in der Wilnafrage die Partei Polens ergriffen. Dagegen seien 
die polnischen Versuce, Finnland unter Polens Botmäßigkeit zu bringen, 
gescheitert. Die Finnen ziehen die skandinavische Orientierung vor. Sie 
fürchten zwar gleichfalls einen Angriff der Sowjetunion, aber sie ver- 
sprechen sich von der Bundesgenossenschaft mit Polen eher Nachteil 
denn Vorteil. Was Lettland anbelangt, so ist der polnische Einfluß dort 
nicht übermäßig groß. Die Letten haben in der Wilnafrage eine neutrale 
Stellung eingenommen. Der Verfasser ist indessen der Ansicht, daß die 
Letten früher oder später sich von der polnischen Hypnose befreien 
werden. Bisher haben die Polen in Lettgallen, das seit der zweiten Hälfte 
des 16. Jahrhunderts Polen gehörte und dessen Bevölkerung es ihnen teil- 
weise zu polonisieren gelang, eine eifrige Propagandatätigkeit entfaltet, 
ohne auf lettischen Widerstand zu stoßen. Erst im weiteren Verlauf 
wurden die Letten auf diese irredentistische Bewegung aufmerksam, die die 
Losreißung Lettgallens von Lettland und den Anschluß dieser Provinz an 
Polen erstrebt. Sie griffen zu Abwehrmaßnahmen und der Verfasser 
denkt, daß sie nunmehr in der Wilnafrage die Partei Litauens ergreifen 
werden. G. W. 


Notizen. 


Die russische Aktenpublikation, 


Am 1, Februar 1932 ist der vierte Band der deutschen Ausgabe 
der namens der Deutschen Gesellschaft zum Studium Osteuropas von Pro- 
fessor Dr. Otto Hoetzsch herausgegebenen russischen Aktenpublikation „Die 
Internationalen Beziehungen im Zeitalter des Impe- 
rialismus“ erschienen (XIV und 355 Seiten, 28. Juni bis 22, Juli 1914). 
Verlag: Reimar Hobbing, Berlin SW. 61. Preis: 38 RM. 

Nach Ablauf der aus Gründen des Urheberrechtsschutzes gesetzten Frist 
erschien am 10. Februar 1952 nach der deutschen die russische Ausgabe 
des vierten Bandes der im Auftrage der „Kommission zur Herausgabe der 
Dokumente des Weltkrieges beim ZIK der UdSSR“ von Professor M. N. Po- 
krowski herausgegebenen russischen Aktenpublikation „Die Internationalen 
Beziehungen im Zeitalter des Imperialismus“ (XVI und 423 Seiten, 28, Juni 
bis 22, Juli 1914). Sozialökonomischer Staatsverlag, Moskau. 

Wir möchten nicht unterlassen, unsere Leser auf diese beiden bedeut- 
samen Neuerscheinungen noch einmal besonders aufmerksam zu machen. 


Wiljamowitsch Berenstam f. 


Am 20. Januar verschied in Leningrad nach langem Leiden Michael 
Wiljamowitsh Berenstam, einer der namhaftesten politischen Verteidiger 
des zaristischen Rußlands. Von den großen politischen Prozessen der letzten 
anderthalb Jahrzehnte vor der Revolution sind eigentlih nur wenige ohne 
seine Mitwirkung verhandelt worden. Er hat tätigen Anteil genommen an 
dem Massenprozef gegen den St. Petersburger Arbeiterdeputiertenrat mit 
Leo Trotzki als stellvertretendem Vorsitzenden, der in erster Linie zu den 
treibenden Kräften der Revolution von 1905 gehörte, ferner an dem Massen- 
prozeß gegen die Abgeordneten der 1. Reichsduma, die im Juli 1906 nach 
deren Auflösung den sogenannten Wiborger Aufruf erlassen hatten, endlich 
1915 an dem Prozeß gegen die des Hochverrats angeklagten bolschewistischen 
Abgeordneten der letzten Reichsduma, in dem u. a. Petrowski, gegenwärtig 
Vorsitzender des Allukrainischen Zentral-Vollzugsausschusses, zu langjähriger 
Zwangsarbeit verurteilt wurde. 

In den Kreisen seiner Berufsgenossen erfreute sich Berenstam dank der 
Lauterkeit seines Charakters und seinem stark ausgeprägten Rechts- und 
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Gerechtigkeitsgefühl hohen Ansehens. Jahrelang wurde er immer wieder 
mit großer Stimmenmehrheit zum stellvertretenden Vorsitzenden der St. 
Petersburger Anwaltskammer gewählt. Er war der eigentliche Leiter dieser 
Stelle, die in der Öffentlichkeit Vorkriegsrußlands und dessen Hauptstadt, 
an in politisch bewegten Zeiten, eine nicht zu unterschätzende Rolle 
spielte. 

In der Kerenski-Zeit bekleidete Berenstam einen hohen Posten im 
Justizministerium. Nach dem Sturz der Kerenski-Regierung glaubten Beren- 
stams politische Gesinnungsgenossen, die gemäßigten Sozialisten, die Stellung 
der Bolschewiken dadurch zu untergraben, daß sie Staats-, Kommunal- und 
Bankbeamte zur Niederlegung ihrer Tätigkeit veranlaßten (die sogenannte 
„sabotage“). Berenstams Einfluß gelang es, auch die Petrograder Rechtsanwalt- 
schaft zum Anschluß an diese wenig glückliche Aktion zu veranlassen. Nach 
deren Zusammenbruch blieb auch dem Verstorbenen nur der Ausweg, in 
Sowjetdienste zu treten. Bis zu seiner letzten Krankheit war er Rechts- 
beirat verschiedener genossenschaftlicher und staatlicher Vereinigungen. 


In der Leningrader Presse widmete der Verein ehemaliger politischer 
Sträflinge (Obschtschestwo politkatorshan) dem Verstorbenen einen warm 
gehaltenen Nachruf. Seine Verdienste als politischer Verteidiger und damit 
als Bekämpfer des Zarismus, sein persönlicher Mut, seine Geradheit und 
politische Ehrlichkeit werden rühmend hervorgehoben. Der Kommunisti- 
schen Partei dürfte Berenstam demnach nicht beigetreten sein. 


Eröffnung des Nationalmuseums in Warschau, 


Ein Teil des neuen Nationalmuseums an der Allee des 3, Mai in 
Warschau wurde am 14. Januar feierlich eröffnet. Das Warschauer National- 
museum besteht aus neun Pavillons, von denen jetzt zwei eröffnet wurden. 
Sie enthalten die kunstgewerbliche Abteilung, und zwar Möbel verschiedener 
Zeiten und Stile, Trachten, Gegenstände des täglichen Gebrauchs bis 1850, 
Geräte. Im zweiten Stock befinden sich kirchliche Kunst, die numismatische 
Abteilung, Stiche und Radierungen sowie die Handbibliothek. Die neun 
Gebäude des Nationalmuseums zählen insgesamt etwa 800 Säle. Die jetzt 
eröffneten zwei Pavillons haben 20 Säle. Ch. 


Litauens nationaler Dichter. 


Am 13, Dezember 1931 feierte Vincas Kreve-Mickevilius das Jubiläum 
seiner 25jährigen literarischen Tätigkeit. Der Dichter ist der breitesten 
litauischen Öffentlichkeit nicht nur als Verfasser historischer Romane, epischer 
Dichtungen und Dramen aus Litauens Vergangenheit bekannt, sondern auch 
als verdienter Gelehrter, Kulturpolitiker und Dekan der humanistischen 
Fakultät der Landesuniversität Kowno. Dank seiner unabhängigen Haltung 
und seinem Eintreten für die Schriftsteller, die als Anhänger der Opposition 
von dem gegenwärtigen politischen Regime verfolgt werden, wird er als 
Mensch und Charakter auch von den radikalsten Gegnern der von ihm ver- 
tretenen politischen und literarischen Richtung geschätzt und genießt hohes 
Ansehen. Die Jubiläumsfeier fand in der Universität statt. 


Zur Besprechung eingegangen: 

Babel, L: Drei Welten. Gesammelte Erzählungen. Berlin 1931. Malik- 
Verlag. 330 S. Preis: 3,75 RM. 
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Malik-Verlag. 512 S. Preis: 3,75 RM. 

Ehrt, Adolf: Das Mennonitentum in Rußland von seiner Einwanderung 
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Frehe, Kurt: Die Schwarzerde (Tschernosiom) und ihre wirtschafts- 
geographische Bedeutung. Der fruchtbarste Boden der Erde als Wirtschafts- 
faktor. Berlin 1931. Verlag Paul Funk. 154 S. Preis: 2,50 RM. 
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Heuer, Reinhold: Siebenhundert Jahre Thorn 1231—1931. (Ostland- 
Darstellungen, AOU BER A vom Ostland-Institut in Danzig, Nr. 1). 
Danzig 1931. Verlag W Burau. 72 S. 

Iwanow, W.: Dostojewskij. Tragödie — Mythos — Mystik. Aus dem 
Russischen übersetzt von Alexander Kresling. Tübingen 1932, re 
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v. Kreitner, Gustav: Hinter China sieht Moskau! Berlin 1952 
Verlag von E. S. Mittler & Sohn. 145 S. Zwei Kartenskizzen. Preis: 3,80 RM. 

Lenin, W. L: Briefe an Maxim Gorki 1908—1913. Mit Einleitung und 
Anmerkungen von L. Kamenew. Wien-Berlin o. J. Verlag für Literatur 
und Politik. 126 S. Preis: brosch. 1,— RM. geb. 1,45 RM. 

Lietuvos Ūkis ir Rinka. (Litauens Wirtschaft und Markt.) Oktober- 
Dezember 1931. Kaunas 1931. Zentralstatistisches Biiro. 59 S. 

Mathis, Eugéne: Die wahre Fratze des Bolschewismus. Wie das 
russische Volk lebt, leidet, terrorisiert und vernichtet wird. Metz 1931. Verlag 
Edmond Reinert. 373 S. 

Moeller van den Bruck: Das Recht der jungen Völker. Samm- 
lung politischer Aufsätze, a er von Hans Schwarz. Berlin 1932. 
Verlag Der Nahe Osten G 220 S. Preis: 6,— RM. 

Nitram, Hans: Achtung! Ostmarkenrundfunk! Polnische Truppen 
haben heute nacht die re iam Grenze überschritten. Oldenburg i. O. 
1932. Verlag Gerhard Stalling, 155 S. Preis: kart. 2— RM. Lw. 2,85 RM. 

O poéensk á, Marie: Slovenika, Uherskych Listin v Domacim, Dwornim 
a Statnim Archivu ve Vidni v Obdobi Let 1243—1490. Prag o. J. Verlag 
„Orbis“ 63 S. Preis: Kč. 12,—. 

Opotensky, Jan: Les Négociations relatives aux frontiéres de la 
Slovaquie. Prag 1928. Verlag „Orbis“. 

Papoušek, Jaroslav: Carské Rusko a Naše Osvobozeni. Prag o. J. 
Ki en „Orbis“. 186 S. Preis: Kč. 35, — (Politická Knihovna, Nr. XII). 

rokeš, Jaroslav: Husitika Vatikánské Knihovny v Rimè. Prag 1928 
Verlag „Orbis“, 69 S. Preis: Kč. 15,—. 

Rabinowitz, Raissa: Arbeitszeit- und Arbeitslohnpolitik in der 
sowjetrussischen Industrie. Rostock 1931. Carl Hinstorff Verlag. 133 S 
Ben: a RM. (Hamburger wirtschafts- und sozialwissenschaftliche Schriften, 

eft 19. 

Remmele, Hermann: Die Sowjetunion. Erster Band. Hamburg- 
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Romanow, Drei Paar Seidenstrümpfe. Berlin 1932. Universitas 
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Saliger, Rudolf: Bi Gesicht en neuen Rußland. Reiseeindrüce. 
Wien 1932, Verlag Julius Deiner 24 S. Preis: 240 RM. 

Sbornik Statej, Posvjastennychh Pavlu Nikolaeviéu Miljukovu 
1859—1929, (Recueil des travaux publiés en l’honneur de P. N. Milioukov 
1859—1929.) Prag 1929. USHA E rbis“, 547 S. 

Schmidt, Axel: Gegen den Korridor. Polnische Zeugnisse und Tat- 
sachen. Berlin 1932. Verlag Edwin Runge. 40 S. 

Schwarzer, Fritz: Söldner in Sibirien. Erlebnisse eines Sudeten- 
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Diesem Heft der Zeitschrift liegt ein Prospekt der 
Verlag Julius Springer, we = ie 
bei, den wir der chtung der Leser empfehlen. 
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Ferospr.: Sammelnummer 34422. Druck: Ostpreuß. Druckerei u. Veriagsanstalt A.-G., Königsbe E ir 
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Der Fünfjahrplan und die Deckung des 
täglichen Bedarfs in der UdSSR. 


Von N. Nordmann. 


Die Nachrichten, die aus der Sowjetunion kommen, lassen 
keinen Zweifel darüber, daß der Volkskonsum in der UdSSR auf 
einem niedrigen Niveau steht, und daß an Kleidung, Schuhen, 
Seife und anderen Artikeln des täglichen Bedarfs Mangel 
herrscht. Andererseits wissen wir, daß sich die Sowjetunion in 
einer Periode der Hochkonjunktur befindet. Es werden Hunderte 
von verschiedenen Werken gebaut, die Produktion vergrößert 
sich von Jahr zu Jahr, von Monat zu Monat, und das Volksein- 
kommen steigt in einem Tempo, wie wir es in keinem anderen 
Lande finden. 

Das russische Uniersuchungsbüro der Universität Birming- 
ham gibt in seiner letzthin erschienenen Arbeit!) über das Volks- 
einkommen in der UdSSR für die letzten vier Jahre folgende 
Zahlen (auf Grund der Statistik des „Gosplan“, der staatlichen 
Plankommission): 


Volkseinkommenin der UdSSR 
(Vorkriegs-Rubel) 
Jährliche Auf den Kopf der Bevölkerung 


J ill. : 
abr Mill. Rubel ee Rubel Jährliche Zunahme 
1927 /28?) 15 137 7,9 100,1 3,0 
1928/29 16 649 10,0 107,6 23 
1929/30 20 407 22,6 128,8 19,7 
1931 (Plan) 27 185 33,2 169,9 29,6 


Diese Zahlen zeigen, daß das Volkseinkommen in der 
Sowjetunion in den Jahren 1928—1931 außergewöhnlich stark 
zugenommen hat. Die Steigerung von 30 % pro Jahr ist mehr 


1) Memorandum Nr. 3. The national Income of the USSR. November 
1931. Birmingham, Bureau of Researh on Russian Economical conditions. 
Russian Department University of Birmingham. Mitglieder des Bureaus: 
S. Konowaloff, Prof. der Universität von Birmingham; Prof. S. K. Proko- 
povitch-Prag; A. M. Baykov-Prag und S, P. Turin-London. 


2) Vom 1. Oktober 1927 bis 31. Dezember 1928. 
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als doppelt so groß wie der Einkommenzuwachs in europäischen 
Ländern?) vor dem Kriege und ist gleich der gesamten Einkom- 
menszunahme in Rußland während der 12 Jahre 1900—1913. Und 
so entsteht die Frage: Wie ist es möglich, daß die 
russischeBevölkerungbeieinersogroßen Ver- 
mehrung des Nasoneleinkommen: unter dem 
Mangel fast aller Gegenstände des täglichen 
Bedarfs leiden muß? 


Die Erklärung dieser scheinbaren Gegensätze liegt darin. 
daß die Sowjetregierung Riesenbeträge nötig hat, um Er- 
neuerung und Erweiterung ihres Produktionsapparates (die der 
Fünfjahrplan vorgesehen hat) durchzuführen‘). Trotz aller Be- 
mühungen gelang es den Sowjets nicht, langfristige Kredite für 
diesen Zweck im Ausland zu erhalten. So muß das ganze Bau- 
programm des Fünfjahrplanes aus inländischen Mitteln finan- 
ziert werden, d. h. aus dem Einkommen der russischen Volks- 
wirtschaft. Das bestätigt auch die Sowjetstatistik. 


Die Steigerung der Produktion, der Bau der neuen und Er- 
weiterung der schon bestehenden Werke wird mittels Vergröße- 
rung der Grund- und Betriebskapitalien der Wirtschaft ausge- 
führt. Über die Kapitalzunahme in der Sowjetunion sind fol- 
gende Zahlen vorhanden: 


Zunahme der Grund- und Betriebskapitalien 


in der UdSSR?) 


Gin Millionen Tscherwonez-Rubel) 


- iebs- ojo d 

Jahr kapitalien apleten Insgesamt Volkseinkommiens 
1926/27 2 705 1 161 3 864 18,3 
1927128 3 569 763 4 332 18,2 
1928/29 4 281 1 429 5 710 22.2 
1929/30 8674 1 245 9 910 31,2 
1931 (Plan) 11886 3 617 15 503 32,2 


Diese Tabelle zeigt eine riesige Vermehrung der Kapitalien 
in der Sowjetunion während der letzten fünf Jahre, was nur 
durch Verstaatlichung der gesamten russischen Industrie und 
eine Reihe Zwangsmaßnahmen der Sowjetregierung möglich 
war. Gewaltsam wurden riesige Beträge dem Volkskonsum ent- 
rissen, um für den Ausbau der Wirtschaft verwendet zu wer- 
den. Schon im Jahre 1927/28, als die gesamte Sowjetproduktion 
kaum die Höhe von 1913 erreichte, war die Kapitalsakkumulation 


3) England 1901: 15,1 %; 1911: 15,7 %. Frankreich 1911: 12,5 %; Deutsc- 
land 1913: 19,2 9%. 

4) Die Gesamtsumme dieser Investierungen beträgt nach dem Fünfjahr- 
plan 64601 Millionen Rubel und ist später noch vergrößert worden. 

5) Kontrollziffern 1928/29, 1929/50 und 1931. Korrigiert durch das oben 
erwähnte Bureau in Birmingham auf Grund der Statistik des Artikels von 
S. Rosentul „Der Akkumulationsprozeß“. Planowoje Chosjajstwo 1929, Nr. 1. 
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in der UdSSR prozentual bedeutend (1!%—2mal) größer als vor 
dem Kriege. Im ersten Jahre des Fünfjahrplanes machten die 
Ausgaben für die Erweiterung der Grund- und Betriebskapitalien 
(Nationalakkumulation) einen neuen Sprung (bis 22%), um im 
dritten Jahre des Planes die enorme Höhe von 32% des Ge- 
samtvolkseinkommens zu erreichen. 

Eine solche riesige Zwangskapitalakkumulation konnte nur 
auf Kosten des Volkskonsums gemacht werden, was aus der fol- 
genden Tabelle zu ersehen ist). 


(In Millionen Vorkriegsrubel) 


Jahr National- Kapital- Konsum pro Kopf 


Produktion akkumulation Konsum der a ie 
1913 13 896 1 417 12 479 90,6 
1928/29 16 649 3 696 12 953 83,7 
1929/30 19 767 6 167 13 600 85,8 


Die Ausgaben für die Erweiterung der Grund- und Betriebs- 
kapitalien der Sowjetwirtschaft im Jahre 1928/29—1929/30 haben 
einen so großen Teil des Volkseinkommens verschlungen, daft für 
den Konsum im Jahre 1929/30 nur 13 600 Millionen Rubel geblie- 
ben waren gegenüber 12497 Millionen Rubel 1913. Da nun die 
Bevölkerung der Sowjetunion sich in dieser Zeit bedeutend ver- 
mehrt hat, ist der Konsum in der UdSSR pro Kopf der Bevölke- 
rung von 90,6 Rubel 1913 auf 85,8 Rubel 1929/30 zurückgegangen. 
In Wirklichkeit aber ist dieser Rückgang noch viel größer ge- 
wesen, da die Qualität der industriellen Erzeugnisse in der 
UdSSR sich verschlechtert hat, die Gebrauchsdauer der Ware sich 
vermindert und der Warenmangel verschärft hat, was mehrere 
Regierungskommissionen, die zur Untersuchung dieser Frage ge- 
bildet wurden, zugeben. 


Bei der Ausarbeitung des Fünfjahrplanes war die Sowjet- 
regierung sich der Sache wohl bewußt, daß die gewaltige Auf- 
gabe, die Sowjetwirtschaft zu industrialisieren und die soziali- 
stischen Elemente der Wirtschaft zu befestigen, nur auf Kosten 
der Verminderung des Volkseinkommens möglich war, um so 
mehr als für die Industrialisierung schon in den ersten Fein 
des Planes 22,6 % und in dem fünften Jahre sogar 33 % des ge- 
samten Volkseinkommens verwendet werden sollten. „Diese 
Zahlen“, schreibt einer der Verfasser des Fünfjahrplanes, Prof. 
M. J. Bogolepoff?), „zeigen, daß Wirtschafts- und Finanzplan mit 
einer ungeheuer hohen Kapitalisierung des Nationaleinkommens 
rechnen. HierliegtderGrundgedankedesganzen 


*) S. Rosentul. „Der Akkumulationsprozef“. Planowoje Chosjajstwo 1929, 
Nr. 1. Umgerechnet in Vorkriegsrubel durch das russische Bureau in Bir- 
mingham. 

7) Die Finanzen der Planwirtschaft. Prof.M. S. Bogolepoff, Planowoje 
Chosjajstwo 1929, Nr. 3. 
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Planes. Die Realisierung dieses Programms 
wird ohne Zweifel sehr große Anstrengun- 
gen und Opfer erfordern und der Volkskon- 
sum wird aufs Minimum beschränkt werden 
müssen.“ 

Ausgehend von diesem Grundgedanken, hat die Sowjetregie- 
rung das Industrialisierungsprogramm so aufgestellt, daß die 
gre ten Steigerungen auf dem Gebiete der Herstellung von Pro- 

uktionsmitteln (Industrie-Gruppe A) erzielt werden, dagegen 
die Herstellung der Konsumwaren (Industrie-Gruppe B) bedeu- 
tend langsamer fortschreiten sollte. Demzufolge waren die zu 
investierenden Mittel zwischen Industrie-Gruppe A und 
Gruppe B folgendermaßen verteilt: 


(in Millionen Rubel) 
1927/1928 1928/1929 1929/1950 


Gruppe A 935,6 1265,1 1808.2 
Gruppe B 364,7 363,0 533,5 
in % 

Gruppe A 72,0 77,7 77.2 
Gruppe B 28,0 22,3 22,8 


Diese Zahlen zeigen, daß die Mittel zur Förderung der Ín- 
dustrie-Gruppe B (Konsumwaren) 1927/1928 bis 28 % der gesam- 
ten Investierungen ausmachten und 1929/1930 sogar nur 22,8 %. 
Später hat sich dieses Verhältnis noch mehr zu Ungunsten der 
leichten Industrie verändert. In den Kontrollziffern (den jähr- 
lichen korrigierten Zahlen des Fünfjahrplanes) für 1929/1930 
waren die Ausgaben für die Industrie-Gruppe A von 1808,2 auf 
2667,9 Millionen Rubel erhöht und die Ausgaben für die 
Gruppe B von 539,5 auf 469 Millionen Rubel vermindert worden, 
was nur 15% der gesamten Investierungen 
ausmacht. Der Grundgedanke des Planes, das 
Land auf Kosten des Volksverbrauches zu 
industrialisieren, hat sich in den Kontroll- 
Ziffern 1929/30 nicht nur völlig durchgesetzt, 
sondern sogar noch verschärft. 

Aber obwohl die Sowjetregierung bei der Ausarbeitung des 
Fünfjahrplanes mit der Notwendigkeit der Beschränkung des 
Volkskonsums gerechnet hatte, hoffte sie, daß diese Beschrän- 
kung nur von einer kurzen Dauer sein würde. 
und daß schon im dritten Jahre des Planes eine wesentliche Ver- 
besserung der Volksversorgung eintreten werde. „Der Fünf- 
jahrplan“, erklären die Verfasser des Planes, „ist so kon- 
struiert, daß die Forderung der Partei, schon in den nächsten 
Jahren den Warenhunger zu mildern und dann ganz zu liquidie- 
ren, erfüllt sein wird“.... 

Diese Pläne der Sowjetregierung haben sich nicht erfüllt und. 
wie oben schon erwähnt, herrscht auch jetzt in der Sowjetunion 
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ein großer Mangel an Gegenständen des täglichen Bedarfs. Die 
Gründe as liegen teils außerhalb, teils innerhalb der Sowjet- 
wirtschaft. 


Die Weltkrise. 


Die Weltwirtschaftskrise, die die Preise von allen Waren 
und besonders von Rohstoffen und Lebensmitteln gesenkt hat, 
wirkte sich auch auf die Sowjetwirtschaft aus. Russische Waren 
mußten zu viel niedrigeren Preisen verkauft werden, und um ihr 
Einfuhrprogramm durchzuführen, mußte die Sowjetunion ihren 
Export bedeutend steigern und sogar solche Waren ausführen, 
an denen im Lande selbst großer Mangel herrschte. So ist der 
Sowjetexport 1929/30 gegen 1928/29 von 12 617 830 t auf 18 869 790 t 
gestiegen, d. h. der Menge nach um 50 %, dem Werte nach aber 
nur von 877,5 Millionen Rubel auf 1002 Millionen Rubel, d. h. um 
14,2 %. Trotz des großen Mangels in Rußland an Holz, Kohle und 
anderen Brennstoffen wurden 1928/29 4778 Tausend t Holz (133 
Millionen Rubel) und 3642 Tausend t Naphtha (132 Millionen Ru- 
bel) ausgeführt. Im Jahre 1929/30 hat sich dieser Export auf 
7367 Tausend beziehungsweise 4554 Tausend t vergrößert. Der 
Export von anderen Konsumwaren wie Stoffen, Zucker, Butter, 
Eier, Fleisch und Gummiwaren hat sich 1929/30 gegenüber 
1928/29 etwas vermindert, aber die Sowjetregierung war, um 
ihren Maschinenimport bezahlen zu können, gezwungen, auch 
diese Waren in bedeutenden Mengen auszuführen, wenn auch 
noch so großer Mangel daran am inneren Markte herrschte. Im 
vorigen Jahre (1931) hat sich die ungünstige Wirkung der Welt- 
krise auf den Sowjetaußenhandel noch verschärft. In den ersten 
neun Monaten hat sich der Sowjetexport der Menge nach bedeu- 
tend gesteigert, dem Werte nach aber ist er gegen das Vorjahr 
zurückgegangen, was aus der folgenden Tabelle ersichtlich ist. 


Sowjetaußenhandel 
3. Quart. 1931 2. Quart. 1931 3. Quart. 1930 


Ausfuhr in 1000 t. . . 7 377 4545 6 994 
Ausfuhr in 1000 Rub. . 226 984 170 318 275 369 
Einfuhr in 1000 t. . . 946 695 748 
Einfuhr in 1000 Rub. . 288 326 266 054 265 467 


Bei Steigerung des Exports im 3. Quartal 1931 gegenüber 
1950 um 383 000 t (5%) ist sein Wert um 48 Millionen Rubel 
(17 %) zurückgegangen. Und ebenso wie im Vorjahre wurden auch 
die Produkte aus der Sowjetunion ausgeführt (Weizen, Roggen, 
Kaffee, Leder, Butter, Fischprodukte, Zucker, Stoffe, Erzeug- 
nisse aus Glas usw.), die die russische Bevölkerung nicht in ge- 
nügendem Maße erhalten konnte. 

Was den Import nach der Sowjetunion anbetrifft, so hat man 
auch hier dieselbe Politik betrieben, alle Mittel für den Ankauf 


von Maschinen zu verwenden und den Import von Verbrauchs- 
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waren möglichst zu begrenzen. Im Jahre 1913 erreichte der Im- 
port von Konsumwaren 28 % des gesamten Imports Rußlands, 
im Jahre 1925/26 machte er nur 20,3 % aus und 1929/30 nur 8,9 %. 


Kollektivierung der Landwirtschaft. 


Ein anderer Grund der unbefriedigenden Lage der Volks- 
versorgung in der Sowjetunion liegt darin, daß die Kollektivie- 
rung der Bauernwirtschaften in viel schnellerem Tempo vor sich 

Ki ist als im Fünfjahrplan vorgesehen war. Über die 
Ko lektivierung der Landwirtschaft drückte sich der Fünf- 
jahrplan sehr vorsichtig aus. Der sozialistische Sektor der 

aadwirisdiath sollte hier sehr langsam auf Kosten des privat- 
wirtschaftlichen Sektors erweitert werden: „Unser Programm der 
Sozialisierung der Landwirtschaft“, schreiben die Verfasser des 
Planes, „ist ein maximal mögliches bei der jetzigen Wirtschafts- 
lage.“ Nach diesem Programm müßte die kollektivierte Anbau- 
fläche von 2,3 Millionen ha 1928/29 auf 27 Millionen ha bis 1953 
vergrößert werden, davon auf 5 Millionen ha bei den Staats- 
gütern (Sowchose) und auf 22 Millionen ha bei den Kollektiv- 
wirtschaften (Kolchose). In den Kolchosen sollten 1935 
5—6 Millionen Bauernwirtschaften zusammengeschlossen werden. 
Statt dessen waren schon Anfang August 1931 (als die Sowjetregie- 
rung ihre neue Verordnung über Verlangsamung der weiteren 
Kollektivierung und Konsolidierung der bestehenden K olchose 
erlassen hat) 14 Millionen (57 %) Bauernwirtschaften kollekti- 
viert, aus denen 224500 Kolchose gebildet wurden. Der 
größte Teil der Sowjetlandwirtschaft war 
von privater Wirtschaft zur Kollektivwirt- 
schaft übergegangen. 

Solche gründliche Umbildung der gesamten Landwirtschaft, 
die in der ungeheuer kurzen Zeit von weniger als zwei Jahren 
durchgeführt war, mußte selbstverständlich sehr große Störun- 
gen in der Produktion verursachen. Es mußten Maßnahmen ge- 
troffen werden, um in dieser Zeit der Umbildung die Versorgung 
der Bevölkerung mit Brot zu sichern. Mit Hilfe von über 1000 
neuorganisierten Maschinen-Traktoren-Stationen (M. T. S.) war 
es der Sowjetregierung gelungen, die Anbaufläche 1931 nicht nur 
auf der Höhe des Vorjahres zu halten, sondern (besonders für 
Baumwolle, Flachs, Hanf und Zuckerrüben) sie sogar zu erwei- 
tern. In diesem Jahre ist genug Getreide zur Deckung des inne- 
ren Bedarfs vorhanden, und es bleiben auch größere Mengen für 
den Export‘). 

Bei der Tierzucht hat aber die Organisierung der Produk- 
tion auf der kollektiven Basis eine so große Aufbau- und Organi- 


8) Die Regierungsankäufe von Getreide (Chlebosagotowki) waren am 
1. März 1932 bis 91,2 % durchgeführt, davon: M. T. S. — 105,7 %. Kolchose — 
98,1 % und Sowcose — 91,4 %. 
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sationsarbeit erfordert, daß es nicht möglich war, diese Arbeit 
in der kurzen Zeit seit derletzien Verordnung durchzuführen. Die 
Lage der Sowjeitierzucht hat sich auch deshalb bedeutend ver- 
schärft, weil in der letzten Periode (1929/30) der Kollektivierung 
viele Kühe, Schafe und Schweine von den Bauern geschlachtet 
und verzehrt worden waren. Nach den Angaben vom März 1930 ist 
die Zahl der Pferde gegenüber 1928 von 34,6 Millionen auf 31,2Mil- 
lionen, die Zahl des GroRviehs von 67,2 Millionen auf 52 Millio- 
nen, die Zahl der Schafe von 132,7 Millionen auf 89 Millionen und 
die Zahl der Schweine von 20,5 Millionen auf 12,5 Millionen zu- 
rückgegangen. Die neu gegründeten riesigen kollektiven Vieh- 
wirtschaften „Skotowod“, „Owtzewod“ und „Swinowod“ (Rind-, 
Schaf- und Schweinewirtschaften) sind noch im Stadium der Orga- 
nisierung, und man kann nicht erwarten, daß sie imstande sein 
werden, schon im Laufe dieses Jahres den inneren Bedarf der 
UdSSR an Fleisch zu befriedigen. Auf diesem Gebiet, wie auch in 
der Nahrungsmittelindustrie werden jetzi neue Pläne ausgear- 
beitet und durchgeführt. Aber Resultate werden erst nach eini- 
gen Jahren zu erwarten sein und in der Zwischenzeit wird die 
Versorgung des russischen Volkes mit Nahrungsmitteln (außer 
Brot) mit großen Schwierigkeiten verbunden bleiben. 


Unbefriedigende Leistung der leichten Industrie. 


Was die Versorgung der Sowjetbevölkerung mit den an- 
deren Industriewaren anbetrifft so spielt hier die Nichterfüllung 
des Produktionsplanes eine bedeutende Rolle und muff als eine 
der Ursachen des herrschenden Mangels an Verbrauchswaren in 
der UdSSR betrachtet werden. Die Sowjetpresse hat sogar die un- 
genügende Leistung der leichten Industrie als H au pt ursache des 
Warenmangels in der Sowjetunion im Jahre 1929/30 bezeichnet: 
„Schwache Zunahme des Angebots“, schreibt „Planowoje 
Chosjajstwo'”), „ist eine Folge der Nichterfüllung des Planes 
in der leichten Industrie. Statt Zunahme von 21 %, nach dem 
Plan, ergibt sich im laufenden Jahre die Produktion von 88 % 
gegenüber dem Vorjahre.“ Uber die Arbeit der leichten Industrie 
1931 sind die Ergebnisse von 10 Monaten veröffentlicht worden. 
Die Gesamtproduktion stellt sich auf 5845 Millionen Rubel, d. h. 
um 10 % mehr als im Vorjahre'°), was nur eine sehr geringe Ver- 
besserung bedeutet. 


Die Ba macht über die Leistung verschiedener 
Zweige der leichten Industrie folgende Angaben: 


*) Planowoje Chosjajstwo 1930, Nr, 7—8, Seite 43. 


10) Nach den vorläufigen Angaben ist dieser Prozentsatz von 12 Monaten 
1931 bis auf 13,0 gestiegen, (7,636 Millionen Rubel.) 


u) „Prawda“, „Iswestija“, „Ekonomitscheskaja Shisnj“ und „Sa In- 
dustrialisaziju”. 
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Nach dem Fünfjahrplan sollte die gesamte Sowjet-Baum- 
wollindustrie (Werke mit über 20 Arbeitern) herstellen: 


Baumwollstoffe (Millionen Meter) 


1928/29 1929/30 1930/31 1931/32 1932/33 
2970 3266 3600 4100 4700 


1928/29 waren 2960 Millionen Meter Baumwollstoffe produ- 
ziert, was dem Plane entsprach. Aber schon im nächsten Jahre 
(1929/30) konnte die Baumwollindustrie ihr Programm nicht er- 
füllen, und ihre Produktion erreichte in 12 Monaten nur 2600 
Millionen Meter. Es ist anzunehmen, daß die Sowjetbehörden 
keine Möglichkeit sahen, diese Ergebnisse zu verbessern, da die 
Produktionspläne für 1931 und 1932 bis auf 2820 Millionen be- 
ziehungsweise 3061 Millionen Meter herabgesetzt wurden’). 
Aber auch dieses Programm konnte nicht erfüllt werden: in 
9 Monaten 1931 (Januar—September) betrug die Produktion der 
Baumwollindustrie in der UdSSR 1672 Millionen Meter Stoffe, 
d. h. 90,4 % des Planes. Durchschnittlich pro Monat 186 Millionen 
Meter gegenüber 216 Millionen Meter im Jahre 1929/30'3) und 207 
Millionen Meter im Sonderquartal!*) 1930. In einer Rede Ende De- 
zember 1931 hat Kuibyschew zugegeben, daß „die Textilindustrie 
den Fünfjahrplan nicht erfüllt hat“). Die ungenügende Lei- 
stung der Baumwollindustrie war hauptsächlich durch den Man- 
gel an notwendigen Rohstoffen verursacht. 1929/30 mußten die 
Werke im Sommer mehr als 2 Monate stillstehen, weil sie keine 
Baumwolle zur Verarbeitung hatten. Auch die Baumwollernte 
1930 war nicht genügend, um den inneren Bedarf an Baumwolle 
zu decken. Die Sowjetregierung bemühte sich, die Baumwoll- 

roduktion der Sowjetunion zu erhöhen, und 1931 war die An- 
Baufläche gegenüber 1950 um 35 % vergrößert worden (bis auf 
2.2 Millionen ha). Für 1932 ist eine nochmalige Erweiterung der 
Baumwollanbaufläche vorgesehen (auf 2 437 000 ha), so daß nicht 
nur der gesamte innere Bedarf gedeckt sein würde, sondern auch 
bedeutende Mengen ausgeführt werden könnten. Die Ernte 1931 
ist gut ausgefallen, und die Regierungsankäufe (Chlopkosago- 
towki) waren am 51. 12. 1931 bis auf 62,9 % durchgeführt. 


Viel besser waren die Ergebnisse der Wollindustrie. 
1913 waren in Rußland 96 Millionen Meter Wollstoffe hergestellt. 
1928/29 113 Millionen Meter. Das Produktionsprogramm für 1931 
hat die Herstellung von 131 Millionen Meter vorgesehen. Nach 
den Angaben der „Prawda“ wurden in 7 Monaten 1931 71 946 000 
Meter Wollstoffe produziert, d. h. 100,3 % des Planes; im August 


12) 1913 — 2250 Millionen Meter. 

13) 1. Oktober bis 31. September. 

1) Oktober bis Dezember. 

16) „Iswestija” 27. 12. 1931. In 12 Monaten 1931 waren 2,246 Millionen 
Meter Baumwollstoffe produziert. 
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9 Millionen und im September 9,3 Millionen Meter. Der Plan der 
ersten 9 Monate war bis auf 98,2 % erfüllt'®). 

Die Schuhindustrie sollte nah dem Fünfjahrplan 
die Herstellung von 42 Millionen Paar Schuhe 1928/29 auf 80 
Millionen Paar für 1932/33 erhöhen, und zwar 


1928/29 . . . . 42 Millionen Paar 
1929/30 . . . . 50 Millionen Paar 
1930/31 . . . . 60 Millionen Paar 
1931/32 . . . . 70 Millionen Paar 
1932/33 . . . . 80 Millionen Paar 


Nach den Kontrollziffern 1929/30 waren 1928/29 41 Millionen 
Paar Schuhe produziert worden, d. h. 98% des Planes. Für 
1929/30 war der ursprüngliche Plan von 50 auf 62 Millionen Paar 
erhöht und, da die Produktion nicht weit hinter dem Plan zu- 
rückgeblieben war, hatte man das Ban We ll fiir 
1931 weiter vergrößert. In der Sowjetpresse kann man viele 
Nachrichten über unbefriedigende Arbeit der Schuhindustrie im 
Jahre 1931 finden. So schreibt die ,,Prawda“!"), da der Pro- 
duktionsplan fiir 7 Monate nur zu 82,7 % erfüllt war, daß die In- 
dustrie wahrend dieser Zeit dem Lande 8 478000 Paar Schuhe 
schuldig geblieben wäre, daß der Juliplan nur zu 80,2% erfüllt 
worden ist und der Ill. Quartalsplan zu 83,6%. Es wird auch 
mitgeteilt, daß im September täglich 226000 Paar Schuhe her- 
gestellt worden waren, obwohl für das IV. Quartal die Produk- 
tion von 280000 Paar vorgesehen war, usw. Aber bei der Be- 
urteilung dieser Angaben muff man berücksichtigen, daß, obwohl 
die Schuhindustrie Sowjetrußlands hinter ihrem Programm zu- 
rückblieb, ihre Leistung bedeutend größer ist, als im Fünfjahrplan 
vorgesehen war. Der ursprüngliche Plan hat für 1931 die Pro- 
duktion von 60 Millionen Paar Schuhen vorgesehen. In Wirklich- 
keit hat sich die monatliche Herstellung von Schuhen im vori- 
gen Jahre (1931) durchschnittlich auf 6,5 Millionen gehalten, was 
einer jährlichen Produktion von 75 Millionen Paaren entspricht”). 
Der Plan für 1932 ist auf 91,5 Millionen Paar Schuhe fest- 
gesetzt worden, gegenüber 70 Millionen Paar des Fünfjahr- 
planes und 54,9 Millionen Paar 1913. Nach den vorliegenden 
Nachrichten liegt der Hauptgrund der Nichterfüllung des Pro- 
gramms im Jahre 1931 nicht an der Schuhindustrie selbst, sondern 
ist auf Mangel an Rohstoffen (besonders Sohlenleder) zurück- 
zuführen. 

Dasselbe Bild bietet sich bei der Produktion der Gummi- 
schuhe und anderen Gummiartikel. Auch hier bleibt die Her- 
stellung im Jahre 1931 hinter den Mengen zuriick, die in den 
Kontrollziffern festgesetzt waren, aber sie ist höher, als im Fünf- 


16) In 12 Monaten 1931 — 132,7 Millionen Meter, d. h. 101 %. 


17) „Prawda“ 7. 8. 1931; 18. 9. 1931 und 1. 11. 1931. 
183) In 12 Monaten 1931 waren 76,9 Millionen Paar Schuhe hergestellt. 
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jahrplan vorgesehen war, was aus der folgenden Tabelle er- 
sehen werden kann: 


(in Millionen Paar) 
1928/29 1929/30 1930/31 1931/32 1932 33 


Fünfjahrplan . . . . . 41,5 46,0 51,0 60,0 75,0 
Produktion . . . . . . 42,2 53,0 60,0 (1931) 


So waren 1931 60 Millionen Paar Gummischuhe hergestellt 
gegeniiber 51 Millionen Paar des Fiinfjahrplanes und gegeniiber 
64 Millionen Paar des Produktionsprogramms. Gegenüber der Vor- 
kriegszeit hat die Gummiindustrie ihre Produktion von 122 Mil- 
lionen Rubel (1913) auf 423 Millionen Rubel (1951) vergrößert, 
davon von den Verbrauchswaren: 1928/29 — 158 Millionen Rubel, 
1929/30 — 187 Millionen Rubel und 1931 — 200 Millionen Rubel 
(150 Millionen Rubel Gummischuhe und 50 Millionen Rubel an- 
dere Gummiartikel). 


Die Leistungen der Glas- und Porzellanindustrie 
1931 waren sehr schlecht. Während der ersten 6 Monate waren 
nur 61,6 % des Produktionsprogramms für Glas und 77,1% Por- 
zellan hergestellt. Es waren von der Sowjetregierung eine 
spezielle Untersuchung angeordnet und verschiedene Maßnahmen 
zur Hebung der Produktion getroffen worden. Die Leistung der 
Industrie hat sich aber hier wenig gebessert, was aus den Er- 
gebnissen für 9 Monate hervorgeht: Porzellanproduktion 
74,4% des Planes und Glasproduktion 69%. In dem IV. Quar- 
tal 1931 sollten nach dem Plan 168000 t Glas und 26800 t Por- 
zellan hergestellt werden. Der Hauptgrund der unbefriedigenden 
Arbeit in diesem Industriezweige scheint in der schlechten Orga- 
nisation und Leitung zu liegen. Nur 23 % der vorgesehenen Neu- 
anlagen waren während der ersten 6 Monate 1931 ausgeführt. 


Der Fünfjahrplan hat folgendes Produktionsprogramm für 
die Tabak- und Zigarettenindustrie festgesetzt: 


1928/29 1929/30 1930/31 1931/32 1932/33 


Tabak (tausend Kisten) . . . 3400 3640 3810 4000 4000 

Zigaretten (Milliarden Stük) . 52,0 57,0 63,0 70,0 75,0 

1928/29 waren statt dessen 3200 Tausend Kisten Tabak (—200 Tau- 
send) und 53 Milliarden Zigaretten produziert; und das Produk- 
tionsprogramm war für 1931 auf 3200 Tausend Kisten Tabak und 
57 Milliarden Zigaretten festgesetzt. Uber die Leistung der 
Tabak- und Zigarettenindustrie 1931 liegen die Angaben nur fiir 
das erste Quartal vor (Januar—Marz). Es waren im ganzen 11,6 
Milliarden Zigaretten (68 % des Planes) und 697,6 Tausend Kisten 
Tabak (70 % des Planes) hergestellt. Also kann die vorgesehene 
Versorgung der Bevölkerung mit den Rauchwaren nicht erfüllt 
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werden. Über die Befriedigung des inneren Bedarfs an Zigaret- 
ten gibt die Sowjetskaja Torgowlja!?) folgende Angaben: 
Zigaretten (in Milliarden Stück) 
Bedarf Produktion Konsum Befriedigungs-% 


1927/28 . . . . 52,9 52,1 52,9 100 

1928/29 . . . . 61,0 56,8 59,9 98,2 
1929/30 . . . . 72,0 62,6 62,2 86,0 
1931 (Plan) . . 87,7 72,0 72,0 82,1 


Diese Tabelle zeigt, daß nach dem Plan im Jahre 1931 
der Bedarf an Zigaretten mit 82,1 % befriedigt sein sollte. Da 
aber die Zigarettenindustrie nur 70 % des Planes produziert hat, 
wird der Zigareitenkonsum bedeutend hinter dem Bedarf zu- 
rückbleiben müssen. Dasselbe gilt auch für die Tabakproduktion, 
was aus der folgenden Tabelle hervorgeht. 

Tabak (in Tausend Kisten): 


Bedarf Produktion Konsum Befriedigungs-% 


1927/28. . . . 4200 4200 4200 100 

1928/29. .-. . 4480 3685 3825 86,0 
1929/30. . . . 4685 3279 3311 70,3 
1931 (Plan) . . 5028 4000 4000 79,0 


Die Hauptursache der unbefriedigenden Leistungen der 
Tabakindustrie liegt auch in dem Mangel an Rohtabak. Die Er- 
gebnisse der Tabakernte 1931 waren besser als 1930. Die Anbau- 
fläche war gegenüber den Vorjahren erweitert und nach dem 
Plan sollten 65000. t Zigarettentabak und 120000 t anderer 
Tabak angebaut werden gegenüber 30000 bzw. 70000 t 1930. 
Obwohl diese Zahlen kaum erreicht sein werden, werden doch 
für 1932 größere Mengen Tabak vorhanden sein als 1931, und 
es kann mit Verbesserung der Tabakversorgung gerechnet 
werden. 

Nach dem Fünfjahrplan sollten folgende Mengen Salz 
hergestellt werden: 

(in Millionen t) 

1928/29 1929/30 1930/31 1931/32 1932/33 
2,5 2,7 2,9 3,1 3,2 
1928/29 waren 2,6 Millionen t Salz gewonnen und das Produk- 
tionsprogramm für 1929/30 von 2,7 Millionen auf 3,3 Millionen t 
erhöht worden. Dieses Programm war bis auf 83 % erfüllt. Be- 
sonders gut hat die Salzindustrie in der Ukraine gearbeitet, die 
1929/30 1518000 t Salz produziert hat gegenüber 1 330 000 t des 
Fünfjahrplanes für 1932/33. Die Salzindustrie in der Ukraine 
könnte ihre Leistungen noch mehr steigern, wenn sie nicht durch 
A Mangel an Arbeitskraft, Brennstoff und anderen Materialien 
itte. 


19) Sowjetskaja Torgowlja 1951, Nr. 1. 


Sehr unbefriedigend war die Lage 1931 in bezug auf die 
Seifenherstellung. Während neun Monaten war das 
Produktionsprogramm des ganzen Jahres zu 37,7 % erfüllt. (In 
12 Monaten 1931 127 000 t.) 

Sehr gut entwickelte sich die Konservenindustrie. Vor 
dem Kriege stellte man in Rußland % Millionen Büchsen verschie- 
dener Konserven her, die alle in Rußland verbraucht wurden; 
nach dem Fünfjahrplan sollte die Konservenindustrie in der 
UdSSR ihre Produktion von 132 Millionen Büchsen im Jahre 
1928/29 auf 650 Millionen Büchsen im Jahre 1932/33 erhöhen. 
Diese Zahl wurde schon 1931 erreicht und für 1932 ist die Her- 
stellung von 1 Milliarde Büchsen vorgesehen. Aber auch diese In- 
dustrie hatte ihr erhöhtes Produktionsprogramm 1931 (900 Mil- 
lionen Büchsen) nicht erreichen können. 


Warenverteilung. 


Im Falle eines Warenmangels ist es von besonderer Bedeu- 
tung, daß die vorhandenen Waren zwischen verschiedenen Ab- 
satzgebieten streng nach Bedarf verteilt und möglichst schnell an 
Ort und Stelle transportiert werden, und daß ein genügendes 
Handelsnetz für ihren Verkauf vorhanden ist. In dieser Be- 
ziehung — der Verteilung der Ware — befindet sich die Sowjet- 
union auch in einer Organisationsperiode. 

Seitdem die Politik der Liquidierung der sogenannten NEP 
in verstärktem Maße einsetzte (etwa seit 1927), war in der UdSSR 
der Privathandel fast vollständig vernichtet. Schon 1927/28 
betrug der Anteil des Privathandels an dem Umsatz des Groß- 
handels nur 1,4% und an dem Umsatz des Kleinhandels 24 % 
gegenüber 50 % in dem Glanzjahre der NEP. Im Jahre 1929/30 
war diese Beteiligung bis auf 10,7 % zurückgegangen und jetzt 
ist das Privatkapital aus dem Sowjethandel fast vollständig ver- 
schwunden. So steht die Sowjetregierung vor der Aufgabe, diese 
Lücke mit einem Stastsbandeleanparat auszufüllen. 

Anfang dieses Jahres haben die Sowjetbehörden die Eröff- 
nung einer ganzen Reihe neuer Balder und kooperativer 
Verkaufsstellen angeordnet. Ende Oktober wurde eine beson- 
dere Verordnung zur „Erweiterung des Sowjethandels und zur 
Verbesserung der Versorgung der Arbeiter“ herausgegeben. 

Diese Verordnung stellt fest, daß im laufenden Jahre ein 
bedeutender Schritt vorwärts gemacht worden ist, da der „Nar- 
komsnab?°)“ bis zum 1. November 4155 neue Verkaufsstellen und 
der Zentrosojus (Verband der kooperativen Genossenschaften) 
6758 Verkaufsstellen eingerichtet hat. Aber die Gesamtlage des 
Sowjethandels bleibt unbefriedigend. Deshalb soll der Staats- 
und kooperative Handelsapparat weiter vergrößert werden und 


2) Kommissariat der Volksversorgung. 
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eine Reihe von neuen Maßnahmen ist dekretiert worden, um die 
Verbraucher mit den Produzenten näher zusammenzubringen. 
Die leichte Industrie, die dem obersten Wirtschaftsrat untersteht, 
die landwirtschaftlichen Staatstrusts, kollektiven Wirtschaften 
und Produktionsgenossenschaften bekommen das Recht, selbst 
Kleinhandel mit ihren eigenen Produkten zu betreiben. Nach- 
dem in Moskau der neueröffnete Markt für den Kleinhandel 
einen großen Erfolg hatte, wurde die Eröffnung ähnlicher Märkte 
in allen großen Städten der Sowjetunion beschlossen. Der „Zen- 
trosojus“ sollte 1132 Märkte einrichten. Bis 1. November waren 
jedoch nur 256 neue Märkte tätig. 

Die Sowjetregierung ist bestrebt, die Verteilung der Waren 
durch den Handel mit den Waren zu ersetzen. 

Der Transport der Konsumwaren von der Produktionsbasis 
zum Verbraudisort bleibt trotz aller Bemühungen der Sowjet- 
regierung unbefriedigend. Für den November 1931 hat der Plan 
die tägliche Wagenladung auf 66 000 festgesetzt, es konnten aber 
nur 55—56 000 Wagen täglich verladen werden. Und da alles für 
die Fertigstellung der im Bau befindlichen riesigen Werke 
(Kusbass, Dnjeprostroj usw.) besonders dringend transportiert 
werden muß, bleiben oft die Verbrauchswaren mehrere Tage 
unverladen und können später nur mit großer Verspätung 
weiterbefördert werden. 


Dierussische Landwirtschaft im Jahre 1931. 


Von Otto Auhagen. 


II. 


Die Kollektivierungspolitik wurde seit Anfang 1931 wieder 
mit erhöhtem Nachdruck betrieben. Zur Frühjahrsbestellung 
sollte mindestens die Hälfte der bäuerlichen Wirtschaften kollek- 
tiviert sein. Die amtliche Übersicht vom 10. Mai meldete die 
Erreichung dieses Ziels. Ein Parteidekret vom 2. August (vgl. 
S. 113) — damals waren 57,9% der Bauern in Kollektiven ver- 
einigt — legte der Bewegung vorläufig wieder einen Hemmschuh 
an. In langsamer Zunahme stieg der Prozentsatz bis zum 20. No- 
vember auf 62,2% („Isw.“ vom 21. Januar). Eine neue Kam- 
pagne ist für dies Jahr vorgesehen, an dessen Ende 70 bis 72 % 
kollektiviert sein sollen (,„Soz. Seml.“ vom 16. Dezember). 

„Das Rückgrat der Kollektivierung“ sind, wie Krinizkij in 
der Zentralkontrollkommission der Partei zutreffend sagte 
(..Prawda“ vom 11. Februar 1932), die Maschinen-Traktoren- 
Stationen. Ihre innere Verfassung ist im wesentlichen so ge- 
blieben, wie sie ihr geistiger Schöpfer Markewitsch, der heutige 
Leiter der Traktorenzentrale und zugleich stellvertretender 
Landwirtschaftskommissar der Union, im Jahre 1927 entworfen 
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hatte. Das Vertragsverhältnis zu den Bauern hat dagegen 
wesentliche Änderungen erfahren; maßgebend dafür ist der 
Mustervertrag vom 13. November 1930. Danach wird jetzt der 
Vertrag nicht mehr mit einzelnen Bauern abgeschlossen, son- 
dern nur noch mit Kollektiven, was dem heutigen Entwicklungs- 
stadium durchaus entspricht. Als Vergütung für die Bereit- 
stellung der Traktoren, Anhängegeräte und Dreschmaschinen 
(Bedienung ist Sache des Kollektivs), ferner für die Beschaffung 
der Heiz- und Schmieröle, für die Ausführung der Reparaturen 
sowie für die Stellung von höher qualifiziertem agronomischen 
und ma dihentediuisden Personal fordert die MTS ein Viertel 
der Getreideernte in natura (für andere Früchte sind gleid- 
wertige Vergütungen festgesetzt), während nach dem anfäng- 
lichen Vertrage von dem größten Teil der Getreideernte ein 
Drittel abzugeben war. An sich ist das keine Überteuerung der 
Bauern. Der Staat entschädigt sich aber außerdem dadurch, dal 
nach Art. 24 des Vertrages die Kollektive verpflichtet sind, den 
gesamten Überschuß an Erzeugnissen des Ackers unmittelbar 
nach der Ernte der Station zu staatlichen Preisen abzuliefern; 
da diese tief unter dem allgemeinen Index liegen — für Weizen 
zahlt der Staat in diesem Jahre durchschnittlich nur 7,70 Rbl. 
je Doppelzentner —, so ergibt sich daraus ein schweres Opfer 
für die Kollektive. Ursprünglich sollten die angeschlossenen 
Bauern freies Verfügungsreht über den ihnen verbleibenden 
an behalten, wie mir Markewitsch 1928 persönlich ver- 
sicherte. 


Im Zuge der Entwicklung zur sozialistischen Landwirtschaft 
liegt es, daR der jetzige Vertrag der Station einen viel größeren 
Einfluß auf die Wirtschaftsführung des Kollektivs einräumt. 
Der frühere Vertrag*) beschränkte sich auf die Mitwirkung der 
Station bei der Bestimmung der Fruchtfolge. Jetzt dagegen hat 
sie bei der Aufstellung des „Produktionsprogramms für alle 
Zweige der Wirtschaft“ mitzusprechen. Zwecks Hebung der Er- 
träge hat das Kollektiv „auf Anfordern der Station alle mög- 
lichen Verbesserungen sowohl im Feldbau wie auch in anderen 
Zweigen der Landwirtschaft durchzuführen“. Die MTS ist so 
die wichtigste Behörde des Rayons zur Hebung der landwirt- 
schaftlichen Technik geworden. Es ist anzuerkennen: wenn nun 
einmal die Entscheidung für kollektivistische Landwirtschaft 
gefallen ist, so ist die MTS im jeder Beziehung ein geeignetes 
Instrument zu deren Förderung. Allerdings wird man die 
Wirkung einstweilen nicht überschätzen dürfen; auch wenn die 
Stationen über tüchtige Agronomen und Techniker verfügen, so 
werden diese doch bei dem normalen Aktionsfeld von 50 000 ha 
nur Stückwerk leisten können. 


*) Vgl. meinen Aufsatz über „Agrarverfassung und Landwirtschaft im 
Bezirk Odessa“ in der Zeitschrift „Berichte über Landwirtschaft“, 1929, S. 604 
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Markewitsch führte auf dem VI. Rätekongreß im März 1931 
aus, daß trotz der Bestimmungen des neuen Statuts die ange- 
schlossenen Kollektive selbständige Wirtschaftskörper bleiben; 
es stehe ihnen frei, den Vertrag zu kündigen, wenn er ihnen 
nicht vorteilhaft erscheine. Man weiß ja aber, wie es mit dem 
Selbstbestimmungsrecht der Menschen und Organisationen gegen- 
über dem Parteiwillen aussieht. Die Kollektive im Rahmen der 
MTS sind noch viel stärker als die außerhalb stehenden vom 
Staate abhängig und kontrolliert. 


Seit 1931 geht der Plan, die ganze Union mit ihren etwa 
4000 Verwaltungsrayons mit einem Netz dieser Stationen zu 
überziehen, in Riesenschritten der Verwirklichung entgegen. 
Ende 1930 bestanden 160 Stationen, im Frühjahr 1931 972, im 
Juli 1234 und im Spätherbst („Isw.“ vom 1. Dezember) war die 
Planziffer 1400 erreicht. Von den 1234, die im Juli bestanden, 
lagen 751 in den Getreidebezirken, 177 in den Zuckerrüben- 
bezirken, 151 in den Baumwollbezirken, 122 in den Flachs- und 
Hanfbezirken, während die übrigen der Kultur von Reis, Tee, 
neuen Faserpflanzen (Kenaf, Kendyr) sowie von Obst und Ge- 
müse dienten (,,lsw.* vom 13. Juli). Noch stärker soll in diesem 
Jahr das Netz ausgebaut werden. Im Frühjahr soll die Zahl 
auf 2098 steigen, die 33 Mill. ha zu besäen haben (,,Soz. Seml.“ 
vom 16. Februar); das sind etwa 48 % von der gesamten Früh- 
jahrssaat der Kollektive (Sollbetrag mindestens 76 Mill. ha). 

as Endziel für 1932 sind 3100 Stationen. 


Dieser mächtige Aufschwung stützt sich vor allem auf die in- 
zwischen neugeschaffene oder um ein Vielfaches vermehrte ein- 
heimische Produktion von Traktoren, Mähdreschern und 
sonstigen Landmaschinen, wovon unten die Rede sein soll. Die 
Finanzierung der neuen und Erweiterung der alten Stationen 
wurde 1931 nach der erprobten Methode des Bolschewismus in 
der Weise durchgeführt (Verordnung des Sownarkom vom 
27. Dezember 1930), daß die Traktorenzentrale 250 Mill. Aktien 
aufzulegen hatte, um diese unter den angeschlossenen Kollek- 
tiven und der noch anzuschließenden bereits kollektivierten oder 
einzelbäuerlichen Bevölkerung unterzubringen. 1932 wird hier- 
aus eine dauernde neue Last für die Landwirtschaft. (Verord- 
nung des Narkomsem der Union vom 22. Dezember 1931 und 
Instruktion in den „Isw.“ vom 1. März 1932.) Die Aktien sollen 
künftig jährlich ausgegeben werden, wobei in der Regel der 
Satz von 5 Rbl. je Hektar Ackerland zugrunde zu legen ist. 
Durch die diesjährige Verordnung werden die angeschlossenen 
Kollektive zur Zeichnung der Aktien unmittelbar verpflichtet, 
während die bäuerliche Bevölkerung in den Bezirken der erst noch 
zu errichtenden Stationen zu „freiwilligen“ Vorschußzahlungen 
anzuhalten ist. Der Wert der Aktien ist fragwürdig. Die Re- 
gierung hat es verstanden, auf diese Weise die Investierungsauf- 
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wendungen der Traktorenzentrale zu großem Teil der kollek- 
tivierten und noch zu kollektivierenden Bevölkerung aufzu- 
bürden und damit deren ohnehin schon geringes Arbeitseinkom- 
men noch weiter zu schmälern 


* * * 


Die Dinge haben sich jetzt in der Räteunion so entwickelt, 
daß die Landwirtschaft zu großem Teile von der ausreichenden 
Versorgung mit Traktoren abhängt. Während diese Maschinen 
bis 1930 überwiegend aus Amerika eingeführt und nur vom 
Putilow-Werk in allmählich steigender Menge produziert wur- 
den, ist 1931 der Bedarf zu ‚größerem Teile aus dem Inland ge- 
deckt worden. In den zur Zeit arbeitenden Fabriken großen 
MaRstabes, zu denen in einiger Zeit noch Tscheljabinsk treten soll, 
wurden an Traktoren produziert („Isw.“ vom 1. u. 2. Januar 1932): 


1930 1931 
Putilow-Leningrad . . 1209 21 128 
Stalingrad . . . . . . 1012 18 443 
Charkow . ...... — 1 304 


zusammen 13 107 40 875 


Dabei ist zu bemerken, daft die Zahl von Monat zu Monat 
wächst. Im Dezember 1931 stieg sie im ganzen auf 6070, was 
einer Jahresmenge von 72840 entspricht. Es ist daher nicht un- 
wahrscheinlich, daß die Planziffer für 1932 — 82000 Traktoren 
(„Prawda“ vom 5. Januar) wenigstens annähernd erreicht wer- 
den wird; auf Einfuhr soll rünzlich verzichtet werden (Gaister 
in der „Soz. Sem.“ vom 16. Dezember), selbstversiändlich wegen 
der gespannten Zahlungsbilanz. 

Insgesamt arbeiteten an Traktoren in der russischen Land- 
wirtschaft („Soz. Seml.“ vom 1. Januar 1932): 1928 30000, 1929 
43 000, 1930 73 000 mit 905 000 PS, 1931 126000 mit 1 889000 PS, 
davon 40000 Maschinen aus russischen Fabriken (,Isw.“ vom 
6. März 1932); im Frühjahr 1932 soll die Landwirtschaft über 
150 000 Traktoren verfügen (,Soz. Seml.“ vom 30. Dezember) und 
zu Ende 1933 über 210000 mit 3000000 PS. Der Bestand der 
Traktorenzentrale soll auf 95 000 gebracht werden (,„Soz. Seml.“ 
vom 16. Dezember 1931). Die staatlichen Getreidelatifundien be- 
saßen Ende 1931 18 423 Traktoren. 

Schnell wächst auch die Produktion von sonstigen Land- 
maschinen. Während sich diese nach der ,,Soz. Seml.” (21. De- 
zember 1931) vor dem Kriege in 826 Fabriken dem Werte nach 
auf 70 Mill. Rbl. bezifferte, betrug sie 1930 bei Konzentration auf 
etwa 30 Werke 345 Mill. Rbl., 1931 447 Mill., und 1932 soll der 
Produktionswert 940 Mill. erreichen („Prawda“ vom 8. Februar). 
Die Arbeitsmaschinen für mechanisierte Grofkultur erhalten 
mehr und mehr das Übergewicht; an Traktorenpflügen — bisher 
mit anderen Anhängegeräten ein wichtiger Ausfuhrartikel 
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Deutschlands — soll die Produktion von 89 000 Stück im Vorjahr 
auf 147 000 steigen. Auch die Fabrikation von Mähdreschern ist 
neuerdings in bedeutendem Umfange aufgenommen (Saratow, 
Rostow-Don und Saporoshje). 1931 wurden 3542 Stück produ- 
ziert; für 1932 sind 22000 geplant. Allerdings bleibt die tat- 
sächliche Produktion in diesem Zweige wie überhaupt in der 
Landmaschinenfabrikation einstweilen weit hinter den Plan- 
ziffern zurück. Im Januar wurden statt 825 nur 438 Mähdrescher 
hergestellt, davon nur neun Stück, an denen kein Teil fehlte 
(„Prawda“ vom 17. Februar). Der Monatsplan für Land- 
maschinen überhaupt war nur zu 67 % ausgeführt (,„Isw.“ vom 
12. Februar). 


Vor der Revolution entfielen nach den „Iswestija” (21. Ja- 
nuar 1932) auf ein bestelltes Hektar für 7,77 Rbl. landwirtschaft- 
liche Geräte und Maschinen, 1931 für 17 Rbl. In einer Mehrung 
des Ertrages kommt dies indessen nicht zum Ausdruck. 


Daß die Produktion qualitativ sehr mangelhaft ist, wird amt- 
lich nicht bestritten. Bezeichnend ist eine Äußerung von Ko- 
warskij auf der im Februar abgehaltenen Konferenz der Trak- 
torenzentrale („Soz. Semi.“ vom 16. Februar), wonach die ört- 
lichen Arbeiter die geringe Produktivität des Traktors mit dem 
Putilowschen „Fordson“ erklären; dieser „objektive“ Grund 
müsse aber dahin ergänzt werden, daß diese Maschine besonders 
SL schlecht arbeite, wo sie von wechselnden Leuten bedient 
werde. Ä 


Daß es mit der Bedienung der Traktoren und sonstigen Land- 
maschinen schlecht aussieht, bedarf keiner näheren Darlegung; 
das kann schon deshalb nicht anders sein, weil die Heranbildung 
von qualifizierten Kräften mit der schnellen Vermehrung der 
Maschinen bei weitem nicht Schritt halten kann. Den jungen 
Burschen und Mädchen, die auf die Maschinen gesetzt werden, 
fehlt es nach meinen persönlichen Eindrücken nicht an Eifer, der 
aber oft in kindlichen Übereifer ausartet. Der Volkskommissar 
der Union richtete an den Komsomol die Forderung („Prawda“ 
vom 11. Februar 1952), „mit dem abscheulihen Entzweimachen 
der Maschinen auf unseren Feldern Schluß zu machen. Es 
kommt nicht darauf an, 30 Stunden hintereinander heroisch auf 
der Maschine durchzuarbeiten, sodann aber die zu Bruch ge- 
gangene Maschine stehen zu lassen“. 

Am Schluß des Jahres 1931 war weitaus die größte Zahl der 
Traktoren in unbrauchbarem Zustande. Von den 126000 Ma- 
schinen bedurften 103 779 Maschinen der Reparatur, hiervon über 
70 % nach der Statistik für die MTS einer Kee italen“ Reparatur. 
Nach einzelnen Nachrichten scheint der Ruin der Maschinen noch 
viel schlimmer zu sein. Aus dem Nordkaukasus-Gebiet wird 
beispielsweise gemeldet, daR von 5500 zu reparierenden Trak- 
toren 5468 einer kapitalen und 44 einer mittleren Reparatur 
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bedürften; die Anhängegeräte befänden sich in keinem besseren 
Zustande (,,Soz. Seml.“ vom 22. Dezember). Die Instandsetzung 
der Traktoren gehört zu den wichtigsten Vorbereitungen der 
Frühjahrsbestellung; mit Sorge wird der langsame Gang der 
Reparaturen beobachtet. Am 1. März waren erst 49,9% des 
Planes ausgeführt; teilweise erklärt sich das aus verspäteter 
und ungenügender Lieferung der Ersatzteile. Besonders bedenk- 
lich ist die vielfach unbefriedigende Qualität der Reparaturen. 
Ein Getreidegroßgut meldet, daß von 66 reparierten Traktoren 
nicht ein einziger abgenommen werden konnte, weil die Repara- 
tur bei allen unzureichend war (,„Soz. Seml.“ vom 17. Februar). 
Nicht so katastrophal, aber doch auch sehr ungünstig lautet die 
Nachricht von 75 MTS, die von 2009 reparierten Traktoren 333 
zurückweisen mußten („Soz. Seml.“ vom 18. Februar); dieselbe 
Nachricht fügt hinzu, daß oft mehr als ein Drittel der repa- 
rierten Traktoren der Werkstatt zurückgegeben werden muß. 


x $ 
* 


Der anfängliche Traktorenoptimismus ist durch die Erfah- 
rungen der beiden letzten Jahre sehr gedämpft worden. 1929 
entschuldigte mir gegenüber der Direktor eines großen süd- 
russischen Rätegutes die Haltung von Pferden und Ochsen 
damit, daß das Rätegut umliegenden bäuerlichen Gemeinden 
Spannhilfe gewähre; sonst würden diese „vorsintflutlichen“ 
Tiere schon abgeschafft worden sein. Tatsächlich herrschte da- 
mals bei der Partei und Regierung die Meinung, daß die So- 
zialisierung der Landwirtschaft zu annähernd hundertprozentiger 
Mechanisierung führen würde. Das rächte sich in der Vernadı- 
lässigung der Foelierhalien ; dazu kam die AbstoRung von Zug- 
tieren seitens der Bauern, die in die Kollektive hineingedrangt 
wurden. Die staatlichen Organe der Fleischbeschaffung kamen 
diesen Tendenzen dadurch entgegen, daß sie in großen Mengen 
Pferde und selbst Kamele zur Schlachtung ankauften. Der Er- 
folg war eine starke Verminderung des Pferdebestandes, die in 
der Statistik nur ungenügend zum Ausdruck kommt. Nach amt- 
licher Angabe sank die Zahl der Arbeitspferde von 23,3 Mill. im 
Jahre 1929 auf 21,3 Mill. im Jahre 1930. Die fortschreitende So- 
zialisierung hat einstweilen in derselben Richtung gewirkt. Die 
Pflege der Pferde wird in den Kollektiven vernachlässigt; die 
Tiere werden oft überanstrengt und dabei schlecht gefüttert. 
Futtermittel werden in den Artellen nicht genügend bereit- 

estellt und vielfach von den Artellmitgliedern für die Zwecke 
er eigenen kleinen Viehwirtschaft gestohlen. Ganz besonders 
leidet auch die Fohlenaufzucht unter dem Widerstreit zwischen 
dem sofortige Befriedigung fordernden Nahrungsbedarf der 
kollektivierten Menschen und dem Entwicklungsinteresse der 
kollektivistischen Ackerwirtschaft. Aus einem Bezirk wird 
berichtet, daß im ersten Halbjahr 1931 nach unvollständigen 
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Ziffern 10400 Fohlen getötet worden seien, während die normale 
Ausmerzung nur etwa 3000 Fohlen hätte treffen dürfen. Auf 
die Fohlen gibt man als lästige Fresser wenig acht; in einem 
Kollektiv wurden im Laufe von zwei Monaten zehn Fohlen von 
Wölfen zerrissen. Die Zahl der krepierten Pferde ist sehr groß. 
Man muß sich bewußt sein, daft die Zeitungen vorzugsweise über 
extreme Fälle berichten; immerhin werfen diese ein grelles 
Schlaglicht auf die anerkanntermaften ungünstige Gesamtlage. In 
einem Rayon fielen im Laufe von acht Monaten von 8178 Pferden 
1314 („Soz. Seml.“ vom 23. September 1931). In einem anderen 
Rayon desselben Gebietes fielen während des Frühjahrs und 
Sommers 492 Pferde, während 900 Pferde wegen völliger Ent- 
kräftung zur Arbeit untauglich wurden und 40% des ganzen 
Bestandes in der Arbeitsfähigkeit gemindert waren. In einer 
Reihe von anderen Rayons wieder desselben Gebietes (,Isw.“ vom 
2. September 1931) schieden im Sommer 10—15 % des Pferde- 
bestandes aus; in einem Kollektiv fielen im Laufe von zwei 
Wochen 60 Pferde. In den Kollektiven des Rayons Tambow 
befanden sich von 6782 Pferden nur 876 in gutem Futterzustande, 
3052 in mittlerem und 2854 in abgezehrtem Zustande (,„Prawda“ 
vom 9. Januar). In einem Kollektiv der Ukraine waren von 
270 Pferden bis zum Dezember 50 gefallen und 20 wegen völliger 
Entkräftung geschlachtet (,,50z. Seml.“ vom 11. Januar). 


Die Gleichgültigkeit gegenüber den Pferden wird auch jetzt 
noch manchmal von den Leitungen der Kollektive damit be- 
gründet: „Uns wird die MTS versorgen; Pferde haben wir nicht 
nötig.“ Inzwischen aber haben sich die oberen Instanzen auf die 
Wichtigkeit der tierischen Zugkraft zurückbesonnen. 1930 kamen 
in der kollektivierten Landwirtschaft von dem gesamten Be- 
stande an Zugkraft 76 % auf die tierische (,„Isw.“ vom 5. Januar 
1932). In der „Soz. Seml.“ vom 19. September 1931 wird mit- 
geteilt, daß von 96 Mill. Hektar der Sommersaaten 80 Mill. 
Hektar mit Pferden bearbeitet worden seien. Für 1932 wird be- 
rechnet, daß bei der Aberntung den Mähdreschern nur 5—6 % 
der Fläche zufallen würden, den Anhängegeräten der Traktoren 
nur 12%; die mit Maschinen gezogenen Kultivatoren würden 
nur 14% des Brachfeldes zu bearbeiten haben (,,Soz. Seml.“ vom 
21. Dezember). 


Die Erhaltung und Vermehrung des Pferdebestandes ist da- 
her heute als eine der wichtigsien Aufgaben erkannt worden. 
Eine Verordnung des Sownarkom der Union vom 2. September 
1931 gibt hierfür grundlegende Anweisungen. Von besonderem 
Interesse sind die Bestimmungen bezüglich der sozialistischen 
Pferdezuchtbetriebe, die zu der Basis der Landespferdezucht 
entwickelt werden sollen. Die staatlichen Zuchtbetriebe sind in 
dem Konjewodtrust der Union vereinigt. Er zählt (,„Isw.“ vom 
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12. Januar 1932) 80 Betriebe und hat seinen Bestand an rein- 
rassigen und verbesserten Schlägen in 1% Jahren von 5000 auf 
68 000 Tiere gebracht; 1932 soll der Bestand auf 122000 Pferde 
ohne den neuen Nachwuchs (davon 84000 Stuten) anwadısen. 
Außerdem wurde zufolge jener Verordnung die kollektivistische 
Pferdezuchtzentrale gebildet, die 1931 800 Gestütskollektive 
bilden sollte; Ende 1932 soll deren Bestand außer den in diesem 
ge geworfenen Fohlen 80000 (davon 40000 Stuten) zahlen. 
m Frühjahr 1932 sollen 30000 Hengststationen mit 60000 
Beschälern arbeiten; 1200 dieser Stationen haben künstliche Be- 
fruchtung vorzunehmen. Das Gelingen dieser Pläne hängt 
wesentlih von der Frage ab, ob genügend sachverständige 
Kräfte zur Verfügung stehen. Die Verordnung bestimmt, 
zwei Fachhochschulen und zehn Techniken zu errichten sind, um 
jährlich 300 Spezialisten mit höherer und 2000 mit mittlerer 
Bildung der Praxis zuzuführen. 


* 
* 


Verheerend hat, wie schon oft in dieser Zeitschrift von mir 
hervorgehoben, die Ende 1927 eingeschlagene Kollektivierungs- 
olitik nicht nur auf den Pferdebestand, sondern auch auf die 
äuerliche Nutzviehhaltung eingewirkt. Von 1929 auf 1930 sank 
der Bestand an Rindvieh von 67,2 auf 53,8 Millionen Stiick, die 
Zahl der Schafe von 134,0 auf 100,6 Millionen, die der Schweine 
von 20,5 auf 13,2 Millionen. Die qualitativen Verluste werden 
noch schwerer wieder zu ersetzen sein als die quantitativen. 
Die wenigen Gebiete hochwertiger bäuerliher Zucht sind in 
Verfall geraten, nachdem die Revolution schon den größten 
Teil des Qualitätsviehs der Gutsbetriebe vernichtet hatte. Seit 
1930 hat sich der Zustand der individualwirtschaftlihen Vieh- 
haltung inner- und außerhalb der Kollektive nicht gebessert, eher 
noch verschlechtert. Abschlachtung vor Eintritt in das Kollektiv 
war auch im letzten Jahre noch gang und gäbe. In den Artellen, 
die jetzt zu über % Prozent die vorherrschende Form der Kol- 
lektivierung geworden sind und den Mitgliedern eine kleine 
eigene Viehhaltung gestatten, konnte diese bisher nicht ge- 
deihen. Es muß zu viel Brot- und Futtergetreide an den Staat 
abgeliefert werden. Die Aufzucht von Kälbern und Ferkeln, die 
erst nach einiger Zeit Nutzen geben können und dann vielleicht 
vom Staat gegen geringes Entgelt beansprucht werden, ist mit 
dem hungrigen Magen der Bauern schlecht vereinbar. Schlach- 
tungsverbote werden unter dem Vorwand der Verletzung oder 
Erkrankung des Tieres umgangen. Da der Mangel an Fleisch, 
Fett, Milch, Butter, Eiern usw. in Verbindung mit der Verteue- 
rung dieser Erzeugnisse die Stimmung und Leistungsfahigkeit 
der industriellen Arbeiterschaft sehr verschlechtert und ganz 
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besonders zu deren Unstetigkeit beigetragen hat, so ist die 
Wiederaufrichtung der Nutzviehhaltung eine Angelegenheit von 
größter Bedeutung nicht nur in landwirtschaftlicher, sondern 
in allgemein volkswirtschaftlicher und auch in politischer Hinsicht. 


Die Regierung setzt ihre Hoffnung auf den sozialistischen 
Grokbetrieb; zu unterscheiden ist auch hier der staatliche und 
kollektivistische Sektor. Seit 1929 haben sich zu dem schon 
früher in erster Linie für die Wollproduktion geschaffenen 
Schafzuchttrust „Owzewod“ andere staatliche Trusts für Nutz- 
viehhaltung hinzugesellt, vor allem der Skotowod für Fleisch- 
rindvieh, der Swinowod für Schweinezuct und der Maslotrust für 
Milchviehhaltung; für diesen Zweig der Viehwirtschaft bestehen 
auch einige Trusts der Bundesrepubliken. Der Aufbau der kol- 
lektivistischen Viehzucht datiert besonders seit 1930. In dem 
Rausch der Massenkollektivierung, die im Winter vorher in Ver- 
bindung mit dem Terror der Getreidekampagne und Kulaken- 
deportation betrieben wurde, kam es zu ganz wilder „Vergesell- 
schaftung“ des bäuerlichen Viehs, das dadurch schwere Schäden 
und Verluste erlitt. Der Stalinbrief und die Artelsatzung vom 
2. März 1930 erlaubten den kollektivierten Bauern, sich zunächst 
ihr Vieh zurückzuholen und eine Kuh, nach den Bestimmungen 
des Artels auch einen Teil der Schweine und Schafe sowie ihr 
Geflügel dauernd zu behalten. Die kollektivistische Viehzucht 
im großen wurde aber nicht aus dem Auge verloren. Zur zweck- 
mäßigen Bewirtschaftung des den Bauern abzunehmenden Vieh- 
überschusses wurden „towarnyje fermy“ (Absatzfarmen) ge- 
bildet, teils für Milchwirtschaft, teils für Schweinezucht und 
bald auch für Schaf- und Gefliigelzucht. Grundlegend für das 
Verhältnis zwischen der Farm und den angeschlossenen Kollek- 
tiven ist der Mustervertrag von Anfang Februar 1931 (,,Soz: 
Seml.“ vom 6. Februar). Anfänglich, als die Sache noch neu war 
und die Farmen nur hier und dort errichtet waren, empfanden 
es die Bauern als Raub, wenn ihr Vieh in andere Dörfer abge- 
führt wurde; das trug bei den später kollektivierten Bauern 
dazu bei, daß sie ihr Vieh, mindestens das überschüssige, vorher 
durch Schlachtung zu verwerten suchten. 


Die Zahl der Farmen ist dann aber mit großer Schnelligkeit 
Et. Im Juli 1930 gab es für Milchviehhaltung und 
chweinezucht 961 Farmen, Anfang 1931 3200. Anfang 1932 war 
die Zahl der Viehzuchtfarmen (auch fiir Schaf- und Gefliigelzucht) 
auf 56477 gestiegen (,S0z. Seml.“ vom 6. Februar 1931 und 
„Prawda“ vom 30. Januar 1932); im Laufe dieses Jahres soll die 
Zahl auf 110—120 000 gebracht werden (,,Soz. Seml.” vom 15. Sep- 
tember 1931), so daß nach der jetzigen Zahl der Kollektive durch- 
a jedes zweite Dorf eine Viehzuchtfarm beherbergen 
würde. 
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Gegenwärtig beträgt der Viehbestand („Prawda“ vom 
30. Januar 1932): 
in den staatlichen in den kollektivistischen 


Viehzuchtbetrieben Viehzuchtbetrieben 
Rindvieh . . . . . 3236600 3 768 400 
Schweine . . . . . 1597 000 2 115 300 
chafe . . . . . . 5210800 4 203 800 
Geflügel . . . . . 1150000 5 930 000 


Man kann der sozialistischen Viehzuct in Rußland die Aus- 
sicht auf Erfolg nicht unbedingt absprechen. In den meisten 
Gebieten Rußlands war die Viehzucht nicht die starke Seite des 
Bauern; der Gutsbetrieb war ihm durchschnittlich auf diesem 
Gebiete überlegen. Solange die Kollektivierung freiwillig er- 
folgte, bot das Vieh der Kollektive durchschnittlich ein besseres 
Bild als die Herde der Individualbauern. In manchem Kollektiv 
wurde die Viehzucht überraschend rationell betrieben. Ich er- 
innere mich, wie ich im Herbst 1929 in einem entlegenen Winkel 
Sibiriens — weitab von der nächsten Bahnstation und Fern- 
sprechstelle — unangemeldet eine Kommune besuchte, als eben 
die Herde von über 100 Kühen hereingetrieben war; im Viehhof 
waren Frauen mit weißen Überschürzen damit beschäftigt, nach 
Waschung des Euters zu melken und einem buchführenden 
jungen Mann das Melkergebnis für jede einzelne Kuh zu 
melden. Es steht außer Zweifel, daß hier nach Grundsätzen 
gearbeitet wurde, die die Regierung überall zur Anwendung 
zu bringen sucht. Mag später auch in Rußland die individua- 
listische Viehzucht viel Besseres leisten und vor allem 
auch wirtschaftlicher arbeiten, so halte ih es doch nicht 
für ausgeschlossen, daß sich der sozialistische Großbetrieb 
in einiger Zeit als nützliche Etappe auf dem Wege zur Hebung 
der russischen Viehzucht erweisen wird. Einstweilen ist der 
Erfolg allerdings noch sehr unbefriedigend. Den Staatsbetrieben. 
vor allem aber den kollektivistischen Farmen, fehlt es an sachver- 
ständiger Leitung. Nach einem für die sozialistische Viehzucht 
besonders wichtigen Dekret des Sownarkom und des Zentral- 
komitees der Partei (von Molotow und Stalin gezeichnet) vom 
30. Juli 1931 sollen bis Ende 1932 in jeder kollektivistischen 
Farm zwei bis drei Spezialisten von höherer und mittlerer Bil- 
dung angestellt werden; das bedeutet, daß die Hochschulen und 
Techniken über 200 000 Leute ausbilden müssen; außerdem sollen 
1 Million Bauern zu Viehwärtern usw. angelernt werden. Be- 
friedigendes werden diese Leute vorerst nicht leisten können. 


Auf die mannigfachen Mängel und Mißerfolge, die in der 
russischen Presse immer wieder an den Pranger gebracht wer- 
den, will ich nicht näher eingehen. Wie in der Pferdezucht und 
in der Verteilung des Brotgetreides, so zeigt sich auch auf dem 
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Gebiete der Nutzviehhaltung der Interessengegensatz zwischen 
der Hauswirtschaft des einzelnen Mitgliedes und dem Staat, 
der die kollektivistische Farm in erster Linie seinen Zwecken 
dienstbar machen will. Ähnliches gilt auch für die staatlichen 
Viehzuctbetriebe, wo das Nahrungsinteresse der Betriebsange- 
stellten sich gegen den staatlichen Willen auflehnt. Aus Weil- 
rußland Wird z. B. berichtet, daß der Swinowod bis Ende 1931 
27 000 Schweine abzuliefern hatte, daß aber bis zum 20. November 
erst 53 Prozent geliefert worden waren; in Wirklichkeit blieb ` 
die Leistung noch weiter zurück, da das Durchschnittsgewicht 
nur 0,7 bis 0,8 statt 1 dz betragen hatte, von den Ferkeln seien 
36,3 Prozent, von den Sauen 10,9 Prozent krepiert („Soz. Seml.“ 
vom 10. Dezember). Den Angaben über das Krepieren bringt die 
Regierung starkes Mißtrauen entgegen. Ein Sowchos hätte 
binnen drei Monaten 6 alte Schweine und 36 Läufer verzehrt; 
außerdem wären 51 Schweine angeblih „im Zusammenhang mit 
Pestverdacht“ ohne tierärztliche Bescheinigung getötet worden. 
In einem anderen Sowchos wurden 700 Protokolle über not- 
geschlachtete und gefallene Schweine aufgestellt, ohne daß ein 
einziges von einem Veterinär unterschrieben war. In Kasakstan 
war den staatlichen Schweinezuchtbetrieben 1931 eine Vermehrung 
von 2 234 Tieren auferlegt worden; in den ersten neun Monaten 
hatten sie aber nur 152 Schweine geliefert; im Laufe des Jahres 
waren angeblich 1000 Tiere krepiert (,„Soz. Seml.“ vom 22. De- 
zember). 


Mit der schnellen Vermehrung des sozialisierten Vieh- 
standes hat bisher die Erbauung von Ställen nicht Schritt ge- 
halten; in diesem Winter müssen sich daraus große Verluste 
ergeben haben. Der Skotowod im Nordkaukasus sollte in 
diesem Jahre Viehhöfe für 360 000 Stück Rindvieh bauen; brauch- 
bare Ställe waren im Dezember aber nur für etwa 110000 Stück 
errichtet. Uber 100000 Stück mußten infolgedessen in den 
kleinen primitiven Siallungen der vertriebenen Kulaken unter- 
gebracht werden, was einen größeren Bedarf an Futter und 
Arbeitern bedingte. Für etwa 35 000 Stück war überhaupt keine 
Stallung vorhanden. Aus Kustanai in Kasakstan wurde im 
Dezember berichtet, daß die Temperatur in den Schweineställen 
— 12 Grad betrug und eine ungeheure Zahl von Ferkeln kre- 
piert war („Soz. Seml.“ vom 11 Dezember). In Kasakstan sollten 
vom Sojusmjasso (Bundes-Fleischstelle) 1931 dem Skotowod 
342000 und den Milchviehfarmen 78000 Kälber übergeben 
werden. Wegen des Fehlens von Stallungen mußte aber die 
Annahme von Kälbern in großem Umfange verweigert werden. 
Bis zum 20. November waren nur 119600 Kälber abgenommen 
worden. Sojusmjasso verfügte infolgedessen über 120 000 
Kälber, die weder dieser Wirtschaftskörper noch die Konsum- 
genossenschaften aufziehen konnten; an einigen Orten hatte in- 
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folgedessen im Dezember die Massenschlachtung von Kälbern 
. begonnen (,,50z. Seml.“ vom 20. Dezember 1931). 


Skotowod und Swinowod haben infolge dieser Verhältnisse 
ihre vorjährige Planziffer bei weitem nicht erreicht. Der Skoto- 
wod brachte es auf 2090 000 statt 2800 000 Tiere, der Swinowod 
auf über 850 000 statt 1 900 000. Das Defizit des Skotowod wurde 
nur zu kleinem Teile dadurch kompensiert, daß der milchwirt- 
schaftliche Trust 384 000 statt 110000 Tiere aufstellte; auch der 
Owzewod hat die Planziffer von 4400 000 Schafen mit 4653 000 
etwas übertroffen („Ekon-Shisn.“ vom 22. Dezember 1930 und 
„Prawda“ vom 25. Februar 1932). Da die Ursachen der Nicht- 
erfüllung noch weiter bestehen, so hängt auch der Plan für 
1932 wenigstens für die beiden staatlichen Fleischvieh-Trusts 
zu erheblichem Teil in der Luft. 1932 soll der Skotowod seine 
Herde auf 2950 000 Haupt bringen, der Swinowod auf 2 900 000. 
der Owzewod auf 7 300 000 und der Maslotrust auf (bereits über- 
holt) 320 000 („Isw.“ vom 26. Dezember). 


Einstweilen ist der Gesamtumfang der sozialisierten Vieh- 
zucht noch viel zu gering, als daß der Volksernährung durch- 
greifend geholfen werden könnte. Es ist zu berücksichtigen, daß 
das in den staatlichen kollektivistischen Betrieben aufgestellte 
Vieh bisher zum größten Teile den Bauern abgenommen wurde 
(durch Sojusmjasso) und insofern keine Vermehrung der Ge- 
samtzahl bedeutet. Schon jetzt aber bildet der sozialisierte Be- 
stand die hauptsächliche Basis für die Versorgung der städtischen 
Bevölkerung, insbesondere der Arbeiterschaft. Die individua- 
listische Viehzucht ist in den letzten Jahren auf eine noch viel 
kiimmerlichere Stufe als früher herabgedriikt worden; vor 
allem dient sie heute sowohl in den Artellen wie auch bei der 
nichtkollektivierten Bauernschaft ganz überwiegend der eigenen 
Versorgung. So verlockend die Preise im freien Handel sind, so 
können die Bauern doch nur in geringem Maße Erzeugnisse ihrer 
Viehzucht auf den Markt bringen. Nach dem Dekret von Molo- 
tow und Stalin vom 30. Juli 1931 will der Staat übrigens auch 
einen Teil der Viehzuchterzeugnisse der kollektivierten Bauern 
erfassen; in jedem Kollektiv, wo keine Schweine- und Geflügel- 
farm besteht, sollen die Bauern sich zusammentun, um 10 bis 
50 gemästete Schweine, in den Schafzuchtgebieten 10 bis 50 Schafe, 
in den Geflügelzuchtbezirken 100 bis 500 Stück Geflügel und in 
den Bezirken der Kaninchenzuct 100 bis 300 Kaninchen an den 
Staat zu verkaufen. Für diese Erzeugnisse würde der Staat 
dann zu bestimmen haben, inwieweit er sie zu niedrigen Karten- 
preisen oder zu hohen Kommerzpreisen an die städtische Be- 
völkerung abgeben will. Dieser Plan wird sich nicht so bald 
in vollem Umfange verwirklichen lassen. 


An den beiden Lebensmitteln, an denen der größte Mangel 
herrscht, Fleisch und Milch, soll der sozialistische Sektor 1932 
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über die Hälfte liefern; die staatlichen Viehzuchtbetriebe sollen 
mehr als 50 Prozent von der gesamten Marktproduktion an 
Fleisch und etwa 25 Prozent von der Marktproduktion an Milch 
aufbringen; ebenso viel sollen die kollektivistischen Farmen 
geben (Vortrag von Gaister, „Soz. Seml.“ vom 16. Dezember 
1931). Der Plan für 1932, dessen Erfüllung noch dazu nach den 
Erfahrungen der beiden letzten Jahre sehr traglich ist, stellt aber 
insgesamt für die Marktproduktion des sozialistischen Sektors 
sehr bescheidene Ziffern auf. An Fleisch soll er 344 200 t liefern, 
an Milch 1 923000 t. Vergleicht man hiermit die Marktleistung 

der russischen Landwirtschaft, die der Fünfjahrplan für das 
Schlußjahr 1932/33 versprach — 2 410 000 t Fleisch und 12 180 000 t 
Milch —, so ergibt sich, daß jetzt nur 14 bzw. 16 Prozent von 
diesen Mengen in Aussicht gestellt werden; was die privatwirt- 
schaftliche Viehzucht hinzutun wird. und zwar größtenteils zu 
außerordentlich hohen Preisen (Milch in manchen Städten 2 Rubel 


das Liter), wird sehr viel weniger sein. 


Es steht außer Zweifel, daß der Fünfjahrplan in dem immer 
noch wichtigsten Zweige der russischen Volkswirtschaft, in der 
Agrarproduktion, nicht in Erfüllung gehen wird; die seit 1927 
betriebene Politik hat bisher sowohl den Ackerbau (in seiner 
Gesamtheit betrachtet) wie auch die Viehzucht schwer geschädigt. 


Abgeschlossen, den 15. März. 


Rußland und Osteuropa. 


Monatsübersichten. 
Von Otto Hoetzsch. 


I. Rußland. 


a) Wirtschaftslage: 


Die Getreidekampagne für 1931/32 ist nun ganz zu über- 
sehen. Die darauf gesetzten Hoffnungen sind nicht voll in Er- 
füllung gegangen und namentlich nicht in bezug auf die Ge- 
treidemengen, die zur Ausfuhr zur Verfügung stehen sollten. 
67,5 Millionen Hektar fielen auf die Kollektive und die Sowchosy, 
nur 29 Millionen auf den „individualistischen Sektor“. Das Jahr 
sollte die erste Probe auf die Kollektivierung bringen und 
schließt eben nicht mit ganz voll erfüllten Hoffnungen. Man 
stellt fest, daß die Sowjetunion zwar über die größten landwirt- 
schaftlichen Betriebe der Welt verfüge, aber in dea Ernteerträgen 
hinter den führenden kapitalistischen Ländern noch weit zurück 
sei. Im einzelnen sei aul die große zusammenfassende Übersicht 
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von Otto Auhagen: „Die russische Landwirtschaft im Jahre 
1931“ im März- und Aprilheft von „Osteuropa“ verwiesen. 


Die Frühjahrssaatkampagne ist in vollem Gang. 
Die Frühjahrssaatfläche soll 102,35 Millionen Hektar erreichen, 
davon 76, also drei Viertel bei den Kollektivwirtschaften, 14 bei 
den Sowcosy. Die Zahlen zeigen, daß die Sozialisierung 
der Landwirtschaft mit ungemindertem Nachdruck vor- 
wärts geht, und das wieder erklärt, wie in der Agrarpolitik der 
Sowjetunion noch ungeheuer viel Energie auf die Organisation 
selbst verwendet werden muß, um sie überhaupt in Gang zu 
bringen. 


Verordnungen des Rates für Arbeit und Verteidigung haben 
im Berichtsmonat verfügt die sogenannte Kontrahierung 
der ganzen Baumwollernte für 1932 (veranschlagt auf 1,6 Mil- 
lionen Tonnen Rohbaumwolle), für Flachs, Hanf und dergleidıen 
(375 000 t Flachs, 120 000 t Hanf) und für das Sommergetreide. 
sowie die Bohnen- und Ölkulturen (unter letzteren besonders 
Sonnenblumen). 


Desgleichen arbeitete der Rat für Arbeit und Verio cane 
an der Preisregulierung. Er strebt eine einheitliche 
Preispolitik an, Ordnung in dem ganzen Wirrwarr, Regulierung 
der Kleinhandelspreise und dergleichen. Aber der Teuerung 
vermag er nicht zu steuern. Es wird uns berichtet, daß heute 
die Kosten des Aufenthaltes in Moskau für den Ausländer auf 
den Tag mit nicht weniger als 150 bis 200 Reichsmark zu ver- 
anschlagen sind! 


Die schwierige Finanz- und Devisenlage hat die Gold- 
gewinnung wieder stärker in den Vordergrund gerückt. 
Der Vorkriegsstand ist immer noch nicht erreicht, Zahlen sind 
bekanntlich seit längerem nicht veröffentlicht worden. Nach 
einem Artikel der „Prawda“ (29. Februar) läßt sich ungefähr 
errechnen, daß die Goldproduktion 1931 etwa 51000 kg er- 
geben hat. 


b) Petroleumpolitik drinnen und draußen: 


Die Sowjetregierung sucht die Naphthaproduktion 
möglichst zu steigern, da hier einer der wichtigsten Export- 
artikel liegt. 1931 ist der Voranschlag aber nur zu 84 Prozent 
ausgeführt worden, und die Hoffnungen auf die Erschließung 
der neuen Naphthagebiete haben sich auch nicht ganz erfüllt. 
Die Naphthaverarbeitung ergab 1931: 19,2 Millionen 
Tonnen (16,1 im Jahr vorher); die Naphthaausfuhr 
5 273 400 t (4802500 im Jahr vorher). Die Benzinausfuhr 
stieg von 1470100 t auf 1782200 t. Nach dem „OÖstexpreß“ sei 
die Verteilung der Naphthaausfuhr, freilich nur für 
die ersten elf Monate 1931, wiedergegeben: 
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1931 1930 
in 1000 t in 1000 t 


Deutschland . . . . . 474,4 465,7 
England .... . . 9892 950,0 
Frankreich . . . . . 8396 475,2 
Italien . . . . . . . 959,2 765,8 
Spanien . . . . . . 149,6 340,0 
Tschechoslowakei . . . 121,6 73,3 
Belgien. . . . . . . 1502 91,6 
Dänemark. .. . 191,0 83,0 


Danach ist die Ausfuhr nach Frankreich und Italien sehr 
stark gestiegen, vornehmlich für die Bedürfnisse der Flotte. Auch 
nach England, Dänemark, Belgien und Tschechoslowakei ist der 
Absatz nicht gering, der nach Deutschland hat nur wenig zu- 
genommen. 

In der Weltproduktion für 1931 steht die Sowjet- 
union an zweiter Stelle. Die Reihenfolge der Hauptproduzenten 
ist (in Millionen t): 


1. Ver. St. v. Amerika. . . 117,4 
2. Sowjetunion . . . . . 21,6 
3. Venezuela . . . 2. . . 167 
4. Rumänien ...... 6,6 
5. Persien ........ 6,4 
6. Niederländisch Indien. . 5,3 
7. Mexiko s so 2 4,7 


Die Weltproduktion im ganzen ist um 26% zurückgegangen 
(189,5 Mill. t), die der Sowjetunion um 21,2 % gestiegen. 


Die Bedeutung Rußlandsinden Weltpetroleum- 
plänen hat also zugenommen. Das zeigt sich auch darin, daß 
der sogenannte Keßlerplan nunmehr auch Rußland ein- 
bezieht. Es handelt sich dabei um den Vorschlag des Direktors 
in der Shellgruppe, J. D. August Keller, die Weltkrise auf dem 
Petroleumgebiet durch eine internationale Regulierung, d. h. 
Einschränkung der Produktion zu bekämpfen. Die sehr inter- 
essanten Einzelheiten gehören nicht hierher. Das Entscheidende 
an dem neuen Plan ist die Einbeziehung Ruftlands, dem damit 
angeboten wird, auf einer verständigen Grundlage dem Petro- 
leumkrieg ein Ende zu machen. Der Plan ist ohne den Anschluß 
Ruflands nicht durchzusetzen. Für dieses aber wird dabei 
wieder entscheidend sein, daß ihm der Betrag von Devisen sicher 
bleibt, den es aus der Petroleumausfuhr nach dem Aus- und 
Einfuhrplan des Fünfjahrplanes für sich braucht. Es würde 
dann, wenn diese Regulierung zustande käme, mehr Öl für den 
Inlandsbedarf frei ae Ob diese Erwägungen Aussicht 
auf Verwirklichung haben, ist nicht zu erkennen. 
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c) Innere Politik und Emigration. 


Wiederum ist aus der Innenpolitik so gut wie nichts zu be- 
richten. Der ZIK hat eine Liste von 37 Personen veröffentlicht, 
denen das Sowjetbürgerrecht entzogen wird. Es sind 
zumeist Menschewiki, überwiegend Juden, nur sieben von den 37 
sind Russen, nicht weniger als fünf mit Namen Bronstein stehen 
auf der Liste, darunter auch Leo Trotzki, dessen wirklicher Name 
ja Bronstein ist, mit seiner Frau Natalie, die unter ihrem 
Mädchennamen Sedowa erscheint. Ferner erscheinen auf der 
Liste die bekannten Führer der Sozialdemokratie im Ausland 
und Herausgeber der in Berlin erscheinenden Zeitschrift ..So- 
zialistitscheskij Wjestnik“, Abramowitsch und Hurwitz (Dan). 

Damit hat Stalin den letzten Schlag gegen Trotzki ge- 
führt, der hier in der Liste ohne weiteres als Menschewik er- 
scheint. Bisher lebte Trotzki bekanntlich auf der Insel Prinkipo 
im Marmarameer. Jetzt hatte er die Erlaubnis zu einem Kur- 
aufenthalte in der Tschechoslowakei nachgesuct, aber nicht 
erhalten und versucht es bei Bulgarien. Im wahrsten Sinne des 
Wortes ist Trotzki so fried- und heimatlos gemacht und aus der 
Politik vollkommen herausgerissen. 


Aus der Emigration ist zu berichten die Spaltung der 
Monarchisten. Der „Oberste monarchistische Rat“ in Paris 
hat sich von dem Großfürsten Kyrill, der in Koburg lebt, ge- 
trennt, weil dieser in seinem letzten Programm die Sowjet- 
agrarpolitik anerkannt hat und in einem monardhistischen Ruß- 
land sogar „Sowjets“ erhalten wissen wollte. Ebenso steht nicht 
beim Grofffiirsten Kyrill die noch weiter rechts stehende russische 
monarchistische Partei. Seine Anhänger, die offenbar etwas 
moderner denken wollen, bezeichnen sich als „Jungrussen“. 


d) Kulturpolitik. 


Ununterbrochen geht die Einordnung der Wissenschaft 
in die praktischen Zwecke des Fünfjahrplans weiter. Das Prä- 
sidium der Kommunistischen Akademie hat den wissenschaft- 
lichen Forschungsplan für 1932 vorgelegt, der jetzt weiter kon- 
kretisiert wird, namentlich nach der wissenschaftlichen Seite. 

Die Akademie der Wissenschaften der Sow- 
jetunion richtet neue Filialen im Uralgebiet, im fern- 
östlichen Gebiet und in Kasakstan ein. Eine lebhafte Kampagne 
ist im Gange für die nächsten Wahlen in die Akademie. So 
wird Stimmung gemacht in ausführlichen, empfehlenden Artikeln 
für kommunistische Wissenschaftler, wie den Chemiker E. W. 
Britzke, den physikalischen Chemiker M. N. Semenow, den Agro- 
nomen M. N. Tulajkow, den Nationalökonomen W. W. Obo- 
lensky (Ossinsky), den Schriftsteller N. A. Sawelew, den be- 
kannten Leiter des Marx-Engels-Lenin-Instituts, W. W. Ado- 
ratsky, und eine Reihe anderer. Offenbar sollen die nächsten 
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Wahlen eine sehr starke Erweiterung des kommunistischen 
Elements in der Akademie bringen. 

Der 100. Todestag Goethes ist in allen Kulturzentren 
Ruflands sehr feierlih begangen worden. In Moskau hielt 
Lunatscharskij den Festvortrag. Von der neuen Goethe-Aus- 
gabe in 13 Bänden, die Kamenew, Lunatscharskij und Rosanow 
besorgen, wurden die beiden ersten Bände ausgegeben. 


e) Auswärtige Politik. 


Die Vertretung Rußlands auf der Abrüstungskon- 
ferenz und die Kritik daran vollzieht sich wie bisher. 

Die Vorgänge im Fernen Osten werden mit ungemin- 
derter, ja zunehmender Nervosität verfolgt. Japanische Truppen- 
transporte spielten eine Rolle auch in einer Aussprache zwischen 
Karachan und dem japanischen Botschafter in Moskau. „Iswestija“ 
(4. März) fuhren noch schwereres Geschütz auf mit der Mitteilung 
von Dokumenten, die japanische Angriffsabsichten enthielten, 
und drohte bereits in vorsichtiger Form. Doch hat Litwinow 
bisher unterlassen, von diesem Material in Genf Gebrauch zu 
machen. 

Zu den Hoffnungen der Emigration aber ist bemerkenswert, 
daß Miljukow in einem öffentlichen Vortrage in Paris er- 
klärte, er hoffe, die Sowjetunion werde stark genug sein, um die 
russischen Interessen im Fernen Osten zu wahren. Er verur- 
teilte entschieden den defaitistischen Standpunkt der Rechts- 
gruppen in der Emigration, die die Befreiung Rußlands von der 
Bolschewistischen Herrschaft von einer Niederlage der Sowjet- 
macht in einem russisch-japanischen Kriege erhoffen. Gleich- 
zeitig wandte sich Miljukow auch gegen die Bildung bewaffneter 
weißtgardistischer Militärformationen an der russischen Grenze 
in der Mandschurei. 

Auf den Vorschlag des Nichtangriffspaktes, der vor zwei 
Monaten erging, hat Japan immer noch nicht geantwortet. 
Man nimmt folgende Kombination in Tokio an: Rußland schuldet 
aus der Vorkriegszeit Japan 34 Milliarde Franken, gegen 
Streichung dieser Forderung würde japan die Halfte des russi- 
schen Anteils an der Strecke Charbin—Tschangtschun zu er- 
halten wiinschen. Da der neue mandschurische Staat als Nach- 
folger Chinas, im Besitz des chinesischen Anteils ware und unter 
japanischem Einfluß steht, würde Japan alles erhalten, was es 
wollte, die durchgehende Linie von Charbin nach Dairen. In 
Moskau hält man bisher daran fest, daß der russisch-chinesische 
Vertrag vom 29. Dezember 1929 auch die mandschurische Re- 
publik verpflichte, von einer Revision keine Rede sein könne 
und man nicht daran denke, seinen Anteil an der chinesischen 
Ostbahn aufzugeben. 

DiePaktverhandlungen sind vollständig ins Stocken 
gekommen. 
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Neue Verhandlungen mit Italien sind unter Leitung von 
Pjatakow für ein neues Wirtschaftsabkommen begonnen worden, 
da die italienischen Kreditgarantien erschöpft sind. Es stehen 
dort dieselben Fragen zur Diskussion wie bei uns: Erhöhung des 
russischen Exports und Wunsch Italiens, seine Ausfuhr zu 
steigern. Es hat in den ersten acht Monaten der Vertragsdauer 
des bisherigen Abkommens zwar für 443 Millionen Lire in Ruß- 
land gekauft, aber nur für 173 Millionen Lire dorthin verkauft. 
Auch diese Verhandlungen sind ein Zeichen dafür, daß die 
Sowjetregierung das Tempo des Industrieaufbaues nicht ver- 
langsamen, sondern trotz aller bekannten Schwierigkeiten auf 
der Höhe halten will und daß sie versucht, bei den Ländern, mit 
denen sie in besonders engen Wirtschaftsbeziehungen steht, 
günstigere Exportmöglichkeiten zu erreichen. 

In diesem Zusammenhange ist das Bild des russisch- 
amerikanischen Handels für 1931 sehr instruktiv (nach 
dem ,,Ostexpref). In diesem Jahre betrug der russisch-ameri- 
kanische Handel im ganzen 70 330 000 Dollar gegenüber 158 916 000 
Dollar 1930 (Rückgang um 56%). Die Sowjetbestellun- 
gen in Amerika erreichten 1931 insgesamt 51 561 000 Dollar 
gegenüber 130 740000 Dollar im Jahre 1930, sind also um 60% 
zuriickgegangen. Speziell die Bestellungen der russischen Han- 
delegesellcchaft in New York Amtorg Trading Corp. stellten sich 
im Berichtsjahr auf 51232000 Dollar gegenüber 114 035 000 
Dollar im Jahre 1930 und 95 852 000 Dollar im Jahre 1929. Der 
Rückgang betrug mithin 55 % im Vergleich zu 1930 und 47 % 
im Vergleich zu 1929. 

Von den anderen Sowjetorganisationen wurden im Jahre 
1931 in Amerika Bestellungen für 329 000 Dollar vergeben gegen- 
über 16 705 000 Dollar im Jahre 1930. Davon entfiel der größte 
Teil auf Baumwollkäufe für die russische Textilindustrie. 

Die russischen Verkäufe in Amerika erreichten 1931 
18 769000 Dollar gegenüber 28 176000 Dollar im Jahre 1930, was 
einen Rückgang um 33% ergibt. Speziell die Verkäufe der 
Amtorg Trading Corp. erreichten 1931 18595 000 Dollar, das sind 
34% weniger als im Vorjahre. 


f Beziehungenzu Deutschland. 


Am 5. Marz wurde auf den Botschaftsrat v. Twardowski 
in der Nähe des Botschaftsgebäudes ein Attentat verübt, das 
offenbar dem Botschafter v. Dirksen selbst galt. Glücklicher- 
weise wurde Herr v. Twardowski nicht gefährlich verletzt und 
wir hoffen, daß er ohne Schädigung seiner Gesundheit diese Ver- 
letzungen übersteht. Sowohl der Volkskommissar Litwinow, wie 
der russische Botschafter in Berlin haben sofort das Bedauern 
der russischen Regierung über diesen höchst auffälligen und be- 
dauernswerten Vorfall ausgesprochen. Der Täter wurde ver- 
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haftet, ein 28jähriger Moskauer Student, Sowjetbürger jüdischer 
Abstammung, mit Namen Judas Mironowitsch Stern. Amtlich 
wurde von russischer Seite mitgeteilt, daß er noch einen Helfers- 
helfer gehabt habe, der auch verhaftet wurde, und daß der Atten- 
täter von polnischen Staatsangehörigen beauftragt sei, den 
Anschlag auszuführen, um Beziehungen zwischen Moskau und 
Berlin zu stören und die internationalen Beziehungen der Sow- 
jetunion zu verschlechtern. Das polnische Regierungsblatt hat 
sofort gegen diese Behauptung protestiert. 


Indes ist darauf hinzuweisen, daß es genug Leute gibt, die 
unter dem Gesichtspunkte des fernöstlichen Konflikts und der 
Möglichkeit eines russisch-japanischen Krieges ein Interesse 
hätten, die Beziehungen zwischen Deutschland und Rußland 
ernstlich zu stören, vielleicht um dabei mancherlei nachzuholen, 
was der Kriegsausgang und der polnisch-russische Krieg von 1920 
für Polen nich bracht hat, vielleicht auch in Verbindung mit 
den allgemeinen Gedanken der Antisowjetfront, des Sturzes der 
Sowjetregierung und dergleichen mehr. Die Spannung in der 
Welt ist ja gro genug als günstiger Boden für derartige Phan- 
tastereien, aus denen dann ein be ee Attentatsversuch hervor- 
wachsen kann. Die Beziehungen zwischen den beiden Staaten 


Deutschland und Rußland kann er nicht berühren. 


DieFinanzierungsverhandlungenfürdasRuß- 
landgeschäft haben das Ergebnis gebracht, daß ein neuer 
Rediskontkredit für Russenwechsel auf 150 Millionen Reichs- 
mark eröffnet wird. Dafür wird ein neues Bankenkonsortium 
gebildet, das achte in der Reihe. So zeigt Deutschland trotz 
seiner Schwierigkeiten den besten Willen, die russischen Ge- 
schäftsbeziehungen weiter zu pflegen. 

Im laufenden Jahr werden rund 600 Millionen Reichsmark 
russischer Verpflichtungen für deutsche Lieferungen fällig, von 
denen über 33 auf Reichsmark, die anderen auf fremde Währun 
ausgestellt sind. Die Sowjetregierung bemüht sich darum, da 
sie ihre Verpflichtungen auf Dollar und Pfund in Reichsmark 
einlösen könne, was vorläufig noch Schwierigkeiten macht. 


II. Polen. 


Am 21. März erfolgte eine Umbildungder Regierung, 
zwei Ministerien wurden aufgelöst. Ministerpräsident Prystor 
blieb an der Spitze. Überhaupt ändert die Umbildane nichts 
am bisherigen System. 

Im Sejm hat die Regierung einen Gesetzentwurf durch- 
gedrückt, der dem Präsidenten der Republik ein ungemein weit- 
gezogenes Notverordnungsredht gibt, nicht nur für Wirtschafts- 
und Finanzfragen, sondern auch für Fragen wie die Vereinheit- 
lichung des Rechtes und die Organisation der öffentlichen Ver- 
waltung, die Strafbemessung, die sozialen Leistungen und der- 
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gleichen. Bei der Beratung sprach der Ministerpräsident Prystor 
ausführlich über Polens Lage, namentlich in wirtschaftlicher Be- 
ziehung, den Rückgang der Ausfuhr, namentlich die Gefahr für 
den Kohlenexport. Der Schritt der Regierung wird in der pol- 
nischen Presse als Ausdruck wachsender innerer Schwierigkeiten 
des Regierungslagers charakterisiert. Obwohl die Regierung im 
Senat und Sejm eine Mehrheit hat, kommt sie nicht vorwärts und 
empfindet sie die Existenz dieses Sejm als unbequem. Der 
Schritt, an sich sehr erklarlich, paft in die ganze innenpolitische 
Situation Polens, eine Diktatur, die sich nicht entschließen kann, 
wirklich eine Diktatur zu sein, und diktatorisch die Not nicht 
beheben kann. 

Die Finanzlage hat dazu geführt, daß in einem Gesetze 
über Ausführung des staatlichen Parzellierungsplans im Grund 
die Agrarreform vorläufig aufgehoben vid. Denn die Re- 
gierung wird von der Verpflichtung frei, 200 000 ha im Jahre zu 
parzellieren, weil die Kosten zu hoch geworden sind. 

In der Außenpolitik interessierte in Polen der Plan 
Tardieus, mit dem man sich umgangen fühlt, die Diskussion in 
der französischen Linkspresse über das polnisch-französische 
Bündnis, das im April abläuft und das nicht zu erneuern die 
Linke bei einem Wahlsiege in Aussicht stellt, und vor allem das 
a 2 Verhältnis zu Deutsch- 

and. 

Der vom deutschen Kabinett beschlossene sogenannte „Ober- 
tarıf“ ist am 15. März mit Wirkung vom 1. April ab auch gegen 
Polen in Kraft getreten; eine besonders gegen Polen gerichtete 
Maßnahme ist er nicht. Gleichzeitig laufen Besprechungen in 
Warschau, inwieweit der Obertarif in Kraft treten solle und in- 
wieweit es möglich ist, die deutschen Kontingentswünsche zu er- 
füllen. Es ist darani hinzuweisen, daß Polen mit seinen Einfuhr- 
verboten dem deutschen Schritt zuvor ging und selbst erst den 
sogenannten Wirtschaftsfrieden gestört hat, der sich zwischen 
den beiden Ländern immerhin wieder herausgebildet hatte. Der 
Obertarif ist eine notwendige Waffe für Deutschland in der 
ganzen allgemeinen Situation der Wirtschaftspolitik. 

Die tatsächliche Lageim Wirtschaftsaustausch 
geht aus folgender Übersicht des statistischen Hauptamtes in 
Warschau über den deutsch-polnischen Außenhandel 1931 hervor 
(nach dem „Ostexprefß“) (in Mill. Z1.): 


1931 1930 
Gesamteinfuhr . . . 359,2 605,8 
Gesamtausfuhr . . . 315,2 626,6 


In der polnischen Gesamteinfuhr nahm Deutschland im ver- 
gangenen Jahre mit 24,6 % nach wie vor die erste Stelle ein. In 
der polnischen Ausfuhr wurde Deutschland mit 16,8 % zum ersten 
Mal von England (17%) überflügelt. Gegenüber dem Jahre 1930 
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ist Deutschlands Anteil am polnischen Außenhandel wie in der 
Ausfuhr, so auch in der Einfuhr gesunken. (1930 belief sich die 
Einfuhr aus Deutschland auf 27,0 % der polnischen Gesamtein- 
fuhr, die Ausfuhr nach Deutschland auf 25,8% der polnischen 
Gesamtausfuhr.) Die Handelsbilanz war für Deutschland 
1931 mit 44,0 Mill. Zł. aktiv, nachdem sie im Jahre 1930 mit 20,8 
Mill. Zł. für Deutschland passiv gewesen ist. 

Ein hochverdienter Führer des Deutschtums in Posen ist am 
23. Februar verstorben, der Domherr Josef Klinke, der sich 
die größten Verdienste um das Deutschtum in Polen erworben 
hat. Auch ich werde den ausgezeichneten Mann, den ich in 
meiner Posener Zeit gut gekannt habe, nicht vergessen. 


HI. Litauen. 


Die Kownoer Regierung hat den Memelkonflikt mit 
Deutschland ungemein verschärft. Deutschland selbst ist ja nicht 
in der Lage, direkt vorzugehen, sondern kann sich nur bei 
den Signatarmächten über Verletzungen des Memelstatuts be- 
schweren. Die Art, wie diese auf die deutschen Beschwerden 
reagieren, hat die litauische Regierung nur vorwärts getrieben 
bis zur Einsetzung eines rein litauischen Landesdirektoriums und 
der Auflösung des Landtags (22. März), dessen Neuwahl (4. Mai) 
sich im Kriegszustand und unter stärkstem behördlichen 
Druck abspielen soll. Man sieht den Zweck des Vor- 
stoßes nicht ein, wenn nicht dahinter überhaupt die Absicht ist, 
das polnische Beispiel für Wilna oder das japanische in der 
Mandschurei mit Memel zu wiederholen. In seiner Reichstags- 
rede hat der Reichskanzler, was zum ersten Male so ausge- 
sprochen wurde, mit „Repressalien“ gegen Litauen gedroht, 
das wirklich die gute Hälfte seiner Idee ee auf das 
Spiel setzt, wenn Deutschland wirtschaftspolitisch gegen Litauen 
vorginge, während Deutschland auf den Wirtschafteverkehr mit 
Litauen in keiner Weise angewiesen ist. 

Die Übersicht über die Wehrmacht Litauens ergibt, 
daß diese im Frieden 1450 Offiziere, 3270 Unteroffiziere, 14 000 
Mann zählt in den drei Militärbezirken Poniewiesh, Kowno, 
Schaulen. Für den Kriegsfall berechnet man die ausgebildeten 
Reserven auf 100000 Mann und, hinzugerechnet die früher im 
russischen Heere ausgebildeten, eine Gesamtstärke von rund 
200 000 Mann. 


IV. Lettland. 


Während die Wirtschaftslage keine Veränderung aufweist, 
nimmt die nationalistische Tendenz im Kabinett Skujeneek in 
auffälliger Weise zu. Etwa 25 % der lettländischen Bürger ge- 
hören zu den Minderheiten, gegen die jetzt mit allerlei 
Maßnahmen vorgegangen wird im Sinne einer Lettifizierung, die 
einen lettischen Nationalstaat schaffen soll. 
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V. Estland. 


Die Einwohnerzahl beträgt 1119518 Personen. Das st 
gegen das Vorjahr eine Zunahme von nur 2073. Die Sterbe- 
zahl ist 16, die Geburtenziffer 17 pro Tausend. Das ist ein sehr 
ungünstiges Bild. 


Der Gesamtbetrag des estlandishen Außenhandels 
stellte sich im Jahre 1931 auf 132,3 Mill. Kr. gegenüber 194,8 
Mill. im Jahre 1930. Die Einfuhr betrug 61,2 Mill Kr. gegenüber 
98,4 Mill., die Ausfuhr 71,1 Mill. gegenüber %,4 Mill. Auf die 
wichtigstenLänder verteilte sich die estländische Ausfuhr 
und Einfuhr im Vergleich zu 1930: 


Ausfuhr Einfuhr 

Mill. Kr. Anteil am Ge- Mill. Kr. Anteil am Ge- 
samtexport ` samtimport 

in oloo in 0/00 
1931 1930 1931 1930 
Deutschland. . . 17,3 24,3 30,1 18,3 30,0 98,3 
Ruland . . . . 3,3 4,6 4,5 6,9 11.3 9,3 
U.S.A. «= 4 = 4 1,8 2,5 2,0 5,4 8,9 12,7 
England . . . . 26,0 36,6 32,2 4,7 LNA 8,6 


Polen u. Danzig . 06 09 12 45 74 85 


Danach ist der Anteil Deutschlands an der estländischen Ge- 
samtausfuhr im Vergleich zu 1930 zurückgegangen, während sein 
Anteil an der Gesamteinfuhr Estlands gestiegen ist. Im Verkehr 
Estlands mit England ist die Lage umgekehrt. 


Die Regierung Teemant sitzt im Sattel, freilich als 
Überganeskabineti. mit der Vorbereitung zu den Wahlen, die in 
zwei Monaten stattfinden. Diese scheinen immer mehr unter 
dem Gegensatz Stadt und Land durchgeführt werden zu sollen. 


Gemäß dem Abkommen über die Entschädigung an 
die enteigneten reichsdeutschen Grundbesitzer wurde die erste 
Rate (250000 estnische Kronen) am 13. März ausgezahlt. Die 
nächste in gleicher Höhe folgt am 1. Mai, die 3. von 100 000 
Kronen am 25. Oktober und die weiteren Raten werden in neun 


Jahren mit Pfandbriefen bezahlt. 
VI. Finnland. 


Finnland hat im Berichtsmonat eine recht schwere Erschütte- 
rung erlitten. Die Lappobewegung, schon länger in Un- 
ruhe, hat am 28. Februar von ihrem Mittelpunkte Mäntsälä aus 
einen Staatsstreich versucht, dessen Ziel Helsingfors war und der 
von den Führern Kosola und namentlich Wallenius (dem früheren 
Generalstabschef) geleitet werden sollte. Das Ziel war die Be- 
seitigung vor allem des Ministers v. Born und die Auflösung 
aller sozialistischen Vereine. Man schätzte die Zahl der versam- 
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melten Lappoleute auf 3000. Drei konservative Minister, die der 
Bewegung nahe standen, traten zurück. Nach einigem Schwanken 
trat das Kabinett dem Putschversuch entschieden entgegen. Vor 
allem übernahm der Staatspräsident Svinhufvud auf Grund des 
außerordentlichen Schutzgesetzes den Oberbefehl. So ist das 
Unternehmen im Keim erstickt worden, die Hauptführer sitzen 
in Haft, die Leute sind auseinandergegangen und haben die 
Waffen abgeliefert. Sehr diarakteristicch ist, daß diese Bauern 
vor der Ablieferung der Waffen und dem Abmarsch aus Mäntsälä 
einen Gottesdienst abhielten. Blut ist offenbar so gut wie nicht 
geflossen. Freilich folgte unmittelbar nach der Beruhigung die 
Ermordung der Schatzmeisterin der Bewegung, die als der 
„Lappohauptmann“ bekannt geworden ist. 


Die treibende Kraft ist der 35jährige Wallenius, der 
während des Krieges in einem preußischen f erbataillon ge- 
dient hat, ungemein rash zum General un Conereliiebs ef 
aufgestiegen ist und nach seiner Entfernung wegen der Entfüh- 
rungsaffäre mit dem Präsidenten Stahlberg Generalsekretär 
der Lappobewegung wurde. Der von ihm jetzt vorbereitete 

roße Schlag ist nicht gelungen. Das Verdienst daran 
Bat der „finnländische Hindenburg“ Svinhufvud, der die Armee 
und Schutzkorps zusammenfaßte und mit seiner Popularität die 


Unruhe beschwor. 


Aber der Vorgang selbst und die Auseinandersetzungen da- 
nach zeigen, wie tief die Gegensätze in Finnland geworden sind, 
wie gespannt in ihm die Lage ist, wie weit es von einer wirk- 
lichen Beruhigung entfernt ist. Die Lappobewegung ist 
religiös, antikommunistisch, ausgesprochen faschistish, und 
dieser Kampf spielt sich jetzt nicht ab zwischen „Weißen“ 
und „Roten“, sondern zwischen „Weißen“ und „Weißen“, 
zwischen den faschistischen und den demokratischen Teilen des 
finnländischen Bürgertums. Inwieweit die Armee von der 
Lappobewegung ergriffen ist, ist nicht zu erkennen. Die so- 
genannten Sa die staatlich unterstützten Selbstschutz- 
organisationen des Bürgertums aus dem Kriege, eine Art frei- 
williger Milizarmee von 100000 Mann werden ganz offenbar 
durch die Bewegung zersetzt. 


Jedenfalls hat Finnland vor der Gefahr und dem Anfange 
eines Bürgerkrieges gestanden, und es wird einer großen Energie 
und Klugheit der Regierung bedürfen, eine Versöhnung de 
Klassen anzubahnen, ohne die das Land weder wirtschaftlich 
wieder in Ordnung kommt, noch politisch das Gewicht findet, 
das es gerade in seiner exponierten Lage unbedingt braucht. 
Die Welt aber, die gewohnt war, Finnland von alters her als ein 
Element der gefestigten Ruhe und Ordnung zu betrachten, wird 
erstaunt sein, zu sehen, welches Maß von sozialer Spannung und 
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Bürgerkriegsgefahr auch in diesem Lande vorhanden ist, wäh- 
rend die kulturell nicht so hochstehenden benachbarten Rand- 
staaten Estland und Lettland es verstanden haben, sich dieser 
Spannungen zu erwehren. Ä 


Abgeschlossen, den 24. März 1932. 


II. Kulturbericht. 
Von Klaus Mehnert. 


1. 


Zur Kaderfrage: Die Arbeiterfakultäten. 


Mit dem Fortschreiten der Entwicklung in der Sowjetunion 
rückt die Kaderfrage immer mehr in den Mittelpunkt des Inter- 
esses. Sowjetishe und ausländische Beobachter sind sich 
gleichermaßen darüber einig, daß der Aufbau der russischen 
Wirtschaft viel rascher wächst als die Qualifikation der in dieser 
Wirtschaft Tätigen. „Die Technik entscheidet alles in der Periode 
des Aufbaus“ heißt die bekannte von Stalin ausgegebene Losung. 
Die „Technik“ aber, das sind die Techniker, die Techniker im 
weitesten Sinne, die Fachleute schlechthin. Das Problem ihrer 
Ausbildung verdient in seiner Mannigfaltigkeit und von den 
verschiedensten Seiten immer wieder studiert zu werden. 

Vor einem Jahr (Februar 1931) habe ich in dieser Zeitschrift 
versucht, die Situation der Hochschule in der Sowjetunion nach 
der Reform des Herbstes 1930 zu schildern. Dabei konnte ich 
die Kanäle, durch die die Massen der Werktätigen in die Hoch- 
schulen strömen, nur sehr kurz streifen. Heute will ich einen 
dieser Kanäle für sich und ausführlich darstellen. In dem Bericht 
über meine letzte Rußlandreise („Osteuropa“, November 1931) 
habe ich die starke Proletarisierung der Hochschule und der 
Studentenschaft betont. Sie hat sich nicht zufällig ergeben, son- 
dern ist die Folge einer zielbewußten und eindeutigen Politik. 
Daß ein Dekret des Rates der Volkskommissare vom 2. August 
1918 offiziell die Hochschule allen, die lernen wollten, öffnete, 
genügte nicht zu ihrer Revolutionierung und zur entscheidenden 
Veränderung der sozialen Zusammensetzung der Studenten- 
schaft. Die proletarischen Hochschulanwärter mußten zunächst 
'hochschulreif" emacht werden. Eines der wichtigsten Mittel 
hierzu wurden die „Rabfáken“, die Arbeiterfakultäten (Rabot- 
schije fakultety). Sie wurden im Jahre 1931 von einer Drittel- 
million Schüler, „Rabfákowzen“, besucht, zu denen 1932 nach den 
Planziffern eine weitere Drittelmillion hinzukommen soll. Von 
den 186000 im Jahre 1931 neu in die Hochschulen aufgenom- 
menen Studenten stammten 64000, also ein Drittel, aus den 


Rabfaken. 
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Äußere Entwicklung. 


Als offizieller Geburtstag der Rabfaken wird das Dekret 
des Rates der Volkskommissare vom 17. September 190 über 
ihre Gründung angesehen. Doch ihre Wurzeln reichen weiter 
zurück: in die Zeit der ersten Kämpfe zwischen der Partei und 
dem von ihr repräsentierten Proletariat auf der einen und der 
großenteils dem Bolschewismus nicht sehr freundlich gesinnten 
Professoren- und Studentenschaft auf der anderen Seite. Der 
Angriff der Massen auf eine in sich geschlossene und auf ehr- 
würdige Traditionen zurückschauende Institution wie die Hoch- 
schule schien zunächst wenig aussichtsreich. 


Der ehemalige Volksbildungskommissar Lunatscharskij 
schildert sehr anschaulich das unangenehme und peinliche Ge- 
fühl, das ihn befiel, als er zum erstenmal nach seiner Amtsüber- 
nahme eine Leningrader Hochschule besuchte: Die studentische 
Jugend habe ihn mit „Wolfsaugen“ und „wie einen Feind“ be- 
trachtet. Schweigend sei er empfangen worden, schweigend und 
feindselig habe man seine Rede angehört und ihn verabschiedet. 
„Welch riesige, undankbare und vielleicht unerfüllbare Auf- 
gabe!“ schreibt er unter dem Eindruck dieses Erlebnisses. „Diese 
jagen Leute werden unsere ersten revolutionären Spezialisten- 

ader sein. Unsere? Sicherlih nicht! Sie betrachten es als 
ihre eigentliche Bürgerpflicht, mit aller Kraft die Fundament: 
der Revolution zu zerstören. Günstigstenfalls werden sich unter 
ihnen einige Prozent unpolitischer Maa finden, denen es 
letzten Endes gleichgültig ist, wem sie dienen, und die ihre Be- 
amtenpflichten irgendwie absitzen werden, wenn ihnen die Räte- 
regierung ein Gehalt bezahlt. Was sollen wir machen? Es ist 
ganz klar, daß hier im Bestande der Studentenschaft eine ent- 
scheidende Revolution durchzuführen ist. In möglichst kurzer 
Frist muß die Hochschule mit neuer Jugend gefüllt, muß der 
Zugang zu ihr unseren jungen Leuten geöffnet werden. 
Aber wie?“ 


Die Antwort auf diese Frage des Kommissars wurde von der 
Jugend selbst gegeben. Die bolschewistischen Studenten hatten 
sich in einzelnen, zunächst noch sehr kleinen Zellen organisiert, 
vor allem das „Büro der kommunistischen Studentenschaft™ in 
Moskau tat sich durch seine Regsamkeit hervor. Als im Mos- 
kauer Handelsinstitut, dem heutigen Plechanow-Institut, inner- 
halb der Studentenschaft organisatorische Fragen mit politischer 
Bedeutung behandelt werden sollten, führte die an Zahl geringe 
kommunistische Hochschulgruppe einen Handstreich aus: Sie mo- 
bilisierte dreihundert Arbeiter aus dem roten Samoskworetschje- 
Bezirk, die den übrigen Teil der Studentenschaft überstimmten. 
Die Versammlung nahm eine revolutionäre Entschließung an, 
kommunistische oder sympathisierende Studenten wurden in den 
Vorstand der Studentenschaft gewählt. Dieser Erfolg legte den 
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Wunsch nahe, in Zukunft auch an anderen Hochschulen verläß- 
liche revolutionäre Arbeitergruppen zur Verfügung zu haben. 
Und daraus wieder entstand der Gedanke, zunächst noch in 
wenig greifbarer Form, Arbeiter dauernd mit der Hochschule zu 
verbinden und in ihren Hörsälen und Laboratorien auszubilden. 

So begegneten sich die Wünsche des Volksbildungskom- 
missariats und der revolutionären Studenten. Eine Sonderkom- 
mission zur Reform der Hochschule mit Lunatscharskij und dem 
bekannten Historiker Michail Nikolajewitsch Pokrowskij, dem 
stellvertretenden Volkskommissar, an der Spitze wurde gebildet. 
In ihrer Sitzung vom 24. Dezember 1918 stellte sie auf Antrag 
von Pokrowskij fest, daß der einzige Weg zu einer grundlegen- 
den Reform der Hochschule über eine möglichst rashe Durch- 
setzung der Studentenschaft mit Arbeitern, Bauern und Rot- 
armisten und über eine Veränderung in der sozialen Zusammen- 
setzung der Lehrerschaft gehe. Schon eine Woche später. am 
1. Januar 1919, wurde die Eröffnung von dreizehn Kursen zur 
Vorbereitung von Proletariern für die Hochschule beschlossen. 
Die Organisation dieser Kurse übertrug man Pokrowskij, der 
von jenem Tage an die entscheidende Rolle in der Entwicklung 
der Arbeiterschulen gespielt hat. Nach längeren Vorarbeiten 
unter seiner Leitung erlief der Rat der Volkskommissare in 
einer Sitzung vom 17. September 1920, in der Lenin selbst präsi- 
dierte, das schon erwähnte Dekret, das die Bildung von Arbeiter- 
fakultäten an den Universitäten und Hochschulen anordnete. 
Bald darauf wurden zwei weitere Beschlüsse gefaßt, der erste 
sicherte den Rabfakowzen Bezugsscheine für Nab ungomiticl und 
Kleidung, Unterkunft in Massenquartieren und Stipendien zu, 
der zweite befreite sie für die Dauer ihrer Tätigkeit an den 
Rabfaken von militärischen Übungen. 

Bezeichnend sind die damals erlassenen Bestimmungen über 
die Aufnahme in die neu zu gründenden Arbeiterfakultäten: 
„An den Rabfaken werden Arbeiter und Bauern vom 18. Lebens- 
jahr an zugelassen, wenn sie von Gewerkschaften, Fabrik- 

omitees, Parteiorganisationen oder staatlichen Behörden in Vor- 
schlag gebracht werden.“ Das Klassenprinzip wird mit beson- 
derer Schärfe eingehalten. Klassenfremde, die sich mit falschen 
Papieren einschmuggeln, werden sofort nach ihrer Identifizierung 
ausgeschlossen. Es wird niemand aufgenommen, der nicht vor- 
her in der Industrie, im Transportwesen oder in der Landwirt- 
schaft körperlich gearbeitet hat, und zwar muß diese Arbeit 
gedauert haben bei den Bewerbern 
im Alter von 18 bis 20 Jahren mindestens 3 Jahre, 
im Alter von 20 bis 25 Jahren mindestens 4 Jahre, 
im Alter von 25 bis 30 Jahren mindestens 6 Jahre. 
Bei Parteimitgliedern genügt eine Arbeitszeit von zwei Jahren, 
wenn sie schon mindestens seit vier Jahren der Partei oder dem 
Komsomol, dem Kommunistischen Jugendverband, angehörten. 
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Mit diesen Dekreten und Bestimmungen war erst der äußere 
Rahmen gegeben. Die eigentlichen Schwierigkeiten nach der 
Bildung der Arbeiterfakultäten an den einzelnen Universitäten 
und Hochschulen ergaben sich in dem Kleinkrieg zwischen den 
Rabfakowzen und den bisherigen Studenten, die sich der Prole- 
tarisierung der Hochschule entgegensetzten, um die Benutzun 
der Hörsäle, Bibliotheken, Laboratorien. In diesem Kamp 
wurden die jungen Arbeiter nachdrücklih von Pokrowskij 
unterstützt. Pokrowskij antwortete einem Vertreter der Pro- 
fessorenschaft, der sich bei ihm über die mangelhafte Vorbil- 
dung der Arbeiter beschwerte, mit dem bekannt gewordenen 
Satz: „Habt Ihr denn vor der Revolution weniger Dummköpfe 
gehabt?“ Er vertrat seinen Standpunkt zugunsten der Arbeiter- 
fakultäten mit solcher Einseitigkeit, daß er in dem Organ der 
Rabfaken schrieb: „Wir wollen eine echte marxistische Wissen- 
schaft und kein bürgerliches Surrogat. Ein simpler kleiner 
kommunistischer Lektor ist besser als ein bürgerlicher Professor 
mit gelehrten Worten im Munde und Brei im Kopf.“ 


Er wurde für diese Einstellung entsprechend gefeiert. Den 
„Geschichtsforscher, der Geschichte macht“, nannte man ihn. Er 
schuf im Volksbildungskommissariat eine besondere Abteilung 
für Arbeiterfakultäten unter einem jungen, energischen Men- 
schen, Wichirew, einem der Leiter des Moskauer Büros der 
Kommunistischen Studentenschaft. Wichirew wurde von einem 
jungen Biirgerkriegsverletzten deutscher Abstammung, Zecher, 
dem ich manchen Einblick in die Verhaltnisse der Rabfaken ver- 
danke, tatkräftig unterstützt. Erprobte Kommunisten stellte 
man an die Spitze der Rabfaken. 


Jahrelang dauerte der Kampf um die Existenz und Weiter- 
entwicklung dieser neuen Schulform. Selbst im Volksbildungs- 
kommissariat hatte sie ihre Widersacher, die die Ansicht ver- 
traten, daß die „Schulen der II. Stufe“, die heutigen „Technika“, 
allein zur Heranbildung des Nachwuchses für die Hochschulen 
pragen Dabei waren in diesen Schulen noch 1924 Arbeiter- 

inder nur in der geringen Zahl von 20 Prozent vertreten. 


Mehr als einmal schien die Liquidierung der Rabfaken sicher 
zu sein. Allmählich aber gelang es Pokrowskij, Wichirew und 
ihrem Kreise die Anerkennung der Rabfaken, und zwar nicht 
nur als vorübergehende, der Not entstammende Institution, 
durchzusetzen. Auch die Partei machte sich ihre Ansicht zu eigen. 
Zum zehnjährigen Jubiläum der Arbeiterfakultäien nannte das 
ZK, das Zentralkomitee der Partei, die Rabfaken „die wichtigsten 
Garantien für den Einfluß der Partei auf die Studentenschaft 
und auf die gesamte Ausbildung der Arbeiter- und Bauern- 
intelligenz“. „Noch für eine ganze Anzahl von Jahren“, hieß es 
weiter, „werden die Rabfaken der Hauptkanal für den Zustrom 
der Arbeiter- und Bauernjugend und der einzige Kanal für den 
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Eintritt der erwachsenen Arbeiter, Bauern und Parteimitglieder 
in die Hochschule sein.“ Jeder Vorschlag, die Rabfak-Bewegung 
zu bremsen, wurde als klarster Beweis für eine „kleinbürger- 
liche Rechtsabweichung“ in den Fragen des kulturellen Aufbaus 
gebrandmarkt. 

Nach der Gründung des ‚Instituts der Roten Professur“ in 
Moskau, das zur Ausbildung proletarischer hochqualifizierter 
Kader dienen soll, organisierte Pokrowskij 1925 besondere Vor- 
bereitungsabteilungen, um Arbeiter und Bauern den Zugang zu 
diesem Institut zu eröffnen und auf diese Weise nicht nur die 
Hochschule, sondern auch die nächsthöhere Stufe der Wissen- 
schaft dem Proletariat zu öffnen. Noch ist diese Entwicklung zu 
jung, um beurteilen zu können, ob diese Bestrebungen erfolg- 
reich sind. 

Die Zahl der Rabfakowzen stieg zunächst bis zum akademi- 
schen Jahr 1920/21 auf 30 000, hielt sich dann in langsamer Stei- 
gung auf 36 000 im Jahre 1928/29 fast ein Jahrzehnt auf ungefähr 
demselben Niveau und ging in der Periode des ersten Fünfjahr- 
plans sprunghaft bis zu der schon genannten Zahl von einer Drittel- 
million im Jahre 1931 in die Höhe. Der Anteil der Arbeiter stieg 
von 40 Prozent auf 61 Prozent, der der Bauern von 32 Prozent auf 
36 Prozent, so daß der der „Übrigen“ von 28 Prozent auf 3 Pro- 
zent reduziert wurde. Ebenso ist die Zahl der Partei- und 
Komsomolmitglieder von 20 Prozent auf 87 Prozent gestiegen 
und die der Parteilosen entsprechend von 80 Prozent auf 13 Pro- 
zent gefallen. 

1923 wurden die ersten Rabfak-Absolventen als Voll- 
studenten in den Hochschulen aufgenommen. Damals betrug die 
Zahl dieser neuaufgenommenen Rabfakowzen erst 3870 — davon 
gingen fast 3000 in industriell-technische Hochschulen — und ihr 
Anteil an allen Neuaufgenommenen erst 11 Prozent. Jetzt hat 
sich ihre Zahl auf 64 000 versechzehnfacht und ihr Anteil auf 
33 Prozent verdreifacht. 


Stark und auffallend ist der Einfluß dieses Zustroms prole- 
tarischen Bluts auf die Hochschulen. Der neue Typ von Student. 
der völlig unakademisch ist, der von der Bürgerkriegsfront oder 
aus der Fabrik in die Rabfak und von da in die Hochschule ge- 
langt, hat in der Tat die Hochschule (nicht nur in ihrer sozialen 
Zusammensetzung, sondern auch in ihrem ganzen Wesen) prole- 
tarısiert. Im Laufe der Jahre hat sich auch die Qualität der 
Rabfak-Absolventen, die anfangs sehr zu wünschen übrig ließ, 
gehoben. Einmal durch eine Verbesserung der Unterrichts- 
methoden und zum zweiten durch größere Auswahlmöglichkeiten 
unter den Bewerbern. Während ursprünglich für jeden in einer 
Arbeiterfakultät frei werdenden Studienplatz je ein Kandidat 
von den schon genannten, hierfür zuständigen Stellen, nominiert 
wurde, hat man jetzt die Zahl der Kandidaten auf zwei und drei 
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pro Arbeitsplatz erhöht und dadurch erreicht, daß zum Beispiel 
in Moskau durchschnittlich 70 Prozent der Rabfak-Absolventen 
in der Lage sind, den Anforderungen der Hochschule zu genügen. 
Das Ziel ist, alle Kandidaten unmittelbar von den mit ihnen an 
derselben Arbeitsstätte innerhalb der Volkswirtschaft arbeitenden 
Kameraden auswählen und vorschlagen zu lassen. Es wird auch 
systematisch darauf hingearbeitet, daß die Verbindung der aus- 

ewählten Rabfakowzen und späteren Hochschüler mit ihrer 
heimicchen Produktionsstätte eng erhalten bleibt. 


Der Lehrplan. 


Die Entwicklung der Lehrpläne sowjetrussischer Arbeiter- 
fakultäten zeigt eine auffallende Tendenz zur Verselbständigung 
von bisherigen Lehrplanformen. Während die Rabfaken zunächst 
nur Ableger, kleine Unterabteilungen, der Hochschulen und In- 
stitute ohne Rücksiht auf die in ihrer Natur liegenden Be- 
sonderheiten darstellten, sind sie heute in sich abgerundete, 
innerlich konsequente Institutionen geworden. Diese Entwick- 
lung wurde in einzelnen Etappen zurückgelegt: 


Bis zur Rabfak-Konferenz des Jahres 1922 trugen die Lehr- 
pläne ebenso wie die Schulen einen recht improvisierten Cha- 
rakter. Zunächst mußte man Lehrer und Lehrpläne aus der 
alten Zeit übernehmen. Man hatte nur geringe Erfahrungen mit 
dem Unterricht erwachsener Arbeiter und Bauern, die schlechte 
Wirtschaftslage während des Kriegskommunismus hinderte eine 
großzügige Organisation. Jede Rabfak hatte sich wohl oder 
übel ihr eigenes Programm ausgearbeitet. Auch die Konferenz 
konnte unter diesen Umständen nicht viel erreichen. Immerhin 
führte sie zu einer gewissen Klärung, und die inzwischen vom 
Volksbildungskommissariat ausgearbeiteten Lehrpläne wurden 
den Rabfaken als Muster empfohlen. In der Periode bis zur 
Konferenz des Jahres 1924 bearbeiteten einzelne, aus Rabfak- 
Lehrern bestehende Kommissionen die Fragen des Lehrplanes. 
Ihre Forderungen lauteten: Nur konkrete Fächer, keine un- 
nötige Belastung aus traditionellen Gründen; Nachdruck auf ex- 
perimentelle Arbeit in Laboratorien und in Verbindung mit Be- 
trieben; Zusammenfassung der einzelnen Gebiete zu gleichzeitig 
bearbeiteten Komplexen. Die Lehrpläne von 1924, die diesen 
Forderungen recht nahe kamen, machte man obligatorisch. 


In den beiden nächsten Jahren wurden klare Richtlinien 
festgelegt und in dem „Methodischen Handbuch und Programm 
der Arbeiterfakultäten“ zusammengefaßt. In der letzten Etappe 
wurde der Übergang von der drei- zur vierjährigen Arbeiter- 
fakultät entscheidend. Die Überlastung der Studenten war trotz 
Aufgabe wichtiger Fächer zu schwer geworden und hatte eine 
Verlängerung der Studienzeit und eine Beschränkung der Fächer- 
zahl unvermeidlich gemacht. Im Frühjahr 1929 endlich wurden 
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Lehrpläne aufgestellt, die zunächst als endgültig anzusehen 
sind. Gewissen Veränderungen werden allerdings auc sie in 
den nächsten Jahren unterworfen sein, da auf die Besonderheiten 
der Abend-Rabfaken mehr als bisher Rücksiht genommen 
werden soll. Auch hofft man, bald, wenn die Vorbildung der 
auf die Rabfaken strömenden Massen besser geworden ist, höhere 
Anforderungen an sie stellen zu können. 


Gegenwärtig werden mit geringen Abweichungen neun 
Fächer unterrichtet: 


Die russische Sprache wurde zunächst vom literarisch- 
historischen Standpunkte aus gelehrt. Zwar hatte jener erste 
fakultative Lehrplan von 1922 empfohlen, die literarische Ent- 
wicklung Rußlands erst seit den zwanziger Jahren des 19. Jahr- 
hunderts zu behandeln, aber die Lehrer begannen aus alter Ge- 
wohnheit wesentlich früher. Das setzte sie heftigen Angriffen 
aus. Die Programme von 1924 und vor allem 1926 rückten die 
Literaturgeschichte in den Hintergrund, während die Beherr- 
schung der russischen Sprache in Wort und Schrift, vor allen 
Dingen eine klare Ausdrucksweise, als das wesentlichste Ziel be- 
zeichnet wurde, zu dessen Erreichung die künstlerische Literatur 
ebenso wie die Zeitung oder das Lehrbuch lediglich als Material 
zu betrachten seien. Die Auswahl dieses Materials hat in erster 
Linie vom Standpunkt ihres Inhalts zu erfolgen. Der Lehrer 
solle nie vergessen, daß die eigentliche Aufgabe in der Er- 
ziehung revolutionärer Kommunisten besteht. Im allgemeinen 
wird im ersten und vierten Jahr aktuelle zeitgenössische Literatur 
— auch in geringem Maße die ausländische —, im zweiten und 
dritten Jahr das 19. Jahrhundert De Die Unterrich- 
tung des Deutschen wurde zunächst den Rabfaken dringend 
nahegelegt, dann für einige Jahre fakultativ erklärt und ist jetzt 
seit 1928 — auch für Abend-Rabfaken — als einzige Fremd- 
sprache obligatorisch. 


Die Sozialwissenschaften, die ursprünglich in neun 
Unterabteilungen zerfielen, stellen jetzt die Zusammenfassung 
von vier einzelnen Fächern dar: 1. Grundlagen der Politik (ele- 
mentare Orientierung über die Gegenwartsprobleme im In- und 
Ausland, Verfassungen, Rechtswesen, Siagtabudeet usw.), 2. Ge- 
schichte des Klassenkampfes (in erster Linie 19. und 20. Jahr- 
hundert), 3. Politische Okonomie (Gegenüberstellung der kapita- 
listischen und sozialistischen Wirtschaft), 4. Ökonomische Geo- 
graphie (seit 1925 von der physikalischen Geographie getrennt). 

Auf dem Gebiet der Mailed atk wurde zunächst 
zuviel Verschiedenes verlangt, so daß auf keinem Gebiet etwas 
Ordentliches geleistet werden konnte und die Klagen der Hoch- 
schule über mangelhafte Vorbereitung immer häufiger wurden. 
Neuerdings ist das Programm wesentlich eingeschränkt worden. 
Beim Zeichnen liegt der Nachdruck auf dem geometrischen 
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und Projektionszeichnen. Ein paar Jahre lang schien sich eine 
„künstlerische Abweichung“ des Zeichnens einzuschmuggeln. Sie 
wurde 1928 beseitigt. 


In der Physik bemüht man sich, die Mitte zwischen dem 
Theoretischen und dem Technischen zu halten, wobei man den 
Nachdruck auf die experimentelle Arbeit im Laboratorium legt. 
Die Biologie lehrt vor allem die beiden Fächer „Der Mensch 
und die Arbeit” und „Biologische Grundlagen des dialektischen 
Materialismus (die Lehre von der Evolution)“. Chemie und 
physikalische Geographie endlich nehmen einen verhältnis- 
maRig geringen Raum ein. 


Der Unterricht. 


Von Anfang an war man sich darüber einig, daß die alte 
Vorlesungsmethode, in der der Lehrer einen Vortrag hielt und 
die Schüler passiv zuhörten, durch eine andere Methode zu 
ersetzen sei. Nur wußte man zunächst nicht, durch welche. Das 
Schlagwort von der „Aktivierung des Unterrichts“ stand von An- 
fang an im Mittelpunkt der Diskussion. Doch dauerte es fast ein 
Jahrzehnt, ehe man zu einer gewissen Einheitlichkeit und Stabili- 
sierung des Unterrichts kam. 


Erst versuchte man es mit der „Referatmethode‘. 
Statt des eigentlichen Unterrichts hielten die Rabfakowzen un- 
zählige Referate. Aber nichts wurde gebessert, im Gegenteil, 
die Referate wurden zu Vorlesungen, nur mit dem Unterschied. 
daß sie nicht von erfahrenen Lehrern, sondern von dilettanti- 
schen Anfängern vorgetragen wurden. Für gewöhnlich wußte 
jeder nur über das Gebiet Bescheid, das er oder seine Gruppe 
für das Referat bearbeitet hatte, während sich alle übrigen passiv 
verhielten, bis die Reihe an sie kam. Ebenso wenig bewährte 
sich die „Klassenmethode‘, mit der man nach der Art der 
früheren Mittelschulen in Fragen und Antworten den Unterricht 
zu führen versuchte. Sie lief darauf hinaus, daß wiederum die 
Hauptarbeit auf dem Lehrer lag, und der Schüler nur das ihm 
in fertiger Form Vorgebrachte zu memorieren brauchte. Höch- 
stens die aktivsten Schüler nahmen stärkeren Anteil. Auch der 
Versuch, den Unterricht in „Exkursionen“ aufzulösen, war 
zum Scheitern verurteilt, da sich bei weitem nicht alle Fächer auf 
Exkursionen unterrichten ließen. und die Exkursionen zudem 
sehr viel Zeit, oft den ganzen Tag, in Anspruch nahmen. 


Dann tauchte der für Rußland neue Gedanke der „Labo- 
ratoriummethode“ auf. In Anlehnung an den bekannten 
amerikanischen Dalton-Plan sollten die Rabfak-Lehrer nach den 
Anweisungen der Konferenz von 1925 nur das notwendigste 
Minimum des Wissens, nur die Grundlagen für die sels tandige 
Arbeit der Schiiler, diesen unmittelbar auf dem Wege der 
„Klassenmethode“ übermitteln, während das eigentliche Studium 
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von den Schülern selbst in „Laboratorien“ geleistet werden sollte. 
Bei den naturwissenschaftlihen Fächern sollte es sich um wirk- 
liche Laboratorien im deutschen Sinne handeln, im übrigen aber 
waren diese „Laboratorien“ meist nichts als gewöhnliche Biblio- 
theken, die zum großen Teil noch recht schlecht ausgerüstet 
waren, und die „Arbeit im Laboratorium“ bestand dement- 
sprechend nur im Lesen von Büchern und Zeitschriften. Doc 
wird angestrebt, das bloße Lesen nach Hause zu verlegen und 
im Laboratorium — oder vielleicht besser dem „Seminar“ — das 
Gelesene zu bearbeiten, Statistiken, Diagramme, Thesen usw. 
aufzustellen. In immer größerer Zahl werden auch sogenannte 
„Arbeitsbücher“ herausgegeben, die als Anleitung für ein selb- 
ständiges Studium des Rabfakowez dienen können. 


Schon die Konferenz von 1925 beschloß, die Studienzeit etwa 
zu gleichen Hälften zwischen der Klassen- und der Laboratorium- 
methode aufzuteilen. Denn man sah ein, daß der Klassenunter- 
richt angesichts der geringen Vorbildung der Rabfakowzen und 
ihrer mangelnden Erfahrung in selbständiger geistiger Arbeit 
nicht zu sehr beschnitten werden dürfte. 


Das Hauptproblem lag in der rationellen Einteilung und 
Organisation des auf dem Prinzip der Verbindung von Klassen- 
und Laboratoriummethode besichenden Studiums. Drei Mög- 
lichkeiten zur Lösung dieses Problems waren denkbar: Einmal 
das freieSystem, in dem es den einzelnen Lehrern in jedem 
Falle überlassen sein sollte, die Behandlung ihrer Fächer und 
den Wechsel zwischen Klasse und Laboratorium zu bestimmen. 
Dieses System wurde von vornherein abgelehnt, da es bei der 
geringen Vorbereitung von Lehrern und Schülern für diese kom- 
plizierteste Art des Unterrichts alsbald zur Desorganisation der 
Rabfaken geführt hätte. So standen sich ernstlich nur das „halb- 
freie“ und das „starre“ System gegenüber. Das halbfreie 
System fordert einen starren Stundenplan nur für den 
Klassenunterricht, während die selbständige Arbeit im Labora- 
torium in jeder Hinsicht frei sein soll. Das starre System 
dagegen hält es für richtiger, sowohl die Arbeit in der Klasse 
als im Laboratorium durch einen starren Stundenplan festzu- 
legen. Beide Systeme wurden ausprobiert. A. Kondratjew 
schildert die Erfahrungen, die man mit ihnen gemacht hat, in 
einem aufschlußreichen Aufsatz, und es ist interessant, sie in ein 
paar Stichworten miteinander zu vergleichen. 


1. Das halbfreie System. 


a) Die Vorteile: Das halbfreie System sieht einen regel- 
mäßigen Wechsel von Klassen- und Laboratoriumarbeit vor, wo- 
bei etwa je eine Dekade oder ein Monat Klassen- und je eine 
Dekade oder ein Monat Laboratoriumarbeit sich ablösen. Beim 
Ende der Klassenperiode werden den Schülern die Aufgaben für 
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die folgende Laboratoriumperiode gestellt, und zwar in allen 
unterrichteten Fächern auf einmal. Man nennt das den ,,fron- 
talen Charakter“ des halbfreien Systems. Während der Dauer 
der Laboratoriumarbeit wird die selbständige Tätigkeit des 
Schülers durch keinen festen Stundenplan und keine Glocken- 
zeichen eingeengt. Der Schüler hat Gelegenheit, die Einteilung 
von Zeit und Arbeit und den Umgang mit Büchern zu lernen, 
nach Veranlagung und Temperament zu arbeiten. 

b) Die Nachteile: Der onisle Charakter“ erschwert es den 
Lehrern, die Aufgaben, die sie den Schülern für die Dauer der 
Laboratoriumperiode stellen, so zu berechnen, daß die Summe 
der Erfüllung aller Aufgaben den Schüler zu einer genau acht- 
stündigen täglichen Arbeitszeit zwingt. Es wird im Gegenteil 
die Regel sein, daß die zur Erledigung der Aufgaben notwendige 
Zeit von der durchschnittlich geforderten Stundenzahl nach oben 
oder unten erheblich abweicht, was zu Unordnung oder Über- 
anstrengung führt. Bedenklich ist ferner die lange Isolierung 
des Schülers vom Lehrer während der Laboratoriumperiode. 
Zum großen Teil sind die Rabfakowzen zu einer selbständigen 
Planung ihrer Arbeit noch gar nicht reif und bedürfen einer 
ständigen Kontrolle und Anleitung durch den Lehrer, sollen 
Pünktlichkeit und Disziplin nicht leiden. Sehr schwierig ist auch 
die gleichmäßige Besetzung der Laboratorien. Gewöhnlich — und 
das ist bezeichnend — sind zu Beginn der Laboratoriumperiode 
zunächst die naturwissenschaftlichen und mathematischen Labo- 
ratoriem überfüllt, da die Erledigung dieser Aufgaben die Rab- 
fakowzen am meisten reizt, während gegen Ende der Periode 
nie ae Laboratorien wegen Überfüllung kaum benutz- 

ar sind. 


2. Das starre System. 


a) Die Vorteile: Die Planung des Unterrichts innerhalb des 
starren Systems, also innerhalb eines festen Stundenplans, der 
estimmte Stunden für die einzelnen Fächer festsetzt, ist wesent- 
lich einfacher. Jedes Gebiet wird für sich behandelt und löst in 
selbstandigem und den jeweiligen Umständen angepafttem 
ythmus zwischen der Arbeit in Klasse und Laboratorium ab. 
b) Die Nachteile: Dafür läßt die starre Einteilung des 
Stundenplans in Fächer der Initiative des einzelnen Schülers 
sehr viel geringere Möglichkeiten. Die Notwendigkeit, sich an 
einen lange im voraus festgesetzten Plan und an Glockenzeichen 
zu halten, unterbricht die selbständige Arbeit immer wieder. 


Es ist erklärlich, daß unter diesen Umständen bei der Ein- 
stellung zu den beiden Systemen die Waage bald auf die eine, 
bald auf die andere Seite sich neigte. Der Kongref von 1925, 
der die Laboratoriummethode einführte, entschied sich mit großer 
- Mehrheit für das halbfreie System. Trotzdem führten in den 
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nächsten Jahren die meisten Rabfaken das feste System als das 
einfachere ein. Allmählich aber bildete sich zwischen den beiden 
umkämpften Systemen ein Mittelweg heraus: Das erste Halb- 
jahressemester wird gewöhnlich in einfacher Klassenarbeit ver- 
bracht, um die Rabfakowzen überhaupt erst einmal an die un- 
gewohnte geistige Arbeit heranzuführen. Das zweite Semester 
und die beiden Semester des zweiten Jahres bevorzugen das 
starre System, und erst im dritten und vierten Jahr wird der 
Übergang zum halbfreien System vollzogen. Jede Konferenz hat 
ein schrittweises Vorgehen und die Anpassung an die tatsäch- 
lichen Voraussetzungen an jeder einzelnen Rabfak empfohlen. 
Fine endgültige, für alle Rabfaken obligatorische Regelung ist 
noch nicht erfolgt. 

Diese inneren Kämpfe und Auseinandersetzungen haben von 
allen Beteiligten viel Kräfte gefordert und ihnen manche un- 
nötige Mühe bereitet. Aber sie waren gleichzeitig eine aus- 
gezeichnete Schule für die Lehrer, die sich auf einen neuen Schul- 
typ umzustellen hatten, und für die Schüler, die selbständige 
geistige Arbeit lernten. 


Abend-Rabfaken. 
Die Abend-Rabfaken nehmen innerhalb dieser neuen Schul- 


art eine besondere und hart umkämpfte Stellung ein. Jene erste 
Arbeiterfakultät am Moskauer Handelsinstitut war eine Abend- 
Rabfak, sie ist heute noch stolz darauf, und es wird allgemein 
angenommen, daß dieser Typ von Rabfaken den anderen auch 
überdauern wird, da er eine Reihe von Vorzügen aufzuweisen hat. 

Die Hauptvorteile der Abend-Rabfaken sind die dauernde 
Verbindung der in ihnen tätigen Rabfakowzen mit ihrer Produk- 
tionsstätte und dem Proletariat, dem sie entstammen. In einer 
aufschluRreichen Darstellung der Abend-Rabfaken von Schwe- 
dow heißt es: „Der Abend-Rabfakowez, der von der Produktion 
und von seinem Milieu nicht getrennt wird, ist dem zersetzenden 
Einfluß eines fremden Milieus im Gegensatz zum Tages-Rabfa- 
kowez nicht unterworfen. Fälle von Depressionen, Karriere- 
macherei, Entfernung von der Masse, Anarchismus, Trunksucht, 
Ausschweifung und Liederlichkeit während der Arbeit oder der 
Freizeit, wie sie manchmal unter Tages-Rabfakowzen zu be- 
obachten sind, lassen sich dadurch erklären, daß der Tages-Rab- 
fakowez aus seinem Milieu, aus der Arbeit und dem Leben der 
Arbeiterklasse herausgerissen wird, daß er sich in seine eigene 
kleine Welt einspinnt und fern von der breiten Masse lebt.“ Es 
sei, fährt Schwedow fort, häufig festzustellen, daß im Tages- 
Rabfakowez eine Abneigung gegen die Rückkehr in sein früheres 
Leben entsteht, daß er sich an die Rockschöße seiner Lehrer hängt. 
nur um nicht wieder in sein altes Leben zurück zu müssen. 

Ein weiterer, sehr wesentlicher Vorteil der Abend-Rabfaken 
liegt in ihrer leichteren Organisation und ihrer Billigkeit. Der 
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Staat muß bei den Abend-Rabfaken pro Schüler nur etwa ein 
Viertel von dem zur Verfügung stellen, was er pro Schüler in den 
Tages-Rabfaken braucht. Sowohl die Stipendien als Wohnheime 
fallen fort. Endlich bieten die Abend-Rabfaken älteren Arbei- 
tern, die schon Familie haben und auf ihr Einkommen nicht ver- 
zichten können, Gelegenheit, sich trotzdem für die Hochschule 
vorzubereiten. Daher ist auch der Prozentsatz der eigentlichen 
Arbeiter auf den Abend-Rabfaken noch größer als auf den Tages- 
Rabfaken. Entsprechend verhält es sich mit den Zahlen der in 
Gewerkschaften organisierten Rabfakowzen. Im Durchschnitt 
sind die Schüler der Abend-Rabfaken älter und daher auch eher 
in der Lage, der stärkeren Beanspruchung ihrer Kräfte durch 
die Doppelarbeit in Betrieb und Rabfak gewachsen zu sein. _ 

Der konsequente Besuch der Abend-Rabfaken neben der 
Arbeit in der Produktion stellt sehr erhebliche Anforderungen 
an jeden. Schwedow führt eine Reihe von Briefen an, in denen 
Abend-Rabfakowzen erzählen, in welch gesundheitsschädigender 
Art sie Fabrik und Rabfak zu vereinigen suchen. Vor allem 
Frauen sind derartigen Anstrengungen nur selten gewachsen. 
Daher ist ihr Anteil an der Gesamtzahl der Rabfakowzen, der 
im Laufe der Jahre ständig auf ungefähr ein Siebentel zurück- 
gegangen ist, in den Abend-Rabfaken noch geringer als in den 
Tages-Rabfaken. Lunatscharskij selbst nannte einmal die Arbeit 
des Abend-Rabfakowez eine „der Sträflingsarbeit ähnliche 
Doppelbelastung“. Immer wieder müssen Rabfakowzen mit 
ruinierten Nerven die Schule verlassen. Groß ist daher die Zahl 
des „Ausschusses“. Während in den Tages-Rabfaken durchschnitt- 
lich 88 % vom ersten zum zweiten Kurs versetzt werden, 78 % 
vom zweiten zum dritten und 70% vom dritten zum vierten, 
sind die entsprechenden Zahlen für die Abend-Rabfaken 70 %, 
50% und 50 %. 

Seitens der zuständigen Instanzen wird häufig auf das ge- 
ringe Verständnis für die besondere Lage der Abend-Rab- 
fakowzen in ihren Betrieben und Fabriken hingewiesen. Und es 
wird gefordert, daß ihnen gegenüber in der Zumessung des 
Urlaubs, bei der Einteilung der Tages- oder Nachtschichten und 
bei der Belastung mit öffentlichen Arbeiten ein besonderes Maß 
anzulegen sei. Im allgemeinen müssen Abend-Rabfakowzen im 
ersten und zweiten Schuljahr in ihrem Betriebe volle Arbeit 
leisten, im dritten Jahr beginnt eine gewisse Entlastung und im 
vierten Jahr sollen sie bei Beibehaltung ihres vollen Durch- 
fey ate eerste nur noch zwei Stunden täglich im Betrieb arbeiten. 
In Sonderfällen werden im SchluRjahr auch Stipendien zur Ver- 
fügung gestellt. 

Der Ruf, immer größere Rücksicht zu nehmen auf die 
Abend-Rabfakowzen, diese eigentlichen Helden im Kampf um 
die höhere Qualifizierung des russischen Volkes, hat schon zu ge- 
wissen Erfolgen geführt. Im Jahre 1931 betrug die Zahl der 
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Abend-Rabfakowzen 203 000, also fast zwei Drittel aller Rabfa- 
kowzen, und man hofft, sie noch weiterhin erheblich zu steigern. 


Kontrolle und Prüfungen. 


Hatte man in der ersten Begeisterung über die neue Schul- 
form erwartet, daß diese Begeisterung ganz von selbst Lehrer 
und Schüler in den Rabfaken zu höchster Leistung anspornen 
würde, so mußte man doch bald die Erfahrung machen, daß eine 
gewisse Stimulierung und Überwachung der Arbeit auch bei den 
Rabfakowzen notwendig war. Als sich die Klagen der Hod- 
schulen über die ungenügende Vorbereitung der Rabfak-Absol- 
venten zu häufen begannen, sah man sich gezwungen — ebenso 
wie auch zum Beispiel auf dem Gebiete der Wirtschaft — zwi- 
schen guter und schlechter Leistung zu unterscheiden und da- 
durch zur besseren Leistung anzuspornen. Es war notwendig. 
IDEEN Elemente schon beizeiten auszusieben. Es lag 
auch im Interesse des Schülers selbst, wenn er den Mangel an 
Begabung zu einer Zeit feststellte, da er noch nicht zu viel Kraft 
an die Arbeit in der Rabfak gewandt hatte. 

Welche Mittel der Beurteilung für die Leistungen sollte man 
wählen? Es war von vornherein selbstverständlich, daß nur ein 
Prüfungssystem Verwendung finden durfte, dessen Einzelheiten 
klar vor aller Augen lagen und dessen Ergebnisse von jedem 
Schüler verstanden und anerkannt werden mußten. Man ver- 
suchte es zunächst mit dem „Kollektivzeugnis“. Auf 
Versammlungen von Schülern und Lehrern wurde die Leistung 
jedes einzelnen Schülers in seiner Anwesenheit in allgemeiner 
Diskussion durchgesprochen. Ungerechtfertigte Vorwürfe gaben 
dem Schüler die Möglichkeit, sich zu verteidigen. Obgleich 
dieses Verfahren die bis dahin auf dem Gebiete der un 
prüfung herrschende Anarchie bannte und sich in den Augen der 
Studenten als relativ objektiv einer gewissen Autorität erfreute. 
mußte man es doch auf Grund verschiedener Mängel wieder auf- 
geben. Die Beurteilung war objektiv nur innerhalb der be- 
treffenden Schiilergruppe, günstigstenfalls innerhalb der betreffen- 
den Rabfak. Weitere Vergleichs- und Angleichsmöglichkeiten je- 
doch bestanden nicht, und die Normen für gute, mittlere oder 
schlechte Leistung waren auf jeder Rabfak, entsprechend der 
zufälligen Zusammensetzung ihrer Lehrer und Schüler, verschie- 
den. Ein durchgefallener Rabfakowez konnte sich mit oft be- 
rechtigter Bitterkeit sagen, daß er an einer anderen Rabfak 
leicht hätte bestehen können. Der mangelnde ne führte 


schließlich — und das ist vom Standpunkt des Bolsce- 
wismus ganz besonders verwerflich — zu einer Isolierung un 
Abschlietung der einzelnen Gruppen und Rabfaken. Oft kam 


es auch zu Schwierigkeiten, wenn sich die Rabfakowzen nadı 
ihrem Übergang in die Hochschule eine weniger großzügige Kon- 
trolle gefallen lassen mußten. 
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Die Klagen der Hochschulen wurden durch die Einführung des 
Kollektivzeugnisses nicht beseitigt. Auf der Konferenz von 1925 
beschloß man, den Lehrern bei der Beurteilung der Schüler einen 

rößeren Einfluß zu geben. Man hatte ihnen ursprünglich nadı 
dem Grundsatz der Gleichberechtigung von Lehrer und Schüler 
in den Prüfungsversammlungen nur dasselbe Stimmrecht wie 
jedem Schüler zugebilligt. er ebenso wie man auf manchen 
anderen Gebieten zu einer schärferen Betonung der Disziplin 
und Subordination, zu einem Ausbau der Macht des Höherstehen- 
den gezwungen war, mußte man auch den Rabfak-Lehrern den 
Ausschlag bei der Beurteilung ihrer Schüler geben, nicht zum 
mindesten, um ihr Verantwortungsgefühl für die Leistung der 
Schüler zu steigern. Es wurden „pädagogische Räte“ 
eingesetzt, die aus den Lehrern, den Vertretern der betreffenden 
Schülergruppe, den Vertretern der Gesamtstudentenschaft der 
Rabfak = der Partei- und Komsomolorganisationen be- 
standen. Diese Räte stellten auf Grund je eines vom Lehrer 
und den Schülern unabhängig voneinander über jeden einzelnen 
Rabfakowez abgegebenen Deu isses das endgültige Zeugnis aus. 

Inzwischen waren neue Ideen aus USA bekannt geworden. 
1925 hatte man das erste Mal von den amerikanischen „Tests“ 
Eon, und bald setzte sich die Ansicht durch, daß auch für die 

owjetunion der Test das geeignete Mittel für eine objektive 
Prüfung der Schüler darstellt och im Jahre 1925 führte man 
den Test probeweise an einer Moskauer Rabfak ein, und nach 
pre Ergebnissen beschloß die Konferenz von 1926, diese 

ethode auf den anderen Rabfaken in Anwendung zu bringen. 
Im selben Jahre wurde auch für alle Rabfak-Absolventen das 
obligatorishe Abschlußexamen eingeführt. Nur wer es 
besteht, darf auf die Hochschule, wer durchfällt, muß das 4. Rab- 
fakjahr wiederholen oder aufs Technikum. 

Test und Abschlußexamen wurden die beiden wesentlichsten 
Maßnahmen zur Hebung der Rabfak-Qualität, die sich wirksamer 
als alle bisherigen Bemühungen erwiesen. Da die Tests und 
Prüfungsaufgaben von der Zentrale aus gestellt wurden, lief 
sich bald beim einzelnen Rabfakowez sowohl wie bei der 
einzelnen Rabfak ein annähernd genauer und objektiver 
Leistungsgrad feststellen. Die Schüler, die Lehrer und die 
Arbeiterfakultäten begannen sich viel stärker als bisher für eine 
Steigerung der Leistung einzusetzen. Manche Rabfak, die sich 
in stolzer Selbstgenügsamkeit für erstklassig gehalten hatte, 
konnte jetzt im Vergleich zu anderen Rabfaken ihre wirkliche 
Position erfahren. Der Ehrgeiz und die Atmosphäre des Wett- 
kampfs, die beide so wesentlich in das Charakterbild des heutigen 
Rußland gehören, wurden gesteigert. 

Man war mit den neuen Erfahrungen so zufrieden, daß der 
„Glawprofobr“, die Hauptabteilung für Berufsausbildung im 
Volksbildungskommissariat, 1928 einen „Methodischen Brief über 
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die Durchführung schriftlicher Prüfungen an Arbeiterfakultäten“ 
erließ, und darin endgültige Richtlinien aufstellte. 


k k 
k 


Von allen den mannigfaltigen neuen Schultypen, die der bol- 
schewistischen Revolution ihr Entstehen verdanken, hat keine 
eine so lange, an Ereignissen, Versuchen und Änderungen so 
reiche Entwicklung durchgemacht wie die Rabfak. Sie hat die 
besondere Sympathie und das Interesse der proletarischen 
Öffentlichkeit und der Partei besessen, da sie jahrelang für die 
Bauern und Arbeiter das wichtigste Tor zur Hochschule dar- 
stellte. Aber obgleich sie völlig aus den einmaligen Verhalt- 
nissen, welche die Oktoberrevolution und die Liquidierung des 
Bürgertums in Rußland schufen, herausgewachsen ist, muß der 
starke Einfluß amerikanischer Ideen (Dalton-Plan, Test und viele 
andere Anregungen) auffallen. 

Das Wissen, das die Rabfaken ihren Schülern vermitteln, 
ist im Verhältnis zu der Vorbereitung des jungen Deutschen für 
die Hochschule elementar und gering. Aber bei dem gewaltigen 
Bedarf der Wirtschaft und auch des geistigen Lebens in der 
Sowjetunion gerade an mittlerer Intelligenz füllen die Rabfaken 
eine wesentliche Lücke genügend aus. Unzählige tüchtige Spe- 
zialisten als Leiter von Maschinen-Traktoren-Stationen, als Ele. 
mentarlehrer auf den Dörfern und auf tausend anderen Posten 
verdanken der Rabfak ihren Aufstieg. 

Ich hielt es daher für richtig, die Entwicklung und gegen- 
wärtige Rolle der Rabfaken ausführlich darzustellen, obgleich sie 
in ihrer heutigen Form uns wenig zu lehren vermögen. Bei uns 
kommt es in der schweren Depression unseres ganzen Lebens 
vielmehr darauf an, den Zustrom von den Hochschulen fernzu- 
halten, als ihn zu fördern. Zudem ist das intellektuelle Niveau 
unserer werktätigen Massen erheblich höher als in der Sowjet- 
union. Der Grundgedanke der Rabfak aber, den Zugang zur 
Hochschule mehr den neuen Verhältnissen anzupassen und auch 
dem Proletariat in wesentlich weiterem Maße als bisher zu 
öffnen, wird in der Zukunft bei einer Neuordnung unserer Hoch- 
schule zweifellos seine Rolle spielen. 


2. 


Gehälter und Versorgung: der Lehrer. 


Die Überbewertung der körperlichen Arbeit und des körper- 
lich Arbeitenden in den ersten Jahren der Revolution hat dazu 
geführt, daß sich für gewisse Zweige der geistigen Arbeit und 
insbesondere für das Heer der Lehrer an Elementar- und Mittel- 
schulen großenteils nur Menschen geringerer Qualität und Ar- 
beitsleistung fanden. Wer vorwärtskommen wollte, wer Kraft 
und Fähigkeiten in sich spürte, wer Ehrgeiz und hochfliegende 
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Pläne hatte, wer sich als wahrer Proletarier erweisen wollte, der 
zog es vor, auf dem Wege über die Fabrik, die Rabfak und die 
Hochschule Ingenieur oder Administrator, aber nicht Schul- 
meisterlein zu werden. Da gleichzeitig der Bedarf an unteren 
und mittleren Lehrern durch den gewaltigen Ausbau des Schul- 
wesens rasch stieg, blieb der Standard der Lehrerschaft weit 
hinter dem für das Land Notwendigen zurück. Zudem bildeten 
die verächtliche Behandlung, die dem Lehrer von den „produk- 
tiven Schichten“ des Volkes entgegengebracht wurde, und seine 
schlechte materielle Lage nicht den geringsten Anreiz zur Er- 
höhung dieses Standards. 

Zunächst waren die maßgeblichen Stellen so stark mit dem 
bloßen Wirtschaftsaufbau beschäftigt, daß sie diesen scheinbar 
abseits liegenden Fragen wenig Aufmerksamkeit schenkten. 
Dann aber drang die Erkenntnis durch, daß man der Masse der 
Lehrerschaft, die das Gesicht und Wesen der heranwachsenden 
Generationen, vor allem auf dem Lande, auf das stärkste beein- 
flußt, mehr Aufmerksamkeit schenken müßte. Seit der bekannten 
Stalin-Rede vom 23. Juni 1931 begann sich eine höhere Wert- 
schätzung der geistigen Arbeit, auch des Schulmeisters, durchzu- 
setzen. Nicht minder wichtig aber war die Besserung der mate- 
riellen Lage der Lehrerschaft. 

Am 20. Januar 1932 hat der Rat der Volkskommissare der 
RSFSR in seinem Erla Nr. 54 die Gehaltsverhältnisse der 
Lehrerschaft in der Elementar- und Mittelschule genau geregelt. 
Der Erlaß ist durch eine von Vertretern der Kommissariate für 
Volksbildung, Arbeit und Finanzen am 1. März 1932 heraus- 
gegebene Instruktion ergänzt worden. Der wesentlichste Cha- 
rakterzug dieser Neuregelung ist das Bekenntnis zum differen- 
zierten Lohn auch für die Lehrerschaft. 

Die Lehrer werden regional in drei Zonen aufgeteilt. Die 
I. umfaßt Industriestädte, Industrierayons, Neubaugebiete und 
Verkehrszentren; die II. die übrigen Städte, Arbeitersiedlungen 
und Rayons mit vollendeter Kollektivierung; die III. alle übrigen 
Gebiete. 

Eine weitere Einteilung in je vier Klassen erfolgt unter dem 
Gesichtspunkt der Qualifikation: 

t. Elementarschule. Gruppe I: Lehrer ohne Mittel- 
schulbildung, Gruppe II: Lehrer mit blofer Mittelschulbildung, 
Gruppe III: Absolventen eines pädagogischen Technikums, 
Gruppe IV: Lehrer mit begonnener Hochschulbildung. 

2.Mittelschule. Gruppe I: Lehrer ohne abgeschlossene 
Hochschulbildung, Gruppe II: Lehrer kurz vor Abschluß des 
Hochschulstudiums, Gruppe III: Lehrer mit abgeschlossener Hoch- 
schulbildung, Gruppe IV: Hochschulabsolventen mit eigenen 
Leistungen auf pädagogischem Gebiet. 

Bei der Elementarschule erhalten Angehörige der Gruppe III, 
bei der Mittelschule die der Gruppen II und Ill das jeweils vom 
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Staat festgesetzte Grundgehalt, während die Angehörigen 
der anderen Gruppen einen bestimmten Prozentsatz darüber 
oder darunter liegen. Die seit dem 1. Januar 1932 geltenden 
Tarife sehen folgendermaßen aus: 


Prozent Monatsgehalt in Rubel 
hulkategori d d- 
Schulkategorie re Zone I | Zone II | Zone Ill 
i 80 > E 69 
90 9 5 vi 
Elementarschule .... Ill 100 105 95 85 
IV 110 115 105 93 
i) 8 |z| gjg 
100 
Mittelschule ....... Ill 100 149 137 125 
IV 110 164 151 136 


Es ist interessant, daß ein Fonds (in Höhe von 1 % des Ge- 
haltsfonds) fiir Pramien, die an besonders tiichtige Lehrer zu 
verteilen sind, angelegt werden soll. Außerdem ist als weiterer 
Stimulus die Versetzung von einer Gruppe in eine andere je 
nach besserer oder schlechterer Leistung vorgesehen. Die erste 
Einteilung in Gruppen erfolgt allerdings durch ad hoc gebildete 
örtliche Foknschlichtun skommissionen (RKK) auf Grund der 
oben genannten Qualifikationen. Nach sechs Monaten aber soll 
eine Neueinteilung auf Grund der bisherigen Leistungen eines 
jeden vorgenommen werden. Ein Elemetarlehrer zum Beispiel, 
der nur ein pädagogisches Technikum absolviert hat und daher 
zur Gruppe III gehört, kann nach einem halben Jahr auf Grund 
der der RKK vorliegenden Unterlagen, die von allen beteiligten 
Stellen, auch den Elternversammlungen und Belegschaften der 
dazu gehörigen Werke oder Kolchose einzuholen sind, in eine 
höhere oder niedere Gruppe versetzt werden. 

Mit der Aufstellung eines solchen Tarifs allein ist jedoch der 
Lehrerschaft nicht geholfen. Die Gehälter müssen auch bezahlt 
werden, und in vielen Fällen läßt die Auszahlung sehr zu 
wünschen übrig. Ebenso wichtig ist die Umsetzung des Ge- 
haltes in Waren, und hier liegt für den Lehrer die größie 
Schwierigkeit. Zwar ist von oben her bestimmt worden, daft die 
Lehrer in ihrer Warenversorgung Arbeitern, also der bevor- 
zugten Kategorie in der Sowjetunion, gleichgestellt werden, aber 
nur in geringem Maße wurde bisher, wie die zahlreichen Klagen 
vor allem in der pädagogischen Fachpresse in der letzten Zeit 
immer wieder betonen, dieser Erlaß durchgeführt. Der Zutritt 
der Lehrer zu den ohnehin an Warenmangel leidenden soge- 
nannten „geschlossenen Verteilungsstellen wird in jeder Weise 
erschwert, und nach Ansicht der Zeitschrift „Sa Kommunisti- 
tscheskoje Prosweschtschenie“, dem Organ der Volksbildungs- 
kommissariate der Sowjetunion, trilft die Schuld gleichermaßen 
die „Gewerkschaft der geistigen Arbeiter“, den Zentrosojus. das 


428 


Kolchoszentr und das Volksversorgungskommissariat. Während 
es in den großen Städten verhältnismäßig am leichtesten ging, 
die Lehrer in den Genuß der ihnen zugedachten Erleichterungen 
zu setzen, sind die Verhältnisse in den entlegeneren Gebieten, 
und vor allem in den nationalen Minderheiten, zum Teil sehr 
ungünstig. In der Tatarenrepublik zum Beispiel gelangten im 
letzten Quartal des Jahres 1931 Waren im Werte von 128 000 
Rubel nicht zur Verteilung. Das wird zum Teil darauf zurück- 
geführt, daß den für die Versorgung zuständigen Stellen nicht 
bekannt war, wieviel Lehrer sie eigentlich zu versorgen hatten. 
Nach der einen Aufstellung sollen es 8404, nach der anderen 
9440 sein. 

Dringend wird von Moskau aus schärfste Kontrolle und wenn 
nötig Bestrafung der für diese Unordnung Verantwortlichen ge- 
fordert. Man hat erkannt, daf hier auf dem Gebiet der mate- 
riellen und ideellen Lage der Masse der Lehrerschaft bedenkliche 
Fehler gemacht wurden, die so rasch als möglich liquidiert wer- 
den müssen. 


Bücherschau. 


Sow jet-Reisebücher. 


Just, A. W.: Mit Ilsebill freiwillig nach Si- 
birien. Mit 16 Originalphotographien des Verfassers. Berlin 
as cat Pollak Verlag. 293 S. Preis: kart. 4,— RM., gbd. 
5, — ; 

Mirbt, Rudolf: Sowjetrussische Reiseein- 
drücke. München 1932. Chr. Kaiser Verlag. 188 S. Preis: 
3,20 RM. 

Saliger, Dr. ing. Rudolf: Das Gesicht des neuen 
Rußland. Reiseeindriike. Wien 1932. Verlag von Julius 
Springer. 24 S. Preis: 2,40 RM. 

Samoilowitsch, P.: Der Weg nach dem Pol. 
Bielefeld und Leipzig 1931. Verlag von Velhesen und Klasing. 
58 S. und 60 Abbildungen in Tiefdruck mit einer Karte. 

Seibert, Theodor: Das Rote Rußland. Staat, Geist 
und Alltag der Bolschewiki. München 1932. Dritte Auflage. 
Verlag Knorr und Hirth, GmbH. 295 S. Preis: geh. 4,— RM., 
gbd. 5,30 RM. 

Sieburg, Friedrih: Die Rote Arktis. „Malygins“ 
empfindsame Reise. Frankfurt a. M. 1932. Societäts-Verlag. 279 S. 
Preis: Leinen 5,40 RM. 

Die Reisen in die Sowjetunion nehmen von Jahr zu Jahr zu und dem- 
entsprechend auch die Reisebiicher. Nachdem ich selbst ein auf Reisen 
begriindetes Rufland-Buch verfaftt habe, muß ich bei der Besprechung 


dieser Art von Büchern vorsichtiger sein als bisher. Aber auch 
ohne diese Erwägung würde ich nicht anstehen, das Sibirienbuch von Just, 
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dem seit fünf Jahren in der Sowjetunion lebenden Berichterstatter der „Köl- 
nischen Zeitung“, als eine sehr wesentliche Bereicherung der Ruflandliteratur 
zu betrachten. Just hat auf seiner Reise in den Monaten Mai bis August 
1931 25000 Kilometer, großenteils durch wenig bekannte Gebiete östlich der 
Wolga, zurückgelegt und seine Eindrücke in diesem ungemein flüssig und 
humorvoll geschriebenen Buche zusammengefaft. Seine „Eindrücke“ sind 
aber nicht die eines oberflächlichen Reisenden, sondern sie zeugen von ge- 
vauer Kenntnis und intimem Einblick in die Verhältnisse. Der Verfasser 
steht dem Bolschewismus keineswegs begeistert gegenüber. Er spricht seine 
Kritik in oft recht boshafter Form unumwunden aus, vor allem bei der 
Schilderung des Lebensniveaus der Menschen, und auch „llsebill“, die, laut 
Vorwort, nicht mit seiner Frau identisch ist, spielt die Rolle eines „enfant 
terrible“ des sozialistischen Aufbaus. Um so eindringlicher wirkt es, wenn 
Just erzählt, welche gigantischen Pläne für die Industrialisierung Sibiriens 
mit e:serner Energie, wenn auch noch zum großen Teil in völlig unzu- 
reichender Weise, in Angriff genommen sind, Pläne, die er wie z. B. das 
„U.K.K.“, das Ural-Kusnetzker-Kombinat, wohl mit Recht als geeignet be- 
zeichnet, „das Gesicht der Weltwirtschaft im Verlauf der nächsten 5 bis 
10 Jahre entscheidend zu verändern“. Sehr interessant sind die Ansichten 
Justs über die Möglichkeiten einer sowjetischen Fertigwarenkonkurrenz auf 
dem Weltmarkt, die er zunächst und auf absehbare Zeit verneint, ferner über 
den großen Bedarf an ausländischen Spezialisten, den er in der Industrie auf 
3—5 % der Belegschaft schätzt. Das Buch ist das jüngste und beste Material 
nn die großen und bisher wenig beachteten, ganz neuen Vorgänge in 
ibirien. 

Rudolf Mirbt hat im Frühjahr 1931 43 Tage in der Sowjetunion zu- 
ebracht und auf Grund eines zunächst für einen kleinen Kreis berechneten 
eiseberichts ein Buch veröffentlicht. Man wird nicht erwarten, daß selbst 

ein guter Beobachter mit offenen Augen wie Mirbt in der Lage wäre, nad 
so knappem Besuch, der durch die weiten durchfahrenen Strecken noch mehr 
verkürzt wurde, wesentlich neue Erkenntnisse über die Sowjetunion zu ver- 
mitteln. Künftigen Rußland-Reisenden ist das Buch zu empfehlen, weil es 
sehr eingehend die Erfahrungen des Verfassers mit den Auferlichkeiten der 
Reise, mit dem „Intourist“, dem Trinkgeld, der Eisenbahn usw. schildert. Der 
Höhepunkt ist die packende Darstellung der Maifeier auf dem „Roten Platz” 
in Moskau. Gut und wertvoll sind die Erwägungen, die der Verfasser, hin- 
gerissen von der Parade von 5/, Millionen Menschen, über das deutsche 
Schicksal anstellt. Sympathisch berührt die aus dem Buch sprechende an- 
ständige Gesinnung des Verfassers und seine Überzeugung, daß Deutschland 
seinen in manchem ähnlichen, in vielem verschiedenen Weg selbst suchen 
müsse und nur bei Opferwilligkeit aller Volksgenossen finden könne, 

Das Buch von Sieburg hat eine ganze Reihe von Reizen: Es ist von 
einem klugen und geschulten Beobachter in bestechendem Stil geschrieben, 
es schildert eine sensationelle Reise mit einer sonderbaren Mischung vou 
Luxus und Abenteuer in einen wenig bekannten und selten beschriebenen 
Teil der Erde und es zeigt den Gegensatz zwischen dem Europäer und dem 
Sowjetrussen, erfreulicherweise meist zwischen den Zeilen, denn Sieburg ver- 
meidet welterschütternde Verallgemeinerungen und beschränkt sich im ganzen 
auf eine ausgezeichnete Schilderung. Auch das Kapitel, in dem er grundsätz- 
licher wird, das Kapitel über „Die jungen Bolschewisten“, enthält eine Fülle 
treffender Bemerkungen. Ganz so einheitlich und undifferenziert allerdings. 
wie sih ein paar junge Russen auf einer Polarreise gebärden, ist die 
russische Jugend nicht. Aber ihr wesentlichster Charakterzug, den Sieburg den 
„prometheischen“ nennt, das Gefühl, die Welt mit der Erfindung von in an- 
deren Ländern längst gemachten Erfindungen neu zu schaffen, kommt stark 
zum Ausdruck. 

Der in Deutschland sehr geschätzte russische Polarforsher Samoi- 
lowitsch hat im 46. Band der bekannten „Monographien zur Erdkunde‘ 
ein populäres, übersichtliches, mit Zeittafeln, einer Karte und zahlreichen 
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ausgezeichneten Illustrationen ausgestattetes Buch geschaffen, das sehr wohl 
als eine Ergänzung der ,empfindsamen Reise‘ Sieburgs betrachtet werden 
kann. 

Warum Professor Saliger von der Technishen Hochschule in Wien 
für 240 RM. eine Schrift von genau 24, wenn auch großen Seiten veröffent- 
lichte, ist nicht recht ersichtlich, denn sie bringt nichts Neues. Es wäre inter- 
essant gewesen, von einem bekannten Techniker Details über die Eindrücke 
auf seinem Fachgebiet zu hören. Aber bis Seite 13 teilt der Verfasser all- 
bekannte Reiseeindrücke mit und erst auf den letzten Seiten widmet er sich 
den Fragen der Technik. 

Es sei erwähnt, daß das bekannte Buch von Theodor Seibert „Das 
Rote Rußland“, das auch heute noch zu den besten Darstellungen der Sowjet- 
union gehört, in seiner 3. Auflage erschienen ist. K. M. 


Neue Übersetzungen russischer Belletristik. 


Babel, I: Drei Welten. Gesammelte Erzählungen. 
Berlin (1931). Malik-Verlag. 330 S. Preis: in Leinen 3,75 RM. 

Nisowoj, Pawel G.: Das Eismeer. Ein Roman aus 
der Arktis. Stuttgart (1931). Union Deutsche Verlagsgesellschaft. 
226 S. Preis: broschiert 3 RM., in Leinen 4,80 RM. 


Ein gut Teil der nachrevolutionären russischen Literatur ist Regiona- 
lismus im besten Sinne. „Die vielfarbigen Flecke und Schattierungen. dieses 
unermeßlichen Landes (Rußland) erkennen, Material sammeln, alle Kräfte in 
Erscheinung treten lassen, die hier zusammengeballt und verborgen sind“, 
das ist — nach Kogan — die ,,unausgesprochene Parole der modernen russi- 
schen Belletristik“. Wsewolod Iwanow und die Sejfullina entdeckten, beide 
auf ihre Weise, Sibirien, und Isaak Babel gewann die Welt des russischen 
Südostens für die Literatur. In dem wenigen, was er geschrieben hat, den 
kleinen, scharf pointierten, mit vielgestaltigem Inhalt bis zum Rande ge- 
füllten Novellen lebt das polnisch-ukrainische Dorf der Revolutionszeit mit 
seinen Bauern, Juden, Rotarmisten und Partisanen, lebt das jüdische Klein- 
bürgertum und die Unterwelt von Odessa. Babels „Reiterarmee“ ist sicher 
das merkwürdigste Buch, das über den Feldzug Budjonnys geschrieben wurde, 
und Budjonny hat dem Dichter gewiß unrecht getan, als er gegen dieses 
Buch protestierte, weil der Feldzug (an dem Babel selbst teilgenommen hat) 
„so“ nicht ausgesehen hätte. Hier schreibt ein romantischer Lyriker, der 
seltsame Stimmungen und Erlebnisse und die eigenartigen Lebensformen der 
ihm vertrauten Welt in seinen halbgrotesken Bildern festhält, 


Der Malik-Verlag hat die 1926 zuerst erschienenen Bändchen „Bud- 
jonnys Reiterarmee“ und „Geschichten aus Odessa“ in der vorliegenden 
billigen Neuausgabe in einem Buch zusammengefaßt. Nicht alles ist darin 
enthalten. Es fehlen z. B. von der „Reiterarmee”“ vier Geschichten (eine 
davon ist unter dem Titel „Nah dem Kampf“ in die Sammlung „30 neue 
Erzähler aus dem neuen Rußland“ eingegliedert worden). Auch wurde die 
Reihenfolge der Geschichten, die als Ganzes eine gewisse Einheit bilden, aus 
nicht ersichtlichen Gründen verändert, Die Übersetzung stammt von Dmitrij 
Umanskij. Sie ist glatt und lesbar und weicht doch von der sehr stark 
differenzierten kunstvollen Sprache des Originals fühlbar ab; natürlich sind 
in diesem Falle auch die Grenzen des Übersetzbaren ziemlich eng gezogen. 

Ein bescheideneres regionales Talent lernen wir in Pawel Nisowoj 
(mit eigentlihem Namen Pawel Tupikow) kennen. Dieser bäuerlihe Dichter 
hat in seiner Frühzeit, nicht unbeeinflußt vom Proletkult, phantastische Natur- 
hymnen geschrieben und den Kult eines vitalen Heidentums propagiert. Er 
ist heute ein beliebter Erzähler, der die Landschaft des russischen Nordens 
zum Gegenstand seiner romanhaften Schilderungen gemacht hat. Der jetzt 
deutsch vorliegende Roman „Okean“ zeigt die Vorzüge seines Talents, in dem 
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das Landschaftlich-Beschreibende und Abenteuerlihe über das Psychologisce 
weit hinausragt. Knut Hamsun und seine Welt sind ihm Vorbild. Der 
„Segen der Erde“, die Bindung an die Scholle, hält auch in diesen Breiten, 
wo Mensch und Besitz in ständiger Gefahr sind, zwei Menschen zusammen, 
obwohl die Frau, die aus anderem Milieu stammt, immer wieder in Ver- 
suchung gerät, sich auf den gesicherten Boden zurückzuflüchten. Um die 
Spannung zu steigern, hat Nisowoj ein bißchen Räubergescichte eingefügt 
(besonders am Schluß) und dadurch das Niveau etwas herabgedriickt. Im 
übrigen ist es ein recht lesbares Bud, das (von B. Krotkow und G. St. 
Stoeßler) in gutes Deutsch übertragen worden ist. W.L. 


Revolutionsgeschichte. 


Jaroslawski, E.: AusderGeschichtederKon- 
munistischen Partei der Sowjetunion (Bolsche- 
wiki). II. Teil. Vom imperialistischen Krieg bis zum Abschluß 
der Wiederaufbauperiode Hamburg 1931. Verlag Carl Hoym 
Nachf. 430 S. Preis: kart. 3 RM., geb. 4,20 RM. (Sammlung: 
Beiträge zur Geschichte der Arbeiterbewegung, Bd. 3.) 

Rosenstock, Eugen: Die europäischen Revo- 
lutionen. Volkscharaktere und Staatenbildung. Jena 1931. 
Verlag Eugen Diederichs. 554 S. 


Ä Der vorliegende zweite Teil von Jaroslawskis dreiteiliger Ge- 
schichte der KPSU umfaft den Zeitraum von 1914 bis Herbst 1927, stellt also 
dar, wie der an Zahl wenig bedeutende, halblegal und illegal arbeitende, 
organisatorisch schwache linke Flügel der russischen Sozialdemokratie zu der 
Partei wurde, die heute die unumschränkte, alleinige Macht in dem 165-Mil- 
lionen-Staat darstellt. Ihre Geschichte fällt mit der des Landes so zusammen, 
daß die Kapitelüberschriften lauten müssen: Der Weg zum Oktober; der 
Kriegskommunismus; oder, besonders deutlich: Der Übergang vom Kriegs- 
kommunismus zur Neuen Okonomischen Politik (der 10. und 11, Parteitag). 
Auch der nichtmarxistische Historiker könnte die Geschichte der Partei im 
Grunde nicht anders schreiben als es Jaroslawski tut: in engster Verbindung 
mit dem wirtschaftlichen und sozialen Geschehen in diesen Jahren, durch es 
bedingt und es bedingend. Jede Betrachtung Rußlands, die nicht die Partei 
an die vorderste Stelle setzte, müßte schief, mehr, sie müßte falsch werden. 
Damit ist schon gesagt, daß ein Buch wie dieses jedem, der sich mit der 
Sowjetunion beschäftigt, sei es unter welchen Aspekten immer, schlechthin 
unentbehrlich ist. 


Die Kräfte, die mit und in der Revolution ringen, sind die gleichen, 
die mit und in der Partei, als der einzigen des Landes, ringen. In der 
Geschichte der Partei müssen sie sich aber darstellen als miteinander kämp- 
fende Ideologien, Richtungen, Oppositionen. Was oberflächlich gesehen ein 
Zitatenkrieg ist, ein an die Diskussionen auf Kirchenkonzilen erinnernder 
Streit um die richtige Auslegung von Marx oder Lenin, ist in Wirklichkeit 
der höchst reale Kampf höchst realer Kräfte. Der Mangel des Jaroslawski- 
schen Buches besteht darin, daf es diese soziale Basis der verschiedenen 
Richtungen kaum irgendwo erkennen läft. Das hängt damit zusammen, daf 
es eine offizielle Geschichte ist, somit eine vorgeschriebene Marschroute ein- 
zuhalten hat. In allen Parteikämpfen vertritt immer und überall das Zentral- 
komitee die richtige proletarische Linie. Nun ist es aber unmöglich, Gruppen 
wie etwa die Arbeiteropposition von 1921 oder den Trotzkismus als den Aus- 
druck nicht- oder sogar antiproletarischer Kräfte zu erklären. Jaroslawski, 
der ein Marxist sein will, ist deshalb genötigt, seine Zuflucht zu psycho- 
logischen Interpretationen zu nehmen. Die Gegner des Zentralkomitees sind 
Kleingläubige, Skeptiker, Unbeständige oder Starrképfe. Der Geschicht- 
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schreiber wird damit nur allzuoft zum Pamphletisten, das Buch zu einer 
Apologie des Zentralkomitees. Die wahre Geschichte des Oktober, der Bürger- 
kriegsjahre und der Rekonstruktionsperiode ist ihm ebenso wenig zu ent- 
nehmen wie den Schriften der Oppositionellen. 

Das soll nun aber nicht etwa heißen, daß es ein überflüssiges Buch ist. 
Allein die Fülle der Dokumente, Auszüge aus Reden, Briefen, Aufrufen, 
Protokollen. macht es mehr als lesenswert. Es zeigt zugleich dem deutschen 
Leser, wie sich die Bolschewiken selbst eine Zeitlang sahen. Nur eine Zeit- 
lang. Denn heute gilt es in der Sowjetunion auch nicht mehr als ganz 
korrekt. Jaroslawski selbst hat kürzlich öffentlich bekennen müssen, daft ihm 
in diesem Werk und noch mehr in dem vierbändigen, das erst russisch vor- 
liegt und deutsch kaum noch erscheinen wird, zahlreiche Fehler unterlaufen 
sind. Er ist zum Teil in menschewistischer, zum Teil in trotzkischer Rich- 
tung abgewichen. Das macht nicht zuletzt den Reiz des Buches aus, welches 
auf jeden Fall dokumentarischen Wert behalten wird. 

Der Begriff der Revolution wird in dem geistreichen, manchmal blen- 
denden, mitunter skurilen Buh von Rosenstock weiter und anders ge- 
faßt als man das sonst zu tun pflegt. Es handelt nur von solchen Revolu- 
tionen, die „ein für allemal ein neues Lebensprinzip in die Weltgeschichte 
einführen wollen“, von „Totalumwälzungen“ oder, wie es an anderer Stelle 
heißt, von Weltrevolutionen, die so heißen, weil „sie sich der Welt mitteilen 
wollen“. Es kommt dabei nicht auf den Erfolg an, aber „der Wille muß da 
sein, sich allenthalben mitzuteilen“. In der Reihe der europäischen Revo- 
lutionen (Papstrevolution, deutsche Reformation, englische Parlamentsrevo- 
lution, französische Revolution von 1789, Revolution der deutschen Grof- 
mächte) steht die russische Revolution an letzter Stelle. 

„Die Dialektik der Revolutionen ist die Enthüllung der geschichtlichen 
Ökonomie: In dem Haushalt dieses Kraftfeldes dienen alle Sprachen des 
Geistes und alle Mittel der Materie nur dazu, die Seele des Menschen in 
immer neue Gestalten hineinzuprägen und zu verkörpern, bis der Mensch 
geschaffen sei, in dem sich die Schöpfung vollendet.“ Die Provinz, um welche 
die russische Revolution das Leben bereichert, ist die Provinz des Bösen (S. 471). 
„Es ist ein ewig Menschliches, das hier im Russen weltgeschichtliche Gestalt 
gewinnt. Die tiefste, dem Lichte abgewendete Schicht unseres Wesens steigt 
hier empor zum vollen Tag der chichte. Die Kehrseite all unserer 
Kräfte, unser Zerstörungswille, unsere Dämonien, unsere Selbstverachtung. 
Der Haß und die Trägheit, der Neid und vor allen Dingen die völlige Gleich- 

ültigkeit gegen fremdes Leben, das nicht zur Horde oder Bande gehört.“ 
S. 509.) Rosenstock mit dieser mystischen, teleologischen Betrachtung 
der russischen Revolution nicht gerecht werden kann, braucht wohl nicht 
erst des näheren bewiesen zu werden. Daran ändern auch mancherlei 
richtige Beobachtungen nichts. Wie soll man mit der Auffassung des 
Marxismus in diesem Buch diskutieren, wenn behauptet wird, kein Land 
mit einer wirklich durchindustrialisierten Gesellschaft biete dem Marxismus 
Chancen, Karl Marx habe die Gewerkschaften abgelehnt usw. Mehrfach 
vermißt man die Kenntnis einfachster Tatbestände des vorrevolutionären 
Rußland oder der Sowjetunion. Seite 433 kommen unter den zehn wichtigsten 
Nationalitäten die Bulgaren vor, dafür fehlen etwa die Georgier; Seite 467 
heißt es: „In jeder Familie hat jeder möglichst an einem anderen Tag frei, 
damit ja nicht der Aberglaube der Gemeinschaft nisten kann.“ „Der Sieg 
des bolschewistischen Kalenders“, liest man an anderer Stelle, „wäre die 
endgültige Vernichtung Europas, und er ist auch so gemeint und gewollt.“ 
Über die anderen Kapitel des Buches habe ich kein Urteil. A.M. 


Polnische Geschichte. 


Bobrzynski, Michal: Dzieje Polski w zarysie. 
4. Auflage. Warszawa, Gebethner i Wolff. Band 1, 2. 1927. 296, 
332 S.; Band 3. 1931. 442 S. | 
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Brückner, Aleksander: Dzieje kultury polskiej. 
en Krakowska Spölka Wydawnicza 1930. 2 Bände. 653, 
660 S. 

Im Jahre 1877 hat Bobrzynski eine Geschichte Polens veröffentlicht. 
Man griff ihn heftig an, weil er nur das gelten lief, was Staatsbewußtsein 
und Staatswillen gehabt hatte, weil er für die starken Könige eintrat und 
gegen alles, was er für staatsschwäcend hielt, sowohl gegen die demokra- 
tische Adelsanarchie als auch gegen die Jesuiten. Bobrzynski, der in Frank- 
reich ein Mann der Action Francaise wäre, blieb bei seinen Meinungen. Er 
trägt sie, nachdem er die Wiedererstehung Polens (unfreiwillige Untätigkeit) 
miterlebt hatte, in der vierten vollständig umgearbeiteten Auflage seines meister- 
haft disponierten, glänzend geschriebenen, freilich nirgends den Parteimann 
verleugnenden Handbuchs nochmals vor. Er führt die Erzählung bis an die 
Schwelle der Gegenwart und verwertet im dritten Band, der die Zeit nach 
den Teilungen schildert, seine eigene, praktische Erfahrung. Bobrzyüski, der 
begreiflicherweise die politische Geschichte in den Vordergrund rückt, spricht 
auch mit gleicher Sachkenntnis von Literatur und Kunst, von Wirtschaft und 
Rechtsverhältnissen. Vorbildliih und den besten französischen „Manuels“ 
ebenbürtig sind die Gliederung, der Stil. Die Literaturangaben wählen das 
Neueste und Wichtigste aus, vernachlässigen leider nur ein wenig das in 
fremden Sprachen Publizierte. 

Wie Bobrzyüski verabsheut Brückner die Unkultur; nur daß er. 
bei aller Anerkennung der Notwendigkeit einer starken Staatsgewalt, eher 
der demokratischen Idee anhängt. Ist Bobrzynski ein Mann der AF, so 
Brückner ein „radical“ reinsten Wassers. Dabei als Gelehrter und Sdhrift- 
steller dem konservativen Rivalen gleichwertig. Die großartige Kultur- 
geschichte ist durch die Anmut ihrer Darstellung, durch die Fülle des Stoffes. 
durch den Stil eines hervorragenden Platzes sicher. Freilich scheut Brückner 
— wie stets — nicht davor zurück, den sogenannten „Gebildeten” einige 
seiner Hypothesen als Tatsachen vorzuführen. Doch das nimmt dem Werk 
nichts von seiner allgemeinen Bedeutung. Die beiden Bände reichen bis zum 
Ende des 17. Jahrhunderts, also bis zum Erstarren und zum Verfall der 
„Sachsenzeit“. Gesellschaft, häuslihes Leben, Glauben und Aberglauben, 
geistiges Leben, Literatur, Kunst, fremde Einflüsse, endlich die Kultur der 
nationalen Minderheiten werden behandelt. O. F. d. 


Korridorfrage und französische Ostpolitik. 


La Pologne et la Baltique (Polen und die Ostsee). 
Conférences données à la Bibliotheque Polonaise de Paris par 
MM. G. Pagés, H. Hauser, P. Charliat, E. Bourgeois, E. Fournol, 
J. Ancel, A. Tibal, H. de Montfort, F. de Jessen, G. Blondel, 
Ch. Dupuis et H. Strasburger avec un Avant-Propos de M. Émile 
Bourgeois et un Mémoire annexe par Casimir Smogorzewski. 
Paris, Librairie étrangère Gebethner & Wolff, 123 Boulev. Saint- 
Germain. 1931. 359 S. 

Crane, J. O.: (Membre du ‚Institute of current World 
Affairs“, New York), La Petite Entente Editions de la „Revue 
mondiale’, 45 Rue Jacob, Paris 1931. 210 S. mit 2 Kärtchen. 


Das umfangreiche französishe Buch „Polen und die Ostsee“ ist 
ein Kompendium erster Autoren, das eine zusammenfassende Darstellung 
der Korridorfrage vom französisch-polnischen Standpunkt gibt. Die ver- 
schiedenen Aufsätze bilden ein einheitliches Ganzes, das auf historischer, 
ethnographischer und wirtschaftliher Grundlage das Recht Polens auf den 
Korridor beweisen soll. Die Aufsätze, die sich im allgemeinen von Schimpfe- 
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reien, wie man sie häufig in polnischen Schriften findet, fernhalten, sind an- 
regend und bieten in mancher Hinsicht Neues. Man möchte sich eine ein- 
gehende Beantwortung des Buches von deutscher Seite wünschen. Jedenfalls 
handelt es sich hier um eine sehr beachtenswerte Veröffentlichung, zumal 
die Verfasser meist in Politik und Wissenschaft großes Ansehen genießen. 
Die Tendenz des Buches wird schon in der Einleitung von Bourgeois 
deutlich gekennzeichnet durch die Worte, Ostpreußen sei der „Überrest eines 
ehrgeizigen Traumes“, und nachher, Danzig sei Polen zu Unrecht vorent- 
halten, die „Revanche“ dafür sei die Gründung von Gdingen. Des weiteren 
wird in den verschiedenen Vorträgen nachzuweisen versucht, Polen sei auf 
die Ostsee angewiesen, es sei durch seine Lage als Weichselland mehr als 
Preußen auf Seehandel und Seeinteressen eingestellt. Der deutsche Osten 
wird als Kolonialland bezeichnet, auf das Deutschland kein Anrecht habe. 
Über Gdingen erklärt Charles Dupuis, zweiter Direktor der Schule für poli- 
tische Wissenschaften: „Als Polen Danzig nicht bekam, hatte es sofort den 
Plan, einen eigenen Hafen an der polnischen Seeküste zu bauen.“ Dagegen 
erklärten die polnischen Minister immer, Polen sei gezwungen gewesen, 
Danzig zu bauen, weil Polen einen zweiten Hafen brauche. Und der in- 
zwischen zurückgetretene Herr Straßburger behauptet, den Entschluß für den 
Bau von Gdingen hätte die polnische Regierung 1920 gefaßt, als die Danziger 
Arbeiter die Entlöschung der Munition für den Bolschewistenkrieg verhindern 
wollten. Jedenfalls bringt das Buch eine ganze Menge Aufklärung über 
Gdingen und über polnische Ostseepläne. 
as Buch von Crane behandelt in großen Zügen die Entstehung der 
kleinen Entente aus Rumänien, Südslawien und der Tschechoslowakei, deren 
Ziel ist, den status quo in Mitteleuropa, soweit diese drei Staaten dazu ge- 
hören, zu erhalten. Als erste wichtige Tat dieser kleinen Entente wird die 
Verhinderung der Versuche des früheren Kaisers Karl zur Wiedererlangung 
der Königswürde in Ungarn ziemlich ausführlich besprochen. Weiter werden 
die innere Stabilisation dieser Länder, die allerdings noch viel zu wünschen 
übrig läßt, das Verhältnis zu Italien, das Verhältnis zu Ungarn und schließ- 
lich auch das zu den Balkanländern behandelt. Als Zukunftsprobleme werden 
die Regelung der Schuldenfragen und wirtschaftlihe Zusammenarbeit dar- 
gestellt. H. St. 


Baltıkum. 


10 Jahre Gesetzgebung Estlands und Lettlands. Bal- 
tische Eh canelei hank Referate der I. Baltischen Juristen- 
Konferenz zu Dorpat (1928). Reval 1929. Verlag F. Wassermann. 
241 S. Preis: 4,50 RM. 

Kroeger, Erhard: Die rechtliche Stellung des 
Ausländersin Lettland. (Lettländisches Fremdenrecht.) 
(internationalrechtliche Abhandlungen, IV. Abhandlungen.) Ber- 
an 1950. Verlag Dr. Walther Rothschild. 76 S. Preis: 
4.— 2 

Schur, B: Währungs- und Notenbankpolitik 
nn lands. Riga 1931. Verlag der Buchhandlung Löffler. 
{20 5. 

Die Referate der I. Baltischen Juristen-Konferenz zu Dorpat geben 
nicht nur dem Juristen, sondern in gleicher Weise dem Wirtschaftler 
und Historiker eine Fülle anregenden Materials. Die dreizehn Vor- 
träge sind nicht alle gleichwertig. Von allgemeinem Interesse ist 
besonders der Vortrag von Hasselblatt über die notwendige baltische 
Rechtsangleichung, der grundsätzlich wichtige Fragen in knappester Form 
erörtert. Er ist als Beitrag de lege ferenda auch fiir das Deutsche Reich 
wichtig. Die in ihm enthaltenen Gedanken sind zusammengefaltt in den 
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Resolutionen der Konferenz. Es wird gefordert, durch Übereinstimmung der 
staatlichen Gesetzgebung und im Wege der zwischenstaatlichen Vereinbarung 
die Gemeinsamkeit des geltenden Rechts zu erreichen. In erster Linie ist 
die Angleichung auf dem Gebiete des Handelsrechts anzustreben. Die Kon- 
ferenz regt die Schaffung eines auf gemeinsamer Grundlage ruhenden 
Handelsrechts an. 

Den Historiker wird besonders der Vortrag von Hellwig über Entwick- 
lung und Ausbau des Lettländishen Grundbuchwesens interessieren. lo- 
teressante Parallelen zu der deutschen laufenden Entwicklung lassen sic 
feststellen. 

Der Auffenstehende kann nur bedauern, daf der Kreis der Konferenz 
auf Estland und Lettland beschränkt war. Vergleihe mit der litauischen 
Gesetzgebung wären besonders lehrreich. 


Dem Werk ist eine Liste der zwischen Lettland und anderen Ländern 
bestehenden Verträge sowie die Regelung der wirtschaftlichen Beziehungen 
vom 28. Februar 1926 zwischen Lettland und dem Deutschen Reich im Wort- 
laut, ferner der zwischen Lettland und Ungarn abgeschlossene Vertrag im 
Auszug beigegeben. 

Kroeger schließt an einen theoretischen Teil über den Begriff des 
Fremdenredchts eine Darstellung des gemeinen lettländishen Fremdenredts, 
nach dem Stande der Gesetzgebung vom 1. Mai 1928, an. Verfasser bezeichnet 
als Ausländer die, die nicht im Besitze der lettländischen Staatsangehörigkeit 
sind. Diesen Ausländern sind politische Rechte grundsätzlich verwehrt. Vereine 
bedürfen dagegen nur im Griindungsstadium einer Konzession; nach der 
Gründung unterliegen sie nur den allgemeinen Beschränkungen des lett- 
ländischen Vereinsrechts. Gewerbefreiheit ist nach Ansicht des Verfassers 
auf Grund der allgemeinen Norm des Völkerrechtes auch in Lettland ge- 
währleistet. Der Schluß aus dem Gegenteil — Versagung in einigen genau 
aufgeführten Fällen — ist zwingend. Unklar S. 31, ob die Teilnahme an 
der Sozialversicherung auf ausdriicklicher Bestimmung beruht oder nicht. 


Der Abschnitt „Bürgerliches Recht“ und „Zivilprozeß““ hätte etwas 
ausführlicher gehalten werden können. Entscheidungen sowohl zur Frage 
des Erbrechts wie Eherects fehlen völlig. Auf S. 61 „Vollstreckung aus- 
ländischer Gerichtsurteile“ fehlt die Angabe der dort erwähnten Literatur. 
Auch in dem Abschnitt „Grunderwerb der Ausländer“ S. 49 ff. wäre eine 
stärkere Berücksichtigung des Schrifttums wünschenswert gewesen. Gerade 
die Quellen der Kritik (S. 49), die an der Agrarreform geübt wurde, hätten 
un werden können, auch die genauen Fundstellen der nun 
iteratur, v. 


In einer ausführlichen Schilderung stellt Schur die Währungs- und 
Notenbankpolitik in Lettland dar, die Währungszustände in den ersten 
Jahren nach der Staatsgründung, die Stabilisierung der lettländischen Wäh- 
rung, die Währungsreform und sehr eingehend die Kreditpolitik der Lat- 
vijas Banka. 


Selbstanzeige. 


Mehnert, Klaus: Die Jugend in Sowjet-Ruß- 
land. Berlin 1932. Verlag S. Fischer. 270 S. Preis: geh. 
3 RM., kart. 3,50 RM., Ln. 4,50 RM. 


Es leben heute in der Sowjet-Union rund 100 Millionen Menschen, die 
nach 1906 geboren wurden, die also jiinger sind als 25 Jahre, die von der 
Zeit vor dem Kriege aus persönlicher Anschauung nichts wissen, deren Ent- 
wicklung durch die Ereignisse des Krieges, der Revolution, des Bü erkrieges 
und des Kampfs um den Sozialismus bestimmt wurde, die niemals jenseits 
der Grenze waren und die in einer Atmosphäre von ungeheurer Einheitlich- 
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keit aufwachsen. Rund 60 Millionen stehen in dem Alter zwischen 16 und 36. 
Diese junge Generation, über die Lenin sagte, daß sie im Gegensatz zu der 
älteren den Kommunismus selbst erleben werde, ihr Gesicht und Wesen, ihre 
Stellung zum Staat, zur Arbeit und zum Leben, ihre Ansichten über Moral 
und geistige Güter, bemühe ich mich in meinem Buch auf Grund von eigenen 
Erlebnissen in den letzten drei Jahren und gestützt auf das mir zugängliche 
Material darzustellen. Mit einer in anderen Ländern ungewöhnlichen 
Schnelligkeit wächst diese Jugend in die entscheidenden Positionen des 
Staates und Lebens hinein. ir in Deutschland werden mit ihr in den 
nächsten Jahrzehnten sehr wesentlich rechnen müssen. 

Für uns Deutsche ist der Bolschewismus mehr als ein theoretisches 
Problem, er ist eine eminent praktische Angelegenheit. Nicht nur weil 
die Sowjet-Union ein Sechstel der Erdoberfläche bedeckt, weil sie 
fast an Deutschland grenzt, weil ihr Warenangebot die Weltmarktpreise 
drückt, sondern weil sie den entschlossensten Versuch einer Neuordnung des 
wirtschaftlichen, sozialen, persönlichen Lebens darstellt, während wir uns noch 
in der Liquidation des alten befinden, und weil allen, die selbstlos einen 
neuen Weg für Deutschland suchen, die Vertrautheit mit einem Nachbarvolk, 
das sich auf dieser Suche nach neuen Wegen am weitesten von der traditio- 
nellen Heerstrafe in eine unbekannte und gefährliche Ferne vorgewagt hat, 
helfen soll, sich selbst zu erkennen und die deutsche Lösung zu finden. 

Das Inhaltsverzeichnis lautet: 

Der lebendige Mensch. 

Die Studentenschaft. Die Elite als Maßstab — In Moskauer Studenten- 
heimen. — Student und Klasse. — Student und Staat. — Student und 
Wissenschaft. 

Der Komsomol. Mit Nadja im ZK — Blaue Fahnen — Der Komsomol im 
Bürgerkrieg — Programm und carriage, Lenin — Zur sechsten Million — 
Komsomol und Fünfjahrplan — Die „Front der Volksbildung* — Die Wirt- 
schaftsfront — Ersatz des Erwerbstriebs. 

Die Literatur der Jugend. Das Mädchen — Die Nervenfrage — Der junge 
Mann — Der Rotarmist — Die Jugendzeitschrift. ° 

Die Jugend auf der Bühne. Die Rolle des Theaters — „Unsere Jugend“ — 
„Der Narr“ — „Brot“ — Die Jugend spielt. 

Im Dorf. Der Mittelasienexpreß — Der Pulsschlag von Moskau — Die 
Versammlung. 

Die Jugendkommune. Meine erste Kommune — Aus einem Kommune- 
Tagebuch — Kommune und Familie — Kollektiv und Kommune. 

Moral und Kultur. Individuum und Kollektiv — Das Eigentum — Die 
neue Aristokratie — Die Geschlechter — Lenin spricht — Die „neue“ Moral — 
Kultur — Das Weltbild. 

Rußland und wir. K.M. 


Notizen. 


Osteuropäische Kunst. 

Im ErdgeschoR des Kaiser-Friedrih-Museums wurde nach der Über- 
führung der Deutschen Plastiken in das Neue Museum ein Saal für ost- 
europäische Kunst zur Verfügung gestellt. Die Bestände des Museums wurden 
durch Leihgaben aus den russischen Staatsmuseen und von den Herren Prof. 
Winkler und A. Kurella ergänzt. Es ist dem Herrn Generaldirektor Waetzold 
zu verdanken, daß hier zum ersten Mal in Berlin Ikonen und andere ost- 
europäische Kunstgegenstande in einer Dauerausstellung vereinigt sind, 


Die russische Aktenpublikation. 


Das Präsidium der „ZIK“ hat durch Verordnung vom 27. Februar die 
„Kommission zur Herausgabe der Dokumente des imperialistischen Krieges“ 
folgendermaßen zusammengesetzt: M. N. Pokrowskij Vorsitzender und 
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Hauptredakteur, J. A. Bersin stellvertretender Vorsitzender und stellver- 
tretender Hauptredakteur. — Mitglieder: N. M. Zukin (neu ernannt), 
W. W. Maksakow, S. B. Paschukanis und F. A, Rotstein. — 
Verantwortlicher Sekretär ist an Stelle von Waks nun Notowitsch. 


Eine katholische Universitat in Litauen. 


Aus Anlaß des Konflikts zwischen der katholischen Geistlichkeit und der 
in Litauen herrschenden nationalistischen Partei, der sich auch in der Redu- 
zierung der theologischen Fakultät der Staatsuniversität Kowno und gewissen 
Personaländerungen ausgewirkt hat, ist in den katholishen Kreisen 
Litauens der Gedanke aufgetaucht, eine katholische Universität nach Art der 
bereits im Auslande bestehenden katholishen Universitäten zu gründen. 
Dieser Gedanke fand starken Anklang in der katholischen Öffentlichkeit 
Litauens, und zu seiner Realisierung wurde eine umfangreihe Sammlungs- 
tätigkeit eingeleitet, die sich der eifrigsten Unterstützung seitens der katholi- 
schen Geistlichkeit erfreut. Das Initiativkomitee zur Gründung der katholi- 
schen Universität hat beschlossen, vier Fakultäten zu eröffnen, und zwar: 
eine theologische, eine juristische, eine Fakultät für soziale und kommerzielle 
Wissenschaften und eine Fakultät für Naturwissenschaften und Mathematik. 
Die Besetzung der Katheder stößt insofern auf Schwierigkeiten, als es in 
Litauen nicht genügend katholische Fachgelehrte gibt, die alle einschlägigen 
Katheder besetzen könnten. Doc glaubt man in katholischen Kreisen dem 
teils durch Verpflichtung ausländischer katholischer Gelehrter, im wesent- 
lichen aber dadurch abzuhelfen, daf nicht alle Fakultäten zugleich eröffnet 
werden, sondern daß vielmehr eine Anzahl befähigter katholischer Aka- 
demiker mit abgeschlossener Hochschulbildung zwecks Vervollkommnung in 
ihrem Fach ins Ausland entsandt werden, wo sie je nachdem ein bis drei 
Jahre verweilen sollen. Während man in katholischen Kreisen große Hoff- 
nungen mit der katholischen Universität verbindet, in der man vor allem 
einen wissenschaftlichen Schutzwall gegen den Kulturbolschhewismus erblickt, 
ist man in Regierungskrefsen der Neugründung, in der man weniger eine 
wissenschaftliche Anstalt als eine klerikale Parteiinstitution vermutet, recht 
abgeneigt. G. W 


Ausstellung ukrainischer Kunst in Kowno. 


Die Litauische Gesellschaft zum Studium der Kultur der Völker der 
UdSSR hat im auditorium maximum der Landesuniversität Kowno eine Aus- 
stellung ukrainischer Graphik, ukrainischer Bücher und Photographien veran- 
staltet. Die an Exponaten reiche Ausstellung vermittelt dem Zuschauer ein 
anschauliches Bild von dem Leben der Sowjet-Ukraine. 


Unter den Künstlern, deren Werke ausgestellt sind, zeichnet sich Kasjan 
(Charkow) aus, der eine Reihe eindrucksvoller Typen von Arbeitslosen, 
Invaliden, Juden u. a. m. geliefert hat. Unter den Rilustlers befindet sich 
eine Reihe jüdischer Zeichner (Epstein, Soloweitschik, Fradkin), die speziell 
jüdische Genremotive bevorzugen. Der letztere bevorzugt die Karikatur. 
Sehr gut sind die farbigen Darstellungen von Arbeitertypen von Dmitrenko. 
Neben den Bildern sind verschiedene Plakate ausgestellt, darunter manche 
von künstlerishem Wert. Sehr reich ist die Ausstellung von Photographien. 
Die ausgestellten Aufnahmen vermitteln ein anschauliches Bild von der 
Industrialisierung und der Bautätigkeit in der Sowjet-Ukraine (Fabriken, 
Gaswerke, Krankenhäuser u. a. m.) sowie von dem kulturellen Leben (Schulen. 
Theater, Kino, Rundfunk) und den neuen Arbeitsmethoden in den landwirt- 
schaftlichen Kollektivwirtschaften. Die Aufnahmen werden durch statistische 
Tabellen ergänzt. Die Bücherausstellung enthält wissenschaftliche und belle- 
tristische Publikationen der neuesten Zeit in ukrainischer und jiddischer 
Sprache, G. W. 
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Ergänzung. 


In dem Aufsatz von Dr. Schick über das Bankwesen in der Sowjetunion 
im Februarheft von „Osteuropa“ muß auf Seite 260, dritter Absatz, 1., hinter 
„Zentrale Landwirtschaftlihe Bank“ ergänzt werden: „deren Funktionen 
neuerdings enbloc auf die Staatsbank übertragen wurden.“ 


Zur Besprechung eingegangen: 


Barannikov, O. P.: Ukrainski Cigani (Die Zigeuner der Ukraine). 
an 2. Kiew 1931. Verlag der Ukrainischen Akademie der Wissenschaften. 
37 >. 

Brutzkus, Boris: Der Fünfjahresplan und seine Erfüllung. Leipzig 
1952, Deutsche Wissenschaftliche Buchhandlung. 106 S. Preis: kart. 3,— RM. 


Byzantinoslavica. Sbornik pro studium byzantsko-slovanskycdh 
vztahü. Recueil pour l’etude des relations byzantion-slaves. Band III. Prag 
1931. Verlag Orbis. 575 S. 

Chronika archeologii ta mistectva, (Chronik der Archäologie und 
Kunst.) Heft 3. Kiew 1931. Ukrainishe Akademie der Wissenschaften. 
Ukrainisches Archäologisches Komitee, 112 S. 

Dwinger, Edwin Erich: Die zwölf Räuber. Roman. Jena 1931. Verlag 
Eugen Diederichs. 228 S. Preis: geh. 3,— RM., Ln. 4,80 RM. 

Essad Bey: G.P. U. Die Verschwörung gegen die Welt. Berlin 1932. 
E. C. Etthofen Verlag. 359 S. Preis: 2,85 RM. 


Friese, Christian: Rußland und Preußen vom Krimkrieg bis zum Pol- 
nischen Aufstand. Königsberg Pr. und Berlin 1931. Ost-Europa-Verlag. VIII 
und 392 S. Preis: geh. 14,— RM, (Östeuropäische Forschungen, Neue Folge, 
Band 11). 

Hausleiter, Leo: Revolution der Weltwirtschaft. Von der ersten 
Dampfmaschine bis zur Golddämmerung. München 1952, Verlag Knorr & 
Hirth. 308 S. Preis: geh. 5,20 RM., Ln. 6,40 RM. 


Hayn, Gerhard: Das Holzproblem im deutsch-polnischen Zollkriege. 
Königsberg Pr. und Berlin 1931. Ost-Europa-Verlag. VIII und 72 S. Preis: 
geh. 3,50 RM. (Osteuropäische Forschungen, Neue Folge, Band 12). 

Iljin, M.: Fünf Jahre, die die Welt verändern. Erzählung vom großen 
Plan. Mit 30 Bildern. Berlin 1932, Malik-Verlag. 208 S. Preis: kart. 
2,50 RM., Ln. 3,75 RM. 

Isvestija Jurdiceskogo Fakul'teta. Memoirs of the Faculty of Law 
in Harbin. (1920—1930.) Charbin 1931. 361 S. 


Kavrisvili, V. L: Vodnyj Kadastr ZakavksZja. (Water Cadastre of 
Transcaucasia.) Bd. II: Fiziko-geograficeskoe opisanie bassejna R. Kcija 
Chram. (A phisical-geographical description of the Ktsia-Hram River Basin.) 
Tiflis 1951. Verlag des Transkaukasischen Forschungsinstituts für Wasser- 
wirtschaft. 124 S. 

Kyser, Hans: Es brennt an der Grenze. Ein deutsches Schauspiel in 
fünf Akten. Stuttgart und Berlin 1932. Cotta’'she Buchhandlung. 104 S. 
Preis: 2,— RM. 

Langhans-Ratzeburg, M.: Geopolitik und Geojurisprudenz. 
In 1952. Verlag Frommann, 34 S. Preis 0,60 RM. („Student und Leben“, 
deft 11.) 

Mehnert, Klaus: Die Jugend in Sowjetrufland. Berlin 1932, Verlag 
S. Fischer. 275 S. Preis: geh. 5,— RM., kart. 3,50 RM., geb, 4,50 RM. 

Müller-Jabusch, Maximilian: Handbuch des öffentlichen Lebens. 
6. Ausgabe des Politischen Almanachs. Leipzig 1952. Verlag von K.F. Koehler. 
1053 S. Preis: 25,— RM. 

Nisowoj, Pawel G.: Das Eismeer. Ein Roman aus der Arktis. Stutt- 
gart-Berlin-Leipzig o. J. Union Deutsche Verlags-Gesellschaft. 226 S. Preis: 
brosch. 3,— RM., Ln. 4.80 RM. 
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Ohde, Th.: Finnland, das Land der Genossenschaften. Berlin 1952. 
Verlag Struppe & Winkler. 164 S. Preis: 6— RM. 

Rjazanovskij, V. A.: Mongol’skoe Pravo. (The Mongolian Law.) 
Charbin 1931. Verlag Cinareva. 306 und 42 S. 

Schakir-zade, Tahir: Grundzüge der Nomadenwirtschaft. Betrach- 
tung des Wirtschaftslebens der sibirisch-zentralasiatishen Nomadenvölker. 
Bruchsal 1931. Verlag Kruse & Söhne, 150 S. 

Schick, Alexander: Das Sowjetbankwesen und die Rolle der Banken 
in der Sowjetwirtschaft. Königsberg Pr. und Berlin 1932. Ost-Europa- 
Verlag. IV und 100 S. Preis: geh. 4,50 RM. (Osteuropäische Forschungen, 
Neue Folge, Band 13). 

Smurlo, E.: Voltaire et son oeuvre „Histoire de l'Empire de Russie 
sous Pierre Le Grand“. Prag 1929. Verlag „Orbis“. 484 S. Preis: frs. 50,—. 

Tretjakow, S.: Den Sci-Chua. Ein junger Chinese erzählt sein 
Leben. Bio-Interview. Berlin 1932. Malik-Verlag. 508 S. Preis: kart. 
2,85 RM., Ln. 4,80 RM. 

Trotzki, L.: Gegen den Nationalkommunismus. Uber Arbeiterkon- 
no Produktion. Berlin 1932. Verlag Anton Grylewicz. 24 S. Preis: 
0,30 ; 

Trotzki, L.: Soll der Faschismus wirklich siegen? Wie wird der 
Nationalsozialismus geschlagen? Berlin 1932. Verlag Anton Grylewicz. 
25 S. Preis: 0,30 RM. 

Trotzki, L.: Was nun? Schicksalsfragen des deutschen Proletariats. 
Aus dem Russischen von J. Frankel, Berlin 1932. Verlag Anton Grylewicz. 
115 S. Preis: 0,75 RM. 

Trudy _ nauéno-issledovatel’skogo instituta pri Voronezskom Gosu- 
darstvennom Universitete. (Travaux de l'Institut des Recherches Scientifiques 
a ane d'Etat Voroneje URSS.) Voronež 1930. Verlag des Instituts. 
148 5. 

Ukrainskij Archiv. Herausgegeben von der Archäographischen Kom- 
mission an der Ukrainischen Akademie der Wissenschaften. Band IV. Kiew 
1951. Verlag der Ukrainischen Akademie der Wissenschaften, 185 S. 

Viator: Deux Révolutions. La revolution agricole aux Etats-Unis et 
en URSS. Paris 1932. Verlag der Revue politique et parlamentaire. 23 S. 

Vodnyj Kadastr Zakavkazja (Water Cadastre of Transcau- 
casia). Bd. I. Basseji R. Kcija-Chram. (Ktsia-Khram river basin.) Tiflis 1931. 
Verlag des Transkaukasischen Forschungsinstituts fiir Wasserwirtschaft. 174 S. 

Vovk, F.: Antropologija. Riénik kabinetu antropologii. (Anthropo- 
logie. Annuaire du laboratoire d'anthropologie.) Kiew 1931. Verlag der 
Ukrainishen Akademie der Wissenschaften. 237 S. 

Windecke, Christian: Der Rote Zar. Genosse Stalins Weg zur 
Macht. Leipzig 1932. Verlag Quelle & Meyer. 232 S. Preis: 

Wolgadeutsche Volkslieder mit Bildern und Weisen. Heraus- 

egeben mit Unterstützung der Deutschen Akademie und des Deutschen 
olksliedarhivs von Georg Dinges. Bilder von Paul Rau. Berlin una 
Leipzig 1952. Verlag Walter de Gruyter & Co., 75 S. Preis: 3,00 RM., ab- 
züglich 10 %. 


Diesem Heft der Zeitschrift liegt ein Prospekt der Verlage 
Palm & Enke, Erlangen — Walter G. Mühlau, Kiel 
bei, den wir der Beachtung der Leser empfehlen. 


Verantwortl. für den redaktionell. Teil: Dr. Klaus Meh nert, Berlin; für den Anzeigentell: Erich 
Werner, Königsberg Pr. Verlag: Ost-Europa-Verlag, G. m. b. H.. Königsberg Pr., Hansaring 6)3. 
Fernspr.: Sammelnummer 34422. Druck: Ostpreuß. Druckerei u. Verlagsanstalf A.-G., Königsberg Pr 
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Erzählung vom großen Plan 


1.—18. Tausend : 208 Seiten 


Mit 30 Fotografien 


Karton. RM2.50. Lein. RM3.75 


Ausstattung v. John Heartfield 


In jeder guten Buchhandlung 


M.Iljin,sowjetrussischer Inge- 
nieur, Augenzeuge und Mit- 
arbeiter des Fiintjahrplanes, 
unternahm es. das Wesen und 
die Grundzüge des großen 
Plans in eindringlicher, leicht - 
taßlicher und dabei plasti- 
scher Form zu erzählen. Das 
Buch ist hervorragend ge- 
eignet, dem Ausländer. far 
den das sowjetrussische Pro- 
jekt nur summarische Vor- 
stellungen auslöst. ein klares 
und dabei überaus lesselndes 
Bild zu verschaffen. IljinsBuch 
gilt in der Sowjetunion als 
eins der besten populären 
Bücher über den Fünfjahr- 
plan, es ist bereits in England 
und Amerika erschienen, wo 
es zum größten Buchertolg 
des Jahres 1931 wurde (Auf- 
lage über 100000). Der „Book 
of the month-Club” hat das 
Werk als bestes Buch des 
Monats für seine Mitglieder 
erworben. Wir zitieren nur 2 
derzahlreichenPresse-Urteile: 
„Als ich dieses erstaunliche Buch 
durchgelesen hatte, packte mich eine 
derartige Begeisterung, daß ich sogar 
befürchten muß, durch übermäßiges 
Lob dem Buche zu schaden. Es ist 
ein Meisterwerk der einfachen Dar- 
stellung . . . Die Zeitungen sind voll 
Berichte über den Fünfjahrplan, es 
sind auch viele Bücher darüber ge- 
schrieben worden. Aber erst die Lek- 
türe dieses Buches vermittelte mir 
eine klare Vorstellung über das Ge- 


schehnis, das zweifelsohne das Wich- 
ıigste der Jetztzeit ist.“ 


Chicago Daily News 


„Ich kenne in keiner Sprache ein su 
packendes Buch wie das von Iljin... 
lijin schildert in diesem Buch die 
märchenhafte Romantik des Planes 
mit schlichter Würde und Anmut, 
wodurch das Buch in die Reihe der 
Werke der Weltliteratur rückt. Es ist 
eine Prosadichtung, auf die Turgenjew 
stolz gewesen wäre.“ 


The Saturday Review 
of Litterature Mai 31 


MALIK-VERLAG/ BERLIN 


OSTEUROPA 


ZEITSCHRIFT FÜR DIE GESAMTEN 
FRAGEN DES EUROPAISCHEN OSTENS 


Im Auftrage der Deutschen Gesellschaft zum Studium Osteuropas 
in Verbindung mit Otto Auhagen, Breslau; Otto Goebel, Hannover; 
Hans Jonas, Königsberg; Arthur Luther, Leipzig; Richard Salomon, 
Hamburg; Hermann Schumacher, Berlin; Max Sering, Berlin; Kurt 
Wiedenfeld, Leipzig, herausgegeben von OTTO HOETZSCH 


Ost-Europa-Verlag / Königsberg Pr. / Berlin W.35 
Herausgeber: Professor Dr. Otto Hoetzsch, Berlin W.10, Bendlerstraße 18. 


Redaktion: Generalsekretär Dr. Klaus Mehnert, Deutsche Gesellschaft 
zum Studium Osteuropas, Berlin W. 35, Am Karlsbad 29 


Die monatlich erscheinende Zeitschrift kostet vierteljährlich RM. 9.—. 
Anzeigenpreise: !/, Seite RM. 80.—; !/, Seite RM. 40.—; !/, Seite RM. 25.—. 


7. Jahrgang Heft 8 
INHALT: 


An unsere Leser 
HARRY GABRIELSKYY: Polens außenpolitische Ideologie ... 
OTTO HOETZSCH: M.N. Pokrowski + 


HERMANN FRANK: Die zentrale Bücherei und die Bibliographie 
der Völker Sowjetrußlands 


Rußland und Osteuropa, Übersichten: 
I. Innere und äußere Politik von OTTO IIOETZSCH 


II. Juristische Übersicht von HEINRICH FREUND 


Bücherschau 


Mit dem Erscheinen des zweiten Teiles 
kam soeben zum Abschluß: | 


LEHRBUCH 
DES VÖLKERRECHTS 


von Alexander Hold-Ferneck 


0.ö. Professor an der Universitat Wien 


I. TEIL: WESEN UND GRUNDLAGEN DES V.-R. VII, 257 S. 7.—, Leinen 8.50 
It. TEIL: DIE VORSCHRIFTEN DES V.-R. XII, 332 S. 12.—, Leinen 13.50 


In neuer Systematik gibt der Verfasser, reiche Ertahrungen im aus- 
wärtigen Dienst verwertend, eine geschichtlich, soziologisch und politisch 
unterbaute, leicht fakliche und durchaus realistische Darstellung 
des geltenden Völkerrechis. In vergleichsweise engem Rahmen ein 
annähernd vollständiger, nirgends in Einzelheiten sich verlierender 
Überblick über den weitschichtigen Stoff. 

Den Erfordernissen strenger Wissenschaftlichkeit entsprechend 
sind vor allem die grundiegenden Begriffe herausgearbeitet, wie jene 
des Staates, des Rechtes, des völkerrechtlichen Subjekts, der Souveränität 
des Staatsvolkes und -gebietes, des völkerrechtlichen Vertrages und 
Deliktes, des Krieges und der Neutralität. Besondere Beachtung ist der 
Entwicklung der Dinge in den letften Jahren geschenkt, und 
der Frage der Revision der Friedensdiktate, für deren Bekämpfung der 
Verfasser in einer vielfach neuartigen Lehre von den Verträgen völker- 
rechtliche Argumente zur Verfügung stellt. 


Prof. Pohl in der „Deutschen Literaturze/tung": 
„Das Werk ist sehr iebendig geschrieben; es zeugt von dem leiden- 
schaftlichen Wunsch und Willen, durch Belehrung über den wahren 

Stand des Volkerrechtes zur Erneuerung und Wiederaufrichtung des 
deutschen Volkes beizutragen." 

Prof. Strupp in der „Zeitschrift für die ges. Staatswissenschaft‘: 

„Die vorhergehenden Ausführungen zeigen, daß ich in vielen Beziehungen 
völlig anderer Ansicht als der Verfasser des Buches bin... Aber ich 
halte es gleichwohl für eine große geistige Leistung, die auch dem, der 
mit Votkerrechtserfahrung an seine Lektüre herantritt, sprachlich und 
sachlich Quelle hohen Genusses und mannigfacher Belehrung sein kann. 
In diesem Sinne sei es eindringlich empfohlen." 


Felix MeinerVerlaginLlLeipzig 


An unsere Leser! 


Herr Staatsminister Dr. Friedrich Schmidt-Ott, 
langjähriges Mitglied der „Deutschen Gesellschaft zum Studium 
Osteuropas“ und ihr Präsident seit 1920, hat sich entschlossen, 
sein Amt an der Spitze der „Deutschen Gesellschaft zum Studium 
Osteuropas“, in dem er sich und der Gesellschaft das Vertrauen 
weiter deutscher und russischer Kreise zu gewinnen verstanden 
hatte, niederzulegen. Die Gesellschaft bedauert den Entschluf 
ihres hochverehrten Präsidenten auf das tiefste und dankt ihm 
auch an dieser Stelle für alles, was er in seiner langen Amtszeit 
für sie getan hat. 

Der Ausschuß der „Deutschen Gesellschaft zum Studium Ost- 
europas“ hat auf Vorschlag des Präsidiums der Gesellschaft Herrn 
Reichsministera. D. Dr. Julius Curtius zum Präsi- 
denten gewählt. Als die beiden Vizepräsidenten sind die Herren 
Professor Dr. Otto Hoetzsch als erster und Geheimrat Pro- 
fessor Dr. Max Sering als zweiter gewählt worden. 
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Polens außenpolitische Ideologie. 
Von Harry Gabrielsky, Danzig. 


Die Grundelemente. 


Ein Bemühen, die polnische Außenpolitik in ihren viel- 
fältigen, aus dem Wechsel der politischen Ziele und dem Wider- 
streit der politischen Kräfte hervorgehenden Äußerungen als 
Einheit zu erfassen und eine ihr zugrunde liegende Ideologie 
nachzuzeichnen, erfordert zunächst eine eee der histo- 
rischen und wirtschaftlichen Bedingungen des Handelns dieser 
Nation, d. h. ihrer psychischen Ausstattung, wie sie aus dem 
Schmelzofen der geistigen, politischen und wirtschaftlichen Ge- 
schichte Polens hervorgegangen ist. 

Es sind vornehmlich drei Elemente, die in dieser Weise, in 
dichter Vermischung und Verbindung untereinander, die außen- 
politische Orientierung bestimmen: ein psychisches, nämlich das 
im Volksganzen vor sich gehende und bis heute nicht völlig ab- 
reagierte Ausleben von Ressentiments, Minderwertigkeits- 
gefühlen und ihrem Ausgleich durch nationale Übersteigerung, 
das immer wieder durch die Erinnerung an die Teilungen des 
Staates und das geschichtslose Dasein des Volkes bis zum Ende 
des Weltkrieges konserviert und durch die Sorge um ein zweites, 
ähnliches Schicksal erneuert wird; — ein konstitutionelles, das 
in der engen Verkettung der Staatsbildung mit dem Versailler 
Vertrag zu finden ist und in ihm die Magna Charta des wieder- 
erstandenen Staates sehen läßt, die eifersüchtig gegen jeden 
Angriff zu verteidigen ist, und das, in bewußter und unbewußter 
Verbindung mit dem Zurückblicken auf die Zeit des Lebens unter 
den Raubstaaten, die polnische Version der securite geschaffen 
hat; — und schließlich ein historisch-romantisches, das die Jahr- 
zehnte und Jahrhunderte nationaler Schwäche überspringt und 
im Aufblick zur Größe und Macht des Polenreichs unter den 
Jagiellonen, das mehr als eine Million Quadratkilometer um- 
schloß und der größte slavische Staat, einer der mächtigsten 
Europas, war, den Mittelpunkt findet, um den sich der Weiter- 
bau des neuen Staates entwickeln kann. 

Es folgt zwangsläufig aus diesem Grundaufbau, daß die Ver- 
teidigung und Bewahrung des durch den Weltkrieg Erhaltenen 
Jahre hindurch das vorherrschende, fast einzige Ziel der Auften- 
politik blieb. Gegenüber der deutschen These, daß Polen ein 
„Saisonstaat“, das Zufallsprodukt eines verlorenen Krieges, der 
These Lloyd Georges, daß es eine Schöpfung der Entente gegen 
den Willen der uneinigen Polen sei, wuchs das Bewußtsein, Jaf 
Polen zu lange auf seine Einigkeit und Unabhängigkeit gewartet 
hätte, um sie nicht mit letzter Kraft und mit jedem Mittel zu 
verteidigen, Kriegsstimmung wurde dauernd aufrecht erhalten. 
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das „vivre dangereusement“ sollte aus der Not, daß die aggres- 
sive Politik der Nachkriegsjahre fast sämtliche angrenzenden 
Staaten in ein feindliches oder gespanntes Verhältnis zu Polen 
gebracht und 70 % der Grenzen, im Westen gegen Deutschland, 
im Osten gegen Rußland und Litauen, zu gefährdetem Gebiet 
gemacht hatte, nicht nur eine Tugend, sondern den Stolz der 
Nation machen. Aus diesem Grunde beansprucht Casimir Smo- 
gorzewski in seinem Buch „La Pologne restaurée“, das in Paris 
erschienen ist und als Standardwerk zur Propaganda der polni- 
schen politischen Ideologie im nichtdeutschen Ausland angesehen 
werden kann, für die polnische Diplomatie den ersten, weil 
schwierigsten Platz. Die Verteidigung gegen den „Drang nach 
Osten“ Deutschlands, gegen den Bolschewismus Rußlands wurde, 
auf einer uneinnehmbaren Basis dogmatischer Wiederholungen, 
zum Grundstatut der außenpolitischen Ideologie: von Polen 
hängt das Geschick Europas ab, das Schicksal des Versailler 
Vertrages, der Frieden der Welt. In diesen Postulaten lag 
leichzeitig die sorgfältig berechnete politische Propaganda für 
a Westen, für Frankreichs Interesse an der Stabilisierung des 
Zustandes von 1919 und für das angelsächsische Schreckgespenst 
des Bolschewismus, dem Polen als „Barriere“ im Weg zu stehen 
versicherte, was ihm nicht ohne moralishe und materielle 
Unterstützung gelassen wurde. 


Eine nicht geringe Anzahl von einmaligen und periodischen 
Veröffentlichungen hatte die Aufgabe, diesen Ideen zur weitesten 
Verbreitung zu verhelfen, neben dem erwähnten Buch von Smo- 
Selen seien nur genannt „La Pologne, L’Allemagne et le 

orridor“, „Poland of to-day“, „La Politique Polonaise de la 
France“ von demselben Verfasser, dann „Le Messager Polonais“, 
eine vom polnischen Außenministerium herausgegebene und in 
alle Länder geschickte Zeitschrift, „La Pologne“, eine in Paris, 
u. grerand America’, eine in New York erscheinende Monats- 
scnrift. 

Polen weiß heute, daß es viele Aufgaben angefaftt hat, Auf- 
gaben der staatlichen Organisation dreier Teilgebiete mit ver- 
schiedener Entwicklung, der wirtschaftlichen Eingliederung in 
den :.mitteleuropäischen Wirtschaftsraum, jder Minderheiten- 
regelung, der Auseinandersetzung mit den angrenzenden Staaten, 
deren günstige Lösung für sein Schicksal auf lange Sicht ent- 
scheidend ist; es bemüht sich, von dem kurzsichtigen Hinstürzen 
auf die politische Aufgabe des Tages, zu dem es durch die 
Emotionalität seines Volkscharakters wieder und wieder ge- 
trieben wird, abzukommen. Es ist sich klar, daß die einfache, 
starre Bewahrung des Erworbenen im Sinne der französischen 
Kontinentalpolitik auf die Dauer notwendig verschärfend auf 
die Konflikte Europas wirken und zur Steigerung der nationa- 
listischen Gegensätze führen muff. Daher das neuerdings häufige 
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Bemühen, ideologisch bewußt an der Lösung der großen euro- 
päischen Probleme mitzuarbeiten, ein Bemühen allerdings, das 
auf keinen Fall eine Schwächung der Sicherheits- oder Gebiets- 
erhaltungs-Postulate aufweist, sondern im Gegenteil oft deutlich 
imperialistische Ziele herausstellt. 


Hier hat sich eine umfangreiche Literatur entwickelt, die sich 
nicht auf die prinzipielle Stellungnahme zu den politischen Tages- 
ereignissen im Rahmen der Zeitung beschränkt, sondern immer 
wieder die Form umfangreicher und systematischer Unter- 
suchungen und Darstellungen annimmt, die vorzugsweise die 
Lehrer der Hochschulen zu Verfassern haben. Dieser für Polen 
typische Umstand erklärt sich noch heute aus der Rolle, die die 
palaische Wissenschaft, besonders die Geschichtswissenschaft in 
der Zeit nach den Teilungen gespielt hat, wo sie die Trägerin 
der Tradition und im Verein mit der Geistlichkeit die Weg- 
weiserin in die erhoffte Zukunft war. Der akademische Lehrer 
war zugleich Verkünder der Befreiung und geistiger Führer. 
Diesen charakteristischen Zug hat die polnische Wissenschaft 
nicht verloren, sie ist noch heute die Wegbereiterin der Politik, 
Wissenschaftler sind sehr häufig in die höchsten Staatsämter be- 
rufen worden; im Almanach Polonais, der unter dem Patronat des 

olnischen Außenministeriums in Paris erschienen ist, widmet 

rofessor Roman Dyboski von der Universität Krakau der 
„Wissenschaft im Dienste des Staates“ einen besonderen Ab- 
schnitt. Der polnische Staat hat die Notwendigkeit, seine poli- 
tischen Ziele wissenschaftlih zu fundieren und zu stützen, so 
lebhaft empfunden, daß er am individuellen Schaffen der Ge- 
lehrten nicht Genüge fand, sondern die Bildung besonderer 
Institute gefördert hat. Sie treten teils mit der Absicht streng 
wissenschaftlicher Arbeit auf, wie das 1921 an der Universität 
Posen errichtete Westslavische Institut, das von Professor 
Rudnicki geleitet wird, der selbst mit einer großen Reihe von 
Publikationen hervorgetreten ist und die Zeitschrift „Slavia 
occidentalis“ herausgibt, teils haben sie wissenschaftlihe und 
politische Ziele, wie das Baltische Institut, das 1926 in Thorn 
Eee ungen wurde und nach der Erklärung seines Direktors 
. Borowik in dem großen vom Ministerium für Handel und Ge- 
werbe herausgegebenen Werk „Kronika o polskiem morzu“ — 
Chronik vom ne Meer — für die allgemeine Aufklärung 
von der Untrennbarkeit Pommerellens und Polens und für die 
Lenkung der Wirtschaftsexpansion auf das Meer hinaus tätig ist. 
oder sie sind schließlich völlig politische Einrichtungen wie der 
1922 gegründete Wesimarkenverein. Gerade der Umstand, daß 
eine streng objektive und methodologisch einwandfreie For- 
schung durch das politische Wunschbild sehr häufig gestört wird, 
läßt aus diesen Arbeiten ein sehr detailliertes und farbiges Bild 
weniger des Seins als des Wollens und Sein-Sollens, also hier 
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der auffenpolitischen Ideen entstehen, die die geistige Führung 
der staatlichen Entwicklung Polens beanspruchen. 


Es wird hier betont, daß die EinschlieRung der politischen 
Ideologie in die Maximen der Zeit nationaler Dekadenz und 
Zerstückelung eine Einengung des politischen Horizonts und eine 
Erschwerung der Verständigung bedeutet. Der Jagiellonenidee 
wird großer Wert beigelegt, sowohl was die Gebietsausdehnung 
als auch was die Methode des außenpolitischen Vorgehens an- 
betrifft. Wie in der Jagiellonenzeit sollen nicht die Waffen, 
sondern die von Polen zu bietenden Vorzüge nationaler und 
geistiger Art die geschichtlich und ethnographisch zu Polen ge- 
hörigen Gebiete in freier EntschlieRung mit dem wiedererstan- 
denen Reich vereinen. Der imperialistische Kern dieser, eine 
Mischung des Programms der Pilsudskisten und der National- 
demokraten darstellenden Ideologie ist nicht verkennbar. Sie 
weitet sich dann aus zu einer Darstellung des Föderations- 
gedankens als Instrument der Außenpolitik, findet hier die wich- 
tigste Aufgabe in der Bildung von Staatenverbänden und be- 
trachtet das Verhältnis Polens zu schon bestehenden und sich 
erst vorbereitenden Föderationen, der Kleinen Entente, den 
Baltischen Staaten, der Donauföderation, einem mitteleuropäi- 


schen Block. 
Einflüsse der Wirtschaftspolitik. 


In diesen Ideen kommen aber schon deutlich Erwägungen 
ökonomischer Natur zur Geltung und geben der außenpolitischen 
Ideologie ein wirtschaftspolitisches Segment, das sich verbreitert, 
je mehr die westliche Wirtschaft in Schwierigkeiten kommt und 
je mehr die alten handelspolitischen Orientierungen und Be- 
ziehungen Polens durch die der Krise folgenden Maßnahmen der 
Volkswirtschaften unmöglich oder unterbrochen werden. In der 
Umgruppierung der europäischen Wirtschaft, die augenblicklich, 
gleich ob unter der Rubrik Neomerkantilismus oder Planwirt- 
schaft einzureihen, deutlich Ansätze zur Übernahme von Initia- 
tive, Organisation und Verantwortung im Außenhandel durch 
den Staat zeigt, ist Polen seit langer Zeit bemüht, sich einen Platz 
zu sichern, der seine politischen und wirtschaftlichen Interessen 
möglichst gleichmäßig befriedigt. Dabei dient die politische 
Ideologie in geschickter Weise den handelspolitischen Zielen. 
Die jagiellonische Idee, der Rückblick auf das Reich zwischen 
Ostsee und Schwarzem Meer, läft die beständige Politik eines 
großen Handelsverkehrs formulieren, der Polen die Vermittler- 
stellung zwischen diesen beiden Meeresbecken geben und damit 
das Interesse Ungarns, Bulgariens und Rumäniens gewinnen soll, 
wie es Henryk Baginski in seinem vom Westmarkenverein mit 
Unterstützung der „Meeres- und Fluß-Liga“ herausgegebenen 
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Buch „Zagadnienie dostepu Polski do morza“ — Das Problem des 
Zugangs Polens zum Meer — und nach ihm Ernest Pezet für 
Frankreich in seinem Buch „Oú va la Pologne?“ begründet und 
geschildert hat. 


Die Frage der Ostseehäfen, Danzig und Gdingen, wird 
immer fester in ein Fundament wirtschaftlicher Ziele und Not- 
wendigkeiten eingegraben; durch die Absperrung Deutschlands 
gegen die Einfuhr polnischer Agrarprodukte ergibt sich die 

otwendigkeit der Erschließun anderer Märkte, wobei als 
en Ersatz in der Hauptsache England in Frage 
ommt; die Ausfuhr von Industrie- und Agrarerzeugnissen nach 
Westeuropa und Übersee soll nicht mehr über die Transit- und 
Veredlungszentralen Deutschlands, sondern über die eigenen 
Häfen gehen; in beiden Fällen ist die Frage der Konkurrenz- 
fähigkeit eng verbunden mit der Frage der Flotten- und Hafen- 
politik. Indem so deduziert wird, da Polens wirtschaftliche 
und damit nationale Selbständigkeit nur garantiert wird durch 
die (nach der nationalen) zu erstrebende wirtschaftliche Eman- 
zipation von Deutschland, durch den unmittelbaren Kontakt mit 
en Einkaufs- und Absatzmärkten über polnische Häfen, wird 
der Fragenkomplex: Lebensfähigkeit — Handelsbefreiung — Kor- 
ridor — Seehafen und F lottenpolitik zu einer unlösbaren Einheit 
verbunden, die jeden Eingriff in die Korridor- und Danzig- 
Regelung zu einem Angriff gegen die lebenswichtigsten Inter- 
essen Polens stempeln soll. „Die wirtschaftliche Entwicklung 
Polens fordert immer mehr den Warenaustaush über See. 
Welches Geschick Polen sonst haben würde, zeigt die Geschichte 
des ehemaligen Kongreß-Polen“, sagt der eben angeführte Ver- 
fasser in einem anderen Werk: „Wolność Polski na Morzu“ — 
Polens Freiheit zur See —, das vom Militärwissenschaftlichen 
Verlagsinstitut in Warschau, das seinerseits wieder in enger Ver- 
bindung mit dem Kriegsministerium steht, herausgegeben wurde. 
Vom nationalökonomischen Standpunkt hat Dr. F. Hilchen als 
Mitglied des Danziger Hafenausschusses und des Gdinger Hafen- 
rats in seinem Buch „Wpływ organizacji handlu zagranicznego 
na bilans płatniczy“ — Einfluß der Aufßenhandelsorganisation 
auf die Zahlungsbilanz — eingehend diese Zusammenhänge be- 
gründet. Ferner ist die Organisation von monopolartigen Ein- 
und Ausfuhrsyndikaten und Zentralstellen, die die Möglichkeit 
eben, Handels- und Außenpolitik sich jeweils gegenseitig als 
Waffen dienen zu lassen, in Polen zu einer Ausdehnung ge- 
bracht worden, wie wohl in keinem zweiten Staat mit Aus- 
nahme der Sowjetunion. 

Die Handelsbilanz ist in einer weiteren Beziehung wichtig für 
die politische Orientierung: 1931 schloß die Bilanz mit Deutsch- 
land. für Polen mit einem Passivsaldo von 40 Mill. Zł. ab; 1924 
gingen 42,4 %, 1931 aber nur noch 16,7 % der polnischen Aus- 
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fuhr nach Deutschland, dafür stieg der Anteil der westlichen 
Länder von 16,1 % (1925) auf 29,4% (1931) und England wurde 
der Hauptabnehmer. So ist es verständlich, wenn England 
heute für Polen zu einer außenpolitischen Position ersten Ranges 
non ist, denn der Absatz der Agrarerzeugnisse bleibt für 

olen eine Existenzfrage. Für seine Industrieerzeugnisse da- 
gegen braucht es die Märkte Ungarns, Bulgariens, Rumäniens, 
Jugoslawiens und der Staaten Vorderasiens, ebenso der balti- 
schen Staaten. Und hier setzt die aufßenpolitische Ideologie 
wieder ein und zieht einen heute noch nicht ganz klaren und 

roblematischen Gedankenkreis, der weniger seiner mutmaf- 
lichen Verwirklichung wegen als wegen der Bedeutung für die 
Selbsteinschätzung Polens von Interesse ist: 


Die panslavistische Ideologie Polens. 


In seinem Buch „La Pologne restaurée“ untersucht Smogor- 
zewski die Bedeutung des Panslavismus für Polen in einem be- 
sonderen Kapitel La Pologne et l’idee slave, ohne aber zu kon- 
kreten Vorschlägen zu kommen. Erst J. Kuncewicz fügt den pan- 
slavistischen Gedanken systematisch in die auftenpolitische Ideo- 
logie ein in seinem Werk „Przebudowa — Rzecz o zyciu i ustroju 
Polski“ — Umbau — Abhandlung über Leben und Verfassung 
Polens —, dem Professor Cybichowski, der Leiter des öffent- 
lich-rechtlichen Seminars der Universität Warschau, ein emp- 
fehlendes Vorwort geschrieben hat. 

Die alte Anziehungskraft, die Rußland vor dem Kriege auf 
die slavischen Völker gehabt hat, sei verschwunden, der alte 
Streit um den Vorrang des Testaments Peters des Großen und 
der re endgültig zugunsten der Goldenen Zeit 
entschieden; es gilt, die Konsequenzen daraus für Polen günstig 
zu gestalten. Es macht sich hier den Vorwurf, die slavischen 
Gefühle, anders als die Tschechoslovakei, nicht genügend be- 
rücksichtigt zu haben, wo doch die vorsichtige und geschickte 
Gestaltung dieser Idee seine Pflicht sei. In ihrem Sinne muß eine 
nähere Verständigung mit Jugoslavien und Bulgarien versucht 
werden, in ihrem Sinne ist die Organisation des ganzen West- 
und Süd-Slaventums notwendig, durch dessen Verbindung mit 
einem Baltischen Bund und Rumänien aus Polen ein Faktor un- 
geheurer Bedeutung im Osten werden kann. 

Offenbar haben diese Gedanken den Wunsc einer Hege- 
monie im Osten gegenüber Rußland zum Vater, aber auch mehr 
als das, wie sich bei den Verhandlungen um den Donaufödera- 
tionsplan gezeigt hat: die wirtschaftliche Notwendigkeit, sich an 
der Donau einzuschalten und gleichzeitig die Position in den 
Randstaaten zu festigen, was durch die in dieselbe Zeit fallenden 
Bemühungen, die Verhandlungen mit den baltischen Staaten 
zukunftsreicher zu gestalten, bestätigt wird. 
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Der Einfluß der französischen Politik. 


Wichtiger als diese Pläne, die sich ein weites Ziel stecken, 
das Wichtigste für Polen, bleibt aber Frankreich und der An- 
schluß an das französische Bündnissystem. Polen ist sich zwar 
seines Großmachtwillens zu sehr bewußt, um sich in seiner außen- 
politischen Ideologie in das Licht eines Trabanten Frankreichs zu 
stellen, „es ist keine Expositur der französischen Einflüsse im 
Osten, sondern aus Rücksicht auf seine Lage und Interessen 
Frankreichs natürlicher Bundesgenosse, der mit ihm zusammen 
berufen ist, den durch das Versailler Traktat festgesetzten Stand 
der Dinge an Rhein und Weichsel zu bewahren“. (J. Feldmann, 
Dozent für neuere Gescichte an, der Universität Krakau in 
„Iraktat wersalski jako etap zmagań polsko-niemnieckih“ — 
Das Versailler Traktat als Etappe des polnisch-deutschen 
Ringens.) 


Polen betont, daß es sich bemüht, die Zusammenarbeit mit 
allen Mächten zu fördern, ohne Ausnahme, in Anpassung an die 
bestehenden Möglichkeiten, und lehnt es aus dieser Grundauf- 
fassung alle Ideen als naiv ab, die sich seine internationale 
Politik wie ein Brettspiel vorstellen, in dem es sich z. B. auf der 
Seite Frankreichs gegen England stellen oder zwischen Frank- 
reich und Italien wählen oder mit Rumänien gegen die Tschecho- 
slovakei auftreten könne. Trotzdem aber ist die Gleichheit der 
Interessen so groß, daß Frankreich immer wieder als der 
Schlüsselpunkt der Außenpolitik betrachtet wird, daR Polen die 
Hauptpunkte seines Programms, gegen Revision und Abrüstung, 
mit denselben Argumenten stützt, und in dem maintenir, conso- 
lider, apaiser die heilige Dreifaltigkeit auch seiner Politik sieht. 
Die Grundsätze der französischen Politik, die alles Bemühen an 
die Aufrechterhaltung der Ordnung von Versailles setzt und in 
ihren Dienst die militärische Rüstung, das System der Bündnisse 
und die internationale Friedensideologie stellt, werden von Polen 
getreulich wiederholt, wobei es besonders hervorhebt, daß die 
Wahrnehmung seiner Interessen, die Unantastbarkeit seiner 
Grenzen die Grundbedingung des Friedens Europas und damit 
die Voraussetzung für die Vermeidung neuer verhängnisvoller 
Kriege ist, Thesen, die durch das Buch Srokowskis, des früheren 
polnischen Generalkonsuls in Königsberg, „Z krainy Czarnego 
Krzyża“ — Aus dem Land des Schwarzen Kreuzes — in Polen 
zu unumstößlichen Wahrheiten geworden sind. 


Die politischen Parteien. 


In der Annahme dieser Ideologie sind sich im Grunde alle 
politischen Parteien Polens einig. ollte man ihre Abweichun- 
en aufzählen, so würde man Gefahr laufen, durch Unwesent- 
fiches und Abgestorbenes das Bild zu verwischen, denn die alten 


448 


Ideen der polnischen Parteien und Gruppen sind heute nicht viel 
mehr als erstarrte Äußerungen jener großen Bewegung, deren 
Motiv die Wiederherstellung Polens war. Das war das einzige 
Ziel aller Parteien, von den Nationaldemokraten bis zu den 
Sozialisten; in dieser Beziehung waren sie keine verschiedenen 
Bewegungen, sondern nur in der Wahl der Mittel nicht überein- 
stimmend: die eine wollte ein völlig unabhängiges Polen, die 
andere ein autonomes Polen in den Grenzen Ruflands, die dritte 
in den Grenzen Österreichs. Als die allpolnische Idee schließlich 
verwirklicht war, verloren die Parteien ihre wesentliche histo- 
rische Berechtigung und betrachteten die Wahrnehmung ihrer 
eigenen Interessen als Selbstzweck. Der Augenblick war ge- 
kommen, die alte Ideologie nach den Territorien, S thien, 
Antipathien, Zielen und Mitteln der Vor- und frühen Nadhkriess. 
zeit abzuwerfen. Pilsudski zog 1926 die Konsequenz. Die 
Pilsudskisten, der „Parteilose Block der Mitarbeit mit der Re- 

ierung’, verfügen heute im Sejm über die absolute Mehrheit. 

inter allem steht der Marschall, und hinter ihm steht die 
Armee. Das System der „Balkanwahlen“ und die Beanspruchung 
des Notverordnungsrechts durch die Regierung lassen dem Sejm 
nur noch eine formale Existenz. Das offizielle außen litische 
Programm der Pilsudskisten, im wesentlichen dem der National- 
demokraten entnommen, trägt denn auch deutlich den Stempel 
einer Militärdiktatur: Polen den Polen, keine Abrüstung, keine 
Revision, für deutsche Tribute, für ein Polen von der Ostsee bis 
zum Schwarzen Meer in Erinnerung an das Jagiellonenreich (hier 
et sich die Ähnlichkeit mit der italienischen Nachfolgerschaft 
des Römischen Reiches auf). Die Parteien der Opposition, be- 
sonders die Nationaldemokraten, vergessen heute gern, wenn sie 
von der Schande von Brest-Litowsk reden, ihre eigenen Sünden 
in der Ukraine und in Oberschlesien, und es ist sicher, daß sie 
ihre außenpolitischen Ideen nicht anders formulieren würden, 
wenn sie zur Macht kämen, so wahr bleibt es, daß, so lange die 
Erde in Nationalstaaten gegliedert ist, das außenpolitische Han- 
deln jedes Staates in viel stärkerem Maße von seiner politischen 
und historischen Gesamtlage als von den Lehren seiner inner- 
politischen Gruppierungen abhängt. 


Die Ideologie in der Defensive. 


Diese politische und historische Gesamtlage gibt nun in Ver- 
bindung mit den Grundelementen der polnischen Ideologie, den 
Einflüssen der französischen Kontinentalpolitik und der wirt- 
schaftlichen Situation den Baustoff für die außenpolitischen Ideen 
Berner den einzelnen Staaten. Polen stellt an die Spitze den 

atz, da es den Frieden will, weil es ihn für seine Entwicklung 
braucht, besonders in der heute die Welt bedrückenden Krise. 
„Um die Krise, unter der heute die ganze Menschheit leidet, 
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wirksam zu bekämpfen, muß jede politische Voreingenommen- 
heit zurückgestellt werden. Diese unbestreitbare Wahrheit 
hat bis zu diesem Tage die polnische Regierung in allen ihren 
Maßnahmen auf internationalem Gebiet geleitet‘, sagte im 
Oktober 1931 Außenminister Zaleski in einer Rede vor der 
außenpolitischen Kommission des Sejm. 


Da aber Frieden für Polen gleichbedeutend ist mit der Kon- 
solidierung des Bestehenden, stößt es sich an den bösen Nach- 
barn, vor allem an Deutschland, von dem es die Meinung hat, 
daß es keine guten Beziehungen zu Polen haben will. Polen 
behauptet, die deutsche Psyche zu kennen, es glaubt, daß 
Deutschland nie weder auf den Korridor noch auf Oberschlesien 
verzichten werde. (Feldmann: „Es gibt in Deutschland keine poli- 
tische Partei, die die durch den Versailler Vertrag im Osten ge- 
schaffene territoriale Lage anerkennt. Baginski in „Polens Frei- 
heit zur See“: „Die deutsche Revisionspolitik hat sich einen neuen 
Raub polnischer Länder zum Ziel gesetzt.“) Polen bemüht sich 
daher, bevölkerungsstatistisch. historisch und ethnographisch den 

olnischen Charakter dieser Gebiete immer wieder zu beweisen, 
aces arbeiten mit zahlreichen Veröffentlichungen das West- 
slavische Institut, der Westmarkenverein und das Baltische 
Institut, für das Professor Kostrzewski, der Prähistoriker der 
Universität Posen, die polnische Auffassung grundlegend in Form 
von 22 Thesen, die in einem vom Institut er egebenen Sam- 
melband „Gegen die Korridor-Propaganda“ ent i 
sammengefaßt hat. 


Ohne den Korridor und den Zugang zur Weichselmiindung 
erstickt ein Volk von 32 Millionen, Verzicht auf Pommerellen 
wäre gleichbedeutend mit der Vernichtung der Unabhängigkeit, 
Selbständigkeit und Ganzheit des polnischen Staates, das ist das 
Leitmotiv, das nach allen Seiten in einem großangelegten Werk 
variiert wird, das anläßlich der Zehnjahrsfeier Pommerellens 
unter staatlicher Mitwirkung herausgegeben wurde: „Ksiega 
Pamiątkowa Dziesięciolecia Pomorza“ — Gedenkbuch zur Zehn- 
jahrsfeier Pommerellens. 


Ohne Danzig und Gdingen ist Polen auf den Bahntransit 
und die Vermittlung Deutschlands angewiesen und damit wirt- 
schaftlich völlig abhängig, ist ihm die Basis für die Anpassung 
an die Ostseewirischaft und eine englisch-skandinavische Grup- 
pierung genommen. Das schlesische Kohlen- und Erzgebiet ist 
die zweite Stütze seiner Machtstellung, Deutschlands Revisions- 
gedanken bedrohen daher seine Existenz. Auf Ostpreußen hat 
die Außenpolitik das größte Augenmerk zu richten, denn es kann 
zum Ausgangsfeld für alle möglichen Abtrennungs- und sogar 
Teilungsgelüste werden, obgleich es wirtschaftlich und geo- 
graphisch Polens Ostseegebiet ist. — Tatsächlich ist die Propa- 
ganda, Ostpreußen für Polen zu beanspruchen, seit der Denk- 
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ten sind, zu- 


schrift, die Dmowski 1918 Wilson vorlegte. nie abgebrochen. — 
Gdingen hat nicht nur die Aufgabe, eine selbständige Seehandels- 
politik zu ermöglichen, sondern auch die, den Korridor stra- 
tegisch zu sichern. Sein Ausbau ist in keiner Weise ein Grund, 
auf Danzig zu verzichten. Polen hat Gdingen nicht als Kon- 
kurrenz für Danzig gebaut, erklärt L. Gustkowski in seinem 
Buch „Na morze! — Gdansk—Gdymia“ — Aufs Meer! — 
Danzig—Gdingen, dem Minister Strasburger ein Vorwort ge- 
schrieben hat, „allerdings“, so fährt er fort, „durch die Tatsache 
der günstigen Entwicklung Gdingens würde die Notwendigkeit 
einer innigen und weitreichenden Wirtschafts- und Handels- 

iose zwischen Danzig und Polen unterstrichen.“ Und 
ähnlich äufert sich T. Nowacki im 6. Band der Veröffentlichun- 
gen des Staatlichen Exportinstituts i# Warschau: „Organizacja 
zaplecza portow polskich“ — Organisation des Hinterlandes der 
polnischen Häfen. 


Der Frage der deutsch-französishen Verständigung steht 
Polen sichtlich zwiespältig gegenüber. Die adoptierte Friedens- 
ideologie zwingt es, sie zu wünschen und zu bejahen; die Mög- 
lichkeit, von Frankreich, nach der Verständigung, in der Frage 
der deutschen Ostgrenzen nicht mehr völlig gedeckt zu werden, 
läßt es an die französische Loyalität appellieren, das Prinzip der 
effektiven und garantierten Sicherheit und die deutsche Gefahr 
in den Vordergrund stellen und seine Dienste in der Verhinde- 
rung eines deutsch-russischen Bündnisses betonen. „Die polnisch- 
französische Zusammenarbeit ist ein wertvoller Trumpf nicht nur 
für unsere beiden Staaten, sondern auch für die Aufrechterhal- 
tung des Friedens in Europa’, sagte Zaleski in der oben er- 
wähnten Rede. — Inder politischen Verflehtung Polen—Deutsch- 
land—Frankreich und einer alle Teile befriedigenden Lösung 
hen poe eins der schwierigsten Probleme der europäischen 

olitik. 


Die Verflechtung wird noch vielfältiger durch das Hinzu- 
kommen Ruflands. Die Überzeugung, daß Rufland die Grenze des 
Rigaer Friedens von 1921 nicht als endgültig betrachtet und die 
autonome weißrussische, ukrainische und moldawische Republik 
als katalytisches Mittel für irredentistische Bewegungen in den 
polnischen und rumänischen Gebieten Weißrußlands, der Ukraine 
und Beffarabiens errichtet hat, führt auch hier die Ideologie in 
die extreme Richtung. Die Sowjetunion war der zweite große 
Feind, gegen den Polen seine Armeen mit bis zu 40 % seines Ge- 
samtetats unterhielt. Seit der Annäherung Frankreichs an Ruß- 
land ist diese einheitliche Linie verloren gegangen. Bei dem 
Angebot eines Nichtangriffspakts von seiten Rufflands 1926 und 
der Wiederaufnahme dieses Angebots an Polen Ende 1928 hatte 
es sich noch gezeigt, daR Polen, im Fahrwasser der französischen 
Politik, zu einer Mitarbeit nicht zu bewegen war. Die in diesem 
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Jahre erneut bewiesene Absicht Frankreichs, sein Bündnissystem 
durch den Nichtangriffspakt Polen— Rußland zur weiteren Isolie- 
rung Deutschlands zu benutzen und die französisch-russische An- 
näherung auf der einen, die polnisch-russische Verständigung a 
der anderen Seite zur Konsolidierung der deutschen Ostgrenzen 
anzusetzen, hat Polen aber umgestimmt. Dabei hat Rußland be- 
kanntlich weder die Rigaer Grenze garantiert, noch sih dem 
Schiedsgerichtsgedanken des Völkerbundes (als einer französi- 
schen Einflußsphäre) unterworfen, noch hat Polen die Führung 
der Baltenstaaten bei den Paktabschlüssen erlangt. Trotz dieser 
Mängel für Polen bucht man den Pakt als Erfolg und weist 
darauf hin, daß sich in ähnlicher Weise, wenn auch nach langer 
Mühe, eine Verständigung mit Deutschland erreichen lassen 
müßte, auf der anderen Seite aber leben im Sinne des Jagiel- 
lonenprogramms Ideen weiter, die die Grenze der Goldenen Zeit, 
also fast bis zum Dnjepr mit Einschluß von Smolensk, als Polens 
Recht betrachten und die Expansion nach Osten, möglichst auf 
föderalistischer Basis, fordern. „Indem wir von dem Grundsatz 
ausgehen, daß die Großmachtexpansion des polnischen Staates 
sich ausdrücklich in östlicher Richtung entwickeln muß, begrüßen 
wir mit Freude die Unabhängigkeitsbestrebungen unter der 
Jugend der Völker, die noch unter dem Joch des russischen Im- 
Denn geblieben sind.“ Diese Deklaration der Jugend- 

egion ist zwar vor dem Abschluß des Nichtangriffspaktes for- 
muliert worden, kennzeichnet aber heute wie damals eine breite 
ideologische roman 

Die Gefahr der Übertragung des Bolshewismus auf pol- 

nisches Gebiet wird als dauernd aktuell bezeichnet (im Kreis 
Baranowicze sind in den letzten Monaten zehn Personen wegen 
ponam zum Tode verurteilt worden). Polen betrachtet den 
Nichtangriffspakt im allgemeinen als eine Erleichterung seiner 
Lage, glaubt aber nicht an eine überzeugte Annäherung Frank- 
reici—Rufland, um so mehr als die moralische und wahrscheinlich 
auch finanzielle Unterstützung Japans durch Frankreich auf 
andere Absichten schließen lassen kann. 


Konstruktive Ideen. 
Die Politik gegenüber Deutschland und Rußland zeigt die 


polnische Ideologie, mit imperialistischen Zügen durchsetzt, im 
wesentlichen in der Defensive zu den Kräften der Weltpolitik, 
die die Versailler Regelung als labil und nicht als stabil ansehen. 
Darüber hinaus aber sieht sie die Notwendigkeit, aufbauend und 
konstruktiv Normen zu geben. Und hier setzt die Bemühung 
um England ein. Polens Verhältnis zu England ist mit einer 
langen Reihe von unangenehmen Erinnerungen vorbelastet, die 
mit Lord Castlereaghs Passivität auf dem Wiener Kongreft be- 
ginnt, über Palmerstones Verhalten gegenüber dem Bolnischen 
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Aufstand von 1831 führt, durch Lord Napiers Äußerung: „Ich 
sehe nicht ein, was wir durch die Schaffung einer starken Mili- 
tärmacht im Rücken Deutschlands gewinnen, die starke Sym- 
pathien zu Frankreich hat“, als Ausfluß der englischen balance 
of power-Taktik auf dem Kontinent deutlich erklärt und durch 
Englands abgeneigtes und skeptisches Verhalten bei der Wieder- 
aufrichtung Polens nach dem Weltkriege unterstrichen wurde. 
In der Wilna-F , der ostgalizischen und der oberschlesischen 
Frage zeigten sich erneute Gegensätze. Auf wirtschaftlichem 
Gebiet kommt die Konkurrenz zwischen englischer und pol- 
nischer Kohle hinzu. Es ist oben schon darauf hingewiesen 
worden, aus welchen Gründen, auch mit Rücksicht auf eine eng- 
lisch-skandinavische Zusammenarbeit, Polen an einem günstigen 
Verhältnis zu England liegen muf. 


Die Auseinandersetzung mit England wird aber nicht auf 
wirtschaftlichem Gebiet stehen bleiben können, denn auch ideell 
hat Polen in England noch einen weiten Weg vor sich, bis die 
Basis für eine wesentliche Annäherung bereitet ist. Die „White- 
hall-Gazette“ hat noch kürzlich (im Februar) in einem Artikel 
„Ihe Controversy in Eastern Europe: Poland versus Soviet- 
Russia“ viel Unangenehmes für Polen zu sagen gehabt, trotzdem 
kurz vorher der der Regierun ahesichende Kua Poranny“ 
eine besondere England-Ausgabe veranstaltet hatte, zu der Bal- 
four, d’Abernon, Norman Angell, Harold Nicolson, Keynes opti- 
mistische Beiträge zur Verfügung gestellt hatten. Aber „die 
poera Politik muß die engste Verbindung mit England und 
talien, die engste Interessengemeinschaft Polen—Italien— England 
erstreben“, auch mit Rücksicht darauf, daß der polnisch-franzö- 
sische Garantievertrag in seiner heutigen Fassung eine ernste 
Abschwächung des Bündnisses von 1921 darstellt. (J. W. Wars- 
zawski in AN de narodawe gwarancje bezpieczenstwa Polski“ 
— Polens internationale Sicherheitsgarantien.) 


Ähnlich schwierig ist die Einstellung zu Italien, wenn auch 
aus anderen Gründen: der notwendigen Zurückhaltung wegen 
der Spannung Italien— Frankreich und der Rücksichtnahme auf 
Jugoslavien. Wie hoch Italien als außenpolitische Position ein- 
geschätzt wird, zeigt der Umstand, daß die Diskussion des An- 
schlusses Österreichs an Deutschland, die im allgemeinen völli 
ablehnend verläuft, gelegentlih dahin ausgeht, den Anschl 
günstig zu beurteilen, da er bei der Situation in Mitteleuropa auf 
die Dauer nicht aufzuhalten sei und zwangsläufig Italien näher 
an Polen heranbringen würde. Polen will dann die Rolle des 
Mittlers zwischen Frankreich und Italien übernehmen, zu der es 
aber keine anderen (Qualifikationen anzuführen weiß als die Be- 
rufung auf seine westlich-lateinischhe Tradition. Diese weit- 
gehenden Pläne laufen im wesentlichen darauf hinaus, einem 
möglichen mitteleuropäischen Block ein genügend starkes Gegen- 
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ewicht geben zu können, und sind unter diesem Gesichtswinkel 
Bei Kuncewicz ausführlich erläutert, der damit bemerkenswerter- 
weise Dmowskis schon 1917 geäußerte Forderung, den Anschluß 
zu unterstützen, hier wiederholt. Dahinter steht aber zweifel- 
los die Hoffnung, Italiens revisionsfreundliche Tendenzen, wie 
sie Mussolini verschiedentlich geäußert hat, in gefahrlose Kanäle 
leiten zu können, eine Hoffnung, deren Erfüllung noch wiin- 
schenswerter wird, wenn man sie vor den Hintergrund stellt. 
den das letzte italienische Werk, das systematisch die italienisch- 
französische Frage behandelt: Italia e Francia nei problemi 
attuali della politica europea” (von Arrigo Solmi, veröffentlicht 
vom National-Faschistischen Kultur-Institut) von einer italienisch- 
französischen Verständigung unter Einschluß Deutschlands kon- 
struiert. 


Der Wunsch, gegen einen mitteleuropäischen Block einen 
Ausgleich zu schaffen, ist auch das Leitmotiv der polnischen Ein- 
schaltung im Donauraum. Hier ist es die Aufgabe einer weit- 
blikenden Außenpolitik, die widerstrebenden Interessen der 
Kleinen Entente, Ungarns und Bulgariens zu einem für die Ent- 
wicklung Polens günstigen Aus leich zu bringen, und Polen sieht 
hier die Möglichkeit schöpferischer Arbeit. 


Rumänien, das Prunkstück der polnischen Diplomatie, bietet 
am wenigsten Schwierigkeiten. Gegenüber Jugoslavien sind bei 
dem letzten Besuch des Außenministers in Warschau noch einmal 
die gemeinsamen Interessen betont worden: Aufrechterhaltung 
des gegenwärtigen Zustandes unbedingter Gebietsintegrität. 
Solidarität gegen jeden fremden Angriff. Weniger günstig sind 
die Aussichten bei der Tschechoslovakei. Die Teilung Teschens 
ist noch nicht vergessen, die Tendenz des tschechischen Nationa- 
lismus, mit der Sowjetunion eine direkte Grenze zu schaffen und 
den Weg dazu in der Überlassung Ostgaliziens an Rußland zu 
sehen, wie sie Srokowski in seinem Buch „Przeglad najwazniej- 
szych problemöw za raniczny polityki Polski w zwi zku z sy- 
tuacją naszą wobec Niemiec“ — Die wichtigsten Probleme der 
pone Außenpolitik im Zusammenhang mit der Stellung 

olens zu Deutschland — bespricht, die Rivalität um Frankreich, 
das sind Störungen, die Polen veranlassen, an die Verwandt- 
schaft und Schicksalsgemeinschaft der beiden Nationen zu er- 
innern. An der Kleinen Entente als solcher ist es nicht inter- 
essiert, es hat keinen Grund, Ungarn zu miftrauen. In der end- 
gültigen Aufgabe aller revisionistischen Pläne, die die Kleine 
Entente veranlassen würde, ihren defensiv - militärischen 
Charakter aufzugeben, glaubt es die Bedingungen für den Auf- 
bau eines großen Blocks zu finden, dessen föderativer Ausgestal- 
tung und an das Buch von Kuncewicz große Aufmerk- 
samkeit zuwendet. Seine Grundlagen würden das Bündnis mit 
Rumänien, die Freundschaft mit der Tschechoslovakei nach der 
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Warschauer Konvention von 1925 und mit Jugoslavien nach dem 
Genfer re von 1926 sein. Die „Heilige Allianz“ nennt 
Smogorzewski kennzeichnend dieses Fundament. 


Diese Ideen sind, das hat sich bei den Vorgängen um die 
Donauföderation gezeigt, gegenwärtig stark von wirtschaftlichen 
Interessen vorgezeichnet. Die Bildung einer ähnlichen Föderation 
ohne Berücksichtigung Polens droht es vollständig abzuschließen: 
im Osten durch R land, im Westen durch Deutschland, im 
Süden durch die Donauländer. Da es im Jahre 1929/30 15,5 % 
seines Imports aus den Donauländern gedeckt und 24 %. seines 
Exports dort untergebracht hat, da es aber das Interesse eines 
solchen Blocks an Deutschland nicht unterschätzt und weiß, daß 
Frankreih 2 Milliarden GM. in den beteiligten Ländern in- 
vestiert hat, hat es sich sofort mit seinen Wünschen und Be- 
denken an Frankreich gewandt. 

Gleichzeitig sind wieder die Gedanken in den Vordergrund 
getreten, die Bolens Verhältnis zu den baltischen Staaten be- 
trachten. Der offen ausgesprochene oder verdeckte Grundzug 
bleibt dabei das Hegemoniebestreben über die Randstaaten, das 
trotz der großen Schwierigkeiten und Widerstände, wie sie sich 
bei den Ostpaktverhandlungen wieder gezeigt haben, nie ver- 
gessen wird und hauptsächlich mit der Notwendigkeit der polni- 
schen Orientierung begründet wird, die für die baltischen Staaten 
aus der russischen Gefahr entsteht. Polen weiß, daß es eigent- 
liche Sympathien nur in Estland hat. Lettland ist seit der polni- 
schen Propaganda für die Abtrennung und Angliederung Lett- 
gallens an Polen sehr kühl geworden, Finnland zieht die skandi- 
navische Orientierung vor, Litauen ist unversöhnlich verletzt 
durch den Wilna-Konflikt. Es stellt der polnischen Außenpolitik 
eine ihrer schwersten Aufgaben und beschäftigt die Ideologie 
sehr stark. Sie versucht, Litauen davon zu überzeugen, dal 
eine Verständigung mit Polen ihm allein seine Existenz sichern 
kann, wie W. Polek in seinem Buch ,,Rewisja traktatów w 
świetle Paktu Ligi Narodów“ — Die Revision der Verträge im 
Licht der Völkerbundsatzung — ausführt. Politisch: denn Rußland, 
das den Wilna-Korridor nicht anerkannt hat, benutzt Litauen 
nur als Sturmbock, mit dem es jeden Versuch der so notwen- 
digen Einigung der Randstaaten in Trümmer schlägt und stellt 
in Wirklichkeit die stärkste Gefahr für seine Unabhängigkeit 
dar. Deutschland aber ist durch die Memel-Frage zu einem 
negativen Posten für Litauen geworden. Wirtschaftlich: denn 
Litauen ist weder groß noch reich genug, um sich selbst zu ge- 
nügen, Memel braucht das polnische Hinterland, es ist der natür- 
liche Hafen des polnischen Njemenbeckens: das polnische Wirt- 
schaftsgebiet. das nach Memel tendiert, umfaßt 52 000 qkm gegen- 
über den 56 000 qkm ganz Litauens; in diesem Sinne, und her 
melden sich leise Expansionsgedanken, hat Polen aus geographi- 
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schen und wirtschaftlichen Interessen ein nicht geringeres Recht 
auf Memel als Litauen. In einem Artikel „Zagadnienie Klajpedy“ 
— das Memel-Problem — begründet der bekannte Politiker 
Wł. Studnicki diese Ansicht. Grundsätzlih aber ist Litauen 
gegenüber eine versöhnliche Politik zu betreiben, in Erinnerung 
an die jagiellonische Tradition sollte es die Vorteile einer Ver- 
bindung mit Polen zu schätzen wissen. Ein Nachgeben Polens 
in der Wilna-Frage steht natürlich gar nicht zur Diskussion. Die 
Beilegung des Konflikts bleibt aber entscheidend für die Lösung 
der baltischen Aufgabe Polens und damit für die Sicherheit und 
Befestigung der polnischen Position überhaupt. 


So endet auch hier schlieflih der Gedankengang in das 
Zentrum: Sicherheit und Garantie. Über diesem Fundament er- 
heben sich aber deutlich zwei Flügel, der eine nach Südosteuropa, 
der andere nach England und Skandinavien gerichtet, die kon- 
struktive Ideen zum Weiterbau des Staates enthalten. Die fort- 
geschrittene Symbiose, in der in Polen Staat und Wirtschaft 
leben, bedingt es, daß nach beiden Richtungen im Augenblick 
die auffenpolitische Ideologie der Handelspolitik den Weg be- 
reiten und selbet auf die Gefahr hin, daf die Pläne an der Donau 
und an der Ostsee bald wieder in dem an verblichenen Schlag- 
worten reichen Museum der Nachkriegsideologie verschwinden, 
nichts Vorhandenes übersehen und Werdendes versäumen will. 


M. N: Pokrowski + 


Von Otto Hoetzsch. 


Am 10. April ist nach langem, schwerem Leiden Michael 
Nikolajewitsh Pokrowski gestorben, der repräsentativste 
marxistische Historiker Ruflands und einer seiner wesent- 
lichsten Arbeiter auf dem Gebiete der Organisation wissen- 
schaftlicher Arbeit und höherer Bildung. Ich werde in der „Zeit- 
schrift für osteuropäische Geschichte“ versuchen, den Toten in 
seiner geschichtswissenschaftlichen Stellung zu würdigen. Aber 
auch diese Zeitschrift hat ein Wort des Nachrufs zu bringen. 
Denn der Verstorbene war mit der „Deutschen Gesellschaft zum 
Studium Osteuropas“ verbunden: er war, wie wir uns erinnern, 
der Führer der russischen Historiker in der Historiker-Woche 
1928 in Berlin, und er war der Herausgeber der großen russischen 
Aktenpublikation: „Die Internationalen Beziehungen im Zeit- 
alter des Imperialismus“, für deren deutsche Ausgabe die 
„Deutsche Gesellschaft zum Studium Osteuropas“ die Arbeit 
übernommen hat. Zum letzteren Punkte sei gleich bemerkt, daß 
der Tod Pokrowskis keine Störung bedeutet. Denn offenbar in 
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Voraussicht des nahenden Endes hatte der ZIK schon bestimmt, 
da das Mitglied der Kommission, Herr J. A. Bersin, früher 
russischer Gesandter in Wien, auch formell stellvertretender 
Vorsitzender und Hauptredaktor der Publikation sein solle. 


Pokrowski war 1868 geboren, hatte in Moskau Gescichte 
studiert, war dann verschiedentlich als Lehrer tätig gewesen und 
gehörte seit 1905 der bolschewistischen Partei an. 1907 entsandte 
sie ihn unter den Delegierten zum Londoner Parteikongreß. Seit 
1908 lebte er im Auslande, da er sich lebhaft an der praktisch 
illegalen Tätigkeit der Partei beteiligt hatte. Im Ausland, vor 
allem in Frankreich, schrieb er sein Hauptwerk: „Russische Ge- 
schichte seit den ältesten Zeiten.“ Im August 1917 kehrte er 
zurück, nahm teil an der Revolution, sehr lebhaft und aktiv, war 
zeitweilig unter anderem Vorsitzender des Moskauer Sowjets, 
war auch, was kaum. bekanntgeworden ist, Mitglied der Dele- 
gation, die mit Deutschland über den Frieden verhandelte. Dann 
wurde er einer der Vertreter des Volkskommissars für Volks- 
bildung der RSFSR, was er bis zu seinem Tode blieb. Aber das 
war nur eine seiner schier zahllosen Stellungen und Tätigkeiten. 
Er nahm regen Anteil an der praktischen Arbeit der Partei, und 
die Parteinachrufe bescheinigen ihm, daR er das ganz streng 
auf der „Generallinie“ getan habe. im Kampf gegen Trotzkische 
Abbiegungen und im Dienste der strengen marxistisch-leninschen 
Theorie. im einzelnen bemerkbar an Vorgängen der praktischen 
Politik ist seine Tätigkeit indes nicht geworden. Er gehörte 
sowohl dem Zentralkomitee der Partei wie dem ZIK an. 


Er sah aus wie ein Professor und war seiner Natur nach 
einer, aber er wollte das nach seinen Äußerungen nicht mehr 
sein, betonte die praktische Arbeit im Dienst der Partei ganz 
besonders. Diese hat er nun gesucht in der Organisation der 
wissenschaftlichen und Bildungsarbeit nach der marxistischen 
Lehre. Hier war er unermüdlih und eigentlich überall tätig: 
in der Kommunistischen Akademie, in der Gesellschaft ' Istorik 
Marxist“, deren Präsident er war, und in ihrer Zeitschrift, im 
Institut der Roten Professur, in der Akademie der Wissen- 
schaften, deren Mitglied er 1929 geworden war, in den Arbeiter- 
fakultäten (Rabfaki), die wohl sehr wesentlich auf seine Ini- 
tiative zurückgingen, und in zahlreichen anderen Organisationen, 
Gesellschaften, Zeitschriften usw. Die ungeheure Arbeits- 
belastung, die für führende Männer Sowjetrufßlands so charakte- 
ristisch ist, die naturgemäß auch zu einer starken Zersplitterung 
führt und die frühzeitig ihre Kräfte verzehrt, war für ihn ganz 
besonders bezeicinend. Alle Nachrufe erkennen an, und auch 
ich kann es aus persönlicher Zusammenarbeit mit ihm bezeugen, 
daft er sich darin gar keine Schonung gönnte, daft er unermüd- 
lich von einem zum anderen eilte und hetzte und einem immer 
schwächer werdenden, offenbar schon längst todkranken Körper 
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das Letzte und Aufferste abrang. In den Sielen ist er so für seine 
Sache und seine Arbeiten gestorben. 


Er ist, wie ich sagte, der repräsentativste der marxistischen 
Historiker, bedeutend und einzigartig darin, daß er wohl der 
einzige war, der bereits in unserem Sinne voll ausgebildeter 
und tätig gewesener Historiker war, als ihn der Sozialismus 
De und ihn immer mehr und mehr in den Bann der materia- 
istischen Geschichtsauffassung strengster Observanz hereinzog. 
Dieser Entwicklungsgang ist an seinen Arbeiten gar wohl zu 
verfolgen, was hier aber nidıt ausgeführt werden kann. Der 
klassenmäfige Charakter der geschichtlichen Entwicklung soll 
im Gang der russischen Geschichte nachgewiesen werden, und 
seine russische Geschichte will ein wirklich marxistisches Bild 
des historischen Prozesses geben. Indem die einzelnen Arbeiten 
und Aufsätze beiseite gelassen werden, weise ich nur auf seine 
„Russishe Geschichte“ hin. Es gibt davon eine größere ältere 
Ausgabe in vier Bänden: „Russkaja istorija s drewnejschich 
wremen“, zuerst erschienen Moskau 1909—1914, öfter aufgelegt. 
und eine stark gekürzte: „Russkaja istorija w samom sshatom 
otscherke“. Diese letztere liegt der deutschen Übersetzung zu- 
grunde: „Geschichte Ruflands von seiner Entstehung bis zur 
neuesten Zeit“, übersetzt von Alexandra Ramm, revidiert und 
herausgegeben von Wilhelm Herzog (Leipzig 1929, 629 Seiten). 
Das Originalwerk reicht nur bis 1905, die deutsche Übersetzung 
ist von Pokrowski selbst um einen 4. Teil erweitert worden, der 
die Zeit von 1905—1917 behandelt. 


Die „Geschichte Rußlands in kürzester Fassung“ ist drüben 
ungemein verbreitet, ist auch Lehrbuch in den Schulen und wird 
auch in den Arbeiterkreisen gelesen. Sie ist eine rein materia- 
listische Geschichte Rufllands nach dem Satze des kommunisti- 
schen Manifests, daß die Geschichte aller bisherigen Gesell- 
schaften die Geschichte von Klassenkämpfen sei. Es bedarf 
keines Wortes, daß das höchst einseitig ist und daß die stren 
eingehaltene Abhängigkeit von der marxistischen Theorie un 
Methodologie nach unserer Auffassung den wissenschaftlichen 
Charakter derartiger Arbeit auf das äußerste beeinträchtigt. 
überhaupt in Frage stellt. Doch ist es nach meiner Auffassung 
nicht richtig und gerecht, diese russische Geschichte Pokrowskis 
als ein „Pamphlet“ einfach abzutun. Dazu ist sie mit viel zu viel 
Ernst und auch mit zu viel Kenntnis der russischen Geschichte. 
ihrer Quellen und ihrer bestimmenden Faktoren geschrieben. 
Das freilich empfindet wohl der etwas sachkundige Benutzer, 
daß gerade für eine marxistische Geschichtsbetrachtung, wie Po- 
krowski sie übt, die wirtschafts-wissenschaftlihe und wirt- 
schafts-theoretische Fundierung nicht recht ausgereicht hat, wenn 
wir etwa an seinen Begriff des Kapitals oder an die agrar- 
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das Buch, in dem heute das offizielle Rußland seine gewisser- 
maßen amtliche Geschichtsdarstellung sieht, von jedem Inter- 
essenten russischer Geschichte und Gegenwart studiert werden. 


Die Nachrufe, die die Verdienste des Verstorbenen um den 
Sowjetstaat und seine unermüdliche Arbeitskraft sowie seine 
Zuverlässigkeit rühmten, waren gewißlich nicht übertrieben. 
Der Sowjetstaat ehrte den verschiedenen Historiker durch ein 
Begräbnis größten Stils auf Staatskosten, mit militärischen 
Ehren, mit der Feier auf dem Roten Platz und der Beisetzung 
der Urne an der Kreml-Mauer in der Reihe der Toten der russi- 
schen Revolution. Aber auch die „Deutsche Gesellschaft zum 
Studium Osteuropas“ und insonderheit wir, die wir näher mit 
ihm zusammengearbeitet haben, werden ihm ein gutes Andenken 
bewahren. So scharf und sarkastisch sein Wesen und seine 
Polemik gegen die anders Gerichteten häufig war, so menschlich 
wohlwollend und freundlich war doch sein Charakter und seine 
Persönlichkeit. Sie war zudem mit der deutschen Wissenschaft 
eng verbunden, wie er auch die deutsche Sprache vortrefflich 
beherrschte. Und wenn er in der organisatorischen Arbeit der 
Wissenschaft und Lehre in der Sowjetunion gewißlich ersetzt 
werden kann, so scheint es mir doch, daß er als marxistischer 
Historiker aus den ganz besonderen Gründen seines Entwick- 
lungsganges und seiner Arbeiten heraus schlechterdings nicht 
ersetzt werden wird und daß sein Tod in dieser Beziehung für 
Sowjetrufland einen unersetzlichen Verlust bedeutet. 


Die zentrale Bücherei und dieBibliographie 
der Völker SowjetruBlands. 


Von Dr. Hermann Frank. 


Als eines der charakteristischsten Merkmale des sowjetrussi- 
schen Regierungssystems erweist sich immer wieder das Streben 
zur Hebung des kulturellen Niveaus der Bevölkerung, welche 
die ethnographisch verschiedenartigsten Gebiete des sowjet- 
russischen Reiches bewohnt. Schon die ersten Schritte der neuen 
Regierung in der Arena der Staatstätigkeit zeigen deutlich, daf 
man nicht nur die Notwendigkeit erkannt hat, die Kultur auf 
breitester Grundlage in die Massen zu tragen, sondern auch, daß 
man im Buch das wichtigste Werkzeug hierfür gefunden hat. 
Das einmal Erkannte blieb nicht Theorie, sondern wurde mehr 
und mehr praktisch durchgeführt, ganz besonders in den letzten 
6 bis 7 Jahren, nachdem sich die politischen und wirtschaftlichen 
Verhältnisse einigermaßen stabilisiert hatten. Als Resultat 
dieser Tätigkeit wuchs in den letzten Jahren in Sowjetrußland 
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ein Bücherwesen heran, das mit unzähligen Titeln, aus Tausen- 
den von Schriftstellern und in allen in Rußland vorkommenden 
Sprachen mehrere hundert Millionen Bücher und Druckschriften 
schuf. Und von Jahr zu Jahr wächst diese Literatur in Gestalt 
von Büchern und Zeitschriften. Leider kennt man in Westeuropa 
wenig hiervon, und man findet sich auch schlecht zurecht auf 
diesem Lebensgebiet des neuen Rußland. 

In Rußland selbst stellt dies stürmishe Anwachsen der 
Bücherproduktion eine ganze Reihe von Aufgaben zur umgehen- 
den Lösung. Von diesen steht an erster Stelle die Zentralisie- 
rung der statistischen Erfassung und Katalogisierung und die Zu- 
sammenfassung der bibliographischen Aufgaben von ganz Sow jet- 
rußland — diesem Bunde vieler autonomen Gebiete und Repu- 
bliken — in einer Stelle. 

Kurzum, vor der jetzigen Regierung steht die Notwendig- 
keit zur Schaffung einer „nationalen“ Bibliographie und eines 
Zentral-Biicherarchivs für das ganze Land, in dem bekanntlich 
die Sprachen aller lebenden Stämme völlig gleichberechtigt sind 
und seitens der regierenden Stellen die gleiche Förderung er- 
fahren. Es leuchtet ein, daß das Sammeln der Bücher in einem 
zentralen Archiv, die Herausgabe periodisch erscheinender Ver- 
zeichnisse und systematischer Kataloge der neuen Bücher, die 
Statistik und der Verkehr mit den interessierten Personen und 
Instituten Aufgabe einer Zentralstelle nach Art der Deutschen 
Bücherei in Leipzig sein müßte. Eine ähnliche Stelle existiert 
bereits seit dem 3. August 1920 in Moskau, und zwar unter dem 
Namen „Staatliche Zentral-Bücherkammer der RSFSR“ (Zentral- 
naja Gosudarstwennaja Knishnaja Palata RSFSR), und es ist sehr 
interessant, sich einmal in die Tätigkeit dieses Instituts zu ver- 
tiefen; denn außer dem unmittelbaren Nutzen durch das Bekannt- 
werden mit einer großen kulturellen Einrichtung der Sowjet- 
republik gewinnt man aus einer derartigen Übersicht viele Hin- 
weise auf die Rolle, die Bedeutung und die Form der kulturellen 
Arbeit seitens der regierenden Stellen der Sowjetrepublik’). 


1. Das obligatorische Exemplar und der inter- 
nationale Bücheraustausch. 


Eine Vorgängerin hatte die Bücherkammer im vorrevolutio- 
nären Rußland nicht. Nur ein Teil ihrer Funktionen, wie das 
Sammeln von allem im Druck Erschienenen und die Herausgabe 


1) Dieser Aufsatz fußt auf den gelegentlich eines Besuches der Zentral- 
Bücherkammer in Moskau im Sommer 1931 gesammelten Daten und außer. 
dem auf Unterlagen, die der Direktor der Kammer, E I. Schamurin, in 
seinem Werk „Die Staatliche Zentral-Bücherkammer der RSFSR (Entstehen 
und Tätigkeit)“ im Jahre 1930 in Moskau veröffentlicht hat. In jener Schrift 
ist auch die Literatur über Fragen der Bibliographie aus verschiedenen 
russischen Zeitschriften und einer ganzen Reihe von Büchern und Broschüren 
herangezogen, die in den Jahren 1920—1930 erschienen sind, 
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der Bücher-Chronik und -Statistik wurden von der ehemaligen 
Oberpresseverwaltung erledigt. Aber abgesehen davon, daß die 
Registrierung und Katalogisierung der neu erschienenen Werke 
bei weitem nicht alle der Bücherkammer zukommenden Auf- 
gaben erschöpft, konnte auch die Art und Weise, in der die 
genannten Arbeilen ausgeführt wurden, keineswegs den riesigen 
Anforderungen genügen, die das Leben selbst an die nach- 
revolutionäre Bibliographie stellte. 

Sofort nach der Ee ebruar-Revolution von 1917 wurde in 
Petrograd auf Initiative des bekannten Bibliographen und Lite- 
raturhistorikers Prof. S. A. Wengerow die Russische Bücher- 
kammer gegründet, ein Institut, das seiner Funktion nach der 
heutigen Zentral-Bücherkammer der RSFSR sehr nahe steht, in 
vielem aber auch, und zwar nicht nur hinsichtlich der Struktur, 
an vor allen Dingen auch in der Zielsetzung, von ihr ab- 
weicht. 

Infolge einer Reihe äußerer Verhältnisse, die im wesent- 
lichen mit der schweren ökonomischen Lage zusammenhängen, 
in der sich in den Jahren 1917 bis 1920 die Sowjetstaaten be- 
fanden, gelang es der Petrograder Bücherkammer nicht, ihre 
Tätigkeit im notwendigen Maße zu entfalten. Sie wurde daher 
am 3. August 1920 aufgegeben und in ein wissenschaftliches For- 
schungsinstitut für das Büchereiwesen umgewandelt, das bis 
jetzt (an der Staatlichen öffentlichen Bibliothek in Leningrad) 
besteht An ihrer Stelle wurde in Moskau die Russische Zentral- 
Bücherkammer beim Staatsverlag geschaffen, die vom Herbst 1925 
ab den Namen „Staatliche Zentral-Bücherkammer der RSFSR“ 
erhielt. Hier laufen die obligatorischen Exemplare der Druck- 
schriften ein; ohne dies ist ja eine Registrierung der auf dem 
Büchermarkt erschienenen Literatur nicht möglich. 

Nun will aber die sowjetrussische Bibliographie sich mit 
einer derartigen Registrierung allein nicht bescheiden. Für sie 
sind von besonderer Bedeutung zwei Probleme, die sich un- 
mittelbar aus der sowjetrussischen Auffassung von Wissenschaft 
und Kultur ergeben: 

1. die genaue, rechtzeitige und vollständige statistische Er- 
fassung der gedruckten Produktion als unbedingt notwen- 
dige Voraussetzung für die planmäfiige Entwicklung der 
sowjetrussischen polygraphischen Industrie und des Ver- 
lagswesens; 

2. die breitangelegte Popularisierung der bibliographischen 
Arbeit und des Wissens um das Buch als natürliches Spiegel- 
bild der großen Popularisierung von Wissenschaft und 
Kultur im allgemeinen. 

Diese Sonderaufgaben geben der Tätigkeit der Bücherkammer 
der RSFSR als wissenschaftlich-bibliographisches Zentrum eine 
etwas originelle Note und Richtung dadurch, daf sie zu einem 
Institut mit großen, verantwortungsvollen Funktionen gemacht 
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wird, das eine wirkliche Analogie mit keinem 
bibliographischen Institut des Westens oder 
Amerikas hat. 


Eine der wichtigsten Aufgaben der Bücherkammer besteht 
im Sammeln von all dem, was in dem Gebiete der RSFSR die 
Druckerpresse verläßt. Kein polygraphisches Unternehmen ist be- 
rechtigt, Druckereierzeugnisse erscheinen zu lassen, ohne vorher 
eine entsprechende Anzahl von Exemplaren der Bücherkammer 
überwiesen zu haben. In anderen Ländern betrachtet man das 
obligatorische Exemplar als Mittel, um wenigstens eines oder 
einige der Druckereierzeugnisse vor dem Verschwinden zu be- 
wahren, oder als Unterlage zur Wahrung der literarischen Ur- 
heberrechte. Infolgedessen hat das obligatorische Exemplar hier 
nur archivbibliographische oder juristische Bedeutung. Darum 
übersteigt auch im Regelfalle die Zahl der obligatorischen Exem- 
plare kaum ein, zwei, selten vier Stück. 


In dieser Weise wurde die Frage des obligatorischen Exem- 
plares in der Praxis des vorrevolutionären Rußlands und in den 
ersten Jahren nach der Revolution gehandhabt, wo die Zahl der 
obligatorischen Exemplare nicht über acht hinausging. Vom 
ahre 1920 an wird die Zahl der obligatorischen Exemplare, 
ie von den Druckereien der Bücherkammer zur Verfügung zu 
stellen sind, auf 25 Stück erhöht, und seit 1930 beträgt die An- 
zahl 36. Die Erhöhung der Zahl der obligatorischen Exemplare 
ergab sich aus einer Änderung des Standpunktes zu dieser Frage. 
Während die obligatorischen Exemplare noch in ihrem ersten 
Stücke die archiv-bibliographische Bedeutung behalten, kommt 
den übrigen 35 Stück die Aufgabe zu, in einer ziemlich eigen- 
artigen Form und auf Kosten der Verlagsorganisationen die grof- 
ten Bibliotheken der Sowjetunion durch alles neu im Druck Er- 
schienene zu ergänzen. Fine derartige Form der Ausnutzung 
von Freiexemplaren durch den Staat ist nur möglich, wenn eine 
ganze Reihe von Bedingungen vorliegt, die nur bei dem Sowjet- 
regierungssystem gegeben sind; und zwar die Konzentration der 
Broliien Produktionsunternehmen in den Händen des Staates und 
ie unbedingte Unterordnung der privaten Interessen der Be- 
sitzer der polygraphischen Produktion unter die des Staates. 
Außerdem hat die Anerkennung der Auffassung, daß eine voll- 
ständige Ausgabe aller in Rußland gedruckten Werke den Lesern 
der einen, wenn auch größten, zentralen Staatsbibliothek zur 
Nutznießung zugänglich sein muff und ebenso auch den breiten 
Lesermassen der weit entfernten nationalen Republiken, den 
autonomen Gebieten und den großen Rand-, Provinz- und Kreis- 
zentren, nicht nur eine praktische, sondern auch eine rein prin- 
zipielle Bedeutung. 


Aus der Erwägung heraus, daft nicht alle Bibliotheken, die 
Freiexemplare erhalten, einen vollständigen Satz benötigen 


462 


— denn es gibt ja Büchereien, die ihrer ganzen Arbeit und Ein- 
stellung nach nur Literatur über gewisse Wissensgebiete 
brauchen —, führt die Bücherkammer in den letzten Jahren das 
System der Teilung der als Freiexemplare gelieferten Sätze 
durch. Aus den für Spezialbibliotheken bestimmten Freiexem- 

larsätzen werden die Bücher über für diese nicht in Frage 
 onmenden wissenschaftlichen Gebiete herausgenommen, um 
mit diesen dann andere Spezialbibliotheken zu versehen, die 
Bedarf an dieser Art Literatur haben. 

Auf diese Weise bietet das in RSFSR angewandte Verfahren 
der Verteilung des obligatorischen Exemplars die Möglichkeit, 
mehr als 100 Bibliotheken der Union und der Randrepubliken 
unentgeltlich mit allen neu erschienenen gedruckten Werken zu 
versehen. Im Laufe des Rechnungsjahres 1928/29 erhielten die 
Bibliotheken der Sowjetunion von der Bücherkammer auf das 
Jahr bezogen insgesamt 1 815589 Bücher, Zeitschriften-Nummern 
und Noten sowie 2465 Ballen Zeitungen und Flugblätter. Ins- 
gesamt sind in einem Jahre durch die Bücherkammer mehr als 
265 000 gedruckte Einheiten (ein Exemplar pro Titel gerechnet) 
gegangen, darunter 61 166 Bücher, Broschüren- und Zeitschriften- 
Nummern, 116320 Einheiten kleineren Materials und Flug- 
schriften, 79024 Nummern von Zeitungen, 209 Landkarten, 
1112 Notenhefte, 5619 Plakate und andere graphische Ausgaben. 
Um diese Menge Literatur ist in dem Tahre jede Bibliothek 
reicher geworden, die von der Bücherkammer die vollständige 
Ausgabe des obligatorischen Exemplars bekommt. In Wirklich- 
keit sind diese Zahlen noch größer, da sie diejenige Literatur, 
die bei den Bibliotheken der RSFSR aus den anderen Unions- 
republiken einläuft, nicht einschließen. 

Die Versorgung der Büchereien in der RSFSR mit dem obliga- 
torischen Exemplar löst auf glänzende Weise die Frage der 
Vervollständigung dieser Bibliotheken durch die Literatur, die 
auf dem Gebiete der RSFSR und — seit der Vereinbarung der 
Bücherkammer der RSFSR mit den Bücherkammern der anderen 
Union-Republiken — auf dem Gebiet der letzteren erscheint. Im 

ahre 1922 wurde durch das Volksbildungs-Kommissariat der 
FSR bestimmt, daß diejenigen Verlage, die ihre Bücher im Aus- 
lande drucken lassen, zum Zweck ihrer Verbreitung in der 
RSFSR verpflichtet sind, die Freiexemplare ihrer Ausgaben 
enau auf denselben een zu liefern, wie die in der 
SFSR nn Das Problem der Vervollständigung der 
Bibliotheken der RSFSR durch ausländische Literatur wird durch 
die Tätigkeit des Büros für internationalen Austausch gelöst, 
das im August 1923 bei der Bücherkammer gegründet worden 
ist. Jetzt führt dieses Büro dauernde Austauschoperationen mit 
über 120 Instituten in 23 Ländern. Allein in dem einen Jahre 
1928/29 wurden 44901 Bücher ins Ausland geschickt; darunter 
nach Deutschland 18952 und nach den Vereinigten Staaten 12 948. 
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Erhalten aus dem Auslande wurden in demselben Jahre 33 498 
Bücher; darunter aus Deutschland 18934 und aus den Ver- 
einigten Staaten 12576. Diese Bücher liefen in 15 Bibliotheken 
der RSFSR ein. Der internationale Bücheraustausch ist ein ganz 
hervorragendes Mittel, um die größten Bibliotheken der RSFSR 
auch durch ausländische Literatur zu vervollständigen, die ja 
sonst bei den jetzigen ungünstigen Währungsverhältnissen nur 
schwer zu beschaffen wäre. 


2. Nationale Bibliographie der RSFSR. 
Von den einlaufenden gedruckten Werken behält die 


Bücherkammer einen kompletten Satz und registriert alle neu- 
erscheinenden Bücher in einem besonderen Organ, der „Bücher- 
Chronik“ (Knishnaja Ljetopis). Diese Zeitschrift existiert seit 1907 
und erscheint ab 1. Januar 1930 alle fünf Tage. Ken bringt sie 
nicht nur kurz die Eintragungen der Titel der Bücher, wie es 
vor der Revolution war, sondern es werden die vollen Namen 
der Schriftsteller und eine Beschreibung der Bücher gegeben. 


Durch diese Verbesserungen lenkte die „Bücher-Chronik“ 
bald die Aufmerksamkeit der größten wissenschaftlichen Biblio- 
theken auf sich; diese begannen nunmehr, Notizen aus ihr aus- 
zuschneiden, diese auf Karten zu kleben und so ihren Grund- 
Bibliothekskatalogen einzuverleiben. Um in dieser Hinsicht den 
Bibliotheken entgegenzukommen, begann die Bücherkammer 
vom 1. Januar 1927 ab eine Anzahl Exemplare der „Bücher- 
Chronik“ auf Kärtchen zu drucken; damit verwirklichte sie den 
langersehnten Wunsch der russischen Bibliothekare und Biblio- 
en nämlich die Zentralisierung der Katalogisierung durch 

as Drucken fertiger Karten für die Bibliotheks-Kataloge an 
einer Stelle. Durch diese Tat löste die Bücherkammer ein ernstes 
Problem der Rationalisierung des Bibliothekswesens der Sowjet- 
union und erreichte ein Ziel, das bisher nur in einer verhältnis- 
mäßig kleinen Anzahl Staaten des Westens und Amerikas durch- 
geführt ist, und das bis jetzt noch in vielen westlichen Staaten 
der Verwirklichung harrt. Vom 1. Januar 1930 ab ist die Bücher- 
kammer noch einen entschlossenen Schritt weitergegangen, und 
zwar dadurch, daß sie nunmehr täglich eine Ausgabe von ge- 
druckten Kärtchen für alle Bücher herausgibt, die an diesem 
Tage aus den Druckereien bei ihr eingelaufen sind. Heute 
benutzen alle größeren wissenschaftlichen Bibliotheken der 
RSFSR für ihre Kataloge die fertigen, gedruckten Kärtchen der 
Bücherkammer, was ihnen die Möglichkeit gibt, einerseits über 
einen vorbildlichen, nach allen Regeln der neuesten bibliogra- 
phischen Technik zusammengestellten Katalog zu verfügen, und 
andererseits eine Anzahl Katalogisatoren, die bisher mit der 
Beschreibung der Neuerwerbungen beschäftigt war, frei zu be- 
kommen und anderweitig zu verwenden. 
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Die Hauptausgabe der „Bücher-Chronik“ beschränkt sich auf 
die Registrierung der Bücher, und zwar nur derjenigen Bücher, 
die in der RSFSR in den slavischen und westeuropäischen 
Sprachen erscheinen. Eine derartige Registrierarbeit vermag 
aber die Bibliographen und die übrigen Wissenschaftler der 
RSFSR nicht restlos zu befriedigen. Neben den Büchern in den 
slavischen und westeuropäischen Sprachen erscheinen in der 
RSFSR jährlich mehr als 2500 Bücher in den Nationalsprachen 
von Völkern, die ein eigenes oder ein westliches Alphabet be- 
nutzen. Neben den Büchern bringen die Druckerpressen der 
RSFSR noch Musiknoten, Landkarten, Plakate, Porträts, Flug- 
blätter und sonstiges Druckmaterial, das von großem Interesse 
ist. Die Bücherkammer sah wohl die Notwendigkeit ein, alle 
diese Werke zu registrieren, hatte aber bis vor kurzem noch 
nicht die nötigen Mittel. Im Jahre 1928 aber begann sie die 
Herausgabe einer Sondernummer der „Bücher-Chronik“, die der 
auf dem Gebiete der RSFSR gedruckten nationalen Literatur der 
Völker der Sowjetunion gewidmet ist. Damit verwirklichte sie 
zum ersten Male in der russischen Praxis die 
bibliographische Beschreibung der nationalen Druckerzeugnisse 
in den Sprachen und Schriftzeichen der Originale. Diese Sonder- 
hefte der „Bücher-Chronik“ erscheinen viermal im Jahre — 
quartalsweise — und enthalten die Beschreibung der Bücher in 
mehr als 45 Sprachen, wie die türkische, finnische, japhetitische, 
iranische usw. Im Jahre 1930 beginnt die Bücherkammer die 
Herausgabe spezieller „Chroniken der Karten und karthographi- 
schen Ausgaben“ und der „Chronik der Musiknoten“, von denen 
ein zweimaliges Erscheinen pro Jahr vorgesehen ist. Für das 
nächste Jahr ist vorgesehen die Beschreibung der Porträts, Pla- 
kate und anderer graphischer Arbeiten. Seit 1925 gibt die 
Bücherkammer besondere Jahrbücher heraus, die Verzeichnisse 
der im vergangenen Jahre erschienenen Bücher enthalten, die 
nach demselben Schema wie das Material der 5-Tage- Ausgabe der 
„Bücher-Chronik“ geordnet sind, aber weit mehr detailliert. 
Indessen wird in ihnen nur die in russischer Sprache erschienene 
Literatur vermerkt, da ja die Sonderhefte der nationalen Lite- 
ratur quartalsweise erscheinen und es gegebenenfalls leicht ist, 
aus ihnen notwendige Auskünfte zu erhalten. Für die Zukunft 
plant die Bücherkammer die Herausgabe eines 5-Jahres-Nach- 
schlagebuches, das die Beschreibung der in fünf Jahren durch die 
„Bücher-Chronik“ gegangenen Werke zusammenfassen soll. Bis 
1928 enthielten die Jahrbücher nur die in russischer Sprache in 
der RSFSR erschienene Literatur. Seit 1928 sind sie ent- 
sprechend einer Vereinbarung mit den Bücherkammern der 
übrigen Republiken der Sowjetunion erweitert worden und ent- 
halten nunmehr die Beschreibung der gesamten auf dem Gebiet 
der ganzen Sowjetunion in russischer Sprache erschienenen 
Literatur. Damit sind sie zugleich eine der Ausgaben aus der 
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Reihe der Kollektiv-Veröffentlichungen von allen Bücherkam- 
mern der Sowjetunion: „Bibliographie der Völker der Sowjet- 
union?).“ 


3. Die planmäfige Gestaltung des Buchwesens 
und die Bücherstatistik. 


Ähnliche Arbeiten werden von der Bücherkammer auch mit 
den bei ihr eingehenden periodischen Zeitschriften durchgeführt. 
Sie gibt davon ein „Sammelverzeichnis der Periodica“ heraus, 
die in der RSFSR erscheint. Zur Zeit wird an einem Verzeichnis 
der gesamten periodischen Druckschriften gearbeitet, die (in 
allen Sprachen) seit dem Jahre 1929 auf dem Gebiete der Sow jet- 
union erschienen sind. Die Zusammenstellung dieses Verzeich- 
nisses erfolgt durch die Bücherkammer in Moskau in Verbindung 
mit den Bücherkammern der übrigen Republiken der Sowjet- 
union. Seit 1926 gibt die Bücherkammer ein besonderes Organ: 
die „Zeitschriften-Chronik“ (Shurnalnaja Ljetopis) heraus, das 
die bibliographische Beschreibung derjenigen Artikel enthält, 
die in wissenschaftlichen und allgemein-politischen Zeitschriften, 
welche in RSFSR erscheinen, veröffentlicht wurden. Nachdem 
die „Zeitschriften-Chronik“ im Jahre 1926 mit der Wiedergabe 
des Inhalts von 192 Zeitschriften begonnen hatte, beschrieb sie 
— alljährlih ihre Ausmaße vergrößernd — 1930 schon die in 
mehr als 700 Zeitschriften erscheinenden Artikel. Die Notizen 
werden nach denselben Abschnitten wie in den „Jahrbüchern“ 
der Bücherkammer und in der „Bücher-Chronik“ systematisch 

eordnet. Das vorrevolutionäre Rußland hatte, wie auch viele 

taaten Westeuropas auch jetzt noch, keine Nachschlagebücher 
dieser Art. Die Schaffung der „Zeitschriften-Chronik“, die seit 
dem 1. Januar 1930 regelmäßig monatlich erscheint, muß man zu 
den wesentlichsten Perange haften der sowjetrussischen Biblio- 
graphie zählen. 

Niemals wurde in Rußland die Statistik des Buchwesens in 
einem solchen Maßstabe, nach sold verschiedenartigen Quer- 
schnitten und nach so vielen Gesichtspunkten geführt, wie dies 
in den letzten Jahren in der Bücherkammer der RSFSR geschieht. 
Die Notwendigkeit einer detaillierten Statistik ergibt sich aus 
den eigenartigen Verhältnissen der wirtschaftlihen und kul- 
turellen Struktur, die eine Reihe von ausgeprägten und aktuellen 
Problemen nach sich zieht. Die Organe, die sich die Aufgabe 
eines planmäßfigen Aufbaus des Buchwesens sowohl in rein 


2) Die Bücher, die in russischer Sprache in der ganzen Sowjetunion er- 
schienen sind, werden von der Bücherkammer nicht nur in den Jahrbüchern 
registriert, sondern auch im „Sammelverzeichnis der nicht periodischen Aus- 
gaben, die in den Gebieten der Sowjetunion (mit Ausnahme der RSFSR) in 
russischer oder westeuropäischen Sprachen erscheinen“. Dieses Verzeichnis 
wird seit 1928 viermal im Jahre — alle drei Monate — als besondere Bei- 
lage der „Bücher-Chronik“ gedruckt. 
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materieller wie auch rein ideologischer Hinsicht gestellt haben, 
können sich bei der systematischen Entwicklung des Buchwesens 
nicht solchen Fragen entziehen, wie: welcher Art ist zur Zeit 
die Druckerei oduktion hinsichtlich Sprache, Inhalt, sozialer 
Bedeutung (z. B. das wissenschaftliche Buch, die Parteiliteratur, 
das Buch für die Masse, für den Arbeiter, den Bauern, den 
Lernenden, die Kinder usw.), Absatz, Verlagsort; welche Rolle 
spielen die einen oder die anderen Gruppen oder Organisationen 
in dem gesamten russischen Bücherwesen usw. Alle dem wird 
die Statistik gerecht. An sie wenden sich immer wieder mit den 
verschiedenartigsten Fragen die Abteilung für Propaganda, 
Agitation und Presse des Zentralkomitees der Kommunistischen 
Partei, das Pressekomitee, die statistische Zentralverwaltung, die 
Verlagsorganisationen und andere Organe. Sie ist zur Grund- 
lage der Gestaltung für den Fiinfjahrplan des Biicherdrucks in 
der Zeit von 1928—1933 geworden. Die Berechnungen fiir den 
Plan der nächsten fünf Jahre sind aufgestellt worden auf Grund 
der Daten des vorigen Jahres, die in der Statistik der Bücher- 
kammer niedergelegt waren. Vor kurzem wurde ein Schritt zur 
Zentralisierung der Statistik der Druckereiproduktion für die 

esamte Sowjetunion gemacht. In Gemeinschaft mit allen 

ücherkammern der Sowjetunion wurde das gesamte statistische 
Material für das Jahr 1927 veröffentlicht. Derartige statistische 
Zusammenlegungen werden auch weiterhin fortgesetzt. Im 
Rahmen der wissenschaftlich-erörternden statistischen Arbeiten 
wird in erster Linie eine große Arbeit über die vergleichende 
Analyse des Inhaltes und der sozialen Bestimmung des Buches 
in den Perioden 1910—1913, derjenigen von 1922—1923 und der 
unserer Tage, d. h. von 1925—1929 geplant. Zweck dieser Arbeit 
ist die Analyse der Errungenschaften der Sowjetordnung im 
Vergleich mit der vorrevolutionären Bücherproduktion. All- 
mählich beginnt auch die Standardisierung der Buchform das 
Interesse der Bücherkammer zu gewinnen. Eine ihrer Kom- 
missionen arbeitet die Regeln für eine standardisierte Gestal- 
tung des Titelblattes der zu verlegenden gedruckten Werke aus. 
Sie erstrebt die Ausarbeitung des Musters für ein solches Titel- 
blatt, das alle notwendigen Angaben über den Verfasser, den 
Titel und den Charakter des Buches enthält und dabei so 
rationell und klar zusammengestellt ist, daß die Bibliographen 
und Bibliothekare nicht gezwungen sind — wie das jetzt oft der 
Fall ist — lange über die Lösung der Frage zu sinnen, wie man 
das betreffende Buch beschreibt. 


4. Die Gesamtbibliographie des Buchesinder 
Sowjetunion. 


Die Bücherkammer stellt seit den ersten Tagen ihres Be- 
stehens eine Gesamtkartothek we a en Ausgaben zusammen, 
die in der „Bücher-Chronik“ beschrieben worden sind. Diese 
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Kartothek stellt einen Nachschlage- und bibliographischen 
Apparat von großen Werken dar. Zur Zeit enthält die alpha- 
betische Kartothek der Bücherkammer die Beschreibung von mehr 
als 200000 Büchern und anderen Druckereierzeugnissen. Die 
Zahl ihrer Karten einschließlich der ergänzenden Beschreibungen, 
der Hinweise und zusammengefaftten Seriennotizen geht über 
400 000. Einen solch vollständigen Katalog der Druckereierzeug- 
nisse der Sowjetepoche besitzt kein anderes Institut der Sowjet- 
union. Diese Kartei wird als Grundlage für die künftige Ge- 
samtbibliographie (Repertoir) des Sowjetbuches betrachtet. Fast 
alle Kulturstaaten n Katalogregister über all das, was aus 
den Druckmascinen des betreffenden Landes von der Einfüh- 
rung des Buchdrucks bis in die letzten Tage hinein erschienen ist. 
Die RSFSR besitzt kein ähnliches Register, obwohl die Frage 
seiner Beschaffung sowohl im vorrevolutionären Rußland wie 
auch nach der Revolution wiederholt erörtert wurde. Im Jahre 
1930 wurde mit Genehmigung der wissenschaftlichen Hauptver- 
waltung bei der Bücherkammer eine besondere Ständige Kom- 
mission für die Zusammenstellung der Gesamtbibliographie über 
das Buch des früheren russischen Reiches und in erster Linie des 
Buches der sowjetrussischen Periode gebildet. Seit 1928 wird 
eine besondere Kartei für die „nationale“ (d. h. die gesamte) 
Literatur, die in derRSFSR erscheint, geführt. Diese Kartei ist nach 
Sprachen geordnet und enthält Notizen in mehr als 45 Sprachen, 
die in den Schriftzeichen der Originale abgefafit sind. Die 
Bücherkammer befaßt sich auch mit der Arbeit des Aufdeckens 
der Pseudonyme und stellt als Basis hierfür besondere Kataloge 
der Pseudonyme zusammen. 


Im Archiv der Bücherkammer wird von allen als obliga- 
torische Exemplare einlaufenden Werken je ein Stück aufbe- 
wahrt. So ist sie in der RSFSR das vollständigste Archiv der 
Sowjet-Druckereierzeugnisse seit 1920°). Das Archiv wird allen 
Wissenschaftlern und Bibliographen zur Benutzung zur Ver- 
fügung gestellt; doch gestattet die Enge des Raumes nicht, es 
einem breiteren Toserkreiso zugänglich zu machen. Seit 1928 
versorgt das Archiv intensiv diejenigen Sachbearbeiter mit Ma- 
terial, die für die „Wissenschaftliche Literatur der Sowjetunion“ 
(Anzeiger der wissenschaftlichen Literatur) über die einschla- 
gigen Neuerscheinungen referieren. Eine besondere Ständige 
Kommission beim Rat der Volkskommissare der Sowjetunion 
besorgt die Herausgabe dieser Anzeigerreihe. 


3) Leider ist wegen Mangel an geeignetem Raum keine Möglichkeit vor- 
handen, dieses Material in der Bücherkammer selbst unterzubringen. Einst- 
weilen, bis zur Errichtung oder Zuweisung eines größeren eigenen Gebäudes 
ist ein Teil der Bücher (aus den früheren Jahren) in einem besonderen Raum 
der Lenin-Bibliothek (der früheren Rumjanzewschen Bibliothek) unter- 
gebracht. Sobald die Raumfrage gelöst ist, wird dieses Material in die 
Bücherkammer zuriickgebracht. 
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Als gute Ergänzung der im Archiv aufbewahrten Bücher- 
schätze ist die erstklassige, über 15000 Bände an bücherkund- 
licher Literatur enthaltende bibliographische Bibliothek der 
Bücherkammer zu erwähnen. Diese die Tätigkeit sehr unter- 
stützende Einrichtung wird von allen wissenschaftlichen Abtei- 
lungen der Bücherkammer, die dauernd Nachforschungen sowohl 
in russischen wie auch in ausländischen Nachschlagewerken an- 
stellen müssen, im Prozeß der laufenden bibliographischen 
Arbeiten vielseitig ausgenutzt. 


5. Das bibliographische Büro. 


In der Bücherkammer laufen immer häufiger Anann 

bibliographischen Charakters ein, immer häufiger erhält sie den 

Auftrag zur Zusammenstellung eines Literaturverzeichnisses für 

ein bestimmtes Thema. Die Bearbeitung derartiger Anfragen 

Tii das im Jahre 1926 geschaffene große Bibliographische 
üro 


In den fünf Jahren seines Bestehens hat das Büro schon eine 
roße Arbeit geleistet. Zu den Aufgaben des Büros gehört auch 
ie Information der staatlichen Institute, der Bibliotheken, der 

wissenschaftlichen Organisationen, der Verlage usw. über alle 
Fragen bibliographisher Art. Sie liefert Führer und Nach- 
schlagekartotheken sowohl der Bücher- als auch der Zeitschriften- 
literatur über die einzelnen Gebiete und Zweige der Wissen- 
schaft, gibt Informationen hinsichtlich der bestehenden Literatur 
über alle beliebigen Fragen, sie stellt Verzeichnisse der wissen- 
schaftlichen Literatur auf, führt die redaktionelle Kontrolle über 
die Genauigkeit der bibliographischen Beschreibungen der 
Literatur in allen Sprachen auf Grund von Verzeichnissen, die 
ihr andere Institute oder Bibliographen liefern, registriert die 
in der Presse der Sowjetunion gebrachten Besprechungen über 
russische und ausländische Ausgaben, führt Verzeichnisse der 
Resumes über die Arbeiten der einzelnen Schriftsteller und der- 
gleichen mehr. 


Von den durch das bibliographische Büro zu erledigenden 
Arbeiten bedürfen die folgenden wegen ihres Umfanges und 
ihrer Bedeutung einer besonderen Erwähnung: 


a) Die Beschreibung der Bücher und Zeitschriftenartikel für 
die Verzeichnisse der wissenschaftlichen Literatur, die, 
wie oben erwähnt, durch eine besondere Kommission beim 
Zentral-Exekutiv-Komitee herausgegeben werden. 

b) Die Prüfung der Elemente der bibliographischen Rezen- 
sionen in den bibliographischen Informationen, welche in 
den Artikeln der „großen“ und der „kleinen“ sowjet- 
russischen Enzyklopädie niedergelegt werden, auf Grund 
der russischen und fremdländischen Quellen. 
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c) Die Erfassung und Registrierung der Rezensionen über neu 
erschienene Bücher mit Angaben über den Charakter der 
Rezension. In Erledigung dieser im Auftrage des Staats- 
verlages der RSFSR und anderer Verlage und Organi- 
sationen ausgeführten Arbeiten wurden von dem Büro im 
Verlaufe eines Jahres 13059 Nummern von Zeitschriften 
und 12770 von Zeitungen durchgesehen und daraus 28 787 
Besprechungen und Rezensionen entnommen. 


Als Resultat dieser Arbeiten zur Sammlung von Besprechun- 
gen und Kritiken hat sich im Büro eine besondere Rezensions- 
artothek herausgebildet, die mehr als 110000 Karten umfaßt. 
Seit 1928 wurde die Registrierungsarbeit dadurch auf eine 
breitere Grundlage gestellt, daß die Zentral-Bücherkammer mit 
den Bücherkammern der Ukraine (ab 1928) und Weifßrußlands 
(ab 1929) einen Vertrag über die Sammeltätigkeit für Rezen- 
sionen derjenigen Bücher abgeschlossen hat, die in der RSFSR 
erscheinen a von denen sich Rezensionen in den periodisch 
erscheinenden Druckschriften dieser Republiken befinden. Augen- 
bliklih steht die Bücherkammer vor der Aufgabe, das ge- 
sammelte Material an Rezensionen in Gestalt besonderer Take 
bücher“ oder in häufiger erscheinenden Rezensionschroniken zu 
veröffentlichen. 


Im Rahmen der Bücherkammer arbeiten noch ständig einige 
wissenschaftliche Kommissionen, und zwar die Kommission für 
die Durcharbeitung der internationalen Tabellen des Dezimal- 
systems entsprechend der Sowjetpraxis, für die Ausarbeitung 
einer bibliographischen Terminologie und für die Standardi- 
sierung des Titelblattes. Große Aufmerksamkeit widmete den 
Fragen der theoretischen Bibliographie die 1929 begründete 
Zeitschrift der Bücherkammer: „Die Bibliographie“. die 1930 in 
die Zeitschrift „Bibliothekkunde und Bibliographie“ umge- 
wandelt worden ist. 


Die kulturelle Entwicklung der Sowjetunion ebenso wie der 
technische Aufschwung ihrer jetzigen industriellen Entwicklung 
lassen die Frage auftauchen nach den Kadern (d. h. dem ge- 
schulten Personal) und dessen Ergänzung durch Arbeitskräfte, 
die in der Bibliographie nicht als Neulinge erscheinen, sondern 
als Leute, die bereits eine vorherige Spezialschulung hinter sich 
haben. Diese Schulung geben die am 9. Dezember 1926 er- 
öffneten Bibliographischen Kurse. Die Praxis einer dreijährigen 
Arbeit hat inzwischen erwiesen, daß das ganze Stoffgebiet für 
den vorgesehenen einjährigen Kursus zu groß ist. Im Herbst 
1950 war beabsichtigt, den Kursus in einen zweijährigen umzu- 
gestalten. Darüber hinaus stellt die Bücherkammer sich die 
Aufgabe, die Kurse in eine spezielle höhere bibliographische 
Lehranstalt umzuformen. 
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Die Bücherkammer verfügt auch über einen eigenen Verlag. 
Im or 1930 erhielt sie eine eigene Druckerei, um ihr die 
Möglichkeit zu einer noch weiteren Vergrößerung ihrer Ver- 
legertätigkeit zu geben. Letzten Endes erstrebt die Bücher- 
kammer die Umwandlung ihres Verlages in den zentralen, 
wissenschaftlich-bibliographischen Verlag der RSFSR; für die 
Notwendigkeit dieser Umgestaltung hat sich der gesamtrussische 
bibliographishe Kongreß im Jahre 1924 einstimmig ausge- 
sprochen. Eifrig diskutiert hat man auf solchen Kongressen die 
Fragen der Koordination und planméfigen Gestaltung der biblio- 
a Arbeiten, die im Gebiet der RSFSR von verschie- 
enen Institutionen und Organisationen ausgeführt werden, und 
zwar sowohl von speziell bibliographischen als auch von solchen, 
die keine unmittelbare Beziehung zur Bibliographie haben. 
Aus der Zahl der anderen Maßnahmen der Bücherkammer, 
die auf eine Zusammenfassung des Tätigkeitsgebietes der biblio- 
raphischen Institute hinzielen, ist noch zu erwähnen die im 
Dezember 1929 auf ihre Anregung hin zustandegekommene 
Konferenz der Direktoren der Bücherkammern in den autonomen 
Republiken und Gebieten der RSFSR. 
Nicht unerwähnt bleiben darf schließlich noch die Beteili- 
ung der Bücherkammer der RSFSR an der allrussischen Kon- 
ferea? der Bücherkammern der sowjetrussischen Republiken, die 
jetzt eine übliche Erscheinung geworden sind und seit 1923 
regelmäfiig einberufen werden. Die Konferenzen haben be- 
deutende positive Resultate für den bibliographischen Aufbau 
Gesamtrateruflands gezeitigt. Ohne irgendeinen äußeren Zwang, 
einzig und allein auf der Basis von bereitwilligen Abmachungen 
der Biblioeranhischen Zentralstellen der Sowjetrepubliken, ist 
es von Jahr zu Jahr gelungen, die bibliographischen Arbeiten 
der Bücherkammern aller Einzelrepubliken der Sowjetunion 
immer mehr einheitlich und aufeinander abgestimmt zu ge- 
stalten, sie in dieselbe Form zu leiten und eine Reihe von kol- 
ir arbeitenden bibliographischen Unternehmen ins Leben zu 
rufen. 


6. Die Arbeit unterden Volksmassen. 


Die Organisation der bibliographischen Arbeit, die Entwick- 
lung zu der notwendigen Höhe und ihre planmäfige Weiter- 
gestaltung, all das bedeutet nur eine Seite von dem Problem 
des bibliographischen Aufbaus der RSFSR. Die andere liegt in 
der Popularisierung der erworbenen Kenntnisse, in der breitan- 
gelegten Propaganda der Idee von der bibliographischen Kultur 
und in der Verwirklichung einer Reihe von Maßnahmen, die dazu 
angetan sind, um an breitere Leserschichten heranzukommen 
als an den verhältnismäßig engen Kreis von Fachleuten, die bis 
jee die Ausgaben und Kataloge der Biicherkammer unmittel- 

ar benutzen. Seit dem Herbst 1929 wird diesem Tätigkeits- 
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gebiet der Bücherkammer besondere Aufmerksamkeit geschenkt. 
Im Rahmen der für die Massen geleisteten Arbeit der Bücher- 
kammer nehmen die Organisierung von Bücherausstellungen, die 
Veröffentlihung von populär-buchwissenschaftlicher Literatur 
und die Veranstaltung von Vorträgen und Exkursionen über 
buchkundliche Themen den Hauptplatz ein. 

Im Februar/März 1930 fand eine Ausstellung der Literatur 
über die Kollektivierung des Dorfes statt. Vorgesehen ist eine 
große Ausstellung, die Bericht erstattet über die gesamte Bücher- 

roduktion der RSFSR im Jahre 1929. Der erste Versuch, eine 
Heitschrift herauszugeben, die für einen breiteren Leserkreis be- 
rechnet ist als die üblichen Ausgaben der Bücherkammer, wurde 
am 5. Mai 1927 gemacht mit der einmaligen Ausgabe der „Zeitung 
über das Buch“. Es ist vorgesehen, ähnliche, mehr an die Massen 

erichtete Zeitungen mindestens zweimal im Jahre herauszu- 

ringen. Für 1930 war noch die Ausgabe einer Serie von Bro- 
schüren über Fragen der Bücherkunde sowie der Charakteristik 
des Sowjetbuches und seiner erzielten Erfolge vorgesehen. Aus- 
führlicher ausgearbeitet ist das Projekt von Vorträgen und Ex- 
kursionen über buchkundliche Themen, die durch Mitarbeiter 
der Bücherkammer ausgeführt werden sollen, und zwar sowohl 
in der Kammer selbst als auch außerhalb. Einige dieser Vor- 
träge haben bereits A Beim Ausarbeiten des Themas 
wird dem Hervorheben der sozialen Rolle des Buches und der 
Errungenschaften des Sowjetbuches im Vergleich zu dem vor- 
revolutionären Buche besondere Aufmerksamkeit gewidmet. 


x k * 


Der Weg, den die Bücherkammer in den ersten zehn Jahren 
ihres Bestehens zurückgelegt hat, ist folgender: Im Jahre 1920 
nur ein kleines Institut, das kaum fertig wird mit seinen ein- 
fachsten Arbeiten, nämlich dem Einziehen des obligatorischen 
Exemplars, seiner Verteilung und Beschreibung in der „Bücher- 
Chronik“. Im Jahre 1930 der wissenschaftlich-bibliographische 
Mittel- und Schwerpunkt der RSFSR mit den verschiedenartig- 
sten Aufgaben wissenschaftlichen und wissenschaftlich-organisa- 
torischen Charakters. Die mächtigen Forderungen des Lebens 
stellen die Bücherkammer jedes Jahr vor neue Probleme, die 
einer unverzüglichen Lösung bedürfen und die jedesmal die 
Notwendigkeit neuer Organisationsformen, neuer Arbeits- 
methoden und neuer Kräfte nach sich ziehen. Mit jedem Tage 
wird die Ergänzung der Facharbeiter auf dem Gebiet der Biblio- 
graphie uad der auf verantwortungsvollen leitenden Posten 
Arbeitenden mehr und mehr akut. 

Für die nächste Zukunft müssen die Grundaufgaben der 
Bücherkammer folgende sein: die weitere Vertiefung und die 
Erweiterung der eigenen bibliographischen Arbeiten, die Ko- 
ordination und planmäßige Gestaltung der Arbeiten, die auf 
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dem Gebiet der ganzen Sowjetunion geführt werden, die Organi- 
sierung der Mittelpunkte der spezialwissenschaftlichen Biblio- 
raphie, die Entwicklung der Tätigkeit des Biicherfonds‘), die 
rmittlung neuer Wege zur Versorgung der breiten Leserschaft 
mit bibliographischen Auskünften, die wissenschaftliche Aus- 
arbeitung einer Methodologie der Bibliographie und die Schaffung 
— und zwar auf dauerhafter Grundlage — von bibliographischen 
Ausbildungsstätten, die von kurzfristigen Kursen, über Seminare 
bis zur Gründung eines Instituts bei der Bücherkammer für die 
Aspiranten (als Vorbereitung zur Professur) reichen. 


Die Bücherkammer der RSFSR ist zwar das größte und 
wichtigste Institut seiner Art in Sowjetrußland, aber noch nicht 
das Zentral-Bücherinstitut für die ganze Sowjetunion. Alle 
Republiken und autonomen Gebiete — aus denen sich ja nicht 
nur die Union der Sowjetrepubliken, sondern auch die einzelnen 
Republiken zusammensetzen — haben ihre eigenen Bücher- 
kammern, die, wenn auch nicht in ihren Ausmalten und ihrer 
Struktur, so doch in ihren Aufgaben und Zielen der vorstehend 
beschriebenen Bücherkammer in Moskau gleichkommen. Zwischen 
all diesen Instituten ist bereits eine Kooperation und eine Ko- 
ordination, wie schon erwähnt wurde, eingeleitet. Aber die 
Grundaufgabe der Zukunft besteht in der Schaffung eines Zen- 
tralinstituts für die Erfassung und die Bibliographie aller 
Druckereierzeugnisse der in der Sowjetunion wohnenden Völker, 
d. h. von über 160 Millionen Menschen. Ein solches Institut wird 
dringend durch die kulturellen Belange des Landes selbst ge- 
fordert, und dann auch noch durch die der anderen Staaten, die 
Interesse an dem Schicksal des Sowjetreiches haben. Aus dem 
überaus schnellen Entwicklungstempo der Bücherkammer, aus 
der von ihr gesammelten großen Erfahrung und aus der ständig 
wachsenden Mitarbeit aller Nationalitäten der Sowjetunion (auf 
kulturellem Gebiet) erwächst die Hoffnung auf baldige Verwirk- 
lichung des bereits eingeleiteten Projektes für ein Zentralbiicher- 
archiv für ganz Raterufland. Erst dann wird die Pyramide des. 
bibliographischen Aufbaus in der Sowjetunion vollendet sein, 
eines Aufbaues, von dem bereits die unteren Schichten in den 
Bücherkammern der autonomen Gebiete und der Republiken, 
die mittleren Schichten in den Bücherkammern der sechs großen 
Sowjetrepubliken der UdSSR fertiggestellt sind, und deren Spitze 
in der Tätigkeit der Zentralen Staatlichen Bücherkammer der 
RSFSR in Moskau verkörpert ist. 


*) Als Mittel, die Bibliotheken unentgeltlich mit Literatur zu versehen, 
muß auch der staatliche Bücherfonds angesehen werden, der sich bis vor 
kurzem in Leningrad befand und jetzt der Verwaltung der Bücherkammer 
anvertraut ist. Dieser aus den nach der Revolution nationalisierten Bücher- 
sammlungen gebildete Fonds enthält ca. 900000 Bände. Diese Bücher müßten 

lanmaftig unter die Bibliotheken der Sowjetrepubliken verteilt und zum 
eil auch für den internationalen Biicheraustausch verwertet werden. 
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Rußland und Osteuropa. 


Übersichten. 


I. Innere und äußere Politik. 
Von Otto Hoetzsch. 


1. Rußland. 
a) Karl Marx und Stalin. 


Am 9. April waren es 60 Jahre, seit der erste Band des 
„Kapitals“ von Karl Marx in russischer Ausgabe in Peters- 
burg erschien. Mit der betonten Erinnerung an diesen Ausgangs- 
a betonte der Bolschewismus, daß er vom westeuropäischen. 
vom deutschen Sozialismus herkommt. Die Frage ist wissen- 
schaftlich wie praktisch gleich interessant und wäre wert, selb- 
ständig behandelt zu werden, inwieweit der Marxismus, auf den 
1883 Plechanow die russische, sich später in den menschew isti- 
schen und bolschewistischen Flügel spaltende Sozialdemokratie 
begründete, durch diese, also durch den Leninismus und Stali- 
nismus umgebildet oder weitergebildet worden ist. 

Dazu ist bemerkenswert, was Stalin zu dem genannten Ge- 
denktag in den „Iswestija“ schrieb: „Der Leninismus hat nicht 
nur den Marxismus wiederhergestellt, sondern er hat noch einen 
Schritt vorwärts getan, indem er ihn in den neuen Bedingungen 
des Imperialismus und des Klassenkampfes des Proletariats 
weiter entwickelt hat. Der Leninismus ist der Marxismus der 
Epoche des Imperialismus und (der proletarischen Revolution. 
Genauer: der Leninismus ist die Theorie und die Taktik der 

roletarischen Revolution überhaupt, die Theorie und die Taktik 

er Diktatur des Proletariats im besonderen. Marx und Engels 
haben sich in der Periode der Vorrevolution (wir meinen das im 
Hinblick auf die proletarische Revolution) bewegt, als es noch 
keinen entwickelten Imperialismus gab, die Periode der Vor- 
bereitung der Proletarier zur Revolution, die Periode, als die 

roletarische Revolution noch nicht als eine direkte praktische 

nvermeidlichkeit erschien. Lenin jedoch, der Schüler von Marx 
und Engels, hat sich in der Periode des entwickelten Imperialis- 
mus bewegt, der sich entwickelnden proletarischen Revolution, 
als diese schon in einem Lande gesiegt hatte, die bourgeoise De- 
mokratie besiegt und die Ära der proletarischen Demokratie. die 
Ara der Räte eröffnet hatte.“ Diese Differenzierung ist weder 
vollständig noch besonders klar. 

Interessant ist, daß Stalin dabei jede Abgrenzung seine: 
Programms und seiner Theorie, also des von uns so genannten 
„Stalinismus“ unterläßt. Natürlich würde er das schon aus 
taktischen Klugheitsgründen nicht tun, auch wenn er mehr theore- 
tische Vorliebe häite, als ihm eigen ist. Denn in den prakti- 
schen Schwierigkeiten seiner Arbeit kann er sich nur durch die 


474 


fortgesetzte Bezugnahme auf die dogmatisierte und orthodoxe 
Lehre von Marx und Lenin halten. Übrigens ist bemerkens- 
wert, daß heute in Rußland nicht nur äußerlich überall neben 
das Leninbild auch das Stalinbild getreten ist, sondern daß die 
Parteiäußerungen, die nicht von Stalin selbst ausgehen, immer 
mehr die Reihenfolge in einem geben: im Sinne oder gemäß 
ae po von Marx, Engels und Stalin, der Generallinie 
er Partei. 


Wie gesagt, ist es ein Feld, das der Bearbeitung harrt, die 
Praxis des russischen Sozialismus in nunmehr bald 15 Jahren 
auf ihr theoretisches Verhältnis zu Marx und seinem System 
systematisch zu untersuchen. Auf der Hand liegt, daß dafür wie 
überhaupt für die Erforschung des Stalinismus eine Schrift keine 
Hilfe bedeutet, wie die des bekannten Grafen Coudenhove: 
„Stalin und Co.“ (Leipzig 1931, Paneuropa-Verlag). Mit solchen 
geistreich schillernden Formulierungen, die von Übertreibungen 
ebensowenig frei sind wie von Widersprüchen, kommt man nicht 
vorwärts. Und damit fehlt dem Rufe zur Abwehr, den Couden- 
hove dabei ausspricht, die wirklich überzeugende Grundlage. 
Er selbst aber sieht doch insofern klar genug, daß auch für ihn 
der Bolschewismus Stalins, also der Stalinisrins nicht mehr das 
ist, was der Sozialismus Rußlands unter Lenin war. 


Zum praktisch Wesentlichen des Stalinismus, also zum 
Fünfjahrplan aber sei hier auf ein Büchlein hingewiesen: „Der 
Fünfjahrplan und seine Erfüllung“ von Professor Boris Brutzkus 
(Weltwirtschaftlihe Vorträge und Arbeiten, herausgegeben 
von Ernst Schultze, Heft 12, Leipzig 1932, 106 S.). Hier ist 
(S. 22, 24, 64, 68, 70) besonders erfreulich die methodolo- 

ische Klarheit, namentlih in bezug auf die Schwierig- 
kenen der Erforschung der Sowjetwirtschaft trotz des Riesen- 
materials an Literatur und Statistik, das darüber heute vorliegt. 
Brutzkus unterschätzt nicht die Leistungen im Fünfjahrplan, das 
tatsächliche Wachsen der Industrie, allerdings in dem bekannten 
Unterschiede zwischen Schwer- und Leichtindustrie, auch das 
nicht, was die landwirtschaftliche Kollektivierung zustande ge- 
bracht hat, das Wachsen der industriellen Produktion, der Bau- 
arbeiten, der Saatfläche — von der Krise, ja Katastrophe der 
Viehzucht, von der nachher zu sprechen ist, spricht er auch. Die 
Kritik ist vorsichtig und sucht möglichst die gefährlichen Gene- 
ralurteile zu vermeiden, vermeidet darum auch ein Schlußurteil 
über das sogenannte Gelingen oder Nichtgelingen des Fünfjahr- 

lans mit vollem Recht. Die Thesen über die sozialistische 

lanwirtschaft kommen aus der individualwirtschaftlichen Ein- 
stellung des Verfassers und nehmen für den Markt, der „die 
Bedürfnisse der Gesellschaft widerspiegelt, abwägt und normal 
befriedigt und der mit seinem feinen Mechanismus niemals einen 
auf statistische Tatsachen aufgebauten Plan ersetzen könne“, 
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Wirkungsmöglichkeiten in Anspruch, dıe ihm die kapitalistische 
Krise der Gegenwart offensichtlich versagt. Als Leitfaden zum 
Nachdenken über den Fünfjahrplan, seine Realitäten, Möglich- 
keiten, Schwächen und Gefahren ist das kleine Buch sehr zu 
empfehlen. 


Die Arbeit geht jetzt über den ersten Fünfjahrplan hinaus. 
Im Märzheft wurden von mir die 17. Parteikonferenz und die 
Thesen für den neuen, zweiten Fünfjahrplan besprocen. 
Die Arbeit dafür ist nun nach einem Beschluß des Rates der Volks- 
kommissare („Tass“ 29. März) organisiert. Zu diesen Arbeiten 
sollen die breitesien Arbeiter- und Kollektivwirtschaftlerkreise, 
Vertreter der Wissenschaft und Technik sowie die wissenschaft- 
lichen Forschungsorganisationen, wie die Akademie der Wissen- 
schaften, die landwirtschaftliche Lenin-Akademie, die kommu- 
nistische Akademie u. a. hinzugezogen werden. Mit der Aus- 
arbeitung und Leitung der gesamten Arbeit wird die staatliche 
Planwirtschaftskommission betraut. Die Volkskommissariate der 
Sowjetunion werden die Pläne der betreffenden Wirtschafts- 
zweige ausarbeiten. Der Fünfjahrplan für die Entwicklung der 
einzelnen Republiken, Gaue und Rayons wird von den Planwirt- 
schaftsorganen der betreffenden Gebiete ausgearbeitet werden. 
Die staatliche Planwirtschaftskommission muß die Kontroll- 
ziffern des alten Fünfjahrplanes bis spätestens 20. August 1952 
dem Rate der Volkskommissare der Sowjetunion vorlegen. Auf 
Grund dieser vom Volkskommissariate geprüften Kontrollziffern 
werden die Volkskommissariate ihre Vorschläge für den zweiten 
Fünfjahrplan zwischen dem 15. und 25. November 1932 vorlegen. 
Die staatliche Planwirtschaftskommission wird dann den zweiten 
Fünfjahrplan bis spätestens 1. Januar 1933 dem Rate der Volks- 
ommissariate der Son eluala zur Bestätigung vorlegen. Da be- 
kanntlich der jetzige Fünfjahrplan mit dem 31. Dezember 1932 
sein Ende erreicht, sind diese Termine sehr knapp gestellt. Eine 
Unionskonferenz zur „Verteilung der Produktivkräfte“, eröffnet 
am 15. April, ist die erste Etappe dieser Arbeit für den zweiten 
Fünf jahrplan, bei dem territorial das wichtigste ist die Weiterfüh- 
rung in die neuen Gebiete nach Sibirien, nach dem Osten: „Der 
Theorie der wirtschaftlichen Autarkie der einzelnen Rayons muß 
ein Ende gemacht werden“, hieß es sehr bezeichnend im Artikel 
der „Iswestija“ (15. April) dazu. Und: „Die Arbeit am zweiten 
Fünfjahrplan muff die Sache vieler Millionen von Arbeitern 
und Kolchosniki der Sowjet-, Partei- und Komsomol-Aktivitat. 
der ganzen Sowjetgemeinschaft werden.“ 


Es ist ein weiter Weg von jener Theorie des Werks, dessen 
Erscheinen in russischer Sprache vor 60 Jahren jetzt gefeiert 
wurde, bis zu dieser praktischen Arbeit auf einem Sechstel der 
Erdoberfläche, die von ihren Trägern im Glauben getan wird. 
daß sie die reine und orthodoxe Lehre des Marxismus unver- 
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ändert weiter trügen und verwirklichten und darüber selber 
kaum merken, wie sie sich auf den gegebenen historischen und 
tatsächlichen Voraussetzungen auch theoretisch so wandelt, daf 
wir wohl berechtigt sind, Marxismus und Stalinismus auch be- 
grifflich einander gegenüber zu stellen. 


b) Wirtschaft. 
Die Nachrichten haben sich im Berichtsmonat gemehrt, daß 


eine große Knappheit an Brot besonders in der Ukraine 
und im Wolgagebiet, aber auch in der Krim und im Kaukasus 
vorhanden sei, so daß von den besser versorgten Großstädten 
aus die Verwandten im Süden miternährt werden müßten, die 
Post diese Sendungen von Lebensmittelpaketen gar nicht be- 
wältigen könne. A heißt, daß die Bauern in die Städte nach 
Brot drängten und dort vor den „Togsin“-Geschäften anstün- 
den, wo man gegen Valuta oder Gold kaufen kann und wo sie 
dann alte goldene Ringe, Kreuze u. dgl. opferten, um Brot zu 
kaufen. Es ist die übliche Depression des März und April nach 
Erschöpfung der Getreidevorräte, die offenbar aber einige 
Zeichen direkter Hungersnot trägt. Und: nicht bestritten wird, 
daß an ihr sehr wesentlich beteiligt sind die großen Lebens- 
mitteltransporte nach dem fernen Osten, die Bereitstel- 
lung von Lebensmitteln für die dort aufmarscierte russische 
Armee, die mit dem Kriegsfall rechnet. 


Um so wichtiger ist die Frühjahrssaat. Angebaut sind 
bis zum 15. A ril 3 357 700 ha (gegen 1820000 ha im Vorjahr). 
Da bekanntlich dieses Jahr das „entscheidende“ des Fiintjahr- 
lans ist, ist das zweite Vierteljahr jetzt fiir den landwirtschaft- 
ichen Teil doppelt und dreifach entscheidend. Die Schwierig- 
keiten der Saatgutbeschaffung treten fortwährend hervor, er- 
fordern neue organisatorische Maßnahmen, so die Einrichtung 
eines besonderen Bevollmächtigten des Volkskommissariats für 
Landwirtschaft der Union beim Rat der Volkskommissare der 
RSFSR für die Durchführung der Frühjahrssaatkampagne (Ver- 
ordnung, 28. März 1932) mit besonderen Instruktionen für den ge- 
sicherten Post- und Telegraphenverkehr. Die Schwierigkeiten 
der russischen Landwirtschaft liegen nicht in der allgemeinen 
Weltagrarkrise, sondern in der Primitivität der Produktion und 
Organisation überhaupt und in dem Durcheinander, das durch 
die Kollektivierungspolitik Stalins entstanden und vielfach noch 
nicht überwunden ist. Diese besondere Krise gefährdet also das 
„Gelingen“ des Fünfjahrplans im entscheidenden Jahr auf land- 
wirtschaftlichem Gebiet. 

Von Krise ist schon nicht mehr zu sprechen, sondern von 
Katastrophe in der Viehzucht. Bekannt ist, wie verhängnis- 
voll die Wirkungen der überstürzten Kollektivierung für die 
Viehzucht waren, weil die gehetzten und verängstigten Bauern 
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Hals über Kopf ihr Vieh abschlachteten und in der rücsichts- 
losen Umbildung des Dorfes viel Vieh einfach zugrunde ging. 
Auf alle Weise wird jetzt gegen diese Katastrophe gearbeitet: 
Dekret der Partei vom 26. März, das sich dagegen wendet, daft 
vielfach eine „Zwangsvergesellschaftung“ des Viehbestandes 
eingetreten sei, die „nichts mit der Politik der Partei gemein- 
sam hat. Die Aufgabe der Partei besteht darin, dat jeder 
Kolchosnik seine Kuh, sein Kleinvieh, sein Geflügel habe”. 
Diese Versuche der Zwangsvergesellschaftung, d. h. der Weg- 
nahme von Kühen und Kleinvieh, werden auf das strengste ver- 
boten, Hilfsmaßnahmen vorgeschrieben, die den solchen Viehes 
entbehrenden Kolchosniki bei der Neubeschaffung behilflich sein 


sollen. 


Sodann und noch lehrreicher und durchgreifender die große 
Verordnung von Volkskommissariat und Partei „über die A r- 
beitder Viehzuchtsowchose’ (1. April). Sie teilt mit, daß 
in den letzten zwei Jahren ein großes Netz von staatlichen Vieh- 
zuchtgroßwirtschaften entstanden sei, nämlich 1480 mit 214 Mil- 
lionen Stück großes Hornvieh, 860 000 Schweinen und 4,7 Mil- 
lionen Schafen, und daß dieser Versuch der staatlichen Vieh- 
zucht-Großfarm nicht geglückt sei aus Mangel an Fähigkeit der 
Leitung der Bundesvereinigungen für Viehzucht, Schweinezucht, 
Butterproduktion, Milchwirtschaft, Gefliigelzucht und ihrer Un- 
terorgane. So ziemlich alle Fehler, die möglich sind, werden 
diesen vorgeworfen und somit ein sehr trübes Bild der Mißwirt- 
schaft aufgezeigt, die die Fleischkrise verschärft, die Versorgung 
der Städte mit Fleisch und Fleischprodukten gefährdet hat. Der 
Fleischbelieferungsplan der Städte von seiten der Viehzucht- 
farmen von 1931 konnte nur zu 69 % durchgeführt werden. 
Dementsprechend wird drakonisch vorgegangen und werden 
34 Leiter solcher Viehzuchtstaatsfarmen zur gerichtlichen Ver- 
antwortung gezogen, % ihres Postens enthoben. Nicht genu 
damit, sondern das ganze staatliche Viehzuchtwesen wird au 
umgestaltet, ein neuer Lieferungsplan wird festgesetzt und eine 
Umorganisation, die bis zum 1. Aaus durchgeführt sein soll, 
vor allem in der Richtung der Auflösung der offenbar nicht 
mehr zu übersehenden großen Viehzuchtfarmen gehen soll. Die 
Zahl neuer solcher Sowchose wird für 1932 beschränkt, die 
existierenden werden verkleinert, so daß Sowdchosy für Vieh- 
zucht nicht mehr als 3—8000 Stück umfassen sollen, für Milch- 
wirtschaft nicht mehr als 1000 Kühe, für Schafe nicht mehr als 
50 000 Stück, für Schweine nicht mehr als 400 bis höchstens 1000. 


Diese Detailangaben lassen Sinn und Wesen des Vorgehens 
deutlich erkennen. Man hat sich auch hier übernommen, sowohl 
im Tempo, wie namentlich in der Jagd nach dem Großtbetrieb, 
die sich jetzt schwer gerächt hat. Weiter ergab eine Revision 
der RKI bei der Bundesvereinigung für Fleischindustrie eben- 
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falls Mißstände. Kurz, eine Krise, ja Katastrophe der Viehzucht 
ist nicht zu bestreiten. 

Der Rückgang der Viehbestände sei in folgender 
Tabelle (nach dem ,,Ostexpreft") wiedergegeben. Es waren vor- 
handen in Millionen Stück: 

1928 1929 1930 


Pferde . . . . . 335 34,6 30,6 
Großhornvieh . . . 70,5 67,1 53,9 
Schafe woe ew eh) 133,3 133,7 101,5 
Schweine . . . . 26,0 20,4 13,2 


Das ist ein Rückgang des Bestandes bei Pferden um fast 
9%, bei Großhomvieh und Schafen um fast 14, bei Schweinen 
sogar um über 13 binnen zwei Jahren. Die Gründe sind also die 
überstürzte Kollektivierung und die Futtermittelknappheit. 
Der Versuch, diese Krise durch große staatliche Viehzuchtfarmen 
zu überwinden, muß als miftgliikt angesehen werden und die 
neuen organisatorischen Maßnahmen stehen vor einer fast un- 
lösbaren Aufgabe. 

Aus dem Gebiet der Industrie ist zu erwähnen die Ver- 
ordnung vom 25. März über den Bau von Wohnhäusern für 
Spezialisten (Parteimitglieder oder nicht), die für zwei Jahre 
den Bau von 102 Häusern mit im ganzen 11 500 Wohnungen (aus 
3—4 Zimmern mit 47—65 qm im Durchschnitt mit Küche, Bad 
und Zubehör in jeder Wohnung) in Aussicht nimmt, für Moskau 
allein 10 Häuser mit je 300 Wohnungen. Diese Verordnung legt 
den Schluß nahe, daß bisher die Wohnungsverhältnisse auf 
diesem Gebiet sehr ungünstig waren, sowie, daß die Sowjet- 
regierung an eine abashate Einstellung der Heranziehung von 
fremden Spezialisten und Gelehrten nicht denkt, auch nicht 
denken kann. 


Große Vorgänge auf industriellem Gebiete, der eine depri- 
mierend, die anderen anstachelnd; der erstere die Einstellun 
des Betriebes in Aftostroj in Nishni-Nowgorod Anfang Apri 
(die Verordnung vom 2. April stellt fest die Schuld der Leitung, 
den Mangel der sogenannten einheitlichen Befehlsgewalt, die 
unzureichende Mitarbeit der Parteiorgane und ordnet an, daß 
mit dem 15. April die Produktion wieder zu beginnen habe, die 
ja in dem automobilarmen Lande als brennend notwendig emp- 
funden wird). Die anderen Vorgänge: Fertigstellung des Hoch- 
ofens in Magnitogorsk, der seit 28. März die volle Ausnutzungs- 
fähigkeit erreicht hat. An dem gleichen Tage war der Bau des 
Dnjeprostroj fertig, der der größte Staudamm der Welt 
ist. Am 1. Mai wird dieses Wasserkraftwerk mit 250 000 Pferde- 
kräften feierlich eingeweiht und in Betrieb genommen. Seine 
Gesamtleistungsfähigkeit ist 536000 kw. Damit ist die große 
Schwierigkeit der von Beginn der russischen Geschichte an be- 
kannten Dnjeprschnellen überwunden. Sie liegen jetzt tief 
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unter dem Wasserspiegel, der um nicht weniger als 37 Meter 
gehoben worden ist. Mit Recht ist man auf dieses Riesenwerk 
stolz. Und wie es hier so geht, kommen sofort die neuen Pro- 
jekte, die in einem Dekret des Rates der Volkskommissare 
und der Partei vom 23. März angeordnet werden: der Bau von 
drei großen Wasserkraftwerken im Mittelwolgagebiet. 
und zwar im Gebiet von Iwanowo-Wosnessensk, von Nishni- 
Nowgorod und am Flusse Kama bei der Stadt Perm. Diese 
Kraftwerke sollen 800000 bis 1 Million kw leisten. Der Bau- 
leiter ist A. W. Winter, sein Vertreter der Chefingenieur des 
Dnjeprostroj, Prof. Wedenejew. Die drei Werke sollen im 
Frühjahr 1935 fertig werden, heute liegt freilich noch nicht 
einmal das. Bauschema vor (ein orientierender Artikel mit 
Karte „Iswestija“ 16. April). 

Finanzen: Die Sowjetanleihe des „dritten entscheiden- 
den Jahres des Fünfjahrplans“ ist untergebracht, im Betrage von 
fast 2 Milliarden Rubel, um 14 mehr, als in Aussicht genommen 
war. Alle Bevölkerungsschichten haben ihren Anteil über- 
troffen mit der einen charakteristischen Ausnahme der Kollek- 
tivwirtschaften, bei denen nur 34 untergebracht werden konnten. 
Diese Anleihen sind bekanntlich tatsächlich Zwangsanleihen, nur 
eine andere Form der Lohnsteuer, der Einkommensteuer. 

Verkehrswesen: In einem Telegramm aus Woronesh 
vom 14. hat die Leitung der betreffenden Behörde Stalin mit- 
Bo daß der Plan über den Bau der Magistrale Mos- 

au—Donbass bestimmungsgemäß durdigefiihrt werde. 
Dabei wird freilich sehr nadıdrüclich die unverzügliche Unter- 
stiitzung der Zentralstelle gefordert. Die Verkehrsfrage ist 
im Augenblick zurückgetreten, bleibt aber nach wie vor ernst 
und kritisch, einfach deshalb, weil die Ansprüche des Verkehrs 
(der Güterverkehr hat 1931 gegenüber 1914 um das 214fache zu- 
genommen) schneller wachsen als die Leistungsfähigkeit des 
Eisenbahnsystems, in dem die ursprünglichen Mängel und Kriegs- 
schäden auch heute noch nicht überwunden worden sind. 

Preisbildung: Durch Verordnung vom 1. April wurde 
das besondere Preiskomitee beim Rat für Arbeit und Verteidi- 

ene in ein Komitee fiir die Warenfonds und die Regulierung 

es Handels umgebildet. Das geht in der schon bekannten 
Linie, die Preise im Detailhandel zu senken und den einzelnen 
Organen und Gruppen die Lebensmittel und Industriebedarfs- 
artikel zur Verfiigung zu stellen. Vorsitzender des Komitees ist 
Molotow, seine beiden Vertreter Mikojan und Kwiring. 

Zuletzt Außenhandel: bei der Wichtigkeit dieses Ge- 
bietes seien auch diesmal Zahlen mitgeteilt, die nunmehr vor- 
liegenden Detailangaben der Ara in Zollstatistik für die 
ersten acht Monate 1931 (nach dem „Ostexpreß“): 

Gesamtbetrag des russischen Außenhandels in der Zeit 
Januar/August 1931: 1234,4 Mill. Rbl., davon Einfuhr 718,9 Mill. 
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und Ausfuhr 515,5 Mill. Rbl. Die Handelsbilanz war also mit 
203,4 Mill. Rbl. passiv. 

Auf diewichtigsten Lander verteilte sich die russische 
Aus- und Einfuhr in den ersten acht Monaten 1931 im Vergleich 


zum entsprechenden Zeitabschnitt des Vorjahres wie folgt (in 
Mill. Rbl.): 


Ausfuhr Einfuhr Gesamt- 


umsatz 

8 Monate 8 Monate 8 Monate 
1931 1930 1931 1930 1931 1930 
Deutschland . . . 89,1 139,0 237,0 153,3 326,1 292,3 
U.S.A. . . .. . 139 268 174,8 210,2 188,7 237,6 
England . . . . . 155,2 150,5 455 52,5 200,7 203,0 


In dieser Zeit stand also Deutschland im Gesamtumsatz und 
in der Einfuhr Rußlands weitaus an erster Stelle, in der Aus- 
fuhr England. Die Passivität mit über 200 Millionen Rubel in 
der Handelsbilanz muff erneut unterstrichen werden. 

Über diese bekannt kritische Frage wird weiter diskutiert. 
Die Presse erörtert die Notwendigkeit, die Einfuhr von Trak- 
toren und anderen Maschinen ganz einzustellen oder nur Einzel- 
teile einzuführen, die Berufung ausländischer Monteure strenger 
zu kontrollieren, die Ablieferung desgleichen usw. Das beweist, 
daß die von mir mehrfach hervorgehobene kritische Frage 
lebendig bleibt. Ich habe im Märzheft S. 319/20 Erklärungen 
des Präsidenten des Gosplan, Kuibyschew, zu dieser Frage 
zitiert und werde von der Hendelssesizetung der UdSSR darauf 
aufmerksam gemacht, daß dort ein Wort am Schluß unrichtig 
wiedergegeben ist. Ich zitierte nämlih am Schluß: „so daf die 
Notwendigkeit wegfallen würde, koste es was es wolle, diese 
oder jene Waren auszuführen“, während der Redner tatsächlich 
gesagt hat: „einzuführen“ (wwositj). Ich stelle das gern 
richtig. Wenn auch dem Wortlaut nach das zweifellos das 
Gegenteil ist, so bleibt es dem Sinne nach genau dasselbe und 
werden meine Schluffolgerungen daraus nicht berührt. Kuiby- 
schew fordert, daß Rußland alles, was es brauche, im Land her- 
stelle und daher nicht ein zuführen brauche, damit nämlich, wie 
sinngemäß darin liegt, auch keine Ausfuhr mehr notwendig 
sei, mit der jene heute noch notwendige Einfuhr allein bezahlt 
werden könne. An der Sachlage des kritischen Problems im 
Augenblick ändert es nichts, ob gesagt wird, Rußland stünde vor 
der Notwendigkeit, einzuführen oder auszuführen. Die Schwie- 
rigkeit ist ja, daß beides heute zwangsmäfiig miteinander ver- 
bunden ist, und damit Rußland in die bekannte und gar nicht ab- 
zuleugnende Verbindung mit der Weltwirtschaftskrise rückt. 
Das Organ der Handelsvertretung, das das auch behandelt, hat 
durchaus recht, daß die Wirtschaftspolitik der Industrialisierung 
Ruflands nicht das Ergebnis einer Schwierigkeit oder Reaktion 
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auf die Weltwirtschaftskrise sei, sondern im Fünfjahrplan vor 
der Weltwirtschaftskrise fundiert sei und zu dem grundlegenden 
Bestandteil der Gesamtentwicklung Rufflands gehöre. Das be- 
streitet niemand, aber ebensowenig ist zu bestreiten, daf diese 
Wirtschaftspolitik des Fünfjahrplans auch auf einem bestimmten 
[mport- und daher Exportplan ruht, und daß der letztere Zu- 
sammenhang durch die Weltwirtschaftskrise sehr bedenklich 
berührt wird. 


c) Innenpolitik. 


Wiederum ist dieses Gebiet sehr mager. Es ist nicht von 
großer Bedeutung, daß vom 9. bis 14. April eine Prüfung der 
Arbeit der Beschwerdebüros stattfand, wozu sich Stalin, Molo- 
tow, Kalinin und Andrejew in den „Iswestija“ äußerten. Dieses 
Büro ist ein Organ bei der RKI, der Arbeiter- und Bauern- 
inspektion, durch das viele Tausende von Beschwerden geleitet 
werden, so daß also regelmäßig auch neben dem aufßerordent- 
lichen Verfahren der Tschistka diese Möglichkeit besteht. Sie 
soll vor allem dem Kampf mit dem „Bürokratismus” 

elten, gemäß einem sehr bezeichnenden Worte Lenins, das 
dabei zitiert wurde: „Ohne den Apparat wären wir längst zu- 
grunde gegangen, aber ohne systematishen Kampf für die Ver- 
besserung des Apparates werden wir bestimmt zugrunde gehen.“ 

Der Kongreß der Gewerkschaften (seit 20. April) in 
Moskau wird im nächsten Heft besprochen. 

Das Preisausschreiben für den Sowjetpalast, der an 
Stelle des gesprengten Erlöserdoms in Moskau entstehen soll, 
hat 135 Entwürfe gebracht. Als die drei besten wurden die 
Entwürfe der sowjetrussischen Architekten Scholkowski und 
Jofan sowie der Entwurf des Amerikaners Hamilton bezeichnet. 
Hervorgehoben wurden unter den ausländischen Entwürfen 
außerdem die Projekte der Architekten Mendelsohn, Poel- 
zig, Gropius (Deutsch.land); Lamb, Urban (USA); 


Brasini (Italien); Corbusier, Perret (Frankreich). 


d) Außenpolitik. 


1. Fernöstlicher Konflikt. Der Berichtsmonat hat 
: eine zunehmende und immer gefährlihere Spannung zwi- 
schen Rußland und Japan im Fernen Osten ge- 
bracht. Es ist nicht mehr zu bestreiten, daß Rußland den Auf- 
marsch einer ansehnlihen Armee (man spricht von 70000 
Mann) und die Vorbereitung von Defensivstellungen entlang 
der Grenze zwischen Mandschuli und Wladiwostok durch- 
geführt hat und zu diesem Zwecke Lebens- und Verkehrs- 
mittel u. dgl. im großen und bedrückenden Umfang dorthin 
legen mußte. Von japanischer Seite ist auch ganz offen die 
Gefahr unterstrichen worden. Rußland will nicht nur seine 
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Grenze schützen, die ja jederzeit in dem Wirrwarr verletzt wer- 
den kann, sondern auch seine Position an der ostchinesi- 
schen Bahn, die jetzt durch einen Streik bedroht ist, und 
wünscht auch durchaus keine Pufferstaaten an seiner 
Grenze, in denen die Gefahren von seiten der Weißgardisten 
und der chinesischen Generäle sowie der japanischen Ambi- 
tionen verewigt werden würden. Die Völkerbundskom- 
mission, die jetzt die Mandschurei betreten hat, steht somit 
vor einer schwierigen Aufgabe, um so mehr, als Japan durchaus 
nicht ihre Tätigkeit unterstützt. Beiden Staaten, Rußland wie 
Japan, ist nicht wohl bei der Aussicht, daß hier die Gewehre 
losgehen könnten, und es wurden Erwartungen auf die Be- 
rührung zwischen dem Staatssekretär Stimson und dem Außen- 
kommissar Litwinow gesetzt, die in Genf stattfinden könnte, wie 
überhaupt im weiteren Fortgang dieser Spannungen Rußland 
und Amerika einander immer näher kommen müssen. 

2. Abrüstungskonferenz. Litwinow hat, seit am 
11. April die Abrüstungskonferenz ihre Arbeit wieder begann, 
in der bisherigen überlegten und bestimmten Weise die russische 
Sache vertreten, in der praktischen Mitarbeit, indem er aber 
eine zu nahe Verbindung mit dem Völkerbunde (Artikel 8 der 
Satzung) vermied. 

3. Südosten und Osten. Die bekannten Föderations- 
erörterungen wurden mifßtrauisch behandelt, als gegen Deutsch- 
land gerichtet charakterisiert und Tardieus Plan im besonderen 
als ein neuer Versuch des Vorstoßes gegen Sowjetrußland. 

Die Ostpaktverhandlungen sind vollständig versackt, um 
so mehr, als die nicht abreiffenden blutigen Vorfälle an der 
rumänisch-russischen Grenze in der rumänischen Kammer zu 
einer sehr scharfen Auseinandersetzung geführt haben. Am 
28. März wurden diese fortgesetzten blutigen Ereignisse — es 
werden Leute, die den Dnjepr überschreiten und nach Ru- 
mänien flüchten wollen, niedergeschossen — in der rumänischen 
Kammer behandelt, wobei der Ministerpräsident Jorga von 
einer Barbarei ohnegleichen sprach und, da zwischen Rußland 
und Rumänien keine Beziehungen bestünden, eine Eingabe an 
den Völkerbund über die Vorgänge am Dnjepr ankündigte. 

4. Mit Frankreich sind die Verhandlungen nicht weiter- 

ekommen. Imen i lischen Unterhaus wurde am 11. wieder 
die Forderung gestellt, die Handelsbeziehungen mit Rußland ab- 
zubrechen, da dieses seinen anderen Verpflichtungen nicht nach- 
käme, was indes der Premierminister ablehnte. 


e Deutsch-russische Beziehungen. 


Am 16. April war der zehnjährige Gedenktag des Ver- 
tra pe s von Rapallo zwishen Deutschland und Rußland. 
Auf beiden Seiten wurde dieser Tag mit Befriedigung begangen, 
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wurde dem Ausdruck gegeben, daß durch den Vertrag eine feste 
Grundlage für die Bezie ma beider Länder geschaffen wor- 
den sei und daß sich die darauf begründete Politik bewährt 
habe. Wir heben die Äußerungen Litwinows in Genf hervor: 


„Der Rapallo-Vertrag ist bedeutungsvoll geworden, daf er zu einem 
Zeitpunkt abgeschlossen wurde, zu dem die Möglichkeit der Herstellung 
normaler Beziehungen und der friedlichen Zusammenarbeit zwischen dem 
Sowjetstaat und den kapitalistischen Staaten besonders stark bezweifelt 
wurde. Die vergangenen zehn Jahre mußten diese Zweifel zerstreuen. Die 
Beziehungen zwischen der Sowjetunion und Deutschland, so wie sie im 
Rapallo-Vertrag verankert sind, blieben bis heute eine der Stützen des 
un äischen Friedens. Gäbe es mehr solcher Stützen, so wäre der Frieden 
stabiler. 

Die gegenwärtige Konferenz selbst hat im Laufe von zwei Monaten 
keine einzige Frage der Tagesordnung gelöst, und zwar besonders aus dem 
Grunde, weil es Fragen gibt, die, wenn sie überhaupt lösbar sind, jeden- 
falls nicht durch allmähliche, shüchterne und zaghafte Teilschritte, sondern 
nur durch mutige und radikale Entschlüsse gelöst werden können. 

Die Arbeiten der Abrüstungskonferenz würden viel gewinnen, wenn 
sich die Delegationen von denselben Gedanken und Grundsätzen leiten 
lassen würden, die heute vor zehn Jahren dem Rapallovertrag zugrunde- 
gelegt wurden. Und deshalb glaube ich, daß der Rapallovertrag nicht nur 
die Bedeutung eines zweiseitigen Dokuments, sondern auch die Bedeutung 
eines internationalen Aktes hat, der als eine Lehre und als ein der Nac- 
ahmung würdiges Muster gelten sollte.“ 

Nachdem Litwinow seine Erklärung verlesen hatte, fügte er hinzu: 
„Ich glaube, daß ich nichts gesagt habe, was nicht auch ein deutscher Staats- 
mann sagen könnte.“ 

In ähnlicher Weise äußerte sich auch die Sowjetpresse so- 
wohl nach der wirtschaftlichen wie nach der politischen Seite 
(besonders „Iswestija“ 16. April). Es paßte nicht recht dazu, daß 
zufällig in diesem Moment die Reichsratsverhandlung über die 
Verlängerung des Neutralitätsvertrages und des Schlichtungs- 
abkommens mit Rußland fiel und dabei die beiden Vertreter 
Bayerns und Württembergs gegen die Verlängerung sprachen. 
Dabei handelt es sich bei diesen Verträgen um rein politische Ver- 
träge, während die Holzfrage, die diesen Vertretern Anlaß zu 
ihrem Standpunkt gab und natürlich eine Regelung erfordert, 
rein handelspolitischen Charakters ist, aber nur im Zusammen- 
hang mit der ganzen Verhandlung der Meistbegünstigung ge- 
regelt werden kann. 

Bekanntlich war der Rapallovertrag ein politischer Akt und 
nicht von Haus aus ein Wirtschaftsabkommen. Die Klagen 
darüber, daß er wirtschaftlich nicht die Hoffnungen erfüllt habe. 
waren daher niemals voll berechtigt. Immerhin kann darauf 
hingewiesen werden, daß im Zusammenhang mit ihm im letzten 
Jahrzehnt der Gesamtbetrag des deutsch-russi- 
schen Handels nicht weniger als 6 Milliarden Mark 
erreicht hat. Die Hauptsache do ist doch die, daß Deutschland 
und Rußland damit eine Grundlage politischer Beziehungen von 
großer Bedeutung legten, die im Berliner Vertrag weitergebildet 
wurden, und die, wie man nicht vergessen soll, von den Be- 
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ziehungen zweier Länder abgesehen, für die allgemeine Politik 
von größter Bedeutung gewesen ist. Die Gedanken der Annul- 
lierung von Kriegsverpflichtungen und des Kelloggpaktes sind in 
diesem Vertragswerk zuerst nicht nur gedacht, sondern in Form 
Bet worden, und mit ihm hat ohne Zweifel Deutschland die 

ission erfüllt, die sich sehr bald daraus ergab, nämlich, das 

anz anders organisierte Rußland in eine nähere Berührung mit 

em übrigen Europa, insonderheit mit den Arbeiten des Völker- 
bundes in Genf zu bringen. 

Es ist nur eine einfache Dankespflicht, wenn an diesem Er- 
innerungstag gedacht wird der beiden um diese so konsequente 
und nützliche Politik hochverdienten Toten, in erster Linie des 
Freiherrn Ago v. Maltzahn und sodann des Botschafters Grafen 
Brockdorff-Rantzau, und wenn wir damit die herzlichen Glück- 
wünsche auch unserer Zeitschrift verbinden für den augen- 
blicklihen Inhaber des Botschafteramtes in Moskau, Herrn 
v. Dirksen, der gerade am 2. April in dieser Zeit seinen 
50. Geburtstag beging und dem wir eine noch lange Tätigkeit 
= dieser Politik wünschen, ebenso erfolgreih, wie sie bis- 

er war. 


Freilich ist auf diese der Schatten gefallen mit dem Atten- 
tat auf den Botschaftsrat v. Twardowski (s. Heft 7, S. 406 f.). 
Der Proze hat vom 4. bis 6. April gedauert und mit der Ver- 
urteilung der beiden Angeklagten Stern und Wassilijew zum 
Tode durch Erschieffen geendet, das auch vollstreckt worden ist. 


Völlig klar ist die Sache nicht geworden, was auch dadurch 
erschwert wurde, daß sowohl die Anklageschrift wie die Ver- 
handlung selbst überall da, wo das Ausland in Frage kam, den 
Ausschluß der Öffentlichkeit durchfiihrte. Die Absicht des An- 
klägers Krylenko war, einen Zusammenhang des Attentats mit 

olnischen und weiftgardistischen Kreisen nachzuweisen. Das 
ee war wohl von Haus aus sehr unwahrscheinlich, aber 
auch der Zusammenhang zwischen dem Attentat und der Ver- 
schwörung von 1928 (Ermordung des russischen Offiziers Scha- 
oschnikow durch Frau Olga Tschelkowa-Lubarska; ihr Bruder 
ubarski), also mit Polen, konnte zwingend nicht erwiesen 
werden. Offenbar hat der haltlose, wohl etwas herostratische 
Stern unter dem Einfluß von Wassilijew gestanden und sicher 
lagen dem Attentat bestimmte in die Außenpolitik hinüber- 
spielende Motive zugrunde, die Absicht, dadurch die Sowjet- 
union in eine für sie gerade jetzt sehr unangenehme und ge- 
fährliche Situation zu bringen. Dies ist von der Anklage be- 
greiflicherweise besonders scharf herausgearbeitet worden und 
wurde audı rücksichtslos gegen Polen eingestellt, das sich dem 
gegenüber bemerkenswert ruhig verhalten hat. 


Die Sühne für das Attentat ist, wie wir feststellen, rasch 
und rücksichtslos erfolgt, und die Beziehungen zwischen Deutsch- 
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land und Rußland sind dadurch nicht berührt worden. Gewill 
bietet die russische Methode in der Füh Se Prozesse 
nur eine geringe Möglichkeit, sich ein selbständiges Urteil zu 
bilden, und ist darum begreiflich, wenn die aufferrussische Be- 
richterstattung nach allen möglichen Zusammenhängen und 
Hintergründen sucht. Darin schießt sie indes weit über das 
Ziel heraus und geheimnift zu viel in Vorgänge herein, die 
gewiß nicht besonders klar sind, die aber in ihrer allgemeinen 
Bedeutung, wie sich hier namentlich zeigte, nicht übertrieben 
werden dürfen, sondern ein Einzelfall sind. 

Gleichzeitig sind die deutsch-russischen Wirt- 
sekalo edlen weiter gegangen. Auch hier 
darf noch einmal Zahlenmaterial gegeben werden nach dem Er- 
gänzungsheft 1: „Der deutsche Außenhandel nach Erdteilen und 
Ländern 1931“ zu den „monatlichen Nachweisen über den aus- 
wärtigen Handel Deutschlands“. Der reine Warenverkehr in 
der Einfuhr nach Deutschland betrug 1930 und 1931 
(in Millionen Mark): 1930 1931 


10 393,2 6 727,0 


davon aus: 
Ver. Staaten von Amerika. . . 13068 791,4 
Großbritannien ...... 6390 453,3 
Niederlande . . . . 2. 2... 560,8 383,6 
Frankreih ........ 5187 341,6 


"UASSR : v =... 8... % 4 436,3 303.5 
Der Rückgang der Einfuhr nach Deutschland überhaupt traf audı 
die Einfuhr aus der Sowjetunion: Rückgang um etwa 30%. In 
der Gesamteinfuhr nahm Rußland den fünften Platz ein. 
Noch wichtiger ist das Material in der Ausfuhr. Im 
reinen Warenverkehr betrug in Millionen Reichsmark die Aus- 
fuhr Deutschlands 1930 und 1931: 1930 1931 


12 035,6 9598,6 


davon: 
Großbritannien . . . . . . 12189 1133.6 
Niederlande . . . . . . . . 1205,8 94,6 
Frankreich . . . . . . . . 1148,6 834,1 
UdSSR .. .. : 430,6 762,2 


Die Ausfuhr Deutschlands nach Rußland ist ständig gestiegen 
bis zu dem Höchstsatze von 762,2 Millionen RM. im Jahre 1931. 
Rußland rückt von der elften Stelle im Jahre 1930 an die vierte 
für 1931 und in dessen 3. Quartal an die zweite Stelle. In der 
Maschinenausfuhr Deutsclands steht Rußland an erster 
Stelle, rund 23 % der gesamten Maschinenausfuhr Deutschlands 
gingen im letzten Quartal 1931 nach Rußland. Zu der Tabelle 
über die deutsche Maschinenausfuhr, die vom deutschen Kultur- 
Bu stammt, bemerkte das Organ der Handelsvertretung in 
erlin: 
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„Die in der Tabelle enthaltene Feststellung, daß von der deutschen 
Maschinenausfuhr innerhalb Europas nur 138,3 Millionen Reichsmark wert- 
mäßig in Agrarländer gingen, während der Rest auf die verschiedenen In- 
dustrieländer und die UdSSR entfällt, unterstützt die These, daß die In- 
dustrialisierung keineswegs die Ursache verringerten Austausches zwischen 
Industrieländern bildet, sondern daß mit den wachsenden Produktivkräften 
der Austausch gerade der technisch fortgeschrittenen Länder untereinander 
— und zwar gerade auch in den für die Industrialisierung typischen Pro- 
dukten — zunimmt.“ 

Im März sind an deutsche Firmen Bestellungen für fast 
50 Millionen RM. erteilt worden. Die Ausfallgarantie ist gleich- 
falls übernommen, wenn auch etwas herabgesetzt. Das neue 
Bankenkonsortium für die Finanzierung von Rußlandlieferungen 
auf der Grundlage des Rediskontkredits der Reichsbank ist ge- 


bildet. 

Es ist hier nicht nötig, die Einzelheiten der deutsch-russi- 
schen Beziehungen zu schildern. Wir begrüßen es, daß die 
Kontinuität des Ruflandgeschäfts so gewahrt wird. Und es ist 
nicht zu vergessen, daß die Sowjetunion allein 1931 einen fast 
ebenso hohen Anteil der deutschen Ausfuhr aufnahm wie Ruß- 
land vor dem Kriege, nämlich 8 % gegen 8,7%. Die grund- 
sätzlichen Punkte hat am 2. März der Vorsitzende des 
Rußlandausschusses im Reichsverband der Deutschen Industrie, 
Direktor Hans Kraemer, zusammenfassend und ausgezeichnet 
hervorgehoben. Er teilte mit, daß die russischen Bestellungen 
den Betrag von rund 900 Millionen RM. erreicht hätten und daß 
der praktische Nutzen dieses Geschäfts außer Zweifel stünde, 
und machte die bemerkenswerte Feststellung: 

„Allgemein bekannt ist, daß Deutschland der Hauptgläubiger Sowjet- 
rußlands ist, die deutschen Forderungen aber höchstens 1,2 Milliarden RM. 
ausmachen, wovon im laufenden Jahr etwa 500 bis 600 Millionen RM. be- 
zahlt werden müssen. Nimmt man die Beziehungen Rußlands zu den an- 
deren Staaten einzeln durch, zu England, den Mig aca ker Staaten Amerikas, 
Italien, Frankreich usw., so kommt man zu dem Ergebnis, daß die Verschul- 
dung der Russen diesen Staaten gegeniiber gar nicht erheblich sein kann. 
Wenn wir alle diese Sowjetschulden denjenigen gegeniiber Deutschland 
gleichsetzen, was mir beinahe iibertrieben zu sein scheint, so ergibt sich ein 
Gesamtbetrag, der zwischen 2 und 2,4 Milliarden RM. liegt. Das diirfte 
aber die Höchstgrenze der Verschuldung sein, und von russischer Seite ist 
mir gesprächsweise die Berechtigung dieser Berechnung bestätigt worden.“ 

Zum Schluß sagte er: 


„Von keiner Seite ist der Wunsch nach einer Änderung der bisherigen 
Einstellung des Rußland-Ausschusses der Deutschen Wirtschaft zum Aus- 
druck gebracht worden. Die positive Bedeutung des russischen Marktes steht 
für alle Beteiligten fest. Daher muß die Garantiefrage nicht allein vom 
Standpunkt des Risikos, sondern auch von dem der notwendigen Arbeits- 
beschaffung betrachtet werden.“ 


2. Polen. 


Der Sejm hat am 18. März seine ordentliche Tagung ge- 
schlossen und den Haushalt für das neue Finanzjahr ver- 


abschiedet. Schon der Voranschlag schloß, zum ersten Male seit 
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1926, mit einem Fehlbetrag: auf der Einnahmeseite 2372,4 Mill. 
Zioty, auf der Ausgabenseite 2446,9 Mill. Zloty, der Fehlbetrag 
beläuft sich somit auf 74,5 Mill. Zioty. Dieser Fehlbetrag wird 
sicher auf über 110 Millionen Zloty steigen und man macht 
allerlei Versuche, durch neue Steuern ihn zu begleichen. In den 
Ausgaben erklärte die Regierung unter 2450 Millionen nicht 
heruntergehen zu können. Die Einnahmen werden niedriger, 
die Ausgaben höher sein, die neuen Steuern nicht viel bringen 
und so muß die Regierung zu der Finanzierung mit unverzins- 
lichen Krediten bei der Bank Polski greifen. Die Staatsbeamten 
haben bei der Aprilauszahlung der Gehälter eine dreiprozentige 
Kürzung hinnehmen müssen. 


Die Annahme, daß die sogenannte Agrarreform voll- 
ständig aufgehoben sei, bestätigt sich nicht. Zunächst ist am 
31. März abermals eine Liste der Güter veröffentlicht worden, 
die für die Parzellierung Land hergeben müssen. 16522 ha 
werden enteignet, davon entfallen nicht weniger als 14633 auf 
die beiden Wojewodschaften Posen und Pommerellen und davon 
nicht weniger als 7650 ha auf deutsche Eigentümer. Die be- 
kannte Tendenz geht also weiter, die bereits 1929 zu einer Be- 
schwerde über die minderheitsfeindliche Anwendung der Agrar- 
reform beim Völkerbunde geführt hat, ohne daß damit eine 
Änderung der Praxis erreicht wurde. 


Im Zusammenhang damit ist auch der Parzellierungs- 
plan festgesetzt worden, der eine starke Herabsetzung der Par- 
zellierung vorsieht, für Posen und Pommerellen um 24000 ha. 
Der Sejm hat diese Agrarreform tatsächlich sehr durch Herab- 
setzung der Kredite reduziert, gleichzeitig aber beschlossen, die 
Ansiedlung der ehemaligen Kriegsteilnehmer in Wolhynien zu 
beschleunigen, und dazu ziemlich hohe Kredite bewilligt. Gegen 
dieses Gesetz haben die Ukrainer protestiert, weil es ein Werk- 
zeug zur Polonisierung ist. 


Der Sejm hat fünf Monate gesessen und nicht weniger als 
263 Gesetzvorlagen erledigt, so die Änderung der Geschäftsord- 
nung, die Steuergesetze, ein Pensionsgesetz, das die Pensionen 
kürzte, ein Gesetz über die Erweiterung der Machtbefugnisse des 
Staatspräsidenten, die Reform des Mittelschulwesens usw. Nicht 
durchzusetzen gewesen ist ein Reformentwurf für die soziale Ge- 
setzgebung, der an dem Protest der Arbeiterschaft scheiterte. 

Schon in die auswärtige Politik griff herüber, daft die so- 
genannte Undo, die größte ukrainische Partei, auf ihrem 
Kongreß ungemein scharf sich gegen die Sowjetunion richtete, 
gegen die alkrasmsche Sowjetrepublik in ihrem Rahmen. Über 
ihre Stellung zur Unabhängigkeit oder Autonomie in Polen aber 
konnte sie sich nicht einig werden. 

Die Beziehungen zu Rußland haben sich natürlich 
verschärft im Zusammenhang mit dem Moskauer Attentatsprozef 
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und ebenso mit dem Warschauer Spionageprozeft, in den der 
bisherige russische Militärattache in Warschau verwickelt war. 


Merkwürdig sind die Beziehungen Polens zu Frank- 
reich. Zunächst ist es nicht gelungen, die zweite Rate (300 Mil- 
lionen Frank) für den Eisenbahnbau Oberschlesien—Gdingen in 
Frankreich unterzubringen. Die erste von 400 Millionen ist 
sofort nach Abschluß des Vertrages gezahlt worden, die zweite 
stößt auf Schwierigkeiten, einmal beim französischen Sparer 
überhaupt und dann, weil die Firma Schneider-Creuzot dadurch 
verstimmt ist, daß die letzten Rüstungsaufträge in Polen einer 
amerikanischen Firma übertragen worden sind. Hinzu kommt, 
daß das französische Parlament jetzt die Begebung von Aus- 
landsanleihen von der Billigung des Parlaments abhängig ge- 
macht hat und daß man in Polen von einem Siege der französi- 
schen Linken in den Wahlen Peinliches für die Frage der Er- 
neuerung des polnisch-französischen Militärvertrages fürchtet, 
die jetzt kritisch. wird. Dazu kommt weiter die wenig polen- 
freundliche Haltung Frankreichs in der Donauföderationsfrage, 
in der Frankreich so gar nicht Polens Wünschen auf Herein- 
ziehung entspricht. Es nützt Polen sehr wenig, wenn im fran- 
zösischen Kolonialinstitut der bekannte frühere Ministerial- 
direktor Seiruys von der Mitarbeit Polens in den französischen 
Kolonien und einer. kolonialwirtschaftlihen Zusammenarbeit 
gesprochen hat. 


Mit diesen Sorgen steht im Zusammenhang, daß der Mar- 
schall Pilsudski seinen Kuraufenthalt in Ägypten über- 
raschend schnell abbrach und sich auf der Rückreise in der dritten 
Aprilwoche längere Zeit in Bukarest aufhielt. Die Frage des 
Ostpaktes und Südosteuropas, die Idee eines „Blocks der Staaten 
von der Ostsee bis zum Mittelländischen Meer“ und auch das 
Wirtschaftsabkommen zwischen Rumänien und Deutschland vom 
November 1931, das im März in Kraft trat, waren Gegenstände 
dieses Meinungsaustausches, in dem abermals die im ganzen doch 
wenig sichere Position Polens deutlich hervortrat. 


Die Wirtschaftsbeziehungen zwishen Deutschland und 
Polen (s. Aprilheft S. 408) konnten eine neue Verschärfung 
vermeiden, indem am 26. März der Abschluß eines vorläufigen 
Wirtschaftsabkommen zwischen beiden Staaten ge- 
lang, das im ganzen die Einfuhrmöglichkeiten von 1931 beider- 
seits wieder herstellt. Die Pe Einfuhrverbote werden 
dadurch außer Kraft gesetzt, daß Deutschland für die meisten 
dieser Waren Einfuhrkontingente nach Polen erhielt. Das Ab- 
kommen ist provisorisch, kann jeweils nach zwei Monaten ge- 
kündigt werden, aber verhindert wenigstens eine weitere Ver- 
schärfung durch polnische Einfuhrverbote und den deutschen 
Obertarif. Gegenüber den Schwierigkeiten mit Frankeich, das 
rücksichtslos seine Grenzen gegen die polnische Einfuhr schließt, 
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muß Polen dieses Abkommen als Erleichterung empfinden. Es 
ist seit dem Liquidationsabkommen vom Herbst 1929 die erste 
deutsch-polnische Vereinbarung von größerer Bedeutung wieder. 
en die Lage bleibt handelspolitisch freilich nach wie vor 
unsicher. 


3. Danzig. 


Die Situation wird für den Freistaat Danzig immer bedenk- 
licher und gefährlicher, weil immer klarer wird, daß Polen sich 
für Entscheidungen in Genf oder namentlich im Haag, die gegen 
Polen gingen, rächt durch einen wirtschaftlichen Druck, der 
Danzigs Industrie und Handel allmählich zum Erliegen bringt 
und ganz deutlih auf die Beseitigung des wirtschaftlichen 
Grundvertrages, des Warschauer Abkommens vom 21. Oktober 
1921, ausgeht. Der Völkerbundskommissar, Graf Gravina, hat 
in einem solchen Streite (Unterbindung der Einfuhr von Erzeug- 
nissen, die aus Danziger Vertragsverkehr stammen) das Ver- 
halten Polens zurückgewiesen und wurde dafür von der polni- 
schen Presse auf das schärfste angegriffen. Zu den Maßnahmen 
aus dieser Wurzel kommen dann die neuen polnischen Maximal- 
zölle, die als Einfuhrverbote wirken. Und der neue polnische 
Vertreter in Danzig, Papee, hat gleich den Anfang seiner Tätig- 
keit zu einer feindseligen Stellungnahme gegen Danzig benutzt. 
Kurz: diese Verhältnisse treiben in absehbarer Zeit zur Krise. 
namentlich, wenn Polen daran geht, das Warschauer Abkommen 
und die Pariser Konvention zu kündigen, obwohl beide Ver- 
träge nur in gemeinsamem Einvernehmen Danzigs und Polens 
gekündigt werden können. 


4. Litauen. 


Litauen hat sich auch weiterhin nicht um die Signatarmächte 
gekümmert, die im Haag die Klage gegen Litauen kraft 
Artikel 7 des Memelstatuts anhängig gemacht haben. Der 
Landtag, in dem von 29 Mandaten 5 litauische waren, ist 
aufgelöst, die Neuwahl für den 4. Mai angesetzt. Sie wird 
rücksichtslos durh Wahldruck und durch Masseneinbürgerung 
von Großlitauern in Memel vorbereitet. Bisher sind 5 
solche Einbürgerungen erfolgt, was für 3—4 neue litauische 
Mandate ausreichen würde. Die Signatarmächte sind im Augen- 
blick weder in der Lage noch auch entschlossen, das, worauf 
es ankommt, durchzuführen, nämlich im Haag den Fall Böttcher 
zur Entscheidung zu bringen und im Lande unbeeinflußte Land- 
tagswahlen zu sichern. 


5. Lettland. 


Hier ist nur zu berichten, daß am 30. März die evangelisch- 
lutherische Synode beschlossen hat, einen lettländischen evan- 
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elisch-lutherischen Erzbischof zu schaffen. Dann würde dieser 
Tettländische Erzbischof über dem deutschen Erzbischof im Range 
stehen, neben dem dann noch weitere Bischöfe stehen würden. 
Erzbischof wurde der lettländische Pfarrer Grünberg, der als 
national gemäfßigt gilt. 


6. Estland. 


Im Mai finden Neuwahlen statt, in denen sich nur drei große 
Parteien gegenübertreten. Das Parlament hat, ehe es ausein- 
anderging, eine sehr umfassende Verfassungsänderung 
durchgeführt, nicht weniger als 32 Paragraphen geändert. Die 
wichtigsten Änderungen sind: Wahl der Staatsversammlung auf 
vier statt bisher drei Jahre, Herabsetzung der Zahl der Abge- 
ordneten von 100 auf 80 Mitglieder und vor allem Schaffung 
eines Staatspräsidentenamtes, das bisher mit dem 
Amte des Ministerpräsidenten vereinigt war. Auch Estland 
soll einen unmittelbar vom Volke auf fünf Jahre gewählten 
Staatspräsidenten haben. Über diese Verfassungsänderungen 
hat ein Volksentscheid im Juli stattzufinden, der sich wohl dafiir 
aussprechen wird. 


?. Finnland. 


Nach Niederwerfung des Lappoputschversuches ist die Lappo- 
bewegung einstweilen sistiert worden, zugleich aber eine Teil- 
amnestie erlassen worden. Die Lappobewegung schwelt aber im 
Geheimen weiter. So hat wieder eine der merkwürdigen Ent- 
führungen stattgefunden. Die Wirkungen auf das Parteileben 
sind schon zu erkennen: eine Spaltung der schwedischen Volks- 
partei, deren rechter Flügel mit der Lappobewegung sympathi- 
siert, bereitet sich vor und die Gründung einer neuen finnischen 
Partei, die lappofeindlich, finnisch-nationalistisch und arbeiter- 
freundlich sein will. 


‚, Das Land ist also politisch in voller Gärung. Wirtschaft- 
lich ist charakteristisch. daß den Bauern ein Moratorium wenig- 
stens zum Teile bis zum 1. April 1933 eingeräumt werden soll. 


Zur Außenpolitik ist für die kleineren Randstaaten durch- 
gängig nichts wesentliches zu berichten. 


Abgeschlossen am 26. April 1932. 
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II. Juristische Übersicht. 


Von Heinrich Freund. 


1 


Am 25. Januar d. J. starb im 67. Lebensjahre PP. I.Stutschka!). 
Als Vorsitzender des Obersten Gerichts der RSFSR, als stell- 
vertretender Volkskommissar für Justiz, als Direktor des 
Instituts für Sowjetrecht bei der Kommunistischen Akademie, 
als Vorsitzender der Internationalen Kontrollkommission des 
Komintern hat er an sichtbarster Stelle gestanden. In seiner 
Ben Tätigkeit und als Verfasser zahlreicher wissenschaft- 
icher Arbeiten hat er die Entwicklung des Sowjetrechts maß- 
gebend beeinflußt. Er war in den letzten Jahren zweifellos der 
repräsentative Jurist des neuen Rußland. 


Die Geschichte seiner Tätigkeit als Jurist, die mit seiner 
Ernennung zum Volkskommissar für Justiz bald nach dem Aus- 
bruch der Oktoberrevolution begann und erst mit seinem Tode 
endete, ist zugleich die Geschichte des Sowjetrechts überhaupt. 
Das bekannte Dekret Nr. 1 vom Gericht (24 November 
1917), durch das alle zaristischen Gerichtsinstitutionen mit einem 
Federstrich beseitigt wurden, ist sein Werk. Das ein Jahr später 
erlassene organisatorische Reglement über das Volks- 
gericht, das die Aufhebung des vorrevolutionären Rechts in 
Bausch und Bogen besiegelte, ist von ihm verfaßt. Die Lei- 
tenden Grundsätze des Strafrechts vom 12. De- 
zember 1919 rühren von ihm her. Sie enthalten den Kern der 
später hauptsächlich von Stutschka entwickelten marxistischen 

heorie des Rechts in folgenden knappen Leitsätzen: 

1. Recht — das ist das System (die Ordnung) der gesellschaftlihen 


Beziehungen, das den Interessen der herrschenden Klassen entspricht 
und geschützt wird von deren organisierter Gewalt. 

2. Das Strafrecht hat zum Inhalt die rechtlihen Normen und 
anderen rechtlichen Maßnahmen, durch die das System der gesell- 
schaftlichen Beziehungen einer gegebenen Klassengesellschaft gegen 
Verletzungen (Verbrechen) durch das Mittel der Repression (Strafe) 
geschützt wird. 

3. Das Sowjetstrafrecht hat zur Aufgabe, durch das Mittel der 
Repression dasjenige System der gesellschaftlihen Beziehungen zu 
schützen, das den Interessen der werktätigen Massen entspricht, die 
sich als herrschende Klasse während der Periode der Diktatur des 
Proletariats für die Zeit des Übergangs vom Kapitalismus zum 
Kommunismus organisiert haben. 


In jener Zeit des Kriegskommunismus entsprach der Zustand 
des Rechts im allgemeinen demjenigen der Wirtschaft. Es 
wurde mehr niedergerissen, als. aufgebaut. Die wichtigsten 
Rechtsgebiete waren überhaupt ausgeschaltet, insbesondere das 


1) Vgl. S. 351 des laufenden Jahrgangs dieser Zeitschrift. 
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Zivilrecht. In der staatlichen Verteilungswirtschaft jener Zeit 
fehlte es an einem Bedürfnis dafür. Hauptsächlich das Staats- 
recht und entsprechend auch das Gerichtsverfassungsrecht wur- 
den neu gestaltet, die Grundlagen des jetzigen Zustandes gelegt. 
Die familienrechtlichen Beziehungen fanden sogar in einem Ge- 
setzbuch schon sehr früh (1918) diejenige Gestali, die auch heute 
noch, wenn auch in abgewandelter Form, Geltung behalten hat. 
Von einer Rechtswissenschaft konnte damals überhaupt keine 
Rede sein. 

Erst mit dem Übergang zu der NEP im Jahre 1921 wurde 
das anders. Man schuf mit derjenigen Schnelligkeit, die das 
rapide Wiederaufblühen der privaten Marktverhältnisse for- 
derte, eine ganze Reihe von Gesetzbüchern, man warf sie hin, 
vielfach rein skizzenhaft, um überhaupt eine rechtliche Grund- 
lage zu gewinnen. So entstanden Gesetzbücher über das Straf- 
recht, das Zivilrecht, das Agrarrecht, das Arbeitsrecht, ferner 
die Prozeftordnungen. Alles in der Zeit von 1921 bis 1923. 
Stutschka tritt hier als Gesetzgeber zurück. Es ist die 
Ara von A. Hoichbarsg, eines talentvollen jüngeren Mannes 
alter Schule, die jedoch eine Episode von nur wenigen ee 
geblieben ist?). Stutschka behielt aber mafgebenden Einfluß 
mit seiner Ernennung zum Vorsitzenden des Obersten Gerichts- 
hofes der RSFSR (1923), des wichtigsten Gerichts des Sqwjet- 
staates, das auf die Fortbildung des Rechts, kraft seiner Be- 
fugnis zu autoritativer Gesetzesauslegung die größte Einwirkung 
ausübte. Die Frühzeit der NEP ist nicht nur die Periode des 
Aufblühens der Wirtschaft, sondern auch des Rechts und der 
Rechtswissenschaft. Diese Seite der Entwicklung des Sowjet- 
lebens ist am wenigsten behandelt worden. 


2 


Die Entwicklung des Sowjetrechts hängt auf das engste mit 
der Wirtschaftspolitik zusammen. Welchen Einfluß die Ein- 
führung der Neuen Okonomischen Politik im Jahre 1921 gehabt 
hat, ist oben bereits angedeutet worden. Die Epoche der kriegs- 
kommunistischen, auf die Beseitigung des zaristischen Rechts 
re und der Sicherung des Sowjetsystems dienenden 

echtsgestaltung wird abgelöst von der Periode der revolu- 
tionären Gesetzlichkeit. Diese beginnt mit den be- 
reits erwähnten Kodifikationen Die neuen Gesetzbücher haben 
durchweg die Zulassung eines privaten Markts zur Voraus- 
setzung. Sie haben daher, wie offiziell längst anerkannt ist, 
stark bourgeoisen Charakter. Das mit Hilfe der althergebrachten 

23) A. Hoichbarg war damals Mitglied des Kollegiums des Justiz- 
volkskommissariats und Vorsitzender des Kleinen Rats der Volkskommissare. 
Man wirft ihm vor, daß er die Lehre Duguits von der sozialen Funktion 
des Rechts zur Grundlage des Sowjetrechts gemacht habe. Seit 1924 schwindet 


sein überragender Einfluß, wenn auch der Wert seiner Arbeiten auch heute 
noch anerkannt ist. 
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juristischen Kategorien aufgebaute Rechtssystem ist allerdings 
mit spezifisch sowjetistischen Bestimmungen durchsetzt, die der 
Sicherung der beherrschenden Positionen des Staates im Wirt- 
schaftsverkehr dienen. Die Monopolstellung des Staates auf 
dem Gebiete der Industrie, des Bank- und Versicherungswesens, 
des Transports und des Außenhandels bleibt aufrechterhalten, 
die Sozialisierung des Bodens und der Bodenschätze wird erneut 
bestätigt. Daneben aber wird der Binnenhandel der Privat- 
initiative zugänglich gemacht und die individualistische bäuer- 
liche Bodenbearbeitung sanktioniert. Hieraus ergibt sich ein 
Kompromißcharakter der Gesetzbiicher. Er tritt am deutlichsten 
im Bürgerlichen Gesetzbuch und im Agrarrecht zutage. 

Die neue Wendung in der Wirtschaftspolitik, die mit dem 
XV. Parteikongreß (Dezember 1927) zum Durchbruch kam und 
deren Ziel die Ausschaltung des Privathandels und der bäuerlich- 
individualistischen Bodenbearbeitung ist (Kollektivierung), muß 
im Ergebnis zu einer Beseitigung der enieen Wirtschafts- und 
Rechtsordnung führen, die in dem Begriff der NEP zusammen- 
gefaßt wird. Die NEP wird rückläufig, aufgehoben wird sie nur 


teilweise. 

„Wir heben die NEP noch nicht auf, weil der private Handel und 
kapitalistishe Elemente noch vorhanden sind, aber wir heben bestimmt 
das Anfangsstadium der NEP auf, indem wir deren folgendes Stadium 
C das jetzige Stadium, das das letzte Stadium der NEP ist“ 

talin). 
Noch auf der 17. Parteikonferenz, die Anfang dieses Jahres 
tagte, sagte ein Redner (Stetzki): 

„Natürlicherweise entsteht jetzt die Frage der Neuen Okonomischen 
Politik und ihres weiteren Schicksals. ... Die NEP als eine Politik, die 
darauf berechnet ist, unter Aufrechterhaltung der Kommandohöhen in den 
Händen des Proletariats kapitalistische Elemente zuzulassen, unter gleich- 
zeitiger Bekämpfung dieser kapitalistischen Elemente, mit ihrer Ver- 
drängung, Liquidierung und mit dem Siege der sozialistischen Elemente. 
Unter dem zweiten Fünfjahresplan erschöpft sich die NEP in diesem 
Sinne völlig, weil die kapitalistischen Klassen der Liquidierung an- 
heimfallen werden, und demzufolge wird die Hauptaufgabe, die sich nin 
hinsichtlich der NEP gestellt hat, erfüllt. ... Die Methoden der NEP 
werden indes auch über den zweiten Fiinfjahresplan hinaus bestehen bleiben. 
Wir müssen nicht nur beibehalten, sondern auch möglichst weit ausdehnen 
den Warenverkehr, den Sowjethandel, wobei dies naturgemäß durchaus 
nicht derjenige Handel ist, wie ihn sich die Rechtsopportunisten vor- 
gestellt haben. Es wird dies ein besonderer Markt sein, der Sowjetmarkt, 
auf dem nicht der kleine Warenerzeuger, nicht der Kapitalist, auftreten 
wird, sondern bei dem auftreten werden die einzelnen Organisationen und 
Organe der sozialistischen Wirtschaft. Die Verbindung zwi- 
schen diesen wird sich in der Warenform, in der Marktform, vollziehen. 
aber sie wird zweifellos einen anderen grundsätzlichen Inhalt haben .. .~ 

Haben wir also zwischen einer Früb-NEP (bis etwa Ende 
1927) und einer Spät-NEP (seit 1928) zu unterscheiden — die 
Grenzlinie kann naturgemäß nicht scharf gezogen werden — so 
hat auch das Recht der Früh-NEP einen anderen Charakter, als 


das Sowjetrecht der Gegenwart. 
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Die use Situation im juristischen Lager ist — dies 
sei gleidh ier vorweggenommen — gekennzeichnet durch die 
Bemühungen, gegenüber rein bourgeoisen Tendenzen, die zu 
einer Restauration des bourgeoisen Rechtsdenkens führen 
könnten, die marxistische Rechtsauffassung durchzusetzen und 
zugleich auch innerhalb der marxistischen oder doch marxistisch 
eingestellten Juristenwelt selbst unter Vermeidung der Scylla 
des Rechtsopportunismus und der Charybdis der linken Oppo- 
sition (Trotzkismus) die goldene Mitte der reinen Lehre Lenins, 
d. h. also die juristische Generallinie aufzufinden und 
streng innezuhalten. 

Zum Verständnis muß auf die eigenartige Lage eingegangen 
werden, die wir in der Rechtswissenschaft unter der Früh-NEP 
vorfinden. 

Die neuen Gesetzbücher stellten die Gerichte vor eine gänz- 
lich neue Aufgabe. Die Parole der revolutionären Gesetzlichkeit 
verlangte eine Anwendung und folgeweise an von Ge- 

er 


setzen, deren Sprache und Geist sich — trotz a Populari- 
sierung der Texte — nur dem Jürist Geschulten enthüllte. 
Die Richter aber waren in der Mehrzahl keine Juristen, denn 


die alten Richter waren ausgeschaltet worden und der Kriegs- 
kommunismus hatte für juristishen Nachwuchs nicht sorgen 
können. So gewannen die alten, auf russischen und auslän- 
dischen (vorwiegend deutschen) Universitäten herangebildeten 
Juristen, deren Rolle als Wissenschaftler ausgespielt schien, 
wieder an Bedeutung. Ihre Hilfe war onentbehrlich. Und es 
begann in der Rechtswissenschaft sich neues Leben zu regen. 
War diese Wissenschaft auch nicht frei im Sinne des bürgerlichen 
Ideals, so stand sie doch abseits vom marxistischen Denken und 
kam über eine opportunistische „Loyalität“ gegenüber dem 
Klassenstat nicht hinaus. 1922 wurde als erste juristisch-wissen- 
schaftliche Zeitschrift „Recht und Leben“ gegründet, um die 
diese alten Juristen sich scharten, und die in einer rein positi- 
vistischen Erörterung juristischer Probleme des Sowjetrechts den 
Interessen der Praxis zu dienen bemüht war. So entstanden 
auch Lehrbücher, Kommentare und Monographien, unter denen 
sich einige vorzügliche Arbeiten befinden?). 

Von marxistischer Seite (Kaganowitsch) ist diese Rechts- 
wissenschaft wie folgt charakterisiert worden: 


Bei uns hat sich eine eigenartige Gattung alter bourgeoiser Juristen 
ausgebildet, die unter Beibehaltung der Positionen ihrer bourgeoisen Me- 
thodik, ihrer bourgeoisen Ideologie und unter innerer Ablehnung der so- 
zialistischen Staatlichkeit es in wunderbarer Weise möglich gemacht haben, 


3) Wenn Stutschka im I. Bande seines Kursus des Zivilrechts (2. Aufl. 
1931, S. 125) schreibt, der Leser verliere nicht viel durch das Fortlassen einer 
Anführung der Sow jettheoretiker, so beweist dieses — nicht nur die Schriften 
der alten Juristen treffende — vernichtende Urteil einen Mangel an Augen- 
maß, den man von einem Manne in dieser Stellung nicht erwartet hatte. 
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über die Sowjetverfassung zu schreiben, an unseren Sowjetzeitschriften 
mitzuarbeiten, völlig inhaltlose, zu nichts nützliche Artikel über die 
Sowjetdemokratie zu schreiben und sie in besonderen Sammelwerken her- 
auszugeben, Gesetze zu schreiben, wobei sie sich der Sowjetterminologie 
unterwarfen, und doch hierbei auf dem Boden der alten juristischen 
Methodik auf der Grundlage der bourgeoisen Ideologie zu bleiben. 


Selbst in der Ukraine, wo abweichend von der RSFSR eine 
weitgehende Zusammenarbeit der alten Juristen mit den Jüngern 
der marxistischen Schule stattfand, wo sogar der alte Professor 
W. M. Gordon bis zu seinem Tode (Anfang 1926) als Dekan 
der juristischen Fakultät in Charkow amtieren durfte, konnte 
doch ein innerer Kontakt zwischen den Alten und den Jungen 
nicht gefunden werden. 

Die Bekämpfung der alten Juristen setzte ebenso früh ein, 
wie die Tendenzen zur Beseitigung der NEP auf wirtschaft- 
lihem Gebiete. Schon 1922 war die Zeitschrift „Sowjetrecht” 
gegründet worden, die in einem entschiedenen Gegensatz zu 
„Recht und Leben“ stand, obgleich auch in ihr die marxistische 
Rechtsauffassung keineswegs rein gehalten wurde. 

Das aber hängt wieder damit zusammen, daf die marxi- 
stische Rechtstheorie selbst noch sehr wenig ausgebildet war. 
Erst um 1924 erschienen die grundle an Schriften von 
Stutschka und Paschukanis, in denen zum ersten Male 
der Versuch gemacht wurde, ein rein marxistisches Rechtssystem 
Leninscher Färbung auszubilden. Stutschkas Lehrbuch des 
bürgerlichen Rechts ist gar erst 1927 begonnen und 1931 zu Ende 
geführt worden. Die Ergebnisse aber sind auch in kommunistisch- 
marxistischen Kreisen noch immer lebhaft umstritten. 

Die Einheitlichkeit der bolschewistischen Politik Stalinscher 
Richtung, die seit der Niederringung der Oppositionen auf dem 
XV. ParteikongreR (1927) der Welt ein Schauspiel grandioser 
Geschlossenheit des Sowjetsystems bietet, hat sich auf dem Ge- 
biete des Rechts noch keineswegs durchgesetzt. Der Konser- 
vativismus des juristischen Denkens und seine Bekämpfung 
zeigen die russische Rechtswissenschaft von heute in einem Zu- 
stande der Zerrissenheit. Zwar ist der Kampf gegen die alie 
nn als beendet anzusehen. Die Alten mußten das 

eld räumen. Als äußteres Zeichen des Sieges der extremen 
Richtung ist das plötzliche Eingehen der Zeitschrift „Recht und 
Leben“ mitten im Jahrgang 1928 anzusehen. Auch das „Sow jet- 
recht“ mußte zwei Jahre später sein Erscheinen einstellen. Der 
in der Ukraine erschienene „Bote für Sowjetjustiz’, der den 
Versuch, Alte und Junge in gemeinsamer Zusammenarbeit zu 
vereinen, seit 1922 erfolgreich unternommen hat, schließt mit 
dem Jahre 1929 ab. Er ist durch eine ukrainisch erschienene 
Zeitschrift „Revolutionäres Recht“ von überwiegend marxisti- 
scher Richtung ersetzt worden, die schon durch die Verwendung 
des Ukrainischen die Bedeutung ihres Vorgängers nicht hat er- 
langen können. Dagegen erscheint als Publikation des Instituts 


496 


für Sowjetrecht der Kommunistischen Akademie seit 1927 das 
bisher von Stutschka geleitete rein marxistische Organ „Die 
Revolution des Rechts“, das — seit 1930 unter dem Titel „Der 

Sowjetstaat und die Revolution des Rechts“ — der Erneuerung 
des Rechts auf marxistischer Grundlage dienen will und das 
Bere Leben als einzige große wissenschaftliche Zeitschrift 
eherrscht. 


Dabei sind aber die alten Juristen noch keineswegs ver- 
schwunden, nur daß das Feld ihrer Betätigung ständig verengert 
wird, die staatlichen Verlagsanstalten kaum noch Publikationen 
von ihnen drucken, so daß ihre Tätigkeit sich in der praktischen 
Rechtsberatung, sei es in den Zentralbehörden, sei es in den 
staatlichen oder genossenschaftlichen Institutionen, sei es in den 
— jetzt kollektivistisch organisierten — Konsultationen der 
Mitglieder der Kollegien der Verteidiger (Anwälte) erschöpft. 


Aber auch innerhalb des Kreises von Juristen, der sich um 
die Zeitschrift „Der Sowjetstaat und die Revolution des Rechts“ 
gebildet hat, sind die Meinungen durchaus uneinheitlich. 


Die Beschlüsse des Ersten Kongresses der marxistischen 
Staatsrechtler vom Januar 1951 lassen mit hinreichender Deut- 
lichkeit drei Richtungen erkennen, nämlich die Verfechter der 
Generallinie, die rechten Opportunisten und die Linksoppositio- 
nellen (Trotzkisten). Der Kampf gegen die Opposition von 
links und rechts, den Stalin auf dem x . Parteikongreß siegreich 
beendet hat und der in der heutigen allgemeinen Politik keine 
sichtbare Rolle mehr spielt, wird im juristischen Lager weiter- 

eführt. Fast alle namhaften juristischen Schriftsteller der 
RE und zwar Marxisten sowohl als auch Marxisten- 
anhänger, werden von dem genannten Kongreß der marxisti- 
schen Staatsrechtler teils der rechten, teils der linken Opposition 
zugeteilt und entsprechend abgesdhiittelt. Es bleibt tatsächlich 
kaum noch irgend ein namhafter Jurist unangefochten, so daft 
man sich ernsthaft fragen muff, was aus der Rechtswissenschaft 
in Rufland werden soll, wenn die Meinung dieses Kongresses 
sich durchsetzt. Die einzige Ausnahme bilden Stutschka 
und Paschukanis, deren außerordentliche Verdienste um 
die Schaffung einer marxistischen Rechtstheorie rühmend her- 
vorgehoben werden. Aber auch diese beiden Führer werden 
lebhaft kritisiert. Dem einen wie dem anderen werden Ab- 
weichungen von der reinen Leninlehre, bald nach rechts, bald 
nach links, vorgeworfen, und zwishen Stutschka und 
Paschukanis selbst hat eine Polemik stattgefunden, die 
stellenweise recht scharfe Formen angenommen hat. 

Ganz ähnlich gehalten ist der Runderlaß des Volkskom- 
missariats für Justiz vom 31. Dezember 1931, der sich allerdings 
vorwiegend gegen die übertriebenen Linkstendenzen in dem 
Moskauer und dem Leningrader Institut für Sowjetrecht wendet. 
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3. 
Worin besteht nun die juristische Generallinie, die reine 


Lehre Lenins auf dem Gebiete des Rechts? 

Negativ besteht sie in der Vermeidung der rechten und der 
linken Irrtümer. 

Den rechten Opportunisten wird von der offiziellen Stalin- 
schen Richtung eine liberale Auffassung des Sowjetgesetzes und 
der revolutionären Gesetzlichkeit vorgeworfen, die dazu führe, 
daß die revolutionäre Perspektive aus dem Auge verloren, die 
Idee des Klassenkampfes nicht wach gehalten würde, die insbe- 
sondere die aufterordentlichen Maßnahmen gegen das Kulaken- 
tum bekämpfe, dadurch eine Kulaken-Restauration fördere und 
schließlich zur reinen Demokratie führen müsse. 


Umgekehrt wird es als eine gefährliche Verdrehung nach 
links angesehen, wenn einige sich von der revolutionären Ge- 
setzlichkeit, d. h. von der Herrschaft des Gesetzes, frei machen 
und das Ziel der Vergesellschaftung überstürzt herbeiführen 
wollen. Die Vertreter dieser schärtsten Richtung wollen die 
Führung der Wirtschaft und die Ausschaltung der Privatinitiative 
nicht mehr unter Verwendung der Vertragsformen des bürger- 
lihen Rechts, wie es zur Zeit geschieht, herbeiführen. Sie 
wollen an die Stelle des Vertrages — sei es auch des sozialisti- 
schen Massenvertrages, wie ihn die Kontrahierung und der 
Generalvertrag darstellt, bei dem das öffentlich-rechtliche Ele- 
ment bereits überwiegt — die administrative Anordnung setzen, 
das Geld und den Markt beseitigen und auf diese Weise wieder 
zu den Methoden des Kriegskommunismus unter völliger Liqui- 
dierung der NEP zurückkehren. Sie wollen somit den Handel 
— sei es auch nur den Handel zwischen staatlichen und genossen- 
schaftlichen Organen — aufheben und in Konsequenz dieser Auf- 
fassung das Zivilrecht überhaupt beseitigen. Sie wollen schlief- 
lih auch der von Stalin ins Werk gesetzten Ausrottung der 
Kulaken auf dem Lande die entsprechende Ausmerzung der 
bourgeoisen Elemente in der Stadt an die Seite stellen, wogegen 
besonders Stutschka lauten und wirksamen Protest er- 


hoben hat. 


Sehr energisch hat erst kürzlich das Volkskommissariat für 
Justiz in seinem oben schon erwähnten Erla vom 31. Dezember 
1931 das Mitglied des Leningrader Sowjetrechtsinstituts S. Lie- 
bermann getadelt, der diese scharfen Forderungen aufstellt, 
und der unter anderem folgenden Standpunkt vertreten hat: 

„Wir haben jetzt eine andere Etappe der NEP, wir führen die Liqui- 
dierung der privaten Eigentumsbeziehungen durch (was nicht ausschließt, 
daß als untergeordnete Losung die Losung der „Beschränkung und Ver- 
drängung des Kulakentums und der städtischen Bourgeoisie“ weiter be- 
steht). Das bedeutet zugleih auch die Liquidierung oder Aufhebung der 
zivilrechtlichen Beziehungen. Ich wiederhole, daf das Privateigentum nicht 
abstirbt, sondern liquidiert wird.“ 
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Gegenüber dieser als „Trotzki-Konterbande“ gegeißelten 
Einstellung will die Generallinie das Zivilrecht aufrechterhalten, 
mit den Methoden des Vertrages weiter arbeiten, die Geldwirt- 
schaft fortbestehen lassen und den Grundsatz der wirtschaft- 
lichen Rechnung (chosrastschot) als Grundpfeiler der jetzigen 
Wirtschaftsordnung weiter ausbilden. 


„Die Einheitlihkeit des Sowjetrechts bezüglih seines Klassen- 
charakters und -ziels beseitigt nicht das Problem der Beibehaltung der 
bourgeoisen Form des Rechts nach der proletarischen Revolution. Das 
Abstreiten des Vorhandenseins der Uberbleibsel der bourgeoisen Form 
des Rechts nach der proletarischen Revolution, das seinen Ausdruck findet 
in der Konzeption des „proletarischen Rechts“ in der Periode der prole- 
tarischen Diktatur und des „bourgeoisen Rechts“ in der ersten Phase der 
kommunistischen Gesellschaft (Liebermann) widerspricht den Ansichten 
Marx’ und Lenins und ist linke Verdrehung.“ 

(I. Kongreß der marxistischen Staatsrechtler.) 


Diese Kämpfe zeigen die ungeheure Zerrissenheit innerhalb 
der führenden juristischen Kreise und die Schwierigkeit, an die 
Stelle alter rechtlicher Traditionen, von denen die Gesetzbücher 
beeinflußt sind, ein neues System zu setzen und dabei die Ge- 
fahren einer Desorganisation der Wirtschaft und des staatlichen 
Systems überhaupt zu vermeiden. Die übliche Vorstellung, als 
wenn die Parteileitung in Moskau eine so absolute Macht über 
all und jedes Geschehen in dem weiten Reiche hätte, daß dieses 
Reich durch den Druck auf einen Knopf in die gewünschte Rich- 
tung gesteuert werden könnte, trifft auf die Rechtswissenschaft 
sicherlich am allerwenigsten zu. Der Konservativismus, der einem 
jeden Recht eigen ist, die Schwierigkeit, die Jahrtausende alten 

echtskategorien zu überwinden und neue an ihre Stelle zu 
setzen, bilden hierfür eine ausreichende Erklärung. 


4. 


Ist so die juristische Generallinie ein Kompromiß, verfahrt 
man vorsichtig in der Entwicklung des vorhandenen Rechtsguts. 
so ist man sich doch klar darüber, daß die Gesetzbücher den 
Bedürfnissen und Auffassungen der Gegenwart nicht mehr 
genügen. 

In den letzten Jahren liegt der Schwerpunkt der rapide vor 
sich gehenden Entwicklung nicht mehr in den hinter dem Augen- 
blick immer mehr zurückbleibenden Gesetzbüchern, sondern in 
den Dekreten. Diese haben, wie seit langem erkannt ist, die 
von den Gesetzbiichern aufgerichteten Damme längst unter- 
spült und überflutet, und man ist sich seit Jahren darüber einig. 

kaum ein Gesetzbuch der Anfangszeit der NEP, ungeachtet 
der zahlreichen späteren Ergänzungen, dem heutigen durch die 
Dekrete geschaffenen Rechtszustand adäquat ist, daß sie alle 
einer gründlichen Umarbeitung dringend bedürfen. Am meisten 
offensichtlich ist dies bei dem Agrargesetzbuch. das durch die 
siegreich fortschreitende Kollektivbewegung einer Ruine aus 
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längst vergangener Zeit gleicht. Aber auch die viel später ent- 
standenen „Grundsätze der Landnutzung und Landregelung der 
UdSSR“ vom 15. Dezember 1928, die den Gesetzgebern der 
Bundesrepubliken als Richtlinien dienen sollten, sind heute 
nicht mehr zeitgemäß. 

Auf dem Gebiete des Zivilrechts steht es nicht viel anders. 
Das Bürgerliche Gesetzbuch von 1922, diese Skizze Hoichbargs, 
der nicht mehr als zwei Monate Zeit zur Ausarbeitung hatte und 
unter Berücksichtigung dieses besonderen Umstandes eine durch- 
aus brauchbare Arbeit geliefert hatte, ist zwar unaufhörlich 
durch Novellen ergänzt worden — es ist aber heute gleichfalls 
überreif für eine Reform. An dieser Reform wird schon seit 
einer Reihe von Jahren gearbeitet, aber iiber Entwiirfe ist man 
noch nicht hinausgelangt. Betrachtet man den Entwurf, den das 
Volkskommissariat für Justiz unter maftgebender Beteiligung 
Stutschkas ausgearbeitet und im Sommer 1931 veröffentlicht hat, 
so ist man erstaunt über seinen Konservativismus. Er beschränkt 
sich auf eine Novellierung des jetzigen Gesetzes, ohne diese 
vielgescholtene Arbeit Hoichbargs in ihren Grundzügen wesent- 
lich zu verändern. 

Etwa zur gleichen Zeit wurde Stutschkas Entwurf von 
Grundsätzen des Zivilrechts der UdSSR veröffentlicht, der gleich- 
falls wenig Interessantes bietet und der, wie es heißt, mit dem 
Tode Stutschkas als erledigt gilt. 

Zwei Tendenzen sind es, die sich bei der Reformierung des 
Zivilrechts gegenüberstehen. Die eine, von Stutschka propa- 
gierte, will das Zivilrecht vom Wirtschaftsrecht (jetzt admini- 
stratives Wirtschaftsrecht genannt) trennen. Das große Gebiet 
. der Staats- und Kooperativwirtschaft mit seinen besonderen Pro- 
blemen erfordert nach dieser Auffassung eine Systematisierung 
in einem besonderen Gesetzbuch. Dem Volksrichter aber stehen 
diese Probleme fern, da er mit der Entscheidung der Streitig- 
keiten innerhalb des sozialistischen Wirtschaftssektors wenig zu 
tun hat. Die Aufnahme der entsprechenden Normen in das 
allgemeine Zivilgesetzbuch wäre demnach nur eine unnötige Be- 
lastung. Für den Volksrichter, der es im wesentlichen mit dem 
kleinen Rechtsverkehr zwischen Privatpersonen zu tun hat, 
genügt ein kleines Gesetz, das diese primitiveren Verhältnisse 
regelt. Dem soll ein „kleines“ Zivilgesetzbuch entsprechen. Die 
andere Richtung will im Gegenteil das Zisilseselzbuch als all- 
gemeines Wirtschafisgesetzbuch ausbilden. Die Entscheidung ist 
noch nicht gefallen. Die Dekretgesetzgebung über das Wirt- 
schaftsleben ist noch so stark im Fluß, daß man eine abwartende 
Stellung einnimmt. 

Ist somit die Zukunft des Zivilrechts ungewiff, so kann man 
doch im Hinblick auf die oben skizzierte Generallinie annehmen, 
daß das Zivilrecht als Grundpfeiler der Rechtsordnung in 
nächster Zukunft seine große Bedeutung nicht verlieren wird. 
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Noch ein Wort über das Arbeitsrecht. Das Arbeitsgesetz- 
buch stammt aus dem Jahre 1922. Es beruhte auf der Antithese 
zwischen dem privaten Arbeitgeber und dem Arbeitnehmer. 
Die Rechte des leieren waren daher besonders stark geschützt. 
Nachdem jetzt als Arbeitgeber in den meisten Fällen ein staat- 
licher Betrieb auftritt, fällt diese Antithese weg. Es ist ganz 
zweifellos, daß die Entwicklung des Arbeitsrechts durch die 
Hervorhebung des Disziplinprinzips in der Richtung auf ein 
Beamtenrecht geht, zu dem bereits sichtbare Ansätze vorhanden 
sind. Außerdem verlangen die neuen Formen des sozialistischen 
Wettbewerbs und der Stoßbrigaden gesetzliche Regelung. 


5. 


Bei dem Aufbau der Gerichte ist seit dem ersten Dekret 
vom Gerichtswesen (1917) der Grundsatz befolgt worden, daß 
die Rechtsprechung ausschließlich in den Händen der Werk- 
tätigen liegen muff. Werktätig ist nicht gleichbedeutend mit 
kommunistisch. De facto sind auch die Richter keineswegs durch- 
weg Mitglieder der Partei. Aber je höher das Gericht, desto 

rößer ist der Prozentsatz seiner kommunistischen Mitglieder. 
Mit dem Klassencharakter des Sowjetgerichts ist das durchaus 
vereinbar. Für die Wählbarkeit zum Richter ist in erster Linie 
die soziale Stellung, d. h. die Zugehörigkeit zur breiten Masse 
der Werktätigen entscheidend, denn es soll verhindert werden, 
daf kapitalistische Elemente Einfluß auf die Rechtsanwendung 
üben. Damit hängt auch die ausnahmslose Ausschaltung der 
Richter aus der zaristischen Zeit zusammen. Denn da ein jedes 
Gericht auch, und insbesondere das Gericht im bürgerlichen 
Staate, nach marxistischer Auffassung die Interessen der herr- 
schenden Klasse wahrnimmt, also notwendigerweise Klassen- 
charakter hat, so haftete in den Augen des Sowjetstaates den 
früheren Richtern der bourgeoise Charakter so unausrottbar an, 
daß man ihnen die Rechtspflege nicht anvertrauen konnte. 


Der Richter wird grundsätzlich gewählt (nur in den obersten 
Gerichten wird er ernannt). Er ist entweder ständiger Richter 
oder Beisitzer (Schoffe). Der ständige Richter ist nur „relativ 
ständig“. Er wird auf ein Jahr gewählt und kann wiedergewählt 
werden. Immerhin ist der Grundsatz, daß die Richter von den 
politischen Verwaltungseinheiten, nämlich den Exekutivkomitees 
der Räte der Arbeiter und Bauern, also vom werktätigen Volke 
gewählt werden, gegenüber der Zeit des Kriegskommunismus, 
wo er tatsächlich durchgeführt war, so stark abgeschwächt, daf 
er eigentlich nur bei den Volksridhtern in seiner Reinheit er- 
halten geblieben ist, auch hier beeinträchtigt durch das Präsen- 
tationsrecht der Landes-(Distrikts-)Gerichte und des Justizvolks- 
kommissariats. Beim Landes-(Distrikts-)Richter bedarf die Wahl 
der Bestätigung durch das Justizvolkskommissariat, das sogar 
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ein Ernennungsrecht hat, falls das wählende Exekutivkomitee 
keinen geeigneten Kandidaten hat. Bei den Richtern des Obersten 
Gerichts ist die Wahl vollkommen ausgeschaltet und die Er- 
nennung unmittelbar durch das Präsidium des Allrussischen 
Zentralexekutivkomitees (bei dem Gerichtsvorsitzenden, seinen 
Stellvertretern und den Vorsitzenden der Kollegien) bzw. die 
Bestätigung des Vorschlages des Justizvolkskommissariats durch 
das gleiche Präsidium (bei den übrigen Richtern des Obersten 
Gerichts) durchgeführt. 

Daf der Richter auch vor Ablauf seiner Amtszeit seines 
Amtes enthoben werden kann, gehört zu den Grundsätzen des 
Sowjetrechts. Das Abberufungsrecht ist aber seit längerer Zeit 
erschwert worden durch das Erfordernis der Zustimmung: bei 
dem Volksrichter des Landes-(Distrikts-)Gerichts, bei dem 
Landes-(Distrikts-)Richter des Justizvolkskommissariats, bei den 
Richtern des Obersten Gerichts des Präsidiums des Allrussischen 
Zentralexekutivkomitees. 

Diese Art der Amtsenthebung darf jedoch nicht wegen der 
richterlichen Tätigkeit des Richters erfolgen, sie kommt also nur 
in Frage, wenn der Richter seiner ganzen Persönlichkeit nach 
nicht mehr das Vertrauen genießt. 

Als eine Art Garantie für den Richter ist die Bestimmung 
gedacht, daß er wegen seiner richterlichen Tätigkeit nur im 
Disziplinarwege oder gerichtlich vom Posten entfernt werden 
kann. Da die Amtsenthebung im Wege des Disziplinarverfahrens 
nach Abschaffung der Disziplinargerichte nur noch im Wege des 
inneren Verwaltungsbetriebes durch die vorgesetzten Instanzen 
erfolgt, so ergibt sich eine verstärkte Abhängigkeit des Richters 
von seinen Vorgesetzten. 

Der Grundsatz der Abhängigkeit des Richters ist also gegen- 
über der Zeit des Kriegskommunismus abgewandelt: der Einfluß 
der als Wahl- und Abberufungsinstanzen mafigebenden Sowjets 
bzw. ihrer Exekutivkomitees ist stark zurückgedrängt, der 
bürokratishe Einfluß des Behördensystems in erster Linie 
wirksam. Ä 

Der Bildungszensus ist nicht hoch. Akademische Vorbildung 
wird nicht gefordert, sie dürfte auch in der überwiegenden 
Mehrzahl der Fälle fehlen. 

Die hierarchische Gliederung der Gerichte ist durch die 
Rayonierung und durch die Aufhebung der Bezirke verein- 
facht. Die föderative Einteilung der Sowjetunion erfordert 
eine Einteilung in Unionsgerichte und in Gerichte der Bundes- 
republiken. 

Letztere kennen Volksgerichte, Landes-(Distrikts-)Gerichte 
und als oberste Zentralinstanz das Oberste Gericht. Es gibt 
also ebenso viele Spitzen, wie Bundesrepubliken vorhanden 
sind. Eine Unterordnung der Obersten Gerichte der Bundes- 
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republiken unter ein Unionsgericht gibt es instanzmäfig nicht. 
Hieraus ergeben sich gelegentlihe Abweichungen in der Ge- 
setzesauslegung in den einzelnen Teilen des Reichs. 

Als einziges ordentliches Unionsgericht (wenn man von den 
Kriegstribunalen absieht) besteht das Oberste Gericht der 
UdSSR — wesentlich eine Art Verfassungsgerichtshof und eine 
Aufsichtsinstanz gegenüber der Tätigkeit der bundesrepubli- 
kanischen Obersten Gerichte, ausnahmsweise auch erste Instanz 
in besonders schwerwiegenden Fällen. 

Dieser Aufbau der ordentlichen Gerichte wird durch Sonder- 

erichte ergänzt. Zunächst fallen die Streitigkeiten zwischen 
ee aus dem Rahmen der ordentlichen Gerichtsbarkeit 
heraus. Sie waren früher den Arbitragekommissionen über- 
lassen und gehören jetzt zur Zuständigkeit der neu eingerichte- 
ten staatlichen Arbitrage. An die strenge Anwendung des 
Gesetzes nicht gebunden, sind diese Einrichtungen als Ver- 
waltungsinstanzen besonderer Art, bei denen nach wirtschaft- 
licher Zweckmäfigkeit geurteilt wird, zu bezeichnen. 


Daneben aber haben sich besondere neue Gerichte in der 
letzten Zeit ausgebildet, die man als spezifische sozialistische 
Neuschöpfungen ansprechen muß, Neuschö fungen, die in die 
Zukunft weisen. Es handelt sich um die Kameraden- und 
Gemeindegerichte. 

Bei den Kameradengerichten, die in Fabriken und Be- 
hörden eingerichtet werden, wird der Arbeiter von seinen 
Arbeitskameraden abgeurteilt. Diese Gerichte verdanken ihre 
Entstehung dem Bestreben, einmal die ordentlichen Gerichte 
von den kleinsten straf- und zivilrechtlichen Angelegenheiten 
zu entlasten und sodann die Bevölkerung zur Selbstdisziplin zu 
erziehen. Nach der neuesten Regelung durch das Gesetz der 
RSFSR vom 30. Dezember 1929 erstreckt sich die Zuständigkeit 
dieser Sondergerichte in der Hauptsache auf kleine Strafsachen, 
auf die Verletzung der Arbeitsdisziplin und auf vermögens- 
rechtliche Streitigkeiten zwischen Arbeitern bis zum Betrage 
von 25 Rubel. Auf dem Lande werden die Funktionen der 
Kameradengerichte von den dörflichen Gemeindegerichten wahr- 
genommen. 

Besonders stehen die Organe für Schlichtung von Arbeits- 
streitigkeiten. Es sind dies außer den Arbeitskammern der 
Volksgerichte (entsprechend unserem Arbeitsgericht) die Ein- 
p upplerang:: und Konfliktskommissionen, die Schlichtungs- 

ammern und Arbeitsschiedsgerichte. 


6. 


In der Sowjetunion herrscht seit Überwindung des Kriegs- 
kommunismus das geschriebene Recht. Gewohnheitsrecht wird als 
Rechtsquelle im allgemeinen nicht anerkannt. Verbindliche 


= 503 


Kraft haben nur die Gesetze, die unter verschiedenen Bezeich- 
nungen (Gesetz, Kodex der Gesetze, Dekret, Reglement, Ver- 
ordnung usw.) erlassen werden. Die Gesetze sind alle, ohne 
Rücksicht auf ihre Bezeichnung, in gleicher Weise verbindlich. 
wenn sie von den Gesetzgebungsorganen in Rahmen ihrer Zu- 
ständigkeit erlassen und gehörig publiziert sind. Gesetzgebungs- 
organe sind in jeder Republik: der Rätekongrefi, das Zentral- 
exekutivkomitee (ZIK), dessen Präsidium, der Rat der Volks- 
kommissare (SNK) und in beschränktem Umfange in der UdSSR 
der Rat für Arbeit und Verteidigung, in den Bundesrepubliken 
die Wirtschaftsversammlungen. Die oy pais See en sind 
hierarchisch gegliedert — entsprechend der hier innegehaltenen 
Reihenfolge —, indem das höhere Organ Gesetze der nach- 
geordneten Organe aufzuheben berechtigt ist. Es besteht auch 
eine Hierarhie im Verhältnis der Union zu den Bundes- 
republiken: einzelne Gesetzgebungsorgane der Union können 
Gesetze der Bundesrepubliken aufheben. 

Hiermit sind die eigentlichen Rechtsquellen erschöpft, wenn 
man von den Plenarentscheidungen der Obersten Gerichte ab- 
sieht. Diese haben verbindliche Kraft innerhalb der betreffen- 
den Bundesrepublik und sind daher gesetzesähnlich. Die sonsti- 
gen Entscheidungen der Obersten Gerichte jedoch sind als bin- 

ende Präjudizien nicht anerkannt, wenngleich sie naturgemäß 
pee eine große Bedeutung fiir die Rechtsentwicklung 

aben. Dies um so mehr, als die Stellung des Richters gegen- 
über dem Gesetz eine weit freiere ist, als bei uns. Die absolut 
bindende Kraft des Gesetzes wird in der Sowjettheorie als 
„Fetischismus des Rechts“ abgelehnt. Es kommt hinzu, daß die 
Gesetze fast durchweg technisch sehr unvollkommen sind. Das 
Bestreben, sie gemeinverständlich abzufassen, führt zu sehr er- 
heblichen Gesetzeslücken, zu deren Ausfüllung die Gerichte be- 
rufen sind. | 

Diese Gesetzgebung als Ganzes bietet ein recht buntes Bild. 
weil die einzelnen Bundesrepubliken (in Transkaukasien auc 
die Zweigrepubliken Georgien, Aserbeidshan und Armenien) 
mit Gesetzgebungskompetenz ausgestattet sind und auf vielen 
Rechtsgebieten daher Selbständigkeit genießen. Wenn auch die 
allgemeine Linie der Gesetzgebung allenthalben einheitlich ist. 
so trifft man doch im einzelnen auf nicht unerhebliche Ab- 
weichungen, und da die Gesetzgebungsmascine in allen Re- 
publiken in lebhafter Tätigkeit ist, ist es durchaus nicht einfach, 
den geltenden Zustand der Gesetzgebung besonders in den ent- 
legeneren Republiken für alle Fragen mit Sicherheit festzustellen. 

Eine eingehende Darstellung der Entwicklung der Recht- 
sprechung kann nicht die Aufgabe dieser orientierenden Zeilen 
sein. Sie wollten sich darauf beschränken, ein Bild der ver- 
schiedenen Strömungen auf dem Gebiete des Rechts zu geben. 
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Bücherschau. 


Historische Romane. 


Kossak, Zofja: Die Wahlstatt von Liegnitz. 
Historischer Roman. Deutsche Übertragung von Dr. Otto Forst- 
Battaglia. München 1931. Verlag Josef Kösel und Friedrich 
Pustet. 335 S. Preis: in Leinen 6,00 RM. 

Tolstoi, Alexej N.: Peter der Große. Leipzig 1931. 
H. Haessel, Verlag. 446 S. Preis: brosch. 4,50 RM., geb. 6,50 RM. 


Die beiden vorliegenden historischen Romane scheinen auf den ersten 
Blik dem gleichen Genre anzugehören, das man das kulturphilosophische 
nennen kann. Ein geschichtlicher Vorgang von großen Dimensionen, in seiner 
Vielfältigkeit erfaßt, soll über individuelle Ereignisse, Persönlichkeiten, Vor- 
gänge hinaus den entscheidenden Zusammenstoß zweier Kulturwelten sym- 
bolisieren. Das Thema: Ost gegen West, in seiner allgemeinsten Fassung, 
liegt beiden Werken zugrunde, einmal gesehen in dem säkularen Ereignis 
des Mongoleneinfalls nach Europa, das andere Mal in der säkularen Gestalt 
ne e Vertreters neurussischer Kultur, die zur europäischen durch- 
brechen will. Und beide Mal sind in der Darstellung die Linien vorgezeich- 
net, die aus dem Bereich des Historishen zur Gegenwart hinüberführen 
sollen. Die polnische Schriftstellerin zeigt mit schlecht verhüllter Tendenz 
dem Leser zwischen den Zeilen die Nutzanwendung der Historie (Uneinigkeit 
der Völker Europas gegenüber der drohenden Gefahr von den Barbaren- 
völkern des Ostens) auf die Situation siebenhundert Jahre später und sucht 
damit für das historische polnische Kulturprogramm zu werben (Polen als 
Beschützer Europas vor dem Tatarentum im 13. Jahrhundert, vor den Tür- 
ken im 17. und vor den Bolschewisten im 20. Jahrhundert). Der — sehr viel 
bedeutendere — russische Autor deckt in der geschichtlichen Persönlichkeit 
Peters des Großen typische Züge des russischen Europäismus auf, die heute 
wieder im Bolschewismus deutlich werden. Beiden Verfassern darf man eine 
intime Kenntnis ihres Gegenstandes nachrühmen, wenn ihre Methode auch 
sehr verschieden ist. Die Kossak ist als gelehrige Schülerin von Sienkiewicz 
nicht frei von seinen Schemata, sie stilisiert die historische Wahrheit häufig 
um eines künstlerischen Harmonieideals willen um und verfällt leicht in den 
etwas süßlihen Ton der Historienmaler älterer Schule, die „Gute“ und 
„Böse“ voneinander in grellen Farben scheidet und moralisch über ihre Per- 
sonen zu Gericht sitzt. Die Heilige Hedwig etwa ist bei ihr ein Motiv für 
fein ziselierte Glasmalerei, während die Mongolen „einfach Teufeln ähnlich” 
sind. Von solchen etwas billigen Effekten hält sich Alexej Tolstoi, der aus 
der modernen russischen Schule der ,,Faktographie* kommt, durchaus frei: 
er geht ganz vom Material aus, läft es ohne Beschönigung, möglichst in seiner 
ursprünglichen Unmittelbarkeit der Quellen selbst sprechen, scheut nicht 
Wiederholungen, saftige Farben, grob Anekdotisches, um seine chronologisch 
angelegte Erzählung, die keine geschlossene Form kennt, auszuschmücken. 
Er deutet nicht, sondern verdeutlicht. Der junge Peter, der in diesem ersten 
Teil seines Peter-Romans auf der Leinwand ersceint, ist die historische 
Figur, wie ıhn seine Leute, wie ihn das damalige Europa staunend und fürch- 
tend sah, der geniale Dilettant mit seinen tausend kleinen und groften Merk- 
würdigkeiten, die ans Pathologishe grenzen, der Abenteurer und Zechkum- 
pane, der seine Kräfte und die seines Volkes verschwendet und ganz lang- 
sam zum Organisator reift. Der Unterschied der Sehweisen wird schließlich 
in der Milieuschilderung deutlich: wo die Kossak in der üblichen Weise ihre 
Erzählung mit purem Geschmack „mittelalterlich“ oder „exotisch“ ausstattet, 
da schwelgt Tolstoi als Impressionist in der überströmenden Vielfältigkeit 
der Farben. ' 

~ _ Wir fügen noch hinzu, daft beide Bücher — der „Peter“ von Wolfgang 
E. Groeger — mit großer Gediegenheit übersetzt sind, und daß beide Uber- 
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setzer keine Mühe gescheut haben, dem interessierten Leser brauchbare Hilfs- 
mittel für das Verständnis der historischen Vorgänge in die Hand zu geben: 
darum darf ihnen auch die etwas aufdringlihe Reklame für die von ihnen 
bearbeiteten Romane nachgesehen werden. W. 


Kritik am Bolschewismus. 


Iljin, Iwan: Welt vor dem Abgrund. Politik. 
Wirtschaft und Kultur im kommunistischen Staate. Berlin- 
Steglitz 1931. Eckart- Verlag. 576 S. Preis: geh. 20,00 RM.: 
Ln. 24,00 RM. 

Mathis, Eugène: DiewahreFratze des Bolsche- 
wismus. Wie das russische Volk lebt, leidet, terrorisiert und 


vernichtet wird. Metz 1931. Verlag Edmond Reinert. 373 S. 

Das Sammelwerk „Welt vor dem Abgrund“ behandelt in dreißig in sid 
abgeschlossenen Kapiteln Politik, Wirtschaft und Kultur im kommunistischen 
Rußland nach dem Stande am Jahresende 1930. Der Herausgeber, Universi- 
tätsprofessor Dr. Iwan Iljin, früher Moskau, ist mit einer methodologischen 
Einleitung, sechs Kapiteln und einem abschließenden Nachwort vertreten. Als 
Mitarbeiter zeichnen: Professor N. v. Arseniew, Dr. L. Axenoff, A. v. Bunge. 
A. P. Demidoff, Dr. W. Hoeffding, M. Kritzky, Professor N. Kulman. 
Dr. A. Melkich, B. Nikolsky, S. v. Oldenburg, Professor N. Timaschew und 
ein Anonymus. 

Der Titel des Werkes ist in Anlehnung an eine Äußerung Stalins ge- 
wählt, die dieser zur Zeit des provisorischen Abbruches der durchgreifenden 
Kollektivierungsmaßnahmen im Frühjahr 1930 machte und die dahin lautete. 
das ganze Regime ginge „in rasendem Tempo dem Abgrund entgegen“, falls 
nicht eine energische Schwenkung in der Bauernpolitik erfolge. Bereits in 
der Wahl des Titels läßt sich ein Hinweis auf die allgemeine Einstellung 
des Buches erkennen: der Herausgeber und seine Mitarbeiter erbliken in der 
bolschewistischen Herrschaft eine sie als Russen tief berührende nationale 
Katastrophe, die sich auf die ganze Welt auswirke und sie in ihrem heutigen 
Bestand bedrohe. Abgesehen davon ist die Heranziehung der erwähnten 
warnenden Äußerung Stalins überhaupt für die ganze Methodik des Buches 
kennzeichnend. Denn Iljin und die übrigen Autoren bauen ihre sales en 
in erheblihem Maße auf der russischen „Selbstkritik“ auf, dieser für den 
Russen von jeher charakteristischen, neuerdings aber im öffentlihen Leben 
der Sowjetunion und speziell in ihrem offiziellen Schrifttum zuweilen bis 
ins Groteske gesteigerten Tendenz zur Selbstentlarvung und Selbstanklage. 
Hierin liegt eine Stärke, aber auch ein Mangel des Buches. Ersteres insofern, 
als tatsächlich alle Angaben durch Verweis auf sowjetistishe Presseäuße- 
rungen, auf die Zahlen der statistischen Zentralbehörden und auf andere 
russische Quellen belegt werden. Letzteres dagegen insofern, als die „Selbst- 
kritik“ für den deutschen Leser, der mit den psychischen Eigenheiten der 
Russen nicht vollkommen vertraut ist, ein ganz anderes Vorzeichen bekommt: 
die positive soziale Funktion. die ihr in Rufland zweifellos zukommt, ist dem 
Westeuropäer ziemlich fremd und erscheint ihm nur zu leicht als ein Symp- 
tom der Zersetzung. 

Der erste der drei Hauptteile des Werkes schildert sehr eingehend die 
politischen Grundlagen des kommunistischen Systems (Partei, Diktatur, Inter- 
nationale, Terror, Bürokratie, Nationalitätenpolitik, Armee). Der zweite 
behandelt die Wirtschaft in all ihren Erscheinungsformen, wie Agrarfrage, 
Finanzen, Industrie usw. bis zu so speziellen Gebieten wie etwa die Woh- 
nungsfrage und die ausländischen Konzessionen. Der dritte Teil schließlich 
ist dem kulturellen Leben gewidmet (Religion, Ehe, Gerichtswesen, Jugend. 
Literatur usw.). Über alle aufgezählten Gebiete bringt das Buch beachtlich 
viele Tatsachen und versucht, besonders im Wirtschaftsteil, Vergleiche zu der 
Vorkriegszeit zu ziehen. Leider sind gerade in bezug auf das Rußland der 
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Vorkriegszeit und die heutige Sowjetunion, die infolge der veränderten Wirt- 
ee zwei inkommensurable Wirtschaftsordnungen, zudem auf 
ungleichem Wirtschaftsraum, repräsentieren, rein statistische Vergleiche nicht 
unbedingt Paa : 
Als besondere Eigenheit der Darstellungsweise ist zu erwähnen, daß die 
Autoren des Buches überall dort, wo sie Zitate anführen, sih der Methode 
befleißigen, die Originaltexte nicht nur sadhlich-inhaltlich, sondern auch 
begriffsanalytischh so genau wie möglich in wortwortlicher deutscher Über- 
setzung wiederzugeben, ja einzelne Ausdrücke in Fußnoten auch noch in 
Transskription (leider nicht ganz einheitlich) anzuführen. So sehr die trans- 
skribierte Wiedergabe der termini technici vom wissenschaftlichen Standpunkt 
zu begrüßen ist, so seltsam mutet es stellenweise an, wenn mit philologischen 
Details, nicht immer sehr glücklich, moralische Andeutungen oder Kennzeich- 
nungen verbunden werden. Als Beispiel sei hier nur die eine Stelle erwähnt, 
wo eine Äußerung Sinowjews zitiert wird, die Sozialdemokraten seien „fast 
Vegetarier” (S. 103), was doch, wie jeder Kenner Rufllands wird zugeben 
müssen, nicht in Gegensatz gestellt werden kann zu einem „unbewußten 
Kannibalismus der Terroristen“, sondern im russischen Sprachgebrauch soviel 
wie „Tolstojaner“, d, h. „sanfter Reformist“ bedeutet. — Ein Versehen ist es 
wohl nur, wenn auf Seite 159 in einer Fußnote das russishe Längenmaf 
Sashen (2,133 Meter) als „nicht ganz 2 Meter“ erläutert wird. | 
Trotz allem kann das Buch, besonders wenn man die Fülle von Lite- 
raturhinweisen in den zahlreichen Fußnoten berücksichtigt, mit Recht als ein 
Werk über den Bolshewismus bezeichnet werden, das auch Andersdenkenden 
als Nachschlagewerk dienen kann. Bedauerlicherweise ist die Benützung durch 
das Fehlen eines alphabetischen Schlagwort- und Literaturverzeichnisses er- 
schwert. Wenn man von einzelnen Werturteilen absieht, ist es Iljin und 
seinen Mitarbeitern — die z. T. aus unmittelbarer Lebenserfahrung im revo- 
lutionären Rußland schöpfen — zuzuerkennen, daß sie trotz grundsätzlicher 
Ablehnung des Kommunismus immerhin mit Erfolg bemüht sind, den Stand- 
punkt historischer und sachlicher Gerechtigkeit zu wahren und, sich auf 
analytische Beschreibung beschränkend, den vom Herausgeber ausdrücklich 
betonten Grundsatz „Erkennen geht vor Beurteilen und Verurteilen“ einzuhalten. 
Bei dem Buch „Die wahre Fratze des Bolschewismus” handelt es sich 
um eine antibolschewistische Schrift eines kommunistischen Renegaten. 
E. Mathis, vormals verantwortlicher Redakteur der Metzer „Humanité“ 
und ee id Kommunist, wurde von seiner Partei Ende 1928 zu Studien- 
zwecken an die „Internationale Leninschule“ zu Moskau abkommandiert. Sein 
32monatiger Aufenthalt in der Sowjetunion, den er zu theoretischen Studien 
und mehreren Reisen (insgesamt 40 000 Kilometer) benützte, enttäuschte den 
im Grunde idealistisch und zugleich kleinbiirgerlich eingestellten lothrin- 
gischen Proletarier derart, daß er sich zu dem offenen Bekenntnis versteigt, 
er würde eine konstitutionelle Monarchie hundertmal dem bolschewistischen 
Regime vorziehen. Dementsprechend ist das ganze Buch geradezu mit 
Ressentiment geladen, insbesondere dort, wo der Verfasser die Verwirk- 
lichung der kommunistischen Ideale zu beurteilen versucht. Obwohl das 
Buch ziemlich viele Gebiete des sowjetistischen Lebens vom praktischen All- 
tagsstandpunkt betrachtet und insbesondere über die Psychologie der Frei- 
willigkeit in Rußland mancherlei Aufschlüsse gibt, so ist es doch, schon wegen 
seiner ausfälligen Haltung, nur mit größter Vorsicht als Auskunftsquelle zu 
benützen. Das Tragische an diesem als menschliches Dokument zu bewerten- 
den Buch liegt darin, daf offenbar die besondere russische Ausprägung des 
Kommunismus für den Deutschen nicht ohne weiteres verständlich ist, selbst 
wenn er als Kommunist den aufrichtigen Willen hat, in ihm sein a 


erblicken. 
Sowjetalltag. 


Liebermann, M.: Im Namen der Sowjets. Aus 
Moskauer Gerichtsakten. Aus dem Russischen von Rudolf Selke. 
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Berlin 1930. Malik-Verlag. 302 S. Preis: brosh. 2,80 RM.: 
Lw. 4,80 RM. 

Romanow,P.:DreiPaarSeidenstrümpfe. Berlin 
1932. Universitas, Deutsche Verlags-A.-G. 270 S. Preis: kart. 
5,00 RM.; Lw. 6,50 RM. 


Der Alltag in der Sowjetunion, die graue und unheroische Seite des 
Lebens werden in der modernen russischen Belletristik von den Darstellun- 
gen des Kampfes und Aufbaues in den Hintergrund gerückt, während sie 
manchem ausländischen Besucher als das einzige Reale erscheinen. Es ist 
daher interessant, in der Sowjetliteratur derartige Alltagsschilderungen 
kennenzulernen. Matwej Liebermann, der, wie eine Fußnote auf der 
ersten Seite mitteilt, lange Jahre an der Gerichtschronik der „Prawda“ mit- 
arbeitete, hat auf Grund des von ihm bei den Gerichtsverhandlungen ge- 
sammelten Materials (Tagebücher, Briefe, Aussagen usw.) sieben Kriminal- 
fälle dargestellt. Er betont, daß er nichts selbst erfunden habe, sondern nur 
das ungeschminkte und nackte Leben zeichne, — „die Schattenseite unseres 
sozialistischen Lebens“, wie er sagt. Panteleimon Romanow, der bekannte 
und talentvolle Humorist, schildert in seinem Roman den Alltag an dem Bei- 
spiel einiger aus der vorrevolutionären Intelligenz stammenden Menschen, 
die es verstanden haben, sich als Angestellte eines historischen Museums in- 
mitten der bolschewistischen Flut eine Insel der alten Zeit zu retten. Beide 
Autoren geben nur einen beschränkten Ausschnitt aus dem heutigen Sowjet- 
alltag. Liebermann, weil er im wesentlichen über Ereignisse berichtet, die 
eine Reihe von Jahren zurückliegen und der damals herrschenden NEP- 
Atmosphäre entstammen, Romanow, weil er sich fast ausschließlih mit dem 
trüben und aussichtslosen Leben des deklassierten Bürgertums beschäftigt. 

Das Milien der Liebermannschen Reportage ist fast immer dasselbe. 
Nur in dem „Schuhputzer von Moskau“, wo das Leben der aus Kleinasien 
eingewanderten Aissoren, und in der „Zerbrochenen Glocke“, in der eine von 
Popen und Kulaken angestiftete Bauernrevolte wenig überzeugend — dem 
Verfasser liegt die Großstadt mehr — geschildert wird, wird das eigentliche 
Thema verlassen. Im übrigen stehen on Alimente, Eifersucht, Prosti- 
tution im Mittelpunkt des Geschehens. Das Bild, das sich aus den Reportagen 
zusammensetzt, ist denkbar trübe, vor allem in dem wertvollsten Beitrag. 
dem „Mord an Galina Mrawina“, das die geschlechtlihen Verhältnisse unter 
den Studenten einer Moskauer Arbeiterfakultät in den Jahren 1925 bis 1927 
trostlos und widerwärtig darstellt. Es ist sehr wahrscheinlich, daß Ereignisse 
wie dieser Mordfall Partei und Staat mit veranlaft haben, energisch gegen 
die moralische Anarchie vorzugehen, und man muff sagen, daf diesem Be- 
mühen Erfolge nicht versagt waren. 

‚ Der grofe Reiz des Buches von Romanow ist die detaillierte Milieu- 
schilderung. Zum Beispiel das IV. Kapitel mit der Ausmalung des Lebens 
in einer Moskauer Mietskaserne, wo in einer Wohnung 10 Familien mit 
27 Personen hausen, ist ein Meisterstück satirischer Beobachtung. Ebenso 
wird die Psychologie jener Gruppe „Gewesener Leute“ mit großem Geschick 
gezeigt, während die proletarishen Typen weniger lebendig wirken. Man 
wird diesen Roman mit seinen oft banalen Sentimentalitäten nicht mit den 
großen russischen Romanen der Gegenwart auf eine Stufe stellen können, 
ihn aber als einen sehr wertvollen, weil gar nicht schönfärberischen, sondern 
schonungslos und bissig kritischen Beitrag zur Kenntnis des Sowjetalltags 
bezeichnen müssen. K. M. 


Diesem Heft der Zeitschrift liegt ein Prospekt der Firma 
Hanseatische Verlagsanstalt A.-G., Hambu 
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FÜR DIE 
GESAMTEN FRAGEN DES EUROPÄISCHEN OSTENS 


Im Auftrage der Deutschen Gesellschaft zum Studium Osteuropas in 
Verbindung mit Otto Auhagen, Breslau; Otto Goebel, Hannover; Hans 
Jonas, Königsberg; Arthur Luther, Leipzig; Richard Salomon, 
Hamburg; Hermann Schumacher, Berlin; Max Sering, Berlin; Kurt 
Wiedenfeld, Leipzig, herausgegeben von OTTO HOETZSCH 


Ost-Europa -Verlag / Königsberg Pr. /BerlinW.35 


ZWEI NEUERSCHEINUNGEN 


Gefidt und Wefen einer nenen Jugend 


KLAUS MEHNERT 


Die Jugend in Somjet-Wußland 


Geh. 3.—, kart. 3.50 RM., in Leinen 4.50 RM. 


Ein Bud, das ohne Frage das gefpanntefte Intereffe aller derer verdient, die 
fih über die Zukunft der Augend unferes Erdtetls Gedanken maden. 
Berliner Tageblatt. 
Das ausgezeichnete Werk wird fider Dazu beitragen, die Critifhe Auselnanderfegung 
mit dem Bolfhewiemus auf ein höheres Niveau zu heben, als e8 heute vielfah 
gefchieht. Germania, Berlin. 
Ein ungewöhnlich fauberes, ehrliches, fompathifches und febr inftruftive® Bud. 
Soztaltftifhe Arbeiter-3eitung. 
Das Bud geftattet einen umfaflenden, flaren und, foweit menfdhenmöglid, vor: 
urteilsfreien Olid in das heutige Rufland. Kölnifhe BDollsSzettung, 


Klärung und Aufbau einer neuen Welt 
CARLSTEUERMANN 


Der Menfd) auf der Flucht 


Geb. 3.—, kart. 3.50, in Leinen 4.50 RM. 


Die Welttrife hat den Boden aufgeriffen, auf dem der Menfch feine irdifche und 
bimmlifhe Wohnung erbaut hatte. Er ift, wie vor Zeiten, wieder unftet geworden, 
ein wirtihaftliher, gefellfhaftliher, geiftiger und feelifher Nomade. Hinter ihm 
frißt Teuer und Raud das Haus, das ihn big geftern vor der Unbill des Lebens 
barg. Banfrott, abgedanft, verloren, ratlos, von Angft und Zweifeln gefoltert, fieht 
er hinter Der alten und vor der neuen Zeft, Die er, ungläubig nod, abnt. 
Die Krife ift feine Zwilchenftation, fein Ausnahmezuftand, fie zeigt Die Grund” 
lagen Der Rapitalijtiihen Gefellichaft in unmittelbarem Derfall. Bor diefer Ent: 
dedung flieht der Menih. Er gerät in Panik, VBefinnungslofigtett, Wahnmis. 
Nur Planung, Sammlung und Neugeftalt außen und innen fénnen ihn vor dem 
endgültigen Untergang retten. Aber die Rettung ift nod fern. Wer der chaottiden 
Flucht der Leiber und Geifter Einhalt gebieten will, muß die Flucht in ihrer inneren 
Gefegmafigtcit fennenlernen. Steuermanne Bud fchildert unerbittlih Die ganze 
Vefinnungs: und Ratlofigteit unferer Zeit. E8 (apt uns aber zugleich gewahren, 
wie in den Trümmern der Epoche die Saat einer neuen Welt feimt. 
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7. Jahrgang Heft 9 


INHALT: 


HERBERT SCHROEDER: UdSSR und USA 

J. SEMEN OW: Dnjeprostroj 

Rußland und Osteuropa, Übersichten: 
I. Innere und äußere Politik von OTTO HOETZSCH 
II. Kulturbericht von KLAUS MEHNERT 


Bücherschau 


Menschen und Schicksale aus dem Sowjet-Reich von 
William C. White. Aus dem Amerikanischen übertragen 
von H. Freiherr v. Hoyningen-Huene. 


384 Seiten. Preis stark kartoniert RM. 5.20. 


So, wie White Rußland sieht, 
so wird jeder, der mit offenen 
Augen ohne bestimmte Ab- 
sicht nach Rußland kommt, 
dieses Land der großen Um- 
wälzung sehen. White zeigt 
Bilder, gestaltet nach Origi- 
nalberichten Schicksal und 
Erleben einzelner, grundver- 
schiedener Menschen, die 
dem Bolschewismus völlig 
verschieden gegenüber- 
stehen. Er gibt dadurch ein 
durchaus glaubwürdiges Ge- 
samtbild des russischen Vol- 
kes in seiner Zerrissenheit 
und Zerklüftung, mit seinem 
Aufbauwillenundseinem gro- 
ßen Glauben. Er sieht und 
zeigt Menschen und keine 
Meinungen. Dasist die Starke 
dieses Buches. 


New York Times: 


Kein Leser, der auch nur etwas Inter- 
esse hat an dem grausig-großen Schau- 
splel, das In Rußland aufgeführt wird, 
kann auf dieses Buch verzichten. 


London Sunday Times: 


Niemals Ist ein Bericht klarer und un- 
geschminkter über das schwergeprüfte 
Rußland erschienen, W. C. White er- 
greift keine Partel, sondern läßt Sow- 
jet-Rußland seine Geschicke selbst 
erzählen. 


The Times (Lit. Beilage): 


Eine Lust, dies Buch zu lesen. Man 
erhält einen klaren Einblick, wie die 
Revolution auf Menschen wirkte. Her- 
vorragend gut erzählt, sachlich zuver- 
lässig und In der Form vollendet. 


=! 


The Manchester Guardian: 


Mr. White zeigt das Leben In Sowjet- 
RuBiand, wie es von den verschie- 
denen Einzelmenschen gelebt wird, an 
dessen Realität man nicht zweifeln 
kann. Das Buch ist mitunter etwas 
bissig scharf, mitunter sogar lustig, im 
ganzen aber ungewöhnlich spannend. 


GILDE-YERLAG 


G.M. B.H.. 


KÖLN 


UdSSR und USA. 


Von Herbert Schroeder. 


Polaritat und Parallelität. 


Jede Betrachtung weltpolitischher oder weltwirtschaftlicher 
Zusammenhänge pflegt heute notwendigerweise in einer 
Gegenüberstellung zweier großer Antipoden zu münden, von 
deren Entwicklung und deren gegenseitigem Verhältnis die Zu- 
kunft wesentlich beeinflußt wird: Vereinigte Staaten und 
Sowjetunion. Moskau und New York sind die beiden Pole, 
zwischen denen das Kraftliniensystem der Gegenwart spielt. 
Größere Gegensätzlichkeit, ein größeres Spannungsverhaltnis 
ıst kaum denkbar. Hier — der Gipfel des Kapitalismus und 
Individualismus; der Marschallstab der Wirtschaft im Tornister 
nn einzelnen sa völliger Positivismus und Diesseitig- 

eit allen Strebens; Triumph der Maschinenkultur und des lau- 
fenden Bandes. Dort — kollektivistische Planwirtschaft; der 
Mensch nicht Subjekt, sondern Objekt der Wirtschaft; Unter- 
ordnung alles Persönlichen unter einen militanten Sendungs- 
gedanken, der letzten Endes nicht von dieser Welt ist. Dieser 
Gegensatz ist um so interessanter, als in den äußeren Voraus- 
setzungen beider Länder eine gewisse Ähnlichkeit besteht. Beide 
schließen gewissermaften einen ganzen Kontinent in sich; beide 
sind Räume, die die Möglichkeit wirtschaftlicher Autarkie ge- 
währleisten; beide verfügen über unbegrenzte Möglichkeiten; 
beide sind Brücken zwischen West und Ost, der atlantischen und 
pazifischen Welt. Eine gleiche Parallelität besteht im Rhythmus 
und in den Methoden der äußeren Entwicklung. Beide sind Koloni- 
sationsreiche, ausgebreitet im unablässigen Kampf mit der Natur. 
Das amerikanische „Winning of the West“ und die Eroberung 
Sibiriens sind ihrem Wesen nach ähnliche Vorgänge, hier wie 
dort nicht staatlicher Initiative, sondern dem Pioniergeist ein- 
zelner Individuen entsprungen. Der Planwagen des amerika- 
nischen Settlers, der über die westliche Prärie nach dem Pazifik 
strebt, und das Vordringen moskowitischer Kaufherrengeschlech- 
ter, wie der Stroganows und der Kosaken Jermaks nach dem 
Stillen Ozean, sind in ihrer Dynamik verwandt. Grund- 
verschieden sind jedoch die Menschen, von denen diese Vorgänge 
getragen wurden, und so ergaben sich im Resultat auch ganz 
verschiedene Zustände. 
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Der geschichtliche Hintergrund. 


Trotz dieser gewissermaßen schicksalhaften Antipoden- 
stellung sind die Beziehungen zwischen den Vereinigten Staaten 
und Rußland eigentlich nie besonders enge gewesen. Das 
zarische Rußland nahm erst 33 Jahre nach der amerikanischen 
are EL Fan von der Existenz der jungen Re- 
publik offiziell Notiz, und erst im (rs 1832 kam es zum A 
schluß eines Handels- und Schiffahrtsvertrages zwischen den 
beiden Ländern, der bis zum Weltkrieg die Basis ihrer Bezie- 
ae gewesen ist. Im Anschluß daran entwickelte sich all- 
mählich eine Art traditioneller Freundschaft zwischen den beiden 
Völkern, die jedoch fast ausschließlich auf dem gemeinsamen 
Gegensatz zu England beruhte’). Die öffentliche Meinung 
Amerikas hatte wenig Interesse für den Zarismus und kein Ver- 
ständnis für die im Weihrauchdunst der rechtgläubigen Kirche 
stumpf dahinlebende Masse der russischen Bauern. Direkte 
politische Gegensätze zwischen beiden Ländern bestanden zwar 
ursprünglich nicht, doch reichte das gemeinsame Interesse gegen 
England als Kitt auf die Dauer nicht aus, um die Tradition der 
Freundschaft gegenüber den sich immer stärker geltend machen- 
den Gegensätzlichkeiten des innerpolitischen Systems und der 
Volkspsyche am Leben zu erhalten, um so mehr als die lo- 
amerikaniäche Spannung sich allmählich in die freundschaftlichen 
„Hands across the Seas“ verwandelte. In dieser Atmosphäre 
genügten schon relativ geringfügige Anlässe, wie die Juden- 
pogroms in Rußland oder die Aberkennung des Repatriierungs- 
rechts der russischen Emigranten in USA, um das Verhältnis 
stark abzukühlen, und der russisch-japanische Krieg fand die 
Sympathien der Amerikaner fast ausschlieflich auf seiten Ja- 
pans. Hinzu kam der wachsende Gegensatz zwischen Ruftland 
und Amerika in China, wo die amerikanische Politik der offe- 
nen Tür dem russischen Imperialismus mit steigendem Mil- 
trauen begegnete. Die amerikanische Vermittlung zugunsten 
Rufllands beim Abschluß des Friedens von Portsmouth schuf 
dann zwar wieder eine etwas freundlihere Stimmung und 
schlieRlich ließ der Ausbruch des Weltkrieges die überlebte 


Tradition der Freundschaft noch einmal aufflackern. 


Amerika und das neue Rußland. 


Der Ersatz des Zarenadlers durch die rote Fahne leitete eine 
vollig neue Phase der russisch-amerikanischen Beziehungen ein. 
Die USA waren die erste Macht, die das neue Rußland de jure 
anerkannten, die junge Schwester-Demokratie auf das herz- 
lichste begriiften und sie mit reichlihen Krediten ausstatteten. 


1) Frederick L. Schuman, American Policy toward Russia since 1917. 
New York 1928. S. 29. 
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Als dann jedoch das Sowjet-Regime die Kerenski-Regierung ab- 
löste und Rußland aus der Reihe der Alliierten ausschied, er- 
folgte der Abbruch der diplomatischen Beziehungen und des 
Handelsverkehrs. Es folgte in der zweiten Hälfte 1918 das Inter- 
mezzo der bewaffneten Interventionen der Alliierten, an denen 
sich auch die Amerikaner in Nordrufßland und im Fernen Osten 
beteiligten, die jedoch bald liquidiert wurden. Man behielt sich 
dabei die Freundschaft zum russischen „Volk“ im Gegensatz zu 
seiner gegenwärtigen Regierung vor. Insbesondere die Ver- 
einigten Staaten hielten lange an dem Grundsatz der Unteilbar- 
keit Rußlands, mit Ausnahmen zugunsten Finnlands, Polens und 
Armeniens, fest. Erst 1922 ad die Anerkennung der 
Unabhängigkeit der baltischen Staaten ausgesprochen. Der 
letzte russische Botschafter in Washington, Boris Bachmetjew, 
übte mit ofliziellem Einverständnis des State Department bis 
zum 1. Juli 1922 seine Tätigkeit aus, die vorwiegend in der 
Finanzierung der weien Armeen bestand. Der dann zur Ab- 
wicklung von Krediten eingesetzte Agent genießt auch heute 
noch diplomatische Vorrechte, während man den bolschewistischen 
Vertreter Martens, der sich 1919 mit einem Beglaubigungs- 
schreiben der Sowjets vorstellte, zuerst ignorierte, dann sein 
Büro schloß und ihn schlieflich zwang, im Januar 1921 das Land 
pile Re verlassen, um einer Deportation aus dem Wege zu 
poe er Grundsatz der Freundschaft zum russischen Volke 

at schließlih auch in der großzügigen Hungerhilfe der ARA 
(American Relief Administration) in iG Jahren 1921/23 seinen 
charakteristischen Ausdruck gefunden. 

Gleichzeitig mit dem Abbruch der amtlichen Beziehungen 
setzte ein beispielloser Aufschwung des amerikanischen Inter- 
esses für das russische Problem ein, so daß gesagt werden konnte, 
kein Amerikaner könne es sich heute leisten, in zwei Dingen 
chne eine eigene Meinung zu sein: der Frage der Prohibition 
und der Frage der Sowjets?). Schlagzeilen über Rußland füllen 
die Titelblätter amerikanischer Zeitungen, Scharen amerikani- 
scher Geschäftsleute, Gelehrter, Politiker und Journalisten er- 
gießen sich alljährlich zu Studienzwecken in die Sowjet-Union, 
über 300 Bücher sind seit 1917 in Amerika über Rußland er- 
schienen, und es dürfte nur wenige Länder geben, in denen mehr 
Informationsmaterial über die Verhältnisse in der Sow jet-Union 
vorhanden ist als in den Vereinigten Staaten. 


Psychologie der amerikanisch-sowjetistischen 
Beziehungen. 


Der Grund hierzu ist sicherlich nicht nur in dem Wunsch 
nach wirtschaftlichen Beziehungen, nach Ausweitung des ame- 
rikanischen Marktes zu sehen. Er ist psychologisch mitbedingt. 


2) Bruce Hopper, Pan-Sovietism. Boston 1931. S. 1. 
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Rußland droht und Rußland lockt. Man sieht im Kommunismus 
die große Gefahr, den großen Gegner des eigenen Systems, gegen 
den man sich durch Abbruch der offiziellen Beziehungen her- 
metisch abzusperren versucht, und man ist andererseits fasziniert 
und angezogen durch die Größe des Experiments, das dort vor 
sich geht, durch den rücksichtslosen Bruch mit der Vergangen- 
heit und die brutale Energie, mit der die Pläne der kommunisti- 
schen Machthaber in die Tat umgesetzt werden — Vorgänge, in 
deren Dynamik man Geist vom eigenen Geist spürt. Hinzu 
kommt, daß der neue Typus des russischen Menschen, den der 
Kommunismus zu schaffen sich bemüht, amerikanischem Ver- 
ständnis wesentlich näher steht. als der Russe alten Schlages*). 
Die menschliche Maschine am laufenden Band des Fünfjahr- 
planes ist eine dem Amerikaner vertraute Erscheinung. In 
Amerika, wie im neuen Rußland, hat der Zwang zur wirtschaft- 
lichen und technischen Bewältigung eines ungeheuren Raumes 
zwei an sich grundverschiedene Menschentypen in den gleichen 
Arbeitsrhythmus gezwängt. Ja, er hat sie in ihrer ganzen Ein- 
stellung zur Arbeit einander in erstaunlichster Weise an- 
eglichen. Mit dem Amerikaner teilt der Sowjetrusse den 

lauben an den Erfolg, die naive Rekordhascherei, die Freude 
an astronomischen Zahlen der Statistik. Der Amerikaner hat 
instinktives Verständnis und Freude an der Grofiziigigkeit aller 
Unternehmungen und Planungen der Sowjets. In der Weite des 
russischen Raumes wittert er die Aussicht, den Pioniergeist seiner 
Vorväter aufs neue zu betätigen. Das Risiko aller russischen 
Unternehmungen appelliert an seinen Spieltrieb und Sportsgeist. 
Schlieflih wirkt auch das Zauberwort „Plan“ faszinierend. 
neigt man doch heute vielfach dazu, das Disaster der kapitalisti- 
schen Wirtschaft auf deren Planlosigkeit zurückzuführen. Be- 
zeichnend ist, daß auch in Amerika bereits Vorschläge eines 
Planes gemacht worden sind, und zwar die Sowjets überbietend,. 
leich einesZwanzigjahrplans! Das alte Rußland kannte der Ameri- 
aner nur wenig und itzt dafür keinerlei Sympathie. Die 
Schuld der Sowjetmachthaber an dessen Zerstörung wiegt daher 
in seinen Augen nicht sonderlich schwer, wie er überhaupt dazu 
neigt, den Umsturz in Rußland jenseits von Gut und Böse, ganz 
nüchtern vom Standpunkt seiner Interessen aus zu betrachten. 


Das Konflikts-Potential. 
Alles das darf jedoch nicht darüber hinwegtäuschen, daß die 


geistigen Beziehungen zwischen beiden Ländern im Grunde ge- 
nommen doch sehr oberflachliche sind, und ein wirkliches Ver- 
ständnis zwischen den so wesensfremden Völkern nach wie vor 


ee eea 


3) Vgl. z. B. die Darstellungen in den Büchern des Chicagoer Professors 
Samuel Ñ. Harper: Civic Training in Soviet Russia, Chicago 1929, und 
Making Bolsheviks, Chicago 1931. 
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fehlt. Ein Musterbeispiel dafür sind auch die Berichte des letzten 
amerikanischen Botschafters Francis aus der Zeit des russischen 
Umsturzes‘) sowie die Berichte und das Verhalten der Elihu 
Root Mission, die 1917 nach Rußland entsandt wurde. In beiden 
findet sich eine vollkommene Verkennung der wirklichen Lage 
der Dinge. 


Ebenso darf nicht vergessen werden, daß der kommunistische 
Umsturz amerikanische wirtschaftliche Interessen in Rufland 
recht erheblich getroffen hat. Es ist folgende Rechnung auf- 
gemacht worden: 


Staatsschuld der Zaren-Regierung an amerikanische 


Banken, unverzinst . . 2 2 2 . . . . . 86 000 000 $ 
Staatsschuld der Kerenski-Regierung an das USA- 

Schatzamt, verzinst per 1. 7. 1932 ca. . . . . 314000000 $ 
Ansprüche aus enteignetem und zerstörtem ameri- 

anischen Besitz in Rußland ca.. . . . . . 300.000 000 $ 

700 000 000 $ 


Diese Beträge erscheinen allerdings gering, wenn man berück- 
sichtigt, daß die gesamte öffentliche Verschuldung Rußlands an 
das Ausland bei Ausbruch der Revolution ca. 6 Milliarden Dollar 
betrug. Nur 7 % der russischen Kriegsanleihen wurden in den 
Vereinigten Staaten placiert. Ebenso betrug der Anteil Ameri- 
kas an dem in der russischen Wirtschaft investierten Auslands- 
kapital nur 5,2%. Immerhin sind die Amerikaner keineswegs 
bereit, diese Ansprüche abzuschreiben oder sich eine Aufrechnung 
gegen die von den Russen präsentierte Rechnung für die Inter- 
ventionsschäden gefallen zu lassen. 


Schließlich ist zu bedenken, daß das kommunistische System 
mit seiner Abschaffung des Privateigentums, seinem Terror und 
seiner Autokratie dem amerikanischen Empfinden fast in allen 
Punkten zuwiderlauft. Der Amerikaner erscheint daher par 
excellence als der natürliche Feind des Kommunismus. Dem 
großen positiven Interesse für die Sowjets und dem Wunsch, 
Geschäfte mit ihnen zu machen, steht folglich ın der amerikani- 
schen Öffentlichkeit eine ebenso starke Strömung für die Be- 
kämpfung der Sowjetunion und der Beziehungen mit ihr gegen- 
über. Dieser Gegensatz, dieses Schwanken zwischen Koo e- 
ration und Bannfluch, ist das charakteristische Merkmal der 
sow jetrussisch-amerikanischen Beziehungen auf allen Gebieten. 


Amerika aus der Sowjet-Perspektive. 


Bis zu einem gewissen Grade ähnlich sehen die Dinge auch 
vom russischen Standpunkt her aus. Man bewundert die ame- 
rikanische Technik und die Arbeitsmethoden eines Henry Ford, 


*) David R. Francis, Russia from the American Embassy. April 1916 — 
November 1918. New York 1921. 
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der General Electric oder International Harvester Company und 
bemüht sich um deren Aneignung?) — und man empfindet ande- 
rerseits in Amerika den Hauptrivalen und Anführer der kapita- 
listischen Welt, den es nach dem Beschluß des 15. kommunisti- 
schen Parteikongresses von 1926 zu übertrefien und zu über- 
winden gilt®). Stalin hat einmal den Leninismus als die Synthese 
russischen revolutionären Elans und amerikanischen Wirklich- 
keitssinns bezeichnet. Hand in Hand damit geht jedoch eine 
instinktive Abneigung gegen Amerika und die Amerikaner. 
Lehrmeister waren in Rußland ja nie beliebt, das haben auch 
wir Deutschen erfahren müssen. Eines der in Rußland verbrei- 
tetsten Bücher über den Fünfjahrplan, für Schulkinder ge- 
schrieben’), bringt in seinem ersten Kapitel eine Gegenüber- 
stellung der USA und der UdSSR, wobei die darin auftretenden 
Typen der Messrs. Fox, Box, Crox und Nox keineswegs gut ab- 
eigen Auch sonst ist dieses bedeutsame Büchlein vielfach 
von dem zentralen Gegensatz zwischen den beiden Ländern her 
aufgebaut. Aber auch in der russischen Belletristik und auf der 
russischen Bühne erscheint der Typus des Amerikaners fast stets 
mit negativem Vorzeichen. Man lehnt den amerikanischen Maie- 
rialismus ab (Jessenin), man findet, daß die amerikanische 
Tugend wahrhaften Pioniergeistes heute mehr in Rußland als in 
Amerika selbst zu suchen sei (Majakowski), und man glaubt an 
den Endsieg des kollektivistischen Rußland über das indivi- 
dualistische Amerika (Beszimensky), wobei man Westeuropa als 
erledigt voraussetzt und den Endkampf zwischen Amerika und 
einem von Rufland geführten roten Europa prophezeit (Boris 


Pilnjak, A. Belajew)?). 


Das politische Problem. 


Diese geistige Haltung wirkt sich auch in dem labilen 
Zustand der politischen Beziehungen zwischen beiden Ländern 
seit dem Kriege aus. Die Vereinigten Staaten sind bis auf den 
heutigen Tag die einzige Grofßmacht geblieben, die dem Sowjet- 
staat die Anerkennung vorenthält. Die Sowjetregierung hat in 
den ersten Jahren jeden Anlaß benutzt, um die Vereinigten 
Staaten zu einer Revision dieser politischen Haltung zu ver- 
anlassen. Sie hat sogar die Bereitwilligkeit durchblicken lassen. 
über die Anerkennung der Schulden zu verhandeln (Krassin 
a: Das State Department hielt jedoch unbeugsam an seiner 
Stellungnahme, die ihren ersten umfassenden Ausdruck in der 
Note des Staatssekretärs Colby vom 10. August 1920 gefunden 


5) Sherwood Eddy, The Challenge of Russia. New York 1931. S. 249. 

ADERE S. Counts, The Soviet Challenge to America. New York 
1931. >. 6. 

7) M. Iljin, Raskasz o Welikom Plane. Moskau 1930, 
iei 8) Albert Parry, Soviet writers view America, The Bookman, August- 
eft 1931. 


514 


hat, und die dann in ähnlichen amtlichen Verlautbarungen der 
Staatssekretäre Hughes (1923), Kellogg (1928), Stimson (1930) be- 
stätigt wurde, fest). Auch Präsident Coolidge hat sich dahin 
geäußert und lehnte es ab, „to make merchandise of any Ameri- 
can principles“. Die Ablehnung fußt dabei auf drei Gesichts- 
punkten: der weltrevolutionären Tendenz der Sowjets, wobei 
man es ablehnt, einen Unterschied zwischen Sowjetregierung 
und Komintern anzuerkennen, der Nichtanerkennung der 
Schulden und schließlich der Verweigerung einer Entschädigung 
für das beschlagnahmte Eigentum. Abgesehen von diesem fun- 
damentalen Gegensatz, bestehen, wenn man die Stellung der 
USA und der UdSSR in der Weltpolitik betrachtet, aber auch noch 
andere Reibungsflächen. Vor allem der alte Gegensatz in China, 
verschärft durch den demonstrativen Verzicht Moskaus auf alle 
exterritorialen Rechte und Ausländer-Privilegien, die Erhebung 
der russischen Gesandtschaft zur Botschaft und die Quasi-Rück- 
gabe der Ostchinesischen Bahn an China. Der Vertrag wurde 
1924 durch Karachan, unter lebhaften amerikanischen Protesten, 
geschlossen. Bekannt ist der mandschurische Konflikt von 1929 
und das von Rußland scharf zurückgewiesene Eingreifen Ameri- 
kas auf Grund des Kellogg-Paktes. Schließlich beschuldigt das 
State Department die Sowjets noch anti-amerikanischer Um- 
triebe in Süd- und Mittel-Amerika (s. die Kellogg-Note vom 
14. April 1928), deren Träger in einer besonderen Propaganda- 
klasse für Revolutionen in Latein-Amerika an der kommunisti- 
schen „Workers School“ in New York ausgebildet werden. Ande- 
rerseits ist aber auch nicht zu verkennen, daf zwischen beiden 
Mächten manches Gemeinsame besteht: der Gegensatz zu Japan, 
der erst kürzlich anläßlich des japanischen Vorgehens in der 
Mandschurei und in Shanghai zu einer Fühlungnahme zwischen 
Stimson und Litwinow in Genf führte, die gemeinsame Nicht- 
zugehörigkeit zum Völkerbunde und eine gewisse ähnliche 
Haltung in der Abrüstungsfrage. All das hat sich aber nicht 
als stark genug erwiesen, um die amerikanische Politik in 
der Anerkennungsfrage zu beeinflussen. Eine Art nicht- 
offizielle Sowjetvertretung in Washington bildet seit 1923 das 
.Soviet Information Bureau“, dessen Leiter, Boris Skwirsky, 
mit dem State Department in Fiihlung steht. Mittlerweile soll 
der wachsenden Bedeutung des nichtamtlichen Verkehrs beider 
Länder durch eine Aufteilung der Abteilung IV (Osteuropa) des 
State Department und durch die Bestellung eines besonderen 
Under Secretary für Rußland, wie er bisher nur für Mexiko vor- 
gesehen war, Rechnung getragen werden"). 


°) Edmund A. Walsh, The Last Stand. Boston 1931. S. 322 ff. 
10) S, Lawford Childs, Russia and U.S. A., The Political Quarterly. April 
— Juni 1931. London 1951. 
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Für und wider Anerkennung. 


Um so lebhafter geht inzwischen seit Jahr und Tag in der 
amerikanischen Öffentlichkeit der Kampf für und wider die An- 
erkennung der Sowjets. Als Hauptsekundanten der amtlichen 
Haltung sind dabei Persönlichkeiten, wie der Pater Edmund 
A. Walsh von der Georgetown University in Washington D. C., 
der 1922/23 der aintliche Vertreter des Vatikans in Sowjet- 
rußland gewesen ist!!); Elihu Root; Matthew Woll, Vize- 
präsident der American Federation of Labor; Grover A. Whalen, 
der frühere Polizeichef von New York; Ralph M. Easley von der 
National Civic Federation und der Kongrefl-Abgeordnete Hamil- 
ton Fish, Jr., Vorsitzender eines 1930 eingesetzten Ausschusses 
zur Untersuchung der kommunistischen Umtriebe in den USA, in 
den Vordergrund getreten. Während auf der Seite der Sowjet- 
gegner einflußreiche Organisationen stehen, ich erwähne außer 
en genannten noch die Chamber of Commerce of the United 
States, die New York State Chamber of Commerce, die American 
Defense Society, American Legion, The Benevolent and Protec- 
tive Order of Elks, The Knights of Columbus, Daughters of the 
American Revolution und die National League of Women Voters, 
sind im Lager der Rufer für die Anerkennung mehr einzelne 
Persönlichkeiten hervorgetreten, allen voran Senator William 
E. Borah. Im Senat, in der Presse, in öffentlichen Reden hat er 
sich seit den Tagen der amerikanischen Intervention in Rußland 
unermüdlich mit Anträgen und Argumenten für die Wiederher- 
stellung normaler politischer Beziehungen zwischen beiden 
Ländern eingesetzt. Seine Reden sind die beste Zusammenfassung 
der Gründe, die für eine Änderung des jetzigen Zustandes 
sprechen. Auch die Senatoren Wheeler, La Follette, Norris. 
hipstead, Hiram Johnson u. a. stehen in seinem Lager. Von 
anderen Persönlichkeiten seien genannt: Ivy L. Lee, der 
olitische Berater der Standard Oil of New York; John Bassett 

oore, derzeitiges Mitglied des State Department und der 
Haager Cour; der bekannte Pazifist Sherwood Eddy; schließlich 
die Mehrzahl der amerikanischen Universitäts-Professoren und 
derjenigen Kreise der liberalen Intelligenz, die etwa auf dem 
Boden der bekannten Zeitschriften „Ihe New Republic“ und 
„Nation“ stehen. Versucht man ein Fazit zu ziehen, so kann man 
vielleicht sagen, daß die breiten Schichten der amerikanischen 
Öffentlichkeit der Frage der amtlichen Anerkennung der Sow- 
jets heute kaum mehr als formelle Bedeutung beimessen. Die 
vox populi wird in dieser Hinsicht recht anschaulich wieder- 
gegeben durch folgenden Ausspruch einer mit dem Thema ver- 
trauten Persönlichkeit: „Die USA sollten überall dort diplo- 
matische Vertretungen unterhalten, wo es amerikanische Inter- 
essen wahrzunehmen gilt: selbst in der Hölle, — denn dort 


11) Louis Fischer, Why recognize Russia? New York 1931. S. 86 ff. 
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dürften sich vermutlich besonders viele Amerikaner in mehr oder 
weniger hartgesottenem Zustande aufhalten!“ 


Die Brücke der Wirtschaft. 


Das Fehlen diplomatischer Anerkennung hat jedoch in 
keiner Weise die Entwicklung sehr lebhafter wirtschaftlicher 
Beziehungen zwischen beiden Ländern gehindert. Sowohl die 
Präsidenten Coolidge und Hoover, wie auch das State Depart- 
ment und Commerce Department haben in Regierungserklärun- 
pen ausdrücklich festgestellt, daß keinerlei Bedenken gegen 

andelsbeziehungen amerikanischer Bürger und Gesellschaften 
mit Rußland bestehen, wobei allerdings der einzelne selbst das 
Risiko und die Verantwortung tragen müsse!?). Die einzigen 
Einschränkungen, die bestehen, sind ein Erlaß des State Depart- 
ment gegen die Auflage russischer Anleihen in den Vereinigten 
Staaten sowie die mu der Münze, Sowjetgold entgegen- 
zunehmen. Das State Department hat 1926 sogar Einspruch er- 
hoben gegen die Begebung einer deutschen eihe von 35 Mil- 
lionen Dollar durh W. A. Harriman, die der Finanzierung des 
deutsch-russischen Handels dienen sollte. Im Jahre 1928 muftte 
bekanntlich eine russische Goldsendung im Werte von 5 Mil- 
lionen Dollar wegen Verweigerung der Annahme durch das 
Probeamt wieder zurückgehen. Da die Bilanz des russisch- 
amerikanischen Handels für Amerika stets aktiv gewesen ist, so 
ist diese Verhinderung des Saldenausgleichs durch Gold natürlich 
eine recht empfindliche Störung. Nichts einzuwenden hat das 
State Department jedoch gegen die Gewährung langfristiger 
Warenkredite. Amerikanische Einreisevisa werden Sowjet- 
bürgern und Sowjetfunktionären anstandslos erteilt, es sei denn, 
daß sie sich nachweislich durch revolutionäre Umtriebe im Aus- 
land kompromittiert haben. Die Zahl der russischen Ingenieure 
und Sowjetbeamten, die sich jeweils zu Informationszwecken in 
den Vereinigten Staaten aufhalten, wird auf etwa 1000 geschätzt. 
Vier Organe des Sowjet-Außenhandelsapparats, als bei weitem 
bedeutendste davon die Amtorg Trading Corporation, der Sels- 
kosojus, der Centrosojus und das Allrussische Textil-Syndikat, 
haben sich in Form amerikanischer Gesellschaften in New York 
niedergelassen und unterhalten zum Teil Zweigstellen im Lande. 
Mit der Wahrnehmung der amerikanischen ee bei der 
Erteilung von Einfuhrscheinen usw. sind kürzlich die türkischen 
Konsulate in Rußland betraut worden. 


DieSowjetsimamerikanischen Außenhandel. 
Unter dem Schutz dieses modus vivendi haben sich die ameri- 
kanisch-russischen Wirtschaftsbeziehungen ununterbrochen inten- 


12) Foreign Trade Policy of the Soviet Government. Information Ser- 
vice der Foreign Policy Association, Bd. VI, Nr. 20. New York 1930. S, 376. 
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siviert, entgegen der Ansicht des derzeitigen Handelsministers 
Herbert Hoover, der 1921 erklärte, daß „unter dem wirtschaft- 
lihen Regime der Sowjets kein Wiederaufbau der russischen 
Produktion möglich sei, und daß daher weder ein russischer 
Export noch folglich ein Import in nennenswertem Maße in Frage 
kommen könne“. Diese Entwicklung konnte selbst im Krisenjahr 
1931 nur in den absoluten Zahlen der Handelsumsätze, nicht aber 
in den Relativzahlen unterbrochen werden. Die Zahlen ergeben 


dabei folgendes Bild: 


-Ausfuhr USA-Einfuhr 

nach Rusland aus Rußland Saldo!?) 

BR olo i Ha olo Mill. Dollar 

Dollar? ale bolle «SEGRE ante 
1910—14*) 24,6 1,1 20,9 1,2 3,7 
1926 49,9 1,0 14,1 0,3 35,8 
1927 64,9 1,3 12,9 0,3 52,0 
1928 74,1 1,4 14,0 0,3 60.1 
1929 85,0 1,6 22,6 0,5 62,4 
1930 114,5 3,0 24,4 0,8 9,0 
1931 103,7 4,3 13,2 0,6 90.5 


*) Im Durchschnitt der Haushaltsjahre (Juli—Juni); die folgenden sind 
Kalenderjahre. 
Hieraus geht hervor, daß das Handelsvolumen zwischen beiden 
Ländern in den Jahren 1930 und 1931 214—3mal so groß war wie 
vor dem Kriege, und daß die Handelsbilanz ein überwältigendes 
und stets wachsendes Aktivum zugunsten der ven taaten 
aufweist. Diese Entwicklung basiert dabei ausschlieRlich auf 
einer Steigerung der amerikanischen Ausfuhr nach Rußland, die 
sich mehr als vervierfachte, während die Einfuhr nur in den 
Jahren 1929 und 1930 die Vorkriegshöhe unwesentlich übertraf, 
um dann gewaltig abzusinken. Diese Absatzsteigerung auf dem 
russischen Markt ist den Amerikanern um so wertvoller, als durch 
die Weltwirtschaftskrise nicht nur die anderen Auslandsmarkte. 
sondern auch der einheimische Markt stark zusammengeschrumpfi 
sind, die amerikanische Industrie also darauf angewiesen ist, 
mehr als die Normalquote von etwa 10 % ihrer Jahresproduktion 
im Ausland abzusetzen. So konnte z. B., während die ameri- 
kanische Gesamtausfuhr von 5,241 Millionen Dollar im Jahre 
1929 auf nur 2,424 Millionen im Jahre 1931, d. h. um 54 % sank. 
die Ausfuhr nach der Sowjetunion in der gleichen Zeit um 22 % 
Be werden. Die Krise hat sich mehr in einem Absinken 
er Einfuhr aus Rußland als in einem Rückgang der Ausfuhr 
dorthin ausgewirkt. Nicht übersehen werden darf allerdings 
eines: so beträchtlich diese Zahlen auch an und für sich sind, so 


13) Nach Foreign Commerce and Navigation of the United States 1950, 
und Monthly Summary of Foreign Commerce of the United States, Juli 1951 
und Januar 1932, herausgegeben vom Department of Commerce. Washing- 
ton D. 
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unerheblich sind sie im Rahmen des Gesamtaußenhandels der 
USA, fingen doch von der Gesamtausfuhr in den Jahren 1926 bis 
1931 durchschnittlich nur 2% (gegen 1,1 des letzten Vorkriegs- 
san nach Rußland, während von der Gesamteinfuhr 
urchschnittlih nur 05 % (gegen 1,2 %) aus Rußland stammten. 
Der Löwenanteil an der amerikanischen Ausfuhr nach Ruf- 
land entfällt auf Maschinen und Geräte, unter denen wiederum 
die landwirtschaftlichen Maschinen, insbesondere Traktoren eine 
überragende Stellung einnehmen. So war Rußland an der ge- 
samten Maschinenausfuhr der USA im Jahre 1930 mit einer 
Quote von 11,6 % beteiligt und stand als Importeur amerikani- 
scher landwirtschaftlicher Maschinen mit 29,1 % der Ausfuhr an 
erster Stelle!t),,. Der Grund dürfte darin zu sehen sein, daß die 
Produktionsverhältnisse in Rußland mit seinem Massenbedarf 
denen Amerikas besonders ähnlich sind, und die amerikanischen 
Maschinen trotz ihrer hohen Kosten daher einen gewissen Vor- 
ae vor der Konkurrenz haben. Das Jahr 1929 zeigte folgende 
an age der wichtigsten amerikanischen Ausfuhrwaren nach 
Rußland: Baumwolle 36,4 %, Landwirtschaftlihe Maschinen 
24,7 %, Sonstige Maschinen und industrielle Einrichtungen 
20,2 %, Fahrzeuge 5,3 %, Sonstiges 13,4 %. Die Baumwollaus- 
fuhr ist in den folgenden Jahren im Gegensatz zu den Maschinen 
erheblich zuriickgegangen. 


Die USA im Sowjet-AuRenhandel. 


Ungleich bedeutsamer als der Sowjethandel fiir die Ver- 
say dite Staaten ist die Stellung, die dieser Wirtschaftsverkehr 
im Gesamtrahmen des russischen Auffenhandels einnimmt. Die 
entsprechenden Zahlen sind hier folgende: 


lands Einfuh ds Ausfubr 
See USA Roe arch USA Saldo!) 
ien 0, ii Fo Mill. Rubel 
"Ruber dggGesamt- Rubel dqrGesamt- zu kasten 
1913 79,1 5,8 14,2 0,9 66,0 
1929 177,0 20,1 43,0 4,6 134,0 
1930 264,0 25,0 41,0 4,0 223,0 
1931 224,9 20,8 22,7 2,7 202,2 


Demnach kommt ein sehr erheblicher Prozentsatz der russischen 
Einfuhr aus den Vereinigten Staaten, und zwar das 3—4fache des 
Vorkriegsanteils, während die Ausfuhr nach den USA dazu in 
keinem Verhältnis steht, gegenüber den Vorkriegszahlen aber 


18) J. M. Budish and Samuel S. Shipman, Soviet Foreign Trade, Menace 
or Promise. New York 1931. S. 23. 

18) Nach „Sowjetwirtschaft und Außenhandel“, Jahrg. 1931, Nr. 8, Berlin 
1931, und für das Jahr 1931 nach bisher unveröffentlichten Zahlen, die ich der 
Sowjet-Handelsvertretung verdanke. — Die Zahlen weichen infolge der ver- 
schiedenen statistischen Methoden und zeitlicher Differenzen z. T. nicht uner- 
heblih von den korrespondierenden Zahlen der amerikanischen Statistik ab. 
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doch auch einen sehr erheblichen Aufschwung genommen hat. 
Die Bedeutung Amerikas für die Sowjetwirtschaft gewinnt an 
Anschaulichkeit, wenn man die entsprechenden Zahlen für die 
beiden anderen wirtschaftlichen Hauptpartner, Deutschland und 
England, daneben stellt (in % des Gesamtauffenhandels) : 


Ausfuhr nach Einfuhr aus 
1913 1929 1930 1931 1913 1929 1930 1931'°) 
USA 09 46 40 2,7 58 20,1 25,0 20.8 
Deutschland 29,8 233 20,0 15,9 47,5 22,1 23,7 34,2 
England 17,6 22,0 270 32,8 126 62 75 6,6 


Demnach hatten die USA im Jahre 1930 nach einem beispiellosen 
Exportaufshwung Deutschland aus seiner alten Vormacht- 
stellung auf dem russischen Markt verdrängt und waren Ruß- 
lands größter Lieferant geworden. Im Krisenjahr 1931 ist dagegen 
wieder Deutschland an die erste Stelle getreten, was wohl im 
wesentlichen auf seine entgegenkommende Kreditpolitik zuriick- 
zuführen sein dürfte, sowie auf das Bestreben der Sowjets, dort 
einzukaufen, wo man auch ihre Waren kauft. Während Deutsch- 
land einer der besten Sowjet-Kunden ist, stehen die USA in der 
Beziehung weit zurück. Umsckehri liegen dagegen die Ver- 
hältnisse in bezug auf England. Es ist bei weitem der beste Kunde 
der Sowjets, rangiert dagegen als Lieferant an wenig bevor- 
zugter Stelle, was u. a. auch den Verfechtern der These von der 
Unerheblichkeit der diplomatischen Anerkennung für die Ent- 
wicklung des Handels als Argument dient. 


Dollarkapitalin der Sowjetwirtschaft. 


Neben der amerikanischen Warenausfuhr spielen die 
Kapitalausfuhr und der Menschenexport nach Rußland eine be- 
deutende Rolle. Von den elf Konzessionen, mit denen die Ameri- 
kaner nach einer Erhebung des Jahres 1927 an der Gesamtzahl 
von 110 ausländischen Konzessionen in Sowjetrußland beteiligt 
waren, sind heute allerdings nur noch zwei bestehen geblieben: 
die Russian-American Compressed Gas Company und eine land- 
wirtschaftliche Konzession im Nordkaukasus. Dafür beläuft 
sich jedoch das von der amerikanischen Wirtschaft seit der 
Revolution in Rußland in Form langfristiger Kredite investierte 
Kapital nach nichtamtlichen Schätzungen auf etwa 170 Millionen 
Dollar und ist entsprechend den Handelsumsätzen in stetem 
Wachsen. Es ist den Sowjets ferner in sehr erheblichem Maße 
gelungen, die ursprünglich kurzfristigen amerikanischen 
Warenkredite in langfristige umzuwandeln, wobei eine Lauf- 
zeit von einem Jahr üblich. und eine solche bis zu drei Jahren 


18) Nach Berechnungen auf Grund „Sowjetwirtschaft und Außenhandel“, 
2. April-Heft 1951, und bisher unveröffentlichter Zahlen für 1931. 
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nicht selten geworden ist!7). Aus beiden Tatsachen folgt, daß, 
falls die Investierung amerikanischen Anlage- und Betriebs- 
kapitals in Rußland im bisherigen Tempo fortschreitet, Amerikas 
Interesse an der Aufrechterhaltung des Sowjetregimes wächst, 
da der amerikanischen Wirtschaft sonst neue schwere Verluste 
drohen. In gleicher Richtung weist die Tatsache, daß die Ge- 
schäfte der Amtorg vorwiegend auf dem Kreditwege getätigt 
werden. Während diese Gesellschaft über ein Eigenkapital von 
nur ca. zwei Millionen Dollar verfügt, hat sie es verstanden, sich 
bei amerikanischen Firmen und Banken Kredite bis zur Höhe 
von 80 Millionen Dollar zu beschaffen. Der Zinsen- und Amorti- 
sationsdienst dafür kann von den Sowjets naturgemäß nur in 
Form eines gesteigerten Warenexports, von dem ein erheblicher 
Teil sich nach den USA selbst richten muff, bestritten werden. 
Auch hieraus ergibt sich zwangsläufig ein wachsender Waren- 
verkehr zwischen beiden Ländern. 


(Schluß folgt im nächsten Heft.) 


17) Saul G. Bron, Soviet Economic Development and American Business. 
New York 1930. S. 57. 


Dnjeprostroj. 


Von J. Semenow. 


In der Sowjetukraine fließt in einer Lange von über 2000 km 
der Fluß Dnjepr. Seine berühmten Schnellen beginnen ungefähr 
450 km vor der Einmündung des Dnjepr in das Schwarze Meer. 
An dieser Stelle durchziehen das Flußbett dichte Granitmassive, 
Ausläufer jener Kette, die sih von Nordwesten nach Südosten 
durch die Sowjetunion erstreckt. Stellenweise hat das Granit 
nur einen kleinen Teil des Flufßbettes verlegt, an anderen 
Stellen durchschneiden diese natürlichen Damme das ganze Fluß- 
bett, wobei große Wasserfälle gebildet werden. Hier entstehen 
dann auch die Schnellen. Im ganzen sind es neun. Das Flußbett 
verringert sich hier auf einer Ausdehnung von 98 km bis auf 
34,25 m. Das Wasser des mächtigen Dnjeprflusses stößt sich an 
den Granitbarrieren, fällt und sprüht über sie hinweg. Infolge 
der schnellen Tiefenabnahme des Fluftbettes an dieser Stelle 
stürzt der Dnjepr mit einer ungeheuren Geschwindigkeit über 
die jahrhundertealten Dämme und gewinnt eine große Kraft. 

ies sind die natürlichen Verhältnisse. die die Idee des 
Dnjeprostroj entstehen ließen, unzweifelhaft eine der größten 
technisch-wirtschaftlichen Ideen der Gegenwart. Die Idee hieß, 
die Schnellen zur Gewinnung großer Mengen billiger elektrischer 
Energie auszunuizen und edele den Dnjepr auch in diesem 
Teil schiffbar, diesen großen Fluß in seiner gesamten Ausdehnung 
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zu einer guten Wasserstraße zu machen. Die Energie des Dnjepr, 
die bisher fruchtlos verschwendet wurde, verwandelt sich, der 
organisierten Einwirkung unterworfen, in ein Treibwerk von 
groer aufbauender Bedeutung. 

In Ländern, die ag tie und Seen besitzen, hat man 
bereits seit langem die Energie der Wasserfälle und schnell 
dahinfließenden Ströme zu Wirtschaftszwecken ausgenutzt. In 
der Sowjetunion sind die ersten großen Kraftwerke, die mit der 
„weien Kohle“ arbeiten, erst nach der Revolution errichtet 
worden, es sind dies das Wolchow- und Semoawtschalskwerk. 

Was das Dnjeprproblem betrifft, so hat es das Interesse der 
Techniker schon lange, zuerst vor ungefähr 160 Jahren erweckt. 
Das erste Projekt des Ingenieurs Dewolant stammt aus dem 
Jahre 1796. Bis Anfang des 20. Jahrhunderts wurden neun ver- 
schiedene Projekte zur Verbesserung der Schiffahrtsverhältnisse 
im Schnellengebiet des Dnjepr ausgearbeitet. Die Mehrzahl 
dieser Pläne blieb jedoch in den Studierzimmern liegen und hat 
jetzt nur noch ein historisches Interesse. Wir wissen von den 

ersuchen der Ingenieure Falsew, Schapui, Goljo, Rundo, 
Schuschow u. a., die zu verschiedenen Zeiten versucht haben, das 
Dnjeprproblem zu lösen. Die Versuche aus der Zeit des 20. Jahr- 
hunderts (seit 1905) entsprechen schon den neuen technisch-wirt- 
schaftlichen Anforderungen, immer mehr trat der energetische 
Teil der Aufgabe in den Vordergrund, der die Schiffahrt be- 
treffende Teil des Problems wird nur nebenher betractet. Bis 
zur Oktoberrevolution wurden elf solcher Projekte entworfen. 
Indes löste keines von ihnen vollständig die Aufgabe, obgleich 
einige von ihnen zweifellos von Interesse sind. 
nter dem alten Regime muftten solche Lösungen gesucht 
werden, die nicht die Interessen der Privateigentümer berührten. 
Die Notwendigkeit, den Wasserspiegel um 36 m zu heben, stieß 
auf Widerstand bei der Enteignung einer sehr bedeutenden 
Bodenfläche, schon ganz abgesehen von den nötigen Aufwen- 
dungen, die nicht in der Macht privater Unternehmer lagen. 

Der reiche Jekaterinoslawer Gutsbesitzer, Graf Stenbok- 
Fermor, leistete besonders hartnäckigen Widerstand. Ein solches 
Projekt war auch den Großfürsten, deren Besitzungen an die 
Länder des Grafen grenzten, ungünstig. Es ist deshalb nicht 
verwunderlich, daß ie Dnjeprprojekte, die vor der Revolution 
entstanden, das gleiche Schicksal hatten: Begräbnis in den 
Archiven der zaristischen Ämter. 

1921 wurde unter engster Anteilnahme Lenins das Dnjepr- 
Baubüro gegründet. Hier begann die Ausarbeitung eines neuen 
Projektes. Zum Leiter wurde der hervorragende Fachmann 
Professor I. Alexandrow ernannt. An der Ausarbeitung des 
Projekts arbeitete man fünf Jahre. Zu seiner Prüfung wurden 
eine Reihe Sowjetgelehrter und ausländischer Fachleute heran- 
gezogen, insbesondere der große amerikanische Ingenieur 
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Cooper, der die Bauarbeiten an der Erridıtung des Wilson- 

Dammes im Tennessy-Fluß geleitet hatte. Ende 1926 wurde das 

Projekt en 1927 kamen die ersten Pioniere des künftigen 

Bauwerkes an die leeren Ufer des Dnjepr. Mit der Leitung der 

Bauarbeiten wurde der Ingenieur Winter beauftragt, der damals 
erade die Arbeiten an dem Schatura-Elektrokraftwerk beendet 
atte. 


Das Zentrum des Bauwerks liegt zwischen der Stadt Dnjepro- 
petrowsk und der Stadt Saporog, 12 km hinter den Dnjepr- 
schnellen, oberhalb der Stadt Saporog, bei der Siedlung Kitschkas. 


Bei der Siedlung Kitschkas wendet sich der Strom fast unter 
einem rechten Winkel nach rechts und ergieftt sich in die engen 
Ufer der sogenannten „Wolfskehle“, wird dann breiter und um- 
fließt in zwei Armen die große Insel Chortiza. Auf dieser Insel 
befand sich ehemals eine berühmte Kosakenniederlassung. Hinter 
Chortiza vereinigen sich die beiden Arme, und der Dnjepr fließt 
ruhig dem Schwarzen Meere zu. Zwischen der Wolfskehle und 
Chortiza liegen mehrere Inseln und einzelne Felsen von ver- 
schiedener Größe. Hier, wo die Breite des Flusses ungefähr 
600 m betrag: und der Felsengrund am höchsten ansteigt, sozu- 
sagen eine Weler bildet, ist das Werk errichtet worden. 


Der Damm. 


Der jetzt fertige Damm ist in seiner Größe vollständig 
alleinstehend. Er stellt sich in einem Kreise mit einem Radius 
von 600 m der Strömung entgegen. Diese Form ist notwendig 
gewesen, um der Deichschleuse eine möglichst grofe Länge zu 
geben und ihre Berührung mit den Ufern möglichst günstig zu 
gestalten. Die gesamte Länge des Dammes beträgt 760,5 m. Er 
ist in 47 Deichschleusenöffnungen untergeteilt, die durch 48 Pfeiler 
voneinander getrennt sind. Die Wasserablaföffnungen werden 
durch Stone-Metallshützen im Gewicht von je 70 Ionnen ge- 
schlossen. Der Damm ist aus Beton gebaut. 


Die Dammerrichtung war für die Bauleitung das ee 
und verantwortungsvollste Problem. Die anfänglihe Her- 
stellungsfrist war bis zum Herbst 1932 festgesetzt. Die Länge der 
Frühlingsübershwemmung und die früh einsetzenden Fröste 
ließen die Bausaison nur 4—5 Monate dauern. Gelegt werden 
mußten 760000 Kubikmeter Beton, und zwar von Ende 1928 bis 
Ende Herbst 1932. Hierbei ist zu bemerken, daß bei der Betonie- 
rung seit 1930 Rekordleistungen erzielt wurden. Allein im 
Oktober 1930 wurden auf beiden Ufern 110595 Kubikmeter 
Beton gelegt, während nach den Literaturangaben die bisher 
größte erzielte Leistung in Amerika im Jahre 1915 65 000 Kubik- 
meter im Monat betrug. 

Die Betonanlieferung und das Verlegen war vollständig 
mechanisiert. Die Zustellung erfolgte durch breitspurige Bahn- 
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ziige von Behältern mit anderthalb Kubikmetern Rauminhalt 
und durch Dampfkräne und Derriks wurden sie an die benötigten 
Plätze zugeführt. Diese Arbeitsmethode zeitigte sehr günstige 
Ergebnisse und führte dazu, daft die sogar später in den Jahren 
1930/31 gesteigerten Arbeitspläne nicht nur innegehalten, son- 
dern übertroffen wurden. Die Befürchtungen der technischen 
Konsultation, daß die gleichzeitige Arbeit von beiden Ufern her 
kein günstiges Ergebnis erbringen würde, haben sich nicht be- 
stätigt. Ebenso wurden die Einwendungen ausländischer Fad- 
leute gegen die gleichzeitige Betonierung und Zementierung der 
Ufer durch die Erfahrung widerlegt. ‘Durch die gleichzeitige 
Betonierung und Zementierung wurde die vorzeitige Inbetrieb- 
nahme des Wasserkraftwerkes ermöglicht. Und tatsächlich 
wurde am 28. Marz, iiber ein halbes Jahr vor der angesetzten 
Frist, das letzte Kubikmeter Beton fiir den Damm gegossen. 

Der Damm hebt den Wasserstand des Dnjepr um 37 m. Uber 
die Größe und Mächtigkeit des sich durch den Damm ergießen- 
den Wassers kann man vielleicht eine Vorstellung gewinnen, 
wenn man berücksichtigt, daß die Stärke der aus den Damm- 
öffnungen austretenden Wasserstrahlen 6,5 m betragen wird und 
ungefähr 22000 Kubikmeter Wasser in der Sekunde maximal 


durchflieRen. 
Das Wasserkraftwerk. 


Die Kraft des gezähmten Dnjepr wird in erster Linie das 
Wasserkraftwerk mit Energie versorgen. Das Gebäude der 
Station jee a rechten Ufer und stößt an den Damm, der hier 
als tauber Damm bezeichnet wird. Hier liegen die Röhren, die 
das Wasser zu den Turbinen führen und ebenfalls die Scheiben- 
verschlüsse schützen, die dem Wasser den Zutritt in die Röhren 
absperren. Diese Abteilung und die Turbinenabteilung sind die 
Hauptbestandteile des Wasserwerks, über dem Turbinenteil 
liegt der Maschinensaal. 

Die Station hat eine Länge von 231 m, die Höhe des 
Maschinensaals beträgt 20 m, seine Breite 18,2 m. Die Station 
hesitzt neun Aggregate mit einer Leistungsfähigkeit von je 
62000 Kilowatt, die Maximalleistung der Turbine beträgt 
810000 PS. Die elektrische Energie wird nach Transformierung 
in eine Hochspannung durch Luftleitungen zu den Unterstationen 
gebracht und von hier den Verbraudhsstätten zugeführt. Schon 
eine Turbine des Wasserkraftwerkes mit ihren 90000 PS ist 
größer als das ganze Wolchow-Kraftwerk. 


Die Schleuse. 


Hatte man sich so die außerordentlichen Kräfte der Strom- 
schnelle zunutze machen können, so mußten gleichzeitig auch 
ihre negativen Eigenschaften, die seit alters her die Schiffahrt be- 
hinderten, beseitigt werden. Der Dnjepr ist auf eine Strecke 
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von 2200 km schiffbar. Durch seine Nebenflüsse mit Flüssen, die 
in die Ostsee münden, verbunden, gibt er die Möglichkeit zur 
Herstellung einer Wasserstraße zwischen dem Schwarzen Meer 
und der Ostsee. Bisher war jedoch die Schiffahrt auf dem Dnjepr 
durch die Schnellen unterbrochen. Große Lastschiffe konnten 
weder von Cherson nach Dnjepropetrowsk, Kiew und weiter, 
noch umgekehrt ohne Umfrachtung ihrer Ladungen verkehren, 
weil die Schnellen es nicht gestatteten. Nur eine kleine Menge 
von Holz konnte über die Schnellen geflößt werden, und nur kleine 
Schiffe unter Leitung erfahrener Lotsen und bei großem Risiko 
konnten die Schnellen passieren. Durch die Fertigstellung des 
Dnjeprostroj hört die Unschiffbarkeit dieses Dnjeprgebietes auf, 
und zwar durch die Errichtung der erwähnten Schleuse, die sich 
mit ihren drei riesigen Kammern an das Ende des Dammes am 
linken Flußufer anschließt. Die Auffüllung der Kammern mit 
Wasser erfolgt durch zwei Galerien, die mit Wasseröffnungen 
versehen sind. Die Durchlaffähigkeit der Schleuse beträgt 
1,9 Millionen Tonnen. Mit der Hebung des Wasserstandes sind 
die Dnjeprschnellen tief unter Wasser gesetzt worden. 

Die angeführten Angaben über die Ausmaße der wichtigsten 
Bauten geben wohl einen allgemeinen Begriff über den Maßstab 
der hydrotechnischen, Boden-, Beton- und Montagearbeiten. Bei 
der Durchführung dieser Arbeiten sind eine Reihe neuer 
Methoden zur Anwendung gelangt, die sich vom technischen und 
wirtschaftlichen Standpunkt aus vollständig bewährt haben. 


Die Bedeutung der Dnjeprobauten für die 
neuelndustrie. 


Die Hauptverbraucher der von dem Kraftwerk gelieferten 
Energie werden die Aluminium-, Guffeisen- und Stahlwerke und 
das Elektrizitätswerk des Dnjeprkombinats sein, eine Reihe 
neuer Unternehmungen, deren Entstehen durch das Vorhanden- 
sein der billigen elektrischen Energie bedingt ist. Dem Dnjepr- 
kombinat gehören neben dem Schiffahrtsunternehmen und dem 
Wasserkraitwerk eine Koks- und chemische Anlage, ein Hütten- 
werk, eine Eisenschmelze, ein Aluminiumwerk, ferner Chamotte-, 
Schlacke- und Zementwerke und Reparaturwerkstätten an. 

Das Koks-Chemishe Werk ist mit der Errichtung des 
Hüttenwerkes verbunden. Seine 276 Koksöfen sollen 1,3 Mil- 
lionen Tonnen Koks im Jahre liefern. 

Das Hüttenwerk ,,Saporosh-Stal“ wird aus vier Hochöfen, 
zehn stationären 150-Tonnen-Martinöfen, sieben 100-Tonnen- 
Gieföfen, drei Elektroöfen, einem Vorwalz- und einem Walz- 
werk und einer Werkstätte für Instrumentenstahl bestehen. 
Seine Leistungsfähigkeit wird 1250000 Tonnen Gußeisen und 
über eine Million Ionnen Stahl im Jahre betragen. Bereits im 
Jahre 1932 sollen 2 Hochéfen, 8 Martinöfen, das Vorwalzwerk und 
4 Walzanlagen in Betrieb genommen werden. Die Eisenschmelz- 
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anlage soll im Jahre 80000 Tonnen Ferromangan, 20 000 Tonnen 
Ferrosilikat, 4000 Tonnen Ferrochrom und 1600 Tonnen Ferro- 
wolfram liefern. Einen wichtigen Platz im ganzen System nimmt 
das Aluminiumkombinat ein. Drei Werke sollen im Jahre 
15 000—20 000 Tonnen Sowjetaluminium liefern, die Baukosten 
belaufen sich auf 80 Millionen Rubel. 


Mit der Errichtung mehrerer Baumaterialien-Werke ist be- 
gonnen worden. Sie sollen im Jahre 2,6 Millionen Faß Schlacken- 
zement, 30 Millionen Stück Ziegel, 200 Tonnen Kalk und 150 000 
Tonnen Chamotte liefern. Abgeschlossen wird die Reihe der 
Dnjeprkombinat-Unternehmungen durch das zentrale Reparatur- 
werk, das aus einer Gußeisengießerei, Stahlgieferei, Kupfer- 
gießerei, Schmiede und mechanischen Werkstätie bestehen und 
sämtliche Zweige des Kombinats bedienen wird. 

Das Wasserkraftwerk wird billige Energie an die Werke in 
Dnjepropetrowsk, Saporog, Kriworog und des Donbassins lie- 
fern, die dadurch die Möglichkeit erhalten, ihre Produktion zu 
erweitern und zu verbilligen. Es ergibt sih auch die Möglich- 
keit, ein ganzes Netz von Bewässerungsanlagen zu errichten und 
ungefähr 100000 Hektar Steppe in ein reiches Ackerbauland zu 
verwandeln. 


Die Dnjepr-Schiffahrt. 


Die Errichtung der Schleuse und des Hafens soll die Auf- 
nahme der Schiffahrt in der ganzen Länge des Dnjepr bereits in 
diesem Jahre ermöglichen. Die Bedeutung der ie 
die das Flußsystem der Ostsee mit dem Schwarzen Meer ver- 
bindet, ist gewaltig. 

FluRauf- und flußabwärts können gegen 120 Millionen Pud 
verschiedener Waren befördert werden. Das Haupttransportgut 
wird Holz sein, das von dem waldreichen Oberlauf des Dnjepr 
herkommt und gewöhnlih vom Sciff auf die Eisenbahn ver- 
laden wird. Darauf folgt Getreide. FluRaufwarts gehen unter 
Vermeidung der Eisenbahn Petroleum, Metall und Metallerzeug- 
nisse, für deren Beförderung der billige Flußweg sehr günstig 
ist. Außerdem kommen noch eine ganze Reihe Frachten, ins- 
besondere über das Schwarze Meer ein- und ausgeführte Waren, 
hinzu, wie auch jene neuen Frachten, die die jetzt möglich gewor- 
dene Schiffsbeförderung auf dem Dnjepr benutzen werden. Es 
ist berechnet, daß die Transportkosten gegenüber der Eisenbahn 
sich um das Zwei- bis Dreifache vermindern sollen. 


Wolchow — Dnjepr — Wolga. 


Um die ganze riesige Bedeutung des Dnjeprosiroj innerhalb 
der Entwicklung des sozialistischen Aufbaus in der Sowjetunion 
zu verstehen, muß man zurückblicken, sich an die Errichtung des 
Kraftwerkes am Wolchow-Fluß erinnern. 
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Wolchowstroj war der Erstling der Sowjetelektrifizierung, 
für den sich Lenin, der Schöpfer des Elektrifizierungsplanes, be- 
sonders interessierte. Aus Woldiowalra; erwuchs Dnjeprostroj, 
dessen Grundlagen damals gelegt wurden, als die Montagen der 
letzten Turbinen am Wolcowfluß beendet wurden. Es waren 
Turbinen von 10000 PS. Seit dieser Zeit sind fünf Jahre ver- 
gangen, und jetzt werden in der Sowjetunion Turbinen von 
einer um das Zehnfache größeren Leistungsfähigkeit gebaut. 
Das Dnjepr-Kraftwerk ist neunmal so groß wie das am Wolchow- 
fluß. Es handelt sich jedoch nicht nur um den kolossalen tech- 
nischen Aufschwung, der in dem historischen Weg vom Wolchow 
zum Dnjepr eingeschlossen ist. Mit Recht drebi der Bauleiter 
Winter: „Der Dnjeprostroj ist eine prächtige praktische Schule, 
die viele Tausende qualifizierter Arbeiter herangebildet hat, die 
es gelernt haben, mit technischen Maschinen umzugehen. Hierin 
liegt ein zweiter Sieg am Dnjeprostroj, der wohl dem Erfolg 
beim Bau selbst gleichzustellen ist. Die Kader der Enthusiasten 
sind von Jahr zu Jahr größer geworden. So ist es zu erklären, 
daß beim Bau Weltrekordleistungen erzielt wurden, daß es ge- 
lang, solche Arbeitsmethoden anzuwenden, zu denen sich früher 
niemand entschloß. Der Historiker wird die heroischen Arbeiten 
und Tage zehntausender Menschen, die Dnjeprostroj aufgebaut 
haben, beschreiben. Wir, die lebenden Zeugen dieser Arbeit, 
erinnern uns ständig an jene prächtigen Bilder wirklichen 
Schaffens, wenn in tiefer Nacht und bei Schneestürmen, ohne 
Unterbrechung und ohne nachzulassen, das Kollektiv der Werk- 
en das große Werk des sozialistischen Aufbaus am Dnjepr 
schuf. 

Im Jahre 1927 kam das Arbeiterkollektiv vom Wolchowstroj 
an den Dnjepr. Am 1. Mai 1932 lieferte der erste Generator 
Strom. Am selben Tage passierte ein von Dnjepropetrowsk 
kommender Dampfer die Riffe. Noch im Frühsommer 1932 wird 
die mächtig angewachsene Truppe von Sowjet-Elektrifikatoren, 
bereichert durch die Erfahrung des Dnjeprostroj, mit dem Bau 
dreier Wasserkraftwerke an der mittleren Wolga beginnen. 


Rußland und Osteuropa. 
Übersichten. 
I. Innere und äußere Politik. 
Von Otto Hoetzsch. 
1. Rußland. 
a) 1.Mai und Weltstellung. 


Unter den üblichen Losungsworten, die alljährlich zum 
1. Mai vom Zentralkomitee der Partei ausgegeben werden, 
standen diesmal die Hinweise auf die auswärtige Politik, ihre 
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Gefahren in China sowie von seiten der „Sozial-Faschisten“, und 
die Friedenspolitik der Sowjetunion im Vordergrunde. Daneben 


nahmen die Technik, auch die Wissenschaft „in der Periode der 


Rekonstruktion“ einen bemerkenswerten Raum ein. 


Auch die Anrede des Kriegsministers bei der Maiparade und 
der Eid war auf die Kriegsgefahr abgestimmt. Der Vorbeimarsch 
der Truppen dauerte doppelt so lange als gewöhnlich, und Glanz- 
stücke, wie vierspännige Pferde-Maschinengewehr-Abteilungen 
im Galopp, eine ganze motorisierte Division, mehr als 200 Tanks 
und eine Parade von 300 Flugzeugen in der Luft gaben der Feier 
den betonten militärischen Anstrich der Agitation für den Wehr- 
gedanken. 


In gleicher Richtung ging die Rede Molotows vor dem 
Gewerkschaftskongreft liber diese siehe unten), die den fern- 
östlichen Konflikt in bekannter Weise behandelte und aus der 
der Absatz über die Abrüstungskonferenz bemerkenswert 
erscheint: 

„Nicht nur die Arbeiter der Sowjetunion, sondern auch die werktätigen 
Massen aller Länder erkennen immer mehr den wahren Sinn des Völker- 
bundes, der angeblich dazu geschaffen ist, die friedlihen Beziehungen 
zwischen den Staaten zu befestigen. Es genügt, auf die Arbeit der vom 
Völkerbund geschaffenen Abrüstungskonferenz zu verweisen, um den 
wahren Sinn der Politik der imperialistischen Mächte zu unterstreichen. 
Sechs Jahre lang hat die sogenannte vorbereitende Abrüstungskommission 
getagt. Es hätte scheinen können, daß man die Sache der Abrüstung wenig- 
stens in gewissem Maffe hätte vorbereiten können. Seit zwei Monaten tagt 
aber schon die Abrüstungskonferenz und bisher hat diese Konferenz die 
Sache der Abrüstung um keinen Schritt vorwärts gebracht. Alles spricht 
dafür, daß man durch das Gerede von Abrüstung lediglich die wirklichen 
Tatsachen, die Steigerung der Rüstungen, die Zuspitzung der Gegensätze 
im imperialistischen Lager und die wachsende Gefahr neuer imperialistischer 
Kriege zu verhüllen sucht.“ 

Die Stimmung gegenüber japanischen Plänen in der 
Mandschurei wird immer nervöser. Fortwährend spricht 
man von der zunehmenden ,,Kriegsgefahr am Stillen Ozean“ 
und zieht man die amerikanische Einstellung sehr in Erwägung. 
Besonders macht die Lage in Charbin Sorge. Die Moskauer 
Presse und der russische Generalkonsul draußen beschweren 
sich über Verhaftungen von Sowjetbürgern, die an der ostchinesi- 
schen Bahn beschäftigt sind (106 sollen das sein), Mißhandlungen. 
ja Folterungen in den Charbiner Gefängnissen, Ausschreitungen 
weißgardistischer Emigranten usw. und bezeichnen als Ziel dieser 
Herausforderungen die Verhaftung der Leiter der sowjetrussi- 
schen Behörden und die Okkupation der ostchinesischen Bahn. 
Um sicher zu gehen, scheint die Sowjetregierung die neue 
mandschurische Regierung anerkennen zu wollen: es heißt, dal 
sie zugestimmt habe, daß die Flagge der neuen mandschurischen 
Regierung auf den Bahnhöfen der ostchinesischen Bahn neben 
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Die Sorgen Moskaus vor der Tätigkeit dersogenannten 
Weifgardisten sind nicht unberechtigt. Uns gingen einige 
Pressestimmen zu, aus der neugegriindeten, in Schanghai er- 
scheinenden Zeitschrift „Parus“ entnommen (Literaturno-chudo- 
schestwenny i polititscheskij Shurnal. Isdat. „Emigrantskaja Bi- 
blioteka“ 1932, Nr. 2—3. Schanghai). Daraus zitieren wir: 


„Wenn man anerkennt, daß die Sowjetherrschaft der schlimmste Feind 
Rußlands und seiner Völker ist, so hat die Bildung von Pufferstaaten an 
den Grenzen Rußlands nichts Unheilvolles für die Zukunft des russischen 
Volkes an sich, sondern sie kann als mächtiger Faktor bei der Beseitigung 
der Sowjetherrschaft dienen. Die Frage betr. die Verschluckung losgelöster 
Randgebiete durch mächtige militaristische Nachbarstaaten ist nicht so ein- 
fach. Im Falle der Bildung von Pufferstaaten und ihrer Anerkennung durch 
grofe Reiche, wie wir das am Beispiel Lettlands, Estlands, Finnlands, Polens 
sehen, haben dieselben alle Aussichten auf politischen Bestand und ihre Be- 
völkerung wird unter weniger schweren Verhältnissen leben als in der 
eu nut wo sie zum Aussterben verurteilt ist und auch tatsächlich 
ausstirbt.“ 


Oder aus einem anderen Artikel: 


„Zunäcst müssen wir uns darüber klar werden: Wer ist unser Feind 
und wer unser Freund? Unser erster und schlimmster Feind — das ist die 
Sowjetherrschaft. Jeder, der diese Herrschaft unterstützt, ist unser Feind. 
Jeder, der sie bekämpft, ist unser Freund. Folglih wird Japan, sobald es 
nur offen in ein feindseliges Verhältnis gegen die Sowjetherrschaft ein- 
tritt und demgemäß handelt, der Freund der russischen weißen Emigration 
werden. Wir können zur gegebenen Zeit getrennt marschieren, aber ver- 
eint schlagen. Wir lehnen den Standpunkt Brussilows vollkommen ab 
und sind im Gegenteil der Ansicht, daß wir die größten Toren wären, 
wenn wir nicht die äußeren und inneren Schwierigkeiten der Sowjetherr- 
schaft ausnützen und sie aufs Haupt schlagen würden. Im Falle eines 
Krieges Japans gegen die Sowjetherrschaft muß die russische weiße Emi- 
gration aktiv gegen letztere auftreten. Wir werden nicht gegen das Russi- 
sche Reich kämpfen, nicht gegen das russische Volk, — aber gegen die 
Tyrannei der Kommunisten und für die Freiheit des russischen Volkes. 

So unsicher und schwach auch die Stellung der Bolschewiki bei einem 
Kampfe mit Japan im allgemeinen wäre, so hätte sie doch infolge der klu- 
gen auf weite Sicht getroffenen Gegenmaßnahmen auch ihre starken Seiten. 
Aber auch diese starken Seiten der sowjetrussischen Stellung würden er- 
schüttert werden, wenn eine andere Kraft auftreten würde, die die Bol- 
schewiki mehr fürchten als alles andere — die weiße Emigration! Ganz 
unabhängig von ihrer ziffernmäfigen Stärke birgt sie eine absolut beson- 
dere Kraft in sich, die alle klugen und zuverlässigen Berechnungen der 
Bolschewiki über den Haufen werfen kann, indem sie durch ihr Auftreten 
das russische Volk zu dem Freiheitskampf fortreißt, nach dem es sich sehnt, 
von dem es träumt, wie von einem kommenden großen glücklichen Tage.“ 


Und schließlich eine Stelle, die wegen ihrer ausgesprochenen 
Deutschfeindlichkeit interessiert: 


„Der Bolschewismus geht schon allein deswegen zugrunde, weil er 
die panoe Entwicklung der Wirtschaft Rußflands erstickt, indem er es in 
ein Lager kriegsgefangener, unter Kriegsrecht stehender Sklaven verwan- 
delt, die nach dem deutschen Projekt der Fünfjahrpläne damit beschäftigt 
sind, die Kriegsindustrie auszubauen für den Bedarf und im Interesse 
Deutschlands. 

Die Sowjetherrschaft kann nicht als Beschützer des Russischen Rei- 
ches, seines Territoriums und seiner Bevölkerung betrachtet werden. In- 
dem sie Rußland der Ausbeutung und geradezu der Kolonisation nur allein 
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Deutschlands ausliefert, erfüllt die Sowjetregierung sklavisch die Direk- 
tiven des deutschen Generalstabes und in dieser Erfüllung liegt auch das 
E der Kraft und der Lebensfähigkeit der Stalinschen Diktatur be- 
grundet. 

Diese Stimmen beweisen, wie rege die sogenannten weiß- 
gardistishen Elemente sind und auf den Sturz der Sowjet- 
regierung hinarbeiten und wie sie glauben, daft jetzt ihre Stunde 
herannahe, und sie deshalb geradezu um Japan werben. 

Um so beachtenswerter ist, daf diese Emigrationsmeinung 
im Fernen Osten durchaus nicht die Zustimmung der russischen 
Emigration in Europa findet. Wir berichteten schon (April- 
hefi S. 405) von Miljukows Äußerungen in entgegengesetzter 
Richtung. Ahnlich sprachen sich aus Kerenski, Dan (der 
Menschewistenführer) und ganz besonders der aus den Inter- 
ventionskämpfen bekannte General Denikin vor einer großen 
Versammlung in Paris. Er sprach auf das schärfste gegen die 
Pufferstaatsidee und das Spiel mit dem Feuer eines japanisch- 
russischen Konflikts. Er, der unbedingte Gegner Sowjetruflands, 
erklärte, daß der Preis zu hoch sei, wenn man Japans Hilfe 
gegen die Sowjetmacht mit Konzessionen russischen Bodens 
und russischer Reichtümer bezahle. Auch nach seiner Meinung 
sind im fernöstlichen Streit die Interessen der Sowjetregierung 
und Rußlands identish. Denikin ist realistisch genug, um zu 
sehen, daß ein scharfer Konflikt vielleiht das Sowjetregime 
stürzen, aber Rußland in größte Gefahren bringen würde, wie 
er sagte, Rußland, von dem Ausgange zum offenen Meere abge- 
schnitten, um fünf Jahrhunderte zurückwerfen werde. Und er 
schloß damit, daß eine Unterstützung Japans durch die russische 
Emigration für die letztere einfah das Ende bedeuten würde. 

n den fernöstlichen Konflikt gehört weiter herein ein sehr 
wichtiger Briefwechsel zwischen Sir Erik Drummond und 
Litwinow. Der erstere schrieb unter dem 20. April: 


„Der Präsident des Ausschusses, der sich zur Zeit im Fernen Osten 
befindet, um über die Streitfragen zwischen China und Japan einen Bericht 
zu erstatten, Lord Lytton, hat mich vertraulich wissen lassen, daf der Aus- 
schuf während seines Aufenthaltes in der Mandschurei es als sehr nützlich 
betrachten würde, alle Informationen und Erklärungen zu empfangen, welche 
die Beamten der Sowjetregierung in der Mandscdhurei zu liefern bevoll- 
mächtigt wären. Lord Lytton möchte gerne wissen, ob ein solches Anliegen 
von seiten der Sowjetregierung irgendwelchen Bedenken begegnen würde. 
Ich wäre dankbar für jede Meinungsäußerung oder Hilfe, die Sie mir in 
der Angelegenheit leihen könnten.“ 

Darauf antwortete Litwinow unter dem 22. April namens 
der Sowjetregierung: 

„Die Sowjetregierung wäre geneigt, alle mögliche Unterstützung bei 
den Arbeiten jeder Kommission zu leisten, Jie aufrichtig von dem Wunsce 
erfüllt wäre, den wirklichen Stand der Dinge in der Mandschurei festzu- 
stellen und die gegenwärtigen Feindseligkeiten in China zu liquidieren. 
Indessen gehört die Sowjetregierung dem Völkerbund nicht an, sie hat an 
der Prüfung der gegenwärtigen Ereignisse in China nicht teilgenommen, 
ebensowenig wie an der Bildung des Ausschusses Lord Lyttons, und sie 
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besitzt keinen Vertreter in dieser Kommission. Die SOWIE UNE be- 
findet sich somit nicht in der Lage, sich über die Verwendung der Infor- 
mationen, die ihre Vertreter liefern könnten, zu vergewissern, und kann 
folglih nicht die Verantwortung für die Schluffolgerungen auf sich neh- 
men, zu welchen der Völkerbundsausschuß gelangen könnte. Unter diesen 
Umständen erachtet sic: die Sowjetregierung als verpflichtet, ihre Anfrage 
ablehnend zu beantworten.“ Ä 
Der Briefwechsel ist vor sich gegangen, wie die Daten be- 
weisen, während der Anwesenheit Stimsons in Genf. Er hat 
kein Ergebnis gehabt, bleibt aber wichtig. Man sieht, daß so- 
wohl der Völkerbund wie Amerika begreifen, daß man Rußland 
und seine Mitwirkung bei der endgültigen Erledigung des 
mandschurischen Konfliktes braucht. Sie lassen also 
erkennen, daf mit dem Waffenstillstand von Schanghai die 
mandschurische Frage für sie nicht erledigt ist. Rußland wieder 
läßt trotz aller ablehnenden Schärfe erkennen, daß es bereit ist, 
mitzuwirken, aber nur gleichberechtigt. Das soll wohl heißen, 
daß die Sowjetregierung in den Völkerbundsausschuß ein Mit- 
lied stellen wolle, was ja dem ganzen Streit um die Man- 
a sofort ein fiir Rufland viel giinstigeres Aussehen geben 
wiirde. ; 
Im nahen Orient hat man die Freundschaft mit der 
Türkei sehr beabsichtigt betont bei dem Besuche der türkischen 
Minister Tewfik Ruschdy Bey und Ismet Pascha in Moskau in der 
letzten April- und ersten Maiwoche. Beiderseitig wurde die 
„historische Freundschaft“ der beiden Staaten unterstrichen, die 
Linie, die vom Vertrage vom März 1921 zum Nichtangriffspakt 
vom 17. Dezember 1925 geführt habe. Ja, Rußland hat die Be- 
deutung des Besuches im jetzigen Moment noch mehr heraus- 
gehoben, indem es ein Opfer bringt: eine Kreditaktion. Die 
Türkei erhält einen langfristigen Kredit von 8 Millionen Dollar 
zum Ankauf russischer Maschinen. Diesen Kredit soll die Tür- 
kei durch Naturallieferungen abgelten, und zwar durch Export- 
artikel nach russisher Wahl. Die Türkei will in erster Linie 
Textilmaschinen und eventuell auch landwirtschaftliche Trak- 
toren beziehen; die Kreditsumme kann auf 15 Jahre ausgedehnt 
werden. Hinter diesen wirtschaftlichen Gesichtspunkten und der 
besonderen Betonung der türkischen Freundschaft steht der 
Gedanke oder die Frage, was im weiteren aus der Meer- 
engenfrage werde, und aus Englands Stellung zu der Türkei. 
Reales bedeutet die türkisch-russische Verbin- 
dung im Augenblick nicht. Aber man unterstreicht sie, weil 
man an den anderen Stellen nach Westen, nach Europa hin nicht 
recht vorwärts kommt. Zwar wurde der Nichtangriffs- 
pakt mit Estland am 5. Mai unterzeichnet. Aber er ist ebenso 
wie die anderen fertig gewordenen Pakte unter den Vorbehalt 
der Ratifikation des Paktes durch Polen gestellt, und der wieder 
hängt ab von den Verhandlungen mit Rumänien, die völlig fest- 
gefahren sind. 
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Das System der russischen Außenpolitik aber wird so ‚ganz 
klar: nach Westen Faktor Nr. 1 der Rapallo-Vertrag — Nr. 2 
das Verhältnis zur Türkei — Nr. 3 die Paktverhandlungen als 
Brücke zu Nr. 4, nämlih einem neuen Verhältnis zu 
Frankreich. Dabei wird gerechnet auf Wirkungen des Ver- 
hältnisses zwischen Frankreih und Polen (Ablauf der fran- 
zösisch-polnishen Militärkonvention — geringe Geneigtheit 
Frankreichs zur Finanzhilfe an Polen) und auf eine Geneigtheit 
Frankreichs, sich durch ein neues Verhältnis zu Rußland über 
diese Brücke politisch und auch finanziell zu entlasten. 


Diese Moskauer Kombinationen werden freilih sehr be- 
schattet durch die Stagnation der Verhandlungen mit Rumänien, 
durch den Erfolg der französischen Linken bei den Wahlen vom 
1. und 8. Mai und natürlih auch durch das Attentat, dem der 
französische Präsident der Republik am 6. Mai erlag. 


Der Täter hat rund heraus gesagt, Zweck seines Unter- 
nehmens sei gewesen, daß F Fänkreih dadurch gezwungen werde, 
der Sowjetunion den Krieg zu erklären. Ohne Zweifel war es 
die Tat eines Wahnsinnigen, jedenfalls eines völlig aus dem 
Gleichgewicht geratenen Russen in der Fremde. Nach allen vor- 
liegenden Nachrichten kann das Attentat weder der Emigration 
noch den Sowjetkreisen irgendwie in die Schuhe geschoben wer- 
den. Eine eigentliche terroristische Organisation in der ersteren 
gibt es wohl kaum, jedenfalls lehnen alle Gruppen der Emi- 
gration in Paris auf das entschiedenste die Verbindung mit dem 
Attentat ab. Mit seinen faschistischen Ideen einer „grünen 
Diktatur“ steht der Attentäter auch ganz allein. Freilich sind 
das ja Fäden zwischen seinem Attentat und dem auf Herrn 
v. Twardowski in Moskau, die gleichen phantastischen und wider- 
spruchsvollen und verworrenen Vorstellungen, irgendwie der 
Sowjetunion eine schlimme Lage zu bereiten, die anderen gegen 
sie in den Krieg zu hetzen. Und freilich erklärt sich eine solche 
Figur nicht nur aus der allgemeinen Verwirrung unserer Zeit, 
sondern im besonderen auch aus den schrecklichen psychologi- 
schen Stimmungen in der Emigration, die in einer Schattenwelt 
lebt und von dem materiellen Elend, der Arbeitslosigkeit, auf 
das schwerste bedrückt wird. 

Angemerkt sei aber, daß, wenn auch die Emigration im 
ganzen weder für das Moskauer, noch das Pariser Attentat ver- 
antwortlich gemacht werden kann, es doch Stimmen gibt, die 
anders lauten: die Pariser „Wosroshdenie‘“ hat den Attentäter 
Stern, der auf Twardowski schoR, gefeiert! 


Das Verhältnis Frankreich-Rußland wurde durch das Atten- 
tat aber berührt, weil es ungemein leicht ist, in Frankreich eine 
antibolschewistische Stimmung hervorzubringen, namentlich 
wenn, wie es geschehen ist, der Ministerpräsident selbst, 
Tardieu, die Meinung bekräftigte, der Attentäter habe bolsche- 
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wistische Verbindungen gehabt, und er die Parteigründung 
des Mörders als „neo-bolschewistisch“ kennzeichnen wollte. 

England bleibt diesen ganzen Frörterungen fern. Die 
russisch-englischen Beziehungen entwickeln sich gewissermaßen 
abseits von der großen Politik. Die Schuldenverhandlungen 
sind, wie hier immer berichtet wurde, nicht vorwärts gekommen. 
Man interessiert sich in London für das Rufßlandgeschäft nicht 
besonders, und die Beziehungen zu Rußland stagnieren. Immer- 
hin gab die Passivität der englisch-russischen Handelsbilanz zu 
Ungunsten Englands Anlaß zu Erörterungen im Unterhaus 
(29. April), ohne daf bisher etwas geschah. Dabei wurde übri- 
gens mitgeteilt, daß die russische Kriegsschuld an England, ein- 
schließlich Zinsen, am 1. April d. J. die Summe von 1 066 480 000 
Pfd. Sterl. erreicht habe. 


Was Deutschland anbetrifft, so ist der russische Ge- 
samtauftrag von 300000 Tonnen an den Stahlwerksverband jetzt 
im ganzen fest abgeschlossen. 


Rußlands außenpolitischesSystem im ganzen wurde 
bezeichnet und ist klar: die Friedenspolitik, die Sorge, nicht iso- 
liert zu werden und nicht in kriegerische Konflikte zu geraten, 
die Mitarbeit darum an der Abrüstungskonferenz, an weltwirt- 
schaftlichen Maßnahmen verschiedener Art, und die einzelnen 
Faktoren: Deutschland, Türkei, westliches Paktsystem, Hoffnung 
auf amerikanische Annäherung über die Brücke der gemeinsamen 
Gegensätzlichkeit zu Japan, und Brücke zu Frankreich mit der 
Position Polen, und dem mißtrauischen Blick auf japanisch- 
französische Kombinationen, in die auch Polen einbezogen werde. 
Wobei wieder auffällt, daß England dabei sehr am Rande steht. 

Die Weltstellung Rußlands ist labil. Es ist, wie es überall 
merkt, mit Weltwirtschaft und Weltpolitik verknüpft. Die ver- 
schiedenen Veränderungen und Lagen des ganzen großen Spiels, 
in dem die Welt heute geradezu zittert, müssen von ihm verfolgt 
werden, und wir glauben. daß dabei die Hauptgedanken des 
russischen Aufenministeriums heute gelten dem Verhältnis zu 
Frankreich, wenn möglich, dem Pakt mit Frankreich. 


b) Wirtschaft. 
Die schlechten Nachrichten über die Lebensmittel- 


rise haben auch im Mai nicht geschwiegen: Brotmangel, 
Buttermangel, Zuckermangel, Lebensmittelmangel auch in den 
Torgsinläden. 

Am 1. Mai waren in der Sowjetunion im Rahmen der dies- 
jährigen Frühjahrssaatkampagne 14976000 ha angebaut, das 
sind 14,6 Prozent des Saatplanes. Im vorigen Jahr waren es 
zum 1. Mai 13652000 ha, das sind 13,7 Prozent. 

Ein Erlaß Jakowlews (2. Mai) stellte Mißstände in der Früh- 
jahrsbestellung fest, brachte aber sachlich nichts Neues. Die 
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kritische Lage der Landwirtschaft trat in zwei Regierungsmak- 
nahmen hervor. Ein Erlaß, gezeichnet von Stalin und Molotow 
(6. Mai), setzte die Getreideaufbringung für 1932 
erheblich herab, für die Kollektive und die Einzelsiedler 
um 264 Millionen Pud (für die Sowchosy wurde dagegen die 
Summe um 43 Millionen Pud erhöht). Das bedeutet, daft der 
Bauer einen größeren Teil der Ernte frei bekommt und mit ihm 
auf dem freien Markt zu den höheren freien Preisen verkaufen 
kann — eine Lockerung des Systems im Sinne der alten Nep, 
die man eigentlich überwunden glaubt. In der gleichen Weise 
setzte eine Verordnung vom 10. Mai die Viehbereitstel- 
lungen für 1932 herab. So sind die staatliche Getreide- und 
die staatliche Fleischbewirtschaftung gelockert worden. Ferner 
erging am 4. Mai, sehr verspätet, die große Verordnung über die 
„landwirtschaftliche Steuer für 1932“ (von Kalinin 
und Molotow gezeichnet, 108 Artikel, Iswestija 6. Mai). Das ist 
die bekannte landwirtschaftliche Einheitssteuer, zu zahlen von 
den Kollektiven, dem nicht vergesellschaftlichten Teile der Wirt- 
schaften der Kolchosniki und den Einzelsiedlern. Die Kolchose 
sind damit von allen anderen Steuern, außer der Umsatzsteuer und 
der Wassersteuer in Gebieten des Ackerbaues mit kiinstlicher Be- 
wasserung befreit. Wichtig ist, daß, obwohl man das ungeheure 
Anwachsen der Kollektivierung wieder betont, der Gesamtertrag 
der Steuer der gleiche wie im Jahre vorher bleiben soll, nämlich 
500 Millionen Rubel. Die Steuer soll besonders förderlich für die 
Qualität der produktiven Arbeit wirken, dafür werden besondere 
Abzüge gestattet. Der Gesamtertrag soll ganz dem „nishnj sow- 
jetskij budshet“ zugute kommen und für dieses als Quelle dienen, 
den sozial-kulturellen und wirtschaftlichen Aufbau im Dorfe zu 
finanzieren. Organe dafür sind die lokalen Räte des Rayons und 
des Dorfes, sowie der Partei, des Komsomols und der Gewerk- 
schaften. Ihnen wird nachdrücklich eingeschärft, daß bei der 
Umlegung und Eintreibung der Steuer der ,,Klassencharakter 
der landwirtschaftlichen Steuer“ streng beobachtet werde, gegen 
die Kulaken natürlich. Auch hier ist deutlich das Bemühen der 
Zentrale zu spüren, etwas elastischer, etwas nachgiebiger gegen- 
über den materiellen Nöten und der Stimmung der Bauern zu 
sein, ohne das Grundprinzip aufzugeben. 

Industrie: Über die Produktionsergebnisse im ersten 
Vierteljahr 1932 sprach Molotow auf dem 9. Gewerkschafts- 
kongre. Danach ist die Produktion der Sowjetindustrie im 
Vergleich zum entsprechenden Quartal des Vorjahres um 19 Pro- 
zent gestiegen, während der Industrieplan bekanntlich einen 
Produktionszuwachs von 36 Prozent vorsieht. Die Produktion 
einiger Industriezweige weist überhaupt keine Steigerung 
auf. Dazu gehört vor allem die Holzindustrie. Andererseits ist 
eine Zunahme der Produktion der Schwerindustrie zu ver- 
zeichnen, die gegenüber dem entsprechenden Zeitabschnitt des 
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Vorjahres um 34,5 Prozent gestiegen ist. Im ganzen ist die 
Industrie zwar im Vorwärtsgehen, aber ungleichmäfßig und in 
einzelnen Teilen hinter den Voransclägen Zorudkbleibend. In 
den bekannten Problemen der Qualität und der Selbstkosten 
können keine Fortschritte festgestellt werden, während die An- 
lage riesiger neuer Werke das bisher Geschaffene durch ihre 
Ansprüche an Rohstoffe, Arbeiter und Maschinen usw. in Un- 
ordnung bringt. 


Recht bedenklich ist, daß jetzt mit Energie gegen Fäl- 
schungen in der Statistik der Produktionsleistungen vor- 
gegangen werden muß. Der Volkskommissar der Arbeiter- und 
Bauerninspektion, Rudzutak, hat Fälschungen gerade bei be- 
sonders leistungsfähigen und für gut geltenden Unternehmungen 
an den Pranger gestellt, so der Kohlenzeche Krylenko-Donez, 
dem Elektroles Stalingrad u. a. 


Eine besondere Rolle spielte im Berichtsmonat die Spezia- 
listenfrage, die durch deutsche Klagen ernstlich aufgerollt 
wurde. Die „Kölnische Zeitung“ (1. Mai) besprach das ausführ- 
lich von der Lebensmittel- und Valutakrise Rußlands her und 
stellte fest, daß die Verträge mit den ausländischen Spezialisten 
vielfach gekündigt würden auf Grund des $ 17 der meisten Ver- 
träge, der grundlose Kündigung möglich macht. Das war natür- 
lich nur für Fälle höherer Gewalt, Krieg und dergleichen ge- 
dacht, wird aber jetzt auch anders ausgenutzt. Dabei wird der 
Druck auf den Spezialisten ausgeübt, daß er auf den Valutaanteil 
seines Gehaltes verzichte. Diejenigen, die das nicht tun und 
zurückgekehrt sind, sind Slewentlidi infolgedessen mittellos an der 
deutschen Grenze en Eine Klage hochqualifizierter 
und entsprechend hoch bezahlter Spezialisten ist noch nicht laut 
geworden. Es handelt sich um mittlere Fachleute verschiedener 
Art, deren Ersatz der Sowjetregierung bei der großen Zahl der 
Bewerbungen nicht schwer fällt. Der stellvertretende Leiter der 
Auslandsabteilung des Volkskommissariats für die Schwer- 
industrie, Wladimirow, hat dazu folgende Zahlenangaben ge- 
macht: „Die Gesamtzahl der Angebote von Personen, die in 
der UdSSR zu arbeiten wünschen, beläuft sih auf Grund der 
Meldungen, die unmittelbar bei der Auslandsabteilung des 
Volkskommissariats für Schwerindustrie und den ausländischen 
Sowjetvertretungen eingegangen sind, während der letzten 
beiden Jahre auf fast 1 Million. Die Zahl der im Rahmen des 
Volkskommissariats für Schwerindustrie arbeitenden Ausländer 
beläuft sich auf 2300 Spezialisten und 4500 Arbeiter. Hierunter 
befinden sich 3300 Deutsche und ungefähr 1700 Amerikaner.“ 
Danach wären also etwa 6800 Ausländer in der Schwerindustrie 
der Sowjetunion tätig. Wladimirow hat ihre Lage als be- 
friedigend und ihre Tätigkeit als positiv bezeichnet, auch ihr 
Lohneinkommen als ausreichend und das Recht zur Kündigung 
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aus dem Sparzwang abgeleitet. Er fügte hinzu, daß im ganzen 
ausländische Kräfte, die im Laufe des ersten Vierteljahres 1932 
auf Grund vorzeitiger Kündigung ihrer Verträge das Land ver- 
lassen hätten, nicht mehr als 200 gewesen wären, und betonte, 
daft die Sowjetunion auch sparen müsse und die Auswahl unter 
der ungeheuren Zahl der Bewerber habe. Ferner sei auch auf 
Mitteilungen des Vorsitzenden der Staatsplankommission, 
W. Kujbyschew, bei der 2. Session des ZIK (siehe Februarheft 
S. 269 ff.) hingewiesen, über die Zahl der eigenen technischen 


Spezialisten, die Rußland immer mehr zur Verfügung stehen: 
„Ende 1931 verfügte die UdSSR über 226 000 Ingenieure und Techniker 
mit einer abgeschlossenen Spezialbildung. Berücksichtigt man alle als In- 
genieure oder Techniker Arbeitenden, einschließlich der Praktiker, so er- 
sich jetzt 600 000, gegenüber 300 000 im Jahre 1929. 1932 werden an 
räften, die auf Hochschulen, Techniken, Arbeiterfakultäten und Fabrik- 
und Werksculen unterrichtet wurden, etwa 4 Millionen verfügbar sein, 
gegenüber den 2700000 Personen 1931.“ 


Handel: An Getreide sind (nach dem,,Ostexpreft") 1931 
aus der Sowjetunion insgesamt 5,2 Mill. Tonnen Getreide- 
produkte im Werte von 157,3 Mill. Rubel exportiert worden 
gegenüber 4,8 Mill. Tonnen im Werte von 206,9 Mill. Rubel im 
Jahre 1930. Trotz der bedeutenden mengenmäfligen Steigerung 
des russischen Getreideexports im Jahre 1931 ist der Ausfuhr- 
erlös im Zusammenhang mit dem Rückgang der Getreidepreise 
auf dem Weltmarkt stark gesunken. Auf die wichtigsten 
Getreidearten verteilte sich die Ausfuhr im Berichtsjahr im Ver- 
gleich zum Jahre 1930 wie folgt: 


1931 1930 
int in1000Rbl. in t in 1000 Rbi. 
Weizen ©. . . . . 2498958 77112 2530935 130318 
Roggen . . . . . . 1108825 31980 645032 21009 
Gerste . 2 . . . . . 963879 26865 1181407 360714 
Hafer . . e+e 387053 12036 352520 11243 


Bohnen, Erbsen u. Linsen 122203 6407 77 166 4 840 

Der Hauptanteil fallt wieder auf Weizen, dessen Mengen fast 
unverändert bleiben und dessen Erlös beinahe nur die Hälfte 
erbrachte: kürzer und knapper kann man die Wirkung der Welt- 
wirtschaftskrise auf Rußland nicht charakterisieren! 

Nunmehr liegt, mit großer Verspätung, das Gesamtergeb- 
nis des Außenhandels für 1931 vor, nach russischer 
Statistik wie folgt (nach dem „Ostexprefß“) wiederum wieder- 
gegeben (ausführlich im Organ der Berliner Handelsvertretung. 
2. Aprilheft 1932, S. 5—26): 


1931 1930 
in1000t ini000Rbl. in1000t in 1000 Rbl. 


Ausfuhr . . . 21778,9 811 210 21 486,4 1 036 371 
Einfuhr . . . 350453 1 105 034 2 855,9 1 058 825 
Gesamtumsatz . 25 343,2 1 916 244 24 342,3 2 095 196 
Handelsbilanz . 293 824 22 454 
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Also die bekannten, immer wieder zu wiederholenden Züge: 
Sieigenung des Ausfuhrhandels mengenméftig (um 1 Mill. Ton- 
nen), Sinken wertmäfig (um 8,5 %). Diese Schrumpfung 
trifft vor allem die Sowjetausfuhr (Sinken nach dem Wert 
um 21,7%! trotz einer kleinen Zunahme der Menge nad). 
Weiter die Passivität der Handelsbilanz mit 
293,8 Mill. Rubel, gegen etwa 1929 eine Aktivität von 43,1 Mil- 
lionen. Das Jahr 1931 hatte den bisher stärksten Passivsaldo. 
Den Russen nützt nichts, daß sie mit nur wenig höheren Geld- 
beträgen viel höhere Warenmengen einkaufen können. Die 
Spanne bleibt, sie wird größer und schwieriger und drückender: 
Einfuhrdrosselung oder Einfuhrbeseitigung überhaupt? Oder 
was für Maßnahmen sonst? 


c) Die Vorbereitung des zweiten Fünfjahrplans. 


Wir werden regelmäßig hier wenigstens registrieren, was 
auf diesem Gebiete geschieht, und erinnern an die Verordnung 
des Rates der Volkskommissare vom 25. März (Mai-Heft, S. 476), 
die die Grundlagen für die Vorbereitungsarbeit mit recht langer 
Sicht gab. 

Auf dem öfter erwähnten GewerkschaftskongreR hat 
Kujbyshew über den zweiten Fünfjahrplan ausführlich be- 
richtet, woraus nur der Satz hervorgehoben wird, daß „die 
Grund- und entscheidende wirtschaftliche Aufgabe des zweiten 
Fünfjahrplans sei die Beendigung der Rekonstruktion der gan- 
zen Volkswirtschaft, die Schaffung der modernsten technischen 
Basis für alle Zweige der Volkswirtschaft“ (was ein Zitat aus 
den Richtlinien der Parteikonferenz war). Also: „steht vor uns 
als zweiter Fünfjahrplan die gänzliche Vernichtung jeder Mög- 
lichkeit der Ausbeutung des Menschen durch den Menschen und 
der Klassen überhaupt, der Aufbau einer klassenlosen Gesell- 
schaft, die praktische Verwirklichung des wissenschaftlichen 
Sozialismus“. Man kann nicht sagen, daft diese Parolen des neuen 
Fünfjahrplans gerade sehr zündend seien, weil sie so gar nicht 
konkret sind. 

Das Problem der Kohle für den zweiten Fünfjahrplan, 
eines der Zentralprobleme, wurde vor der Unionskonferenz zur 
Entwicklung der produktiven Kräfte von Schemjatowskij be- 
handelt (Iswestija 24. April) und ein anderes auch recht wich- 
tiges Problem, die Materialbasis der Presse, recht inter- 
essant in den Iswestija (5. Mai) in einem Artikel von Draudin: 
„2 Millionen Tonnen Papier und der polygraphische Maschinen- 

au“ wurden als Ziel für die materielle Grundlage der Presse 

aufgestellt. Wir möchten empfehlen, daß die Forschung diese 
einzelnen Äußerungen jetzt schon und frühzeitig genug regi- 
Striert. Sie hat ae Zweifel beim ersten Fünfjahrplan nicht 
früh genug begonnen und ist daher nicht nachgekommen. 
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d) Innere Politik. 


Der öfter erwähnte 9. Gewerkschaftskongreß fand 
vom 20. April bis 2. Mai in Moskau statt mit 1507 Teilnehmern, 
die rund 17 Millionen Arbeiter und Angestellte vertraten. Man 
rechnet in der ganzen Sowjetunion etwa 18,7 Millionen. Im ein- 
zelnen boten die Verhandlungen nicht viel Interesse, weil sie 
die bekannten Fragen wiederholten. Der Kongreß war der erste 
nach der Umbildung der Gewerkschaften, nach dem Siege, per- 
sönlich gesprochen Stalins über Tomski, sachlich des Fünfjahr- 
plans und seiner rücksichtslosen Ansprüche an die Arbeiter über 
eine Gewerkschaftsbewegung, die eben die Arbeiterinteressen 
gewerkschaftlich vertreten wollte und deshalb schon rein logisch 
mit dem Staat und der Partei in Gegensatz geraten mußte. Prak- 
tisch hat der Umbau der Gewerkschaften dazu geführt, daß diese 
mit der Industrie, mit der konkreten Arbeit im Rahmen des 
Fünfjahrplans in enge Verbindung gebracht worden sind. Dar- 
über ist aber, wie sich denken läft, letzte an Selbständigkeit 
der Gewerkschaftsorganisationen verloren gegangen, die nur 
sehr schüchtern etwa auf die Notwendigkeit, auch für die Lebens- 
haltung der Sowjetarbeiter zu sorgen, hinweisen. Die „Aktivie- 
rung“ der Gewerkschaften für die sog. Rekonstruktion der 
Volkswirtschaft, mit ewiger Wiederholung der bekannten 
sechs Bedingungen Stalins, heißt nichts anderes als die vollstän- 
dige Indienststellung dieser Organisationen für den Fünfjahr- 
plan und den Stalinismus, die die gewerkschaftliche Organisation 
des letzten Sinnes und Wertes beraubt. 

Von einer großen gegenrevolutionären Verschwö- 
rung im Nordkaukasus wurde berichtet. Das Gerichtsverfahren 
begann am 5. Mai in Moskau. 

Eine Volkszählung soll im Dezember des nächsten 
Jahres zusammen mit einer Wohnungszählung stattfinden. 


Seit langem kam die Verwaltung des Dorfes wieder 
einmal zu Wort mit einer Verordnung vom 17. April über die 
„Gerichte bei den Dorfräten“, die erweitert werden. Nicht- 
erfüllung der Verpflichtungen von Staats- und gesellschaftlichen 
Aufgaben, Diebstahl und Beschädigung von Dorfeigentum. 
kleine Eigentumsstreitigkeiten und dergleichen Bagatellsachen 
sind diesen Gerichten übertragen, die von den höheren Instan- 
zen scharf zu kontrollieren sind. 

Einem der letzten Hefte der Zeitschrift „Sowjetskoje 
Stroiteljstwo“ (Januar 1932) entnehmen wir die letzten Zahlen 
(für 1. Juli 1931) der Verwaltungseinteilung. In der Sowjet- 
union gibt es 2655 Rayone (in den RSFSR: 1882), 703 Städte (515), 
67 662 Dorfräte (50139). Gebiete (Oblasti und Kraja) und Be- 
zirke (Okruga) erscheinen nur noch bei der RSFSR mit 14 und 13. 


Aber schon beginnt wieder eine Veränderung, wenigstens in 
der Ukraine, in der über den Rayonen (374), die erst vor 
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114 Jahren eingeteilt sind, jetzt wieder Gebiete (Oblasti) ein- 
eführt werden, und zwar fünf: 1. Gebiet Charkow, Hauptstadt 
harkow, umfassend 82 Verwaltungseinheiten, die vier Städte 

Charkow, Krementschug, Poltawa und Sumy sowie 78 Rayone. 

2. Gebiet Kiew, Hauptstadt Kiew, bestehend aus 100 Verwal- 

tungseinheiten, den beiden Städten Kiew und Shitomir und 

98 Rayone. 3. Gebiet Winnitza, Hauptstadt Winnitza, 71 Ver- 

waltungseinheiten, und zwar die Städte Winnitza und Berdit- 

schew und 69 Rayone. 4. Gebiet Dnepropetrowsk, Hauptstadt 

Dnepropetrowsk, gebildet aus 54 Einheiten, den vier Städten 

Dnepropetrowsk, Saporochje, Kamenskoje und Kriwoi-Rog sowie 

50 Rayone. 5. Gebiet Odessa, Hauptstadt Odessa, umfassend 

50 Einheiten, die vier Städte Odessa, Sinowjewsk, Nikolajew 

und Cherson, sowie 46 Rayone. Außerdem wird die „Admini- 

strativ-territoriale Einheit Donbass“ gebildet, die der Zentrale 
unmittelbar unterstellt und aus den vier Städten Lugansk, Make- 
jewka, Stalino und Mariupol, sowie 13 Rayonen bestehen soll. 

etztere werden zur Sicherung der Lebensmittelversorgung des 

Industriebezirks durch angrenzende kleinere Rayone, deren Ver- 

waltungsbehörden aufgehoben werden, vergrößert. Es ent- 

stehen also wieder Zwischeninstanzen, größer als die Kreise, die 
vor der Rayonierung bestanden, und größer auch als die 11 Gou- 
vernements, die im Vorkriegsrufland in der Ukraine bestanden. 

Offenbar hat sich also die Einteilung in Rayone nicht bewährt, 

weil sie die Zentrale in Charkow wohl zu stark belastete. Die 

Heranziehung einer funktionierenden selbständigen Lokalver- 

waltung geht ja nicht so schnell, stößt sich auch an den zentra- 

listischen Geist des Stalinismus und wird daher vorläufig er- 
setzt — durch einen Rückfall in die alte Vielheit der Instanzen. 


e) Kulturpolitik. 


Lunatscharski hat in der deutschen Zeitschrift „Das neue 
Rußland“ (9. Jahrgang, Mai/Juni-Heft 1932, S. 11—24) „die kul- 
turellen Erfolge i owjet-Union“ dargestellt, was eine nütz- 
liche Gesamtübersicht ist. 


Ein sehr wichtiges Gebiet der Kulturpolitik behandelte 
unser Mitarbeiter, Prof. H. Zeif, der jetzt nach Deutschland 
übersiedelt: „Die Sozial-Hygiene für die nationalen Minder- 
heiten“ (Münchener medizinische Wochenschrift 1932, Nr. 14). 
Hier werden sehr interessante Fragen erörtert: typische Minder- 
heitenkrankheiten, die Frage der Wirkung des Fünfjahrplans 
auf die psychologische Natur der Minderheiten, besonders der 
Naturvölker, die gesundheitliche Anpassung an das neue Zeit- 
alter der Maschinenkultur (in Rußland des Staatssozialismus), 
und darüber hinaus die „Geburt eines neuen russischen 
Menschen, eines neuen sowjetrussischen Menschentvps, in dem 
slavische, germanische, finnische, mongolische usw. Elemente zu- 
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sammenfließen und auf den Kultur und Krankheit unter dem 
Gesichtspunkte und dem Drucke des Fünfjahrplans einwirken“. 
a ein schwierig zu bestellendes, aber fruchtbares Arbeits- 
gebiet . 

Das Zentralkomitee der Partei hat (Verordnung vam 
23. April) den bisherigen proletarishen Schriftsteller- 
Verband aufgelöst und alle Schriftsteller, die die Sow jet- 
gewalt unterstützen und am sozialistischen Aufbau mitarbeiten 
wollen, zu einem „Verband der Sowjetschriftsteller mit einer 
kommunistischen Fraktion darin“ zusammengeschlossen und eine 
ähnliche Veränderung auch in den anderen Zweigen der Lite- 
ratur und Kunst angeordnet. Das wird mit der Entwicklung von 
Literatur und Kunst begründet und mit der erfolgreichen Zurück- 
drängung „fremder Elemente besonders in den ersten Jahren der 
NEP". Derselbe Gesichtspunkt wie oben bei den Gewerkschaften 
oder wie bei der Akademie der Wissenschaften: zentralisierend, 
konkretisierend, d. h. zum Dienst für den Fünfjahrplan. 

In der gleichen Richtung wurde am 5. Mai ein „Tag der 
Presse“ gefeiert aus Anlaß des zwanzigjährigen Bestehens 
der Parteizeitung „Prawda“. (Siehe das Nähere im Kulturbericht 
dieses Heftes.) 

Und abermals in der gleichen Richtung: im Zuge des Fünf- 
jahrplans soll die Sowjetunion auch 63 Sender erhalten. Der 
größte ist der der Gewerkschaften in Moskau, der ganz für die 
Auslandspropaganda eingestellt wird. Durch diese Großsender 
wird der ganze europäische Osten in den Bereich der russischen 
Rundfunk-Propaganda gezogen. Man will aber auch Sender 
mit oe Wirkung und in chinesischer und japanischer Sprache 
errichten. 


2. Polen. 


An die Spitze sei gestellt die Meldung der „Polonia“ in 
Kattowitz (7. Mai), daß die polnische Regierung voraussichtlich 
noch vor Beginn der Lausanner Konferenz mit einem Morato- 
riumsantrag für ihre Auslandsschulden auf 1 Jahr hervor- 
treten werde, was eine Summe von 220 Millionen Zloty be- 
trifft — ein Siebentel der ordentlichen Staatseinnahmen. Amt- 
lich bestätigt ist allerdings diese Absicht bisher nicht. 

Jedenfalls ist das Budget in Spannung, und als Marschall 
Pilsudski Ende April von der Auslandsreise zurückkam, sah er, 
daß eine neue Kürzung der Ausgabenseite nicht mehr vor dem 
Heeresetat haltmachen kann. Die Devisenlage und Noten- 
deckung ist allerdings nicht schlecht: der Goldvorrat beträgt fast 
600 Mill. Zioty, der Banknotenumlauf 1,14 Milliarde, die Noten- 
deckung allein in Gold 50,05 %. Trotzdem ist man finanziell in 
unbehaglicher Lage, weil der französische Freund so gar nicht 
borgen und helfen will. Man klagt in Warschau, dah Frank- 


reich Polen aus den Donaufragen fernhalte und keine finanzielle 
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Hilfe bringen wolle, ja die versprochene zweite Anleiherate für 
die Bahn Oberschlesien—Gdingen, wie schon berichtet, nicht her- 
gegeben hat. Die Wirtschaftslage ist schwer, die Budgetlage 
auch, aber die Handelslage ist aktiv und, wie erwähnt, die De- 
visenlage noch nicht besorgniserregend. 

Trotzdem diese Sorge, die sofort in die innerpolnischen 
Verhältnisse hereinfiihrt. Frankreich will nicht helfen, ja die 
französische Linke scheint gegen die Erneuerung des Militär- 
bündnisses zu sein. Denn Frankreich hat kein Vertrauen in die 
Stabilität der polnischen Verhältnisse und in ein Regime, das 
zum mindesten unklar ist. 

Die Erörterung darüber ist im vollen Gange. Die Minister- 
präsidenten der Pilsudski-Zeit waren in Warschau versammelt 
und sprachen darüber. Es heiftt, daß der schon fünfmal Minister- 
präsident gewesene Lemberger Professor Bartel vom Marschall 
mit einer neuen Regierungsbildung betraut werden soll, die 
etwas mehr Kurs auf die Linke nehmen soll, eine Fühlung mit 
der Linken zur Herbeiführung einer Versöhnung, um auf Frank- 
reich guten Eindruck zu machen. 


Damit verbindet sich unlösbar die Erörterung über die 
Tendenz der Wirtschaftspolitik: freie Wirtschaft oder, wie die 
Linkskreise wollen, Staatseingriff, Produktionskontrolle, De- 
visenkontrolle und alle die bekannten Fragen der Wirtschafts- 
politik, die auch Polen berühren. 

Damit verbindet sich abermals das Bestreben, die eingefro- 
renen Paktverhandlungen mit Rußland über Rumänien wieder 
in Gang zu bringen, um so einmal Frankreich zu Gefallen zu 
sein und sodann, um die Motivierung für eine erhebliche Kürzung 
des Heeresetats schmackhaft zu machen. In Bukarest hat der 
Marschall mit der rumänischen Regierung und in Genf Litwinow 
unter Vermittlung Tardieus mit Zaleski und Titulescu darüber 
gesprochen. Der oben geschilderte Zusammenhang wird also 
von der polnischen Seite erfaßt und, wie es scheint, lebhaft be- 
trieben. Ein gewisser Trost in den Schwierigkeiten ist, daß Ende 
April die Schweizer Anleihe für die Stadt din en in Höhe von 
10 Millionen Schweizer Franken zum Abschluß gekommen ist. 
Sie läuft auf 1414 Jahre und soll besonders für den Bau öffent- 
licher Gebäude sowie von Wasser- und Kanalisationsanlagen ver- 
wendet werden. Das ist übrigens die zweite Sdiweizer Anleihe, 
da im November 1930 die Stadt Gdingen schon eine solche von 
4 Millionen Schweizer Franken für ein Elektrizitätswerk erhielt. 

Sehr bemerkenswert war der Hirtenbrief des Primas von 
Polen, des Erzbischofs von Polen, Hlond, der am 28. April 
veröffentlicht wurde. Er erwähnte die Diskussion über eine 
eigentlich beruhigte Frage, das Verhältnis der katholischen 
Kirche zum Staat, und kritisierte die Trennung von Kirche und 
Staat, warnte aber zugleich vor der Hereinziehung der Kirche in 
den politischen Streit. Die Machtstellung der katholischen Kirche 
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in Polen ist äußerlich sehr groß. Die polnische Verfassung ist 
ja die einzige von den neuen Verfassungen, die die katholische 
taatsreligion anerkennt. Auch die wirtschaftlihe Macht der 
polnischen katholischen Kirche ist nicht gering. Sie ist zudem 
in der Nationalitätenfrage ein wichtiges Instrument des Staates. 
indem Herrschaft der ae irche zugleich Herrschaft 
und Bevorzugung des polnischen Elementes ist. So ist ein Bünd- 
nis zwischen Staat und Kirche da, über das sich eigentlich der 
Kardinal mit Recht nicht beklagen kann, zumal er auch wissen 
wird, daß die soziale Not und die geistige Entwicklung der 
Gegenwart in Polen einer starken innerlichen Religiosität nicht 
gerade förderlich sind, mindestens das, was das polnische Volk 
aufregt, nicht auf dem Gebiete von Religion und Kirche liest. 


3. Danzig. 

Englische Alarmmeldungen über polnische Putschpläne 
egen Sue klärten sich insofern auf, als ein polnischer Ge- 
anke war, die Verständigung über das Nichtanlegerecht pol- 

nischer Kriegsschiffe im Danziger Hafen (siehe März-Heft, S. 363). 
die ab 1. Mai gelten sollte, wieder in Frage zu stellen und 
Schiffe auf Danziger Gebiet anlegen zu lassen. Die Absicht 
wurde nicht ausgeführt, gab aber wohl Anlaß zu den Putsch- 
gerüchten. So sehr es Kreise in Polen gibt, die mit Danzig das 
wiederholen möchten, was Polen 1921 mit Wilna, und Litauen 
1923 mit Memel machte, so sehr hat ja die verantwortliche pol- 
nische Regierung und der Marschall derartiges immer abgelehnt 

Die Gerüchte waren ein Zeichen für die wachsende Span- 

nung zwischen Polen und Danzig, die sich vor allem auf wirt- 
schafltlichem Gebiete abspielt. Polen kämpft gegen den Danziger 
Veredlungsverkehr und die Danziger Kontingente der Ausfuhr 
nach Polen und arbeitet mit allen Mitteln der Zollpolitik daran, 
den Danziger Handel mürbe zu machen, zu erdrücken. 

Diese Fragen alle standen zur Erörterung bei der Sitzung 

des Völkerbundsrates, die am 9. Mai begann, und kennzeichnen 
eine Situation, die allmählich unerträglich zu werden beginnt. 


4. Litauen. 

Die Wahlen im Memelgebiet am 4. Mai haben die litauischen 
Erwartungen vollständig betrogen. Sie haben 24 deutsche und 
nur 5 litauische Mandate gebracht. Die Wahlbeeinflussungs- 
politik hat sich als ein Fehlschlag erwiesen. Dementsprechend 
ist der Gouverneur Merkys abberufen. Die ganze litauische 
Politik gegen Memel hat nichts erreicht und ein vollständiger 
Systemwechsel in der Memelpolitik wird erörtert, ist jedenfalls 
unter allen Umständen notwendig. 


5. Lettland. 


Rußland hat überraschend am 4. Mai seinen Handelsvertrag 
mit Lettland gekündigt, der am 5. November abläuft. Es be- 
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an das mit der Veränderung der Wirtschaftslage, die Ruß- 
and nicht mehr ermögliche, die jährliche Einfuhr aus Lettland 
im Betrag von 40 Millionen Lat aufrecht zu erhalten. Der Betrag 
ist nicht erreicht worden. Im letzten Jahre des Vertrages hat 
Rußland überhaupt nicht bestellt und schuldet nach lettländischer 


Auffassung im ganzen für 72 Millionen Lat Bestellungen. 


6. Estland. 
Am 5. Mai wurde der Nichtan Said Un zwischen Sowjet- 
union und Estland unterzeichnet. Das Notige ist schon oben 
gesagt. 


2. Finnland. 


Am 22. April wurde in Ergänzung des Nichtangriffspaktes 
vom 21. Januar ein Übereinkommen zwischen Rußland und Finn- 
land über das Ausgleichsverfahren (vierköpfige Kommission bei 
Streitigkeiten) unterzeichnet. Der finnische Reichstag hat am 
28. April beide Abkommen einstimmig ratifiziert; alle Redner 
pepe diese Verträge. Die Regierung aber hat sich vor- 
behalten, endgültig die Verträge erst in Kraft zu setzen, wenn 
Rußland mit den anderen Randstaaten zum Abscluf ge- 
kommen ist. 


Abgeschlossen, 20. Mai 1932. 
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Il. Kulturbericht. 
Von Klaus Mehnert. 


1; 
DerFrauenroman. 
Rolle der Frau. 


Es war eine gewisse Sensation und wurde in den Annalen 
gesondert festgehalten, als Lenin sich 1895 in einem Aufruf an 
die Belegschaft eines Leningrader Werkes „An die Arbeiter und 
Arbeiterinnen der Fabrik Tornton“ wandte Bis dahin 
hatte man die Arbeiterin im politischen Kampf fast völlig über- 
sehen. Die Zahl der in Betrieben tätigen Frauen war gering. 
Um so erstaunlicher ist die Entwicklung in dem Dritteljahr- 
hundert, das seit jenem Aufruf verfloß. 

Im Zusammenhang mit dem am 8. März gefeierten Inter- 
nationalen Frauentag wurde in der Sowjetliteratur die Rolle der 
Frau und ihre zahlenmafige Beteiligung am sozialistischen Auf- 
bau lebhaft diskutiert; vor allem in den „Woprosy Truda“, dem 
Organ des Volkskommissariats für Arbeit (Februar 1932), und 
in den „Iswestija“ vom 8. März finden sich zahlreiche inter- 
essante und neue Ziffern. 
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In dem ProduktionsprozeR der Sowjetunion waren ein- 
geschaltet: 


1. 10. 1928 . . . . 2394000 Frauen 
1. 10. 1929 . . . . 2584200 Frauen 
1. 10. 1930 . . . . 3697600 Frauen 
1. 10. 1931 . . . . 5859100 Frauen 


Nach den Kontrollziffern sollen im Laufe des Jahres 1952 weitere 
14% Millionen hinzukommen. Von der Gesamtzahl von rund 
6 Millionen Frauen sind 114 Millionen im Komsomol und 13 Mil- 
lion in der Partei, 414 Millionen sind in Gewerkschaften. Die 
Zahl der qualifizierten Arbeiterinnen wird allerdings, ohne daß 
ihre genaue Ziffer angegeben wird, als niedrig bezeichnet. 

Die Bedeutung der Frau in der Sowjetunion wird noc 
deutlicher, wenn man auch die folgenden Angaben betrachtet: 
300000 Frauen sind Mitglieder von Räten, Vollzugsausschüssen 
oder Revisionskomitees. Darüber hinaus sind mehr als 500 000 
Frauen indirekt durch Deputiertengruppen, Betriebskonferenzen 
usw. an der Arbeit der Räte beteiligt. 215000 Frauen sind in 
der Kommunalwirtschaft, 175 000 in staatlichen und über 1 000 000 
in kulturellen Einrichtungen tätig. In 1948 Metall-, Textil- und 
chemischen Betrieben beteiligen sich nach einer Statistik des 
Zentralen Gewerkschaftsrates 54 % der Männer und 55 % der 
Frauen an sozialistischen Wettbewerben, in der Baumwoll- 
industrie sogar 74 % der Frauen. Unter den Elementarlehrern 
sind nach Angaben des Volksbildungskommissariats der RSFSR 
67 % Frauen. In den Werkschulen (FSU) ist der Anteil der 
Frauen auf 47 % gestiegen. Im Laufe der letzten drei Jahre 
wurde 15 Millionen Frauen das Lesen und Schreiben gelehrt. 

Solche Ziffern sind zweifellos von gewaltiger Bedeutung für 
den Aufbau der Sowjetunion und werden als solche mit großer 
Befriedigung, ja Begeisterung konstatiert. Das mag uns in 
Deutschland nicht ganz erklarlich erscheinen, da wir uns gerade 
in einer Zeit ausgesprochener Reaktion gegen die Frauenemanzi- 
pation befinden, in der zum Beispiel unter dem Einfluß wirt- 
schaftliher und ideologisher Gründe Millionen Frauen ihre 
Stimmen einer Partei geben, die gegen die Beteiligung der Frau 
am Öffentlichen Leben kämpft. Die sowjetrussische u 
muß verstanden werden aus dem grenzenlosen Optimismus un 
Fortschrittsglauben, der in der Union herrscht und der angesichts 
der riesenhaften materiellen Aufgaben, die man sich gesetzt hat. 
jede Betrachtung der „Frau an sich“ zurücktreten läßt gegenüber 
der Betrachtung der „Frau als soziale und ökonomische Er- 
scheinung . 

Dieselbe Ansicht wird auch in einem großen Teil der Frauen- 
literatur vertreten. Auch hier müssen gewöhnlich die mensc- 
lichen Probleme hinter einer bloßen Darstellung der Eingliede- 
rung der Frau in Staat und Produktionsprozef zurücktreten. 
Überblikt man die reichhaltige von Frauen verfaftte Sowjet- 
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literatur der letzten Jahre, so wird man überrascht sein, wie ver- 
hältnismäßig gering die Zahl der Bücher ist, die sich ausschließ- 
lich mit den Problemen der Frau befassen. Dabei verfügt die 
Sowjetunion über eine stattliche Reihe hervorragender Schrift- 
stellerinnen. Eine der begabtesten, Larissa Reissner, ist 
allerdings vor sechs Jahren, kaum dreiftigjahrig, gestorben. Sie 
hatte seit den ersten Tagen der Oktoberrevolution in den Reihen 
der Kommunistischen Partei mitgekämpft, war an der tschecho- 
slowakischen Front und Kommissarin des - Flottengeneralstabs 
gewesen. Später weilte sie im diplomatischen Dienst in 
Afghanistan. Sie verfaßte eine Anzahl vielgelesener politischer 
Schriften (,„Front‘, „Afghanistan“, „Hamburg auf den Barri- 
kaden“, „Im Lande Hindenburgs“, „Kohle, Eisen, Lebende 
Menschen“). Aus der älteren Zeit stammt Vera Inber, bekannt 
eworden vor allem durch ihren Roman „Der Platz unter der 
onne“. Sie hat sich auf die Gegenwart umzustellen verstanden 
und leitet die kulturelle Arbeit in einem Moskauer Elektrizitats- 
werk. Eine ähnlihe Entwicklung weist Marietta Scha- 
injan auf. Sie hat mit ihrem neuen Roman „Hydrozentrale“, 
der die Aufbauarbeiten in einer der größten sowjetrussischen 
Energiestationen schildert, auf der sie selbst zwei Jahre lang 
elebt hatte, einen großen Erfolg erzielt, der weit über den ihrer 
früheren Arbeiten („Sein eigenes Schicksal“, „Mess Mend", 
„Lorylen“, „Kik“) hinausging. Interessante, aber tendenziöse 
Detailschilderungen über das wenig bekannte tägliche Leben in 
Zentralasien, vor allem über das Leben der Frau, geben die 
beiden Romane von Lola Chan „Der Mohn blüht“ und „Das 
fallende Minarett“. Über eine Anzahl neuerer Romane, die das 
Leben des jungen Mädchens in der Union schildern, habe ich 
bereits im Dezemberheft 1931 von „Osteuropa“ und in den Ka- 
iteln über Literatur und über Moral und Kultur in meinem 
Buche über die sowjetrussische Jugend berichtet. Der Frauen- 
roman „Marfa“ der bisher wenig bekannten Nina Smirnowa 
wurde im Märzheft 1932 von „Osteuropa“ besprochen*). 


Heldinnen. 


Einer der wenigen Romane der neuen Sowjetliteratur, der 
ganz auf einer im Mittelpunkt stehenden Frau aufbaut, ist von 
einem Mann, A. Popowskij, geschrieben worden'). Das 
Buch ist für die Frage nach Stellung und Leben der Frau im 
Sowjetstaat ein sehr interessanter Beitrag. Es schildert, wie die 
dreißigjährige Anna Kalymowa als Direktorin einer Textil- 


a TFT 


*) Nach Redaktionsschluß erhalte ich die neueste Nummer der „Moskauer 
Rundschau“ vom 22. Mai 1932 mit einem lesenswerten Aufsatz von N, Gne- 
dina „Fünf Sowjetschriftstellerinnen“. 


1) Aleksandr Popowskij: Anna Kalymowa. Moskau. Verlag „Federa- 
cija“. 312 S. 
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fabrik in drei Monaten gegen die verschiedensten Widerstände 
den verwahrlosten Betrieb, der so unrationell arbeitet, daß er 
liquidiert werden soll, völlig umorganisiert und rentabel macht. 
Der Roman hat allerdings in Rußland eine wenig günstige Auf- 
nahme gefunden. Es wird ihm der Vorwurf gemacht, er habe 
die Schilderung und Beteiligung der Massen vernachlässigt, er 
habe einen Gegensatz konstruiert zwischen „Heldin“ und 
„Masse“. In der Tat kommen „sozialistische Wettbewerbe“ und 
„Stoßbrigaden“ in dem Roman nicht vor. Da man jedoch aus der 
Seele übrigen Literatur und Presse hierüber genauestens 

escheid weiß, ist dies für uns kein Nachteil, im Gegenteil, es ist 
sehr interessant, daß sich Popowskij völlig auf das Problem einer 
Frau in der schwierigen Position als Leiterin eines großen 
Industriebetriebs konzentriert. 


Offensichtlich ging es dem Dichter nur um dieses Problem. 
obgleich er, das geht aus dem Buch zur Genüge hervor, über eine 
eingehende Kenntnis von Textilfabriken verfügt. Es ist auch 
nicht so wesentlich, was Popowskij über die Schwierigkeiten 
erzählt, die Anna, da sie zunächst keine Autorität besitzt, über- 
winden muß. Weder die Arbeiter, noch die Bauern des Ortes, 
in dem sich die Fabrik befindet, und am wenigsten die Arbeite- 
rinnen und Bäuerinnen selbst trauen zunächst einer Frau die 
Fähigkeiten zu, einen solchen Posten auszufüllen. 


Worauf es in erster Linie ankommt, das ist die vom Dichter 
gezeichnete Entwicklung der Frau: Als junges Mädchen hatte 
Anna selbst auf dieser Fabrik gearbeitet. Sie war damals mit 
dem Meister der Fabrik, Kandaurow, verlobt. In der Revolution 
lief sie mit einem Trupp Rotgardisten davon, und nie wieder 
hatte man im Dorfe von ihr gehört. Sie war Soldat geworden, 
kämpfte an mehreren Fronten, hatte zweimal Typhus, schoß bei 
einer Revolte acht Gefangene über den Haufen — sie leidet seit- 
dem an nervösen Anfällen —, bekleidete zahlreiche Ehrenämter, 
erhielt viele Auszeichnungen und wird schließlich, zehn Jahre 
nach ihrer Flucht aus der Heimat. auf den Direktorposten jener 
Textilfabrik kommandiert, auf der sie einst selbst gearbeitet 
hatte. Das klingt nach einem ausgesprochen männlichen Lebens- 
lauf. Auch jetzt auf der Fabrik verläuft eine Linie der Ent- 
wicklung Annas in derselben Richtung: Mit eiserner Hand führt 
sie die Rationalisierung des Werkes durch, kämpft sie für straffe 
Disziplin und gegen alle unsicheren Elemente. Sie ist rücksichts- 
loser und härter als die Männer selbst. „Du bist zu streng“, 
sagt ihr einst ihr Bruder, der auch auf der Fabrik arbeitet. „Den 
Arbeitern geht es jetzt schlechter als unter dem Fabrikherrn vor 
der Revolution.“ 

„Ich weiß es“, erklärt Anna unbewegt. 

„Wozu war die Revolution nütze, wenn sie nur das alte Joch 
durch ein neues ersetzte?“ 
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„In erster Linie wurde die Revolution im Namen eines 
besseren Lebens geführt. Aus dem alten Joch wuchsen die Kräfte 
des Fabrikherren, aber aus dem neuen wächst die Kraft derer, die 
das Fundament einer neuen Welt bauen. Denke nicht, es sei 
das Ziel der Revolution gewesen, die Fabrik des Herrn Dergat- 
schew in die ‚Fabrik namens Lassalle umzutaufen und die 
Löhne der Arbeiter zu erhöhen! An der Wiege der Revolution 
steht die gesamte Menschheit. Es geht um künftige Generationen 
und nicht um zweitausend Menschen.“ 

„Also sollen wir im Namen der Menschheit krepieren?“ 

„Wenn es sein muß, ja. Daran läßt sich nichts ändern. Man 
muß bereit sein. Die Interessen des Weltproletariats stehen über 
den Interessen der Arbeiter unserer Fabrik.“ 


Aber neben dieser brutal-männlichen Auffassung finden sich 
zahlreiche weibliche Eigenschaften. Ein Vorzug ist die weiche 
Hand, mit der sie als Frau trotz aller Härte durch ein Lächeln, 
mit einem Blick des Verstehens, mit einem freundlichen Wort, 
einem Scherz, zu glätten und auszugleichen vermag. Dem stehen 
erhebliche Nachteile gegenüber: Ihre Unsicherheit als Frau, die 
naturgemäß zu einer Überspannung der Anforderungen an Dis- 
ziplin führt; ihre Gewohnheit, die Dinge von einem persönlichen 
Standpunkt aus zu betrachten: „Die F abrik namens Lassalle wird 
berühmt werden, von allen Ecken und Enden des Landes werden 
Menschen hierher strömen, um mit eigenen Augen zu sehen, wie 
uralte Traditionen der Weberei umgestülpt sind. Auf allen 
Fabriken, in Moskau, in der ganzen Sowjetunion, wird man dar- 
über reden“ — das sind die Gedanken, die sie besonders be- 
schäftigen, während sie den Betrieb umstellt. Auch die wieder- 
erstandene Liebe zu dem Werkmeister Kandaurow, der sich wäh- 
rend der langen Dauer der Abwesenheit verheiratet hatte, be- 
einflußt ihre Arbeit und erschwert ihre Position den Arbeitern 
gegenüber, die mit Interesse jede kleine Schwäche der unbelieb- 
ten Direktorin verfolgen und ausnützen. Seelische, mit der 
Arbeit in keinem Zusammenhang stehende Erscheinungen kosten 
Anna einen großen Teil ihrer Kraft, und wenn sie trotzdem das 
Ziel, das sie sich gesetzt hat, erreicht, so nur auf Kosten ihrer 
Gesundheit. Auf der Versammlung am Ende des Buches, auf der 
Anna sich vor den Arbeitern über ihr Verhalten während der 
letzten Monate rechtfertigt, bricht sie körperlich zusammen. Und 
die in des Romans letzten Zeilen angedeutete Möglichkeit ihrer 
Wiederherstellung klingt nur deshalb wahrscheinlich, da gleich- 
zeitig die Vereinigung mit dem geliebten Manne, der von seiner 
Frau, einer Sektiererin, verlassen wurde, in Aussicht steht. 


Eine ähnlich ungewöhnliche und weit über den Durchschnitt 
hinausragende Frau ist Wirinea?), die Heldin des Bann 
Romans der bekannten und hervorragenden Sowjetschrift- 


2) Lydia Sejfullina: Wirinea. Berlin. Malik-Verlag. 247 S. 
547 


stellerin Lydia Sejfullina. Der Inhalt des Romans — ein 
abgelegenes Dorf in den Jahren des Krieges und in den Wochen 
der Revolution — hat nicht die Aktualität von Anna Kaly- 
mowa, dafür bietet das Buch eine glänzende Milieuschilderung 
des russischen Dorfes. Die dumpfe Knectschaft des Weibes 
unter dem Stiefel des Bauern ist das eigentliche Thema. Wirinea, 
die im Dorf lebt, aber, da sie die Stadt auch kennt und eine 
außerordentliche Persönlichkeit ist, den Vorgängen im Dorfe nicht 
kritiklos gegenübersteht, sagt zu dem Ingenieur, der in der 
Nähe einen Bahnbau leitet: „In den Büchern sind alle Menschen 
umgänglich. Es steht in ihnen allerhand über die Liebe drin. 
Unsere Bauersleute aber machen es nicht so. Mit den Madchen 
verlieren sie keine unnützen Worte, mıt seinem eigenen Weib 
aber läßt sich der Bauer überhaupt auf keine Gespräce eın. 
Wohl sagt er hin und wieder einmal zu seiner Kuh oder zu 
seinem Pferd ein zärtliches Wort, aber nicht zu seinem Weib. 
Sein Weib hat er zum Arbeiten in die Ehe genommen, sie soll 
ihm Kinder schenken, dazu aber, Zärtlihkeiten zu empfangen, 
ist sie nicht da. Und auch bei der Arbeit wird wohl das Vieh 
geschont, nicht aber das Weib. Ob nun der Bauer reich ist oder 
arm, sein Verhältnis zu seinem Weib ist immer das gleiche.“ 


Aus Empörung gegen diesen unwürdigen Zustand kämpft 
Wirinea gegen ihren schwindsüchtigen Mann, gegen die öffent- 
liche Meinung und gegen das ganze Dorf. Sie ist in sich stark 
und sicher genug, um einen solchen Kampf aufnehmen zu 
können. Aber eben damit beweist sie sich als eine sehr seltene 
Ausnahme — eine Vorläuferin, meint die Dichterin. Als sie 
später unter dem Einfluß ihres zweiten Mannes, eines Bolsche- 
wiken, über die sozialen und politischen Zusammenhänge auf- 
wird, verwandelt sih ihr Kampf aus dem privaten 

ampf gegen den Mann in den revolutionären Kampf gegen 
Regierung und Kulaken. In diesem Kampf läßt sie ihr Leben. 


Masse. 


Lebensechter als diese Einzelerscheinung der Wirinea sind 
die Bauernweiber um sie herum. Bei der Beurteilung der Vor- 
Ränge auf dem Land darf nidıt vergessen werden, daß die 

ajorität der Bäuerinnen auch heute noch sich wenig gewandelt 
hat und unzählige sich zum sozialistischen Aufbau nicht anders 
verhalten, als sie sich in dem Roman der Sejfullina zum Welt- 
krieg verhielten, der ihnen von den Sendboten des Zaren als 
eine heilige Sache dargestellt wurde. Sehr packend ist die Szene. 
in der ein Agitator der Regierung in einer Versammlung von 
Bauernfrauen für die Fortsetzung des Krieges eintritt und große 
Worte in seinen Mund nimmt. Aber was ihm aus der Menge 
zurückklingt, ist ein völliges Unverständnis für seine Gesichts- 
punkte. „Über die Siege, über die Niederlagen, über den Ver- 
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lauf des Krieges, über die zahlenmäfige Zusammensetzung der 
Armee und über ihre Stärke fragten sie ihn nicht aus. Sie 
sprachen nur von den kleinen Dingen. Ein jeder von dem 
Seinen. Sie zergliederten mit ihren Fragen die Armee in lauter 
Mitrijs, Iwans, Wassilijs. Das große Ganze aber erfaftten sie — 
als etwas Fremdes — überhaupt nicht mit ihrem Verstande. Das 
war Sache der Obrigkeiten und des Zaren — der Krieg, die 
Armee, die Siege, die Riickziige. Fiir sie aber gab es nur Wanj- 
kas Tod, Petruchas Wunden und ein möglichst baldes Kriegs- 
ende. Das waren die Dinge, die ihnen am Herzen lagen, die sie 
für den Krieg hergegeben hatten und über die sie ein Sonder- 
konto führten.“ 


Es ist für die Frau mit ihrer starken Bindung an die vier 
Wände des Hauses, an die Familie, an die täglichen Kleinig- 
keiten des Lebens viel schwieriger, in großen Zusammenhängen 
zu denken, sich über den Rahmen, in dem sie lebt und arbeitet, 
zu erheben. Das trifft auch in Rußland und auch heute noch bei 
Millionen zu. In der Anna Kalymowa wird erzählt, aus welchen 
Gesichtspunkten die Bauernfrauen in die Fabrik gehen. Es wird 
ihnen übel vermerkt von den maschinenbegeisterten Kommu- 
nisten, daß sie nicht wie diese aus Liebe zur Sache, aus Hingabe 
an die Technik und den Fortschritt der Menschheit sich an die 
Maschine stellen, sondern nur um sich die Aussteuer zusammen- 
zusparen und wieder ins alte Leben zuriickzuheiraten. Anna 
macht einer auf der Fabrik tätigen Bäuerin Vorwürfe, daß sie 
trotz der schweren materiellen Lage ein Kind nach dem anderen 
auf die Welt bringe, und erhält dafür die bezeichnende Erkla- 
rung: „Das versteht Ihr nicht! Die zwei Monate Urlaub je vor 
und nach der Geburt fallen in die für die Wirtschaft wichtigste 
Zeit. Vor der Geburt kann ich säen, nach der Geburt die Ernte 
einbringen. Ist die Ernte drin, so geht es wieder in die Fabrik. 
Die 221% Rubel, die die Kasse für die Geburt zahlt, nehmen wir 
für Saatgetreide. Für das Kind bekomme ich über das Gehalt 
hinaus neun Monate lang 514 Rubel. Damit kann man sich ein 
Pferdchen kaufen, dem Haushalt auf die Beine helfen. Und auch 
mit den Steuern ist es leichter; mehr Familienmitglieder — ge- 
ringere Steuern. Manchmal sind die Kinder er krank und 
sterben. Vorletztes Pfingsten habe ich das dritte beerdigt. Gott 
sei Dank, die Kasse hat 20 Rubel für die Beerdigung gezahlt, 
Se ‚haben wir ein Kälbchen gekauft, das wird bald Milch 
geben. 

Eine junge Komsomolzin, welche die Leihbibliothek ver- 
waltet, beklagt sich: „Welche Plackerei man hat! Man kann’s den 
Bauernweibern nicht recht machen. Alle schreien sie im Chor: 
‚Gib uns ein Buch über Liebe!‘. Vom Bürgerkrieg wollen sie um 
keinen Preis etwas lesen, eher nehmen sie sich das ‚Adelsnest‘ 
von Turgenjew als ein Buch eines proletarischen Schriftstellers.“ 
Und die Frau eines Arbeiters sagt zu Anna: „Jedem das Seine, 
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den Männern das Männliche und uns das Weibliche. Es ist so 
eingerichtet, daß wir uns ihnen unterordnen müssen. Da ist 
nichts daran zu deuteln. Man muß heiraten, den Mann lieben, 
sich um die Kinder kümmern, und wie man so sagt, das Familien- 
glück schätzen. Nun erkläre mir bitte, was gehen mich diese 
ganzen ‚Fronten‘ an, Revolution und Partei, habe ich nicht genug 
eigene Sorgen?“ 


Land. 


Eine der bekanntesten proletarischen Schriftstellerinnen ıst 
Anna Karawajewa, seit 1922 Mitglied der Partei. In Deutsch- 
land ist eine Übersetzung ihres großen Romans „Fabrik im 
Walde?)“ erschienen. Auf fast 600 Seiten schildert die Dichterin 
den Bau eines en Werkes in einer bäuerlichen, abgelegenen 
Gegend. Im Mittelpunkt steht Ognjew, der Bauleiter, der Typ 
des pflichtbewußten, nur aus Arbeit und Wille zusammengesetz- 
ten Kommunisten. Aber wie man bei einer bedeutenden Schrift- 
stellerin erwarten kann, befinden sich in dem riesigen Personen- 
verzeichnis auch zahlreiche Frauen. Jede einzelne Figur ist 
ausgezeichnet gesehen und plastisch geschildert. Die inter- 
essanteste Frauengestalt ist Elena, Ognjews Geliebte, die zu 
ihrer eigenen Überraschung völlig in der Liebe zu Ognjew auf- 
Sal obgleich sie friiher, im Biirgerkrieg, Korrespondentin des 

tabes der Roten Armee war und damals wochenlang, nicht ein- 
mal während der Nacht, Lederjoppe und Browning abgelegt 
hatte. Lächelnd erträgt sie die brutale Rücksichtslosigkeit des 
ganz in seiner Arbeit aufgehenden Mannes und sieht ihre letzte 
Frfüllung, als es ihr zum zweiten Male gelingt, seine Liebe zu 
gewinnen. Eine etwas unwahrscheinliche Erscheinung ist die 
robuste Tochter des Waldhüters, Xenia, die aus sich selbst heraus 
so moderne Anschauungen besitzt, daß sie glücklich ist, als der 
Wald, in dem sie aufwuchs und jeden Strauch kennt, vernichtet 
wird, um der Fabrik Platz zu machen. Auch Darja, die Klein- 
bauernfrau, begrüßt die Fabrik als Rettung, weil auf diese 
Weise ihr Mann Arbeit bekommt; sie wird so proletarisch, daß 
sie sich zusammen mit den Arbeitern gegen die alten Bauern 
und ihre rückständigen Weiber stellt. 

Den Einbruch einer neuen Zeit ins Dorf, verkörpert durch 
die Fabrik, das ist es, was die Dichterin zeigen will; den 
Klassenkampf auf dem Dorf, ausgelöst und intensiviert durch das 
Eindringen städtischer Elemente und Ideologien. Dasselbe 
Motiv tauchte schon in dem Roman „Der Hof)“ auf, mit dem sich 
die Karawajewa zuerst einen großen Namen gemacht hat. Auch 
der Hof bedeutet ebenso wie die Fabrik im Walde mehr als ein 
Gebäude aus Stein und Holz. Beide sind fast allegorisch zu neh- 


3) Anna Karawajewa: Fabrik im Walde. Berlin 1930. Verlag der 
Jugendinternationale. 598 S. 
‘) Anna Karawajewa: Dwor. Moskau-Leningrad. Staatsverlag. 235 S. 
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men. Die Fabrik — das ist das Neue, Revolutionäre, das Unter- 

fand einer besseren neuen Zukunft; der Bauernhof — die Ver- 

örperung des Alten, Egoistischen, des sturen Festhaltens an 
Besitz und Tradition. Der Roman spielt vor der forcierten Kol- 
lektivierung. Während Stepan, der Besitzer des Hofes, in der 
Roten Armee dient, lebt sein Weib Marina mit einem jungen 
Burschen, dem sein Vater — er ist ein uneheliches Kind — 
keinen Anteil am Lande geben will. Bei seiner Rückkehr ins 
Dorf jagt Stepan Marina vom Hof, und obgleich er in der Armee 
in kommunistischem Geiste erzogen wurde, vermag er sich nicht 
zu entschließen, die ihm angetane Kränkung zu vergessen und 
seiner Frau und ihrem Geliebten ein Stück Land und etwas Vieh 
zu geben, um ihnen den Aufbau eines eigenen Lebens zu ermög- 
lichen. Auch hier der Einbruch des Neuen: Eine junge Komso- 
molzin, die von auswärts ins Dorf kommt und gegen die Betrach- 
tung der Frau als willenloses Eigentum des Mannes kämpft, 
überwindet den reaktionären Egoismus Stepans. 


Großstadt. 


Eine interessante Gegenüberstellung des Frauenlebens in 
der Stadt findet sich in den beiden Romanen von Panteleimon 
Romanow’) und Vera Ketlinskaja®). Gemeinsam gehen 
aus beiden die großen Schwierigkeiten der Lebensverhältnisse, 
die Engigkeit der Wohnung, der Druck der Großstadt hervor. 
Daneben aber zeigen sie den Unterschied zwischen einer ster- 
benden und einer entstehenden Welt. Die beiden Frauenfiguren 
bei Romanow sind eine Kleinbürgersfrau, die ganz im Materiel- 
len aufgeht, geizig und stumpf ist, ohne jeglichen Sinn im Leben, 
und ein dekadentes Weibchen ohne Halt, charakterlos und 
romantisch. — Wer Rußland kennt, der weiß, daR es in der Tat 
unter den „Gewesenen Leuten“, den Resten der Bourgeoisie, 
viele solche Gestalten gibt, der weiß aber auch, daf unter ihnen 
Menschen zu finden sind, die sich mit bewunderungswürdiger 
Zähigkeit durch alle Erniedrigungen und Nöte der vergangenen 
anderthalb Jahrzehnte zu einer Bejahung des Neuen durch- 
gekämpft haben, die den Kopf hoch tragen und wissen, wozu 
sie da sind. — 

Diesen beiden Vertreterinnen der Dekadenz stehen bei der 
Katlinskaja die Arbeiterinnen einer Leningrader Fabrik gegen- 
über. Sie haben klare Ziele und Aufgaben — in der Fabrik und 
im Leben —, doch auch sie kennen Schwierigkeiten und Kämpfe, 
die von der Dichterin sehr ernst genommen werden und in die 
sie durch Unverantwortlichkeit und Leichtsinn, vor allem aber 


5 Romanow: Drei Paar Seidenstrümpfe. Berlin 1932. Universitas 
Deutsche Verlags-Aktiengesellschaft. 270 S. 

e) Vera Ketlinskaja: Natka Mitschurina. Leningrad 1929. Verlag Pri- 
boj. 215 S. 
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durch mangelnde Klarheit in geschlechtlichen Dingen geraten. 
In der Lösung dieser Schwierigkeiten aber liegt das Neue: in der 
kollektiven Lösung. Der hoffnungslos erscheinende Fall einer 
heruntergekommenen jungen Arbeiterin wird zu einem glück- 
lichen Ende geführt, indem das Fabrikkollektiv eingreift, das die 
Arbeiterin sowohl als den schuldigen Arbeiter genau kennt und 
den Fall nicht als eine Privatangelegenheit dieser beiden be- 
trachtet, sondern als eine Sache, die die Gemeinschaft angeht. 
Hier liegen zweifellos Ansätze zu einer neuen und vielleicht 
besseren Entwicklung, zunächst freilich erst Ansätze. 


k 
= * 


Verglichen mit dem Jugendroman (Osteuropa, Dezember 
1931) und dem Bauernroman (Februar 1932) ergibt die Betrach- 
tung des Frauenromans ein viel weniger einheitliches Bild. Dort 
lagen die Dinge einfacher: Die Jugend soll zum Trager des 
Staates und seiner Lehren, der Bauer zum proletarischen Land- 
arbeiter umerzogen werden. Das sind klare Richtlinien, auch 
wenn ihre Durchführung auf viele Hindernisse stößt. Unendlich 
viel schwerer aber ist es, die Frau aus einem individuellen 
Wesen, das einem kleinen, stark abgeschlossenen Kreise eng 
verbunden ist, in ein dem Manne gleich gestelltes Organ der 
Gesellschaft zu verwandeln. Von den schweren inneren Wider- 
standen, die einer solchen Entwicklung entgegenstehen, sprechen 
auch die Frauenromane trotz aller optimistischen Fortschritts- 
glaubigkeit. So wie in den letzten Jahren — das ist auffallend 
auf allen Gebieten — immer mehr versucht wird, Theorie und 
Praxis, oder konkreter: die Doktrin und den Menschen, unter 
stärkerer Berücksichtigung des Menschen in Einklang zu bringen, 
so wird sich auch die ursprünglich übersehene Verschiedenheit 
der Frau vom Mann stärkere Berücksichtigung erzwingen. Und 
es ist denkbar, daf aus der weiblichen Jugend, wenn auch keines- 
wegs außerhalb der geistigen und seelischen Voraussetzungen der 
Frau, ein in sich einheitlicher neuer Mensch entsteht. 


2. 


Zuwahlen der Akademie der Wissenschaften. 


Am 27. und 28. März 1932 fanden die Zuwahlen der Akademie 
der Wissenschaften in Leningrad statt. Die Wahlvorschläge 
waren von sieben aus Regierungsvertretern und Mitgliedern 
der Akademie bestehenden Ausschüssen geprüft worden. — Sedhs 
Kandidaten, darunter der ehemalige Pressechef des Auften- 
kommissariats, Rotstein, dessen Ablehnung bei den Zuwahlen 
zur Akademie im Frühjahr 1931 soviel Staub in der russischen 
Öffentlichkeit aufgewirbelt und a ae gegen die Aka- 
demiker geschaffen hatte, waren kurz vorher von ihrer Kandi- 
datur zurückgetreten. Die der Vollversammlung unterbreiteten 
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24 Vorschläge wurden sämtlich angenommen. Es ist bezeichnend, 
daß nur fünf der Neuaufgenommenen einem anderen als dem 
technischen oder naturwissenschaftlichen Fachgebiet entstammen. 

Es wurden gewählt: 

I. In der Gruppe der technischen Wissenschaften: 1. Professor 
Alexandrow, der Erbauer des Dnjeprostroj und einer der 
tätigsten Mitarbeiter der Staatsplankommission, von dem auch 
der Entwurf des Angara-Kraftwerks stammt; 2. Ingenieur 
Winter, der Mitarbeiter Alexandrows am Dnjeprostoj und 
Erbauer des größten Torfkraftwerks der Sowjetunion in Scha- 
tury; 3. Ingenieur Graftio, der Erbauer des Wolchowstroj 
und Bauleiter des Swirjstroj; 4. Ingenieur Wedenejew, ein 
hervorragender Mitarbeiter an Dnjepro- und Wolchowstroj, — 
also die vier an der Spitze der Elektrifizierung des Landes 
stehenden Männer; 5. Professor Tschernyschew, der Fach- 
mann für Hochspannungen und Leiter der Leningrader Staat- 
lichen Physikalisch-Chemischen Anstalt; 6. Professor Schenfer, 
der Moskauer Elektrotechniker; 7. Professor Britzke, 
Moskau, der Spezialist für chemische Düngemittel; 8. Professor 
Lebedew, Leningrad, der Erfinder des aus Spiritus herge- 
stellten synthetischen Kautschuks; 9. Professor Greben- 
schtschikow, der Leningrader Chemiker; 10.Prof.Baikow, 
Leningrad, der langjährige Forscher auf dem Gebiet der 
Metallurgie und Urheber 1 Entwürfe für große Metallwerke 
in der Umgebung von Leningrad; 11. Professor Pawlow, Lenin- 

rad, einer der größten Autoritäten der Sowjetunion auf dem 

ebiete der Metallurgie, Professor am Leningrader Polytechni- 
kum; 12. Ingenieur Bardin, der Bauleiter der Hochofenwerke 
in Kuznezk; 13. Professor Pawlowskij, der Spezialist für 
Wasserbauten in Leningrad; 14. Professor Turlajkow, der 
Direktor des Instituts für Getreidebau in Saratow, spezialisiert 
für die Bekämpfung von Dürren. 

Il. In der Gruppe der physikalischen Wissenschaften: 
15. Professor Wawilo w, Moskau, der Spezialist für theore- 
tishe Optik, Bruder des Akademiemitgliedes und Pflanzen- 

hysiologen; 16. Professor S e meno vw, Mitarbeiter Joffes in der 
Lenz er Leningrader Physikalisch-Technischen Anstalt. 

Ill. In der Gruppe der chemischen Wissenschaften: 17. Pro- 
fessor Frumkin, der Moskauer Elektrochemiker. 

IV. In der Gruppe der biologischen Wissenschaften: 18. Pro- 
fessor Bogomolez, der Pathologe und Präsident der All- 
ukrainischen Akademie der Wissenschaften; 19. Professor Rich- 
ter, der Moskauer Pflanzenphysiologe, besonders tätig auf dem 
Gebiet der Züchtung kautschuktragender Pflanzen. 

V. In der Gruppe der Gesellschaftswissenschaften: 20. Pro- 
fessor Tjumenew, der Moskauer Historiker und Verfasser 
mehrerer marxistischer Arbeiten über altgriechische Geschichte; 
21. Professor Meschtschaninow, der Leningrader Orien- 
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talist und Anhänger der japhetitischen Sprachentheorie Marrs: 
22. Saweljew, Volkswirtschaftler und stellvertretender Präsi- 
dent der Kommunistishen Akademie in Moskau; 23. Obo- 
lenskij-Ossinskij, Volkswirtschaftler und stellvertretender 
Vorsitzender der Staatsplankommission; und 24. Adoratskij. 
der Nachfolger Rjazanows in der Leitung des Marx-Engels- 
Lenin-Instituts in Moskau. 

Wochenlang vorher waren die einzelnen Kandidaten in der 
Presse diskutiert worden. Die soziale Herkunft und politische 
Entwicklung jedes einzelnen spielten bei diesen Erörterungen 
eine große Rolle. Um nur einige Namen herauszugreifen: Die 
Professoren Orlow, Mostowitsch und Buitkewitsch 
wurden abgelehnt, da ihr „politisches Gesicht unklar“ sei. Auf 
die längste revolutionäre Vergangenheit schaut Professor Bo- 
an zurück. Er wurde in einem Kiewer Gefängnis ge- 

oren, während seine Mutter eine politische Strafe verbüßte. 
Professor Tulajkow ist ein Bauernsohn aus dem Gouverne- 
ment Pensa, der sich schon bald nach der Revolution auf die 
Seite der Ratemacht stellte und seit 1930 der Partei angehört. 
Saweljew ist ein alter Bolschewik. 1903 trat er in die 
Moskauer bolschewistische Organisation und wurde im selben 
ar zum erstenmal verhaftet. Jahrelang arbeitete er in der 
artei. Er beteiligte sich an der Revolution von 1905, wurde 
erneut verhaftet und begab sich für die Jahre 1907 bis 1910 in die 
Emigration. Er studierte während dieser Zeit in Leipzig und 
promovierte mit einer Arbeit über „Die Eisenindustrie in Süd- 
rußland“. Nach Rußland zurückgekehrt, arbeitete er in der 
Redaktion der „Prawda“, wurde mehrfach verhaftet und ver- 
bannt. Nach der Revolution stieg er bald empor und war einer 
der Organisatoren des Obersten Volkswirtschaftsrates. Er be- 
teiligte sich an der Organisierung der Zeitung „Ekonomi- 
tscheskaja Shisnj“ und war in den Jahren 1921 bis 1927 Redak- 
teur der Zeitschriften „Narodnoje Chosjajstwo‘, „Sozialisti- 
tscheskoje Chosjajstwo“ und „Torgowo-Promyschlennoja Gazeta”. 
1928 wurde er Direktor des Lenin-Instituts und Mitherausgeber 
von Lenins Werken, 1931 Chefredakteur der „Prawda“ und 
Vizepräsident der Kommunistischen Akademie. Eine ähnliche 
Laufbahn hatte Obolenskij-Ossinskij, der im Ausland 
durch seine Beteiligung am Amsterdamer Plankongrefi und 
durch seine häufigen großen Aufsätze in den „Iswestija” bekannt 
eworden ist. Er gehört seit 1907 der Partei an und war eben- 
alls mehrfach verhaftet. Auch er hat sich in erster Linie jour- 
nalistisch betätigt und sich erst 1923 wissenschaftlichen Fragen 
zugewandt. 

Ganz offensichtlich hat die Zuwahl für die Akademie unter 
dem in der letzten Zeit immer mehr in den Vordergrund treten- 
den Gesichtspunkt stattgefunden, die Akademie durch eine ent- 
sprechende Veränderung ihres Personalbestandes enger mit dem 


554 


praktischen Leben des Sowjetstaates zu verbinden. Die ent- 
scheidenden organisatorischen Umstellungen innerhalb der Aka- 
demie wurden schon 1929 und 1930 durchgeführt. Die neue 
Satzung der Akademie verpflichtet die Akademie im § 2, mit- 
zuwirken „an der Ausarbeitung einer alleinigen wissenschaft- 
lichen Methode auf Grund der materialistischen Weltanschauung“ 
und planmäfig das ganze System der Wissenschaft „auf die 
Befriedigung der Bedürfnisse des sozialistischen Aufbaus des 

andes und auf das weitere Anwachsen der sozialistischen Ge- 
sellschaftsordnung“ zu richten. $ 3 nennt als die beiden Haupt- 
aufgaben der Akademie das Studium der produktiven Kräfte des 
Landes und die Mitwirkung an ihrer Ausnutzung. Von beson- 
derer Bedeutung wurde die Schaffung eines Herausgeberbeirats, 
der die Schriftleitung und Verlagstätigkeit der Akademie besorgt 
und darauf zu achten hat, daß ein erheblicher Prozentsatz der 
literarischen Produktion der Akademie aktuelle Fragen behan- 
delt. Eine Anzahl von Einrichtungen wurde völlig aufgelöst, die 
Kommission für die wissenschaftliche Herausgabe der slavischen 
Bibel, die Byzantinische Kommission, die Slavische Kommission. 
Dafür wurden neue Anstalten ins Leben gerufen: die Labora- 
torien der Evolutionsmorphologie, der Mikrobiologie, der Sozio- 
logie, das Evolutionsmuseum, das Demographische Institut usw. 
Der Botanische Garten in Leningrad, die Chibinsche Bergstation 
und das Sandwüsten-Institut wurden der Akademie an- 

eschlossen. Die Institute für physikalisch-chemische Analyse, 

latinforschung, Geochemie, Geomorphologie und Energetik, 
das Forstmuseum und das genetische Laboratorium wurden zu 
selbständigen Einheiten innerhalb der Akademie. Auf dem 
Gebiet der Gesellschaftskunde fanden mehrere Zusammen- 
legungen statt. Aus dem Asiatischen Museum, dem Institut für 
buddhistische Kultur, dem Turkologishen Kabinett und dem 
Kollegium für Orientalisten wurde ein einziges Institut für 
Orientkunde mit einem historisch-ökonomischen und einem lite- 
raturkundlichen Sektor geschaffen. Eine Anzahl von Einrich- 
tungen wurden im Institut der Neuen Russischen Literatur zu- 
sammengefaft. Außerdem haben sich Institute mit benachbarten 
Forschungsgebieten in Ringen zusammengesclossen. Um die 
Kenntnis der Naturkräfte des Landes zu heben, wurde die Kom- 
mission für die Erforschung der produktiven Kräfte und die 
Kommission für die Forschungsexpeditionen in einem einzigen 
Rate für die produktiven Kräfte zusammengeschlossen. Der 
Territorialsektor dieses Rates leitet die Forschungen an Ort und 
Stelle, der thematische Sektor beaufsichtigt die Korsdiungeh in 
den Anstalten der Akademie. 


Auch ohne die Aufzählung weiterer Einzelheiten (wie die 
Aufnahme von Vertretern nichtakademischer Anstalten und 
Organe in die Räte der einzelnen Institute) ist ganz deutlich, daß 
alle Maßnahmen dem Grundgedanken enispringen, den Cha- 
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rakter der Akademie aus dem rein Akademischen ins Praktische 
und Aktuelle umzuändern. Über die einzelnen Einrichtungen 
der Akademie hat VI. Tukalevskij im Oktoberheft 1931 der 
„Slavischen Rundschau“ berichtet. 

Zu den wesentlichsten Ergebnissen der diesjährigen Aka- 
demietagung gehören noch die Beschlüsse, eine Sondertagung 
der Akademie anläßlich des 15. Jahrestages der Revolution zu 
veranstalten, Filialen der Akademie im Fernen Osten unter dem 
Vorsitz von Komarow und im Ural unter Fersman einzurichten 
und eine Niederlassung der Akademie in Alma-Ata zu organi- 
sieren. Mit dem Volkskommissariat der Schwerindustrie wurde 
ein „Abkommen gegenseitiger sozialistischer Hilfe“ getroffen, 
in dem sich die Akademie zur Beteiligung an der Ausarbeitung 
der Pläne für die Schwerindustrie, das Volkskommissariat zur 
materiellen Unterstützung der Akademie verpflichtet. 


3. 
Tag der Presse. 


Anläflih des zwanzigsten Jahrestages der Gründung der 
„Prawda“ wurde am 5. Mai 1932 in der Sowjetunion der Tag der 
Presse gefeiert. Das Jubiläum der Prawda, des Organs des 
Zentralkomitees der Partei, bot die Gelegenheit, prinzipiell zur 
Sowjetpresse in Gegenwart und Zukunit Stellung zu nehmen. 
Es wurde vor allem betont, daß der Bedarf des Landes nach 
Zeitungen trotz des raschen Ansteigens der Auflagenziffern, die 


113 . . . . . 3,5 Millionen Exemplare 
1928 ..... 88 j > 
1929... .. . 12,5 5 ss 
19350 . . . . . 22,0 is 3 
1931 32,0 j s 


1932 (nach d. Plan) 40,0 K a 

betrugen, noch nicht einmal zur Halfte gedeckt werde. Der un- 
befriedigende Stand der graphischen Industrie und vor allem 
der Papierproduktion wiid dafür verantwortlich gemacht. 1931 
und im ersten Quartal 1932 sind die Planziffern der Papier- 
produktion um 20 % nicht erreicht worden. Doch glaubt man, 
in Zukunft von der ausländischen Einfuhr unabhängig zu sein. 
Sie hat im Laufe der letzten Jahre beständig abgenommen: 


Papierimport Eig. Produktion 

(in Taus. t) (in Taus. t) 
1925/26. . . . . 147 253 
1926/27 . . . . . 108 260 
1927/28 . . . . . 88 287 
1928/29 . . . . . 67 384 
1929/30 . . . . . 69 470 
1930/31 . . . . . 26 497 
1932 (nach d. Plan) 0 677 
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Nicht nur die ungenügenden materiellen Voraussetzungen 
der Sowjetpresse werden gerügt, auch inhaltlich werden der 
Presse eine Reihe von Forderungen und Ermahnungen auf den 
Geburtstagstisch gelegt Zu der verstärkten Betonung alt- 
bekannter Parolen — Das Gesicht der Presse zum sozialistischen 
Aufbau! Schluß mit allgemeinen Redensarten, dafür konkrete 
Vorschläge spezialisierter Mitarbeiter! usw. — gesellt sich be- 
de ein neuer Ton, ein Wort, das jahrelang aus 
dem Sprachschatz ausgelöscht schien und das auch heute nur in 
Anführungszeichen und nicht ganz in der früheren Bedeutun 
gebraucht, aber immerhin gebraucht wird. In einem großen Auf- 
satz (Iswestija, 5. Mai 1932) heißt es unter der Überschrift: 
„Nehmt Rücksicht auf die seelischen‘ Bedürfnisse der 
Leser . . .!“ folgendermaßen: 

„Seit einiger Zeit machen viele unserer Zeitschriften, eine 
nach der anderen, ein ungewöhnlich ernstes, schrecklich fasten- 
mäfliges Gesicht, sie haben sich so auf die großen Dinge konzen- 
triert, daß sie nicht nur alle Sensationen, sondern sogar die 
Rubriken Gericht, Schach, Theater, Kino, Radio, Musik, Erfin- 
dungen, Photo, Museen, Ausstellungen, Sport herausgeworfen 
haben. Die Zeitungen scheinen damit sagen zu wollen, 
dies ‚Kleinigkeiten‘ seien, mit denen sich eine ernsthafte und 
tüchtige Sowjetpresse nicht abzugeben habe. Als wenn eine große 
Aufbauarbeit Vergnügen, Frholung, Spiele, Zerstreuung aus- 
schließe! Das ist unerhört absurd. Gerade in der Periode des 
Sozialismus hat unser Leser seine ‚seelischen‘ Bedürfnisse be- 
sonders stark entwickelt. Gerade jetzt fordert er sehr viel ‚für 
die Seele‘, wie Kalinin es ausdrückt. Aber unsere Zeitungen 
on dem Leser: Warte, jetzt geht es nicht, verschiebe diese 
Kleinigkeiten‘ auf eine andere Zeit. Entschuldigung! Erstens 
sind das keine ‚Kleinigkeiten‘, und zweitens hört endlich auf 
mit dieser rohen Zeitfolge! Unsere Arbeiter und Kolchosniki 
sind lustig und munter. Sie sind erfaßt von einer grandiosen 
Flamme schöpferischer Begeisterung ... Wie können unsere 
Zeitungen glauben, daß unsere Arbeiter und Kolchosniki nichts 
mit ‚Seele‘, nichts mit Freude und Zerstreung zu tun haben 
wollen? Leben wir denn in einer Katastrophe? Gedeiht unsere 
Arbeit nicht oder sind wir in einer Sackgasse, oder was ist los? 
Das ist eine ungeheuerliche Verdrehung unserer sowjetistischen 
Wirklichkeit.“ 

Also auch auf dem Gebiet der Presse die Forderung, den 
lebendigen Menschen nicht zu vergessen. 
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Bücherschau. 


Ferner Osten. 


Tretjakow, Berge]: Den Schi Chua. Malik-Verlag. 
Berlin 1932, 509 Seiten. Preis: Kart. 2,85 RM. 


Kreitner, Gustav Ritter v.: hinter china steht 
moskau. Berlin 1932. Verlag E. S. Mittler & Sohn. 145 S. 
Preis: 3,80 RM. | 


Zwei Biicher über China: das eine von einem der bekanntesten Sow jet- 
schriftsteller, das andere ausgesprochen antibolschewistisch. 

Tretjakow klärt uns einleitend über die eigenartige Entstehungs- 
weise seines Buches auf. Nicht er fühlt sich als eigentlicher Autor, sondern 
das sei Den Schi Chua selbst, ein junger chinesischer Student aus der Pro- 
vinz Szechuan. Diesen lernte Tretjakow kennen, als er Lehrer am russischen 
Seminar in Peking war, und fragte allmählich aus dem jungen Chinesen die 
Geschichte seines Lebens heraus. Die große Wirkung des eriments, das 
der Verfasser als „Bio-Interview“ bezeichnet, beruht darin, daß bei dieser 
neuartigen literarischen Methode des „operierenden“ Schriftstellers die Welt- 
anschauung des Verfassers so ganz hinter der referierten Materie zurücktritt, 
daß sie sich völlig in die hochkünstlerische Form der Erzählung auflöst, und 
so weit überzeugender wirkt als jede laute Tendenz. Außer der vollendeten 
Sprache des Buches, von Alfred Kurella ausgezeichnet im Deutschen wieder- 
gegeben, besitzt es großen soziologischen Wert, um so mehr, als der über- 
wiegende Teil der Handlung in der westlichen Binnenprovinz Szechuan, also 
in dem Nicht-Chinesen noch unzugänglicheren Innern Chinas, spielt. Tret- 
jakow könnte daher mit Recht von sich behaupten, einer der ersten zu sein, 
der die Ideen, Sitten, täglichen Lebensgewohnheiten der letzten 
zwei bis drei Generationen des gebildeten Chinas der außerchinesischen 
Welt in ihrer Totalität erschlossen hat. Den Sao-Pu, der ältere Bruder von 
Shi-Chua’s Vater, bei dem dieser zunächst aufwächst, ist Repräsentant des 
alten China, streng dynastisch, konfuzianish bis ins Knochenmark, für den 
nur die klassische Literatur von Bedeutung ist. Der Vater Schi-Chua’s, Den 
alle Persönlichkeit vom Scheitel bis zur Sohle, die markantest gezeichnete 

igur des Bio-Interviews, unbestechliher Revolutionär und Anhänger Dr. 
Sun Yat-Sens, einer der führenden Feldherren und Köpfe der Tun Min-Chuey 
und späteren Kuomintang, vertritt die heute an der Macht befindliche Gene- 
ration. Schi-Chua kennt seinen Vater, der in Japan Jura und Militärwissen- 
schaften studiert, kaum, und als dieser 1910 in die Heimat zurückkehrt, im 
Auftrag seiner Partei den Posten eines kaiserlichen Polizeichefs zu überneh- 
men hat, bleibt keine Zeit, sich um die Erziehung des Sohnes zu kümmern. 
Der Sturz der Mandschus macht Ja-Pu beinahe zum Gouverneur seiner Pro- 
vinz, inzwischen siegt jedoch Yüan Schi-Kai über Sun Yat-Sen und Ja-Pu muß 
wieder fliehen und entgeht nur durch abenteuerlihe Fluct, durch das ge- 
samte Aufgebot der komplizierten, berühmten chinesischen Bestechungs- 
maschinerie der Hinrichtung. 


So wächst Den Schi-Chua noch inmitten der alten Traditionen auf: Ele- 
mentarschule, Gymnasium, Verlobung und Hochzeit mit der von der Stief- 
mutter ihm aufgezwungenen, nicht geliebten Frau, nachdem ihm der strenge. 
oft harte Vater die Heirat mit der reizend geschilderten kleinen Zaj-In ver- 
boten hat, weil sie in einem streng kaiserlich gesinnten Hause aufgewachsen 
ist. Nach der Rückkehr Ja-Pu’s aus Japan wird er unfreiwilliger Zeuge 
geheimnisvoller Vorgänge, von Verschwörungen und Geheimversammlungen. 
Erst als es sich um sein Studium handelt, wird Schi-Chua selbständig, gegen 
den Willen des Vaters geht er mit Freunden nach Peking zum Studium der 
Literatur. Hier wird er am russischen Seminar mit den Lehren Karl Marx’ be- 
kannt und nimmt an der Vorbereitung einer antiimperialistischen Studenten- 
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demonstration teil, die vom chinesischen Militär blutig niedergeschlagen wird. 
Frühere Beobachtungen und Erfahrungen formen sich nun zu proletarisch- 
revolutionärer Gesinnung. Schon als Gymnasiast hatte er stark empfunden, 
daß er die Unterhaltung von Kulis nicht verstehen konnte: „Ich finde es 
traurig, daß man mich in der Schule nicht die Sprache lehrt, die die Kulis 
sprechen. (S. 155.) Eben diese Kulis sollen die Befreier Chinas vom fremden 
Joch und der sozialen Bedrückung werden. 

Uber Gustav Ritter von Kreitners Bua: „hinter china steht moskau“ 
läßt sich kein günstiges Urteil fällen. Im Gegensatz zu Tretjakow ist bei 
Kreitner nichts originell. Die unkritisch antibolschewistische Tendenz verhin- 
dert jegliche Objektivität. Kreitner sieht, wie der Verlag in einem Begleit- 
text ausdrücklich unterstreicht, in China heute bereits „eine Beute Sowjet- 
Rußlands und — eine Riesengefahr für Europa“. Immer wieder läßt sich der 
Verfasser zu Schmähungen Dr. Sun Yat-Sens hinreißen, den er als „Toten- 
gräber Chinas“ bezeichnet. In keiner Zeile vermag er sich von seiner nur 
europäischen Blickrichtung frei zu machen. Seine Schilderung Alt-Chinas und 
des Einbruchs Europas und des Endes des Kaisertums geben nichts Neuartiges, 
die Kapitel von „Sun Yat-Sen bis Borodin“ und „Von Borodin bis Chiang Kai- 
Shek“ sind ebenfalls an anderer Stelle, so z. B. bei Roy: „Revolution und Konter- 
revolution in China” mit ganz anderer Tiefgründigkeit dargestellt. Auf der 
einen Seite den alten konfuzianischen Feudalstaat zu verherrlichen, zugleich 
aber vom Standpunkt eines 100prozentigen westlichen Kapitalismus zu argu- 
mentieren, muß zu Widersprüchen in der Darstellungsweise führen. Einen 
solchen Widerspruch müssen wir vor allem darin erblicken, wenn wir zur 
Illustrierung der These, daß China heute schon eine Art Kolonie der Sowjets 
ist, im Zusammenhang mit der Anerkennung der antirussischen Haltung 
Chiang Kai Shek’s und des Obersten Bauer hören: „Die Kommunisten wur- 
den zu Tausenden erschossen, verhaftet, hingerichtet, die Arbeiterwehren 
aufgelöst und entwaffnet, die Gewerkschaften geschlossen, Streiks und 
Demonstrationen verboten. Die Massen bäumten sich noch einmal im Auf- 
stand auf; er wurde in Strömen von Blut erstickt!“ 

Wenn heute jemand mit dem Anspruch, „im Gegensatz zu anderen Euro- 
päern einen Blick in die Tiefe“ der chinesischen Entwicklung (siehe Vorwort 
des Verfassers) getan zu haben, ein Buch über China schreibt, so muß er 
zumindest versuchen, einen kausalen Zusammenhang zwischen den speziellen 
wirtschaftlichen und politischen Zuständen des Landes, der Bewegung Sun 
Yat-Sens und der Tendenzen des Agrarkommunismus in den Binnenprovinzen 
zu geben. Trotzdem Kreitner an mehreren Stellen auf einige ökonomische 
und soziale Tatsachen hinweist —, eine gesellschafts-historische Analyse der 
Geschehnisse gibt er nirgends. E. R. 


Frauenmemoiren. 


Rachmanowa, A.: Tagebuch einer russischen Studentin. 
Studenten, Liebe, Tscheka und Tod. Verlag Anton Pustet, Salz- 
burg 1931. 447 S. 

Broido, Eva: Wetterleuchten der Revolution. Memoiren 
einer russischen Sozialistin. 2. Auflage. Verlag: „Der Bücher- 
kreis.“ Berlin 1931. 4,80 RM. 


Die Geschichte der russishen Revolution ist noch nicht geschrieben und 
kann noch nicht geschrieben werden. Einstweilen bringt fast jeder Tag neues 
Quellenmaterial — in Sowjetrufland, in der russischen Emigration, in der 
ganzen Welt erscheinen Memoiren von Leuten, welche die großen und qual- 
vollen Jahre miterlebt haben. Der zukünftige Historiker wird an dem unter 
einem etwas kitschigen Titel, in einem schreienden Einband, in mangelhafter 
Übersetzung erschienenen Tagebuch von Rachmanowa nicht vorbeigehen 
können, obwohl es keine großen Persönlichkeiten und keine bedeutenden 
Ereignisse schildert. Es ist das Tagebuch der jungen russischen Generation, 
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die 1917 nicht den Anschluß gefunden hat und über die die Revolution — 
alles, was nicht mitkam, vernichtend — hinweggerollt ist. Alja Rachmanowa. 
die erst 17jährige Studentin an einer russischen Provinzuniversität, geht mit 
offenen Augen durch die Welt, beschreibt die unruhige, shwüle Atmosphäre 
des vorrevolutionären Rußlands, dann die von Frühlingsraush erfüllten 
Februartage 1917. Sie sieht aus dem Fenster dem die Läden und Wohnungen 
plündernden Pöbel zu und erschrickt über das neue und unheimliche Gesicht 
des russischen Volkes, sie erlebt aus der allernächsten Nähe den brutalen 
roten Terror, der das Gesicht der Revolution in den entlegenen Provinz- 
städten zu einer furchtbaren Grimasse verzerrt hat, sie erkrankt an Typhus 
sie flieht, noch kaum genesen, mit ihren Angehörigen vor einer neuen Be- 
setzung der Roten in einem Viehwagen immer weiter nach Osten, wird von 
diesen in Irkutsk eingeholt und führt dort das erniedrigende, hungrige und 
zweclose Leben der „bürgerlichen“ Flüchtlinge. Das war das Schicksal von 
hunderttausenden junger Mädchen aus Intellektuellen-Kreisen. Rachmanowa 
trägt ihr Los, ohne viel über das vergewaltigte Leben zu klagen. Wenn man 
ihre von Empörung und Trauer erfüllten Schilderungen der „weißen“ Jugend 
liest, fühlt man von neuem, daß diese einer neuen, gesünderen und ziel- 
bewußten Jugend Platz machen mußte. Eine letzte Vertreterin der Gene- 
ration, die verschwinden muße; viele geistige Werte sind mit ihr ver- 
schwunden. 

EvaBroido, deren Memoiren jetzt in der 2. Auflage erscheinen, steht 
in der revolutionären Arbeit bereits seit ihrer frühesten Jugend. Jetzt biift 
sie — eine treue Anhängerin der menschewistischen Richtung — ihre Strafe 
im sowjetrussischen Gefängnis ab. Dazwischen liegen 30 Jahre, ein Leben 
voller Opfermut, freiwillig auf sich genommener Entbehrungen. Einzelne 
Etappen: — jüdische Kleinstadt in Litauen, Universitätsstudium in Kasan, 
propagandistische Tätigkeit unter den Petersburger Arbeitern mit allen dazu- 
gehörige Requisiten — illegale Versammlungen, Geheimdruckerei usw. — 
dann Gefängnis, Verschickung nach Nordsibirien, Flucht nach Deutschland, 
wiederum agitatorische Arbeit — diesmal im Kaukasus unter den Naphtha- 
arbeitern, Verhaftung, Sibirien. Die Verfasserin hat die russische Revolution 
von unten mitgemacht, sie stand nicht in der Reihe der Führer der sozial- 
demokratishen Bewegung, sondern war eine typische, der Sache der 
Arbeiterklasse voll und ganz ergebene Parteifunktionärin. Und nichts konnte 
diese Frau an ihrer Arbeit hindern, weder Verbannung noch materielle Not, 
noch vier kleine Kinder. Dieser selbstlose starke Glaube an die von ihr 
verfochtene Sache macht für uns das Buch von Eva Broido lebendig, trotz- 
u die Leute und Ereignisse, die sie schildert, schon Geschichte vor 
sind. . j. 


Ochrana — Tscheka — GPU. 


Nikolajewsky, Boris: Asew. Die Geschichte eines 
Verrats. Dokumente russischer revolutionärer Bewegung. Mit 
Photos. Berlin 1932. Verlag der Bücherkreis G. m. b. H. 252 S. 
Preis: in Halbleinen 4,30 RM. 

Larwin, Franz: Asew der Verräter. Das Doppel- 
leben eines Terroristen. Berlin 1931. Verlag Ullstein. 248 S. 
Preis: geh. 1 RM. 

Essad Bey: Die Verschwörung gegendie Welt. 
G. P. U. Berlin 1932. E. C. Etthofen, Verlag. 259 S. Preis: 
2,85 RM. 

Zeutschel, Walter: Im Dienste der kommunisti- 
schen Terror-Organisation. (Tscheka- Arbeit in 
Deutschland.) Berlin 1931. Verlag J. H. W. Dietz Nachf. 159 S. 
Preis: geh. 1 RM. 
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Innerhalb der Geschichte der russischen Terroristenbewegung zieht die 
Gestalt des „großen Provokateurs“ Ewno Asew die besondere Aufmerksamkeit 
des Historikers, Psychologen und Künstlers auf sih. Wir haben an dieser 
Stelle auf den Sawinkow-Roman von Roman Gul verwiesen, wo das Thema 
Asew in einer dem Gegenstand sehr angepaßten dramatischen Kunstform dar- 
gestellt ist. Nun liegt uns auch eine gründliche, auf neuen Materialien auf- 
gebaute Biographie Asews von Nikolajewsky vor, zugleih als bemerkens- 
werter Versuch, das traditionelle Bild von seinen Fehlern und Übertreibungen 
zu befreien. Dabei stützt sich der Verfasser sowohl auf neuaufgefundene 
Quellen aus Polizeiakten und Berichten wie auf persönliche Erinnerungen 
von Asews Förderern (z. B. die des Generals Gerassimow) und namentlich auf 
private Mitteilungen über den späten Asew, den Berliner Privatier und Börsen- 
spieler. (Diese Materialien sind ausführlich verwendet in einer Sonderstudie 
desselben Verfassers, die russisch 1926 unter dem Titel „Asews Ende“ er- 
sdiienen ist.) Im Lichte dieser Quellen erscheint Asew wesentlich weniger 
„dämonisch”“ als man ihn darzustellen beliebt, vielmehr als eine durchaus 
mittelmäfßige Persönlichkeit mit einiger Menschenkenntnis, eine Persönlich- 
keit, deren Wirken vor allem ermöglicht wurde durch die offenbaren Schwä- 
chen der sie umgebenden Menschen. Sehr aufschluffreich sind in dieser Be- 
ziehung die Charakteristiken der Revolutionäre sowohl wie der Beamten von 
der Geheimpolizei, die Asew mit Geschick gegeneinander ausspielt. Über- 
flüssig zu erwähnen, daß die schon früher bekannten Quellen über die Affäre 
Asew, im besonderen über die Entlarvung und das Parteigericht, bei der Dar- 
stellung verwendet worden sind. Eine stärkere Unterstreichung des Doku- 
mentarischen (wie sie im Titel des Buches angedeutet ist), hätte dem Buche 
gewiß noch größeren Wert verliehen — so bleibt es, seinem Zweck entspre- 
chend, eine gut geschriebene, gewissenhaft bearbeitete Zusammenfassung für 
ein breiteres interessiertes Publikum. Nützlich sind die beigegebenen Pho- 
= nur net einige, wie das Porträt Sawinkows, bis zur Unkenntlichkeit retou- 

iert sind. 


Uber das gleihe Thema handelt auch das Buch von Larwin, eine 
flüssige, auf Spannung berechnete Erzählung der Affäre, in welche die neuen 
Materialien ebenfalls schon hineingearbeitet sind. Der historische Rahmen 
konnte hier natürlich nur angedeutet werden, und von den Realitäten, um 
aie es sich bei der Geschichte handelt, wird der Leser eben nur die Namen 

ören. 


Vom sozialrevolutionären zum bolschewistischen Terror: das Thema der 
berüchtigten Tscheka, der heutigen GPU, ist wesentlih schwieriger zu be- 
arbeiten als jenes, das nun historish geworden ist. Wer hier ein einiger- 
mafien wahrheitsgetreues Bild geben will, muß seine Quellen gewissenhaft 
prüfen und auswählen. Der Verfasser des neuen Buches über die GPU, dem 
man nach seinen bisherigen Leistungen nur mißtrauen kann, hat diese Skru- 

el nicht. Sein Maßstab ist nicht die Wahrheit, sondern die nervenkitzelnde 
Sensation: und er hat die vorhandene Literatur unter diesem Gesichtspunkt 
mit gutem Erfolg ausgepliindert nach dem Prinzip, daß, was einmal irgendwo 
gedruckt ist, bedenkenlos wiedergedruckt werden kann, wobei Vermutungen 
und unkontrollierbare Berichte zu feststehenden Tatsachen werden. 


Wenn z. B. Bessedowski in seinen Erinnerungen eine Version über den 
Tod Sawinkows wiedergibt, die er von einem Sowjetbeamten gehört haben 
will, so ist dieselbe Geschichte bei Essad Bey schlechthin die Wahrheit über 
Sawinkows Tod, Eine Wahrheit übrigens, die an Überzeugungskraft gewinnen 
soll, wenn sie von der üppigen Phantasie des Verfassers etwas hergerichtet 
wird. Aus Bessedowskis Erzählung. Dsershinski habe Sawinkow gesagt, man 
hätte für ihn eine besondere Wohnung im Hause der GPU. eingerichtet, wird 
bei Essad Bey die Tatsache: „Sawinkow kam in die luxuriöseste Wohnung, 
die die GPU je einem Gefangenen zur Verfügung stellte“ (S. 105); aus dem 
Auto, das nach der gleichen Erzählung Sawinkow unter bestimmten Bedin- 
gungen zur Verfügung gestellt werden soll, macht Essad einen „nagelneuen 
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Rolls-Royce-Wagen“, der für ihn bereit steht und mit dem er durch die 
Straßen von Moskau saust. 

Dies nur als harmloses Exempel, wie Essad Bey arbeitet. Wer andere 
haben will, der vergleiche die Anekdoten über Uritzki (S. 24, 27, 30) oder 
über Lenin (S. 116 und 118) mit den Quellen, die Essad Bey dazu angibt. 
Anekdotisches und Persönliches steht im Vordergrund. Wo Tatsachen vor- 
kommen, sind sie unzuverlässig (falsch angegeben z. B. der Gründungstag 
der Tscheka, das Gerichtsurteil über Sawinkow). Vieles ist einfach dazu- 
gedichtet (S. 18 bis 19, S. 100 usw.). 

Am meisten ist der Verfasser in den Kapiteln über den bolschewistischen 
Blutterror zu Haus, wo er die bekannten Quellen ausschöpft. Sehr töricht 
sind seine Ausführungen über den „Sinn der Tscheka“, die geistige Vertiefung 
markieren, seine „eurasische“ Deutung der „Verschwörung gegen die Welt“: 
merkwürdigerweise fehlt hier der Hinweis auf Popows „Tscheka“, wo die- 
selbe These schon einmal vertreten wurde. Die Ausführungen Seite 141 ff. 
sind üble Spekulation auf Publikumseffekte. Hingewiesen sei auch auf die 
Anmerkungen am Schluß, die Wissenschaftlichkeit vortäuschen: da geht alles 
durcheinander: Buchkapitel sind als selbständige Werke zitiert, und neben 
unverständlichen Zitaten stehen solche einleuchtenden Verweise wie: Ver- 
gleiche Sven von Müller im „Tempo“, oder: Vergleiche „Tägliche Rundschau“, 
Jahrgang 1930, u. ä Wir warnen vor dem Buche, dessen Verfasser mit unver- 
antwortlichem Leichtsinn mit Dingen umgeht, die für eine derartige Behand- 
lung zu ernst und zu wichtig sind. 

Einen lebendigen Einblick in die Tätigkeit der kommunistischen Terror- 
organisationen in Deutschland während der Jahre 1923/24 gibt das Buch von 
Zeutschel. Es sind die Erinnerungen eines jungen Revolutionärs und An- 
hängers der radikalen Gruppe innerhalb der Kommunistischen Partei, welcher 
den eigenen Weg des Terrors ging und von der Zentrale in den entscheiden- 
den Augenblicken im Stich gelassen wurde. Interessant ist die Übereinstim- 
mung der typischen Erscheinungen in diesen Terrorzellen mit denen der 
russischen Terroristen, die ruhelose Sphäre der Illegalitat, das gegenseitige 
Mißtrauen, täglicher Verrat, und völlige Kopflosigkeit nach mifllungenen 
Attentaten. Die kritische Stellung der jungen überzeugten Terroristen zum 
russischen Bolschewismus und seinen Emissären ist in diesen Erinnerungen 
ebenfalls gut zu erkennen. W. L. 


Polnische Literaturgeschichte. 


Kleiner, Juljusz: Zarys dziejów literatury polskiej. 
Lwów, Zakład Narodowy im. Ossolinskich 1932. Bd. 1. 208 S. 
4 Tafeln. 

Wojciechowski, Konstanty: Dzieje literatury pols- 
kie ie Lwów, Książnica Atlas 1930. 3. umgearbeitete Auflage. 
419 5. 

Feldman, Wilhelm: Współczesna literatura polska. 
Kraköw. Krakowska Spölka Wydawnicza 1930. 7145. 8. um- 
gearbeitete Auflage, ergänzt von Stefan Kolaczkowski. 

Waclaw Borowy: Od Kochanowskiego do 
Staffa. Antologja liryki polskiej. Lwów. Zakład Narodowy 
im. Ossolińskich 1930. XL. 378 S. 


Professor Kleiner, dessen deutschgeschriebenes Werk „Die polnische 
Literatur“ im Rahmen des Walzelschen Handbuchs der Literaturwissenschaft 
erschienen ist, hat in seinem polnischen Grundriß den Stoff umgruppiert, 
straffer zusammengefaßt und unter anderen Gesichtspunkten, nämlich für die 
Schüler der mittleren Unterrichtsanstalten, bearbeitet. Sein Lehrbuch ist vor- 
züglidı geraten. Mit dem ersten Band reicht es bis ans Ende der Aufklärungs- 
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zeit. Die allgemeinen Charakteristiken der Epochen und die der bedeuten- 
den Autoren sind ebenso gut gelungen wie die Auswahl des Gebotenen. Der 
Stil ist schlicht und klar. Vergleiche mit der allgemeinen europäischen Ent- 
wicklung sind, zwar sparsam, doch ausreichend, geeignet, Wertmaßstäbe von 
zuverlässiger Art in die Hand zu geben. Das Cedankliche und das Künst- 
lerische sind gleicherweise berücksichtigt. Besonders begrüßenswert scheinen 
mir die vier chronologischen Tafeln, die nach französishem Muster (Lanson, 
Desgranges) die Einprägung des Wichtigen sehr erleichtern. Dagegen fehlt, 
nach ee Sitte, ein Register. 

ojciedhowskis Lehrbuch steht weit hinter Kleiner zurück. Es 
ist unübersichtlich gegliedert, stilistisch unbeholfen (enervierend zumal die 
stets wiederkehrenden „rhetorischen Fragen“), entbehrt der chronologischen 
Tafeln und der Literaturhinweise, verzichtet auf die geistesgeschichtliche 
Schau. Wenn wir das Buch gleichwohl empfehlen, so deshalb, weil es weniger 
als das Kleiners voraussetzt und weil es über die groffe, romantische Epoche 
des polnischen Schrifttums befriedigend unterrichtet. 

Uber die Zeit nach 1863 orientiere man sich bei Feldman. Sein nach- 
gelassenes Kompendium — im Text unverändert, wie es Feldman bei seinem 
Tod 1919 gewünscht hatte —, wurde durch Professor Kołaczkowski durch 
eine sehr eigenwillige, geistreiche und bedeutende Abhandlung über die Nach- 
kriegsliteratur bereichert. Durfte man schon gegen Feldmans Ansichten oft 
protestieren — er stand nicht immer auf dem gleichen Standpunkt, doch er 
war immer hinter der neuesten Errungenschaft her, um nicht als rückschritt- 
lich zu gelten —, so wird auch Kolaczkowski auf Widerspruch gefaßt sein. 
Er ist gegenüber der „regionalistischen“ Heimatliteratur, z. B. dem „Czar- 
tak“, feindlich gesinnt und überschätzt mitunter die „Urbanisten“ und „Euro- 
päer"“. Sein Urteil mit den rein ästhetischen Wertmaßstäben ist nicht nach 
jedermanns Geschmack. Allein da es von Geschmack zeugt und gar nicht auf 

istorische Objektivität Anspruch erhebt, nimmt man es hin. Als Fundgrube 
für die Geschichte der Literatur seit 1863 ist der „Feldman“ unentbehrlich, 
bis er durch ein längst fälliges meues Handbuch eines Fachmanns ersetzt sein 
wird. Bibliographische Angaben sind in gröferem Umfang vorhanden, doch 
halten sie nicht immer der Nachprüfung stand, sowohl in den Jahreszahlen 
als auch in ihrer Vollständigkeit. 

Borowys Anthologie dient grundsätzlich dem Genuß der Dichtwerke, 
nicht literargeschichtlihen Zwecken. Sie ist dennoch sehr brauchbar, auch 
um sich ein Gesamtbild der polnischen Lyrik zu verschaffen oder schnell 
über eine Periode einen Überblick aus den Werken der Dichter zu gewinnen. 
Das Werk eines sehr persönlichen und sehr feinsinnigen Geschmacks, nach 
Prinzipien angelegt, die Borowy in seiner Einleitung verficht, mit einigen 
Lücken, die er — nicht stets überzeugend — aus diesen Prinzipien ableitet, 
ist diese Anthologie die beste ihrer Art. Der Duhamels vergleichbar, die 
offenbar als Muster gedient hatte, gibt sie, wie jene, besonders viel dem 
des Polnischen (wie dort dem des Panzo eden) kundigen Ausländer. Bei 
einer Neuauflage möchte ich wenigstens Szymonowic, Twardowski, Wegierski, 
Kozmian, Rollicz Lieder (der doch wahrlih die Probe bestanden hat, da 
ihn ein Stefan George ins Deutsche übertrug und seinetwegen Polnisch 
lernte) zur Aufnahme empfehlen, 


Nachschlagewerk. 


Müller-Jabusch, Maximilian: Handbuch des öffent- 
lichen Lebens: Staat, Politik, Wirtschaft, Verkehr, Kirche, Presse, 
Bildungswesen, Gemeindewesen, Verbände, Ausland, Statistik. 
6. Auflage des Politischen Almanachs. Mit staatlicher Unter- 
stiitzung der Behörden des Reidis, der Länder, Gemeinden und 
des Auslandes und vieler Verbände. Leipzig 1952. Verlag von 
K. F. Koehler. XXIV und 1051 S. Preis: geb. 25,— RM. 
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Dieses Jahrbuch hat sich schon eingebürgert und ist als wertvolles und 
nützlihes Nachschlagewerk bekannt. Es zieht seinen Kreis ungewohnlich 
weit und regt daher die Frage an, ob gewisse Partien nicht entbehrt werden 
könnten, die mit dazu wirken, daß der Umfang des ganzen fiir ein ständig 
zu benutzendes Nachschlagewerk sehr erheblih ist. Wir denken dabei an 
Abschnitte wie die Liquidation des Weltkrieges, oder den Abdruck der Reichs- 
verfassung. Wir denken noch mehr an den ganzen Abschnitt III: Ausland. 
Dieser ist gewiß sehr nützlich, wertvoll und auch, soweit wir sehen können, 
sorgfältig gemacht. Aber er kann natürlich nicht mit dem altbewährten und 
immer auf der Höhe gehaltenen „Gotha“ wetteifern, den darum unsereiner 
nicht entbehren kann. Aber dafür sind die anderen Partien sehr nützlich 
und wertvoll, sowohl über das Reich und die Länder, die Übersichten über 
die zahllosen Verbände, die Parteien, namentlich die große Presse — dieser 
Abschnitt ersetzt dem Durchschnittsbenutzer einfach das Zeitungslexikon. 
Auch der statistische Teil ist wertvoll und nützlih. Dagegen zweifeln wir, 
ob es überhaupt möglich ist, in ein derartiges Nachschlagewerk, den bio- 
graphischen Teil, die Mitteilungen über deutsche und ausländische Persönlich- 
keiten mit hereinzupressen. Über die Auswahl wird man dabei ja stets 
streiten. Hier werden aufgenommen sämtliche Mitglieder des Reichtstags, die 
führenden Mitglieder der Landtage, die Minister und die höheren Beamten 
des Reichs und der Länder. Außerdem Leiter der Kommunen und der Wirt- 
schaft, dagegen nicht Persönlichkeiten des kulturellen Lebens, während 
führende Persönlichkeiten des Auslandes ihre Stelle hier finden. Es ist 
zweifelhaft, ob dieser Teil den interessanten anderen Nachschlagewerken 
wie den „Kürschner“ oder „Wer ists?“ ersetzen kann. Auf diese Gesichts- 
punkte sei hier deshalb hingewiesen, weil es bei einem solchen Nachsclage- 
werk darauf ankommt, es nicht zu umfangreich und darum zu teuer werden 
zu lassen. Es muß ja im Sinn eines solchen Werkes liegen, daß der Benutzer 
sich daran gewöhnt, sich also jedes Jahr das Buch kaufen kann. Jedenfalls 
ist das Handbuch ein wertvolles und nützliches Nachschlagewerk und sei 
darum empfoblen. Otto Hoetzsch. 


Notizen. 


Slavistische Arbeitsgemeinschaft in Berlin. 


In Verbindung mit der Deutschen Gesellschaft zum Studium Osteuropas 
hat sich an der Universität Berlin eine Slavistishe Arbeitsgemeinschaft 
gebildet, deren Mitglieder grofenteils ältere Schüler der Berliner Professoren 
Hoetzsch, Stéhlin, Vasmer und des Geh. Rat Cleinow sind. Die Arbeits- 
gemeinschaft, welche die Genehmigung des Herrn Rektors erhalten und sid 
dem Ring der Arbeitsgemeinschaften und Fachschaften an der Universität 
Berlin angeschlossen hat, hat am 9. Mai 1952 ihre Tätigkeit in den Räumen 
der Deutschen Gesellschaft zum Studium Osteuropas aufgenommen. Das 
Ziel ist, in gemeinsamer Arbeit auf Gebieten, die das allgemeine Interesse 
derer, die sich mit slavistischen Problemen beschäftigen, beanspruchen 
können, größere Gesichtspunkte und Perspektiven der isolierten Spezial- 
arbeit des einzelnen gegenüber zu stellen. Es wird zunächst in drei Gruppen 
gearbeitet; die erste widmet sich der Nationalitätenfrage bei den slavischen 
Völkern (in der Sowjetunion sowohl wie in „Zwischeneuropa“), die zweite 
Problemen des russischen Mittelalters, die dritte der slavischen Romantik 
und ihrer Beeinflussung durch die europäishe Romantik. Von den Mit- 
gliedern der Deutschen Gesellschaft beteiligen sih an den Arbeiten: 
Dr. Max Landau, Dr. Wolfgang Leppmann, Dr. Klaus Mehnert, Dr. Eugenie 
Salkind, Dr. Ljubow Schnittkind, Friedrich Schwarz, Dr. Leopold Silberstein. 


Natürlicher Kautschuk in SowjetruBland. 


Die Sowjetunion ist so gliicklich, alle Rohstoffe fiir die Industrie zu 
besitzen. Nur einer fehlte bisher: Kautschuk. Man wollte ihn synthetisch 
herstellen. Man glaubte, daß die Kautschuk liefernden Pflanzen von 
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industrieller Bedeutung nur in tropischen Gegenden, aber nicht in gemäßigten 
Klimaten gedeihen. Alle bisherigen Versuche in Rußland gingen darauf 
aus, tropische und subtropische Pflanzen einzubiirgern. Die Versuche blieben 
erfolglos. Nun hat sich herausgestellt, daß Rußland auf eigenem Boden 
ausgezeichnete Kautschuk tragende Pflanzen besitzt, so daß in kürzester 
Frist eine große Pflanzenwirtschaft und fabrikmäfiige Ausnützung möglich 
ist. Der ganze Betrieb von der Anpflanzung bis zur fabrikmäfigen Aus- 
beute kann in wirksamer, einfacher Weise mechanisiert werden. Die russi- 
schen Kautschukträger sind sehr anspruchslos und gestatten eine regelmäßige 
Ernte, so daß die Kautschukausbeute aus tropischen Pflanzen in kapita- 
listischen Ländern in den Schatten gestellt wird. Die führende Pflanze 
heißt Tau-Ssagis. Nach zehnmonatigem Wachsen der Kultur ergeben 
sich 6,4 bis 13,9 v. H. Trockengewicht Kar je nach der Gegend der 
Anpflanzung. Eine so starke Anhäufung von Kautschuk innerhalb eines 
Jahres ist bisher sonst noch nirgends beobachtet worden. Im Laufe eines 
Jahres konnte wildwachsender Tau-Ssagis in Kulturen angepflanzt und so 
geschult werden, daß er sich kräftig entwickelte und Kautschuk in sehr 
großen Mengen ansammelte. Tau-Ssagis wächst jetzt in den verschiedensten 
Gegenden der Sowjetunion von Mittelasien bis Moskau. Er pflanzt sich durch 
Samen fort und ist ausgezeichnet regenerationsfähig. Ein kleiner Wurzel- 
rückstand nach Entnahme der Pflanzen aus der Schule gab einen so starken 
Nachwuchs, daß sich auf dem Boden wieder eine geschlossene grüne Bürste 
von Tau-Ssagis bildete. 

Auch mit dem Guttaperchabaum Eukonia erzielte man nach 30jährigen 
Versuchen gute Erfolge. Kulturen in großem Umfang sind in der Anlage 
begriffen. Auch die mexikanishe Gwajula wurde in bedeutender Menge 
‘angepflanzt. Alle diese Pflanzungen haben unmittelbar industrielle Be- 
deutung. Die praktische Aufgabe besteht der Hauptsache nach in der An- 
lage großer Anpflanzungen. Auch die mit Chandrill seit langem gemachten 
Versuche sollen nicht aufgegeben werden. Freilich gibt Chandrill nicht 
Kautschuk unmittelbar, aber man kann ihn jetzt aus der grünen Masse des 
Chandrills gewinnen. Auch im Kendir ist Kautschuk guter Beschaffenheit 
vorhanden. Jedenfalls ist die Kautschukfrage für die Sowjetunion gelöst. 
Aufgabe der nächsten Jahre wird es sein, auf Kautschukgewinnung im 
großen überzugehen. Dr. Saller. 


Ein zweites Nationalmuseum in Krakau, 


Das polnische Nationalmuseum im Tuchhaus in Krakau leidet seit 
vielen Jahren an großem Raummangel. Die Errichtung eines zweiten 
Museumsgebäudes wurde daher längst geplant, doch konnte man über den 
Platz nicht einig werden. Im Oktober 1931 hat nun die Krakauer Stadt- 
verordnetenversammlung den Bau des neuen Nationalmuseums beschlossen. 
Es wird an der Wolska errichtet werden. Im Frühling 1933 soll die Grund- 
steinlegung erfolgen und 1935 soll die Eröffnung stattfinden. Die Baukosten 
werden voraussichtlich drei Millionen Zloty betragen. Zur Deckung der 
Kosten steht zunächst ein von der Familie Corazzy in Tarnow gestiftetes 
Kapital zur Verfügung, das sich auf 200 000 Złoty beläuft. Die Stadt rechnet 
damit, da die Regierung einen Teil der Baukosten tragen oder ihr eine 
langfristige Anleihe gewähren wird. Im neuen Museum sollen die Werke 
der älteren polnischen Kunst Aufstellung finden. Die Gemälde der modernen 
polnischen Künstler bleiben im Tuchhaus. Ch. 

Zur Besprechung eingegangen: 

Alexeiew, N.N., und Zaitzeff, Leo: Sowjetstaat und Völkerrecht. 
Breslau 1931. Verlag J. U. Kern. 77 S. Preis: 3,50 RM. (Sonderdruc aus 
der Zeitschrift für Völkerrecht, Band XVI.) 

Alpatow, M. und Brunov, N.: Geschichte der altrussischen Kunst. 
Textband: insgesamt 423 S. mit 94 Abbildungen; Tafelband: insgesamt 137 S. 
mit 345 Abbildungen. Augsburg 1932. Verlag Dr. Benno Filser. Preis: 
45 RM.; Subskrp. 38 RM. 
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ZEIT SEHE HEFTE 


FÜR DIE 
GESAMTEN FRAGEN DES EUROPÄISCHEN OSTENS 


Im Auftrage der Deutschen Gesellschaft zum Studium Osteuropas in 

‘erbindung mit Otto Auhagen, Breslau; Otto Goebel, Hannover; Hans 
Jonas, Königsberg; Arthur Luther, Leipzig; Richard Salomon, 
Hamburg; Hermann Schumacher, Berlin; Max Sering, Berlin; Kurt 
Wiedenfeld, Leipzig, herausgegeben von OTTO HOETZSCH 


Öst-Europa -Verlag / Königsberg Pr. /BerlinW. 35 


Ein historischerBeitrag zur russischen Revolution 


Mit größtem Interesse wurde im In- und Ausland aufgenommen: 


Von der Wolga 
zum Amur 


Die tschechische Legion 
und der russische Bürgerkrieg 


Dargestellt auf Grund authentischen Materials 
von Dr. Margarete Klante 


8°, XVI und 348 Seiten und 3 Karten 
Geheftet RM. 6,20; Ganzleinen RM. 7,50 


Dokumente zur Geschichte 
der Kriegsgefangenen des Weitkrieges 


Herausgegeben im Auftrage der Reichsvereinigung ehemaliger 
Kriegsgefangener, e. V., von Joachim Givens und Hans Jonas 


„Eine Fülle einwandfreier Tatsachenberichte weist diesem ausgezeichneten Buch geschicht- 
lichen Rang zu. Der außerordentliche Fleiß, mit dem hier authentisches Material zu- 
sammengetragen wurde, macht sich belohnt. Man wird an der Arbeit nicht vorbeigeben 
können, wenn man einst eine der absonderlichsten Episoden des Weltkrieges, das Unter- 
nehmen der tschechischen Legionäre in Rußland, in größerem Rahmen abschließend 
würdigen will. Nach einer wesentlichen, den tschechischen Verrat an der Front historisch 
erklärenden Einleitung folgt das Buch dem abenteuerlichen, mit Strömen von Blut ge- 
zeichneten Wege der „Legion“ in ausführlicher, immer lebendiger und packender Dar- 
stellung „Von der Wolga zum Amur“. Ein grauenhaftes. oft chaotisches Geschehen wird 
bildhaft deutlich, die „Roten“ und die „Weißen“ ringen in furchtbaren, mit mittelalter- 
licher Grausamkeit geführten Gefechten um die Macht in Sibirien, die Hölle scheint los- 
gelassen. Durch diese Hölle, durch das Entsetzen dieses Bürgerkrieges arbeitet sich die 
tschechische Legion vorwärts, verhältnismäßig diszipliniert, aber auch beispiellos brutal. 
Nicht nur die Russen, kaum dem Namen nach noch Herren des Landes, sondern auch 
die deutschen, Österreichischen, ungarischen und türkischen Kriegsgefangenen waren dem 
blutigsten tschechischen Terror wehrlos ausgeliefert, einem Terror, der in der gigantischen 
Tragödie des russischen Zusammenbruchs eine eigene diabolische Rolle spielte. Hier die 
Motive und die Zusammenhänge in fesselnder Form klargelegt zu haben, ist ein Verdienst 


der ausgezeichneten Arbeit.“ „Braunschweigische Landeszeitung“ 


» ©» » einen wertvollsten, Unbekanntes darstellenden Beitrag zur Geschichte des Welt- 
krieges und der Nachkriegszeit.“ 
Generalleutnant Schwarte in der „Deutschen Soldatenzeitung“ 


Ost-Europa-Verlag, Königsberg Pr. u. Berlin W.35 
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ZEITSCHRIFT FÜR DIE GESAMTEN 
FRAGEN DES EUROPÄISCHEN OSTENS 


Im Auftrage der Deutschen Gesellschaft zum Studium Osteuropas 
in Verbindung mit Otto Auhagen, Breslau; Otto Goebel, Hannover; 
Hans Jonas, Königsberg; Arthur Luther, Leipzig; Richard Salomon, 
Hamburg; Hermann Schumacher, Berlin; Max Sering, Berlin; Kurt 
Wiedenfeld, Leipzig, herausgegeben von OTTO HOETZSCH 


Ost-Europa-Verlag/ Königsberg Pr. / Berlin W.35 


Herausgeber: Professor Dr. Otto Hoetzsch,Berlin W.10, Bendlerstraße 18. 


Redaktion: Generalsekretär Dr. Klaus Mehnert, Deutsche Gesellschaft 
zum Studium Osteuropas, Berlin W. 35, Am Karlsbad 29 


Die monatlich erscheinende Zeitschrift kostet vierteljährlich RM. 9.—. 
Anzeigenpreise: !/, Seite RM. 80.—; !/, Seite RM. 40.—; !/, Seite RM. 25.—. 


7. Jahrgang Heft 10 


INHALT: 


OTTO HOETZSCH: Neo-Nep? 


HERMANN STEINERT: Die Randstaatenhäfen, ihr Ausbau und 
ihr Verkehr 


ALFRED MARCUS: Chemie und Landwirtschaft in der Sowjet- 
union. 


HERBERT SCHROEDER: UdSSR und USA (Schluß) 


Rußland und Osteuropa, Übersicht: 
Innere und äußere Politik von OTTO HOETZSCH 


Bücherschau 


Notizen 


Im Juli erschien: 


WILHELM VON SCHRAMM 


Radikale Politik 


Die Welt diesseits und jenseits des Bolschewismus 
Preis RM. 2.80 


Sinndeutung des Bolschewismus: 
Die historische Entwicklung / Die bolschewistische 
Hierarchie /Die Diktatur des Proletariats /Das Wieder- 
aufleben des Mittelalters 


Bolschewismus und deutsche Romantik: 
Materialistischer und christlicher Universalismus / Zu- 
sammenhänge mit der deutschen Romantik / Rußland 
und Europa / Bolschewismus und Faschismus 


Die deutschen Parteien: 


Die Sozialdemokratische Partei als Rest des Liberalis- 
mus / Der Nationalsozialismus / Die deutschen Kom- 
munisten / Die Zentrumspartei 


Welteroberung im Zeichen des Glaubens 
und Überwindung der Revolutionen: 


Die Selbstvernichtung des Bolschewismus / Radikale 
Politik / Die Neuordnung Deutschlands / Una sancta 


Jenseits von Partei- und Tagespolitik unternimmt hier ein ange- 
sehener Publizist, der Berliner Vertreter der Münchner Neuesten 
Nachrichten, Wilhelm v. Schramm, die politischen Mächte der 
Gegenwart darzustellen und zu deuten; er bildet dabei Gedanken- 
gänge von Eugen Rosenstock und Carl Schmitt in eigen- 
artiger Weise weiter und gibt zum Schluß ein fesseindes Bild, wie er 
sich die praktische Neuordnung derVölker und der Gesellschaft denkt 


SaaS ee ee a a es 
DUNCKER & HUMBLOT / MUNCHEN 


Neo-Nep? 


Von Otto Hoetzsch. 
I. 


Wer regelmäßig Sowjetzeitungen liest, ist daran gewöhnt, 
daß in ihnen immer einen wesentlichen Teil die Verordnungen 
und die Aufrufe für diesen oder jenen Wirtschaftszweig aus- 
machen. Aber eine solche Flut, wie im letzten Monat, ist selten 

ewesen: Aufrufe, das „bolschewistishe Tempo“ einzuhalten 

ür die Aussaat, die Baumwolle und alles mögliche bis zum Tabak 
und der Machorka, oder Verhandlungen über die Durchführung 
cler „Wirtschaftsverträge“ für 1932, die Erntekampagne in 
diesem Jahre, gegen die Trockenheit, für die Kaninchenzucht, mit 
der die fleischlose Zwischenzeit ausgefüllt und die Fleischkrise 
beschworen werden soll, besonders in den Industriegebieten, und 
dergleichen mehr. 

Die so oft beobachtete Nervosität spürte man doppelt in 
einer Situation, die in bezug auf die Landwirtschaft 
der neueste Bericht von Otto Schiller wie folgt zusammenfaßt 
(Die landwirtschaftlichen Probleme der Sowjetunion 1931/32 in: 
Berichte über Landwirtschaft, herausgegeben vom Reichsernäh- 
rungsministerium, VI, Heft 3, Seite 498—560, und dort S. 549 f.): 


„Die Landwirtschaft der Sowjetunion hat im Jahre 1931 die Erwar- 
tungen, die man auf sie gesetzt hatte, nicht erfüllt. ‘In den wichtigsten Pro- 
duktionszweigen ist die Landwirtschaft hinter den Plänen zurückgeblieben. 
Die Ernteerträge sind im großen und ganzen niedriger als im Vorjahre. 
Das ist teilweise auf die ungünstige Witterung, teilweise aber auch auf die 
inneren Mängel der neuen sozialistischen Landwirtschaftsbetriebe zurückzu- 
führen. Bürokratismus, Unwirtschaftlichkeit, Unfähigkeit der Betriebs- 
leiter, schlechte Arbeitsorganisation, mangelnde Arbeitsfreude, schlechte 
Behandlung von Maschinen und Vieh usw. haben sich sowohl in den Staats- 
gütern als auch in den Kollektivwirtschaften sehr schädlich ausgewirkt. Die 
Viehzucht, die durch die ‚Flucht vor der Vergesellschaftung‘ und die in den 
neuen Groftherden auftretenden Seuchen sehr stark gelitten hat, ist über 
den tiefsten Punkt noch nicht hinüber. Sie ist bisher der am meisten zu- 
rückgebliebene Zweig der russischen Landwirtschaft. Die materielle Lage 
der Bauernschaft hat sich nicht gebessert. Die diesjährige Ertragsverteilung 
hat den Bauern eine Enttäuschung gebracht. Durch schlechte Ernten oder 
geringe Wirtschaftserfolge bedingte niedrige Einkommensverhältnisse ge- 
fährden den Zusammenhalt der Kollektivwirtschaft. Die Landflucht hat 
schon im Jahre 1931 bedrohliche Formen angenommen. 
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Durch die ‚sozialistische Rekonstruktion der Landwirtschaft‘, die Um- 
wandlung der kleinen, wenig produktiven Bauernwirtschaften in technixch 
besser ausgestattete Großbetriebe, schafft sich der Sowjetstaat einen neuen 
landwirtschaftlihen Produktionsapparat, der zwar groe Möglichkeiten in 
sich birgt, dessen wirtschaftliche Leistangstähigeit jedoch bestimmt wird 
durch die Menschen, die in ihm arbeiten. Die ideellen Antriebsfaktoren 
(sozialistische Arbeitsformen) genügen allein auf die Dauer nicht. Die 
materiellen Antriebsfaktoren (Akkordsystem) sind wegen der geringen 
Verdienstmöglichkeiten noch nicht recht wirksam. Nur straffe Organisation 
und eiserne Arbeitsdisziplin können die Kollektivwirtschaften weiter- 
bringen. Solange der Bauer noch nicht Sozialist geworden ist, wird es 
darauf ankommen, daf die obrigkeitlihe Gewalt stark genug ist, den 
Bauern auch ohne wesentliche Besserung seiner materiellen Lage zu nor- 
malen Arbeitsleistungen im Kollektiv zu bewegen. 

Für eine Regierungsgewalt, die mit außerordentlicher Energie ihre 
Ziele verfolgt, und die es zuwege gebracht hat, im Verlauf von drei Jahren 
15 Millionen Bauern ohne größere Erschütterungen in ein neues Arbeits- 
system überzuführen, dürfte es, solange sie stark genug bleibt und nicht 
durch äußere Ereignisse gebunden wird, nicht unmöglich sein, die zur Zeit 
bestehenden Schwierigkeiten im Laufe der Jahre zu überwinden. Es sind 
aber noch keine Anzeichen dafür vorhanden, daß der gegenwärtige krisen- 
hafte Zustand der russischen Landwirtschaft bereits im Jahre 1952 behoben 
werden könnte.“ 

Die von sachverständigster Seite so charakterisierte kritische 
Lage hat nun die Sowjetregierung auch zu aufferordentlichen 
Maßnahmen veranlaft, die mit wohlüberlegter Tendenz einen 
ganzen Komplex darstellen und durch sich Veranlassung ge- 
ee haben, von einer neuen Periode der aus dem Jahre 1921 


ekannten sogenannten „Nep“ zu sprechen. 


II. 


Diese Verordnungen sind folgende: 1. über die landwirt- 
schaftliche Einheitssteuer auf 1932 vom 4. Mai (schon 
charakterisiert „Osteuropa“, Juniheft, S. 534), 2. über die Ge- 
treideaufbringung für 1932 und die Entwicklung des 
Getreidehandels der Kollektive vom 6. Mai (an der gleichen 
Stelle schon erwähnt). Die letztere setzte den Aufbringungs- 
betrag für die Kollektive herab und für die Sowchosy herauf. 
In der gleichen Weise ordnete 3. eine Verordnung vom 10. Mai 
die Viehbereitstellung und den Fleischhandel der Kol- 
lektive, der Kollektivmitglieder und der einzelwirtschaftenden 
Bauern für 1932. Diese Verordnung setzte den Viehbereit- 
stellungsplan für die letzten drei Quartale 1932 auf die Hälfte 
herab und erhöhte den für die Sowchosy. Sie hob die Schlacht- 
beschränkungen auf und gestattete den Köllektiven. den Kollek- 
tivmitgliedern und Einzelbauern, die ihren Anteil am Vieh- 
bereitstellungsplan erfüllen, den ungehinderten Verkauf von 
Vieh jeder Art aus ihrer Wirtschaft auf dem Markte und in den 
Kollektivläden. Beide Verordnungen bedeuteten eine Lockerung 
der staatlichen Getreide- und staatlichen Viehbewirtschaftung. 

Mehr daneben ist zu nennen 4. die Verordnung vom 27. Mai 
über die Erhaltung und Hebung des Pferdebestandes, der 


568 


in einem beängstigenden Rückgang ist und trotz der Zunahme 
der Maschinen im landwirtschaftlichen Betrieb. namentlich für 
die Landesverteidigung als bleibend wichtig bezeichnet wird. 

5. kam am 20. Mai eine Verordnung „über die Durchführung 
des Handels der Kollektivwirtschaften, Kollektivmitglieder 
und einzelwirtschaftenden Bauern“ von großer Bedeutung. Sie 
führt die beiden Lockerungsdekrete weiter und hebt alle Staats- 
und Lokalsteuern und Abgaben auf den Handel der Kollektive, 
der Kollektivmitglieder und einzelnen Bauern mit den Pro- 
dukten ihrer Wirtschaft auf ‚„Basaren“, Plätzen, Eisenbahn- 
stationen, Häfen usw. auf. Die Marktgelegenheiten sollen in 
Ordnung und Sauberkeit gehalten nd dafür nur eine kleine 
Abgabe erhoben werden, die Mieten für Kollektivläden sind 
möglichst niedrig zu halten. Die Einnahmen dieser Verkäufer 
auf dem Markte für den Verkauf ihrer Produkte unterliegen 
nicht der landwirtschaftlichen Steuer, nur die Einzelwirtschaften- 
den haben davon 30% der Landwirtschaftssteuer zu entrichten. 
Die Verkaufsstände sind einer ermäßigten Umsatzsteuer von 
53 % unterworfen. Die Verkaufsstände ferner der Kollektiv- 
vereinigungen genießen dieselben Steuervorteile wie die Koope- 
rative (Genossenschaften). Sehr wichtig weiter Punkt 9: „der 
Handel der Kollektive, Kollektivmitglieder und einzelwirtschaf- 
tenden Bauern hat sich zu vollziehen nach den Preisen, die 
sich auf den Markte herausbilden, der Handel der Kollektiv- 
vereinigungen nach Preisen, die nicht höher liegen als die 
urdiechnitt kommerziellen Preise im Staatshandel“, und 10: 
„offene Magazine und Läden von Privathändlern sind nicht zu- 
zulassen, und vollständig auszuroiten sind Wiederverkäufer und 
Spekulanten, die sich auf Kosten der Arbeiter und Bauern be- 
reichern wollen.“ 

Die Bedeutung dieses Dekrets leuchtet auf den ersten Blick 
ein: die weitere Befreiung des bäuerlichen Handels und die An- 
erkennung eines freien Marktverkehrs und Markitpreises. 


Es rundet diesen Verordnungskomplex ab, daß nun Maf- 
nahmen zur verstärkten Belieferung des Marktes, der bäuer- 
lichen Bevölkerung mit Massenbedarfsartikeln be- 
schlossen wurden. Man will dafür den Warenverbrauch der 
Sowjetbehörden und der Indusirie selbst einschränken (die Vor- 
räte etwa für Berufskleidung und Berufsschuhwerk, durch die 
den Arbeitern der Bezug so vorzugsweise gesichert war) und 
dergleichen mehr, und eine zusätzliche Produktion der Massen- 
bedarfsartikel in Gang bringen, an denen die Bevölkerung so 
sehr Not leidet. 


II. 


Für die Beurteilung dieser Maßnahmen oder Schwenkung hat 
der Reichsprasident Kalinin selbst die Richtschnur gegeben 
in einem Artikel: „Über den Sowjethandel” in den „Iswestija“ 
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(3. Juni), den auch die „Prawda“ gebracht hat. Das hat man durch 
ein Rundtelegramm an die ZIKs, die weiteren Exekutivkomitees 
und die Sowjets ergänzt, in dem aufgefordert wird, die Bevölke- 
rung über die Bedeutung dieses Schrittes aufzuklären und dahin 
anzustacheln, daß sie ihre Pflicht in der Saatkampagne und der 
Erntekampagne tue. Der Bevölkerung wird klar gemacht, daß 
dadurch Kollektive wie einzelwirtschaftende Bauern die Mög- 
lichkeit haben, nach Erfüllung ihres Anteils für Getreide- und 
Fleischbereitstellungsplan die Überschüsse auf freiem Markt zu 
eigenem Vorteil und unbelastet von Staatsauflagen zu ver- 
kaufen, indem zugleich die Verpflichtung der Getreide- und Vieh- 
bereitstellungen herabgesetzt sei. 


Kalinin erkennt die Konsequenz und spricht sie aus, daß 
dadurch ein Teil der Versorgung mit Getreide und Fleisch dem 
Staat abgenommen und auf den freien Markt verwiesen 
werde, so daß der „Basar (dieses Wort wird charakteristischer- 
weise immer gebraucht) zu einem notwendigen Faktor der Ver- 
sorgung“ werde. Infolgedessen „werden zum Basar herangezogen 
der Einzelwirtschaftende, das Kollektivmitglied und der Kolchos 
als Produzenten von Nahrungsmitteln“. Die dann entstehenden 
Schwierigkeiten hat auszugleihen die Kooperative, der 
damit besondere Aufgaben erwachsen, also als Käufer auf- 
zutreten, wenn zuviel auf den Markt kommt, das nicht abge- 
nommen wird, damit dieser Überschuß nicht in die Hände von 
Spekulanten falle, und dann entsprechend einzutreten, wenn 
nicht genug auf dem Markte sei. Mit einem Wort: „Die Koope- 
rative muß als bequemer, billiger und vorteilhafter Vermitler 
für beide Seiten, den Käufer und den Verkäufer, auftreten. 
Darin besteht das Wesen des Sowjethandels und vor allem läuft 
auf dieser Linie die Erfüllung der Generallinie der Partei durch 
die Kooperativarbeiter. In keinem Falle darf die Kooperative 
die Produkte auf dem Markte aufkaufen und die Preise in die 
Höhe treiben.“ 


Und nun wendet sich Kalinin gegen die naheliegende Be- 
hauptung, daß diese Maßnahmen ein Äb ehen von der General- 
linie und eine neue „Nep“ bedeuten. Selbstverständlich lehnt 
er das durchaus ab, und zwar mit einer zu einem Teil durch- 
schlagenden Begründung. Die Situation ähnelt vielleicht tatsäch- 
lich, d. h. agrarkritisch dem Frühjahr 1921, obwohl sie bestimmt 
die katastrophalen Züge von damals noch nicht trägt. Aber sie 
ist grundsätzlich von der damaligen unterschieden, insofern das 
Verhältnis des Landes zum Staat, sowohl nach der Seite des 
Eigentumsbegriffes wie auch nach der Seite des landwirtschaft- 
lichen Betriebes, anders gestaltet, nach Sowjetauffassung für den 
Staat vorteilhaft, geklärt und gesichert ist. Das bedeutet nach 
Kalinins Behauptung praktisch, daß nicht weniger als 70 % der 
Saatfläche in den Händen der Kollektive seien und daß der Staat 
von seinen Sowchosen Hunderte von Millionen Pud Getreide er- 
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halte. Er kann also nach Kalinins Meinung derartige elastische 
Erweiterungen des bäuerlichen Wirtschaftsverkehrs zulassen, 
ohne das Prinzip des Staatssozialismus auch auf dem Lande zu 
verlassen und ohne die Versorgung der ihm am nächsten liegen- 
den Teile der Bevölkerung in den Städten zu gefährden. „Alles 
dies gibt den staatlichen Organen derartige organisatorische 
Kräfte, daß die Partei und die Staatsgewalt die Richtung ihrer 
Arbeit ändern kann mit dem Ziel besserer Versorgung der 
Massen.“ „Das praktische Ziel der Verordnungen ist heute jeder- 
mann klar: zu heben die Produktivtätigkeit der Kollektiv- 
mitglieder, zu erweitern den Markt der landwirtschaftlichen 
Produkte, indem auf diesen Marki das Kollektivmitglied und der 
Einzelwirtschaftende weiter herangezogen wird, besser zu sichern 
die Arbeiter, im besonderen die Fabrikarbeitersiedlungen, die 
mit dem Basar enger verbunden werden.“ In jeder Arbeiter- 
siedlung aber ist eine „Kooperative“. Deren Autgabe wird vom 
Reichspräsidenten ganz besonders unterstrichen als regulierende 
Organe für den lokalen Warenumsatz, wie eben bezeichnet 
wurde, womit die Genossenschaften auch die Aufgabe der Vor- 
ratswirtschaft, der Magazinierung für den Winter erhalten. 
Deshalb sollen sie auch mit den Kollektiven Lieferungsabkommen 
treffen für den Winter, über Kartoffeln, Mohrrüben und der- 
gleichen, auch Getreide bereitstellen und dabei eine ent- 
sprechende rationelle Preispolitik treiben, die die Kosten der 
Aufbewahrung und Lieferung deckte. 


So wird auch ein neues Verhältnis von Stadt und 
Land angebahnt: „Mit einem Wort, die Stadt muff von selber 
so das Kollektivmitglied und den einzelwirtschaftenden Bauern 
an sich heranziehen.“ Und: „Die landwirtschaftlichen Produ- 
zenten befinden sich bei uns in abnorm günstigen Umständen: 
das kolossale Anwachsen der Industrie und damit der städtischen 
Bevölkerung stellt ungeheuere Anforderungen an die landwirt- 
schaftlichen Produkte. Was auch da wächst, die Industrie- 
bevölkerung kauft alles; wenn nicht zum Verzehr, so für die 
technischen Bedürfnisse. Die Produktion selbst wieder verspricht 
gute Ergebnisse, wenn sie im Auge hält, daß der schwerste an- 
fänglihe Bruch, nämlich der Übergang von der individuellen 
zur kollektiven Wirtschaft, ın der Hauptsache beendet ist.“ 


Die genaue Wiedergabe dieses Programmartikels recht- 
fertigt sich, weil er, wie man sieht, Plan und Idee der neuen 
Maßnahmen gut erkennen und richtig beurteilen läßt. Man setzt 
die Getreide- und Viehlieferung herab, erleichtert die Steuer- 
belastung, läft die Zügel des Marktverkehrs freier und schiebt 
regulierende Funktionen der Genossenschaften ein, während 
man andererseits dem so lebendiger werdenden Marktverkehr 
Industriebedarfsartikel zur Verfügung stellen will. Der Schritt 
ist erzwungen, aber, wie man ihn tut, zeugt wieder von der 
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Elastizität der Sowjetpolitik, die glaubt, im Prinzipiellen sicher 
zu sein. 
Die Ausführung hat begonnen: eine Verordnung vom 
5. Juni für RSFSR, eine der Moskauer Parteiorganisation und 
des Moskauer Rates, die in jedem Rayon einen großen Markt 
und in der Innenstadi zehn kleine Märkte anordnet, fünf be- 
sondere Markttage monatlich außer dem täglichen Markt. Den 
Kollektiven werden für die Zwecke des Kollektivhandels kurz- 
fristige Kredite zur Einrichtung besonderer Verkaufsläden bei 
den Fabriken eröffnet. Die Zeitungen bringen schon Bilder, wie 
die Kolchosniki sich auf den Manufakturmarkt drängen. Zuneh- 
mendes Angebot landwirtschaftliher Produkte drückt auf die 
Preise. Ebenso selbstverständlich ist, daß die Bürokratie der 
neuen Richtung noch nicht schnell genug nachkommt, über Mif- 
Beine und Hemmnisse gree 2 wird, auf dem Markt ein großes 
urcheinander herrscht, Spekulanten dieses ausnutzen. Ferner 
stellt man fest (was nichts neues ist), daß die Kollektivladen 
noch nichts brauchbares enthalten. In der Sowjet-Ukraine fanden 
sich z. B. in den Staats- und Genossenschaftsladen fiir die nun 
auf den Markt kommenden Bauern an Bedarfsartikeln — Schuh- 
crem, Kölnisches Wasser, Puder! Die Erweiterung der Produk- 
tion von Massen- und Bedarfsartikeln ist überhaupt die 
schwädhste Stelle, weil die ganze Organisation der industriellen 
Produktion und noch mehr der industriellen Verteilung zu 
schwerfällig und zudem in voller Umbildung begriffen ist. 


IV. 


Natürlich entsprang dieser neue Kurs aus der Agrar- 
krise, die hier immer verfolgt wurde, aus der Spannung 
zwischen einer rücksichtslosen und eindeutigen Industrialisie- 
rungspolitik und ihrer Maschinisierung und Technisierung und 
der ganzen geistigen und wirtschaftlichen Situation des Bauern- 
standes überhaupt. Man hat sich auch zu dieser Schwenkung 
in letzter Minute entschlossen, angesichts der Schwierigkeiten 
der Saatkampagne und einer immer bedrohliher werdenden 
Ernährungslage gerade auch auf dem Lande. Ist doch das jedem 
Ruflandkenner von früher bekannte triebsandmäfige Hin- und 
Herfluten der Bauernbevölkerung in diesem Jahre wieder einmal 
beängstigend groß geworden, indem in der Suche nach Nahrung 
die Bauern hin- und herfluten, die Bahnhöfe überfluten. 

Daher hat Stalin dieses Ventil geöffnet, diese Umbie- 
gung vorgenommen, mit der auf dem Dorfe der Kurs freier 
und leichter wird, während zugleich an frühere Maßnahmen in 
der Industrie (Differenzierung des Arbeitslohnes und der- 

leichen) erinnert sei. Nun muß man sehen, wie die größere 
reiheit im Handel, in der Preisbildung, in der Preisrevolution 
wirkt und ob die jahrelange Gewöhnung der unteren Verwal- 
tungsorgane diese Umstellung so rasch vornimmt, daß im lau- 
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fenden Jahre schon wirklich etwas Vorteilhaftes daraus wird. 
Betont sei aber nochmals, daß diese ganzen Erleichterungen für 
den landwirtschaftlichen Produzenten erst eintreten, wenn er 
die (freilich herabgesetzte) Verpflichtung der Bereitstellung von 
Getreide und Vieh aus dem staatlichen Plan erfüllt hat. Es müßte 
also, wenn der neue Kurs wirklich großen Erfolg haben soll, 
dieses Jahr eine recht gute Ernte bringen. 

Die Frage, ob von einer ,,Neo-Nep“ zu sprechen sei, wurde 
im Grund schon beantwortet. Kein Zweifel, daß der Staat heute 
viel mächtiger ist als 191. Die Kollektivierung besteht und 
Stalin nimmt an, daß der „sozialistische Sektor‘ in Eigentum 
und Betrieb so absolut das Übergewicht in der Landwirtschaft 
erhalten habe, daß derartige Zugeständnisse nichts für die 
Sowjetregierung Bedenkliches haben könnten. 


V. 


Auf diesem Hintergrunde gewinnt das Gespräch Sta- 
lins mit Emil Ludwig vom 13. Dezember 1931 eine beson- 
dere Wichtigkeit. Es ist jetzt in der bekannten Moskauer Partei- 
Zeitschrift „Bolschewik“ (Nr. 8, 30. April 1932, S. 33—42) ver- 
öffentlicht, hat also die Bedeutung einer authentischen Äußerung 
Sialins und um so größeren Gucllenwert. als, wie bekannt, Stalin 
in dieser Weise sich fast niemals sonst äußert. 

Man wird nicht finden, daß die Fragen des deutschen 
Schriftstellers, der ausdrücklich zu Anfang erklärt, er verstünde 
von sozial-ökonomischen Bedingungen nichts, besonders tief 
wären. Um so interessanter sind die Ausführungen von Stalin 
selbst über das Verhältnis zu Peter dem Großen, über die psycho- 
logischen Grundlagen der Sowjetherrschaft und über den Terror 
im Land, über das Verhältnis von Masse und Mann (S. 34 beson- 
ders interessant und unsere Auffassung von der Stellung Stalins 
zur Partei im Gegensatz zu der Stellung Mussolinis zur Faschisti- 
schen Partei völlig bestätigend). 

Die Äußerungen Stalins über die Verhandlungen zum Nicht- 
angriffspakt, das Verhältnis zu Deutschland und die starke Be- 
tonung der freundschaftlihen Beziehungen zu Deutschland sind 
seinerzeit in „Osteuropa“ (Februar 1932, S. 277) schon mitgeteilt 
worden. 

Ludwig rührt auch mit der Frage der „urawnilowka“ von 
Ferne an das Problem dieses Artikels und erhält die Antwort, 
daß die Formel des ersten Stadiums des Kommunismus: „Von 
jedem nach seinen Fähigkeiten und jedem nach seiner Arbeit“ 
sich im höchsten Stadium wandle in die Formel „Von jedem nach 
Fähigkeiten und jedem nach Bedürfnissen“. 

as Gespräch bringt, nebenbei bemerkt, einige Beiträge zu 
Stalins Leben, so seine Mitteilung, daß er 1907, 1908, 1912 
Lenin im Auslande besucht habe und daR er 1907 2—3 Monate 
in Berlin verlebt habe. Auch eine bemerkenswerte Äußerung 
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zu dem Verhältnis der früheren revolutionären Emigranten zur 
Partei und zur Europakenntnis: „Auf 2 Millionen Parteimit- 
glieder haben wir jetzt nur noch 100—200 Emigranten, unter den 
70 Mitgliedern des Zentralkomitees haben kaum drei oder vier in 
der Emigration gelebt. Aber der Aufenthalt im Auslande hat 
überhaupt keine entscheidende Bedeutung fiir die Erforschung 
der europäischen Wirtschaft, Technik, Arbeiterbewegung, Lite- 
ratur oder Wissenschaft. Ich kenne viele Genossen, die 20 Jahre 
im Auslande lebten, irgendwo in Charlottenburg oder im ar- 
tier Latin jahrelang im Cafe saßen, Bier tranken und Europa 
überhaupt nicht studiert haben oder verstanden.“ 


Dann der Schluß: Auf Ludwigs Frage, ob die bolschewistische 
Revolution irgendwie die Forisetzung der großen französischen 
Revolution sei, die Antwort: „Die Revolution von 1917 ist weder 
Fortsetzung noch Vollendung der großen französischen Revo- 
lution. Ziel der französischen Revolution war die Liquidation 
des Feudalismus zur Befestigung des Kapitalismus, Ziel der 
Oktoberrevolution ist die Liquidation des Kapitalismus zur Be- 
festigung des Sozialismus.“ Uns scheint, daR man die richtige 
Beurteilung der neuen Phase, des neuen Kurses, der hier ge- 
schildert wurde, am leichtesten findet, wenn man diese prakti- 
schen Vorgänge im Lichte solcher Formeln Stalins ansieht. 


Die Randstaatenhäfen, ihr Ausbau 
und ihr Verkehr. 


Von Hermann Steinert, Danzig. 


Als Randstaatenhäfen bezeichnet man diejenigen Ostsee- 
häfen, die früher mit Rußland wirtschaftlich und politisch voll- 
ständig vereinigt waren. Dies gab ihnen eine über die Bedeu- 
tung der meisten anderen Östseehäfen hinausgehende weltwirt- 
schaftliche Bedeutung, die sie heute nicht oder nur noch teilweise 
haben. Das Verhältnis der Randlage zum russischen Reich teilen 
diese Häfen auch mit den ostdeutschen Häfen, mit denen sie 
daher früher in scharfem Wettbewerb standen. Trotzdem die 
Lage und Bedeutung der Randstaatenhäfen heute eine ganz 
al ist als vor dem Weltkrieg, hat sih auch in neuerer Zeit 
wieder ein gewisses Wettbewerbsverhältnis zu den deutschen 
Häfen, insbesondere zu Königsberg, herausgebildet. 


Wie sich vor dem Kriege das Verhältnis zwischen den Rand- 
staatenhäfen und den ostdeutschen Häfen im Seeverkehr ge- 
staltete, ist aus der nachstehenden Aufstellung, in der noch zum 
is St. Petersburg und Odessa herangezogen sind, zu ent- 
nehmen: 
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Seeverkehr der Häfen für den russischen Außenhandel 
Eingang, Raumgehalt NRT 


1911 1912 1913 

Riga 2 006 611 1 948 712 2 070 059 
Libau 975 749 954 093 1 070 589 
Reval 806 877 — 907 349 
Windau 703 499 611 621 450 547 
St. Petersburg’) 2 043 000 2 027 000 2 478 336 
Memel 334 897 315 237 307 836 
Königsberg 911 353 811 193 735 830 
Odessa!) 1 697 200 1 399 000 


Riga war vor dem Kriege neben Leningrad der Haupthafen 
Ruflands, aber auch Libau übertraf in den letzten Vorkriegs- 
jahren noch die ostdeutschen Häfen, die ebenfalls am russischen 

andel größeren Anteil hatten. Libaus Verkehr schwankte sehr 
stark im Zusammenhang mit den Witterungsverhältnissen. Bei 
St. Petersburg muß man berücksichtigen, daß dieser Hafen in der 
Regel 4 bis 5 Monate durch Eis gesperrt ist; ohne diese Eissperre 
wäre sein Verkehr demnach um etwa 15 % größer gewesen. 
Memel konnte sich mit den Nachbarhäfen in keiner Weise ver- 
gleichen, weil es keine Eisenbahnverbindung nach dem russi- 
schen Hinterland besaß. Königsberg stand dauernd in besonders 
scharfem Wettbewerb mit Libau, der sich namentlich im Ge- 
treide- und Holzhandel zeigte. 

Die Bedeutung der Randstaatenhäfen für den russischen 
Außenhandel wird noch besser durch die nachstehende Tabelle 
über den Warenumschlag beleuchtet: 


Die wichtigsten Einfuhrwaren 1912 in Tonnen 


a Riga Reval Libau Windau a 
Kohlen 2 099 000 764 000 256300 168600 20800 295000 
Düngemittel etwa 15 000 126 700 18400 109700 — 42 600 
Maschinen 17 300 31 900 6700 16200 40 800 4 600 
Salzheringe 64300 34400 5100 87200 1600 73500 
Farbhölzer und 
Gerbhölzer 8 500 40 800 — 28 700 — 300 
Kreide — 13 400 em = = 1 000 
Die wichtigsten Ausfuhrwaren 1912 in Tonnen 
Getreide 230 300 140300 34000 339500 144000 332 600 
Holz 1400000 1800000 50000 220000 299000 184200 
Flachs, Hanf 1 600 152 200 18 400 1100 59000 11 400 
Leinsaat 16 300 58400 11800 23100 12100 13 100 
Olkuchen 78 100 46 800 4109 55 500 16 000 21 400 
Butter 14 700 3 700 300 — 50 400 7 000 
Eier 34 300 81 700 — 1 


400 500 — 

Man ersieht hieraus die große Ahnlichkeit im Handel dieser 
Wettbewerbshäfen. Alle haben eine große Einfuhr von Kohlen, 
Heringen und Düngemitteln aufzuweisen. Riga war der Haupt- 
einfuhrhafen für Maschinen, die im Winter jedoch über Windau 
kamen. Alle Häfen dienten in gleicher Weise der russischen 

1) Nur Fernverkehr, der bei St. Petersburg nur etwa 75 Prozent, bei 
Odessa nur etwa 50 Prozent des Gesamtverkehrs ausmacht. 
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Getreideausfuhr, die sich aber hauptsächlich in Königsberg und 
Libau konzentrierte, alle Häfen hatten eine große Holzausfuhr 
und außerdem auch erhebliche Bedeutung für die Ausfuhr 
anderer landwirtschaftliher Produkte als Getreide. 

Im russischen Außenhandel hatte damals die bei 
weitem größte Bedeutung Riga, dessen Einfuhr 1912 
318 Mill. Mark betrug, während sich die Ausfuhr auf 487 Mill. 
stellte; in St. Petersburg kam die Einfuhr auf 344 und die Aus- 
fuhr auf 222 Mill. Mark, in Windau die Einfuhr auf 61 und die 
Ausfuhr auf 205 Mill. Mark. Königsberg steht mit 179 Mill. 
Mark Einfuhr und 188 Mill. Mark Ausfuhr schon etwas zurück, 
wobei aber auch zu berücksichtigen ist, daß nur etwa ein Drittel 
bis ein Viertel dieser Summe in Königsberg auf den russischen 
Handel kam. Memel hatte in der Einfuhr mit 161, Mill. Mark 
nur geringe Bedeutung, seine Ausfuhr von 34 Mill. Mark bestand 
fast nur aus Holz. 

Nach dem Kriege hat sich nun die Lage der Randstaatenhäfen 
gone anders und viel ungiinstiger gestaltet. Friiher waren die 

andstaatenhäfen die Vermittler des größten Teiles des Außen- 
handels eines Welireiches, die Industrie und die Hafenanlagen 
waren auf den groffen russischen Markt eingestellt. Lettlands 
Häfen, insbesondere Riga und Windau, besaßen eine hochent- 
wickelte Eisen-, Textil- und chemische Industrie. Auch Reval 
und sein engeres Hinterland hatten eine sehr bedeutende 
Industrie (Papier, Textilien, Leder), die für den grofrussischen 
Markt arbeitete. Nach dem Weltkrieg fehlte die Verbindung mit 
Großrußland zunächst vollständig, die Häfen waren auf das 
engere Hinterland angewiesen, das die neu entstandenen Klein- 
staaten bildeten. In Riga gab es 1914 fast 90000 Arbeiter in der 
Industrie, 1925 waren es noch kaum 30000. In Estland ist die 
Industrie ebenfalls wegen der fehlenden russischen Aufträge 
zusammengeschmolzen. Der Großhandel Rufflands über diese 
Häfen fehlte, ebenso wie er in Königsberg nicht mehr vorhanden 
war. Als er dann langsam wieder in Gang kam, blieb er doch in 
sehr engen Grenzen, weil Rußland seine eigenen Häfen bevor- 
zugte, d. h. fast den ganzen Handel über Leningrad und den 
neuen Eismeerhafen Murmansk leitete. Die Randstaatenhäfen, 
ebenso wie Königsberg und Memel, waren also auf ihr kleines 
näheres Hinterland mit wenigen Millionen Einwohnern ange- 
wiesen und mußten danach streben, sich langsam wenigstens einen 
Teil des großrussischen Handels wieder heranzuziehen. In den 
ersten Nachkriegsjahren wurde noch die Entwicklung der Rand- 
staatenhäfen dedards behindert, daß die Hafenanlagen zum Teil 
zerstört, Maschinen und Kräne weggefiihrt und die Hafenein- 
fahrten durch russische Schiffe versperrt oder versandet waren. 
Die erste Voraussetzung fiir eine Wicderbelebune des Handels 
war also eine Wiederherstellung der Hafenanlagen. 
Bei den beschrankten Mitteln der Randstaaten hat sich diese 
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Wiederherstellung viele Jahre hingezogen. Die Hauptarbeit lag 
dabei in der Wiederherstellung der erforderlichen Fahrwasser- 
tiefe. Wie weit dies bei Riga geschehen ist, zeigt die nach- 
stehende Aufstellung: 

Fahrwassertiefe in Riga in Fuß 

Im Seegatt Bei der Stadt 


1888 20 1624 
1898 22 22 
1908 251, 221, 
1913 253/, 233/, 
1920 21 19 
1925 26 23 
1928 26 24 


1930 über 26 24 
Wir sehen also, daß heute in Riga die Fahrwasserverhältnisse 
wieder mindestens ebenso gut wie vor dem Kriege sind. Das 
gleiche gilt auch für die anderen Häfen, deren Wassertiefe heute 
die folgende ist: 


Tiefen der anderen Häfen 


Libau Neuer Hafen 26 Fuß 
Winterhafen 22 ,„ 
Hafen-Kanal 15—20 „ 

Windau 20—24 ,„ 

Haynasch 12—14 , 

Reval 0 „ 

Pernau 16—198 


Die sonstige Einrichtung der Randstaatenhäfen entspricht 
jetzt ebenfalls dem Vorkriegsstande. In Riga sind rund 3200 m 
ailänge für große Schiffe vorhanden, daneben eine Anzahl 
anderer Liegeplätze, die nicht kaimäflig ausgebaut sind. Im Zoll- 
hafen Riga sind fünf neuerbaute Speicher mit 11700 qm Fläche 
und zehn Hebekränen verschiedener Leistungsfähigkeit vor- 
handen. Die in Riga vorhandenen Kühlhäuser sind wieder 
instand gesetzt und ausgebaut worden. Im Exporthafen sind 
23 Speicher mit 46300 qm Fläche vorhanden, wovon etwa zwölf 
Speicher an die russische Handelsvertretung verpachtet sind. 
Außerdem wurde im Exporthafen ein neues staatliches Kühlhaus 
gebaut. An anderen Stellen sind Zollspeicher mit 8500 qm Fläche 
vorhanden. Von 1931 bis 1932 wurde in Riga der Exportkai um 
400 m verlängert, außerdem ein neuer dreistöckiger Speicher mit 
7600 qm Fläche erbaut und das staatliche Kühlhaus erweitert. 
In Libau sind die alten Anlagen wieder voll benutzbar, 
werden jedoch bei dem Verkehrsrückgang nicht ausgenutzt. 
Außer den privaten Speichern sind dort neun Speicher mit 
6400 qm Fläche vorhanden. Ähnlich liegen die Verhältnisse in 
Windau, wo die alten Anlagen ebenfalls nicht voll ausgenutzt 
werden. Die Zollverwaltung verfügt dort neben einem großen 
Kühlhaus über eine ganze Reihe von Speichern mit rund 
50000 qm Fläche. Von dem während des Krieges zerstörten Kai 
ist nur etwa die Hälfte bisher instand gesetzt worden. 
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Die großen Speicheranlagen werden meistens nicht voll aus- 
genutzt. In Libau und Windau erlangen sie größeren Wert 
immer nur im Winter, in Riga in Zeiten des großen russischen 
Transitverkehrs, namentlich im Frühjahr und Herbst. Im Jahre 
1931 wurden auch inLibauund WindauFreihäfen unter 
Verwendung vorhandener Hafenanlagen eröffnet, die auch nur 
im Winter für den russischen Transitverkehr größere Bedeutung 
erlangen können. 

Die Anlagen in Reval wurden sehr frühzeitig wieder her- 
gestellt, weil dort zuerst wieder ein russischer Teonsitverkehr 
vorübergehend in Gang kam. Da in der letzten Zeit der Ausbau 
der Revaler Hafenanlagen vernachlässigt worden war, weil man 
diesen Platz mehr als Krieschsfen verwenden wollte, so wurden 
auch bald nach dem Kriege neue Kaianlagen, Speicher und Kräne 
in Reval gebaut und aufgestellt. Revals Leistungsfähigkeit als 
Handelshafen ist daher heute größer als in der letzten Vor- 
kriegszeit. Die beiden großen Hafenbecken, der alte Hafen und 
der neue Hafen, haben zusammen jetzt 3000 m Kailänge, wäh- 
rend zwei kleinere Hafenbecken 1600 m Kailänge aufweisen. In 
den beiden großen Hafenbecken können Schiffe mit bis zu 10 m 
Tiefgang am Kai anlegen. Die vorhandenen Speicher unmittel- 
bar am Kai haben 30000 qm Fläche. Es sind jetzt 10 elektrische 
Kräne und 5 Schwimmkräne vorhanden. Der Bau eines neuen 
Kühlhauses für 3500 t Ware soll noch erfolgen, während ein 
Kühlhaus für 1000 t Ware vorhanden ist. Von den kleineren 
estländischen Häfen hat Pernau eine Wassertiefe von nur 45 m 
und 700 m Kailänge. In Narwa sind 330 m Kailänge mit meistens 
5 m Wassertiefe vorhanden. Nur diese beiden Häfen haben in 
Estland noch für den Auslandsverkehr einige Bedeutung. 

Auch in Memel, das ja streng genommen nicht zu den Rand- 
staatenhäfen zu rechnen ist, weil es fiir den russischen Transit- 
verkehr kaum in Betracht kommt, das aber in starkem Wett- 
bewerb zu Königsberg und Libau steht, sind bedeutende Er- 
weiterungen der Hafenenlaren vorgenommen worden. Es wurde 
ein neuer Kai für große Schiffe gebaut, ebenso mehrere Kräne 
aufgestellt und zwei Speicher errichtet. Auch in der litauischen 
Zeit nahm man noch einge Erweiterungsbauten vor, außerdem 
erfolgte der Bau eines Kühlhauses. Dieser Ausbau war erforder- 
lich, weil sich Memel aus seiner früheren Stellung als reiner 

olzausfuhr- und Kohleneinfuhrhafen allmählih auch zu einem 
Hafen für den allgemeinen Warenverkehr entwickelt hat, für 
den man andere Anlagen braucht. Eine Verlängerung der Ein- 
fahrtsmole und laufende Baggerarbeiten haben auch eine Ver- 
tiefung der Einfahrt auf über 7 m zur Folge gehabt, so daß heute 
in Memel wesentlich größere Schiffe als vor dem Kriege ein- 
laufen können und Bud heute häufig einlaufen. Im Jahre 1930 
begann die Hafenverwaltung mit litauischen Staatsmitteln einen 
großen Ausbau des früheren Winterhafens, dessen Fläche unge- 
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fähr verdoppelt wird. Das Hafenbecken wird auf 8 m Tiefe 
gebracht, während es bisher am Kai nur 5—51% m Tiefe hatte, die 
gesamte Kailänge kommt auf beinahe 900 m, so daß dann Memel 
zusammen mit dem bisherigen Süderballast-Kai über 1200 m 
Kailänge mit 8 m Tiefe verfügt. 

Dieser neue Ausbau wurde erforderlich, weil sich Memels 
Seeverkehr beinahe verdoppelt hat und eine weitere Steigerung 
zu erwarten ist, sobald die jetzt im Bau befindliche Eisenbahn- 
linie von Memel unmittelbar ins litauische Hinterland nach 
Telschi, die man seit Jahrzehnten erstrebte, fertig ist. 


Daß in Königsberg als Wettbewerbshafen nach dem 
Kriege ein vollständiger neuer Hafen mit den mo- 
dernsten Speichern gebaut und der Königsberger Seekanal er- 
weitert und auf 8 m vertieft wurde, wird als bekannt voraus- 
gesetzt. 

Trotzdem der Verkehr der Randstaatenhäfen den Vorkriegs- 
umfang noch nicht erreicht, zum Teil sogar weit dahinter zurück- 
bleibt, werden überall noch erhebliche Erweiterungen der 
Hafenanlagen geplant. Für Reval ist durch ein Preis- 
ausschreiben ein Ausbauplan großen Umfanges fertiggestellt 
worden, dessen Ausführung wahrscheinlich 15—20 Mill. Mark 
kosten dürfte. Für die Ausführung dieses Planes sind vorläufig 
noch keinerlei Vorbereitungen getroffen worden. Lettland hat 
einen Ausbauplan für die fünf Jahre 1930—1934 aufgestellt, 
wonach in Riga 6 Mill. Goldfranken, in Libau 0,5, in Windau 
1,1 Mill. Goldfranken zur Anwendung gelangen sollen, um neue 
Kais herzustellen, die Speicheranlagen zu vergrößern und ein 
Schwimmdock anzuschaffen. In Riga ist ein Teil der Pläne schon 
ausgeführt. 

Wichtig für die Entwicklung des Verkehrs in den Rand- 
staatenhäfen ist auch der Eisbrecherdienst. In Reval sind 
aus der russischen Zeit noch die erforderlichen Eisbrecher vor- 
handen, darunter einer von 5800 PS, der dort allen Ansprüchen 
genügt. In Riga hat man in der Nachkriegszeit einen neuen 
großen Eisbrecher von etwa 6000 PS in England bauen lassen, 
der jedoch nicht imstande ist, in jedem Winter den Verkehr 
ständig aufrechtzuerhalten. Die Eissperre Rigas dauert heute 
ebenso wie vor dem Kriege meist etwa 1—2 Monate. 


Vor dem Kriege gab es in den Randstaatenhäfen eine teil- 
weise bedeutende Schiffbauindustrie. Auf dem Gebiet 
von Lettland sind heute nur noch kleine Werftbetriebe für Repa- 
raturzwecke und ganz kleine Neubauten in Betrieb. Die Werft 
von Ziese in Riga, die frühere Filiale der Schichau-Werft, die vor 
dem Kriege Torpedobootszerstörer baute, arbeitete in den letzten 
Jahren nur als Reparaturwerft. Größere Bedeutung als Repa- 
raturwerft und für den Neubau von Schleppern und Prähmen hat 
die während des Krieges übernommene Werft des Rigaer Börsen- 
komitees, die jetzt eiwa 100 Arbeiter beschäftigt und auch neue 
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Kessel baut. Mit dem Bau von Kesseln, ganz kleinen Schiffen 
und Reparaturen beschäftigen sich die Libauer Kriegshafenwerk- 
stätten. In Reval war vor dem Kriege eine ee Schiffbau- 
industrie vorhanden, wovon 1913 die Russisch-Baltische Werft 
7500 Arbeiter beschäftigte, während noch zwei andere Werften 
zeitweise über 1000 Arbeiter hatten. Die Werften sind heute 
zum Teil in Staatsbesitz übergegangen, ohne ausreichende Be- 
schäftigung zu haben. Die Bemühungen, ausländisches Kapital 
für die Revaler Werften heranzuziehen, waren nicht von Erfolg. 
da ein Bedürfnis für größere Werften in den Randstaatenhäfen 
nicht besteht, sofern nicht etwa größere Aufträge aus Rußland 
zu bekommen sind. Die Aussicht hierfür ist ebenfalls nicht groß. 
weil die Werften in diesem Gebiet infolge der ungünstigen 
klimatischen Verhältnisse und der Notwendigkeit, das Schiffbau- 
material aus größerer Entfernung zu beziehen, ferner wegen des 
Mangels an Facharbeitern, unter ungünstigeren Bedingungen 
arbeiten würden als in Mittel- und Westeuropa. 


Über die Entwicklung des Schiffsverkehrs der 
Randstaatenhäfen in der Nachkriegszeit gibt nachstehende 
Tabelle Auskunft, in der zum Vergleich auch Memel und Königs- 
berg aufgeführt sind. Danzig ist zum Vergleich nicht heran- 
gezogen, weil die Grundlagen seines Verkehrs ganz anders sind 
als die der weiter östlich gelegenen Häfen, weil es insbesondere 
als Wettbewerber der Randstaatenhäfen kaum in Betracht kommt. 


Eingangsverkehr — Raumgehalt in 1000 NRT. 
Riga Libau Windau Reval Memel Königsberg 


1924 854 367 262 667 267 653 
1926 889 298 205 667 344 753 
1927 1 150 337 241 780 430 596 
1928 1 332 389 254 836 468 704 
1929 1192 305 278 776 503 693 
1930 1 328 340 246 872 500 759 


Die Tabelle enthalt bei Reval und Memel nur den Auslands- 
verkehr, sonst den Gesamtverkehr. Nur ein Hafen hat seinen 
Vorkriegsverkehr wesentlich überschritten, nämlich Memel, was 
darauf zurückzuführen ist, daß es heute fast als einziger Hafen 
für Litauen mit seinen zwei Millionen Einwohnern dient, während 
das gleich große Lettland, das allerdings eine wesentlich größere 
Industrie und russischen Transitverkehr hat, für drei größere 
Häfen zu sorgen hat. Der Vorkriegsverkehr ist ungefähr er- 
reicht in Reval und Königsberg, während von den lettländischen 
Häfen Windau und das Früher so wichtige Libau auf den Rang 
kleiner Provinzhäfen zurückgegangen sind und Riga immerhin 
sich seinem Vorkriegsverkehr langsam nähert. Seit 1926 sind im 
Rigaer Verkehr große Fortschritte eingetreten, die aber fast nur 
auf eine Wiederbelebung der Industrie mit entsprechender Zu- 
nahme des Rohstoff- und Kohlenbedarfs und auf die Zunahne 
der Holzausfuhr zurückzuführen sind. Stark zurückgegangen ist 
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in Riga auch im Gegensatz zu den meisten anderen Häfen die 
Durchscnittsgröfße der Schiffe, und zwar von rund 700 auf rund 
500 NRT. Im Jahre 1931 hat sich in Riga ein empfindlicher Ver- 
kehrsrückgang infolge Verminderung der Holzausfuhr bemerk- 
bar gemacht. 


Die Verkehrsentwicklung in Libau ist sehr ungünstig, weil 
Libau nach Unterbrechung der Eisenbahnlinie Libau—Romny nur 
ein ganz beschränktes Hinterland hat. Vorübergehend war 1921 
der Verkehr in Libau sogar größer als in Riga und auch 1922 
fast ebenso groß. Er ist dann wieder sehr stark zurückgegangen. 
Die großen Verkehrszahlen von 1921—1923 erklären sich dadurch. 
daß in jenen Jahren die Fahrgastdampfer der früheren Russisch- 
Östasiatischen Kompagnie, die vor dem Kriege den russischen 
Auswandererverkehr über Libau und Nordamerika leiteten, 
unter dänischer Flagge wieder die Linie Libau—Newyork auf- 
on. hatten. Man rechnete dabei auf die Auswanderung aus 

en Randstaaten und vor allem auf eine Wiederbelebung 
der großrussischen Auswanderung. Die Auswande- 
rung der Randstaaten ist naturgemäß aber für eine eigene Linie 
zu klein, während Rußland eine überseeische Auswanderung 
unterbindet, um seine Auswanderer nach Sibirien zu leiten. Da 
aber die polnische Auswanderung wieder den alten Umfang er- 
reichte, wurde der Ausgangspunkt der Fahrgastlinie nach Nord- 
amerika 1923 nach Danzig verlegt. Seitdem hat der Libauer Ver- 
kehr nur etwa ein Drittel des Umfanges der Vorkriegszeit. Sein 
Schwergewicht liegt auf dem Verkehr der Wintermonate, wenn 
der Rigaer Hafen geschlossen ist. 


Noch wichtiger ist der Winterverkehr in Windau. Dieser 
Hafen hat von seiner früheren Maschineneinfuhr, die dort 
spezialisiert war, und von seiner Ausfuhr an Butter, Flachs und 

etreide fast nichts übrig behalten, und ist heute nur noch be- 
scheidener Holzausfuhrhafen, weil es an einem flößbaren Flusse 
liegt. Würde es nicht im Winter als Ergänzung für Riga ge- 
braucht werden, wozu es sich auch wegen seiner großen Speicher- 
anlagen gut eignet, so hätte es nur einen Jahresverkehr von etwa 
150000 NRT. Wie sehr der Winterverkehr dort überwiegt, zeigt 
nachfolgende Tabelle: 


Winter- und Sommerverkehr in Windau 
Eingang in 1000 NRT. 
1926 1927 1928 1929 1930 


1. Drittel 119 109 122 154 117 
2. Drittel 43 38 71 66 76 
3. Drittel 43 74 61 38 53 


Der Winterverkehr allein ist also meistens ebenso groß und 
teilweise sogar größer als der Verkehr der übrigen zwei Drittel 
des Jahres. Windau hat im Winter, wenn Riga geschlossen ist, 
auch einen nennenswerten Transitverkehr russischer Waren auf- 
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zuweisen. Im ganzen ist sein Verkehr auf ein Drittel des Vor- 
kriegsumfanges zusammengeschrumpft. 

Das Verkehrsbild der estländischen Häfen ist verhältnis- 
mäßig günstig, wie nachstehende Übersicht erkennen läßt: 


Eingangsverkehr der estländischen Häfen*®) 


Reval Pernau Narwa 
Schiffs- Raumgehalt Schiffs- Raumgehalt Schiffs- Raumgehalt 
zahl NRT zahl NRT zahl NRT 
1925 3326 745 898 753 103 574 167 37 500 
1926 2846 666 585 986 126 929 168 29 358 
1927 2962 779 898 1015 125 234 231 40 965 
1928 2892 836 169 905 140 329 217 43 046 
1930 3179 967 542 653 117 007 143 16 485 


Der große Verkehr über Reval beruht nicht auf einem ebenso 
großen Warenumschlag; die Ausnutzung der Tonnage ist viel- 
mehr in Reval ziemlich schleht. Vom Eingangsverkehr entfielen 
1928 z. B. in Reval 282000 NRT. oder fast genau ein Drittel auf 
Schiffe ohne Ladung, und ebenso groß ist in der Regel der Anteil 
der unbeladenen Sciffe beim Ausgang: 1950 war der Anteil der 
unbeladenen Tonnage nicht viel größer. Die große Tonnage 
kommt zu einem erheblichen Teil dadurch zusammen, daf Reval 
als Hauptstadt des Landes und als ziemlich günstig gelegener 
Platz für den Fahrgastverkehr mit Estland wie auch mit Sowjet- 
rufland in besonders Bon Umfange von regelmäßigen Linien 
und auch von Fahrgastlinien angelaufen wird. 


In Pernau ist der Anteil des Küstenverkehrs besonders groß. 
wie schon die geringe Durchschnittsgröße der Schiffe erkennen 
läßt. Dagegen hat Narwa nur einen geringen Küstenverkehr. 
Der früher zeitweise ziemlich ende Hafen Port Kunda ist 
heute ganz bedeutungslos geworden. 


Die Bedeutung Revals als Passagierhafen beweist die grofe 
Zahl der angekommenen und abgefahrenen Fahrgäste. Im Jahre 
1927 kamen im Auslandsverkehr an und fuhren ab 31500 Fahr- 
gäste, während es 1928: 37300, 1929: 52000 und 1930: 58000 


waren. 


In allen Randstaatenhäfen ist sowohl vor dem Kriege wie 
auch jetzt die deutscheFlagge sehrstark vertreten, 
namentlich im Linienverkehr. In den letzten Jahren wird sie 
allerdings durch die Flaggen der betreffenden Länder selbst ver- 
rind da sich deren Handelsflotte im Gegensatz zur deutschen 
Handelsflotte außerordentlich kräftig entwickelt hat. Der Anteil 
der wichtigsten Flaggen in den beiden größten Randstaatenhäfen 
Riga und Reval ist aus der folgenden Tabelle zu ersehen: 


*) Einschl. Küstenverkehr. 
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Eingangsverkehr in NRT 1930. 


Flagge Riga Reval*) 
Deutschland 278 631 309 310 
Lettland 406 848 17 822 
Estland 29 866 189 884 
Großbritannien 192 679 122 160 
Dänemark 107 428 43 854 
Schweden 83 896 35 488 
Frankreich 60 759 21 063 
Norwegen 64 790 31 284 
Rußland 23 361 13 726 
Polen 9 823 10 232 
Niederlande 28 341 6947 


In uke ist demnach die lettländische Flagge schon lange an 
die erste Stelle gelangt, während diese in Reval bis vor kurzem 
noch von der deutschen Flagge behauptet wurde. In Reval ist 
der Anteil der deutschen Flagge von 1925—1930 von 40,8 bis auf 
31,6 % gesunken, während in Riga der deutsche Anteil 1930 nur 
noch fast 22 % betrug gegenüber 28 % im Jahre 1925. Lettlands 
Flagge war 1925 in Riga erst mit 23 % beteiligt, 1930 dagegen mit 
31 %. Von den 15 regelmäßigen Dampferlinien, die in Reval 
1930 mit einer Tonnage von 17910 BRT. verkehrten, entfielen 
7 Linien mit 8300 BRT. auf Deutschland. Der Warenumschlag 
hat sich in den meisten Randstaatenhäfen nach dem Kriege wenig 
günstig entwickelt, da regelmäßige Fortschritte nur bei Riga zu 
erkennen sind, wie dies aus folgender Tabelle sich entnehmen läßt: 
Wareneinfuhr der Randstaatenhäfen in Tonnen: 


Riga Libau Windau Reval Königsberg Leningrad 
1924 600 300 207 300 — — 940 000 318 400 
1925 716 100 137 600 6 200 341 000 376 300 437 500 
1926 636 200 134 400 7 700 384 100 789 800 59% 900 
1927 696 200 148 100 12 000 331 300 921 800 438 000 
1928 899 900 194 800 9 000 456 700 1 065 200 415 800 
1929 982 900 211 400 — — 981 600 878 000 
1930 1 028 100 168 300 — 371 200 1 089 700 482 000 


Windau hat also seine Bedeutung für die Einfuhr fast ganz 
verloren, Libau und Reval kommen kaum vorwärts, Königsberg 
hat geringe Fortschritte zu verzeichnen. In Memel hat sich die 
Einfuhrmenge gegenüber der Vorkriegszeit KI Die Be- 
lebung der Einfuhr in Riga beruht hauptsächlich auf einer großen 
Einfuhr von Getreide, die auch bei Reval stattfindet. Alle diese 
früheren Getreideausfuhrhäfen Rufllands sind heute bei der russi- 
schen Getreideausfuhr mehr oder weniger ausgeschaltet. Sie 
führen statt dessen große Getreidemengen für den eignen Bedarf 
ein, da die Landwirtschaft der Randstaaten sich mehr auf Vieh- 
zucht umgestellt hat. Daneben besteht die Einfuhr bei allen 
Häfen zu einem großen Teil aus Kohlen und Rohstoffen für die 
Industrie. Die gesamte Warenausfuhr der Randstaatenhäfen hat 
sich wie folgt entwickelt: 


*) Einschließlich der anderen estländishen Häfen. 
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Warenausfuhr der Randstaatenhäfen in Tonnen: 


Riga Libau Windau Reval Königsberg Leningrad 
1924 461 300 135 200 — — 497 400 637 400 
1925 344 700 71 500 130 900 186 700 465 900 780 900 
1926 332 900 57 100 100 100 208 400 1 414 000 921 900 
1927 673 600 96 800 194 900 263 300 513 600 1 062 200 
1928 847 700 110 200 200 000 273 700 581 300 1 302 300 
1929 851 800 105 600 — — 888 900 2 320 (KH) 
1930 804 900 103 900 — 235 300 636 500 3 640 000 


Auch hier sind größere Fortschritte fast nur bei Riga und 
außerdem bei Leningrad festzustellen. In jüngster Zeit hat auch 
Königsberg eine Ausfuhrzunahme aufzuweisen, die fast aus- 
schließlich das Ergebnis der guten Ernten der Jahre 1929 und 
1930 ist. Die E EE igas hat immerhin erst die Hälfte 
der Vorkriegsmenge erreicht. Ín Memel ist die Ausfuhr stark 
zurückgegangen, weil infolge Sperrung des Memelstroms die 
frühere Holzindustrie zum größten Teil eingegangen ist. Von 
der Rigaer Ausfuhr entfällt über die Hälfte auf Holz, Windau 
ist fast nur Holzausfuhrhafen, Libau führt meistens Industrie- 
erzeugnisse und daneben Holz aus. Im Jahre 1931 ist bei allen 
Randstaatenhäfen ein starker Rückschlag eingetreten, weil die 
Holzausfuhr infolge des russischen ettbewerbs sich ver- 
mindert hat. 

Bei den lettländischen Häfen ist der russische Transit- 
verkehr, der immerhin recht bedeutend ist, nicht mitgerechnet. 
Uber die Entwicklung des lettischen Transitverkehrs im ganzen 
gibt nachstehende Tabelle Auskunft: 


Lettlands Transitverkehr in Tonnen: 


1926 1927 1928 1929 1930 
Aus Rußland 231 400 342 900 360 700 477 600 475 600 
Nach Rußland 115 400 165 200 216 200 157 400 151 600 
zusammen 346 800 508 100 576 900 635 000 625 200 
Aus Polen 175 100 195 600 179 000 150 400 100 300 
Nad Polen 5 100 19 700 17 200 12 000 7 300 
zusammen 180 200 215 300 196 200 162 400 107 600 
Aus Deutschland 112 300 176 300 218 900 160 300 139 700 
Nach Deutschland 110 100 159 300 138 600 247 600 242 300 
zusammen 222 400 335 600 357 500 407 900 382 000 


In diesem Transitverkehr ist natürlich auch der Eisenbahn- 
verkehr von und nach Rußland durch das lettländische Gebiet 
mitgerechnet. Dieser Transitverkehr auf dem Lande entspricht 
ungefähr den hier für Deutschland angegebenen Mengen. Man 
kann danach annehmen, daß über die lettländischen Häfen 
aus Rußland ungefähr 250 000 t ausgeführt werden, während die 
Einfuhr nach Rußland über Lettlands Häfen nur etwa 50000 t 
beträgt. Hieraus läßt sic: ersehen, daß es bisher nur in sehr be- 
scheidenem Umfange gelungen ist, den russischen Handel wieder 
für die Randstaatenhäfen heranzuziehen. Abgesehen von einem 
allgemeinen Warenverkehr während der Winterzeit, wenn 
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Leningrad gesperrt ist, führt Rußland über Lettland hauptsäch- 
lich Holz und Flachs aus, über Memel etwas Holz, über Königs- 
berg Getreide und Hülsenfrüchte, während Reval bisher nur 
wenig von den Russen herangezogen wurde. Im Jahre 1930 be- 
trug z. B. der russische Transitverkehr durch Estland nur 37 000 t, 
wovon noch ein Teil auf dem Landwege nach Lettland und 
Deutschland weiterging; auf die estländischen Häfen, d. h. prak- 
tisch auf Reval, kamen danach nur ungefähr 20 000 t. 


Chemie und Landwirtschaft in der Sowjetunion. 
Von Alfred Marcus. 


I. 


In seinem Aufsatz an der Spitze dieses Heftes hat Professor 
Hoetzsch die Maßnahmen der Sowjetregierung auf dem Gebiete 
der Landwirtschaft dargestellt. Die zukünftige Entwicklung 
wird natürlich sehr weitgehend bestimmt werden durch die Er- 
trägnisse der russischen dwirtschaft, die ja beispielsweise im 
jene 1931 unter Dürre-Erscheinungen stark zu leiden gehabt 

at. Besonders in den östlichen Bezirken des europäischen 
Rufllands sind diese Erscheinungen stark aufgetreten, von russi- 
scher Seite wird allerdings mit Recht betont, daß man ihre 
Folgen diesmal leichter überwunden habe als in den Jahren, in 
denen noch der kleinbäuerliche Betrieb in Rußland vorherrschte. 
Das sind aber Faktoren, die man kaum in eine vorausschauende 
Berechnung wird einsetzen können. Dagegen gibt es andere 
Faktoren von nicht geringerer Bedeutung, die in einer solchen 
Berechnung sehr wohl ihren Platz haben; hierzu gehört vor 
allem auch die Veränderung der in der russischen Landwirtschaft 
zur Anwendung gelangenden Produktionsmittel. 


Nun fafßt man den Begriff des Produktionsmittels in der 
Landwirtschaft im allgemeinen zu eng. Es handelt sich hier 
nicht nur um landwirtschaftliche Maschinen aller Art, an die man 
zuerst zu denken pflegt, wenn man von landwirtschaftlichen 
Produktionsmitteln spricht, sondern ebenso auch um Dünge- 
mittel. Diese zerfallen in zwei große Gruppen: Naturdünger 
und Kunstdünger. Die erstgenannte Gruppe, die sich wiederum 
aufteilt in den Stalldünger der Viehhaltung und dergleichen und 
den Gründünger pflanzlicher Nährstoffträger, die in den Boden 
hineingepflügt werden, wollen wir hier nicht behandeln, obwohl 
sie auch heute noch in Deutschland, dem klassischen Lande der 
Kunstdüngerindustrie und Kunstdüngerverwendung, eine sehr 
wesentliche Rolle spielen. Aber ihre Verwendung ist wiederum 
eine Funktion des Umfanges der Viehhaltung einerseits und der 
zur Gründüngung verfügbaren Mengen andererseits, man kann 
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also von technischen Angriffspunkten, die außerhalb der Land- 
wirtschaft liegen, die also dazu geeignet wären, die landwirt- 
schaftliche Entwicklung von außen her wirklich zu beeinflussen, 
an diese Düngerarten nicht herangehen. Wohl aber kann man das, 
wenn man die zweite groe Gruppe, die Kunstdünger, in 
die zukünftige Berechnung einste lt. Hierbei hat man nämlich 
wirklich einen and: außerhalb der Landwirtschaft und 
bei der Behandlung der einschlägigen Fragen nicht in die 
efahr, daß man dazu kommt, die Landwirtschaft à la Münch- 
hausen an ihrem eignen Schopf aus dem Sumpf ziehen zu wollen. 
Die Kunstdüngerindustrie der Welt hat bekanntlich in den 
letzten Jahrzehnten einen aufßerordentlihen Aufschwung ge- 
nommen. Die Arbeiten Liebigs und Thaers sowie die von 
de Saussure, Stöckhardt und Wolff haben die Grundlage dafür ge- 
schaffen. Rußland seinerseits hat aber den Kunstdünger in der 
Vorkriegszeit doch nur sehr an der Oberfläche seines land- 
wirtschaftlichen Aufbaus verwendet. An Kalisalzen hat es vor 
dem Kriege jährlich etwa 80000 Tonnen zum Verbrauch seiner 
Landwirtschaft eingeführt. Seine Einfuhr an Chilesalpeter be- 
trug zur gleichen Zeit 40000 Tonnen, die Einfuhr an schwefel- 
saurem Ammoniak war überhaupt nicht nennenswert, allerdin 
bestand hier eine kleine Eigenproduktion in Höhe von ungefähr 
13800 Tonnen. An Shoschorbaltisen Diingemitteln hatte Rußland 
vor dem Kriege eine Produktion in Höhe von ungefähr 
160000 Tonnen Superphosphat, ein Import an Superphosphat 
hat kaum stattgefunden. Daneben war noch eine Produktion 
von ungefähr 49000 Tonnen Thomasphosphatmehl zu verzeich- 
nen. ir kommen also, wenn wir diese Ziffern auf einheitliche 
Nenner bringen, zu den folgenden Ergebnissen des russischen 
Kunstdiingerverbrauchs im Jahre 1913/14, denen wir zum Ver- 
gleich die deutschen Verbrauchsziffern im gleichen Düngejahre 
gegenüberstellen wollen: 


Stickstoff Phosphorsäure Kali 
Land In TonnenN InTonnenP,0, In Tonnen K,0 
Deutschland . . 185000 555 000 4% 000 
Rußland . . . 10000 37 000 15 000 


Bezieht man diese Ziffern auf den Umfang der in beiden 
Ländern im Düngejahr 1913/14 mit den wichtigsten Kulturen be- 
bauten Flächen, so hätte Rußland bei einer ebenso intensiven 
Kunstdüngerverwendung wie Deutschland in dem genannten 
Jahre verbrauchen müssen: l 


Stickstoff Phosphorsäure Kali 
In Tonnen N In Tonnen P,0, In Tonnen K,0 
1 110 000 3 330 000 2 940 000 


_ _Es ist hier nur vom europäischen Rußland die Rede, und die 
in Betracht gezogenen Anbaufläcen gelten bei weitem nicht für 
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alle Kulturen, sondern nur für Weizen, Roggen, Gerste, Hafer, 
Mais, Kartoffeln und Zuckerriiben. Natürlich sind die grund- 
legenden Unterschiede der Bewirtschaftungsart, der Boden- 
beschaffenheit, der agrartechnischen Durchbildung des Bauern 
und schließlich die seiner sozialen Lage mit in Betracht zu ziehen, 
wenn man Ziffern, wie die oben gegebenen, miteinander ver- 
gleicht. Aber der ungeheure Abstand dieser Ziffern voneinander 
wird durch die Berücksichtigung solcher Gesichtspunkte doch 
kaum abgeschwädt. Das gleiche gilt für eine Gegenüberstellun 

der Hektarerträgnisse der genannten Kulturen in Rußland un 

Deutschland für den Durchschnitt der letzten Vorkriegsjahre. 


Rußland Deutschland 

Kultur dz je Hektar 1909/13 dz je Hektar 1911/13 
Weizen ....... 6,9 22,7 
Roggen ....... 7,5 18,6 
Gerste Ses. u 8,6 21,3 
Hafer ........ 8,0 19,8 

ais ........ 10,1 — 
Kartoffeln . . . . . . 691 137,7 


Zuckerrüben . . . . . 160,7 299,7 

Gewifl, es handelt sich hier bei dieser Gegenüberstellung 
fast um Extreme, wenn es auch vor dem Kriege finder gegeben 
hat, die noch intensiver gearbeitet haben als Deutschland und 
noch extensiver als Rufland. Immerhin ist sie aber fiir die 
Kennzeichnung der Vorkriegssituation in der russischen Land- 
wirtschaft von einigem Wert, wenn wir auf Grund dieser da- 
maligen Verhältnisse untersuchen wollen, was jetzt und in Zu- 
kunft in Rußland eine rationelle Kunstdüngerverwertung in der 
Landwirtschaft bedeuten kann. 


II. 


Die Entwicklung einer russishen Kunstdüngerindu- 
strie großen Stiles erfolgt an sich unter recht günstigen Vor- 
aussetzungen. An Rohstoffen verfügt Rußland über die großen 
Kalivorkommen von Solikamsk, deren AufschlieRung ja bekannt- 
lich seit einigen Jahren im Gange ist, es verfügt fernerhin über 
ganz beträchtliche Lager von Rohphosphaten und schließlich in 
seinen Stahlwerken über einen zunehmenden Entfall an Thomas- 
schlacke als Ausgangsmaterial für die Thomasmehlgewinnung. 
Sehr wichtig ist auch unter diesem Gesichtspunkt die Tatsache, 
daß die in Entwicklung befindliche Förderung und Verarbeitung 
von sulphidischen Metallerzen bei der Abröstung dieser Erze die 
Ausgangsmaterialien für die Gewinnung einer billigen Schwefel- 
säure zu liefern vermag, eines Materials also, das in der Kunst- 
düngerindustrie sowohl bei der AufschlieRung der Phosphate als 
auch bei der Gewinnung des schwefelsauren Ammoniaks und 
schließlich bei der Verarbeitung von Kalisalzen auf Kalium- 
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sulphat unentbehrlich ist, und ohne dessen Vorhandensein in aus- 
reichenden Mengen die Entwicklung einer bedeutsamen russi- 
schen Kunstdüngerproduktion schlechthin undenkbar wäre. Vom 
Standpunkt der Rohstoffe aus gesehen, befindet sich also Ruf- 
land in bezug auf die Schaffung einer bedeutungsvollen Kunst- 
hs ala u in einer besseren Lage als die meisten anderen 
Länder der Welt. Vergleichen wir zum Beispiel mit den Ver- 
einigten Staaten, so sehen wir dort zwar eine bis ins letzte hin- 
ein entwickelte Schwefelsäuregewinnung — die in Rußland 
heute noch nicht vorhanden ist —, ferner die außerordentlich 
wertvollen Phosphatlager von Florida, aber es fehlt auf der 
andern Seite an Kalilagern, wie sie in Rußland heute schon be- 
kannt und in der Aufschließung befindlich sind. In Deutschland 
wiederum ist zwar ein gewaltig entwickelter Reichtum an Kali- 
salzen vorhanden, wir haben auch eine sehr fortgeschrittene 
Schwefelsäureindustrie, ohne die ja unsere gesamte Luftstick- 
stoffindustrie nicht entwicklungsfähig gewesen wäre, aber dafür 
haben wir keine Phosphate, müssen diese importieren und die 
deutsche Superphosphatindustrie verspürt die Nachteile dieser 
Position seit vielen Tahren sehr zu ihrem Schaden. England, das 
ja inzwischen auch eine sehr starke Düngemittelindustrie unter 

ührung des britischen Chemietrusts aufgebaut hat, besitzt über- 
haupt keine Kalisalze und Phosphate und muß diese importieren. 
Insofern also ist die Rohstoffkonstellation in Rußland tatsächlich 
ganz besonders günstig, und es liegt auf der Hand, daß die russi- 
schen Planungen der letzten Jahre die Ausnutzung dieser gün- 
stigen Basis vorsehen. Worauf es heute in Rußland ankommt, 
das ist eben nicht nur eine dauernde Erweiterung der angebauten 
Flächen, sondern das ist in einem noch viel höheren Grade die 
Steigerung der Hektarerträge aus den bereits in Kultur befind- 
lichen Gebieten. Es muß in diesem Zusammenhange darauf hin- 
gewiesen werden, daft bis zum Jahre 1929 eine solche Steigerung 
gegenüber der Vorkriegszeit im Durchschnitt noch nicht ein- 

etreten war. Die Hektarerträge des genannten Jahres lagen 

eim Weizen um eine Kleinigkeit niedriger als vor dem Kriege, 
bei den Zuckerriiben aber ganz beträchtlich. Bei Roggen, Gerste, 
Hafer und Mais gingen sie nur wenig über die Vorkriegsmenge 
hinaus. Nur bei den Kartoffeln war die Steigerung wirklich 
nennenswert. 


Nun ist allerdings bis 1929 die Kunstdüngerverwendung in 
Rußland trotz gewisser Ansätze in dieser Richtung immer no 
ziemlich geringfügig geblieben. Der Produktionswert der Er- 
zeugnisse der Kunstdüngerindustrie hat nach amtlichen russi- 
schen Angaben in dem genannten Jahre 116 Millionen Rubel be- 
tragen. Das war zwar fast das Dreifache des Wertes im Jahre 
1924/25, aber wenn man sich diese Summe auf Kunstdünger- 
mengen umrechnet, so sieht man sehr bald, daß große Quanti- 
täten hierdurch noch nicht umfaßt worden sind. Es ist auch fest- 
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zustellen, daß in der Zwischenzeit die Steigerung, prozentual ge- 
sehen, zwar außerordentlich groß gewesen ist (1931 hatte die 
russische Kunstdüngerindustrie eine Produktion im Werte von 
200 Millionen Rubel), aber der eigentliche Sprung in der Ent- 
wicklung, den wir ja in Rußland schon fast gewöhnt sind, wird 
dem Plan nach doch erst im laufenden Jahre mit einem plan- 
mäfligen Produktionswert von 330 Millionen Rubel eintreten. 
1933 soll dann die Kunstdüngerproduktion auf eine Menge von 
5 bis 51, Millionen Tonnen gebracht werden, und damit gelangt 
sie tatsächlich in Dimensionen hinein, die (bezogen auf den stei- 
genden Umfang der Anbauflachen in Rußland) mit denen der 
alten großen Kunstdüngerländer überhaupt erst vergleichbar 
werden, wenn sie auch, relativ gesehen, an diese noch nicht heran- 
reichen. Es will natürlich nicht allzuviel besagen, wenn kürzlich 
von russischer Seite festgestellt worden ist, daß schon im Jahre 
1932 die Sowjetunion in der Kunstdüngerproduktion, absolut ge- 
nommen, den vierten Platz unter den Ländern der Welt nach den 
Vereinigten Staaten, Deutschland und Frankreich erobern werde. 
Man muß hier die zu versorgenden Flächen für die Relation mit 
in Betracht ziehen. Tut man das, dann rückt Rufland auch dann 
noch auf einen viel tieferen Platz in der internationalen Reihen- 
folge, wenn man nur das europäische Rußland in Betracht zieht, 
ganz zu schweigen von den Veränderungen der Skala zuungun- 
sten Rufflands, wenn man etwa auch das asiatische Rußland mit 
seinen gegenwärtigen Anbauflächen berücksichtigen wollte. 


Es liegt auf der Hand, daß die Durchdringung der russischen 
Landwirtschaft mit dem Gedanken der künstlihen Düngung 
keine Aufgabe weniger Div ist. Es sind hier zwei Faktoren in 
der Hauptsache zu berücksichtigen. Der eine besteht in der nicht 
ganz leichten Anpassung der Entwicklung in der chemischen In- 
dustrie an die Kunstdüngerbedürfnisse der Landwirtschaft, der 
zweite aber, der noch viel schwieriger zu verwirklichen ist, in 
der Weckung dieses Bedürfnisses und in seiner Lenkung in die 
richtigen Bahnen. Was wir heute in der russischen chemischen 
Industrie, etwa in dem Beresinowsker Kombinat, das seinen Be- 
trieb teilweise bereits aufgenommen hat, oder in dem noch im 
Aufbau befindlichen Bobrikowsker Kombinat sehen, das sind 
noch allererste Anfänge Es ist auch noch ein Anfang, wenn 
Solikamsk im Jahre 1952 800000 Tonnen Kalirohsalze liefern 
soll. Das sind alles noch keine Mengen, die ihren Dimensionen 
nach in Beziehung zu setzen wären mit einem bereits geweckten 
russischen Bedarf an diesen Materialien — und mit einem solchen, 
der auch wirklich schon finanzierbar wäre. Denn man muff auch 
hier wieder beide Seiten der Angelegenheit sehen. Wenn heute 
in Rußland überhaupt bereits der ernsthafte Versuch dazu ge- 
macht wird, beispielsweise Schwefelsäure in der Kunstdünger- 
industrie zu verwerten, so ist der Ausgangspunkt für dieses 
Streben doch nicht nur zu suchen in dem Wunsche, durch künst- 
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lihe Düngung die Ertragsfahigkeit der russischen Böden zu 
steigern, sondern noch in einem ganz anderen Gedanken: in dem 
nämlich, durch die Verwertung der Schwefelsäure als Neben- 
produkt des Gewinnungsprozesses vieler Industrien diese Prozesse 
selbst und die hierdurch gewonnenen Erzeugnisse rentabler zu 
machen und zu verbilligen. Das ist aber ein Gesichtspunkt, der 
nicht eigentlich aus der Arbeit für den Bedarf herzuleiten ist, 
sondern der schon fast gleichbedeutend ist mit der Arbeit für den 
Markt, also mit einer Arbeit, die dem russischen Plangedanken 
als solchem widerspricht, und ihm, wenn hier nicht von vorn- 
herein größte Vorsicht angewendet wird, schwere Schädigungen 
beifügen kann. Man stelle es sich einmal vor, was es bedeuten 
würde, wenn heute Rußland nur aus dem Grunde, weil etwa 
eine rapide steigende Erzverarbeitung sehr große Mengen von 
Schwefelsäure anfallen ließe, zu einer nicht organisch gewachse- 
nen, übertriebenen Produktion und damit Verwendung von 
schwefelsaurem Ammoniak als Kunstdünger käme, ohne daß die 
russischen Böden für die Düngung mit diesem Material auch 
wirklich restlos geeignet wären. Man hat ja in dieser Hinsicht 
in außerrussischen Ländern im Laufe der letzten Jahre Erfah- 
rungen gemacht, die zu größter Vorsicht raten. Auf keinem 
anderen Gebiet können Zusammenhänge dieser Art wohl so 
verhängnisvoll werden, wie gerade auf dem der Beziehungen 
zwischen der Landwirtschaft und der chemischen Industrie. Des- 
halb aber ist es so überaus schwierig, hier wirklich die richtigen 
Relationen zu finden. Eine Rösthütte für Zinkerze aufzustellen 
und daneben eine Schwefelsäurefabrik, das ist nicht schwer. 
Wenn aber die Tatsache der Existenz einer solchen Schwefel- 
säurefabrik dazu führt, daß nur aus diesem Grunde Ammon- 
sulphat produziert wird und daß dessen Anwendung Böden ver- 
säuert, wie dies in Westeuropa vielfach der Fall gewesen ist, 
dann erhält die Angelegenheit ein ganz anderes Gesicht, und 
aus dem technischen Fortschritt kann sehr leicht eine große Ge- 
fahr werden. Wir nennen den Fall des Ammonsulphats hier 
lediglich als Beispiel. Es soll damit nicht behauptet werden, daf 
die dar gerade dieses Düngemittels nun mit besonderer 
Vorsicht erfolgen muß, denn diese muff allgemein gelten. Es 
liegt uns lediglich daran, zu zeigen, wie leicht hier gefährliche 
Zusammenhänge prinzipieller Natur auftreten können. 


ITT. 


Es spielen hier noch Zusammenhänge militärpolitischer 
Natur hinein. Eine Reihe von Ländern, insbesondere Frankreich, 
aber auch Italien, Belgien und England und schließlich die Ver- 
einigten Staaten, in denen das große, der Bundesregierung ge- 
hörende Stickstoffwerk von Muscle Scoals seit Jahren fertig. 
aber ohne Betrieb dasteht und nur für den „äußersten Fall“ in 
Reserve gehalten wird, haben ihre Stickstoffindustrien gar nicht 
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so sehr aus wirtschaftlichen Bedürfnissen heraus entwickelt, als 
vielmehr aus dem Streben, ihre Munitionsfabriken von der Sal- 
petereinfuhr aus dem Auslande unabhängig zu machen. Gerade 
dieser Gesichtspunkt hat ja mit die Schuld daran getragen, daß 
außerhalb Ruflands eine ungeheure Uberproduktion an Stick- 
stoffdüngemitteln entstanden ist. Man sagte sich in den genann- 
ten Ländern, daß die Werke, die im Frieden die Landwirtschaft 
versorgen, im Kriegsfalle für den Munitionsbedarf der Armee zu 
arbeiten haben, und sah hierin vielfach eine geradezu „ideale“ 
Verbindung zwischen wirtschaftlihem und militärisch-politi- 
schem Bedürfnis. Nun, es hat sich in der Zwischenzeit gezeigt, 
daß diese Verbindung in wirtschaftlicher Hinsicht keine ıdealen 
Folgen gezeitigt hat. Sie hat nämlich dazu geführt, daß die 
Stickstofftverwendung zuungunsten der Verwendung von Kali 
und Phosphorsäure in ihren verschiedenen Formen geradezu 
phantastische Fortschritte gemacht hat, und man kann zuminde- 
sten darüber im Zweifel sein, wie weit dies der internationalen 
landwirtschaftlichen Entwicklung zum Vorteil oder zum Nach- 
teil gereicht hat. Es sind hier in wirtschaftlicher Hinsicht in 
einigen Ländern Fehler gemacht worden, die Rußland auch 
ace maden kann, wenn es aus den außerrussischen Erfahrungen 
nicht lernt. 


UdSSR und USA. 


Von Herbert Schroeder. 
(Schluß*) 


Amerikanische Arbeit am sozialistischen 
Autbau. 


Noch bedeutsamer ist der amerikanische Menschenexport 
nach Rußland. Er steht mit der technischen Hilfe und Be- 
ratung amerikanischer Firmen bei der Durchführung des Fünf- 
jahrplans im Zusammenhang. So paradox es bei einem 
150-Millionen-Volk auch klingt — der akuteste Mangel, den 
Ruflland leidet, ist der Mangel an Menschen, und zwar an 
Menschen, die für die leitende oder ausführende Arbeit am 
sozialistischen Aufbau geeignet sind. Dieser Zustand ist natür- 
ich nur ein Durchgangsstadium und die Sowjets sind unermüd- 
lich dabei, „Kader“ geeigneter technischer Kräfte heranzubilden 
— noch sind sie jedoch in hohem Maße auf die Mitwirkung aus- 
ländischer Kräfte angewiesen. Unter diesen nehmen neben den 
Deutschen die Amerikaner eine CA E Stellung ein. Es 
befanden sih zu Ende des vorigen Jahres etwa 1000 ameri- 


*) Erster Teil im Juniheft 1932 von „Osteuropa“. 
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kanische Ingenieure und 2500 gelernte Arbeiter und Vorarbeiter 
in der Sowjetunion, bei einer Gesamtzahl von etwa 10000 aus- 
ländischen Mitarbeitern. darunter 7000 Arbeitern, wobei mehr 
als die Hälfte der Gesamtzahl Deutsche sind. Nach dem „Ost- 
Expreß“ sollen weitere 6000 gelernte amerikanische Arbeiter 
inzwischen nach der Sowjetunion gegangen sein, und der Amtorg 
sollen über 100000 Gesuche amerikanischer Arbeiter, die nach 
Rußland wollen, vorliegen!®). Der Gesamtbetrag, den die Sow- 
jets den Amerikanern jährlich an Gehältern zahlen, beläuft sich 
nach Schätzungen von Knickerbocker auf etwa 10 Millionen 
Dollar'®). Die meisten davon haben kurzfristige Verträge (ein 
Jahr) und sehr erhebliche Bezüge. So erhält z. B. ein gelernter 
amerikanischer Arbeiter in der Stalingrader Traktorenfabrik, 
der größten amerikanischen Arbeitskolonie in Rußland, an der 
etwa 380 Amerikaner tätig sind, ein Monatsgehalt von 200—300 
Dollar, das bei einer amerikanischen Bank deponiert wird. 
Außerdem erhält er ein weiteres Gehalt von monatlich 300 bis 
400 Rubel. Dabei haben diese Arbeiter die Möglichkeit, in einer 
Kantine ihre drei Tagesmahlzeiten für insgesamt Rbl. 3,50 ein- 
zunehmen und für 22—32 Rubel im Monat zur Miete zu wohnen. 
Es besteht allerdings as Oe der in den kapitalistischen Ländern 
immer mehr um sich greifenden Arbeitslosigkeit und des damit 
anschwellenden Dranges technischer Kräfte nach Rußland, seitens 
der Sowjets die Tendenz, die Ausländer den Inländern in der 
Bezahlung gleichzustellen und die Valutagehälter ganz ab- 
zubauen. Nach dem Fünfjahrplan soll die Zahl der amerikani- 
schen Arbeitskräfte jedenfalls noch sehr erheblich vermehrt 
werden, da es sich als notwendig erwiesen hat, die von Ameri- 
kanern und mit amerikanischem Material errichteten Werke zu- 
nächst auch mit amerikanischen Arbeitern in Betrieb zu setzen. 


Die Mitwirkung der Amerikaner am russischen Aufbau ist 
jedoch nicht nur quantitativ eine erhebliche — sie ist vor allem 
qualitativ wesentlih. Darin haben die Amerikaner einen Vor- 
sprung vor allen anderen Nationen. An fast allen Schlüssel- 
stellungen des Fünfjahrplanes sind sie leitend tätig. Da sind: 
Oberst Hugh L. Cooper, der erste beratende Ingenieur des 
Dnjeprostroj; John K. K. Calder, der Chefkonstrukteur der 
Tscheljabinsker Traktorenfabrik, beide zu den ganz wenigen 
Ausländern gehörend, die zu den Sowjetmachthabern in einem 
wirklichen Vertrauensverhältnis stehen. Da sind ferner Walter 
A. Rukeyser, der Leiter der größten Asbestgrube der Welt bei 
Swerdlowsk, die leitenden amerikanischen Ingenieure der Stalin- 
grader Traktorenfabrik, des Eisen- und Stahlwerks Magnito- 
gorsk, Leon S. Moissejew im Verkehrskommissariat, die Faller 
der Fordwerke, der bei Nishnij Nowgorod entstehenden Muster- 


— 


18) Ost-Expreß vom 25. 1. 1932. 
19) H. R. Knickerbocker, Der rote Handel droht. Berlin 1931. S. 78. 
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stadt, und viele andere mehr. Nach Angaben des State Depart- 
ment vom 1. Januar 1931 waren mindestens 44 der bedeutendsten 
amerikanischen Firmen an dieser technischen Hilfsstellung für 
die Sowjets beteiligt, darunter Unternehmen wie Dupont, Ford, 
General Electric, Radio Corporation of America u. a. Daft sich 
hieraus auch sehr erhebliche Aufträge ergeben, zeigt das Beispiel 
der International General Electric Company, die gleichzeitig mit 
der Bereitstellung ihrer konsultativen Mitarbeit einen Vertrag 
über Lieferungen in Höhe von 26 Millionen Dollar tätigte, wobei 
sechsjährige Kredite gewährt und ein Entschadigungsabkommen 
über das in Rußland beschlagnahmte frühere Eigentum der Firma 
getroffen wurde. Die Austin Company, Cleveland, errichtet in der 
Nähe von Nishnij Nowgorod eine kommunistische Musterstadt 
für 50000 Menschen, deren Kosten sich auf 30—40 Millionen 
Dollar belaufen werden. Diese, vom Volksmund „Austingrad“ 
genannte Stadt soll künftig der Sitz der Fordwerke sein, die 
schon 1932 mit amerikanischer Belegschaft eine Jahresproduktion 
von 140000 Automobilen erzielen sollen. Der von der McKee 
Company, Cleveland, abgeschlossene Vertrag auf Errichtung des 
Eisen- und Stahlwerks Magnitogorsk im Ural, das mit einer 
Jahreskapazität von 3 Millionen Tonnen neben dem amerikani- 
schen Gary der gewaltigste Betrieb seiner Art sein wird, ist der 

roRte Industrievertrag, der je geschlossen wurde. An der 
Mein des unter der Last des Fünfjahrplanes zusam- 
menbrechenden Eisenbahnwesens sind Vertreter der Baltimore- 
und Ohio-Eisenbahngesellschaft beteiligt. 


DerKampfgegendenrotenHandel. 


Dieser glanzvollen Seite der russisch-amerikanischen Wirt- 
schaftsbeziehungen stehen aber auch Passiva gegenüber, die in 
der amerikanischen Öffentlichkeit zu lebhaften Kontroversen ro 
und contra den Ausbau dieser Beziehungen geführt haben. Die 
Amerikaner mußten sich sagen, daf die Ausfuhr von Produk- 
tionsmitteln nach Rußland und die technische Hilfe auf weite 
Sicht zu einer wirtschaftlichen Autarkisierung der Sowjetunion 
führt, und daß sie also selber auf diese Weise weiterer Ausfuhr 
dorthin das Grab schaufeln oder sich sogar eine russische Kon- 
kurrenz auf anderen Märkten der Welt hochzüchten. Schon 
jetzt wächst in der Sowjetunion die Tendenz zur Emanzipierung 
vom „Joch des kapitalistischen Imports“ und erzielen die an den 
meisten Fabriken gegründeten „Brigaden der Kämpfer für die 
wirtschaftliche Unabhängigkeit“ nicht unbedeutende Erfolge. 
Schon jetzt wird ihnen die russische Ausfuhr in der Mandschurei 
gefährlich. Alle diese vom amerikanischen Standpunkt sehr un- 
erwünschten Folgen einer Industrialisierung Rußlands würden 
natürlich besonders stark nach Vollendung des Fünfjahrplanes 
in Erscheinung treten. Man neigt demgegenüber in Amerika 
allerdings zu de optimistischen Annahme, daß ein Gelingen des 
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Planes einen weiteren Abbau des Kommunismus im Gefolge 
haben würde und damit die Wiedereinschaltung Rußlands in 
einen normalen weltwirtschaftlihen Verkehr. Auch hofft man 
auf das gesteigerte Konsumprogramm des zweiten Fünfjahr- 
a Einstweilen ist von einem Umschlagen der russisch-ameri- 
anischen Handelsbilanz jedoch nichts zu merken. Sie ist, im 
Gegenteil, 1931 günstiger denn je. Allerdings ist zu beriicksic- 
tigen, daß der wertmafige Rückgang der russischen Ausfuhr nach 
USA auf den starken Preissturz der Weltmarktpreise für die 
wichtigsten russischen Ausfuhrwaren zurückzuführen sein dürfte, 
und daft diese Ausfuhr mengenmäfig gewachsen ist. Allerdings 
soll die Höhe der russischen Bestellungen in Amerika im Jahre 
1931 gegenüber dem Vorjahr um 60 % zurückgegangen sein?*‘), 
was sich aber erst in der Handelsstatistik für 1932 oder 1933 aus- 
wirken würde. Dieser Rückgang soll insbesondere auf einem 
Absinken der Bestellungen auf landwirtschaftlidhe Maschinen 
von 60,8 Millionen Dollar (1930) auf nur 3,5 Millionen Dollar, 
infolge der starken Steigerung der Produktion dieser Maschinen 
in Rußland selbst, beruhen. Die Sowjetverkäufe an USA sind 
demgegenüber nur um 33 % zurückgegangen. 
ine ganze Anzahl amerikanischer Industrien fühlt sich 
durch die wachsende russische Einfuhr bedroht bzw. geschädigt. 
Dazu gehören vor allem die Holz- und Holzbearbeitungs- 
industrie, die Rauchwarenindustrie, die Ol- und die Mangan- 
industrie. Die Rangfolge der von den Sowjets nach Amerika 
exportierten Erzeugnisse war im Jahre 1929 folgende: Mangan 
24,2%, Rauchwaren 22,0 %, Konservenbiichsen 125 %, Kaviar 
und Fische 5%, Holz und Zellulose 4,1 %, Anthrazit 3,3 %, Son- 
stiges 289%. Fast die gesamte russische Manganausbeute wan- 
dert nach USA, und jedes zweite amerikanische Automobil ent- 
hält heute in seinen Stahlteilen bereits russisches Mangan. 
Russische Zellulose und russische Blechdosen sind weitgehend im 
Gebrauch. Es handelt sich dabei um Industriezweige, die mit dem 
amerikanischen Leben auf das intensivste verflochten sind: Auto, 
Zeitung, Konserven. 


Sowjet-Dumping und Zwangsarbeit. 


Der Protest der amerikanischen Produzenten gegen diese 
russische Einfuhr ist besonders lebhaft, weil er auf die Behaup- 
tung gestützt wird, daß die russischen Einfuhrwaren angeblich 
das Erzeugnis unfreier Arbeit seien und der Verkauf zu Preisen 
unter den Produktionskosten und den Binnenmarktpreisen er- 
folge, also ein Dumping vorläge. Eine unbeschränkte Holz- 
einfahr aus Rußland würde nach Mitteilungen des amerikani- 
schen Holzindustriellen-Verbandes durch das Dumping die 
amerikanischen Holzbestände um 2 Milliarden Dollar entwer- 


») Ost-Expref vom 16. 3. 1932. 
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ten. Allerdings beträgt diese Holzeinfuhr aus Rufland nur etwa 
1 % der amerikanischen Gesamteinfuhr an Holz und kaum 0,1 % 
des jährlichen einheimischen Holzverbrauchs. 


Nicht nur den amerikanischen Produzenten, sondern auch 
den amerikanischen Arbeitnehmern ist die russische Einfuhr 
unerwünscht. Die American Wage Earners’ Association und die 
American Federation of Labor haben sogar einen Antrag auf 
Einfuhrverbot sämtlicher russischer Waren an das Treasury 
Department gerichtet, da das russishe Dumping 1 Million 
amerikanischer Arbeiter mit ständiger Arbeitslosigkeit bedrohe. 
Ein allgemeines Einfuhrverbot für russische Waren, wie es z.B. 
kürzlich von Kanada (anscheinend nicht ohne vorherige Fühlung- 
nahme mit Hoover) erlassen wurde, ist jedoch nicht wahrschein- 
lich. Eine entsprechende Bill, die im Februar 1931 im Repräsen- 
tantenhaus angenommen wurde, fand nicht die Zustimmung des 
Senats. Immerhin ist unter dem Druck der American Wage 
Earners’ Association und der Holzindustrie das vom Präsidenten 
Hoover im Juli 1930 aufgehobene Einfuhrverbot für russisches 
Holz im Februar 1931 in anderer Form aufs neue verhängt wor- 
den. Es erstreckt sich auf Holz und Zellulose aus den russischen 
Waldgebieten nördlich des 60. Breitengrades, wo man Arbeits- 
verhältnisse vermutet, die nach Ansicht der amerikanischen 
Arbeiterorganisationen Zwangsarbeit gleichkommen. Auf Be- 
treiben der A.F.L. ist in den Tariff Act von 1930 eine besondere 
Klausel (307) aufgenommen worden, die sich gegen die Erzeug- 
nisse von Zwangsarbeit oder unfreier Arbeit richtet, und der 
Kongreß hat den Teil dieser Klausel, der die „unfreiwillige“ 
Arbeit ebenso trifft wie die Sträflingsarbeit, beschleunigt in 
Kraft gesetzt. Die Beweislast fallt dabei dem Importeur zu. 
Allerdings erstrekt sich die Bestimmung nicht auf solche 
Waren, für die in den USA ein wirklicher Bedarf vorhanden ist 
und die nicht in genügenden Mengen dort hergestellt werden?'). 
Weitere Scholsmaßnahmen sind gewisse Einfuhrerschwerungen 
für russische Blechdosen und Zündhölzer, und außerdem ist dem 
Kongreß der Erlaf eines Einfuhrverbots für Mangan empfohlen 
worden. 


Wenn auc einzelne Industriezweige unter der russischen 
Einfuhr zu leiden hatten, so war die Gesamtbilanz für die ameri- 
kanische Volkswirtschaft bisher durchaus günstig. Die Debatte 
über die Entwicklung dieser Handelebeziekangen wird sich da- 
her auch in Zukunft wohl hauptséchlich um die Fragen der 
Zwangsarbeit und des Dumping drehen. Im ersteren Falle 
scheint es allerdings nicht unbegründet, da tatsächlich auf gewissen 
Produktionsgebieten in Rußland mit unfreier Arbeitskraft ge- 
wirtschaftet wird. Die rund 1 Million „entkulakisierter“ Bauern 

3) Tariff Act of 1930, 71. Congrefl, 2. Session, Senate, Document No. 166, 
Section 307, S. 112. 
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sind zum großen Teil in Arbeitslagern der nördlichen Wald- 
ebiete interniert worden und müssen dort gewissermaßen als 
eibeigene der GPU arbeiten. Allerdings ıst schwer festzu- 
stellen, ob das nah USA ausgeführte Holz tatsächlich aus diesen 
Gebieten stammt. Man hat daher dem Kongref vorgeschlagen, 
eine Kommission nach Rußland zu entsenden, um an Ort und 
Stelle die Arbeitsverhältnisse zu prüfen. In der Frage des Dum- 
ping scheinen dagegen die Vorwürfe weniger fundiert. Da der 
russische Produktionsapparat verstaatlicht ist, lassen sich die 
effektiven Selbstkosten kaum nachweisen, so daft die Bestim- 
mungen des Anti-Dumping Act von 191 nur schwer auf die 
russische Einfuhr anwendbar sind. Selbst wenn man annimmt. 
daß die Verkäufe von Sowjet-Weizen und -Kohle zu Dumping- 
Preisen erfolgt (die Einfuhr nach USA spielt übrigens keine 
Rolle), so müßte auf Grund gleicher Kalkulationsmethoden 
gefolgert werden, daß bei der Mangan- und Öl-Ausfuhr ein Dum- 
ping nicht vorliege. Alle diese Berechnungen sind jedoch mehr 
oder weniger spielerisch, da sie einen Pari-Wert des Rubels vor- 
aussetzen. Bewertet man den Rubel zu seinem tatsächlichen 
Kurswert, der weit unter Pari liegt, so liegt höchstens ein 
Valuta-Dumping vor. 


Fiir und wider Boykott. 


Auch auf dem Gebiet des Wirtschaftsverkehrs, wie auf dem 
der politischen Anerkennung, stehen sich also die Parteien scharf 
gegenüber. Während sich dabei das Commerce Department für 
die Förderung fairer Handelsbeziehungen mit den Sowjets ein- 
setzt, treibt das Treasury Department nach russischer Auf- 
fassung eine entgegengesetzte Politik??). Andererseits haben 
auch führende amerikanische Wirtschaftskörper in aller Offent- 
lichkeit sich deutlih gegen Wirtschaftsbeziehungen mit den 
Sowjets ausgesprochen. So hat die American Chemical Society 
erst kürzlich scharf gegen die opportunistische Dollarpolitik 
Kegeniber dem Kommunismus Stellung genommen. Ebenso hat 

ie New Yorker Handelskammer sich 1931 erneut für Abbruch 
der Handelsbeziehungen mit den Sowjets eingesetzt und die 
Hoffnung geäußert, daß die europäischen Staaten sidh einer 
solchen amerikanischen Maßnahme zum Schutz des kapitalisti- 
schen Systems anschließen würden. Zusammengefaft werden 
können diese Tendenzen in dem Schlagwort, mit dem die 
Curtis-Presse gegen den Russenhandel zu Felde zieht: „Beachte 
den Handel mit den Sowjets und Du wirst wissen, weshalb Du 
arbeitslos bist!“ 

Die russische Handelsvertretung in New York hat gegen die 
amerikanischen Schutzmaßnahmen und Handelserschwerungen 
energisch protestiert und droht, sämtliche Aufträge einzustellen, 


22) Iswestija vom 14, 1. 1932, Problema sovetsko-amerikanskoj torgovli. 
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wie das z. B. eine Zeitlang im Falle Belgiens geschehen ist. Bis- 
her ist allerdings von solchen Repressalien nur wenig zu merken 
gewesen, insbesondere kann nicht festgestellt werden, daß die 
Aufträge nach einem anderen Land verlegt worden wären, es sei 
denn nach Deutschland, wofür aber andere Gründe als rein 
repressive maßgebend gewesen sein dürften. 


Die „Rote Gefahr" in Amerika. 
Die Gründe für die Schärfe der amerikanischen Abwehr 


ge en den roten Handel sind natürlich nicht auf rein wirtschaft- 
ichem Gebiet zu suchen. Man findet nicht nur die russische 
Wareneinfuhr lästig — sondern man fürchtet auch im Gefolge 
der wachsenden Beziehungen eine kommunistische Ideen-Ein- 
fuhr, obwohl das Amerika der Prosperity sich als völlig immun 
gegen die Lehren des Marxismus erwiesen hatte. Es sprechen 
erner ethische Gesichtspunkte mit: Die öffentliche Meinung 
kann es auf die Dauer nicht dulden, daß Amerika den Kommu- 
nismus im eigenen Lande zwar auf das schärfste bekämpft, ihn 
dagegen in Rußland fördert. Die Frage der kommunistischen 
Gefahr in Amerika wird durch den Bericht eines 1930 vom Kon- 
Ben eingesetzten Untersuchungsausschusses, des sogenannten 

ish Committee, eingehend beleuchtet??). Dieser Bericht stellt 
fest, daß es in den USA mindestens 12000 aktive Kommunisten 
gäbe, die regelmäßig Parteibeiträge entrichten. Der Führer 
war übrigens bis vor kurzem ein Japaner namens Sen Katayama. 
Auch Trotzky befand sich bekanntlich bei Ausbruch der russi- 
schen Revolution in New York. Die Gesamtzahl der Anhänger 
der kommunistischen Bewegung wird von dem Komitee auf 
etwa 500000 geschätzt, doch dürfte diese Zahl entschieden zu 
hoch gegriffen sein. Sie wird von anderer Seite mit etwa 
50.000 beziffert. Das Hauptquartier der Bewegung sei New York, 
aber alle Drähte würden von Moskau aus gezogen. Dem Bericht 
zufolge verfügen die Kommunisten in Amerika über 12 Tages- 
zeitungen, wobei das Hauptblatt, der „Daily Worker“, eine Auf- 
lage von 35000 aufweist, 30 Wochen- und Monatsschriften und 
16 andere Periodica, von denen einige im Auslande verlegt wür- 
den. Die Jugend sei allerdings kaum erfaßt, doch bestünden 
kommunistische Zellen an den Universitäten New York, Chicago, 
Wisconsin, Washington, California, Harvard und Columbia. Die 
American Federation of Labor sei dank der entschiedenen Hal- 
tung ihrer letzten beiden Präsidenten Gompers und Green nicht 
infiziert. Ob und wieweit die Amtorg und die anderen russi- 
schen Handelsgesellschaften mit diesen Umtrieben verknüpft 
seien, ließe sich nicht feststellen, es sei jedenfalls nicht genügend 
belastendes Material zu ermitteln gewesen. Die Navy Code and 


— 


33) Investigation of Communist Propaganda. House of Representatives, 
71. Congreß, 3. Session, Report No. 2290 vom 17. 1. 1931. 


= 997 


Signal Section habe im Laufe von fünf Monaten versucht, 3000 De- 
peschen, die in dieser Zeit zwischen der Amtorg und Moskau ge- 
wechselt wurden, zu dechiffrieren, jedoch ohne Erfolg. Selbst- 
verständlich seien aber alle Beamten dieser Gesellschaften Mit- 
lieder der Kommunistischen Partei. Interessant sei auch, daß 
ie Amtorg seinerzeit vom jetzigen Solicitor General der Ver- 
einigten Staaten, Judge Thomas D. Thacher, aufgezogen worden 
ist, und daß seine Anwaltsfirma auch heute noch eine Art Mono- 
pol für die Beschaffung von Einreiseerlaubnissen für Sowjet- 
unktionäre besitzt. 


Trotz alledem muß die Möglichkeit einer Bolschewisierung 
Amerikas, selbst wenn die Wirtschaftskrise noch tiefere Spuren 
ziehen sollte, als außerordentlich gering bezeichnet werden. 
Gering vor allem auch im Verhältnis zu der im Zuge des Fünf- 
jahrplans fortschreitenden Amerikanisierung Ruftlands. Das 
wird: auch von Mitgliedern des Fish Committee zugegeben, die 
abschließend feststellen, daß Grund zur Beunruhigung nicht vor- 
liege, und daß der beste Schutz Amerikas gegen das rote Hemd 
der Bolschewiki und das schwarze Hemd der Faschisten immer 
noch das blaue Hemd des amerikanischen Arbeiters sei. Die 
kommunistische Wühlarbeit wirkt sich mehr bei den Negern und 
Fremdstämmigen aus, die sieben Achtel des Bestandes der Kom- 
munistischen Partei Amerikas ausmachen. 


Die kommende Front. 


Immerhin stehen sich Amerika und das rote Rußland als 
zwei potentiell ebenbürtige Rivalen gegenüber, von denen der 
eine fieberhaft am Ausbau seiner Rüstung arbeitet, einer Rü- 
stung, die — das darf nicht vergessen werden — ihn dazu befähi- 
gen soll, sein letztes Ziel, die Weltrevolution zu erreichen. Auch 

ieser Gesichtspunkt spielt bei der künftigen Entwicklung der 
Wirtschaftsbeziehungen mit den Sowjets eine Rolle. Die Rich- 
tung, die diese Entwicklung nehmen wird, ist zurzeit noch schwer 
übersehbar. Als Extreme stehen sich die Forderung auf Erric- 
tung einer amerikanischen diplomatischen Mission in Moskau, 
und die auf ein generelles Einfuhrverbot für russische Waren 
gegenüber. Trotz der augenblicklichen Spannung spricht jedoch 
vieles dafür, daß ein weiterer Abbau der Beziehungen zwischen 
USA und UdSSR nicht in Frage kommt, und beide Systeme bei 
Schaffung gewisser Sicherungsmaßnahmen nebeneinander be- 
stehen können. Besondere Bedeutung dürfte der Initiative des 
Präsidenten Hoover und seinem großen Interesse für Ruflland 
beizumessen sein. Er soll z. B. die Absicht gehabt haben, den 
kürzlich verstorbenen Botschafter in Mexiko, Dwight Morrow. 
mit einer eingehenden Untersuchung der Dumping-Frage und 
ihrer Auswirkungen zu beauftragen, auf Grund deren dann 
Vorschläge und Möglichkeiten eines eventuellen gemeinsamen 
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Vorgehens mit anderen Staaten erwogen werden sollten. Ande- 
rerseits arbeitet der Gang der Wirtschaftskrise auch in den Ver- 
einigten Staaten dahin, Breschen in das System der freien Wirt- 
schaft zu schlagen. Die von Hoover eingeleiteten Stützungs- 
aktionen und Ankurbelungsmaßnahmen gehören bereits in das 
Gebiet der Planwirtschaft, und die gleiche Tendenz kommt in 
der von ihm ausgegebenen Parole „More Government in Busi- 
ness“ zum Ausdruck. 

Welche Entwicklung die Dinge auch nehmen mögen — es 
steht jedenfalls fest, daß beide Länder sich auch weiterhin, und 
vermutlich in steigendem Maße, beeinflussen werden. Sie sind 
die beiden Schwerpunkte des weltwirtschaftlichen Systems, 
deren Wechselwirkung gar nicht ausgeschaltet werden kann. 
„God’s own Country und ,,Sozialistischhes Vaterland“ — sie 
stoßen einander ab und sie ziehen einander an. Beider Sen- 
dungsgedanke ist universalistisch und macht an den Grenzen 
ihres Raumes nicht halt. Dort der Gedanke der Prosperity, des 
freien Wettbewerbs und der demokratischen Selbstverant- 
wortung, — hier der Massenmensch, die Autokratie des kommu- 
nıstischen Systems und die Weltrevolution. 

Vom Mittelmeer hat sich der Schwerpunkt des Weltgesche- 
hens nach dem Atlantik und weiter nach dem Pazifik verlagert 
und damit seinen Ost-West-Kreislauf beschlossen. Der alte 
Osten wird zum neuen Westen. Hier, im Niemandsland des Fer- 
nen Ostens, wo Rußlands Führerstellung immer stärker wird 
(die Nanking-Regierung hat soeben die Wiederaufnahme der 
diplomatischen Beziehungen mit Moskau beschlossen), stehen 
sich die beiden großen Rivalen, Kapitalismus und Sozialismus, 
USA und UdSSR, entscheidend gegenüber. Mit diesem Gegen- 
satz, der gewissermaßen struktureller Art ist, wird stets zu 
rechnen sein, auch wenn er zu Zeiten durch das Dazwischen- 
treten des primären Gegensatzes Japans zu Rußland und China 
und die dadurch bewirkte gemeinsame Frontstellung Ruflands 
und Amerikas gegen Japan überschattet wird und eine kon- 
junkturelle Verschiebung erfährt, deren Tragweite noch scdıwer 
zu übersehen ist. 


Rußland und Osteuropa. 
Übersicht. 
Innere und äußere Politik. 
Von Otto IHloetzsch. 
1. Rußland. 


a) Wirtschaftslage und Wirtschaftspolitik. 


Im Eingangsartikel ist von dem Bestehen einer Agrar- und 
infolgedessen Ernährungskrise gesprochen, die z. B. auch 
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für das Getreideland Ukraine gilt, in Brot, Butter, Fleisch sich 
auswirkt und für die je typisch ist. Ein kleines. aber 
interessantes Zeichen der Krise ist vielleicht, daß es jetzt in 
Moskau nicht mehr als 1400 Droschkenkutscher gibt. 
während man vor dem Kriege diesen bei den Moskauer Entfer- 
nungen schlechterdings unentbehrlichen Stand auf 25000 Mit- 

er berechnete. Automobile stehen auch nicht entfernt zur 

erfügung, die Autobusse können den Verkehr nicht bewältigen. 
der Plan der Untergrundbahn ist noch weit von der Realisierung. 
Das unaufhaltsame Sinken der Droschkenkutscherzahl bedeutet, 
daß sie einfach nicht in der Lage sind, das Futter für die Pferde 
zu erschwingen. 

Die Frihjahrssaatkampagne, für die unausgesetzt 
in den Zeitungen getrieben und aufgerufen wird, hatte am 
10. Juni 87 717 000 Hektar erfaßt gegen 89,6 Millionen Hektar zur 
Beinen Zeit im Vorjahr, bleibt hinter dem Vorjahr also zurück. 

avon kommen 10 Mill. Hektar auf die Sowjetlandgiiter. 
62,7 Mill. Hektar auf die Kollektivwirtschaften und nur 15 Mill. 
Hektar auf die bäuerlichen Einzelwirtschaften. Die Sowjet- 
landgüter haben den Saatplan zu % %, die Kollektivwirt- 
schaften zu 89,6 %, die bäuerlichen Einzelwirtschaften erst zu 
68,6 % ausgeführt. In der Sowjetunion im ganzen ist der Saat- 
plan zu 87,7 % erfüllt. 


Für das wichtige Gebiet der Forstwirtschaft sei auf 
eine ausgezeichnete Neuerscheinung hingewiesen: „Die Wald- 
und Holzwirtschaft Sowjetrußlands“ von Erwin Buchholz 
(Berichte über Landwirtschaft, herausgegeben vom Reichsernäh- 
rungsministerium, 56. Sonderheft, 1932, 131 Seiten). Dieses sehr 
instruktive Buch schildert die russische Forst- und Holzwirt- 
schaft. sowie die Holzausfuhr auf das gründlichste und inter- 
essanteste. Besonders ist der Abschnitt Rayonierung der Forst- 
und Holzwirtschaft (S. 50—79) sehr wertvoll, dann der Versuch. 
die Produktionskosten festzustellen und die Zusammenfassung. 
aus der die maltgebenden Sätze hervorgehoben seien: 


„Die Forstwirtschaft und die Holzindustrie — zwei Wirtschaftszweige. 
zwischen denen sich in den kapitalistischen Ländern vielfach uniiberwind- 
liche Gegensätze entwickeln — sind im sozialistischen Staat zu einer Macht- 
einheit zusammengefügt worden, nachdem sie sich auch hier jahrelang wie 
gierige Vertreter kapitalistischer Unternehmungen bekämpft hatten. Die 
Reorganisationswut ist als wilde Jagd nadı besseren Methoden der 
Wirtschaftsführung aufzufassen, die letzten Endes auch einmal erreicht wer- 
den müssen. Jedenfalls ist aber mit einer steten Steigerung der Produk- 
tion zu rechnen, doch wird auch bei größter Anspannung der Holzproduk- 
tion der volle Bedarf des Landes an Holz und Holzmaterial in absehbarer 
Zeit nicht gedeckt werden können. Dies ist einer der wundesten Punkte 
des Fünfjahrplans und des weitergehenden Perspektivplans, der den Auf- 
stieg der gesamten Volkswirtschaft stark gefährden wird. Der starke Be- 
volkerungszuwadhs, der sich auf fast 4 Millionen Menschen jährlich be- 
ziffert, der Aufschwung der Industrie und der Bautätigkeit werden in Zu- 
kunft eine gewaltige Nachfrage nach Holz hervorrufen. Bei Betrachtung 
des Ausbaues der russischen Holzwirtschaft muß man auc Jie ferneren 
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Zeiträume ins Auge fassen. Dabei breiten sich vor unseren Augen gewal- 
tige Probleme aus, die allmählih ihrer Verwirklichung entgegen gehen 
werden und von denen nur folgende erwähnt sein mögen: Die Entwicklung 
des nordischen Seeweges, durch den die Waldreichtümer des Jenissej dem 
Weltmarkt erschlossen werden sollen, der Bau des Wolga-Don-Kanals, der 
einen neuen Wasserweg für das russische Holz nach dem Mittelmeer schafft, 
die Schiffbarmachung des Dnjepr, der Ausbau des Holzhafens in Lenin- 
grad, Archangelsk und Murmansk und das Anstreben der Verbindung dieser 
Häfen mit dem Nordural und Westsibirien.“ 


„Unabhängig von der für Jahre hinaus noch mangelnden Holzversor- 

ung des Inlandes wird von der Regierung der UdSSR nach wie vor eine 

Steirerung der Holzausfuhr angestrebt werden. Dieser Zwiespalt zwischen 

der fast schrankenlosen Möglichkeit der Holzausfuhr einerseits und dem 

gestörten Gleichgewicht zwischen Bedarf und Deckung des Binnenmarktes 

ne wird in der nächsten Zukunft voraussichtlich weiterbestehen 
eiben. 

„Infolge der gegenwärtigen Weltwirtschaftskrise ist die Nachfrage nach 
Holz in der ganzen Welt stark gesunken, wodurch die nunmehr auf ge- 
steigerte Produktion eingestellte russische Holzexportindustrie in ihrer 
Weiterentwicklung stark gehemmt wird. Diese Industrie ist mit der Welt- 
wirtschaft eng verknüpft, insbesondere ist sie von der englischen Markt- 
lage in starkem Mafle abhängig. Bei der jetzt von allen Ländern ange- 
strebten Einschränkung der Einfuhr wird es der UdSSR in der nächsten 
Zeit nur unter sehr ungünstigen Bedingungen gelingen, Ausfuhrartikel, 
darunter auch das Holz, im Auslande abzusetzen. Dadurch wird sich auch 
russischerseits eine gewisse Einschränkung der Bestellungen ausländischer 
Maschinen kaum vermeiden lassen, was wiederum eine Verlangsamung des 
Aufbautempos der russischen Holzindustrie nach sich ziehen muß. Diese 
Lage wird sich aber ändern, sobald die gegenwärtige Weltwirtschaftskrise 
von einer neuen Konjunktur abgelöst werden wird, womit man schließlich 
auch rechnen muf. 

Die deutsche Forstwirtschaft und Holzindustrie hat dann in der Ge- 
stalt der russischen Exportles-A.G. ein in sich geeintes, mächtiges, staat- 
liches Holzexportorgan vor sich, das in seinem planmäfigen und weit- 
blikenden Vorgehen gegenüber dem Ausland nicht mit irgendwelchen 
Pant pita ee olzhandelsunternehmungen verglichen werden kann. 

m sich erfolgreich behaupten zu können, wird es sich in Zukunft für 
die deutsche Forstwirtschaft und Holzindustrie als unerläßlich erweisen, 
unter gemeinsamer Regelung der Interessen ein geschlossenes 
Auftreten gegenüber der Holzeinfuhr aus dem Auslande zu zeigen, 
wobei stets berücksichtigt werden muß, daß das russische Holz auch auf 
Umwegen über Polen, Litauen, Lettland usw. auf den deutschen Markt 
gelangen kann. Die Frage der Holzeinfuhr aus Rußland kann jedoch nicht 
vom Standpunkt der Interessenten (der Forstwirtschaft oder der einzelnen 
Zweige der Holzindustrie) entschieden werden, sondern von dem umfassen- 
den Standpunkt der gesamten deutschen Wirtschaftspolitik.“ 


Besonders die letzten Sätze sind sehr abgewogen und treffen 
den Nagel auf den Kopf, gehen auch genau in der von uns immer 
für richtig gehaltenen Linie des deutsch-russischen Wirtschafts- 
austausches und der Aufgabe für die deutsche Seite. 

Industrie: die Sowjetseite stellt mit Befriedigung fest, 
daß „das Jahr 1932 in der Entwicklung der UdSSR zu einem 
wesentlichen Teil auch dadurch charakterisiert sein wird, daf 
eine große Anzahl bedeutendster Werke neben zahlreichen 
anderen Anlagen in der UdSSR in Betrieb gesetzt wird, daft 
also die Investitionstätigkeit der letzten Jahre in großem Um- 
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fange in der nunmehrigen Produktion ihren Ausdruc findet. 
Das Grundkapital der sogenannten Zensusindustrie, d. h. der ge- 
samten Groß- und Mittelindusirie, belief sich z. B. am Ende des 
Jahres 1928 auf 5,8 Milliarden Rbl. Unter Berücksichtigung der 
neu in Betrieb tretenden Anlagen sowie der Amortisation waren 
diese Grundkapitalien 1929 auf 6,7 Milliarden Rbl. gestiegen, 
Ende 1930 auf 8,3 Milliarden Rbl. und schlieflih 1931 auf 
12 Milliarden Rbl. Gegenüber dem Stande zu Anfang 1928 
(5,27 Milliarden Rbl.) war also bis Ende 1931 eine Steigerung der 
Grundkapitalien der Industrie um 144,3 % eingetreten. 


Auf der Grundlage dieser ganzen Entwicklung ist die indu- 
strielle Produktion der Sowjetunion außerordentlich gestiegen, 
und zwar von 14,75 Milliarden 1928 auf 27,9 Milliarden 1931, 
d. h. um 90%. Die Steigerung der Leistungsfähigkeit war Ende 
1931 noch höher, als es in diesen Ziffern sichtbar wird“. 


Danach hat sich die Stelle der Sowjetunion in der Welt- 
industrieproduktion sehr geänderi. Im Bericht vom 11. Mai 1932 
errechnete das Deutsche Institut für Konjunkturforschung, „daß 
die UdSSR Anfang 1932 gegenüber 1928 eine Produktionssteige- 
rung von 98% aufzuweisen hat, während die industrielle Welt- 
produktion im Gesamtmaßstabe auf 75,2 % von 1928 zuriick- 
gegangen ist. Bei einem Vergleich mit 1913 setzt das Konjunk- 
turinstitut die industrielle Produktion der UdSSR Anfang 1932 
mit 251 % an, während der Stand der industriellen Produktion 
in den hochkapitalistischen Ländern auf 93 % von 1913 angesetzt 
wird. Somit hatte nach diesen Berechnungen die Industrie- 
produktion Sowjetrußlands 1928 an fünfter Stelle hinter Nord- 
amerika, Deutschland, Großbritannien und Frankreich gestanden 
und Anfang 1932 an zweiter Stelle hinter Nordamerika, während 
danach erst Großbritannien, Deutschland, Frankreich folgen“. 
Vergleihbar sind diese Zahlen insofern nicht oder nur be- 
schränkt, weil die russischen Zahlen aus dem staatlichen 
Industrieplan erwachsen und die Zahlen der anderen Länder 
unter den Wirkungen der Weltwirtschaftskrise stehen. Aber 
das absolute Wachstum der russischen Industrie im gewal- 
tigen Maf kann nicht bestritten werden. 

Aus der Berichtszeit sei erwähnt, daß Rußland, bisher, und 
zwar bedeutender Verbraucher für Aluminium besonders aus 
Norwegen, jetzt ein Aluminiumwerk in Betrieb gesetzt 
hat: Aluminstroj am Wolchowfluf in der Nähe von Leningrad, 
das jährlich 12000 Tonnen liefern soll. Die erste Lieferung von 
50 Kilogramm aus diesem Werk ,,Aluminstroj“ wurde begeistert 
und in großer Aufmachung am 15. Mai Semeldet 

Auch in der chemischen Industrie strebt man weiter zur 
Verselbständigung vor allem zum Ausbau der Düngstoff- und 
Explosivstoffindustrie. Die Steigerung der Produktion an 
Diingemitteln soll natürlih der Intensivierung der Landwirt- 
schaft, der Steigerung der landwirtschaftlichen Erträge dienen. 
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Seit etwa drei Jahren ist Rußland sogar als Exporteur von 
Chemikalien auf dem Weltmarkt aufgetreten. 

Die Naphthagewinnung der Sowjetunion betrug im 
Mai rund 1920000 Tonnen Naphtha = 90,7 % des Monats- 
voranschlages. In den ersten fünf Monaten 1932 war sie 9 394 000 
Tonnen = 94,6 % des Produktionsprogramms. Im Vergleich 
zum Vorjahre ist die Naphthagewinnung in der Sowjetunion 
im Mai um 4,9%, in den ersten fünf Monaten 1932 um 8,4 % ge- 
stiegen. In Sterlitamak (Uralgebiet) rechnet man mit einem 
neuen reichen Naphthavorkommen. Das weitere in der Petro- 
leumfrage wird im besonderen Absatz dieser Übersicht über die 
New Yorker Petroleumkonferenz behandelt. 


Kaum übersehbar sind die fortgesetzten Änderungen in der 
Organisation der Industrie. Fest steht aber, daf die 
Reform von 1930, die gewaltige Zentralverwaltungen zusammen- 
ballte in der Vereinigung der staatsplanwirtschaftlichen Auf- 
gaben mit den geschäftlich-kaufmännischen Aufgaben des Be- 
triebes, rückgängig gemacht wird. Die sogenannten Bundes- 
vereinigungen werden aufgelöst, die neuen Organe haben nur 
geschäftliche Funktionen und unterstehen den Hauptverwal- 
tungen in den einzelnen Volkskommissariaten, die, wie erwähnt, 
neu geschaffen worden sind. Man sucht das geschäftliche, die 
„kaufmännische“ Wirtschaftsführung (auch für die Eisenbahn 
in einer Verordnung vom 29. Mai) durchzusetzen und die Füh- 
rung, die Leitung der Indusirieorganisation näher an die Pro- 
duktion heranzubringen. 

Als Beispiel sei das Bild der Kohlenindustrie mit- 
geteilt, in der durch den Volkskommissar der Schwerindustrie 
Ordshonokidse die Aufteilung der Bundesvereinigung der 
Kohlenindustrie „Ugolj‘ in fünf Kohlentrusts: Stalinski-Koh- 
lentrust (Leiter Abakumow), Trust „Atemugolj“ (Rumjanzew), 
Kadijewski-Kohlentrust (Wlassow), Luganski - Kohlentrust 
(Jegorow) und Trust „Donbassanthrazit“ (Subkow) angeordnet 
wurde. Die Trusts „Uglesbyt“ (Kohlenabsatz), „Schachtstroj“ 
(Bau von Schachtanlagen) und „Ugleobogaschtschenije“ (Koh- 
lenbereicherung) werden unmittelbar der Hauptbrennstoffver- 
waltung des Volkskommissariats der Schwerindustrie unterstellt. 


Aus dem Gebiet des Finanzwesens ist nur die Auflegung 
einer neuen inneren Anleihe zu erwähnen (Verordnung 
vom 8. Juni), als dritte Ausgabe der Anleihe „Fünfjahrplan in 
vier Jahren“ mit der Sonderbezeichnung: „Staatliche innere An- 
leihe des vierten abschließenden Jahres des Fünfjahrplans.“ Die 
Anlage soll 3,2 Milliarden erbringen und wird in zwei Teilen 
se einer unverzinslichen Prämienanleihe und einer mit 
10° zu verzinsenden Anleihe, mit dem Tilgungsplan von zehn 
Jahren. Im Vorjahre wurde eine Anleihe von 1600 Millionen 
Rubel aufgelegt: zwei Milliarden wurden gezeichnet. Der 
Staatshaushalt für 1932 sieht aus Anleihen 3,3 Milliarden Rubel 
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vor. Wir haben schon mehrfach betont, daß diese inneren An- 
leihen nur der Form nach verschieden sind von der Einkommens- 
und Mn ja der Konfiskation. | 

Die „allgemeine schwedische Elektrizitatsgesellschaft™ (Asea) 
hat ihren ren vom Mai 1927 mit der 
Sowjetregierung gelöst und ihre russischen Fabriken in Jaroslawl 
an den Staat gegen rund 8 Millionen Dollar verkauft. Da die 
Anlagen abgeschrieben sind, bedeuten diese Zahlungen eine sehr 
gewinnreiche Lösung für die schwedische Gesellschaft, die 
übrigens auch weiterhin direkt nach Rußland liefern darf. 
Gleichzeitig ist auch die Konzession einer dänischen Knopffabrik 
in Leningrad aufgelöst. Es existieren augenblicklich überhaupt 
nur noch ganz wenige ausländische Konzessionsunternehmungen, 
nämlich zwei deutsche, je eine schwedische und dänische und 
mehrere japanische. Im Wesen des Fünfjahrplans und der 
Stalinschen Politik liegt ja die völlige Beseitigung der Kon- 
zessionen, die somit im wesentlichen zu ihrem Zie a nen ist. 


b) Vorbereitung zum zweiten Fünfjahrplan. 


Eine wichtige Rolle in der Vorbereitung spielt die Er- 
weiterung des Telegraphen- und ie hehe nwetne « das 
sich in der ersten Pjatiletka fast um das Vierfache vergrößert 
haben soll. Die städtischen Telephonanlagen stiegen von 
280 000 auf 578000 Nummern, darin die automatischen Telephon- 
stationen von Null auf 140000 Nummern. Die große Entwick- 
lung des Radios ist bekannt. Aber es fehlen noch erhebliche 
Telephonverbindungen mit großen Städten, viele große Anlagen 
haben noch kein genügendes Netz, z. B. sind noch 45 % der 
Rayonzentren nicht telephonish mit dem Gebietszentrum ver- 
bunden. Im zweiten Fünfjahrplan soll die Zahl der Telephone 
von 1,2 auf 3 im Durchschnitt auf 100 Einwohner erhöht werden, 
die Zahl der städtischen Telephonverbindungen auf 1,7 Mil- 
lionen Nummern. In der Radioentwicklung strebt man vor 
allem an, daß die Zeitungen des Zentrums am Tage ihres Er- 
scheinens in Moskau an den entferntesten Stellen des Reichs 
gelesen werden können. 

Ein weiterer Punkt ist, wie bekannt, im zweiten Fünfjahr- 
lan die Elektrifizierung. Man weist darauf hin, daß 
ie Sowjetunion 16,7 % der gesamten energetischen Kraft- 

reserven der Welt habe, von den Wasserkraftreserven sogar 
35,7 %. Die Gesamtleistungsfähigkeit der Kraftwerke stellte 
sich 1932 auf 5,6 Mill. kw. la Jahre 1933 soll sie auf 75 Mill. 
kw, 1934 auf 10 Mill. kw, 1935 auf 13,3 Mill. kw, 1936 auf 
175 Mill. kw und 1937 auf 22,5 Mill. kw gebracht werden. 
Davon 62 % für die Elektrifizierung der Industrie, 9 % für die 
Landwirtschaft, 12 % für das Verkehrswesen und 12 % für die 
Elektrifizierung der Kommunalwirtschaft und des Haushalts. 
Die Elektrifizierung soll im zweiten Fünfjahrplan geradezu der 
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Rückhalt der Industrialisierung werden, vor allem mit den 
großen Überlandzentralen für die sogenannten Kombinate. 
Ferner soll die Elektrifizierung der Eisenbahn begonnen werden 
und die Elektrizität möglichst weit auch in die Landwirtschaft 
hereingeführt werden. Gewaltige Hochspannungsleitungen sind 
geplant, bis zu 500 Kilomeier. Bei der E corieruap dieser Pläne 
wird allerdings der eigentliche Ausbau erst für den dritten 
Fünfjahrplan in Aussicht genommen, wobei man erfährt, daß ein 
solcher in Aussicht steht. 

Im besonderen interessiert uns der zweite Fünfjahrplan für 
die Wolgadeutsche Räterepublik, in der die Industrie, 
namentlich die Nahrungsmittelindustrie weit ausgebaut werden 
soll. Sie soll das größte Fleischkombinat in der Union erhalten, das 
täglich 5000 Stück Vieh verarbeiten soll, zu bauen in der Haupt- 
stadt Engels, und dergleichen mehr. Aber auch der Maschinenbau 
spielt für die Wolgadeutsche Republik eine Rolle und der Eisen- 

ahnbrückenbau über die Wolga, der Ausbau der Eisenbahn- 
linie Saratow—Millerowo, durch die die Republik mit dem 
Schwarzen Meer und Donbass verbunden wird, sowie mehrere 
andere Linien. Werden diese Pläne durchgeführt, so würde die 
Stadt Engels zu einem großen industriellen und Verkehrszentrum 
für das untere Wolgagebiet und in der Verbindung zwischen 
Sibirien und Mittelasien einerseits mit den Häfen des Schwarzen 
und Kaspischen Meeres. 

Die Zeitschrift „Bolshewik“ (Nr. 8 vom 30. April) enthält 
(S. 43—72) einen sehr lehrreichen, weil zusammenfassenden Auf- 
satz: „Fragen des zweiten landwirtschaftlihen Fünfjahrplans“ 
von M. Wolf, der behandelt die Maschinisierung und Energie- 
wirtschaft, Chemisierung, Kampf mit der Trockenheit, Getreide- 
bau, Viehzucht, technische Kulturen, Obst, die sogenannte Kader- 
frage. Diese Erörterung wird fortgesetzt. 


c) Innere Politik. 


Einzelersheinungen, wie die Frage der Arbeiten des 
„Beschwerdebüros“ oder einmal ein Vortrag über den Norden 
im Nationalitätenrat des ZIK, der ganz selten erscheint, bedeuten 
wenig. Die Zeitschrift „Sowjetskoje Stroitelstwo“, unentbehr- 
lich für den Forscher auf diesem a a behandelt be- 
sonders (Aprilheft Nr. 4) eine Zusammenkunft der Leiter der 
landwirtschaftlihen Rayone, beklagt aber dabei, daß das zu 
wenig Aufmerksamkeit gefunden habe. 


Das einzige Wesentliche aus der Berichtszeit war der zehn- 
jährige Gründungstag der sogenannten Pionierorgani- 
sation der Sowjetunion am 23. Mai. Das ist die Zusammen- 
fassung der „dritien Generation der Bolschewiki“, während die 
Partei und der Komsomol die beiden anderen darstellen. Die 
Bewegung ist von 400000 Mitgliedern bei Beginn auf 6 Millionen 
Mitglieder gestiegen. 
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Immer wieder fällt die zentralistische, alles umfassende Be- 
arbeitung durch den Stalinismus in das Auge: allgemeine Schul- 
pflicht, Politechnisierung der Schule, Vorschuleinrichtungen 
(Kinderklubs, Kindertheater, Kinderkinos und dergleichen), alles 
das soll die heranwachsende Jugend unwiderstehlich hinein- 
ziehen in den Stalinismus: „Die Pionierbewegung unter Stns 
des Komsomol und der Partei, mit Hilfe aller Staatsorgane un 
der breiten proletarischen Offentlichkeit hebt die eet der 
ganzen Erziehungsarbeit, mobilisiert Millionen Kinder fiir die 
Erfüllung der historischen Entscheidung der Partei für die 
Schule, erhöht so noch mehr das kulturell-politische Niveau der 
heranwachsenden Generation und erzicht in ihren Reihen Mil- 
lionen bewußter Kämpfer und Erbauer des Sozialismus mit (ein 
Leninwort) Stahlnerven und eisernen Muskeln.“ (Iswestija 
29. Mai zum Festtag.) 

Zum 1. Juli ist die siebente allgemeine Konferenz des 
Komsomol einberufen mit der Tagesordnung: Aufgabe des 
Komsomol aus der beschleunigten Durchführung des Fünfjahr- 
plans. Wieder ein anderes Beispiel für das eben angedeutete! 


d) Kulturpolitik. 


Uns ging zu der „Betriebsplan“ der weiftrussischen 
Akademie der Wissenschaften fiir 1932, erschienen in Minsk, 
118 Seiten, ins Deutsche iibersetzt. Er gibt ein Bild der weit- 
gefaßten, durchaus in den Dienst des Fünfjahrplans estellten 
wissenschaftlichen Tätigkeit in einem Gebiete, das es onders 
schwierig hat. Leider gestattet der Raum nicht, das im ein- 
zelnen hier darzustellen. 


Auch für die Sowjetkunst wird ein Fünfjahrplan aus- 
gearbeitet. Alle Unterrichisbehörden erhalten besondere Kunst- 
sektionen. Am Ende des zweiten Fünfjahrplans soll jede Stadt 
und jedes Industriezentrum ein eigenes eater haben, die 

roken Zentren dazu Konzerthäuser. Auch die Ausstellungs- 
rage für die Sowjetmalerei wird organisiert, desgleichen die 
Begründung von Kunsthodischulen. 

Im Juli 1931 beschloß die Partei, die Geschichte des 

Bürgerkrieges in Rußland bearbeiten zu lassen. Ein 
Aufruf erging zur Einsendung von Erinnerungen und der- 
leichen, der namentlich aus dem Arbeiterkreise Widerhall ge- 
unden hat; etwa 1500 Berichte sind eingegangen. In den 
Iswestija war der sehr interessante, ins einzelne gehende Plan 
dieser „Geschichte des Bürgerkrieges“ mitgeteilt, die nıcht 
weniger als 16 Teile haben soll (Iswestija 23. bis 25. Mai). Die 
ausgeführte Disposition gab schon eine recht brauchbare histo- 
Fische Übersicht über den Bürgerkrieg, über den ja bisher in 
Deutsch, aber aus russischen Federn, vorliegt die „Illustrierte 
Geschichte des Bürgerkrieges in Rußland, 1917—1921“ (Berlin 
1929, Neuer Deutscher Verlag Willy Münzenberg, 464 S.). 
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e) Auswärtige Politik. 


1. Ferner Osten. Bemerkenswert ist zunächst die Wieder- 
aufnahme oder erst die diplomatische Fühlungnahme zwischen 
der Sowjetregierung und der chinesischen Regierung in 
Nanking. Die „Tass“ (7. Mai) veröffentlichte ein Interview des 
chinesischen Außenministers in Nanking, auf das von russischer 
Seite geantwortet wurde mit dem Hinweis, daf ja seit langem 
die nicht erledigten russisch-chinesischen Verhandlungen wegen . 
des Streites um die ostchinesische Bahn abgebrochen seien, der 
chinesische Vertreter Mo de Gui schon vor einigen Monaten ab- 
gereist wäre und keinerlei Beziehungen zwischen Sowjetrußland 
und Nanking existierten. Am 7. Juni wurde der Beschluß der 
Nankingregierung veröffentlicht, die diplomatischen Beziehungen 
mit Sowjetrufland wieder aufzunehmen, was in Moskau be- 
grüßt wurde. Anlaß für die Nankingregierung ist natürlich die 
wachsende Ausdehnung der japanischen Machtstellung in der 
Mandschurei, die Moskau ebenso besorgt macht. 

Es läßt sich denken, daß die Pfingstattentate in Tokio in 
Moskau außerordentliche Aufmerksamkeit ErTogien. zumal sie 
von japanischen Presseäufßerungen begleitet wurden, die kurzer- 
band. nicht mehr nur die Frage Mandschurei, sondern einfach die 
Frage Ostsibirien stellten, und die Notwendigkeit des Krieges 
mit Rußland forderten. Die beruhigenden. und friedlichen 
Äußerungen des neuen Aufßenministers, Admiral Saito, am 
3. Juni gegen die Gefahr eines Krieges zwischen Japan und Ruf- 
land konnten auch nicht dämpfend wirken, die Spannung geht 
in der alten Weise besorgniserregend immer weiter. Die sich 
mehrenden Krisenzeichen aus Japan selbst sind fiir Sowjet- 
ruRland, das sich, wie bekannt, im fernen Osten so bedroht fühlt, 
kein Trost. 

2. Der türkische Besuch klingt noch nach, der als eine 
groe auffenpolitischhe Demonstration benutzt wurde. Stets 
wurden dabei der italienische und der persische Botschafter in 
erster Linie mit gefeiert. Die Reise der türkischen Gäste am 
Schwarzen Meer trat vor allem in das richtige Licht, als danach 
die Erinnerung des tiirkisch-italienischen Freundschafts- 
vertrages feierlich erfolgte und die Linie Rom—Angora— 
Moskau so hervortrat. 

Eine Seitenverstärkung gewissermaßen wurde in dem Besuch 
des Emir Faissal in Moskau am 29. Mai gesehen, bei dem die 
Unabhängigkeit und Umschichtung der arabischen Stämme 
ebenso unterstrichen wurde, wie die Gemeinsamkeit der Inter- 
essen Rußlands, Italiens und der Türkei in Arabien. 

Am 17. Juni wurde die Schlichtungskonvention mit Est- 
land im Anscluf an den am 4. Mai volleofenen russisch-estni- 
schen Nichtangriffspakt unterzeichnet. 

3. In bezug auf Europa ist aus derauswärtigen Politik nur 
die fortlaufende erbitterte Erörterung aus Anlaß des Attentats 
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auf den französischen Präsidenten zu erwähnen. Die Konferenz 
von Lausanne wird als hoffnungslos bezeichnet, da die fran- 
zösische Taktik sich nıcht ändere, die geplante Weltwirt- 
schaftskonferenz als unklar =; unfruchtbar, wobeı 
übrigens doch festgestellt wird, daß eine Lösung der Weltwirt- 
schaftsprobleme ohne die Sowjetunion unmöglich sei. 


f) Petroleum-Konferenz. 


Vorher sei angemerkt, daß am 1. Juni im Alter von 72 Jahren 
Dr. Emanuel Nobel, das Haupt der bekannten Familie und der 
Neffe von Alfred Nobel, dem Stifter des Nobelpreises, in Stock- 
holm gestorben ist. Wie bekannt, war er, in Petersburg ge- 
boren, bis zur Revolution der Leiter des großen Nobeltrustes. 


Der Shell-Konzern hat, wie erinnerlich, nach dem Krieg den 
russischen Emigranten die Anrechte auf die nationalisierten 
Petroleumfelder abgekauft und war deshalb jahrelang unter 
Leitung von Sir Henry Deterding unbedingt antibolschewistisch 
eingestellt, was ihn nicht echinderi hat, russische Ölverkäufe 
anzunehmen und mit den Russen zu verhandeln. Der zweite und 
immer bedeutsamer werdende Leiter des Konzerns, Herr Keller, 
hat nun infolge der Entwicklung der Petroleumfrage überhaupt 
begriffen, d die Situation für einen Frieden zwischen den 
Petroleumkonzernen Englands, Amerikas und Rufßlands reif ist 
und eine Aussprache zwischen ihnen zustandegebracht. 

Diese Konferenz in New York hat vom 16. Mai bis 
2. Juni gedauert und ist ohne Erfolg ausgegangen. Der Gegen- 
satz zwischen den Forderungen der Russen, eine bestimmte 
Exportquote jährlich garantiert und abgekauft zu erhalten, dafür 
auch gleich einen Vorschuß (von 200 Millionen Dollar) zu er- 
halten, hat sich nicht überbrücken lassen. Die Idee ist ja, das 
russische Petroleum einzugliedern, indem ihm ein Absatz von 
jährlih rund 5 Millionen Tonnen zu angemessenen Preisen ge- 
sichert würde. Die Sowjetregierung hätte damit zwar eine sehr 
angenehme und gesicherte Einnahme und könnte den Petroleum- 
überschuß im Innern, wo er dringend gebraucht wird, ver- 
wenden. Sie will aber nicht ihre bekannte Vertriebsorganisation 
(in Deutschland die Derop) aufgeben. 

Diese Schwierigkeiten haben sich noch nicht lösen lassen. 
Aber das Bedürfnis nach einer Verständigung auf allen Seiten, 
auch bei den Russen, ist so groß, daß eine neue internationale 
Petroleumkonferenz auf den 29. Juni nach Paris berufen wurde, 
auf der diesmal auch die rumänische Petroleumindustrie ver- 
treten sein sollte. 

Wie bedeutsam der Anteil des russischen Petroleums an der 
Einfuhr der wichtigsten Märkte ist, zeigen die Zahlen. Er betrug 
schon 1930 in England 11 %, in Belgien 11 %, in Frankreich t1 %, 
in Spanien 45 %, in Italien 32 %, in Deutschland 11 %, in der 
Tschechoslowakei 28 %, in Griechenland 40 %, in der Türkei 71 %, 
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in Finnland 82 %, in Estland 89 %, in Lettland 59 %, in Litauen 
84 %, in Ägypten 22 %, in Syrien 43 %. Erheblich vermehrt hat 
sich 1931 dieser Anteil der Russen an der Einfuhr in England, 
Italien, Belgien, Frankreich und der Tschechoslowakei. Relativ die 
größten Fortschritte haben 1932 die Russen in Schweden, Afrika 
und Japan gemacht. So ist der russische Export nach Schweden 
1931 gegenüber 1930 auf das 21sfache, nach Japan auf das 
2,7fache gestiegen. 

Diese wachsende Konkurrenz zusammen mit der Verwirrung 
auf dem Weltmarkt und dem Preissturz zwingt die Angelsachsen 
zur Verständigung, der die Russen pale eek ee So bahnt 
sich auf einem der wichtigsten Weltrohstoffgebiete eine Ver- 
ständigung im Weltmaßstab einschließlich der Sowjetwirtschaft 
an, deren bekannte, auch militärpolitische Hintergründe die 
fortgesetzte Verfolgung dieser Entwicklung fordern. 


g) Deutsch-russische Beziehungen. 


Die seit dem Wirtschaftsprotokoll vom 22. Dezember 1931 
laufenden deutsch-russishen Wirtschaftsverhandlun- 
gen haben zu drei sehr bemerkenswerten Abschlüssen geführt. 
Am 28. Mai wurde zwischen dem Deutschen Reich und der Union 
der Sozialistischen Sowjetrepubliken ein Zolltarifabkom- 
men unterzeichnet, das vorbehaltlich der Ratifizierung am 
10. Juni d. J. vorläufig in Kraft treten wird. 

Das neue Zolltarifabkommen erstreckt sich auf insgesamt 
20 Positionen des deutschen Zolltarifs und betrifft im wesent- 
lichen ausschlieflich typisch russische Waren. Es handelt sich 
dabei um ungereinigte Linsen, Futtererbsen, Sonnenblumen- 
samen, Leinsaat, Baumwollsamen, Baumwolle, Kaviar, Crabmeat, 
Bettfedern, Borsten, Felle und Häute zur Lederbereitung, Hasen- 
und Kaninchenfelle, Felle zur Pelzwerkbereitung, Därme und 
Magen von Vieh, Auberginen, Paprika, Tomaten, Konserven, 
Apatit, Magnesit, Asbest, Eisen- ind Manganerze und Hanf. 

Dieses Abkommen kommt den Wünschen Ruftlands ent- 
gegen, bei der Passivität seiner Handelsbilanz auf Deutschland 
seinen Export günstiger gestaltet zu sehen. Es nimmt auf die 
Interessen der deutschen Produktion, im besonderen der Land- 
wirtschaft, durchaus Rücksicht und fördert die russischen Import- 
möglichkeiten nach Deutschland, wobei der Bedeutung des An- 
teils des Verkehrs mit Sowjetrußland an der deutschen Ausfuhr 
(die Sowjetunion steht im ersten Vierteljahr 1932 an erster 
Stelle der deutschen Absatzländer) Rechnung getragen wird. 

Gleichzeitig wurde eine andere damit im Zusammenhang 
stehende Frage gelöst unter dem 8. Mai: „Das am 22. Dezember 
v. J. zwischen dem Reichswirtschaftsminister und dem Botschafter 
der Sowjetunion in Berlin unterzeichnete Wirtschaftsprotokoll 
zur Erleichterung des gegenseitigen Warenaustausches und 
seiner Abwicklung in Reichsmark ist nunmehr von 


609 


beiden Regierungen bestätigt worden.“ Von jetzt ab werden 
also die Handelsorgane der Sowjetunion in Deutschland den 
Export nach Deutschland in Reichsmark fakturieren; sie ver- 
zichten auf Erlös in fremder Währung. Das vereinfacht und er- 
leichtert die Handelsbeziehungen beider Länder sehr. Sich dar- 
aus ergebende Schwierigkeiten im Zusammenhang mit der ganzen 
augenblicklichen deutschen Devisenzwangswirtschaft sind ohne 
Schwierigkeiten überwunden worden. 

Schließlich wurde am 15. Juni ein neues Rahmenliefe- 
rungsabkommen für die russischen Aufträge in Deutsch- 
land, geltend bis 31. Mai 1933, unterzeichnet. Es betrifft Kredit- 
fristen, Zinsberechnung, Zahlungsverkehr und dergleichen. 

Parallel damit hat die Sowjetunion ihre Zustimmung zu 
a deutschen Präferenzverträgen mit Rumänien und Ungarn 
erklärt. 

Wenn alle diese Fragen geregelt sind, werden die neuen 
russischen Bestellungen in Gang kommen, die für 1952 
mit etwa 250 Millionen Mark berechnet werden, dem Charakter 
nach insofern von den vorjährigen unterschieden sind, als dies- 
mal namentlich Spezialanlagen in Frage kommen. 

Der deutsch-russische Wirtschaftsverkehr hat damit nicht nur 
festere und neu geordnete Formen gewonnen, sondern wird 
auch immer enger, was natürlich seine Bedeutung für die deutsche 
Industrie und Arbeitslosenfrage hat. 

Der neuen deutschen Regierung steht Sowjetruft- 
land mit Besorgnis gegenüber, weil man vom Reichskanzler 
v. Papen eine antirussische Grundeinstellung annimmt. Ebenso 
wine oe innenpolitishe Charakter des neuen Kabinetts be- 
sprochen. 

Dem entspricht es, daß (Prawda, 3. Juni) der KPD. die 
Anweisung ergeht, eine Einheitsfront mit Sozialdemokraten und 

arteilosen Arbeitern zum Kampf der Arbeiterschaft um ihre 

öhne in Deutschland einzugehen und daß der Komintern diese 
Richtlinien gleichfalls ausspriht mit dem Hinweis, daß der 
Kampf dafür in die Betriebe verlegt werden und die Propa- 
ganda nach „unterirdischem“ Muster des russischen Kommunis- 
mus betrieben werden solle, sowie mit dem Mittel des Massen- 
streiks: die KPD. solle von der Defensive zur Offensive über- 
gehen und mit diesen Parolen werde die revolutionäre Bewegung 
in Deutschland stark anschwellen. 


2. Französisch-polnische Beziehungen. 


Mit dem Siege der französischen Linken ist die Frage der 
Erneuerung des französisch-polnischen Militär- 
bündnisses sehr akut geworden, das wohl in diesem Jahre 
abläuft. Freilich weiß man nicht genau, ob es nicht durch die 
Generalstäbe bereits erneuert worden ist. Jedenfalls finden sich 
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in der französischen radikalen Presse kritische Erörterungen zu 
diesem Bündnis mit seiner finanziellen und gesamtpolitischen 
Belastung, so daß Herriot die Entscheidungsfrage gestellt sei. 

Das wird in Polen um so mifttrauischer behandelt, als, wie 
berichtet, Frankreich den zweiten Abschnitt der Anleihe für die 
Bahn Polnisch-Oberschlesien—Gdingen im Betrage von 200 Mil- 
lionen Franken nicht bereitgestellt hat. 


Die Gründe der französischen Haltung sind klar: eigene 
Budgetschwierigkeiten und das Mifttrauen in die Stabilität der 
polnischen Innenpolitik. Die polnischen Regierungsmethoden 
gefallen in Paris durchaus nicht. Aber trotz aller nervösen Be- 
sprechung in der polnischen Presse ist sicherlich das polnisch- 
Iranzo: khe Bündnis nicht bedroht, das Frankreich ja geradezu 
ein Symbol für die in Versailles geschaffene Ordnung ist, ein 
wesentliches Element, ein Eckstein der französischen Außen- 

olitik. In diesen Wochen ist nach längerem Aufenthalt in 
aris der frühere Kriegsminister, General Sikorski, nach 
Warschau zurückgekehrt. Er beruhigt die öffentliche Meinung 
dort über diese Gefahren, als ein persönlicher Freund des fran- 
zösischen Generalstabschefs, und gilt als Mittelsmann für eine 
Versöhnung zwischen dem Regierungsblock und der National- 
demokratie im außenpolitischen Lichte. 

Immerhin ist die Stimmung in Warschau doch so, daß man 
wieder auf die Beziehungen mit Rußland Nachdruck legt, im 
besonderen auf den Paktabschluß mit Rußland drängt (Abschluß 
des Nichtangriffspaktes), zu dem man polnischerseits durchaus 
bereit ist, der aber, wie bekannt, an dem Widerstande Rumäniens 
noch hängt. Daher wird auf Rumänien, aber bisher ohne jeden 
Erfolg, eingewirkt. 

Zugleich hielt der bekannte frühere Generalkonsul Polens in 
Königsberg, Srokowski, abermals (in Warschau am 27. Mai) eine 
seiner Reden für die „Befreiung“ von Ostpreußen, Lettland 
und Litauen! 


3. Polen. 


Das Ergebnis der Volkszählung vom 9. Dezember 1931 
wurde hier mitgeteilt. Wie erinnerlich, erhob sie nur die 
Muttersprache, während bei der ersten Volkszählung die Frage 
nach der Nationalität des betreffenden Einwohners gestellt war. 
Darum sind die Ergebnisse mit größter Vorsicht aufzunehmen 
und bedarf das Material einer genauen Bearbeitung der Einzel- 
formulare. 

Die jetzigen Ergebnisse zeigen einen gewaltigen Zuwachs 
des Polentums, namentlich in den früheren preußischen Gebieten. 
Offenbar haben zahlreiche polnische Siastsbürger. die mehr als 
eine Sprache sprechen, nur polnisch als Mutiersprache angegeben. 

anach weisen die westlichen Wojewodschaften 9,1 % nichtpol- 
nischer Bevölkerung auf, Ost-Oberschlesien nur noch 7,7, das 
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Teschener Gebiet 15,3, Pommerellen 10,1, Wojewodschaft Posen 
95 %. Viel stärker ist der Anteil der nicht polnisch Sprechen- 
den im Osten und Südosten, in der Wojewodschaft Stanislau 
775 %, in Tarnopol 50,5, in Lemberg 42,1. Noch höher steigt 
die Zahl in den östlichen Wojewodschaften, und zwar in Polesie 
auf 85,5 zZ und Wolhynien 835 %. Im Wilnagebiet kam mit 
pee ethode eine polnisch sprechende Mehrheit von 60 ‘% 
eraus. 

Die Wirtschaftslage zeigt die bekannten Ziige: die 
Schrumpfung der industriellen Produktion (beim Index von 100 
im Jahr 1928 heute auf etwa 50). Anfang Juni betrug die 
Arbeitslosenzahl 288637, darunter 42 744 arbeitslose Kopf- 
arbeiter. 

Die Handelsbilanz aber ist aktiv. Nach der ,,Ostwirt- 
schaft“ betrug in Mill. Zloty: 


Einfuhr Ausfuhr Saldo 
1932 1931 1932 1931 1932 1931 
288,9 538,4 383,33 619,9 +944 + 81,5 


In der Zeit vom 31. Dezember v. J. bis zum 10. Mai d. J. ist 
der Valuten- und Devisenbestand der Bank Polski von 
213,4 Mill. auf 189,6 Mill. Zloty, der Goldbestand von 600,4 Mill. 
auf 544,2 Mill. Zloty gesunken. Zum ersten Mal seit September 
1930 hat die Bank Polski ihren Goldvorrat angegriffen, indem 
sie Gold für 65 Mill. Zloty verkaufte. Die Mitteilung über die 
Vorbereitung eines Moratoriums hat sich aber ebenso wenig 
bestätigt wie die über Beschränkungen des Devisenverkehrs. 

Vom Kreugerkrach ist Polen nicht betroffen, da die letzte 
Rate der Polen gewährten Zündholzanleihe längst bezahlt war, 
Polen also nicht Gläubiger, sondern Schuldner des Kreuger-Nach- 
lasses ist. Die Anleihe hat auch nicht weit gereicht. Der Staats- 
haushalt ist in großen Schwierigkeiten, so daß Kürzungen 
der Beamtengehälter Wieder notwendig wurden. Die 
Beamtenschaft Polens rechnet heute aus, daß sie durch die ver- 
schiedenen Kürzungen des letzten Jahres bis 40 % in der Pro- 
vinz, in Warschau bis 60 % ihrer Bezüge eingebüßt habe. Man 
kann sich denken, wie die Stimmung bei den Beamten ist, deren 
Zahl in Polen allerdings sehr groß ist: 482 000 Staatsbeamte ver- 
schiedener Kategorien mit 1670614292 Zloty Gehaltsansprüchen. 
Wenn man die Angestellten der Staatsunternehmen, der Staats- 
banken, die Invaliden u. a. dazu rechnet, so übersteigt die Zahl 
der Personen, die der Staat zu besolden und zu versorgen hat. 
die Ziffer von 800000 und der Kostenaufwand erreicht 2 Mil- 
liarden Zloty. 

In der Privatwirtschaft dürfen die Gehälter nunmehr 30 000 
Zloty nicht übersteigen. 

Die innere Staatsschuld betrug am 1. Januar 458,6 Mil- 
lionen Zloty, die Auslandsschuld 4569,8 Mill. Zloty. Polens 
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größter Gläubiger sind die Vereinigten Staaten (1838 Mill. Zloty), 
während die in Amerika emittierten polnischen Obligationen 
den Betrag von 863,4 Mill. Zloty ausmachen. Insgesamt belaufen 
sich die polnischen Staatsschulden an die Vereinigten Staaten mit 
2701,4 Mill. Zloty auf etwa 60 % der Gesamtschulden des pol- 
nischen Schatzamtes. An zweiter Stelle unter Polens Gläubigern 
steht Frankreich mit 803 Mill. Zloty = 18 "i der Gesamtver- 
schuldung, an dritter Schweden mit 299 Mill. Zloty, an vierter 
England mit 214,8 Mill. Zloty. Der Gesamtbetrag an Zinsen 
und Tilgungsraten, die der polnische Staat an das Ausland 
zu bezahlen hat, wird auf etwa 350 Mill. Zloty jährlich geschätzt. 

Die innere Politik hat sich nicht konsolidiert. Auch die 
dritte Konferenz der ehemaligen Ministerpräsidenten hat nichts 
zustande gebracht. Professor Bartel ist nicht Ministerpräsident 
geworden, sondern nach Lemberg zurückgekehrt. Die Oppo- 
sition im Sejm bereitet jetzt auf Aufruf der Witosgruppe ihren 
Auszug aus dem Reichstag vor. Inwiefern man innenpolitisch 
an den General Sikorski denkt, wurde schon erwähnt. 

Der schlesische Sejm ist plötzlich ohne Grund durch den 
Staatspräsidenten geschlossen worden. 

Im Prozeß gegen den Deutschtumsbund und gegen den 
Abgeordneten Graebe hob am 13. Juni das Oberste Gericht das 
Posener Urteil auf und verwies es in erneuter Verhandlung mit 
anderer Richterbesetzung an die zweite Instanz zurück. 

Die deutsche Regierung hat das Schiedsgericht aus 
dem deutsch-polnischen Liquidationsabkommen vom 31. Oktober 
1929 angerufen, wegen Nichtzahlung der rückständigen Erlöse 
für die vor dem Abkommen durchgeführten Liquidationen, wegen 
Nichtzahlung der Entschädigung an die reichsdeutschen An- 
siedler und Domänenpäcter und drittens wegen Streitigkeiten 
aus dem Artikel 3 (Liquidationsverzicht auf tatsächlichen deut- 
schen Besitz am Stichtage). 


4 Danzig. 


Der Danzig-polnische Streit geht ununterbrochen weiter. 
Eine Danziger Note vom 3. Juni ersuchte Polen, die Verwaltung 
der polnisch-pommerellischen Eisenbahnlinie aus dem Gebiet von 
Danzig zu entfernen, gemäß einer Entscheidung des Hohen 
Kommissars. 


5. Memel und Litauen. 


Zum Gouverneur des Memelgebietes wurde am 19. Mai der 
bisherige Generalkonsul in London, Gylys, ernannt. Er hat sein 
Amt sofort angetreten. 

Der neue memelländische Landtag trat am 4. Juni zusammen. 
Ein rein deutsches Direktorium wurde gebildet mit dem Präsi- 
denten Dr. Schreiber, Führer der deutschen memelländischen 
Volkspartei. 
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Am 8. Juni begann vor dem Gerichtshof im aa die Ver- 
handlung über den Memelstreit. Der Vertreter der klagenden 
Partei war ein Engländer, während Litauen bezeichnenderweise 
keinen Verteidiger gefunden hat, sondern sich durch seinen 
Londoner Gesandten Sidzikauskas vertreten lassen muß. 

Der ganze Memel-Kurs hat also Litauen eine vollständige 
Niederlage eingebracht. 

Seine Handelsbeziehungen waren nad der gleichen 


Tabelle: 


Einfuhr Ausfuhr Saldo 
Jan.-April Jan.-April Jan.-April 
1932 1931 1932 1931 1932 1931 
49,3 90,3 67,6 91,1 +183 +08 Mill. Lit 
6. Lettland. 
Für Lettland sind die Zahlen der Handelsbilanz: 
Einfuhr Ausfuhr Saldo 
Jan.-April Jan.-April Jan.-April 
1932 1931 1932 1931 1932 1931 
25,2 62,3 31,5 44,9 +6,3 —17,4 Mill. Lat 


Entsprechend der labilen Lage sind die handelspolitischen 
Verhandlungen sehr rege. Man muß mit Rußland, das den Ver- 
trag gekiindigt hat, verhandeln, verhandelt mit Litauen und mit 
Estland, ebenso wie mit Deutschland. Mit Estland ist die alte 
Linie der Zollunion wieder aufgenommen worden, fiir die jetzt 
der Boden besser sein müßte, als je. Freilich stört auch hier 
wieder wie vor fünf Jahren der Kampf zwischen den Anhängern 
und Gegnern des Handelsabkommens mit Rußland. 


In der inneren Politik Lettlands ist bemerkenswert die 
gleiche Strömung, die in Estland schon zum Ergebnis geführt hat, 
nämlich fiir eine Verfassungsreform in der Richtung der größe- 
ren Selbständigkeit und direkten Wahl des Staatspräsidenten, 
der Herabsetzung der Zahl der Abgeordneten usw. 

Sehr bedauerlich ist der neue und, wie es scheint, konse- 
quente Kurs Lettlands in der Kulturpolitik, d. h. gegen die 
Minderheiten und ihre Schulautonomie, was sich weitaus in erster 
Linie gegen die Deutschen richtet. 


? Estland. 
Die Handelsbeziehungen liegen hier so: 
Einfuhr Ausfuhr Saldo 
Jan.-April Jan.-April Jan.-April 
1932 1931 1932 1931 1932 1931 
12,4 19,7 12,0 19,2 —0,4 —05 Mill. Kr. 
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Am 21. Mai waren Wahlen, die ergaben: Vereinigte Agrar- 
ee 42, Nationale Mittelpartei 23, Sozialisten 22, Russen 5, 
inksradikale (Kommunisten) 5, Deutsch-Schwedischer Wahl- 
block 3. Damit ist die Agrarpartei die größte Partei Estlands 
eworden, hat freilich nicht die absolute Mehrheit gewonnen. 
esonders die Kommunisten sind zurückgegangen. Bemerkens- 
wert ist die Verdoppelung der russischen Mandate. Die deutsche 
Minderheit hat ihre Position ungeschmälert erhalten. Die Regie- 
rungsbildung ist noch unklar (über diese Wahlen und ihre Be- 
deutung werden wir demnächst aus sachverständiger Feder einen 
besonderen Artikel bringen). 


Der Warenaustausch mit Rußland ist zuungunsten Estlands 
stark passiv, so daß auch hier die Frage der Kündigung des Han- 
delsvertrages in den Vordergrund rückt. Die Verträge mit 
Rußland wurden schon oben genannt. 


8. Finnland. 
Das Bild der Handelsbeziehungen ist: 


Einfuhr Ausfuhr Saldo 
Jan.-April Jan.-April Jan.-April 
1932 1931 1932 1931 1932 1931 


731,4 933,8 1090,8 930,5 + 359,4 — 3,3 Mill. FMk. 


Die Lappobewegung flackerte wieder auf, läßt allerdings 
erkennen, daft sie in sich selber uneinig ist. Die Strömung auf 
einen neuen Marsch auf Helsingfors wechselt mit einer anderen 
auf unterirdische Tätigkeit. Aber die Bewegung als solche mit 
ihrer Verfassungsfeindschaft und ihrem faschistischen Charakter 
ist noch recht stark vorhanden. 


Abgeschlossen den 19. Juni 1932. 


Bücherschau. 
Neuerscheinungen über die Sowjetwirtschaft. 


Die sozialistische Planwirtschaftin der Sow- 
jetunion. Verlag für Literatur und Politik. Wien-Berlin 1932. 
134 Seiten. Preis: 2,— RM. 

Remmele: Die Sowjetunion. 1. Bd. Verlag Carl 
Hoym Nadf. Hamburg-Berlin 1931. 299 Seiten. Preis: 2,855 RM. 

Haydu, Julius: Rußland 1932. Phaidon-Verlag, Wien- 
Berlin 1932. 259 Seiten. Preis: 5,50 RM. 


Iljin, M.: Fünf Jahre, diedie Weltveränderten. 
Malik- ee Berlin 1932. 208 Seiten. Preis: kart. 250 RM., 
Leinen 3,75 RM. 
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Wer die sozialistische Planwirtschaft als wissenschaftlihes Problem 
studieren will, wird die Veröffentlichung des Verlages für Literatur und Poli- 
tik begrüßen. Es handelt sih hier um die Ausführungen der Sowjetwirt- 
schaftler auf dem Internationalen Planwirtschaftskongreß in 
Amsterdam vom August 1931. Dieses Material stellt glücklicherweise nicht 
ein Sammelsurium von statistischen Zahlenreihen dar, sondern hat es in 
erster Linie mit Fragen grundsätzlicher Art zu tun: Beziehung zwischen Plan 
und Markt, das Wirtschaftlichkeits- und Rentabilitätsproblem, die Industrie- 
organisation, der Prozeß der Sozialisierung, das Methoden roblem der Pla- 
nung u. a. Insbesondere zeichnet sich in der genannten Weise der Vortrag 
des neuen Akademiemitglieds Obolenski-Ossinski aus, der Voraussetzungen. 
Wesen und Formen der Planung zum Gegenstand hatte. (In der Übersetzung 
wird stets Planung mit Planierung wiedergegeben. Das ist eine falsche und 
irreführende Übersetzung des russischen Wortes planirovanije) Im zweiten 
Teil des Buches, dem Vortrag von S. L. Ronin über „Der Plan in Aktion”, 
tritt das Problematische gegenüber dem Tatsächlihen zurück. Das gleiche 
gilt von Gaysters Darlegungen über „Planierung und Entwicklung der Land- 
wirtschaft in der UdSSR". Im Vortrage von Kraval „Die Arbeit im Planie- 
rungssystem der UdSSR“ rücken wieder grundsätzliche Fragen in den Vorder- 
grund, und zwar solche über die zweckmäfßigste Arbeitsorganisation, die 
Arbeitsformen, den Arbeitslohn, den Arbeitsgeist u. a. Kurzum: die „so- 
zialistische Planwirtschaft” ist eine dankenswerte Bereicherung der so knap- 
pen Literatur über die Planwirtschaft als wissenschaftliches Problem. 


Am nächsten kommt von den vier genannten Büchern dem eben bespro- 
chenen dem Wesen nach das Buch von a Remmele, dem deutschen Kom- 
munisten, der mit Freude in Rußland den Kapitalismus sterben und den So- 
zialismus seinen Siegeszug vollenden sieht. Er kennzeichnet die Grundlagen 
der sozialistischen Entwicklung: Land und Bevölkerung, die Naturschätze. 
die sozialistischen Staats- und Wirtschaftsorgane, das Wesen der Diktatur 
des Proletariats, der sozialistischen Planwirtschaft u. a. Die Entwicklung der 
Industrie- und Transportwirtschaft wird mit wenigen Strichen gezeichnet 
und durch Zahlen illustriert. Das Schwergewicht des Remmeleschen Buches 
liegt auf der Darstellung der Lage der Arbeiterklasse, insbesondere des Lohn- 

roblems und des Problems der sozialistischen Arbeitsformen. Es kommt 

emmele vor allen Dingen darauf an, die gänzlich veränderte Stellung der 
Arbeiterschaft in der UdSSR im Vergleiche mit den kapitalistischen Ländern 
zu beleuchten: keine Gültigkeit der Verelendungstheorie in der UdSSR, das 
Mehrprodukt fällt der ganzen Gesellschaft zu und nicht mehr einer herr- 
schenden Klasse. Ein neuer Arbeitsgeist läßt neue, sozialistische Arbeits- 
formen entstehen: sozialistischer Wettbewerb, Sturmbrigade, Arbeitskom- 
mune u. a. Ein neuer Mensch ist im Werden, der Mensch des sozialistischen 
Empfindens, Denkens und Handelns. Remmeles Buch will überzeugen, will 
werben für die sozialistische Wirtschaftsordnung. Unter diesem Gesichts>- 
punkt sind die Fragen ausgewählt worden. Von den Schwierigkeiten der 
Planrealisierung wird kaum gesprochen. 

Haydu will als Freund des neuen Rußlands einen Überblick über die 
gegenwärtige Situation in der UdSSR geben. Er beginnt mit einer Reise- 
plauderei und kommt dann auf den Fünfjahrplan zu sprechen, erörtert Pro- 
duktions- und Finanzplan, die Planrealisierung und anschließend das Leben 
in Ruflland, die Beziehungen Rußlands zur übrigen Welt und den zweiten 
Fünfjahrplan. Der Ausklang: vom Kapitalismus ist nichts mehr zu erwarten. 
vom Osten kommt die neue Welt. Aus dem Gesamtkomplex Sowjetunion 
sind nur einige wenige Seiten systemlos herausgegriffen und in ganz groben 
Strichen gezeichnet worden. 

Das letzte Buch, das von M. Iljin, ist eine Übersetzung aus dem Russi- 
schen, eine Erzählung vom großen Plan, ein Buch für die breite Masse. eine 
unterhaltende Belehrung über den Gegensatz von planmäfliiger und planloser 
Wirtschaft (Melonen wandern in den Potomac! Roggen wird statt Kohle ver- 
feuert!), über die Bedeutung der Kohle, der Elektrizität, der Chemie u. a. 


616 


Am Scluf die Verheißung: Überall wird der Sozialismus Wirklichkeit wer- 
den. Das Ganze demonstriert ein Stück Erziehungsarbeit, wie sie in der 
UdSSR geleistet wird, damit das ganze werktätige Kollektiv in die Lage ver- 
setzt wird, die Planarbeit mit Verständnis zu verfolgen. .S. 


Sibirische Themen. 


Wagner, Eugen: In den Krallen der Ochrana, Meine 

Kriegserlebnisse in russischen Zuchthäusern. Deutsche Verlags- 

esellschaft m. b. H. Berlin 1932. 158 S. Preis: kart. 2,25 RM., 
einen 2,85 RM. 

Schwarzer, Fritz: Söldner in Sibirien, Erlebnisse eines 
Sudetendeutschen. Verlag Heinrich Wilhelm Hendriock. Berlin- 
Steglitz 1932. 208 S. Preis: 5,— RM. 

Wenzel, Anne-Marie: Deutshe Kraft in Fesseln, 
Fünf Jahre deutscher Schwesterndienst in Sibirien (1916—1921). 
Ernte-Verlag, G. m. b. H. Potsdam. 140 S. Preis: 3,20 RM. 

Klante, Dr. Margarete: Von der Wolga zum Amur, die 
tschechische Legion und der russische Bürgerkrieg, dargestellt 
auf Grund authentischen Materials. Ost-Europa-Verlag. Berlin 
und Königsberg 1931. XVII, 346 S. Preis: geh. 6,20 RM., Ganz- 
leinen 7,50 RM. 


Nachdem so viele hunderttausende Deutsche Jahre hindurch als Kriegs- 
gefangene in Sibirien und Zentralasien (Turkestan) zugebracht haben, sollte 
man glauben, daß eine entsprechend umfangreiche Literatur in deutscher 
Sprache entstanden wäre, die sich mit den tausendfältigen Schicksalen dieser 
unfreiwilligen Kulturträger und mit den Ergebnissen ihres Aufenthalts für 
Russisch-Asien beschäftigt. Dem ist leider nicht so. Abgesehen von Dwingers 
gewaltigen Epen und den Schilderungen von Wilke und Ibrügger hat die 
schöne Literatur kaum etwas hervorgebracht, und die Memoirenliteratur be- 
schränkt sich auf einige wenige Veröffentlichungen unterschiedlichen Wertes. 
Solche Memoirenliteratur liegt in den kleinen Bänden von Wagner, Wenzel 
und Schwarzer vor. Wagner gibt eine oberflächliche Schilderung seiner Er- 
lebnisse. Tiefer geht Schwarzer, der unserer Kenntnis vom Leben der 
Kriegsgefangenen manchen interessanten Strich zufügt. Beide finden jedoch 
keinen engen Zusammenhang mit dem Verlauf der politischen Ereignisse. 
In diesem Punkte ist das Büchlein von Anne-Marie Wenzel, einer Schwester 
des Roten Kreuz, den eben genannten zweifellos überlegen. Im übrigen gibt 
es Einblick in die aufopfernde Tätigkeit deutscher und schwedischer Schwe- 
stern unter den Kriegsgefangenen. Ein Denkmal der Nächstenliebe von er- 
greifender Schlichtheit und zugleich ein weiteres Dokument für die Größe 
der Leistung jener guten Frau aller sibirischen Kriegsgefangenen, Elsa 
Brändström. 


Alle diese und ähnliche Veröffentlichungen harren der Auswertung und 
werden noch ihre Wirkung haben. In welcher Richtung dies zu geschehen hätte, 
zeigt Margarete Klante, deren Buch als erster Band der Dokumente 
zur Geschichte der Kriegsgefangenen des Weltkrieges, heraus- 
gegeben im Auftrage der Reichsvereinigung ehemaliger Kriegsgefangener e. V. 
von Joachim Givens und Hans Jonas, erscheint. Es handelt sich um eine ge- 
schichts-wissenschaftlihe Untersuchung des Entstehens und Wirkens der 
Tschechischen Legion. Entsprehend ist von den deutschen Kriegs- 
gefangenen hier ebenso die Rede. Fräulein Klantes Untersuchung, die sich 
auf eine elfjährige Arbeit unter Kriegsgefangenen und umfassenden Archiv- 
stücken stützt, darf ohne Einschränkung als das grundlegende Werk zum 
Studium jener schrecklihen Epoche in Sibirien gekennzeichnet werden. Es 
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sei deshalb in erster Linie denjenigen ehemaligen Kriegsgefangenen emp- 
fohlen, die noch mit der Abfassung von Erinnerungen beschäftigt sind. Für 
jeden von ihnen wird Fräulein Klantes Werk den willkommenen Rahmen bil- 
den, aus dem der wahre Ablauf aller politischen Ereignisse klar hervortritt und 
in den die Einzelerinnerungen gesetzt werden müssen, wenn sie allgemeine 
Bedeutung erlangen sollen. G. Cl. 


E. E. Dwinger. 


Die Armee hinter Stacheldraht. Das sibirische 
Tagebuch. Jena (1929). Eugen Diederichs Verlag. 306 S. Preis: 
geh. 4,50 RM., in Leinen 6,80 RM. 

Zwischen Weiß und Rot. Die russische Tragödie 
1919—1920. Jena (1930). Eugen Diederichs Verlag. 503 S. Preis: 
geh. 5,— . in Leinen 7,80 RM. 

Korsakoff, Roman. pene (1926). Eugen Diederichs Ver- 
lag. 206 S. Preis: geh. 3,— RM., in Leinen 5,— RM. 

Die zwölf Rauber. Roman. Jena (1931). Eugen Diede- 
richs Verlag. 228 S. Preis: geh. 3,— RM., in Leinen 4,80 RM. 


Dwingers Sibirienbiicher, die „Armee hinter Stacheldraht” und „Zwischen 
Weiß und Rot“, sind seit ihrem Erscheinen weit über die Grenzen Deutsch- 
lands bekanntgeworden und haben von allen Seiten zustimmende Würdigung 
erfahren. So soll auch im Rahmen dieser Zeitschrift nachdrücklich auf beide 
Werke hingewiesen werden, die mit unerhörter Eindringlichkeit von den 
Schicksalen der deutschen Kriegsgefangenen in Rußland während des Welt- 
krieges und der Bürgerkriegszeit berichten. Der Verfasser, der als junger 
Kriegsfreiwilliger 1915 in russische Gefangenschaft fiel, hat nacheinander die 
Leidensstationen russischer und sibirischer Lazarette und Lager durchlebt: 
er ist, nach abenteuerlicher Flucht, später Zeuge des dramatischen Rückzugs 
der Weißen Armeen durch Sibirien gewesen. Aus regelmäßigen Aufzeich- 
nungen entstanden erst mehrere Jahre später die beiden chronologisch an- 
einander anschließenden Bücher, die im äußeren Aufbau die Tagebuchform 
bewahren. Beide besitzen einen hohen dokumentarishen Wert durch das 
überreiche Material, das hier aus vielen kleinen und kleinsten Einzelbeob- 
achtungen, Menschenschicksalen, Gesprächen, individuellen und Massenkata- 
strophen zusammengetragen ist, Material für den Historiker ebenso wie für 
den Psychologen, der den Erscheinungsformen und Wirkungen der Kriegs- 
gefangenenpsychose nachgeht. Aber Dwinger ist nicht nur der eindringende 
Beobachter und Schilderer menschlicher Leiden, der unermeßlichen körper- 
lichen und seelischen Qualen, die das Gefangenschaftserlebnis erzeugt, er hat 
selbst seinen Platz mitten unter diesen Menschen, die verzweifelt um ihr 
Leben ringen. Das Erleben von Ich und Wir verfließt miteinander, im Bild 
des Kameraden spiegelt sich das eigene Bild wider. Und schließlich ersteht 
aus diesen tausend Seiten blutiger Bekenntnisse das gewaltige Panorama 
einer geschichtlichen Epoche auf dem Boden Rußlands, Krieg, Revolution, Bol- 
schewismus, Bürgerkrieg, verdeutlicht in den unmittelbarsten Wirkungen. 
am lebendigen Menschen, den Soldaten, Offizieren, Gefangenen, Frauen und 
Männern, das Inferno von Millionen, die damals zugrunde gegangen sind. 


Gegenüber dieser großen einmaligen Leistung ist die Bedeutung der 
beiden anderen angezeigten Bücher bescheiden. Sie sind vor dem Sibirien- 
werk entstanden, literarische Versuche von unbestreitbarer sprachlicher Kraft, 
aber schwach im problematischen Gehalt. Die Helden, das eine Mal der 
russische Emigrant Fürst Korsakoff, das andere Mal der ehemalige Volks- 
kommissar Viktoroff, beide Vertriebene im fremden Lande, Naturschwärmer. 
die bei dem Versuch, in die menschliche Gesellschaft zurückzukehren. schei- 
tern, sind menschlich nicht überzeugend, so wenig wie ihre Umgebung. Es 
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ist eine Welt ohne Realität, die hier mehr lyrisch als dramatisch geschildert 
wird, mit starken Nachklängen Hamsunscher Naturmystik. Das Thema des 
Emigranten aus diesem und jenem Lager ist an keiner Stelle vertieft: statt 
der Menschen mit konkreter historischer Vergangenheit können ebenso gut 
zwei beliebige andere Individuen von bestimmter seelischer Struktur einge- 
setzt werden (daß Viktoroff gesellschaftsfeindlicher Tolstoianer ist, scheint 
ebenso unwesentlich, wie seine blaf angedeutete Vergangenheit als blut- 
rünstiger Bolschewist nur Episode ist). So sind beide Romane in unserem 
Zusammenhang ohne spezifischen Wert. W.L. 


Gesamtausgaben polnischer Dichter. 


Stowacki, Juljusz: Dziela wszystkie. Pod redakcja 
uljusza Kleinera. Lwöw, Zaklad Narodowy im. Osso- 
inskich. Band I (1924). LXXXIV + 490 S.; Band II (1926). 371 S.; 
Band III (1924). 370 S.; Band IV (1924). 613 S.; Band V (1930). 
392 S.; Band VI (1931). 408 S.; Band VII (1930) 614 S.; Band IX 
(1929) 516 S.; Band X (195) 583 S. 

Fredro, Aleksander: Komedje. Tekst opracowal, 
wstepem iobjasnieniami zaopatrzyl EugenjuszKucharski. 
Lwów. Zakład Narodowy im. Ossolińskich. (1926—1927.) 6 Bände. 
548, 504, 455, 543, 627, 555 S. 


Mickiewicz, der größte polnische Dichter, wartet bis heute auf eine 
wiirdige Ausgabe seiner Werke. Der Polnische Reichstag hat dieses Denk- 
mal schuldiger Dankbarkeit zwar beschlossen, allein es sind noch nicht einmal 
die Vorarbeiten hierzu beendet. Zygmunt Krasiński ist es nicht einmal so 
gut ergangen. Von diesen beiden des Dreigestirns, das in Polen den deut- 
schen Dioskuren Goethe und Schiller entspricht, gibt es nur mehr oder min- 
der brauchbare Ausgaben für die „breiten Massen der Gebildeten“. Seit 
etwa zwei Jahren vertreibt ein neugegründeter Warschauer Verlag eine 
„Bibliothek dichterischer Meisterwerke“ zu verhältnismäßig geringen, doch 
noch immer unverhältnismäßig die Möglichkeiten eines polnischen Bücher- 
käufers überschreitenden Preisen (Mickiewicz in 20 Bänden um 80 Zloty). 
Jene polnischen Gesamtausgaben bringen leidlich korrekte Texte, sie sind mit 
Einführungen hervorragender Literaturhistoriker (Manfred Kridl. Piwinski), 
Kritiker (Boy-Zelenski) und Dichter (Jan Lechoń) versehen. Doc die 
Wissenschaft vermag damit nicht viel anzufangen. 


Von den großen Dictern seit der Romantik besitzt Stanisław W ys- 
pianski eine Edition der „Werke“, die im Verlag der „Bibljoteka Polska” 
erscheint, bis zum 6. Band gediehen ist, allein von einem eigentiimlichen Un- 
stern verfolgt wird und sich scharfe, nicht unberechtigte Kritik der Fachwelt 
peallen lassen mußte. Die von Miriam (d. h. dem gewesenen Kunstminister 

enon Przesmycki) seit dreißig Jahren angekündigte Gesamtausgabe Cypr- 
jan Norwids ist allmählich zu einem Mythos geworden, an den niemand 
mehr glaubt. Jan Kasprowicz hat eine gute und nützliche Edition durch Sta- 
nistaw Kołaczkowski erhalten. Am besten steht es mit Słowacki und Fredro. 

Beider hat sich das Lemberger Ossolinskischhe National-Institut ange- 
nommen. Aleksander Fredro (1793—1876), den man mit Recht den pol- 
nischen Moliere genannt hat, wurde dem gewissenhaften Philologen Eugen- 
jusz Kucharski überantwortet. Dieser besorgte einen kritischen Druck von 
Fredros „Komödien“ (dagegen nicht von dessen anderen Schriften, insbeson- 
dere der quicklebendigen Erinnerungen „Trzy po trzy“) und steuerte einen 
Lebensabriß, dann — ebenso spärliche wie überflüssige — Anmerkungen bei. 
Der Lebensabriß von 64 Seiten ist eine trockene Aneinanderreihung von 
Daten und Inhaltsangaben, weit entfernt von einer geistigen Durchdringung 
jener feinen Blüte des altpolnischen Adels, der in Fredro einen seiner besten 


619 


Vertreter und seinen besten Schilderer hatte. Sind schon die Tatsachen nicht 
enügend klargestellt (es mangelt eine befriedigende Erörterung der Quellen 
F redros, ebenso eine systematische Übersicht seiner Weltanschauung, eine 
Charakteristik seiner Sprache), so ist von einem abgerundeten Porträt des 
Dichters keine Spur zu finden Die Anmerkungen werden zur unfreiwilligen 
Parodie. Kucharski erklärt, wer Cervantes und Corneille waren. Irgendwo 
ist von Beßarabien die Rede: Kucharski erläutert, von welcher Wurzel dieses 
Wort komme. Die sechsbändige Ausgabe hat dennoch ihren bleibenden 
Wert, als Sammlung der bezaubernden, geistreichen, tiefen und sprachschönen 
Stücke, in denen Fredro eine Welt, seine Welt des polnischen Vormärz für 
immer festgehalten hat. 

Besser als mit diesem Meister der leichtbeschwingten Heiterkeit, meinte 
es das Los mit dem armen Siwacki, dem es so traurig auf Erden zumute war. 
Er hat in Juljusz Kleiner einen fast kongenialen Biographen gefunden. Das 

roße vierbändige Werk über das Leben Stowackis ist gesondert erschienen. 
Es ergänzt eine auf sechzehn Bände berechnete „Editio ne varietur“. Sie 
bringt einen in mühsamer (und zum Teil den Scharfsinn des Herausgebers 
auf die stärkste Probe stellenden) Arbeit hergestellten Text, zunächst der bei 
Lebzeiten des Dichters erschienenen Werke (Band 1—7, nunmehr vollständig 
vorliegend), dann der nachgelassenen Schriften (Band 8—16, von denen bisher 
nur Band 9, 10) publiziert sind. 


Die Einrichtung dieser Ausgabe ist musterhaft. Jedem Werk geht eine 
besondere Einleitung voran, die ebenso das Historische wie das Ästhetische 
behandelt und auch das Textkritische erschöpfend untersucht. In den sehr klu- 
gen und notwendigen Anmerkungen ist ein Schatz von Wissen und An- 
regungen enthalten, mitunter der Stoff zu einer umfänglichen Einzelarbeit. 
Außer Professor J. Kleiner haben noch Professor Jözef Ujejski, Professor 
Jan Czubek, Professor Manfred Kridi an der Textgestaltung und an den Er- 
läuterungen mitgewirkt. Professor Wiktor Hahn gab zu jedem Band eine 
dem Ideal der Vollständigkeit sehr nahe, vortreffliche Bibliographie der Aus- 

aben, Übersetzungen, der kritischen Abhandlungen über Slowackis Werke. 
iese Ausgabe ist wirklich ein Monumentum aere perennius, wie es dem 
unerreichten Meister der polnischen Sprache, dem größten polnischen Lyriker 
ung al Krasiński und Fredro, dem bedeutendsten polnischen Be 
gebührt. 


Notizen. 


Die Kursker Anomalie, 


Unter ihren geheimnisvollen, noch nicht erschlossenen, ungeheuren 
Naturschätzen birgt die Sowjetunion auch ein großes Erzvorkommen, das 
nicht offen zutage liegt, sondern durch anomales Verhalten der Magnetnadel 
sich äußert, die sog. Kursker Anomalie (KMA). Außer diesem Ver- 
halten der Magnetnadel wußte man noch von dem Anstehen wertvoller Quar- 
zite, aber zu pn Ergebnissen waren die Gelehrten bisher nicht durch- 
Po ungen. nde des vergangenen Jahres ist man endlich zu wertvollen 

eststellungen gelangt. Man hat an verschiedenen Punkten der Verbindung 
des Saltikowsker Hauptbergrückens mit dem Lebedjansker Nebengebirge im 
sog. Korobowsker Knoten des Starooskolsker Rayons in Tiefen von 59 bis 
120 Meter reiches Erz mit 50 bis 67,5 v. H. Eisengehalt vorgefunden. Die 
Machtigkeit der Erzzone geht bis zu 55 Meter, ein in allen Eisenerzmassiven 
der Welt unerhörtes Maß. Die letzten Angaben gehen sogar dahin, daß das 
untersuchte Erz völlig dem Kriworoshsker (zwischen Dnjepropetrowsk 
und Cherson) ähnle nicht nur in der Beschaffenheit, sondern auch in der Art 
des Anstehens, also im allgemeinen in der ganzen Art des Entstehens. Da- 
mit verliert die Kursker Anomalie die Beschaffenheit einer nur örtlichen 
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Fundstelle und wird zum Eisenerzmittelpunkt der allernächsten Zukunft. Die 
Kursker Anomalie erstreckt sich nach neueren, aber schon wieder überholten 
Angaben auf 500 Kilometer Länge und 2 bis 3 Kilometer Breite. Man rech- 
net darüber hinaus, daß der nördliche Bergrücken der Anomalie nach Ros- 
lawl und weiter reicht und der südliche sih dem Kriworoshsker Fundort 
anschließt. Man fühlt die Anomalie sogar unter Tambow, was früher selbst 
die begeistertsten Vertreter der KMA nicht zu denken wagten. Die For- 
schungen von 1931 zeigen, daß sich Eisen nicht nur da findet, wo eine grofe 
Ablenkung der Magnetnadel zu beobachten ist, sondern auch da, wo diese 
schwach ist oder gar ganz verschwindet. Im Gegenteil, die Bohrungen haben 
gezeigt, daß die Orte schwacher Ablenkung erzreicher sind als die starker. 
Die reichsten Erzschichten folgen nicht den Linien größter Magnetnadelab- 
weichungen, sondern sind mehr oder weniger gleichmäßig verteilt auf dem 
anzen Boden der KMA in den Zwischenräumen der Quarzitrücken. Das 
Frecbuis ist, daft fast an jedem beliebigen geographischen Punkt der KMA in 
der Ausdehnung von Schtschigry bis Wolakonowka ein durchgehendes Massiv 
einer ungeheuren Menge erstklassiger Erze und Quarzite vorhanden ist. Es 
besteht also alle Aussicht auf ein künftiges Zentrum der en ee 
r. Saller. 


Zehn Jahre Forschungsinstitut für Nationalitätenfragen in Warschau. 


Das Forschungsinstitut für Nationalitätenfragen in Warschau konnte 
kürzlich auf ein zehnjähriges Bestehen zurückblicken. Das Institut hat sich 
iin Laufe dieser Zeit zu einer der bedeutendsten wissenschaftlichen Anstalten 
Polens entwickelt. Seine Forschungstätigkeit erstreckt sich auf die kulturellen, 
wirtschaftlichen, sozialen und politischen Probleme der Nationalitäten Polens, 
sowie auf die nationalen Minderheiten außerhalb Polens, insbesondere die 
Lage der polnischen Minoritäten im Auslande. Dem Forschungsinstitut ist 
ein Ardıiv für Nationalitätenfragen angegliedert, sowie eine Bibliothek, die 
gegenwärtig 7600 Bände und 130 geographische Karten enthält. Beim Institut 
besteht ein Seminar für Nationalitätenfragen. Der Popularisierung der For- 
schungsergebnisse der Mitglieder des Instituts dienen öffentliche Vorträge und 
Ausstellungen. Die Arbeiten der Mitarbeiter des Instituts werden in der 
Zeitschrift „Sprawy Narodowosciowe“ veröffentlicht, die alle zwei Monate 
erscheint und dem Institut als Publikationsorgan dient. Es liegen bereits 
5 Jahrgänge dieser Zeitschrift vor, die wertvolle Beiträge zu den Nationali- 
tätenfragen enthalten. 13 größere Abhandlungen, die in den „Sprawy Naro- 
dowosciowe”“ veröffentlicht wurden, sind auch als Sonderdruck erschienen. 


Im Rahmen der Arbeiten des Instituts wurden die statistischen Mate- 
rialien betreffend die nationale Gliederung der Bevölkerung Litauens und 
der polnischen Ostmarken kartographisch verarbeitet. Gegenwärtig wird die 
wirtschaftlihe Lage der jüdischen Bevölkerung Polens und deren soziale 
Gliederung untersucht. Daneben sind Arbeiten über die Völkerrectlichen 
Verpflichtungen im Bereiche der Minoritätenrechte und deren Verwirklichung 
in Angriff genommen. G. 


Zwei sowjetrussische Kritiker f. 


Allmählich lichten sich die Reihen der revolutionären Publizisten der 
„alten Garde“ in der Sowjetunion, jener unermüdlichen Arbeiter, die nach 
der Revolution an die Spitze der neuen Kulturellen Organisation traten und 
in der Zeit des Uberganges das geistige Gut der Vergangenheit in den ldeen- 
kreis des neuen bolschewistischen Rußland einzugliedern suchten. Zwei 
typische Vertreter dieser „bolschewistischen Intelligenz“ älterer Schule sind 
in den letzten Monaten gestorben: Wjatscheslaw Pawlowitsch Polonski, der 
um 22. Februar einem Flecktyphus erlag, und Peter Semionowitsch Kogan, 
der am 2. Mai von einem Schlaganfall dahingerafft wurde. 
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Polonski, der ein Alter von nur 46 Jahren erreichte, stammte aus 
einer kleinen Petersburger Handwerkerfamilie; er war alter Revolutionär 
mit bewegter Vergangenheit und eine überaus temperamentvolle Per- 
sönlihkeit. Als Vertreter des gemäßigten Flügels der marxistischen 
Literaturkritik ist er besonders in den Diskussionen der frucht- 
baren Jahre 1920—1927 hervorgetreten. In den schwierigen ersten Jahren 
der NEP begründete er die Zeitschrift „Petat’ i Revoljucija“, ohne Zweifel 
die umfassendste nachrevolutionäre literarische Revue in Sowjetrußland, die 
außer der eigentlichen Literaturkritik alle Wissensgebiete pflegte. Nach 
der grundsätzlichen Umgestaltung dieser Zeitschrift im April 1929, die nur 
noch knapp ein weiteres Jahr weiter bestand, leitete Polonski die Zeitschrift 
„Novyj Mir“, eine ausschließlich literarische Revue von gutem Niveau. Er 
hat eine ganze Reihe größerer kritischer Aufsätze verfaßt, die sich mit der 
neuen Literatur beschäftigten. Seine publizistisch-kritische Tätigkeit ist aufs 
engste verbunden mit dem künstlerischen Reifen der großen problematischen 
Talente aus den Reihen der „Mitläufer“, Pilnjak, Iwanow, Babel usw., deren 
Werk er kritisch durchdrungen hat. Sein Interesse für die soziologische Ana- 
lyse der Literatur erstreckte sich auch auf die russische Emigration und ihre 
Literatur: mit außerordentlicher Schärfe hat er die Vertreter dieser „abster- 
benden Intelligenz“ und ihrer Dichtung charakterisiert. (Die diesbezüglichen 
Aufsätze sind in einem Sammelbändchen „Uchodjaščaja Rus“ 1924 er- 
schienen.) Weniger glücklich war Polonski als Historiker der nachrevolutio- 
nären Literatur. Seine „Skizzen zur Geschichte der Literatur des Großen 
Jahrzehnts (1917—1927)“ sind bei aller Materialfülle und -kenntnis doch nicht 
mehr als eine groß angelegte Streitschrift, in der die Hauptrichtungen und 
führenden Gruppen der neuen Literatur von einem bestimmten Standpunkt 
theoretisch analysiert werden. In den letzten Jahren hat Polonski, der keine 
führende Rolle mehr spielte, vielfache Angriffe wegen seiner trotzkistischen 
Gesinnung erleiden müssen. Er war sogar eine Zeitlang aus der Partei aus- 
geschlossen und galt bis zuletzt als Oppositionär. Außerhalb seiner publi- 
zistisch-kritischen Tätigkeit ist er vor allem durch eine Biographie Bakunins 
bekannt geworden. Als Bakuninforscher führte er in den Jahren 1923 und 
1924 einen vielbeachteten wissenschaftlichen Streit mit Leonid Großman über 
die Frage, ob die Gestalt des Stawrogin in Dostojewskis „Dämonen“ mit der 
histerischen Persönlichkeit Bakunins identisch sei; Polonski bestritt damals 
die geistvolle These Großmans von der Identität der beiden und brachte in 
die Diskussion, die zum Teil öffentlich zwischen den beiden Forschern ge- 
führt wurde, eine Reihe fruchtbarer methodischer Ideen hinein. 


Peter Kogan war von Haus aus Literaturhistoriker. Er habilitierte 
sih im Jahre 1910 an der Petersburger Universität als Privatdozent der ger- 
manischen und romanischen Philologie und hat eine Reihe von Arbeiten zur 
Romantik verfaßt. Seine vierbändigen „Skizzen zur Geschichte der west- 
europäischen Literatur“ sind in vielen Auflagen verbreitet, ebenso wie die 
„Skizzen zur Geschichte der neuesten russischen Literatur“, in denen die lite- 
rarischen Erscheinungen der Nachrevolutionszeit aus der vorrevolutionären 
Literatur entwickelt werden. Als der strengere Marxist und der größere 
Systematiker vertrat Kogan eine Zeitlang die offizielle repräsentative Lite- 
raturwissenschaft in Sowjetrußland. Daneben galt seine Tätigkeit der wissen- 
schaftlich-organisatorischen Arbeit. Er war Vorsitzender der wissenschaftlich- 
künstlerischen Sektion des Staatlichen Gelehrtenbeirats (GUS) und Präsident 
der Staatlichen Akademie der Kunstwissenschaften (GACHN) sowie Mitglied 
zahlreicher gelehrter und kiinstlerischer Institutionen, die der Mitwirkung 
dieses höchst gebildeten und kultivierten Publizisten und geistreichen Kri- 
tikers viel zu verdanken haben. W. L. 


Professor M. Pergament f. 


Am 21. März d. J. verschied in Leningrad am Leberkrebs der bekannte 
Zivilrechtslehrer und -forscher, Professor Michael Jakowlewitsh Perga- 
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ment. Der Verstorbene, am 9. August 1866 zu Feodosia (Krim) geboren, 
studierte in Odessa Rechtswissenschaften und wurde 18% zur weiteren Aus- 
bildung nach Deutschland geschickt. In den sechs Jahren, die er dort ver- 
brachte, arbeitete Pergament zusammen mit anderen angehenden russischen 
Hochschullehrern (Petrashycki, Pokrowski, Sokolowski) hauptsächlich an der 
Berliner Universitat unter Leitung von Heinrich Dernburg. Nach Rußland 
zurückgekehrt, habilitierte sich Pergament 1896 als Privatdozent in Odessa. 
1900 wurde er als aufßerordentliher Professor nach Dorpat und 1906, nach 
dem Tode Duvernois, als ordentlicher Professor für russisches Zivilrecht an 
die St. Petersburger Universität berufen. 1911 mußte Pergament, der gleich 
einer großen Anzahl der damaligen Professoren politisch freiheitlich einge- 
stellt war, mit einer Reihe von Gesinnungsgenossen infolge des Konflikts 
mit dem reaktionären Unterrichtsminister Casso seine Lehrtätigkeit an der 
Universität aufgeben. Er ließ sich in die St. Petersburger Rechtsanwaltschaft 
aufnehmen und widmete sich bis zur Februarrevolution einer beratenden 
und begutachtenden Tätigkeit Nach der Revolution nahm er seine Lehr- 
tätigkeit an der Universität und einer Reihe anderer Hochschulen wieder auf, 
die in den ersten Revolutionsjahren wie Pilze aus dem Boden schossen. Da- 
neben wirkte er in beratender Eigenschaft an einer Reihe von Behörden und 
staatlichen Stellen, wie z. B. an der Moskauer Zentrale des Außenkom- 
missariats und dessen Leningrader Vertretung, an der Staatsbank in Moskau 
und deren Leningrader Zweigniederlassung. 1923 ging er in staatlichem Auf- 
trage nach Warschau, um in führender Stellung an den Arbeiten der ge- 
mischten Ausschüsse teilzunehmen, die durch den Friedensvertrag zwischen 
Polen und der Sowjetrepublik eingesetzt worden waren. Mitte 1924 begab 
er sich als verantwortlicher Reichsbeirat Karachans nach Peking, wo er bis 
zum 1927 erfolgten Abbruch der russisch-chinesischen diplomatischen Be- 
ziehungen tätig war. Nach Leningrad zurückgekehrt, nahm er seine Lehr- 
tätigkeit wieder auf. Seine beratende Tätigkeit erweiterte sich in den letzten 
Jahren immer mehr. Er wurde nicht nur vom Außenkommissariat und der 
Staatsbank zur Entscheidung schwieriger Rechtsfragen herangezogen, sondern 
war auch ein tätiges Mitglied des Patentamts (Ausschusses für Erfindungs- 
angelegenheiten). 1930/31 vertrat er mit Erfolg die Interessen der Sowjet- 
regierung vor den amerikanischen Gerichten in dem Rechtsstreit über die 
Beschlagnahme von Sowjetgold. Bis zu seiner letzten Erkrankung, die ihn 
nn wenige Wochen vor seinem Tode ans Bett fesselte, war er unermüd- 
ich tätig. 

Pergament war nicht nur ein Meister auf seinem engeren Fachgebiet, 
dem römischen und bürgerlichen Recht. Er besaf auch das für einen Rechts- 
forscher unumgänglich notwendige Verständnis für politische und wirtschaft- 
liche Zusammenhänge Er legte eine außerordentliche Geschicklichkeit 
in der Behandlung von Menschen an den Tag, eine Eigenschaft, die unter den 
heutigen russischen Verhältnissen ganz besonderen Wert besitzt. Liebens- 
würdig und hilfsbereit war er nicht nur aus Berechnung, sondern vor allem 
aus angeborener Herzensgüte. 


Die Reden, die von Vertretern einer Reihe von amtlichen Stellen an 
Pergaments Bahre gehalten wurden und die ihn als leuchtendes Vorbild 
priesen sowie die Tatsache, daß die Beerdigung auf Staatskosten bestritten 
wurde, zeugen davon, wie sehr man ihn schätzte und welche Lücke sein Tod 
gerissen hat. Daß sein unvermutetes Hinscheiden auch mensclich schmerz- 
lich empfunden wurde, zeugt die zahlreiche Beteiligung der ganzen Juristen- 
welt Leningrads, die in Pergament ihrem lebendigsten und bedeutendsten 
Lehrer das Geleite gab, sowie das Erscheinen seiner früheren Professoren- 
kollegen, die bereits vor Jahren wegen rückständiger Gesinnung ihrer 
Stellung enthoben waren und zu denen der Verstorbene trotzdem die Be- 
ziehungen nicht abgebrochen hatte. 


In den Leningrader Pressenachrufen, die recht dürftig sind, wird Per- 
gaments Entfernung aus der Universität zur Zarenzeit sowie seiner Tätigkeit 
in Diensten der Sowjetregierung Erwähnung getan. In einem längeren Nach- 
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ruf der Moskauer „Iswestija“ vom 25. März d. J. aus der Feder eines Beamten 
der Rechtsabteilung des Außenkommissariats und persönlichen Verehrers des 
Verstorbenen wird bemerkt, Pergament sei wohl der letzte Vertreter der 
großen Juristen der Vorrevolutionszeit gewesen und auch ihr bester Vertreter. 
der dem sozialistischen Staat seine reiche Erfahrung und sein reiches Wissen 
rückhaltslos zur Verfügung gestellt habe. 

Mit Pergament ist tatsächlich wohl der letzte Jurist europäischen Maß- 
stabes in der Sowjetunion zu Grabe getragen worden. Für Deutschland, 
dessen großen Rechtslehrern er so viel verdankte und dessen Sprache ihm 
vollkommen geläufig war, hat der Verstorbene zeitlebens ein warmes Ver- 
ständnis bewahrt. 
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N ee Is m an sua des deutschen Proletariats. 

us dem Russischen übersetzt von J. Frankel. Berlin 1932. 

Br. 116 = vps 2,— RM. = a 2 oe 

vedenskij, M.: Miznarodnja torgivlja chudoboju ta M'i _ (Vieh- 
und Fleischwelthandel) Kiew 1931. Verlag des a 
instituts des Handels. 115 S. 
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lag G.m.b.H. 356 S. Preis: 5,20 RM. 

Wulff, Oskar: Die neurussische Kunst im Rahmen der Kulturentwick- 
lung Ruflands von Peter dem Groflen bis zur Revolution. Textband: ins- 
gesamt 380 S.; Tafelband: insgesamt 236 S. mit 472 Abbildungen. Augsburg 
1932. Verlag Dr. Benno Filser. Preis: 45.— RM. 

Ziegler, Adolf: Die russische Gottlosenbewegung. Eine authentische 
Darstellung mit reichem, in Deutschland erstmals veröffentlidtem Bilder- 
material. München 1932. Verlag Jos. Kösel & Friedrich Pustet. 248 S. Preis: 
geb. 4,50 RM. 

Z vay ykin, Michał: Autokefalja i zasady jej zastosowania. Warschau 
1931. Verlag: Instytut Wydawniczy „Bibljoteka Polska“. 125 S. 


* * 
* 

Hilf, H. H.: Im Lande des grünen Goldes. Eindrücke einer Reise nach 
Rußland, Herbst 1930. Sonderdruck aus dem „Forstarchiv“. Eberswalde 
1932. (15. Juni.) S. 205—215. 

Schiller, Otto: Rufland. Die landwirtschaftlihen Probleme der 
Sowjetunion 1931/32. Sonderdruck aus den Berichten über Landwirtschaft. 
Herausgegeben vom Reichsministerium für Ernährung und Landwirtschaft. 
Berlin 1932. S. 498—550. 

Tukalevskij, VI.: Kulturchronik. Goethefeiern in den slavischen 
an Sonderdruck aus der „Slavischen Rundschau“. Prag 1932. S. 222 

is 228 

Zeif, H.: Brief aus Sowjetrußland. Sonderdruck aus der Münchener 

medizinischen Wochenschrift 1932. Nr. 22. S. 882. 


Diesem Heft der Zeitschrift liegt ein Prospekt der Firma 
Phaidon-Verlag, Wien und Leipzig 
bei, den wir der Beachtung der Leser empfehlen. 
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7. JAHRGANG HEFT 11 AUGUST 1932 ``: 


Yet Ts ff hm EFT 
FOR DIE 
GESAMTEN FRAGEN DES EUROPAISCHEN OSTENS 


Im Auftrage der Deutschen Geselischaft zum Studium Osteuropas in 
Verbindung mil Otto Auhagen, Breslau; Otto Goebel, Hannover; Hans 
Jonas, Konigsberg; Arthur Luther, Leipzig; Richard Salomon, 
Hamburg; Hermann Schumacher, Berlin; Max Sering, Berlin; Kurt 
Wiedenfeld, Leipzig, herausgegeben von OTTO HOETZSCH 


Ost-Europa -Verlag / Konigsberg Pr. /BerlinW. 35 


Digitized by Google 


Osteuropa 


beschickt und besucht 


die 20. 
Deutsche Ostmesse 


vom 21.—24. August 1932 in Königsberg Pr. 


Die Sowjetunion verdoppelt in diesem Jahre ihre Ausstellung, ein 
Besuch der Messe wird außerordentlich lohnen! 


Die 20. Deutsche Ostmesse umfaßt: 


Allgemeine Mustermesse 
Technik /Bauwesen / Landwirtschaft 


Sonderausstellungen 


Russische und lettische Exportwaren-Ausstellung 
Wald und Holz 

Siedlung 

Deutsches Leinen 

Elektrizität in Haus und Hof 

Arbeitssitz und Arbeitstisch 
Segelflug-Ausstellung 

Die deutsche Jugendherberge 
Landmaschinen-Lehrschau 

Tierschauen 


Auskunft für Aussteller und Besucher durch das Mekamt, Königs- 
berg Pr., Hansaring 6/8; in den Oststaaten, Memel und f 
Danzig durch die ehrenamtlichen Vertreter in Memel, Danzig, $ 
Helsingfors, Kowno, Libau, Reval, Riga. 


OSTEUROPA 


ZEITSCHRIFT FÜR DIE GESAMTEN 
FRAGEN DES EUROPÄISCHEN OSTENS 


Im Auftrage der Deutschen Gesellschaft zum Studium Osteuropas 
in Verbindung mit Otto Auhagen, Breslau; Otto Goebel, Hannover; 
Hans Jonas, Königsberg; Arthur Luther, Leipzig; Richard Salomon, 
Hamburg; Hermann Schumacher, Berlin; Max Sering, Berlin; Kurt 
Wiedenfeld, Leipzig, herausgegeben von OTTO HOETZSCH 


Ost-Europa-Verlag/ Königsberg Pr. / Berlin W.35 
Herausgeber: Professor Dr. Otto Hoetzsch, Berlin W. 10, Bendlerstraße 18. 


Redaktion: Generalsekretär Dr. Klaus Mehnert, Deutsche Gesellschaft 
zum Studium Osteuropas, Berlin W. 35, Am Karlsbad 29 


Die monatlich erscheinende Zeitschrift kostet vierteljährlich RM. 9.—. 
Anzeigenpreise: !/, Seite RM. 80.—; !/, Seite RM. 40.—; !/, Seite RM. 25.—. 


7. Jahrgang Heft 11 August 1932 
INHALT: 


HANS KRAEMER: Neue Grundlagen der deutsch-russischen 
Wirtschaftsbeziehungen 627 


PAUL HOLZINGER: UdSSR und die Neue Türkei 
OTTO AUHAGEN: Wirtschaftslage der Sowjetunion im Sommer N 
1932 


WOLFGANG LEPPMANN: Demian Bjedny 


Rußland und Osteuropa, Übersicht: 
Innere und äußere Politik von OTTO HOETZSCH 


Dr 8, Jahrgang 


der Zeitschrift „Ost-Europa” 
beginnt am 1. Oktober 1932 


Entsprechend der ständig steigenden Aktualität der Ostprobleme 
für Deutschland und alle übrigen Staaten wird ihre Bearbeitung 
in „Ost-Europa“ mit ganz besonderer und systematischer Sorg- 
falt erfolgen. Alle wesentlichen Ereignisse, ihre Zusammenhänge 
und bedeutsame Fragenkomplexe werden dargestellt. Außer den 
lebhaftes Interesse findenden monatlichen Berichten von Professor 
Dr. Otto Hoetzsch und Dr. Klaus Mehnert wird künftig in regel- 
mäßigen Übersichten von Rechtsanwalt Dr. Heinrich Freund, 
Berlin, die laufende Entwicklung des Sowjetrechts gezeigt werden. 
Dies geschah bisher in keiner anderen Zeitschrift. Zu den be- 
währten alten Mitarbeitern wie Professor Dr. Otto Auhagen 
(Wirtschaftsberichte), Generalmajor a. D. Dr. Waldemar Henriei 
(Militärwissenschaften), Dr. Wolfgang Leppmann (Sowjetliteratur), 
Professor Dr. Arthur Luther (Russisches Geistesleben), Dr. Alfred 
Marcus (Wirtschaftsfragen), Dr. Otto Schiller, Moskau (Sowjet- 
landwirtschaft), Dr. Robert Schweitzer (Sowjetwirtschaft), Dr. Her- 
mann Steinert (Polen und die Randstaaten) und Professor Dr. Leo 
Zaitzeff (Rechtsfragen) treten u.a. neu hinzu Dr. Harry Gabrielsky, 
Danzig, für Polen und die Randstaaten und Dr. Werner Markert, 
Moskau, für die Sowjetunion. Die die Sowjetunion betreffenden 
Fragen werden in der gewohnten Gründlichkeit, die polnischen 
und Randstaatenprobleme eingehender als bisher bearbeitet 
werden. 


Wir hoffen, daß „Ost-Europa“ unseren Abonnenten auch weiter- 
hin eine unentbehrliche Informationsquelle bleiben wird und 
bitten, die Zeitschrift allen Kreisen, die osteuropäischen Fragen 
Interesse entgegenbringen, zu empfehlen. Für die Angabe von 
Anschriften, an die wir eine Probenummer senden könnten, 
sind wir jedem Leser aufrichtig dankbar. 


Ost-Europa-Verlag, Königsberg Pr. / Berlin W 35 


Neue Grundlagen der deutsch-russischen 
Wirtschaftsbeziehungen. 


Von Hans Kraemer, 


Mitglied des Reichswirtschaftsrats, Vorsitzender des Rußlandausschusses der 
Deutschen Wirtschaft, Berlin. 


I. 


_ Wenn zwei Länder mit einander völlig entgegengesetzten 
Wirtschaftssystemen und Rechtsverhältnissen wie Desichland 
und die Sowjetunion in enge Wirtschaftsbeziehungen treten, so 
sind Reibungen mannigfacher Art unausbleiblih. Daf diese 
Reibungen nicht mit zunehmender wirtschaftlicher Verflechtung 
immer häufiger krisenhafte Formen annehmen, ist ein Beweis 
dafür, daß die Verbindungen mittlerweilen nachhaltig genug 
geworden sind, um akuten Störungen Trotz zu bieten und sie 
gewissermaßen zu kompensieren. Daraus darf allerdings nicht 
poser werden, daß die Schwierigkeiten sich von selbst be- 

eben und daß es zu ihrer Beseitigung besonderer Eingriffe nicht 
bedarf. Wer die Entwicklung der letzten Jahre verfolgt, wird 
erkennen, daß das Auf und Ab der deutsch-sowjetrussischen Be- 
ziehungen von Verhandlungen durchsetzt ist, welche die Lösung 
akuter Streitprobleme zum Ziele hatten. 


Die Bedeutung dieser Verhandlungen, die von magebenden 
Regierungs- und Wirtschaftsvertretern beider Parteien geführt 
wurden, liegt aber nicht allein in der Reaktivierung notleidend 

ewordener Beziehungen; sie sollte darüber hinaus für den Aus- 
Ban des Geschäftsverkehrs neue Wege eröffnen und dadurch für 
die Zukunft richtunggebend wirken. Dies ist der sehr wesent- 
lıche positive Zweck der Auseinandersetzungen, der — man 
kann es sagen — im Rahmen der nun einmal bestehenden 
Grenzen erfüllt wurde. 

Man wird sich erinnern, daß der Vertrag von Rapallo nicht 
nur „die Auseinandersetzung zwischen dem Deutschen Reiche 
und der Sowjetrepublik über Fragen aus der Zeit des Kriegs- 
zustandes zwischen Deutschland und Rußland“ regelte'), sondern 
außerdem für die Wiederaufnahme politischer und wirtschaft- 


1) Artikel 1 des Vertrages von Rapallo. 
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licher Beziehungen zwischen beiden Ländern die Wege ebnen 
sollte2). Das positive Moment tritt in dem Rechts- und Wirt- 
schaftsvertrag vom 12. Oktober 1925 noch stärker hervor, wenn 
auch zugegeben werden muß, daß selbst dieses umfassende Ver- 
tragswerk Lücken offen ließ, die in späteren Verhandlungen ge- 
schlossen werden mußten und sogar zur Bildung der alljährlich 
tagenden Schlichtungskommission im Jahre 1930 Veranlassung 
en. 

i So bedeutsam diese Verträge und Schlichtungsprotokolle 
auch waren, so konnten sie doch ihrer Bestimmung entsprechend 
nichts anderes als den Grundstock bilden, auf dem sich der ge- 
schäftlihe Verkehr in noch nicht bestimmbaren Ausmalien 
entwickeln sollte. Einen weiteren und, wie wir heute wissen, 
nicht letzten Schritt auf dem Wege zur praktischen Nutzbar- 
machung der geschaffenen Einrichtungen und Verbindungen be- 
deuten die deutschen Lieferkredite der ur 1925 und 1926 
(100-Millionen- und 300-Millionen-Kredit), die den Absatz deut- 
scher Erzeugnisse nach Rußland zur stärkeren Entfaltung 
brachten. Soweit das deutsche Liefergeschaft in Rede steht, 
konnten die bisher eingeschlagenen Wege jedoch nicht voll be- 
friedigen. Es erschien vielmehr erforderlich, nicht allein das 
Ausmaß der Lieferungen und die Länge der Kreditfristen, son- 
dern auch die sonstigen Bedingungen dieser Geschäfte vorher 
generell festzulegen. In diesem Sinne wurde das erste deutsch- 
russische Rahmenlieferungsabkommen, das sogenannte Pjatakoff- 

bkommen, am 14. April 1931 abgeschlossen, dem kürzlich. und 
zwar am 15. Juni 1932 ein weiteres Rahmenabkommen folgte. 
Will man die Ursachen richtig erkennen, die zu diesen Verein- 
barungen führten, so kann man selbstverständlich nicht bei den 
genannten Momenten stehen bleiben; man muff vielmehr weiter 
ehen und die Frage stellen, wie es eigentlich zu einer solchen 
ntensität der wirtschaftlichen Beziehungen zwischen den beiden 
Ländern kommen konnte, daß generelle Vereinbarungen über 
die einzelnen Geschäftsbedingungen usw. notwendig wurden. 


II. 
Als vor mehr als einem Jahr im Anschluß an die Rußland- 


reise von 17 führenden deutschen Industriellen in Berlin das Pjata- 
koff-Abkommen unterzeichnet wurde, das für das Jahr 1931 zu- 
sätzliche russische Bestellungen an Deutschland in Höhe von 
etwa 300 Millionen RM., d. h. einen Gesamtauftragsbestand von 
600 Millionen RM. vorsah, da ahnte noch niemand, daft diese 
Summe um ein beträchtliches überschritten und bei Jahresende 
über 900 Millionen RM. im ganzen hinausgehen würde. Diese 
überplanmäfige Erweiterung des Auftragvolumens erklärt sich 
aus den Bemühungen der Sowjetseite, zu den für sie vorteil- 


2) Artikel 3 und 4 des gleichen Vertrages. 
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haften Bedingungen möglichst umfangreiche Lieferungen aus 
Deutschland zu erhalten. 


Nach Vergebung der russischen Großaufträge erwies es sich 
im Herbst 1931, daß die Weltwirtschaftskrise auch die Sowjet- 
union stark in Mitleidenschaft zog und ihre Exportmöglichkeiten 
schmälerte, so daß eine Erhöhung des russischen Obligos nicht 
mehr zweckmälfig erschien. Das Garantie-Obligo der öffentlichen 
Hand hatte damals einen Betrag von 700 Millionen RM. erreicht. 
Das Bestell-Obligo war auf etwa 1 Milliarde, das Wechsel-Obligo 
auf 600 Millionen RM. angewachsen. Auf der anderen Seite 
konnte der russische Export im Jahre 1931 nur einen Gesamt- 
betrag von 300—400 Millionen RM. erreichen. Aus dieser Gegen- 
überstellung allein darf man selbstverständlih nicht Schlüsse 
auf die russische Zahlungsfähigkeit ziehen. Man würde dann 
nämlich die Tatsache außer acht lassen, daß die Verbindlichkeiten 
aus dem gesamten Obligo nicht sofort und überhaupt nicht inner- 
halb einer Exportsaison fällig werden, daß sich die Fälligkeiten 
vielmehr auf zwei bis drei Jahre verteilen, in denen die Erlöse 
mehrerer Export-Kampagnen zur Verfügung stehen. Deutsch- 
land ist ja gezwungen, für den Ausbau seines Exports nach 
Rußland besondere Maßnahmen zu treffen, die im Verkehr mit 
anderen Ländern nicht üblich sind. An dieser Tatsache läßt sich 
vichts ändern, solange das Ausland es für notwendig halt, immer 
neue Sperrmafinahmen gegen die Einfuhr deutscher Waren zu 
treffen. Der Zwang, nach Rußland zu exportieren, veranlaßte 
die deuische Industrie anscheinend, Engagements einzugehen, die 
mit einem mehr oder minder großen Risiko verbunden sind. Will 
man das Vorhandensein dieses Risikos nicht bestreiten, so fragt 
man sich, wie hoch man es zu veranschlagen hat. In dieser Hin- 
sicht hört man in der Tat Meinungen, die an den tatsächlichen 
Verhältnissen vorbei gehen. Man hört z. B., daft die Gesamt- 
verpflichtungen der Sowjetunion an das Ausland sich auf 6 Mil- 
liarden RM. belaufen. Diese Behauptung ist völlig unzutreffend; 
die russischen Auslandszahlungen belaufen sich vielmehr — 
Bee Schätzungen zufolge — auf 2 bis 2,5 Milliarden 

eichsmark. 


Daß man allzu weitgehenden Besorgnissen im übrigen höhe- 
ren Orts keinen Glauben schenkte, geht schon aus der damaligen 
Kreditbereitschaft der deutschen Banken hervor, die für die 
Finanzierung der unter dem Pjatakoff-Abkommen geschlossenen 
Geschäfte auf Grund der ihnen zur Verfügung stehenden Redis- 
konte im Sommer und Herbst 1931 im ganzen etwa 195 Millionen 
Reichsmark auf dem Wege über die Industrie-Finanzierungs- 
Aktiengesellschaft Ost (IFAGO) flüssig machten. Um ihren Zah- 
lungsverbindlichkeiten nachkommen zu können, ist die Sowjet- 
union selbstverständlich darauf angewiesen, ihren Export min- 
destens auf seiner gegenwärtigen Höhe zu erhalten. Dieses Be- 
streben hat gewisse Kreise des Auslandes veranlaßt, Maßnahmen 
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gegen das sogenannte russische Dumping zu fordern. In diese 
Fanfare einzustimmen und zu verlangen, daß russische Waren 
überhaupt nicht mehr gekauft werden, kann aber kein deutscher 
Geschäftsmann, der am Absatz seiner Erzeugnisse nach Ruftland 
interessiert ist, verantworten. Es wird auch allzuhäufig der 
Fehler begangen, daß einzelne Erscheinungen und Auswiichse 
im Geschäftsgebaren des Kontrahenten verallgemeinert werden. 
und daß dadurch eine Kampfstimmung hervorgerufen wird, die 
doch ın den realen Verhältnissen, soweit sie rein wirtschaftlicher 
Natur sind, keine Nahrung finden können. Deswegen braucht 
man sich noch lange nicht das Recht nehmen zu lassen, gegen 
offensichtliche Übergriffe vorzugehen und, wenn es not tut, auch 
den gesetzlichen Zwang in Anspruch zu nehmen. 


IH. 


Vor kurzem ist nun zwischen Deutschland und der Sowjet- 
union ein Zolltarif-Abkommen abgeschlossen worden. Dieses 
Abkommen war u. a. dadurch vorbereitet worden, daft das 
deutsch-russische Wirtschaftsabkommen vom 12. Oktober 1925 
beiden Vertragspartnern die Verpflichtung auferlegte, in kür- 
zester Frist in Verhandlungen über den Abschluß eines Zolltarif- 
Vertrages einzutreten. Dem in folgenden Jahren von der Sow jet- 
seite wiederholt geäußerten Wunsche, diese Verhandlungen nun 
endgültig aufzunehmen, konnte sich die deutsche Seite auf die 
Dauer nicht entziehen. In seiner Form ist das Abkommen als 
Auswirkung der deutsch-russischen Wirtschaftsverhandlungen 
vom November und Dezember 1931 zu betrachten, in denen be- 
kanntlih die Frage geprüft wurde, auf welche Weise die 
russische Zahlungsfähigkeit für die Zukunft sichergestellt wer- 
den könnte. In dem Wirtschaftsprotokoll vom 22. Dezember 
1931, mit dessen Unterzeichnung die Verhandlungen ihren Ab- 
schluß fanden, wurden die Maßnahmen festgelegt, die in dem 
erwähnten Sinne wirken sollten. Durch die erhebliche Zunahme 
russischer Bestellungen an deutsche Lieferfirmen hatte sich die 
Handelsbilanz Rußlands im Verkehr mit Deutschland passiv ge- 
staltet. Diese Passivität sollte nun unter Schonung lebenswich- 
tiger Interessen der deutschen Produktion nach Möglichkeit 
beseitigt werden. 

Wie der Inhalt des Abkommens auch ergibt, werden 
deutsche Wirtschaftszweige unter der Auswirkung des Zolltarif- 
Abkommens nicht zu leiden haben, denn die der Sowjetregierung 
zugestandenen neuen Zollsätze betreffen im allgemeinen Br 
nisse, die in Deutschland nicht, oder nur im geringen Maße her- 
gestellt werden. In der Hauptsache handelt es sich vielmehr um 
Waren, die spezifisch russisch sind und in vielen Fällen erst 
innerhalb Deutschlands zur Verarbeitung gelangen. Wenn das 
Zolltarif-Abkommen, ohne die deutsche Produ tion zu beein- 
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trächtigen, zur Stärkung der russischen Zahlungsfähigkeit bei- 
trägt, so wird es sicher für die Weiterentwicklung der deutsch- 
russischen Wirtschaftsbeziehungen wertvolle Dienste leisten. 


IV. 


Nimmt man das Interesse der beiden Vertragspartner an 
einer Weiterentwicklung des Geschäftsverkehrs als gegeben hin, 
so wird man erwarten können, daß sich Mittel und Wege finden 
lassen, um unter Anpassung an die gegebenen Verhältnisse 
diesem Ziel soweit als möglich näher zu onen. Die deutschen 
amtlichen Stellen haben bereits zu erkennen gegeben, daß sie 
die deutsche Industrie in ihrem Bestreben um Erweiterung des 
Absatzes nach Rußland auch in Zukunft unterstützen wollen, 
indem sie den Beschluß faßten, wenigstens im Rahmen der Rück- 
flüsse Ausfallbürgschaften für neue deutsche Lieferungen nach 
Rußland zu übernehmen. 


Nach diesem Regierungsbeshluß wurde es notwendig, die 
Bedingungen festzulegen, unter denen neue russische Bestel- 
lungen nach Deutschland in Zukunft zu vergeben sein würden. 
In diesem Sinne ist das Rahmenlieferungsabkommen vom 
15. Juni 1932 abgeschlossen worden, das sih vom Pjatakoff-Ab- 
kommen des Vorjahres insbesondere darin unterscheidet, daf 
auf die Angabe einer bestimmten Auftragssumme verzichtet 
wurde und daß die Regelung der für die Geschäftsabschlüsse eines 
bestimmten Zeitraumes in Frage kommenden generellen Zah- 
lungs- und Lieferungsbedingungen in den Vordergrund tritt. Die 
Verhandlungen über das Abkommen zogen sich länger hin, als 
man anfangs erwartete. Es ist aber endgültig ee die 
kritischen Momente zu überwinden und ein günstiges Ergebnis zu 
erzielen. Insbesondere konnten die Kreditfristen gegenüber dem 
Pjatakoff-Abkommen, wenn auch nicht erheblich, verkürzt wer- 
den. Andererseits ist die Möglichkeit vorgesehen, in gewissen 
Fällen, und zwar, wenn es sich um besonders große Objekte 
handelt, mit Zustimmung der Unterzeichner des Abkommens, 
längere Fristen zuzugestehen. Die spezifizierten Zahlungs- 
bedingungen, die dem Abkommen als Anlage beigefügt werden, 
sind gegenüber der früheren Fassung in den Punkten 
klarer und günstiger gefaßt worden. 


V. 


Seit Anfang des our haben die Bestellorgane der Sowjet- 
union etwa die Hälfte der in Aussicht genommenen Jahres- 
auftragssumme in Deutschland untergebracht, d. h. Aufträge in 
Höhe von schätzungsweise 250 Millionen RM. Die Summe der 
russischen Bestellungen wird also im Jahre 1932 erheblich hinter 
der Auftragssumme des Vorjahres zurücbleiben. 
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Durch diese vorsichtige Einschätzung der Bestellkapazität 
gibt die Sowjetseite zu erkennen, daß sie nicht daran denkt, für 
ie Zukunft größere Verpflichtungen auf sich zu nehmen, als sie 
unter Zugrundelegung egenwärtigen Exportvolumens zu 
erfüllen in der Lage sein würde. So bedauerlich diese Beschran- 
kung für die deutsche Industrie auch sein mag, so wird sie sich mit 
ihr doch abfinden und abfinden müssen in der Erkenntnis, daß die 
Zahlungsfähigkeit des Kunden bedeutsamer ist als ein großer Auf- 
tragsbestand. Eine vorsichtige Handhabung des Lieferungs- 
geschäftes nach Rußland erscheint auch deshalb geboten, weil 
sonst für eine Sicherstellung der Finanzierung keine Gewähr 
bestehen würde. Sollte es, wie ich dringend hoffe, gelingen, auch 
für die neuen russischen Aufträge die erforderlichen Finanzie- 
rungsmittel zu beschaffen, würde der Rufßland-Ausschuß der 
Deutschen Wirtschaft, der sich dieser Frage mit besonderem 
Interesse annimmt, eine für die deutsche Wirtschaft sehr wichtige 


Aufgabe erfüllt haben. 


UdSSR und die Neue Türkei. 


Von Paul Holzinger, Istanbul (Konstantinopel). 


1. 
Die Freundschaft zwischen dem Neuen Rußland und der 


Neuen Türkei erhält erst auf dem Hintergrund einer nahen Ver- 
pan enheit das richtige Relief. Die ungeheuere Masse Ruf- 
ands hat vor der Revolution wohl auf kein Land so schwer 
ER wie auf die Türkei. Denn mit ihrer ganzen Schwere 
rängte diese Masse zum Ausgang zum „warmen Meer’, zu den 
Meerengen, deren Hüter die Türkei war. Zarjgrad-Konstanti- 
nopel war dabei nur ein Detail, in den Augen so mancher russi- 
scher Staatsmänner ein lästiges Detail, aber unentbehrlich als 
Symbol für die große Menge. 

Soweit die Politik eines Landes von Regimen abhängt, bildet 
die Politik des bolschewistischen Rufland gegenüber der Türkei 
eine effektvolle Antithese zur Politik des zaristischen Rußland. 
Die Politik Sowjetrußlands gegenüber der Türkei ist nur ein 
Teilstück, wenn auch das wichtigste Teilstück in der Politik des 
Neuen Rußland gegenüber den Völkern des Orients. „Laßt uns 
uns zu dem Orient wenden. Der Orient wird uns helfen den Westen 
zu erobern.“ In dieser prägnanten Formel Lenins ist wie in 
einer Nußschale das ganze ursprüngliche Programm des bolsche- 
wistischen Rußland gegenüber den Ländern des Orients ent- 
halten. Der stärkste und vernichtendste Schlag gegen den kapi- 
talistischen Imperialismus wäre nach der bolschewistischen Auf- 
fassung die Verselbständigung der „kolonialen und halbkolo- 
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nialen“ Länder, auf deren Ausbeutung vor allen Dingen die 
Macht Englands, dieses Bollwerks des Kapitalismus, beruhe. Der 
Kampf gegen den Imperialismus, zu dem Lenin in seinem Mani- 
fest vom 17. November 1917 die „unterdrückten und ausgebeute- 
ten, der Selbstbestimmung beraubten, orientalischen Völker“ 
aufruft, war in erster Linie als ein Kampf gegen den englischen 
Imperialismus gedacht. Der Endzweck war wohlverstanden die 
Weltrevolution, aber im Grunde genommen war es zunächst doch 
eine Fortsetzung des historischen Ringens zwischen Rußland und 
England in Asien — nur mit neuen Mitteln. 


Es ist bezeichnend, daf die ersten praktischen Schritte für 
die Herstellung eines Kontakts zwischen Moskau und den Län- 
dern des Orients in der Richtung nach Afghanistan verliefen, 
als eine Art Flankenumgehung Englands, dessen Truppen sich 
immer tiefer in das russische, noch lange nicht ganz bolsche- 
wisierte Turkestan einfiltrierten. Der Weg zu einem Kontakt 
mit Afghanistan wurde jedoch durch Türken geebnet, nicht durch 
kemalistische Türken, sondern durch Jungtiirken, vor allen 
Dingen durch Dschemal Pascha. Über den ersten Plänen hing noch 
der phantastische Dunst von Panislamismus, Panturanismus und 
einer Benen England gerichteten mohammedanischen Liga. Ein 
wenig bekannter Brief des Emirs von Afghanistan, vom neunten 
Kausa 1229 / Anfang Dezember 1920 / datiert (vgl. „The Man- 
chester Guardian“ v. 21. Juli 1921) und an „seine hohe Exzel- 
lenz“ Lenin gerichtet, „den großen und humanen Verteidiger der 
Zivilisation und den aufrichtigen Beschiitzer der orientalischen 
Völker“ illustriert vielleicht am besten, wie die Rolle des Neuen 
Rußland von den Ländern des Orients aufgefaßt wurde. Dieser 
Brief, in dem auch die Vermittlerrolle Dschemal Paschas ge- 
würdigt wurde, war anläfßlih von Paktverhandlungen geschrie- 
ben worden, die zu dem russisch-afghanischen Vertrag vom 
28. Februar 1921 führten, der wohlgemerkt kein gewöhnlicher 
Freundschaftsvertrag, sondern ein Bündnisvertrag war und erst 
im April 1926 in einen Sicherheitsvertrag abgewandelt wurde. 


2. 


Im Beginn der revolutionären Ära in Rußland sollte der 
lodernde Kontsası zwischen der „kapitalistischen Ausbeutungs- 
Be BEBEHUNe: dem Orient und der Politik der Groftmut 
owjetrußlands ohne Zweifel eines der wichtigsten Werbemittel 
gegenüber den orientalischen Völkern sein. Besonders groß- 
zügig konnte sich diese Politik, wenigstens ganz im Anfang, 
pee nuber Persien entfalten, auf dessen Boden das zaristische 
egime eine lange Reihe von Realhypotheken genommen hatte 
(Eisenbahnen, Banken, Olkonzessionen usw.) und auf die beim 
Abschluß des russisch-persischen Vertrags vom 26. Februar 1921, 
ebenso wie auf alle zaristischen Anleihen an Persien, im Betrag 
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von 671% Millionen Rubel, verzichtet wurde. Hinsichtlich der 
Türkei fehlten derartig bedeutende Objekte für eine Geste der 
Großmut. Immerhin wurde auf alle, Merdines nicht mehr sehr 
beträchtlichen, aus früheren Kriegen stammenden finanziellen 
Verpflichtungen der Türkei gegenüber Rußland verzichtet. 

Höher anzuschlagen ist die unentgeltliche, materielle und 
finanzielle Hilfe, die Rußland der Türkei während ihres Befrei- 
ungskampfes erwies und die keinem Bündnisvertrag entsprang. 
Munition, Kriegsmaterial und Gold, das mindestens auf drei bis 
fünf Millionen türkische Goldpfunde geschätzt wird, wurde der 
Türkei geliefert. Dazu kam die Abtretung von russischen, mili- 
tärisch so wichtigen Gebieten, wie Ardahan, Artwin und Kars, 
dem strategischen Schlüssel zum Kaukasus, mit einigen kurzen 
Fisenbahnstrecken und einem Netzwerk von hauptsächlich mili- 
tärischen Chausseen, den besten in Transkaukasien, in einer 
Gesamtlänge von 1263 Werst. Die Verhältnisse, unter denen 
dies geschah und die Verträge von Moskau und Kars am 16. Marz 
und am 13. Oktober zustande kamen, sollen hier nicht erörtert 
werden. Sie lagen so, daR diese Gebietsabtretung von Sowjet- 
rußland als ein Akt der Großmut gegenüber einer prientaliscien 
Macht interpretiert werden konnte. 

Diese Gebietsabtretung . shwächte vor allen Dingen 
Armenien und lieferte den Schlüssel zum Kaukasus der Türkei 
aus. Demgegenüber wurden trotz aller Freundschaft sofort Vor- 
sichtsmaßregeln ergriffen, wobei bezeichnenderweise das arme- 
nische Element eine hervorragende Rolle spielt. Freilich nicht 
im aggressiven Sinn, wie während des Zarismus, sondern im 
defensiven Sinn. Es wurde alles getan, um zwischen Alexan- 
dropol und dem Araxes, im autonomen Gebiet von Karabagh, 
durch Ansiedlung von Armeniern die dortige, sozusagen zweite 
armenische Republik zu verstärken und zwischen das turko- 
tatarische Azerbeidschan und die Türkei einen armenischen 
Isolierungsgürtel zu legen. Dieser Gürtel wird durch russische 
Ansiedlungen bis zum Kaspischen Meer verlängert. Batum, das 
handelspolitisch die wichtigste Stadt Tone ist, denn 
es beherrscht den bequemsten Transitweg nach Persien, erhielt 
die Türkei nicht. Nach den Verträgen von 1921 erhielt sie jedoch 
das unbegrenzte freie Transitrecht über Batum. Dieses Transit- 
recht wurde durch innere Verordnungen hinsichtlich des Hafens 
von Batum illusorisch gemacht und die der Türkei abgetretenen 
Gebiete, die für ihren Absatz auf Batum angewiesen sind — so 
z. B. haben die großen Kupferbergwerke, deutsche und englische, 
alle schließen müssen — wurden wirtschaftlich wesentlich ent- 
wertet. 


3. 
Die Freundschaft zwischen Sowjetrußland und der Türkei 
war, wie die Staatsmänner beider Länder bei jeder Gelegenheit 
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auch später betonten, in eıner für beide Länder dunklen und 
kritishen Stunde einer akuten Interessengemeinschaft ent- 
sprossen. Beide Länder erblickten in England, als dem spiritus 
rector der gegen sie entfesselten Angriffe, ihren Hauptgegner 
und beide Länder kämpften — die Türkei direkt und Ruß and 
indirekt — gegen den Sévres-Vertrag, der die Türkei zer- 
stückelte, die Meerengen bedingungslos der englischen Flotte 
auslieferte und somit den Süden Rußlands einer ständigen Be- 
drohung aussetzte. Diese Interessengemeinschaft war nach dem 
L.ausannevertrag im Jahre 1923 auf dem Punkt, sich wesentlich 
zu lockern. Durch den Mossulentscheid des Völkerbundrats, der, 
gegen alles Erwarten der Türkei, zugunsten Englands ausfiel, 
wurde diese Interessengemeinschaft von neuem auf das wirk- 
samste zementiert. Zwei Tage nach dem Mossulentscheid, am 
17. Dezember 1925, wurde zwischen der Türkei und Rußland in 
Paris der erste Sicherheitsvertrag unterzeichnet, der zur Grund- 
lage der ferneren Beziehungen zwischen den beiden Ländern 
wurde und die Ära der sogenannten Sicherheitsverträge auch 
mit anderen Ländern, vor allen Dingen den orientalischen, er- 
öffnete. Dem russisch-türkischen Sicherheitsvertrag folgten in 
rascher Reihenfolge beinahe identische Verträge zwischen Ruß- 
land einerseits und Afghanistan und Persien andererseits, 
zwischen der Türkei einerseits und Afghanistan und Persien 
andererseits — wobei im Fall Afghanistans der Typ eines 
„Zusammenarbeitsvertrages“ gewählt wurde, ein Typ, der im 
Jahr 1932 auf Persien ausgedehnt wurde. Auch zwischen Per- 
sien und Afghanistan wurde ein Sicherheitsvertrag abgeschlossen. 

Alle diese Verträge, die später durch Zusatzprotokolle ver- 
stärkt wurden, sind jedoch individuell geblieben. Ein Dach- 
vertrag oder überhaupt eine Klammer, die die asiatischen Länder 
unter der Ägide Rußlands zu einem „Block“ zusammengefaßt 
und das Phantom einer „asiatischen Völkerliga“, von der eine 
Zeitlang so viel die Rede war, der Wirklichkeit nahe gebracht 
hätte, ist nicht zustande gekommen. Ob dies Nichtzustande- 
kommen für die Moskauer Politik im gegebenen Zeitpunkt eine 
Enttäuschung war, ist schwer zu sagen. Worauf es Moskau wohl 
zurzeit ankam, war, eine Westorientierung der Staaten des nahen 
und mittleren Ostens zu verhindern, eine Orientierung, die eine 
Verlängerung der kapitalistischen Front längs der asiatischen 
Siidgrenze Rufllands erleichtert hatte. Im Grunde genommen 
war das ganze System der Sicherheitsverträge ein Defensiv- 
system, dessen weitere Entwicklung zu einer aggressiven Spitze 
einer ferneren Zukunft vorbehalten blieb. Ob man dabei auch 
damit genügend gerechnet hatte, daß der elementare nationale 
Selbständigkeitsdrang der orientalischen Völker, einmal in Be- 
wegung gebracht, auch bei Moskau nicht haltmachen würde, 
ist eine andere Frage. 
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Wenn Sowjetrußland der Türkei in Asien als einer Art 
Schrittmacher freie Hand ließ, eine orientalische Interessen- 
gemeinschaft, wenn auch vorläufig auf nationaler Grundlage, 
als einen künftigen, eventuellen Kampffaktor gegen den 
westeuropäischen Imperialismus auszubauen und zu kräftigen. 
so fehlte es nicht an Versuchen diplomatischer und vertraglicher 
Art, die europäische Politik der Türkei zu beeinflussen. Wie 
im Osten das bolschewistische Moskau, so wurde im Westen das 
ee: Rom der Stützpunkt für die Achse der türkischen 

olitik. 

Die unmittelbar aufeinander folgenden kürzlichen Reisen 
Ismet Paschas nach Moskau und nach Rom haben dies noch ein- 
mal vor der Welt bekundet. Daf der Stützpunkt für die tür- 
kische Politik im östlichen Mittelmeerbecken gerade im moskau- 
freundlichen Rom und nicht wo anders liegt, in Rom, das unter 
den ersten war, die Sowjetrufland anerkannt und mit ihm Ver- 
träge abgeschlossen haben, ist für die Moskauer Politik ohne 
Zweifel noch die annehmbarste Kombination. Außerdem gibt 
die strikt neutrale Haltung, die die Türkei in ihren inter- 
nationalen Berührungen, sowohl in Asien, als in Europa zu 
wahren gewußt hat, Sowjetrußland wenig Anlaf zu Befiirch- 
tungen irgendwelcher Art, um so mehr, da die Türkei für eine 
erfolgreiche Entfaltung ihrer Außenpolitik, aller Berechnung 
nach, auf die breite Basis, die ihr die Rückendeckung durch Ruß- 
land verschafft, angewiesen ist. 

Trotz alledem — und dies ist ebenfalls ein bezeichnender 
kleiner Strich in den Beziehungen beider Länder — hatte es 
Sowjetrußland doch für nötig erachtet, bei der Erneuerung des 
Pariser Vertrags von 1925, die im Jahr 1929 während des Be- 
suches Karachans in Angora erfolgte, ein Protokoll hinzuzufügen, 
das die Türkei im Abschluß von politischen Verträgen in einer 

ewissen Weise beschränkte. Diese Beschränkung äußert sich 
arin, daß der Abschluß von politischen Verträgen mit den 
„Nachbarländern“ des Vertragspartners von einer Verständigung 
mit dem Partner abhängig gemacht wurde. Praktisch war die 
Verpflichtung einseitig, denn unter den Nachbarländern waren 
ausschließlich die Nachbarn Ruflands — Rumänien und Polen — 
gemeint, deren gespannte Beziehungen zu Sowjetrußland bekannt 
sind. Die Türkei Mee kurz vorher im Frühjahr 1929, außer mit 
Bulgarien, auch mit Ungarn einen Neutralitätsvertrag abge- 
schlossen, und Sowjetrußland befürchtete offenbar eine mögliche 
Entwicklung des Vertragssystems in der Richtung nach Rumänien 
und Polen. Auch die Balkanpolitik der Türkei, insoweit sie 
eine Balkanunion befiirwortet, Da einigermaßen Sow- 
jetrußland. Denn es wird befürchtet, daß ein Balkanbund, der 
eo und Rumänien einschließen würde, leicht ein An- 
ängsel der kleinen Entente und eine Verlängerung des von 
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Frankreich im Südosten Europas ausgeführten Walles gegen 
Sowjetruflland werden könnte. Der Besuch Litwinows in Angora 
im Oktober 1931 soll unter anderem auch den Zweck verfolgt 
haben, den nach Sowjetrußlands Meinung allzu großen und eher 
französisch gefärbten Einfluß Venizelos in der türkischen Bal- 
kanpolitik abzuschwächen. Von diesem Standpunkt aus wäre 
für Moskau eine größere Aktivierung der italienischen Politik 
gegenüber der Türkei sogar erwünscht. 


5. 


Die Flottenpolitik im Schwarzen Meer war stets eines der 
wichtigsten Kapitel in den Beziehungen zwischen Rußland und 
der Türkei. Die Flottenpolitik des zaristischen Rußlands war 
mit ihrer ganzen Wucht gegen die Türkei gerichtet und zwang 
sie zu entsprechenden Gegenriistungen. Es war ein ausge- 
sprochener Wettlauf um die Suprematie im Schwarzen Meer, 
wobei Rußland in den letzten Jahren vor dem Weltkrieg und 
während des Weltkriegs einen großen Vorsprung erreicht hatte. 
Nach dem 'Vorkriegs-Flottenprogramm hat Rußland seine 
Schwarze-Meer-Flotte bis 1915 durch drei Dreadnoughts — Impe- 
ratritza Maria, Alexander der Dritte, Katharina die Zweite — 
und im Jahr 1917 mit einem vierten Dreadnought verstärkt. 
Außerdem sind zwei Schlachtkreuzer und acht Torpedoboots- 
zerstörer erbaut worden. Diesem Programm setzte die Türkei 
ein nie ausgeführtes Programm von sechs Dreadnoughts und 
zwölf Torpedobootflotillen entgegen. Als Rußland während des 
Weltkriegs die Aussicht erhielt, io Meerengen unter seine voll- 
ständige Kontrolle zu bringen, und das Schwarze Meer das wich- 
tigste Ausfalltor seiner Weltpolitik werden sollte, wurde ein 
Flotten-Programm aufgestellt, das bis zum Jahr 1922 ausgeführt 
werden sollte, und demzufolge sich im Schwarzen Meer eine 
russische Flotte von acht Dreadnoughts, sechzehn Kreuzern, vier- 
undsechzig Torpedobootszerstörern (acht Geschwader zu je acht 
Fahrzeugen) usw. befunden hätte. Es ist anders gekommen. 
Von den früher vorhandenen vier Dreadnoughts sind drei ver- 
senkt worden und der vierte ist mit den restlichen Kreuzern 
nach Bizerta in die Verbannung gegangen. Das Flotten- 
programm, das eine russische Weltpolitik vom Schwarzen Meer 
aus, das für Rußland nicht mehr ein „mare clausum“ bleiben 
sollte, eingeleitet hätte, ist im Brand der Revolution in Rauch 
aufgegangen. 

Doch die Regime wechseln, aber die immanenten Aspi- 
rationen eines Landes bleiben. 

Sowjetrußland hat die Meerengenkonvention von 1923, die 
es von Jordansky in Rom unterzeichnen ließ, nicht ratifiziert — 
wenn es sie auch praktisch anerkennt und unter anderem der 
Meerengenkommission, allerdings nicht direkt, sondern durch 
den Kanal der Sowjetbotschaft in Angora die in der Konvention 
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vorgesehenen Flottenstatistiken zustellt. Das bolschewistische 
Rußland hat die Meerengenkonvention nicht ratifiziert, weil es 
ebenso wie das zaristische Rußland unter der Freiheit der Meer- 
engen nicht eine Freiheit versteht, die sich auch auf fremde Flot- 
ten erstreckt, die aus anderen Meeren kommend die verwund- 
barste Stelle Ruflands, seinen Süden, bedrohen könnten. 


Durch die Meerengenkonvention von 1923 hat Rußland trotz 
allem, wenn auch nicht in der erträumten Weise, einen Zugang 
zum „warmen Meer“ erhalten und das Schwarze Meer ist zu 
einem Zipfel des Mittelmeers geworden. Die Durchfahrt von 
Kriegsschiffen durch die Meerengen ist frei, sowohl in Kriegs- 
zeiten — so lange die Türkei neutral ist — als auch in Friedens- 
zeiten, im letzteren Falle mit einer gewissen Begrenzung der 
Gesamtflottenstärke, die eine einzelne Macht, die kein Ufer- 
staat des Schwarzen Meeres ist, dahin entsenden kann. Dank 
diesem neuen Regime kann Rußland beliebige Verschiebungen 
zwischen seiner Östseeflotte und seiner Schwarze-Meer-Flotte an- 
stellen. So wurde im Januar 1930 der russische Superdreadnought 
„Parishskaja Kommuna“ und der Kreuzer „Profintern“ aus dem 
Baltischen Meer in das Schwarze Meer geschickt. Entsprechend 
dem neuen Meerengenregime passierten die Schiffe ohne jede 
Voranmeldung oder sonstige besondere Formalität die Meer- 
engen und erregten, wohl wegen der Neuheit des Vorgangs. in 
einem Teil der Weltpresse die merkwürdigsten Kommentare. 


Das Bezeichnende und Interessante an der Angelegenheit 
war nur der Zeitpunkt, in dem die russischen Schiffe ins 
Schwarze Meer geschickt wurden. Denn er fällt mit der Ein- 
reihung des wiederhergestellten „Yavuz Sultan Selim (ex-Goeben, 
23000 t) in die türkische Flotte zusammen. Ganz ebenso wie in 
der Ägäis hätte dieses Schiff der Türkei im Schwarzen Meer 
eine gewisse Flottensuprematie gewährt. Die „Parishskaja Kom- 
muna“ (26000 t) ist ein wenig größer als der „Yavuz“ und wenn 
sie nicht so schnell ist, so hat sie die stärkere Bestückung. Die 
Suprematie der russischen Flotte im Schwarzen Meer ist durch 
die gleichzeitige Überführung des geschützten Kreuzers ,,Profin- 
tern“ (6800 t) noch mehr zum Ausdruck gekommen und wird 
durch Bauten auf den russischen Werften im Schwarzen Meer noch 
weiter verstärkt. Bald nachdem es sich herausstellte, daß die 
„Parishskaja Kommuna“ nicht, wie es anfangs hieß, nur vorüber- 
gehend ins Schwarze Meer gekommen war, sondern in die rus- 
sische Schwarze-Meer-Flotte eingereiht war, wurde auf Drängen 
der Türkei ein dem türkisch-griehischen Marineabkommen 
nachgebildetes Marineprotokoll im März 1931 unterzeichnet. Dies 
Protokoll, das nicht viel besagt, schreibt den Partnern vor, sich 
egenseitig sechs Monate vor der Ausführung einer geplanten 
Ploitenverslarkung von diesen Plänen in Kenntnis zu setzen. Das 
Protokoll wurde wie auch der im Dezember 1929 erneuerte 
Pariser Sicherheitsvertrag mit seinen Protokollen während des 
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Besuches von Litwinow in Angora, im Oktober 1931, auf weitere 
fünf Jahre verlängert. Die geographische Lage der Türkei macht 
sie geopolitish zu einem der wichtigsten Gebiete der Erde. 
Gewißft, die Meerengen sind neutralisiert, aber im Ernstfall ist 
es trotzdem durchaus nicht einerlei, wer die Türkei auf seiner 
Seite haben wird. Die Türkei hat nicht die Kontrolle über die 
Meerengen behalten. Aber auch die Meerengenkonvention von 
1923 konnte nicht die geographische Gegebenheit, daß die Türkei 
an den Meerengen sitzt, ignorieren und mußte ihr das Recht ein- 
räumen, im F all eines Krieges, den sie führen sollte, die Meer- 
engen für feindliche Schiffe auf jede in ihren Kräften stehende 
Weise unpassierbar zu machen. Dies macht die Türkei jedenfalls 
zu einem wertvollen Verbündeten. 

Die beharrlichen, wenn auch vorsichtigen Bemühungen Eng- 
lands um die Türkei setzten gleich nach der Einigung in der 
Mossulfrage im Jahr 1926 ein und fanden im Herbst 1929 in dem 
groben englischen Flottenbesuch in Konstantinopel einen recht 
ebhaften Ausdruck. Der Geschwaderchef Admiral Field fuhr 
nach Angora und wurde von Kemal Pascha in einer vier Stunden 
währenden Audienz empfangen. Die in allen nicht vitalen Fragen 
äußerst nachgiebige und milde, dem türkischen Nationalgefühl 
schmeichelnde Politik Englands — noch neulich wurde vom eng- 
lischen Botschafter in Angora dem Ghasi ein englisches General- 
stabswerk über die Dardanellenkampagne mit einer beinahe 
überschwenglichen Widmung üherreicht — wird begreiflicher- 
weise von Sowjetrußland mit dem größten Miffbehagen verfolgt, 
wird doch England von ihm als der spiritus rector aller poli- 
tischen Kombinationen angesehen, die geeignet wären, die Tür- 
kei von Sowjetrußland, wenn nicht zu lösen, so doch soweit wie 
möglich zu entfernen. Es ist ein stiller, aber zäher Kampf um die 
Türkei. 

In diesem Schwebezustand der Türkei zwischen Ost und 
West werden die westlichen Anziehungskräfte im Völkerbund, 
als der symbolisierten Synthese westlicher Interessen, sozusagen 
sublimiert. Der Völkerbund ist zu gleicher Zeit die symbolisierte 
Antithese zu Moskau. Voll Peripathien ist das Verhalten der 
Türkei zum Völkerbund, der sie Bald abstöftt, bald anzieht und 
jetzt aufzunehmen sich entschloß und den sie bei verschie- 
denen Gelegenheiten als eine wichtige Karte in ihrem diplo- 
matischen Spiel benutzt. Als die Türkei unter dem enttäuschen- 
den Eindruck des Mossulentscheids den Pariser Vertrag im De- 
zember 1925 abschlof, schien es, daß sie die Tür zum Völkerbund 
zugeworfen hatte. Aber schon gleich nach der Mossuleinigung, 
im Juni 1926, beginnen türkische Sondierungen in Genf, die 
Tschitscherin veranlassen, im Herbst desselben Jahres mit Tevfik 
Ruschdi Bey in Odessa Rücksprache zu nehmen. Während der 
Europasitzung des Völkerbundes im September 1930, zu der die 
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Bey nach Moskau und es erfolgt ein neuer, demonstrativ kor- 
dialer Handedruck. Nach der Anregung, die Venizelos im Früh- 
herbst 1931 gegeniiber Tevfik Ruschdi Bey macht, einen halb- 
ständigen Ratssitz für eine Balkangruppe, Griechenland—Tiir- 
kei—Bulgarien, zu beanspruchen, findet im Oktober desselben 
ae der bereits erwähnte Besuch Litwinows in Angora statt. 

nd am Vorabend der Reise Ismet Paschas im Mai dieses Jahres 
nach Moskau veröffentlicht die türkische amtliche Telegraphen- 
de eine Ankündigung, daß der Beitritt der Türkei zum 

ölkerbund in Bälde, wahrscheinlich im September dieses 
Jahres, bevorstehe. 

Diese Ankündigung, die in ungewöhnlich kategorischer Form 
erfolgte, wurde verschieden gedeutet. Als eine Beruhigungsgeste 
Beer West-Europa, das durch die Moskauer Reise Ismet 

aschas beunruhigt sein könnte, oder als ein Versuch eines Druk- 
kes auf Moskau, mit dem wichtige, vor allen Dingen finanziell- 
wirtschaftliche Besprechungen bevorstanden. Es scheint, daß in 
dieser akuten Krisenzeit hauptsächlich finanziell-wirtschaftliche 
Beweggründe die völkerbundsfreundlihe Stimmung Angoras 
bestimmten. Vertragsmäßig liegen nach der türkischen Auffas- 
sung keine Hindernisse zu einem Beitritt der Türkei zum Völ- 
kerbund vor. Nach dieser Auffassung könnte die Vertragsklausel, 
die jede Beteiligung an irgendeiner gegen einen der Partner 
gerichteten politischen oder wirtschaftlichen Aktion untersagt 
und die somit die Türkei im Fall ihres Beitritts zum Völkerbund. 
unter Umständen, in einen Konflikt mit dem Art. 16 des Völker- 
bunds bringen könnte, durch einige Vorbehalte im Rahmen des 
Völkerbundsstatuts neutralisiert werden. Übrigens haben, wie 
man weiß, verschiedene Staaten, obwohl sie Mitglieder des Val- 
kerbunds sind, wie z. B. Italien und Bulgarien, in ihren Neutra- 
litätsverträgen mit der Türkei ebenfalls Verpflichtungen der 
Nichtbeteiligung an gegen den Vertragspartner gerichteten 
Aktionen übernommen, die sehr wohl in die Sphäre des Völker- 
bundes fallen könnten. 

Jene Ankündigung über den Beitritt der Türkei zum Völker- 
bund hat sich bewahrheitet. Er ist nach einem freundschaftlichen 
Meinungsaustausch mit Moskau erfolgt, das diesen Schritt, der 
sich seit langem vorbereitet hatte, wie es heißt, nicht billigen, aber 
auch nicht verhindern konnte. Eine Änderung der türkischen 
Politik, ein Abrücken von Moskau, als der großen Rücken- 
deckung, bedeutet der Beitritt der Türkei zum Völkerbund jeden- 
falls nicht, wohl aber eine neue Etappe in der Emanzipierung der 
türkischen Politik. 

Ismet Pascha hat in einer seiner Moskauer Reden das, wie 
er sagte, so oft als merkwürdig bezeichnete Phänomen einer 
engen Freundschaft zwischen zwei Ländern, die ein einander 
entgegengesetztes Staatssystem besitzen, durch ein einziges Wort 
erklären wollen, durch das Wort „Interessengemeinschaft“. In 
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der Außenpolitik sind die entgegengesetzten Systeme der inne- 
ren Organisation zweier Länder kein Hindernis für die Zu- 
sammenarbeit, denn die Politik operiert mit Machtkoeffizienten 
und Machtpotentialen, die bis zu einem gewissen Grade und bis 
zu einem en Zeitpunkt Abstraktionen sind. Die Reibungen 
der einander entgegengesetzten Systeme beginnen erst bei der 
Berührung mit dem praktischen Leben, mit dem Alltagsleben, 
wie dies vor allen Dingen auf dem Wirtschaftsgebiet geschieht. 
Die große Enttäuschung der Türkei über die Entwicklung ihrer 
Wirtschaftsbeziehungen mit Sowjetrufland hatte Ismet Pascha 
während seines Moskauer Aufenthalts in seiner Ansprache, die 
er in der Leningrader Handelskammer vor den Sowjetwirt- 
schaftsführern hielt, in der offensten und, man kann sagen, in 
der herbsten Weise zum Ausdruck gebracht. 


Die schweren Enttäuschungen über die Handelspolitik Sow- 
jetruflands der Türkei sowchl wie Persien Ser nüber und den 
übrigen orientalischen Ländern, scheinen auf den ersten Blick 
Di Denn gerade auf dem Wirtschaftsgebiet hätte sich die 
otschaft der Großmut, die das revolutionäre Rufland im Gegen- 
satz zur „Ausbeutungspolitik" der kapitalistischen und imperia- 
listischen Länder den orientalischen Ländern verkündet hatte, 
am augenfälligsten auswirken können. An und für sich hatte 
Sowjetrufland gleich von Anfang an in seinem Handelsvertrags- 
system den orientalischen Ländern eine privilegierte Position 
eingeräumt. Abgesehen davon, daß diesen Ländern gegenüber 
ein ermaftigter Zolltarif, der sogenannte asiatische Zolltarif, an- 
nn wurde, hatte Sowjetrußland für sie einen spezifischen 
yp von Handelsverträgen geschaffen, den Typ der sogenannten 
„Nettobilanzverträge“. Diese Art Verträge sollten den Ländern 
des Orients in ihrem Handelsverkehr mit Rußland eine Parität 
in der gegenseitigen Ein- und Ausfuhr gewährleisten, der Privat- 
handelsinitiative dieser Länder in Rußland ein gewisses Feld 
eröffnen und zugleich als ein Mittel dienen, diese Länder so viel 
wie möglich aus dem Einflußbereich der westeuropäischen Wirt- 
schaft zu lösen und mit der Wirtschaft Sowjetrußlands zu ver- 
knüpfen. 
em Prinzip dieser Parität wurde offenbar durch die Erfor- 
dernisse des „Fünfjahrplans“ der heftigste Stoß versetzt, denn 
die russische Ausfuhr mußte auf jede Weise forciert werden und 
für gewisse Erzeugnisse — Industrieerzeugnisse — konnte dies 
nur nach dem Osten hin geschehen. So kam es, daß die Handels- 
bilanz der Türkei gegenüber Rußland, ganz ähnlich wie die- 
jenige Persiens, schon in den nächstfolgenden Jahren nach dem 
Abschluß des ersten russisch-türkischen Handelsvertrags im März 
1927 — der russisch-persische Handelsvertrag wurde im Oktober 
desselben Jahres abgeschlossen — stark passiv wurde und der 
Wert der jährlichen russischen Einfuhr ae der Tiirkei ungefahr 
das Doppelte von dem Wert der tiirkischen Ausfuhr nach der 
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Sowjetunion betrug (zwölf Millionen türkishe Pfund gegen 
sechseinhalb Millionen). 

Die schwersten Enttäuschungen, die jedoch die Türkei und 
Persien im Handelsverkehr mit Sowjetrußland erlebten, betref- 
fen den direkten Handel ihrer Kaufleute mit Sowjetrußland. Es 
soll damit nicht man werden, daß Sowjetrußland dem Privat- 
handel, auf dem die Türkei und Persien stets bestanden, absicht- 
lih Hindernisse in den Weg warf, um ihn zu ruinieren. Wahr- 
scheinlich wirkten sich hier nur die immanenten Eigentümlich- 
keiten des dem Privathandel entgegengesetzten sowjetischen 
Handelssystems aus. Aber in derselben Richtung, nämlich der 
Ausschaltung der türkischen und persischen Privatinitiative im 
Handelsverkehr mit Rußland, arbeitete auch die sowjetrussische 
Methode in beiden Ländern, gemischte, d. h. russisch-türkische 
und russisch-persische Gesellediaflen für den Handel mit Ruf- 
land zu organisieren, die dann durch ihre Kapitalsunterlage ein- 
seitig russisch wurden und, wenn es nötig war, aufgelöst wur- 
den, wobei ihre Funktionen auf die amtlichen sowjetrussischen 
Handelsstellen in diesen Ländern übergingen. 


Persien hat sih den Widerwärtigkeiten, die ihm im Handel 
mit Rußland aus der Ungleichheit der Handelssysteme der beiden 
Länder erwuchsen, dadurch entziehen wollen, daß es sein System 
dem russischen angepaßt und ebenfalls ein staatliches Außen- 
handelsmonopol bei sich eingeführt hat. Die Türkei hat in der 
Weise kapituliert, daß sie auf den direkten Handel ihrer Kauf- 
leute mit Rußland einfach verzichtete und darauf einging, daf 
der gesamte Handel mit Rußland, sowohl die ganze Einfuhr da- 
hin, als die ganze Ausfuhr von dort, in den Händen der sowjet- 
russischen Handelsstellen konzentriert wurde. Damit werden 
die ae (apse und beinahe ununterbrochenen Reibungen auf 
dem Handelsgebiet, die zu Zeiten die politischen Beziehungen 
beider Länder zu beeinflussen drohten, jedenfalls zu einem 
großen Teil beseitigt werden, aber es ist Klar daß die Handels- 
initiative ganz in die Hände Sowjetrußlands übergegangen ist. 
Die formale Besiegelung dieser Entwicklung wurde von Ka- 
rachan während seines Besuches in Angora im Dezember 1929, 
dank gewissen finanziellen Hilfeleistungen, vorbereitet, und durch 
den russisch-türkischen Handelsvertrag vom 11. März 1931 aus 
einem provisorischen in einen ständigen Zustand umgewandelt. 

Das Privileg der Türkei, als eines orientalischen Landes, in 
einem gewissen Prozentsatz freien Handel mit Sowjetrufland 
treiben zu können, ist somit annulliert und die Türkei durch eine 
Vergrößerung des Einfuhrkontingents nach Ruflland kompensiert 
worden. Der Vertrag von 1931 reiht sich in seinen Grundzügen, 
ähnlich wie der Vertrag mit Persien, der im Oktober desselben 
Jahres abgeschlossen wurde und durch den sich Sowjetruftland 
eine prädominierende Stellung im persischen Handelsverkehr zu 
wahren wußte, den gewöhnlichen Sowjet-Handelsverträgen auf 
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der Basis der Meistbegünstigung an. Allerdings räumt der rus- 
sisch-persische Vertra ersischen Privatkaufleuten das Recht 
ein, Waren nach Ruffland einzuführen, aber durch den Zwang, 
die Waren jenseits der Grenze durch das Organ für den Handel 
mit dem nahen Osten des Auffenhandelskommissariats, „Blish- 
wostgostorg“, absetzen zu müssen, ist dies Recht rein fiktiv. Die 
Frage des Transits über Batum, die ein Vermächtnis aus der 
zaristischen Zeit ist und die trotz aller Änderung in der Transit- 
politik auch in der Hand Sowjetrußlands ein Druckmittel gegen- 
über Persien bildet, hat auch im letzten russisch-persischen Han- 
delsvertrag nur eine begrenzte Lösung gefunden. Der Türkei, 
deren von Rußland erworbene Gebiete ebenfalls auf Batum als 
Umschlagshafen angewiesen sind, ist die Benutzung des Batu- 
mer Hafens, die bekanntlich durch die Verträge von Moskau 
und Kars der Türkei zugestanden war, durch den Handelsvertrag 
von 1931 von neuem verbrieft worden. Es ist jedoch anzuneh- 
men, daß auch jetzt Theorie und Praxis nicht Hand in Hand 
gehen und die türkischen Klagen, daß der Handelsvertrag nicht 
eingehalten werde, und die bereits erwähnten Auslassungen Is- 
met Paschas in Leningrad scheinen sich ganz besonders auf den 
Transit über Batum zu beziehen. 

Diesen kurzen Überblik über das Verhältnis Sowjet- 
ruflands und der Türkei zueinander mögen einige wenige 
Worte über ihre kulturellen Beziehungen abschließen. Denn 
viel ist darüber nicht zu sagen. Es ist klar, daß die diametral 
entgegengesetzte Ideologie, die beiden Staatssystemen zu Grunde 
liegt, gerade auf kulturellem Gebiet schon aus Gründen der 
Selbsterhaltung sich als das größte Hindernis auswirkt. In der 
letzten Zeit, besonders seit der Rußlandreise Ismet Paschas, kann 
man vielleicht von einem gewissen ideologischen Einfluß Sowjet- 
rußlands auf die Türkei auf wirtschaftlihem Gebiet sprechen. 
Jedenfalls scheint die staatskapitalistische Idee in der Türkei 
— Aufbau einer Staatsindustrie mit hauptsächlih von Moskau 
auf Kredit gelieferten Maschinen, neue Monopole u. a. — einen 
starken Aufschwung genommen zu haben. 


Auf kulturellem Gebiet liegen die Dinge anders. Es ist 
unter anderem bezeichnend, daß die ehemaligen russischen kul- 
turellen Institutionen in der Türkei, vor allen Dingen in 
Konstantinopel, die russische Schule, das russische Krankenhaus 
und das russische Archäologische Institut von der Sowjetregie- 
rung nicht erneuert wurden, wofür wohl türkische interne Gründe 
maf ebend waren. Die Türkei will sih auf jede Weise gegen 
mögliche Keimzellen einer kommunistischen Propaganda 
schließen, daß ihr dies aber, trotz aller, man kann sagen, dra- 
konisher Maffregeln nicht gelingt, zeigen die unauthörlichen 
Kommunistenprozesse. 

Der kulturelle Einfluß Sowjetrufflands ist nicht leicht von 


seiner kommunistischen Propaganda zu sondern und so lange 
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dies der Fall ist, wird sich ihm die Türkei auf jede Weise ent- 
gegenstemmen. Die kommunistische Propaganda, die, wie dem 
auch sei, als von Moskau genährt gilt, und über die sich Angora 
wiederholt bei Moskau, wenn auch in einer sehr freundschaft- 
lichen Weise, beschwert hat, bildet für die Türkei, zusammen 
mit den Unzulänglichkeiten der wirtschaftlichen Beziehungen, 
die Dornen, die neben den Rosen ihrer politischen Zusammen- 
arbeit mit Sowjetrußland stehen. 


Wirtschaftslage der Sowjetunion 
im Sommer 1932. 
Von Otto Auhagen. 


Das hervorstechendste Merkmal der jetzigen wirtschaftlichen 
Lage Rußtlands, das kein Berichterstatter verschweigen darf, ist 
die Hungersnot, die in großen Teilen des Reiches herrscht. Sie 
ist die Folge der 1927 eingeschlagenen Politik und bildet die 
Kehrseite der erstaunlichen Leistungen auf industriellem Gebiet. 
Ungünstige Witterung hat zweifellos die vorjährige Ernte be- 
einträchtigt; die Hauptschuld aber fallt auf die überstürzte 
Sozialisierung der Landwirtschaft und auf das Bestreben, dem 
Dorf einen möglichst großen Teil seiner Erzeugnisse zu niedrigen 
Preisen abzupressen. Die Getreideernte ist 1951 noch geringer 
ausgefallen, als Krinizkij im Februar angab (vgl. meinen Auf- 
satz im Märzheft S. 330); damals wurde mit einer Durchschnitts- 
ernte von 7,5 dz je Hektar gerechnet. Jetzt teilt der Chef der 
volkswirtschaftlichen Statistik Ossinskij mit (Prawda v. 5. Juli). 
daft der vorjährige Hektarertrag nach neuester Berechnung sich 
unter 6,8 dz gehalten habe. Danach ergibt sich eine Gesamt- 
erntemenge von 707, 2 Mill. dz. Abgenommen wurde der Land- 
wirtschaft noch etwas mehr Getreide als im Vorjahr, nämlich 
229,5 Mill. dz (Prawda vom 7. Mai), so daß dem Dorfe nur 
477,7 Mill. dz verblieben gegen 658,3 Mill. dz nach der Getreide- 
Futter-Bilanz von 1927/28 bei einer um 7 Millionen geringeren 
Bevölkerung und gegen 837,6 Mill. dz, die der Fünfjahrplan dem 
Dorfe für das Schlußjahr versprach. Diese Politik hat es der 
la ung ermöglicht, die Getreideausfuhr 1931 auf die 
Rekordziffer von 5,2 Mill. dz zu bringen. Wie der seit Jahren 
bestehende und fortgesetzt verschärfte Mangel an Brot- und 
Futtergetreide im Dorfe neben den bekannten übrigen Ursachen 
dazu beigetragen hat, den Grundstock der bäuerlichen Viehzucht 
zu vermindern und die Aufzuct von Jungvieh auf das äußerste 
einzuschränken, wurde von mir im Aprilheft (S. 394 ff.) hervor- 
gehoben. Der Bestand an Vieh und Pferden ist jetzt im Ver- 
gleich zu 1928 zweifellos weit unter die Hälfte gesunken; der 
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normale Bedarf der Stadt an Fleisch, Milch usw. kann in diesem 
pane, wie aus meinen Ausführungen auf S. 401 hervorgeht, 

öchstens zum vierten Teil werden. Weit schlimmer 
aber als in der Stadt leidet die Landbevölkerung unter dem 
Nahrungsmangel. Hungersnot im vollen Sinne des Wortes 
herrscht in groften Teilen der Ukraine, im Unter-Wolga-Gau, in 
Westsibirien und Kasakstan. Aus vielen Hungerbezirken wird 
beriditet, daß die Menschen in ihrer äußersten Not sich von 
Pferdekadavern nähren; in der deutschen Wolga-Republik haben 
sich infolgedessen viele an Rotz angesteckt. Ich habe 1901/02 in 
Sibirien schwere Hungersnot erlebt und mir selbst in den 
Hungergebieten Typhus zugezogen; auch damals krepierten 
zahlreiche Pferde, aber nirgends war die Not so groß, daß man 
zu Kadavern gegriffen hätte. Besonders furchtbar ist heute das 
Los des Kirgisenvolkes. Der Staat hat ihm in den letzten Jahren 
den größten Teil des Viehs und damit die zuverlässigste Grund- 
lage seiner Existenz weggenommen; die großenteils neue Acker- 
wirtschaft erlitt 1931 einen Fehlschlag, und die Folge ist eine 
Hungersnot, die vor allem in den inneren Teilen der Kirgisen- 
steppe ungezählte Tausende dem Tode überliefert hat. Zuver- 
lässige Berichte erwecken den Eindruck, als ob die letzten Jahre 
die Kraft dieses einst so robusten, selbstbewußten Volkes ge- 
brochen haben. 

Nahrungsmangel und Hoffnungslosigkeit des jetzigen Land- 
lebens haben Hunderttausende von kollektivierten und nicht- 
kollektivierten bäuerlichen Familien dazu getrieben, mit Sack 
und Pack auf die Wanderschaft zu gehen, um anderswo günsti- 
gere Lebens- und Arbeitsbedingungen aufzusuchen; auf Land- 
strafen und Eisenbahnen begegnet man in vielen Gebieten 
diesen entwurzelten Scharen. Die Kalamität massenhafter 
Arbeitslosigkeit, die sich seit 1930 in dem übervölkerten Dorf 
versteckte, ist durch diese Bauernwanderung wieder offenkundig 
geworden. 


x * x 


Manchen, die von dem furchtbaren Elend hören, das seit 
1929 die Bauern durch Vertreibung und Deportation der Kulaken, 
durch Unterernährung und jetzt durch Hunger und fluchtartige 
Abwanderung betroffen hat, erscheint es widerspruchsvoll, daf 
trotzdem die Bevölkerung der Räteunion sich von Jahr zu Jahr 
um mehrere Millionen vermehrt. Vorausgesetzt, daf die seit 
der Volkszählung von 1926 nur auf Fortschreibung beruhende 
Statistik zutrifft, durfte die ansteigende Linie des Geburten- 
überschusses bis 1929 tatsächlich als ein Aktivposten in der 
Bilanz der bolschewistischen Revolution, insbesondere der NEP 
angesehen werden. Vor allem konnte sich die NEP eines Rück- 

angs der Kindersterblichkeit rühmen, die teilweise wohl auf 
ebung des hygienischen Mutter- und Säuglingsschutzes zurück- 
zuführen, vor allem aber der Verbesserung der Ernährung der 
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breiten Volksschichten zu danken war. Inzwischen aber hat sich 
das Bild verändert. Die Bevölkerungsziffer des Rätebundes betrug: 


Anfang 1925 . . . 15 Mill. 
5 1926 . . . 1430 ,, 
EN 1927 . . . 1470 ,, 
m 1928 . . . 150,60 ,„ 
a 1929 . . . 1544 ,, 
a 1930 . . . 1577 ,, 
1931 160,6 


Sie wuchs also 1925 bis 1929 in den einzelnen Jahren um 3,1 — 
3,4 — 3,6 — 3,8 Mill., um seit diesem ersten Jahre des neuen 
Massenterrors die Wachstumsziffer sinken zu lassen auf 3,3 und 
2,9 Millionen. Nähere Zahlen über die Bevölkerungsbewegung 
der gesamten Union werden meines Wissens seit Jahren nicht 
mehr veröffentlicht. Es ist daher nicht ersichtlich, inwieweit die 
rückläufige Bevölkerung durch Zunahme der Todesfälle und 
durch Abnahme der Geburten verursacht ist. Es ist sehr wahr- 
scheinlih, daß auch dieser letztere Faktor stark beteiligt ist. 
Bedingt ist dies aber nicht nur durch die Verschlechterung der 
Lebensbedingungen, sondern auch durch die Abtreibungsfreiheit 
und empfängnisverhindernden Mittel, die im Zusammenhang 
mit der Kollektivierung wohl auch auf dem Lande größeren Ein- 
gang gewinnen. Es ist sehr bemerkenswert und sicher als Folge 
des Geburtenrückganges aufzufassen, daß neuerdings die Ver- 
waltungspraxis die Abtreibung, wenn sie nicht durch gesund- 
heitliche Rücksichten oder soziale Notlage indiziert ist, nur noch 
zuläßt, wenn die Schwangere schon drei oder vier Kinder zur 


Welt gebracht hat. 


x k x 


Uber die wesentlichsten Erleichterungen, die die Regierung 
der bäuerlichen Wirtschaft bezüglih des Ablieferungszwanges 
und des Feilbietens eines etwa noch überschüssigen Restes von 
Erzeugnissen in letzter Zeit gewährte, hat bereits O. Hoetzsch im 
Juni- und Juliheft, vor allem in seinem Aufsatz ,,Neo-Nep?” 
einen Überblick gegeben. Die Motive sind klar; die Regierung 
erkannte, daß sie den Bogen überspannt und dadurch einen Nah- 
rungsmangel im Dorfe bewirkt hatte, der, abgesehen von dem 
menschlichen Elend, eine weitere und geradezu katastrophale 
Verminderung des Arbeits- und Nutzviehes hervorrief. Sodann 
war es Absicht der Regierung, durch beschränkte Freigabe des 
Handels Überschüsse, die sich irgendwo noch versteckt hielten, 
aus dem Dorfe hervorzulocken und vor allem die Bauern durch 
die Aussichten auf Verwertung eines Teils ihrer Erzeugnisse zu 

uten Preisen zu größerer Anspannung in der Saatkampagne zu 
ewegen. 

m die Tragweite der Erleichterungen zu ermessen, ist es 

vor allem notwendig, sich ein klares Bild von der quantitativen 

Seite zu machen. Am wichtigsten ist die Verordnung vom 6. Mai 
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über den Getreidebereitstellungsplan. Hier ist hervorzuheben, 

aß man aus dem Wortlaut des Dekrets bezüglich der Ermifi- 
gung, die den Kollektiv- und Einzelwirtschaften gewährt wird, 
leicht einen übertriebenen ° Eindruck empfangen kann. Die 
Kollektiv- und Einzelwirtschaften sollen 1932 1103 Mill. Pud 
(ohne Mahlabgabe) gegenüber dem vorjährigen Plan von 
1367 Mill. Pud abliefern. Der Plan für 1931/32 wurde aber nach 
der letzten veröffentlichten Nachricht bis zum 1. März nur zu 91,2 % 
ausgeführt; die 100prozentige Erfüllung hätte noch größeres 
Elend über die Bauern verhängt. Tatsächlich lieferten die 
Kollektiv- und Einzelbauern, wie sich aus dem Dekret errechnen 
läßt, nur 1292 Mill. Pud und zwar einschließlih der Mahlmetze 
ab. Die Mahlabgabe betrug 1930/31 nach einem Aufsatz von 
Sarkis („Bolschewik“ 1931 Nr. 13) 2,25 Mill. t; wenn sie in den 
Plan dieses Jahres mit 2 Mill. t eingesetzt wird, so ergibt sich 
ein abzuliefernder Gesamtbetrag von 1225 Mill. Pud; das be- 
deutet eine Ermäßigung um nur 67 Mill. Pud, während aus dem 
Dekret der Eindruck gewonnen wird, als ob die Bauern 264 Mill. 
Pud weniger zu liefern hätten. Die Entlastung um 11 Mill. dz 
bedeutet wenig gegenüber den Hunderten von Millionen Doppel- 
zentnern, die den Bauern im Landwirtschaftsjahr 1931/32 zuviel 
abgenommen wurden. 


Neu und bemerkenswert ist die Klausel des Dekrets, daf 
der diesjährige Plan unter der Voraussetzung einer Durch- 
schnittsernte aufgestellt ist. Wie notwendig eine derartige 
Bestimmung ist, geht aus dem Beispiel des Vorjalires hervor, 
wo die Ablieferungspflicht nach einer viel zu hohen Ernte- 
schätzung bemessen wurde. Die jetzige Angabe von Ossinski 
bedeutet gegenüber der Februarschätzung von Krinizkiy einen 
Minderertrag von 74 Mill. dz. Der Staat hatte seinen Anteil vor- 
weggenommen, so daf der Fehlbetrag ganz den Bauern zur Last 
fiel. Die Gefahr einer Überschätzung der Ernte liegt selbstver- 
ständlich auch in diesem Jahre vor. Zweifellos stehen 1932 die 
Getreidesaaten durchschnittlich bedeutend besser als 1931; ob 
aber Ossinski das Richtige trifft, wenn er den diesjährigen 
Hektarertrag mit 7,8 dz angibt und ihn damit um 0,2 höher 
bewertet als im Durchschnitt der letzten acht Jahre, steht noch 
dahin. Jedenfalls wird die Verbesserung des Hektarertrages zu 
sehr großem Teile durch die Verminderung der Getreideanbau- 
fläche kompensiert. Mit Getreide überhaupt waren 1930/31 besät: 


Winterung . . . . . 39,465 Mill. ha 
Sommerung . . . . 65,026 Mill. ha 


zusammen 104,491 Mill. ha 


Im laufenden Landwirtschaftsjahr bedeckten die Wintersaaten 
38,598 Mill. ha; die diesjährigen Sommergetreidesaaten erfaßten 
nach dem Schlufausweis vom 1. Juli 61,775 Mill. ha. Im ganzen 
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mißt daher die diesjährige Getreidefläche 100,373 Mill. ha, also 
4,1 Mill. weniger als im Vorjahr. 

Für das Brotgetreide (abgesehen vom Sommerroggen) stellt 
sich die Rechnung folgendermaßen dar: 


1930/31: Wintergetreide . . . 39,465 Mill. ha 
Sommerweizen. . . . 25,455 Mill. ha 

64,920 Mill. ha 

1931/32: Wintergetreide . . . 39,598 Mill. ha 
Sommerweizen . . . . 22,819 Mill. ha 


61,417 Mill. ha 


Die Brotgetreidefläche ist demnach um 3,5 Mill. ha zurück- 
gegangen. 

Unter diesen Umständen bieten die neuen Bestimmungen 
keine Gewähr für eine nennenswerte Verbesserung der Getreide- 
versorgung des Dorfes. Das schließt aber nicht aus, daf trotzdem 
nach dem 15. Januar 1933, wo die Getreidebereitstellung und die 
Auffüllung des Saatgutfonds beendet sein soll, doch an vielen 
Orten bäuerliches Getreide noch zum Verkauf gelangt, da die 
Verhältnisse in dem weiten Reiche örtlich sehr verschieden lie- 
gen. Angesichts dieser Sachlage kann selbstverständlich von 
grundsätzlicher Kursänderung keine Rede sein; die Regierung 
will den eigenen Verzehr des Dorfes auf das noch zu verantwor- 
tende äußerste Maß beschränken und hofft durch Zulassung eines 
beschränkten Bazarhandels noch mehr Getreide für die Stadt 
hervorzulocen,als es die staatliche Bereitstellung allein vermag. 

Auch die Heraufsetzung des Ablieferungssolls an lebendem 
Vieh bedeutet für die bäuerliche Wirtschaft inner- und aufterhalb 
der Kollektive keine wirkliche Entlastung; dazu ist die Verrin- 
gerung des Viehstandes viel zu weit vorgeschritten. Einen ge- 
wissen Vorteil können den Bauern die Erleichterungen gewäh- 
ren, die bezüglich sonstiger Erzeugnisse wie Kartoffeln, Obst, 
Gemüse, Tabak usw. beschlossen worden sind. Getrübt wird die 
Freude hierüber aber dadurch, daß der Staat durch seine Anleihe- 
politik das zum großen Teile nimmt, was er auf andere Weise 
gibt. Die neue Innenanleihe, die nach einem Dekret vom 8. Juni 
3,2 Milliarden Rubel aufbringen soll, wird in der bekannten 
Weise der Bevölkerung aufgezwungen; auch den Kollektiv- 
bauern ist zur moralischen Pfliht gemacht worden (Iswestija vom 
27. Juni), die Anleihe zum mindesten in der Höhe eines drei- 
wöchigen Arbeitsverdienstes zu zeichnen. Bei dem durchschnittlich 
sehr niedrigen Stande des Arbeitsverdienstes in den Kollektiven 
bedeutet diese Zumutung einen harten Druck. 


x k x 


Dafi der Gang der diesjährigen ne anfänglich 
sehr ae erpene verlief, wurde in früheren Heften hervorgehoben. 
Obgleih die Witterung in vielen Gebieten selbst in Sibirien 
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einen bedeutend früheren Beginn der Bestellungsarbeiten zu- 
ließ als 1931, so stand noch am 10. Mai nach dem diesjährigen 
6. Ausweis die Saatfläche um mehr als 4 Mill. ha ne em 
vorjährigen 4. Ausweis nach. Nach dem Schlufausweis vom 
1. Juli war der Rückstand nur noch gering; die Saatfläche betrug 
96,676 Mill. ha gegen 97,032 Mill. ha am 1. Juli im Vorjahr; 
94,5 % des Planes sind damit erfüllt. Die Rätewirtschaften haben 
ihren Plan (10,5 Mill. ha) um 0,5 Mill. ha übertroffen; die Kollek- 
tivwirtschaften dagegen sind hinter dem (im Laufe des Jahres 
verkleinerten) Plan von 70 Mill. ha um 3,3 Mill. ha zurück- 
geblieben; die Individualwirtschaften haben Bee nun: einem 
Plane von annähernd 22 Mill. ha nur 18,9 Mill. ha besät. 


Es muff auch in diesem Jahre betont werden, daR gegenüber 
der Saatstatistik starke Skepsis angebracht ist; es lie dies ein- 
mal in der Natur der Sache begründet, da unmöglich aus dem 
ganzen Reiche alle fünf Tage richtig gemeldet werden kann, was 
in den verschiedenen Arten von Betrieben an einzelnen Früchten 
bestellt worden ist; sodann ist zur Genüge der erklärliche Eifer 
der örtlichen Stellen bekannt, möglichst große Ziffern zu melden; 
darunter leidet die Genauigkeit der Meldung, aber auch die 
Qualität der Bestellung. Die Sowjetpresse bringt gelegentlich 
Nachrichten darüber, wie in der Praxis auf möglichst gute Sta- 
tistik hingearbeitet wird. So meldete nach der Prawda (14. Juni) 
ein Dorfrat in der Ukraine die Erfüllung des Saatplanes zu 50 %, 
während in Wirklichkeit nur 2% besät waren. Von einer Kom- 
mune im Kubangebiet meldet ein Dorfkorrespondent (Prawda 
vom 21. Juni), daß am 10. Juni noch gesät würde, obgleich dies 
bei dem ausgedörrten Boden und den heißen Winden sinnlos 
wäre. Grundsatz aber sei: „Mag das Saatgut verderben, wir er- 
füllen den Plan.“ „Und was sät man? Außer Hirse Gras; aber 
das Gras, das schon gewachsen ist, wird nicht gemäht; die Arbeits- 
kraft ist mit der Saat beschäftigt.“ „Die Jagd nach der Quan- 
tität führt dahin, daß die Pflugarbeit im Rayon äußerst schlecht 
ausgeführt wurde. Man erkennt nicht, wo gepflügt oder nicht 
gepflügt ist.“ 

Wie fehlerhaft die Statistik ist, wird dadurch bewiesen, daf 
die Saatfläche des Landwirtschaftsjahres 1929/30 anfänglich auf 
129 Mill. ha angegeben und damit ein Gewinn gegen das Vorjahr 
um 11 Mill. ha verkündet wurde, während nach der Prawda vom 
30. Januar 1932 die Saatfläche jenes Jahres auf 121,5 Mill. ha 
zusammengeschrumpft ist. 


x 
k x 


Uber die Entwicklung der Industrie und des Eisenbahn- 
verkehrs im Jahre 1931 und im ersten Halbjahr 1932 gebe ich 
in den zwei angehängten Tabellen eine Übersicht. Quantitativ ist 
die Produktion im ganzen etwas schneller gestiegen, als es in 
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dem ursprünglichen Fünfjahrplan vorausgesehen war. In der 
1927 vom Obersten Volkswirtschaftsrat kontrollierten Industrie 
betrug im Verhältnis zum vorhergehenden Jahre die Steigerungs- 


ziffer: 
nach dem Fünfjahr- tatsächliche Durch- 
plan führung 
1928/29 21,4 23,7 
1929/30 215 242 
Sonderquartal 1930 
(Oktober—Dezember) — 16,7 
1930/31 22,1 > 
1931 — 20,5 


Bekanntlich wurde aber die urspriingliche Planziffer in den 
einzelnen Jahren durch erheblich höhere Kontrollziffern ersetzt; 
diese Höherschraubung hatte teilweise ihren Grund in produk- 
tionshebenden Faktoren, mit denen anfänglich nicht gerechnet 
wurde, ganz besonders aber in dem unbefriedigenden Ausfall der 
Qualität, wodurch der quantitative Gewinn großenteils kompen- 
siert wurde; insofern war die Überschreitung der ursprünglichen 
Planziffern durch die Kontrollzahlen zwangsläufig. Die Kontroll- 
ziffer betrug für 1929/30 32,1, für das Sonderquartal 1930 385 
und für 1931 42,1%. Hinter diesen maßgebenden Planziffern 
ae tatsächliche Durchführung in immer größerem Maße 
zurück. 


Viel schneller als erwartet wurde, hat sich die Naphthapro- 
duktion entwickelt. Schon im April 1931, also 24 Jahre nach Be- 
inn der Planperiode konnte die Erreichung des Endziels ver- 
ündet werden. Eine nähere Übersicht über Plan und Durchfüh- 


rung gibt die nachstehende Tabelle: 


Naphthaproduktion (Mill. t): 


1928/29 1929/30 1930/31 1931/32 1932/33 
1928 1929 1930 1931 1932 (Plan) 
Fünfjahrplan 13,2 14,8 16,8 19,1 21,7 
Tatsächliche 
Durchführung 12,32 1448 1862 22,54 (27,4) 


Um so ungünstiger stand es bisher mit Kohle und Eisen, den 
wichtigsten Grundlagen der Industrie. Über Plan und Ausfüh- 
rung der Kohlenförderung gibt die folgende Tabelle einen 
Überblick (Mill. t): 

1928/29 1929/30 1930/31 1931/32 1932/33 
1928 1929 1930 1931 1932 (Plan) 
Fünfjahrplan 41,4 46,6 53,0 63,0 75,0 
Tatsächliche 
Durchführung 35,8 41,67 47,1 56,0 (90,0) 


Bisher ist die Kohlenförderung hinter dem Plan sehr zurück: 
geblieben, dagegen soll sie in diesem Jahre mit 90 Mill. t über 
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die Schlußziffer des Fünfjahrplanes von 75 Mill. t hinaus- 
schnellen. Es wird hierbei auf die Produktion vieler neuer 
Schächte gerechnet. Das Becken von Kusnezk produzierte im 
ersten Halbjahr 1932 3547000 t, das sind 81,4 % des Halbjahr- 
pa und 12 % mehr als im ersten Halbjahr 1931. Bei dieser 

elegenheit sei erwähnt, daß das Hüttenwerk von Magnitogorsk 
sich in Zukunft nicht ausschließlich auf die Kohle des 2400 km 
entfernten Kuznezk-Beckens stützen, sondern auch die Kohle 
von Karaganda (Kasakstan) benutzen will; für westeuropäische 
Verhältnisse ist aber auch die Entfernung von Karaganda noch 
sehr groß; wenn eine nähere Bahnverbindung (Akmolinsk— 
Orsk) geschaffen wird, so wird die Transportlänge immer noch 
1500 km betragen. Einstweilen ist die Kohlenförderung von 
Karaganda noch sehr gering; sie betrug im ersten Vierteljahr 
1932 145 000 t. 

Der Löwenanteil der Kohlenproduktion fällt noch immer 
auf das Donezbecken; die Produktion ist in der ersten Hälfte 
dieses Jahres hinter dem Halbjahrplan mit 15,3 % im Rück- 
stand geblieben. Im Donezbecken wie überhaupt in der Industrie 
wird neuerdings wieder über zunehmende Unstetigkeit der Ar- 
beiter geklagt. Die Zeitung „Sa Industrialisaziju‘ berichtet am 
9, en „Auch vor 1930 war im ukrainischen Donbass eine 
Arbeiterfluktuation zu verzeichnen. Es zogen aber fast ausschließ- 
lich neu hinzugekommene Arbeiter ab. Die Gruben verfügten 
über ständige Kader. Seit 1930 ziehen aber mit den Saison- 
arbeitern auch die alten Kader ab. Eine Untersuchung des ukrai- 
nischen Arbeitsinstituts hat ergeben, daß das Becken einen bedeu- 
tenden Teil seiner alten Kader bereits eingebüßt hat. 1930 wech- 
selten monatlich 24 % des gesamten Arbeiterbestandes, 1931 
20% und im 1. Quartal 1932 haben über 50000 Arbeiter das 
ukrainische Donbass verlassen. In einzelnen Gruben wechseln 
im Laufe eines halben Jahres 65—75 % der Arbeiter. Im Januar 
1930 betrug die monatliche Arbeitsleistung eines Arbeiters 15,2 t, 
im Januar 1931 14,3 t, im April 1932 13,8 t.‘ Auch die Qualität 
der Donezkohle hat sich verschlechtert; der Aschengehalt stieg 
(Prawda vom 12. Januar 1932) von 11,9% im Jahre 1930 auf 
12,9% im Jahre 1931. 

Noch ungünstiger war bisher die Entwicklung der Eisen- 
industrie. Nachstehend eine Übersicht über Plan und Durchfüh- 
rung der Roheisenerzeugung (Mill. t): 

1928/29 1929/30 1930/31 1931/32 1932/33 
1928 1929 1930 1931 1932 (Plan) 


Fiinfjahrplan 4,0 5,0 6,2 7,8 10,0 
Tatsächliche 
Durchführung 3,4 4,3 5,0 4,9 (9,0) 


1931 war die Eisenproduktion sogar etwas geringer als 1930. 
Sie war nicht sehr viel höher als 1913 (damals innerhalb des heu- 
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tigen Rätebundes 4,2 Mill t). Wenn man berücksichtigt, wie ge- 
waltig sich inzwischen die eisenverarbeitende Industrie ausge- 
dehnt hat, so ergibt sich, daß diese Industrie sich groftenteils mit 
minderwertigem Material begnügen mußte, zumal die jetzige 
Produktion ja qualitativ viel schlechter ist als früher. Die Aus- 
sichten für 1932 sind sehr viel günstiger, wenn es wohl auch nicht 
wahrscheinlich ist, daß die Planzifter (9 Mill. t) auch nur an- 
nähernd erreicht wird; im ganzen sollen in diesem Jahre 26 neue 
Hochöfen angeblasen werden. Schon jetzt ist dadurch eine erheb- 
liche Steigerung der Produktion bewirkt worden. Das erste 
Halbjahr ihe dic eine Zunahme um 27 %. Sehr auffallend ist 
allerdings, wie seit Mitte Mai die Tagesproduktion von Roheisen 
und Stahl nachgelassen hat. Am 18. Mai wurde verkiindet, daf 
die Roheisenproduktion zum ersten Mal 18 Mill. überschritten 
hätte; während die Tagesproduktion vom 12./16. Mai durch- 
schnittlich 17 954 t betragen hatte, stieg sie im Durchschnitt der 
Tage vom 18. bis 21. Mai auf 19125 t. Dann aber sank sie wieder 
unter 19000, sie ist bis jetzt weiter und weiter gefallen. Vom 
22. bis 31. Mai betrug sie durchschnittlich 18528, vom 1. bis 20. 
Juni 17646 und vom 21. bis 30. Juni 17125 t-In der ersten Juli- 
woche beträgt sie etwa 17000. Von der jetzigen Produktion ent- 
fallen (nach der Prawda vom 13. Juli) 3700 t auf die neuen Hoch- 
öfen, während die alten Öfen nur etwas über 13 000 t gegen 17 000 
im Januar produzieren. Verursacht ist dies auch hier durch eine 
Wiederzunahme der Abwanderung der Arbeiter und vor allem 
wohl auch durch ein Nachlassen der physischen Kraft und 
Arbeitsfreude infolge unzureichender Ernährung. 

Die Entwicklung der Verbrauchsgüterindustrie ist aus be- 
kannten Gründen zum Leidwesen der Bevölkerung stark zurück- 
Ben worden. Charakteristisch ist insbesondere die Entwick- 
ung der Baumwollindustrie, die aus den nachstehenden Zahlen 
ersichtlich ist. 

Baumwoll-Weberei und -Spinnerei: 


1928/29 1929/30 1930/31 1931/32 1932/33 
1928 1929 1930 1931 1932 (Plan) 


Fertige Baumwollgewebe (Mill. m): 
Fiinfjahrplan 2970 3266 3600 4100 4700 
Tatsächliche 
Durchführung 2871 3068 2161 2509 (3061) 


Baumwollgarn (1000 t): 


Fünfjahrplan 362 400 460 525 620 
Tatsächliche 
Durchführung 329,3 353,8 201,6 274,3 (376,8) 


Das Verhältnis zwischen Plan und Durchführung ist nach dem 
Gewicht der Garne noch ungünstiger als nach der Fläche der 
Gewebe, woraus sich ein ungünstiger RiickschluR auf die Halt- 
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barkeit der Stoffe ohne weiteres ergibt. Im übrigen wird be- 
kanntlih über die Qualität der Produktion außerordentlich 
geklagt. 1931 betrug der Ausschuß in der Baumwollweberei 18 %, 
in einzelnen Fabriken sogar über 50 %. Im April 1932 stieg der 
Ausschuß in den besonders wichtigen Baumwolltrusts von Ore- 
chowo und Iwanow-Wosnessensk bis auf 30 %, im Leningrader 
Trust sogar über 47 % (Iswestija vom 13. Juni 1932). 


* * * 


Das Jahr 1931 war ausgefüllt von nachdrücklichsten Be- 
mühungen um die Hebung aoe sozialistischen Wirtschaft, ganz 
besonders in Richtung auf Erhöhung der Arbeitsleistung 
(namentlich durch entsprechende Lohnmethoden), Senkung der 
Selbstkosten, strenge Rechnungsführung und Erzielung einer 
Rentabilität. Diese Bestrebungen wurden in den bekannten sechs 
Punkten Stalins (Rede vom 23. Juni 1931) wirksam zusammen- 
efaßt. Das Ergebnis war bisher allerdings unbefriedigend. Die 

ewährung anspornend hoher Stück- und Prämienlöhne hat, ganz 
besonders wohl infolge mifbräuchlicher Anwendung, zu großen 
Überschreitungen des „Lohnfonds“ geführt und das Verhältnis 
zwischen Arbeitslohn und Arbeitsleistung noch verschlechtert. 
Pjatakow teilte im April mit, daß der durchschnittliche Arbeits- 
lohn von 1930 auf 1931 um 17% stieg, während die Arbeits- 
leistung je Arbeitstag nur um 41 % zunahm. Die Entwicklung 
der Selbstkosten ist noch nie so weit hinter dem Plane zurück- 
geblieben wie 1931. Im ersten Jahre der Fünfjahrplanperiode 
sollten die Kosten um 7 % gesenkt werden, aber nur 42 % wur- 
den erzielt, im zweiten Jahre sollte dies ausgeglichen werden 
durch Senkung um 11,5 %; erreicht wurden nur 8%. 1931 aber 
trat statt einer Senkung um 8 % eine Erhöhung der Kosten um 
6% ein. Hierbei ist zu berücksichtigen, daß der Ausgangspunkt 
für den Plan der Kostensenkung ein Niveau der Produktions- 
kosten war, das etwa doppelt so hoch lag wie vor dem Kriege, 
und daft als Wirkung der gewaltigen durchschnittlichen Betriebs- 
vergrößerung und der verbesserten maschinellen Ausrüstung 
eine bedeutend günstigere Entwicklung der Produktionskosten 
erwartet werden durfte. 

Bekanntlich beruht die Finanzierung des Fünfjahrplans zu 
wesentlichem Teile darauf, daß durch Senkung der Pro uktions- 
kosten Kapital für den weiteren Ausbau der Industrie erspart 
werden soll. Amtlich wurde der Verlust infolge der Nichterfül- 
lung des diesbezüglichen Planes 1930 auf 1,5, 1931 auf 4,5 Milliar- 
den Rubel beziffert (Iswestija vom 27. Dezember 1931). Hierauf 
ist es teilweise zurückzuführen, daß 1930 die Zirkulation von 
Papiergeld und minderwertigen Metallmünzen um 1,5 und 1931 
um 1,3 Milliarden vermehrt wurde, während in dem Jahre vor- 
her die Geldemission bedeutend weniger als die Hälfte oder 
den dritten Teil dieser Summe ausmadite. 
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Übrigens wurde die Finanzierung des Fünfjahrplanes aud 
dadurch gestört, daß Rußland mit seinem Außenhandel in die 
Weltwirtschaftskrise hineinverflochten wurde. Der Ausfuhrwert 
sank von 1 Milliarde im Jahre 1930 trotz vermehrter Menge der 
ausgeführten Güter auf 811 Mill. Rubel im Jahre 1931. Rußland 
hat sich daher entschließen müssen, für 1932 sich in der Einfuhr 
von Maschinen auf das äußerste zu beschränken und ausländische 
Spezialisten möglichst nur gegen Rubelzahlung anzuwerben. 


Die Regierung bleibt aber bestrebt, bessere Ordnung in die 
Wirtschaft zu bringen und auf die Durchführung der Produk- 
tionspläne nach Quantität und Qualität sowie auch hinsichtlich 
der Produktiouckosten hinzuwirken. Der Kampf für die wirt- 
schaftliche Rechnungsführung, den ,,Chosrastschot“, der im 
Grunde genommen der Ausdruck für das gesamte Reformpro- 
gramm ist, ist dadurch aussichtsvoller geworden, daß die Gewäh- 
rung des bei der Staatsbank zentralisierten Kredits an die Wirt- 
schaftskörper auf das engste an die Durchführung des ,,Chosras- 
tschot“ gebunden ist. Maftgebend sind hierfür die Gesetze vom 
14. Januar und 20. Marz sowie eine Anordnung des Zentral- 
komitees und des Sownarkom vom 21. Oktober 1931. Wie in einem 
Aufsatz von Dukop (Iswestija vom 18. Juni 1932) mitgeteilt wird, 
ist es durch die Keen gelungen, im ersten Öuartal 1932 
die Selbstkosten gegen das letzte Quartal 1931 wieder zu senken, 
allerdings nur um den unzulänglichen Betrag von 6,2 %. Eine breite 
Lücke aber klafft insofern, als die große Gruppe „Bauten“, auf 
die FL: der durch den Staatshaushalt verteilten Mittel fallen, die 
Kredite der Staatsbank nach wie vor gemäft dem Plane statt 
goman der Produktionsleistung empfängt. Auch die bestehende 
ndustrie macht sich diesen Weg zunutze, indem sie für Neu- 
investierungen Kredite in oft unberechtigtem Maße herauszu- 
schlagen weiß. 


Jedenfalls aber beanspruchen diese Reformbestrebungen 
groe Beachtung. Sie sind als eine Fortentwicklung der „NEP“ 
aufzufassen, deren Grundforderung bezüglich der verstaatlichten 
Industrie von jeher lautete: „Wirtschaftlichkeit!“ Hierbei darf 
aber nicht übersehen werden, daß die Aufgabe um so schwieriger 
wird, je umfangreicher und komplizierter der Gesamtorganis- 
mus der Staatsindustrie ist. 


Abgeschlossen den 16. Juli. 
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Industrielle Produktion und Eisenbahn- 
verkehr 1931. 


Durch- Durch- 
‚führung führung 
in % zum | in % zum 
ahresplans| Jahresplan | Vorjahr 


I. Kohle (1000 to) ..... 83 600 56 000 66,99 119,02 
I. Schwarzmetalle 
(1000 to) 
1. Roheisen ....... 8 000 4 900 61,25 97,99 
2. Martinstahl...... 8 800 5 300 60,23 91,41 
a Walzstahl....... 6 700 4.000 59,70 80,11 
wy MOOI) nern. 
eee eee 25 000 22 344 89,37 119,98 
IV. Traktoren (Stück) . 56 000 41 280 73,71 327,85 
V. Superphosphat 
1000 10) ara 1112 521,6 46,90 147,04 
VL Elektr. Strom- 
erzeugung (Mill. kwh) 
1. Insgesamt ...... 12 700 10 500 82,68 127,57 
2. Überlandzentralen . 6 800 5 600 82,35 176,5 
VIL Fertige Baumwoll- 
ewebe (Mill. m).... 2 820 2 509 88,97 116,1 
VIII. Schuhe (1000 Paar) . 84 600 76 900 90,90 125,80 
IX. Wagenbeladg. (durch- 
schnittl. p. Tag Wagen) 64 000 49 291 77,02 106,4 
X. Eisenbahnfrachten 
(1000 to) ......... 330 000 250 000 75,76 104,97 


Industrielle Produktion und Eisenbahnverkehr 
im 1. Halbjahr 1932. 


Durch- Durch- 


Jahresplan mung de Li aie 
zum u jahr 1931 
I. Kohle (1000 to) 
1. Insgesamt............... 90 000 32 925 126,7 
2. Davon ukrain. Donbaß ...... 49 300 20 682 122 
I. Schwarzmetalle (1000 to) 
1. Roheisen ....... es 2.2000 9 000 2 984 127 
2. Martinstahl.......,...... 9 500 2914 111 
iI. Naphthaförderung (1000 to) E x 27 400 11 250 106,8 
IV. Traktoren (Stück) .......,... 82 000 21 0181) 367,19 
V. DILOMIETEELENDE durch die Über- 
landzentralen (Mill. kwh)...... 10 000 3 839 143,2 
VL Fertige Baumwoll Be (Mill. m) 3 061 1 257,3 136,4 
VIL Schuhindustrie (1000 Paar) ..... 91 500 36 316 95,4 
Halbjahres- 
VIIL Wagenbeladung (durchschnittlich pran 
ro Tag Wagen)............ 61 000 52 300 117 
XI. Eisenbahnfrachten (1000 to) . 158 000 138 400 — 


1) Produktion nur der Stalingrader und Charkower Traktorenfabriken. 
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Demian Bjedny. 
Von Wolfgang Leppmann. 


I. 


Unter den lebenden Dichtern Sow jetrußlands gebührt Demian 
Bjedny gewiß der Ruhm der größten Fruchtbarkeit und 
Popularität. Kein anderer hat ein so vielseitiges Repertoire und 
ein so zahlreiches Publikum als Zuhörer aufzuweisen wie dieser 
Bauernsohn aus der Ukraine, der heute als Poeta laureatus auf 
dem Kreml residiert. Seine Verse haben auf dem Wege der 
Tagespresse und vieler kleiner Sammlungen den Weg bis ins 
entlegenste Dorf gefunden. Kaum ein wichtiges Ereignis der letz- 
ten fünfzehn Jahre, das er nicht besungen, keine offizielle 
Losung, die er nicht in mehrfacher Variation umgeprägt hätte zur 
gängigen Münze. Er versteht es, auch das Banalste mundgerecht 
zu machen, aus dem nüchtern-sachlichen Dekret, der belanglosen 
Zeitungsnotiz, einer Zahlenreihe, einem Redezitat Kapital für 
seinen biegsamen Vers zu schlagen und ebenso erfolgreiche Stoß- 
brigaden zu loben, wie die großen und kleinen Miseren anzu- 
prangern, die der russische Alltag täglich ans Licht bringt. Aus 
seiner Feder stammen Agitationsgedichte und epische Poeme, 
Fabeln und Soldatenlieder, antireligiöse Dichtungen und scharf- 
Ban Epigramme, und die Zahl seiner Verse geht, nach der 

erechnung offizieller Literaturstatistiker, in die Millionen. 


Aber nicht die außerordentliche Produktivität und Vielseitig- 
keit als solche erklärt seine Volkstümlichkeit und den Grad sei- 
ner Wirkung. Diese werden erst verständlich durch die förmliche 
Monopolstellung, die der „Bolschewik der poetischen Waffen- 
gattung“ sich in den ersten Revolutionsjahren errungen hat. 


Was damals unter dem Namen Massendichtung auf den 
Markt kam, war zumeist Treibhauserzeugnis und pathetische Ro- 
mantik. Die Dichtung des Proletkult, gespeist aus einem uto- 
piscien Sozialismus, der das Endziel vorwegnahm, ließ den pro- 
etarischen Menschen, die Maschinen- und Betonkultur, in kos- 
mischen Ausmaften völlig fertig aus dem reinigenden Feuer der 
Revolution erstehen. Die Agitationsdichtung gewöhnlicher Prä- 
gung, nicht weniger pathetisch, war vielleicht geeignet, Kämpfer 
anzuspornen, aber nicht, große Massen über graue, hungrige All- 
täglichkeit hinwegzubringen. Im Lager der sogenannten Bauern- 
dichter schlug echtes Gefühl in brutalen Naturkult um, berauschte 
sich am Formlosen, Chaotischen. Die „Alltagskunst‘ der jüngeren 
Arbeiterdichter endlich genügte sich ernüchtert im farblosen All- 
tag der Kommissare aa neuen Einrichtungen, ohne über ihren 
abgesteckten Bezirk hinauszusehen. Alle diese Gruppen aber 
waren mehr oder weniger ergriffen von der „Krise des Wor- 
tes“, der Revolution der Form, die von oben her aus den Schu- 
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len der Expressionisten und Futuristen in die neuaufstrebende 
Dichtung eindrang, ihre Laute stammelnd und unsicher, ihre Form 
unklar und problematisch, ihr Pathos gespreizt machte und ihr 
als ganzes ihre Unmittelbarkeit nahm. 

Bjedny gehört zu den wenigen, die es verstanden, mit den 
Mitteln gebundener Rede direkt bis zu einem Massenpublikum 
vor uslolen: Durch seine „Agitka‘ ergriff er jene bäuerlichen 
und halbbäuerlichen Schichten, die, aufgerüttelt durch Revolution 
und Bürgerkrieg, empfanglich waren für das Neue, wenn es 
ihnen in verständlicher Form nahegebracht wurde. Was sagte 
ihnen eine kunstvolle Poesie, wo die Fabrik die Welt und der 
Proletarier ohne Gesicht den Menschen darstellte, in einem 
Augenblick, wo die Fabrik stillstand und die Masse städtischer 
Arbeiter ins Dorf zurückströmte, wo dem schöngeordneten Kos- 
mos in der Dichtung ein Chaos in der Wirklichkeit entsprach? 
Bjedny spricht zu ihnen in der Sprache ihres Dorfes, er lenkt 
den Blick auf das Nächstliegende, die Fronten, die Heimkehrer, 
das allmähliche Eindringen der neuen Ordnung ins Dorf. Er 
verweist stets von neuem auf die unmittelbaren Errungenschaf- 
ten der Revolution, die Befreiung des Bauern vom Druck des 
Pomyeschtschik und der Kirche, und läßt als drohendes Gespenst 
die alte Ordnung dahinter wiedererstehen. Er löst die neuen 
Losungen auf in eine Reihe von eindringlichen Bildern, Episoden 
von allgemeiner Gültigkeit, an denen immer wieder gezeigt 
wird: tua res agitur. 


Dem Bauern muß man sich oft bequemen, 
Unser proletarisches Denken 
Für seinen mißtrauischen Blick verbrämen, 
Und auf das Verlockende lenken. 
schreibt Bjedny in einem Gedicht über die Neue Ökonomische 
Politik; es kann als Motto über seine ganze Dichtung gesetzt 
werden. Dieser Bruch, an dem der gerade Weg auf das Endziel 
verlassen und ein Kompromiß mit Rücksicht auf das Bauerntum 
non wurde, brachte zugleich die erste entscheidende Krise 
ür die älteren Arbeiterdichter. Bjedny wird davon nicht betrof- 
fen. Bei ihm ist die „Smytschka“ schon von vornherein Bestand- 
teil der Dichtung. In einer seiner Fabeln aus der Vorkriegszeit 
klagt der Bastschuh dem Arbeiterstiefel sein Leid, er sei aus der 
Dorfgemeinde ausgetreten und zum Einzelhof übergegangen und 
sei nun völlig schutzlos der Willkür des Pomjeschtschik preis- 
gegeben, worauf der Stiefel ihm zur Antwort gibt, das sei seine 
elfene Schuld, er hatte sich rechtzeitig bei „uns“ nach Schutz um 
sehen miissen: | 
Dem einzelnen, mein Lieber, geht es an den Kragen — 
Uns alle aber soll mal PRS aufzuknüpfen wagen! 


Arbeiter u nd Bauer sind Subjekt der Revolution. Aber wäh- 
rend jener schon zum Bewußtsein erwacht ist, muß man diesem 
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erst den „Sinn der Geschichte“ klar machen. Im Volksmärchen 
erhält der tölpische dritte Bruder, der Iwän Durak, das halbe 
Königreich: dieser Iwan Durak, so argumentiert Demian Bjedny 
vor seiner Hörerschaft, ist der Mushik, der sich mit dem Arbeiter 
in die Herrschaft teilt. Der Schauplatz des entscheidenden Ge- 
schehens verschiebt sich bei Bjedny ins Dorf, in die Provinz, wo 
Holz und Kienspan noch über Stahl und Elektrizität triumphieren 
und die Revolution ein urwüchsig bäuerliches Gesicht hat. Der 
Volksdichter darf sich nicht auf die magischen Wirkungen der 
Formeln vom Weltproletariat verlassen, er muff, wie die alten 
Narodniki, ins Volk gehen und seine Kräfte im Kleinkrieg täg- 
licher Überredung zersplittern, von den Nöten des bäuerlichen 
Menschen wissen und die Revolution unter Führung der Sowjets 
als Erfüllung seiner bäuerlichen Träume darstellen. 


Il. 


Von der „Krise des Wortes“ ist Bjedny nicht berührt wor- 
den. Die Wahl der Ausdrucksmittel ist für ihn kein Problem. Er 
sucht sich seine Vorbilder in der entfernten Vergangenheit, auf 
den „gebahnten Pfaden“ der klassischen Dichtung und der volks- 
tümlihen Rhythmen. Die Experimente der Futuristen verlocken 
ihn so weng wie die tiefgründigen Neuschöpfungen der Mo- 
dernisten überhaupt (die er mit den affen unflätiger 
Beschimpfung, aber auch persönlicher und meist erfolgreicher 
Denunziation bekämpft). 


Ihr habt euch leicht verführen lassen 
Von lockenden Proletkult-Früchten 
Und neurasthenisch infizieren lassen, 
Statt kraftvoll euren Vers zu dichten. 
Die Brjussow, Bjely und Genossen 
Verstanden Euch zu überlisten. 

In Eure Adern ist geflossen 


Das scharfe Gift der Symbolisten. 


So ane er auf die proletarischen Dichter, denen er rat. von ihren 
„Teufelshöhen“, wo sie leicht Havarie erleiden könnten, herab- 
zusteigen zum „irdischen Proletarier“. Mißtrauisch gegen alles 
Komplizierte, Unklare, gegen die „ausgeklügelten Neuerungen“ 
der Moderne verficht er die gute alte Tradition, die „strenge, 
klare, jedem verständliche“ Form. Ja, er steigert sich gelegentlich 
in kelgen Zorn gegen die „sprachliche Sittenverderbnis“ der 
„Sprachverstümmeler“ von denen die unverständlichen Sowjet- 
Abkürzungsworte geschaffen wurden (man erinnere sich, wie 
Pilniak in diesen selben Abkürzungsworten etwas wie bolsche- 
wistische Urlaute entdeckte!). Er fühlt sich als Schüler und Voll- 
ender Puschkinscher und Nekrassowscher Lyrik, der Satire Go- 
gols und Saltykows. Der Publizist, der vom Dichterparnaß nichts 
wissen will und seine Muse unter die gewöhnlichen Mitglieder 
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des Gewerkschaftsverbandes einreihen will, ist in der Form der 
eifrigste Bewahrer literarischer Tradition. 

Das zeigt sich schon deutlich an dem Genre, das er vor der 
Revolution, in den Jahren seiner Mitarbeit an den ersten legalen 
Zeitungen der Bolschewisten, „Swesda“ und „Prawda“, bevor- 
zugte: Fabeln, bei denen das Versmaft, die Art der Diktion, der 
Dialog mit der resümierenden Moral am Schluß, bis ins einzelne 
den bekannten Mustern bei Lafontaine und Krylow nachgebildet 
ist. Diese zopfige Form dient dazu, aktuellen politischen Inhalt 
zu umspannen. Die revolutionäre Bewegung erscheint im harm- 
losen Gewande von Geschichtchen aus dem Tierreich und der 
Sphäre der „sprechenden Dinge“. Da geben die Ameisen eine 
Arbeiterzeitung heraus und die Waldvögel diskutieren zwit- 
schernd die neuesten Maßnahmen des Polizeiministers. Da droht 
das plebejische Horn der aristokratischen Klarinette, daß ihre 
Grafen einmal nach seinem Klange tanzen werden. Da wird der 
ganze Kleinkrieg der Tiere mit scharfer Spitze umgedeutet in die 
aktuellen Gegensätze der Parteien und Volksgruppen, und hinter 
dem kunstvoll gearbeiteten Kabinettstück eines Dialogs birgt 
sich die wirksame Agitation. Bjedny konnte sich ganz hinter 
diese Deckung zurückziehen: während des Krieges, als die 
Zensur allzu scharfsichtig wurde, übertrug er Asopische Fabeln 
originaltreu in russische Verse, geschickt ausgewählt, so daß 
jedes Stück eine deutliche Anspielung auf zeitgenössische Ereig- 
nisse enthielt (heute sind zum Verständnis meist längere Kommen- 
tare nötig). 

In der freigewordenen nachrevolutionären Form wahrt 
B Joy die Kontinuität der alten, gebundenen. Den tonischen, 
schulmäftigen Vers mit dem volltönenden Reim (womöglich noch 
einem Binnenreim) will er nicht missen. Der von Majakowski 
und seiner Schule so kultivierte „Trommelrhythmus“, der scharf 
abgerissene, harte Vers mit der ständigen Inversion ist bei ihm 
verpönt: rund und klar umschlieft die Verszeile auch den ein- 
zelnen gerundeten Gedanken. Er hat diesen Vers durch die 
Melodik russischer volkstiimlicher Elemente bereichert, indem er 
den Rhythmus des Volksliedes, der Tanzstrophe, des Vierzeilers 
(der „Tschastuschka“), des Balalaikageklimpers nachahmte und 
seine epischen Geschichtchen in die gewundene, breit ausladende 
Form der altrussischen Byline kleidete. Sein Rezitativvers, der 
sich der gesprochenen groben volkstümlichen Sprache möglichst 
anpaftt, ist dafür bestimmt, auf der Straße gegröhlt und nach- 
gesungen zu werden. Viele von Bjednys Singstrophen sind, 
zuerst durch die Soldaten der Roten Armee, weitergetragen und 
zersungen worden. so daß man sie heute im eigentlichen 
Folklore wiederfindet. 

Unverkennbar ist hier vor allem der Einfluß und die lite- 
rarische Tradition Nekrassows, der zuerst in der russischen Dich- 
tung die Losung der Alltäglichkeit, der politischen Tendenzlyrik 
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propagierte und in seinen, auf den russischen Arbeitsmann 


stimmten Gedichten die gereimte Folge simpler Gedanken in der 


Een Volkssprache zum Mittel sozialer Massenwirkung machte. 


elbst das Pathos der ..Muse von Haff und Trauer‘ wird manch- 


mal in Bjednyschen Versen wieder lebendig, so z. B. in einem 


Gedichtzyklus auf Lenin, wo Bjedny das alte Rußland in diiste- 


ren Farben heraufbeschwört: 


Du Land der Kutten und Priester, 
Der Kerzen und Weihrauchschwenker, 
Der Purpurträger und wüster 
Blauuniformierter Henker. 


Du Land der Pogrome, Paraden, 
Der Palais neben Abladeplätzen, 
Der Kleider, mit Prunk überladen, 
Und der Bauernstrümpfe in Fetzen. 


Du Land der unendlichen Räume 
Und der unermefflichen Enge, 

Der Kulturdiskussionen und Träume 
Und der tierischen, dumpfen Menge. 


Du Land der Gewalt, der brutalen, 

Und der duldenden, leidenden Seelen — 

Ein Buch ohne Initialen, 

Dem Titel und Inhalt fehlen... 
(Gerechtfertigt.) 


Oder in den Strophen eines Erlebnisgedichtes (Leid): 


Der Wagen dröhnt, die Räder knarren, 
Die Telegraphenstangen fliehn, 

In Trümmern an der Böschung starren 
Zwei Bahnwaggons aus feuchtem Grün. 
Wir halten. Bahnhof. Morgengrauen. 
Wo sind wir? Ist nicht alles gleich? 
Zwei schmutzige Zigeunerfrauen 
Gewahr ich durch die Scheiben bleich. 
Die rechte möcht’ ich jünger schätzen — 
In dunklen Augen glimmt der Brand — 
Ein Rotarmist, wie sie, in Fetzen, 

Hält vor sie hin die grobe Hand. 

Der Deutung Wort — man hört es gerne. 
Brief, gute Nachricht, nahes Glück . 
Der Junge denkt. Blieb in der Ferne 
Nicht irgendjemand ihm zurück .. . ? 


Das fliichtige Bild: die Bahnstation irgendwo im Innern Ruf- 
lands, der Rotarmist und die junge Zigeunerin, bleibt ihm im 


Gedächtnis haften und löst bei ihm, 
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er „vom Schicksal nicht 


verwöhnt ist“, eine unendliche Traurigkeit aus, der er sich, wie 
der russische Intellektuelle alter Zeiten, hemmungslos hingibt. 


Im übrigen ist Bjednys Dichtung gröber, um nicht zu sagen: 
brutaler als die Nekrassows. Die alte, bis zum Banalen „abge- 
leierte“ Form wird hier in ähnlicher Weise zur unmittelbaren 
Wirkung benutzt wie in den Bänkelsängerliedern oder den Ge- 
sängen der Heilsarmee. Kraftausdrücke und billige Kalauer 
werden nicht verschmäht. Wenn seine Wawilas, Klims, Iwans, 
und wie die bäuerlichen Typen alle heißen, dem Pomjeschtschik, 
dem Popen, dem Kapitalisten oder den Größen der internatio- 
nalen Politik a so geschieht das im Genre des 
Kasperletheaters, wo der Held die bunten Puppen nach witziger 
Rede und Gegenrede so lange auf den Kopf haut, bis sie leblos 
schlaff über den Rand des Bühnenrahmens herunterhängen. Ein 
gleichbleibender, holzschnittmäßiger oder plakathafter Formen- 
und Bilderschatz, der möglichst aus der bäuerlichen Sphäre 
stammt, erscheint in immer neuer Abwandlung. Einzelne Mo- 
tive und Worte werden gedreht und verdreht bis zum Überdruf. 
Wie oft hat Bjedny allein das Wort „Nep“ umgemodelt, um es 
der lebendigen Sprache anzupassen: Nepman (der heute geläufige 
Ausdruck ist von Bjedny erfunden worden), Ne Ed (Lenin- 
grad), der Nepski Prospekt, Nepomanie usw. Er hat seine 
stehenden Typen, wie die „Ijotka Awdotja“ und die „Kuma 
Akulina“. Seine baltischen Barone sprechen jedesmal dasselbe 
Kauderwelsch, und seine Briands und Fable sitzen immer 
in den gleichen Klubsesseln. 


IIT. 


Wie Bjedny, sozial gesehen, der Dichter der ungegliederten 
Volksmassen wurde, die dem Bolschewismus zunächst durchaus 
fernstanden, und sich in der Form diesen Schichten méglichst an- 
zupassen suchte, so bevorzugt seine Dichtung auch inhaltlich die 
weiten, noch unbeackerten Gefilde entlegener bäuerlicher Lebens- 
zustände. Sie bringt zum Ausdruck, daß der russische Mushik eine 
entscheidende Schlüsselstellung besitzt, daß von seiner Entwick- 
lung das Schicksal des Sowjetstaates abhängig ist. Es ist interessant 
zu sehen, wie dieser bolschewistische Publizist, der mit allen 
Wassern politischer Erfahrung gewaschen ist, hier ganz und gar 
mit der Maske des Mushik verwächst, wie er sich vor seinen 
Zuhörern des „bäuerlichen Fundus“ in seinem Denken rühmt 
und „als Bauer zu Bauern bauerlich sprechen“ will. Er hat längst 
seinen bürgerlichen Namen Jefim Alexandrowitsch Pridworow 
mit dem „Demians des Armen“ vertauscht, zum Zeichen, daß er 
der Bauernarmut, der „Bjednota“, das Wort spricht. Der Intellek- 
tuelle, der selbst vom Dorfe stammt und den Weg des Nekrassow- 
schen „Schuljungen“ bis zur Universität hinauf gegangen ist, 
findet nach vielen Abschweifungen als Bolschewist wieder zurück 
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zur eigenen Vergangenheit, zu Hütte und Feld, Armut und er- 
niedrigendem Dienst, so daß die bäuerliche Maske überzeugend 
wirkt. Er hat seine Erfahrungen ausgeweitet zu einem Gesamt- 
bild, das seinen Sinn erst durch die bolschewistische Entwicklung 
erhält: das alte, zurückgebliebene, überall von den engen Bin- 
dungen an Boden, primitive Gemeinschaft und Herrschaft ge- 
fesselte Dorf muß allmählich dem neuen weichen (wobei er 
freilich nur die ersten Etappen der Neuordnung deutlich erfaßt). 


Bei aller Hervorhebung bäuerlicher Eigenart ist hier die 
Perspektive grundsätzlich anders als bei den „Bauernschwär- 
mern“ skythisch-eurasischer Provenienz, die wie Pilniak in die 
russische Provinz gingen, um dort die „mushizkaja stichija“, die 
elementare Revolution in magischer Beleuchtung zu sehen. Was 
ein konkretes Bauernregime in Rußland bedeuten würde, zeigt 
Bjedny in seinem Zar Andron, einer apokalyptischen Dichtung 
voll beißender Satire, die zu einer Zeit entstand, als die Frage 
um Sein oder Nichtsein der Sowjetherrschaft tatsächlich auf des 
Messers Schneide stand. Der Held, ein braver Mittelbauer, den 
man nach Beseitigung der Sowjets in Moskau zum allrussischen 
Zaren ausruft, ist eine Puppe ın der Hand der alten Mächte, die 
ein mittelalterlich-patriarchalisches Rußland wiederherzustellen 
suchen. Und die wiedererstandene „Matuschka Rus“, in der 
Glockengeläut und Ikonenverehrung die Hauptrolle spielen und 
das gesellschaftliche Leben nach den Vorschriften des „Domo- 
stroi“ geregelt wird, ist wiederum nur ein Scheingebilde ohne 
Selbständigkeit, ein „zweites Indien“, über das die fremden 
Mächte triumphieren. 

Für Bjedny ist das russische Bauerntum keine mystisch um- 
kleidete Größe von weltgeschichtlicher Bedeutung, sondern ein 
Stück russische Wirklichkeit, bedeutsamer Hintergrund für 
bolschewistische Experimente. Er steigt in die Provinz hinab 
„wie ein Jäger, der nach seltsamem Getier jagt“ und brıngt als 
Beute mit: sonderliche Gebräuche, Roheitsakte, bürokratische 
Lächerlichkeiten, Verbrechen, seltsame Worte, merkwürdige 
Fälle, wo altes mit neuem sich mischt: 

Alles ist da: Sowjet und Krone, 

Dort hängt Lenin, und dort die Ikone, 

Und vom Gesetz zum Sprit 

Ist nur ein Schritt... 
Er spart nicht mit Farben, um zu zeigen, wie die erdrückende 
Masse der Bevölkerung in Finsternis verharrt: 

Ein Material für düstre Kunde, 

Die uns gleich Disteln überall bedroht: 

Im Dorf geht der Bauer am Suff zugrunde, 

Und in der Stadt sauft sich der Arbeiter tot. 
Vor allem aber füllt er seine Satire mit Bildern aus dem dérf- 
lichen Milieu und den tausend kleinen Riten des bäuerlich-primi- 
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tiven Gemeinschaftslebens. Seine Popen, schwatzenden Weiber, 
besoffenen Mushiks, geschäftigen Gevatter und Gevatterinnen 
stehen plastisch vor uns wie auf Brueghelschen Bildern, lächerlich 
und traurig zugleich. Da bleibt alles beim alten, und wenn die 
Welt aus den F ugen geht, denn „die Welt“, sie hat hier schon 
am Rande des Dorfangers ein Ende. Vergeblich kämpft der 
einzelne dagegen an, wie der Dorfjunge Wanja aus dem Poem 
Die Bauern, der an die Front kommt, in Gefangenschaft gerät 
und zurückkehrt mit Ideen von Revolution und Sowjets, aber 
machtlos gegenübersteht der Masse stumpfsinniger Bauern, die 
weiter saufen, ihre Weiber verhauen, sich um Feldstücke zanken 
und mit Zähigkeit an ihren halbheidnishen Riten festhalten. 


Bjedny ist ein glänzender Schilderer des patriarchalischen 
dörflichen „byt“. Er kennt alle Eigentümlichkeiten und Realien 
dieses Milieus, wie sie nur einer kennen kann, der selbst in 
diesem Milieu aufgewachsen ist, den tausend kleine Erinne- 
rungen damit verbinden. Indem er die Zusammenhänge auf- 
zeigt und satirisch übersteigert, entwertet er sie zugleich, gibt 
sie den Blicken aller und damit der Lächerlichkeit preis. Aber 
er erweist auch ihre Bedeutung für die Praxis. „Bauernleben ist 
ständiger Brauch“, heißt es in einer Kritik der allzu sehr am grünen 
Tisch ausgearbeiteten bolschewistischen Ehegesetzgebung mit 
ihrer registrierten Ehe, gegen die er einwendet, 

Daß ihre Schöpfer völlig vergebens 

Ankämpfen gegen den Widerstand bäuerlichen Lebens. 
So etwas läßt sich nicht besorgen 

Von heut auf morgen! 


Wenn der Bauer seinen Sohn oder seine Tochter verheiratet, so 
„vollzieht sich das alles nach strengen Riten“. Die Dekretierung 
der nüchternen registrierten Ehe wird den Bauern, der „solche 
Gesetzlosigkeit nicht ertragen kann“, nur erst recht dem Popen 
in die Arme treiben. 

Auch bolschewistische Einrichtungen versinken oft in dem 
alles verschlingenden „byt“. Mit Vorliebe nagelt Bjedny gerade 
solche Fälle fest, indem er irgendeine Zeitungsnachricht aus der 
Provinz mit wenigen Strichen zur Groteske umgestaltet. Köstlich 
z. B. die Anekdote vom allmäctigen Volkskommissar Luna- 
tscharski, der auf einer Inspektionsreise irgendwo im entlegen- 
sten Poschechonien mit höchster Befriedigung erfährt, daß das 
meistgelesene Buch bei den Bauern das Konversationslexikon 
ist; und es sich erst durch weiteres Befragen herausstellt, daß 
diese Vorliebe sich lediglich auf einen Band besagten Lexikons 
erstreckt, den nämlich, in welchem der Hausschnapsbrandapparat 
mit allen Einzelheiten abgebildet ist( „Dieneuen Enzyklo- 
pädisten“). | 

_ Fast in poetischer Verklärung stellen sich auf der anderen 
Seite die Erfolge dar, in denen das Eindringen von neuen 
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Menschen und Gesinnungen sich dokumentiert. Da haben junge 
Komsomolzen heimlich eine Brücke über einen Fluß gebaut, der 
zwei feindliche Dörfer trennte: die Jugend überwindet alte, 
lächerlih gewordene enge Feindschaften und schließt sich zur 
Solidarität zusammen (Die Hühnerfurt). Oder es kommt die 
Nachricht, daß ukrainische Bauern aus einem entlegenen Dorfe 
den streikenden englischen Bergarbeitern eine Lebensmittel- 
sendung geschickt haben: das ist das neue, bolschewistische Dorf, 
das aus seiner Enge „in den Weltenraum hinausgetreten“ ist. 
Durchdringt man den „stinkend gelben Schlamm der Oberfläche”, 
so zeigt sich, wie die „frische Frühlingsübershwemmung“ auch 
in die abgelegenen, öden Gefilde eindringt. 


IV. 


Aufs engste mit dem bäuerlichen milieuhaften Genre ver- 
bunden ist auch Bjednys antireligiöse Dichtung, die in der 
„Besboschnik“-Bewegung eine bedeutende Rolle spielt. Hier 
wird das schon genannte Prinzip: Entwertung durch Aufzeigung 
und Profanierung, besonders deutlih. Der Aufklärer Bjedny 
bedient sich des unendlich reichen Formenschatzes des Folklore, 
um mit dessen Hilfe die Grundlagen bäuerlichen Kirchen- 
laubens zu zersetzen. Jahrelang, heißt es in einem seiner Ge- 
ichte, haben wir um die Gläubigen gekämpft, haben nicht 
Papier und Mühe gespart, um zu beweisen, daf die Religion 
Unsinn ist, daß es Zeit wird, den fauligen Aberglauben durch das 
Licht der Wissenschaft zu reinigen — aber der Bauer bleibt 
weiter bei seinem Wunderglauben und läßt sich weiter vom 
Popen belehren. Bjednys Propaganda — in der geschilderten 
leichtfaßlichen Form der satirischen Volksballade, der komischen, 
verzerrenden Karikatur — setzt da an, wo sie das unmittelbarste 
Verständnis bei ihrem Publikum voraussetzen kann. Sie beginnt 
beim Volkssprichwort, das Gott und den Teufel gleichwertet, bei 
den tausend bäuerlichen Redensarten, die mehr oder weniger 
drastisch die tiefe Verachtung für den Popen zeigen; und sie endet 
bei dm Neuen Testament ohne Fehler, dem großen 
volkstümlichen Poem, wo die ganze Christusgeschichte kunstvoll 
in das Milieu und die Begriffssprache des russischen Dorfes über- 
setzt ist. Da sind die Personen der Evangelien (deren schreiende 
Widersprüche aufgedeckt werden sollen) simple Bauern und 
Bäuerinnen aus dem Nachbardorfe. Sie tragen alltägliche 
Namen: Maria heißt Marja Akimowna, joe h: Ossip Jakow- 
lewitsch, ns: Iwan Sacharytsch Jordanski, und sogar der 
Engel Gabriel verleugnet nicht seine bäuerliche Herkunft. Die 
Handlung spielt in unmittelbarer Gegenwart. Joseph läft sich 
mit Maria „registrieren“, und bei der Hochzeit zu Kana tanzen 
die Jünger einen Foxtrott. Der Christusmythus wird nicht nur 
vor das Forum des gesunden Menschenverstandes gezogen (z. B. 
in der Widerlegung der Worte des Evangeliums von den „Vögeln 
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auf dem Felde“, durch ein Zitat aus dem Brehm, welches scien ae 
daß die Vögel die gefräßigsten und arbeitsamsten Tiere sind, die 
es gibt . . .), sondern er wird vor allem zu einer Alltagsgeschichte 
simplifiziert und in seinen handgreiflichen Motiven blofgelegt. 
Die Parallelen aus der Gegenwart, die zur Verdeutlichung heran- 
gezogen werden, sollen zeigen, daß dieser Christus und seine 
Jiinger sich in nichts von dem Kliingel russischer Sektierer unter- 
scheidet: Christus ist so etwas ähnliches wie Rasputin, und die 
Jiinger sind jene zweifelhafte Gefolgschaft, die sich an erfolg- 
WEA Wundertäter anschließt, um an dem materiellen Gewinn 
teilzuhaben. 


V. 


Vielfältig im Stoff, aber einförmig im Gedanklichen ist 
Bjednys Dichtung, in der sich der paon und der Feuille- 
tonist mit dem anspruchslosen volkstümlichen Erzähler, der 
Karikaturenzeichner mit dem politischen Pamphletisten, der 
Bänkelsänger mit dem Agitator begegnen. Aber die Satire, die 
zündete, weil sie den Dingen direkt auf den Leib rückte, ist all- 
mählich, als Begleitmusik des Alltags, zu etwas Selbstverständ- 
lichem geworden. Sie hat sich abgeschliffen und schleppt heut 
viel Ballast von allzu leichtem Gewicht mit, z. B. in den Dingen 
der Außenpolitik, wo sie am raschesten verwässerte. Das beste 
findet man immer noch in der Heraushebung typischer Erschei- 
nungen aus dem Bereich der Samokritika. Wenige verstehen es 
wie Bjedny, die Auswüchse des Bürokratismus drastisch zu 
zeigen, so in der schönen Geschichte, wo der harmlose Bürger, 
der sein Päckchen Stecknadeln kaufen will, von einer Behörde 
mit phantastischem Namen zur anderen geschickt wird: vom 
„Gubsnab“ (Gouvernementsversorgun sstelle) zum „Gubot- 
srotschka“ Coar nen enaa iub ilie). von dort zur „Gub- 
provolotschka“ (Gouvernementsverzögerungsstelle), zur „Gub- 
sabotage“, „Gubstatistika“, „Gubkontrolja“ usw. Oder im Kampf 
gegen kleinbürgerliches Spiefertum, das sich auch in der neuen 
Ordnung breitmacht: 


Da sind Heiligenbilder (wenn auch sowjetische), 
Da sind die unverrückbaren Fetische, 
Da sind Priester, Weihrauch, Altar — 
Kurz, alles ist so wie es war. 
Das Positive, das es zu sagen hat, bleibt im Aufklärerischen 
stecken, beschränkt sich auf simple Ermahnungen: 
Wir müssen lernen: aufrecht und grad sein 
Und akurat sein 
Im gleichen Takt sein 
Und exakt sein, 
Mit ehrlichen Waffen 
Gemeinsames schaffen. 
Einer den anderen achten soll 
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Und danach trachten soll, 

Ohne Vagabundenallüren, 

Ohne besoffene Reden zu führen, 

Ohne Schimpfen und ohne Flucen 

Den Menschen in ihm zu suchen 
heißt es in einem charakteristischen Gedicht, das an die junge 
Generation gerichtet ist. 

jedny ist kein unerbittlicher Wahrheitsfanatiker. Er be- 

trachtet sich als ausführendes Organ des Sowjetstaates und macht 
nicht den Anspruch, die Erscheinungen zu durchdringen, sondern 
er will sie nur mit seinem Vers möglichst wirksam darstellen, 
ihnen die satirische Seite abgewinnen. Und als satirischer 
Publizist verkörpert er in einem Lande, wo es eine öffentliche 
Meinung in unserem Sinne nicht gibt, etwas wie ein Rudiment 
davon. Man suche bei ihm keine neuen Aufschlüsse über das 
System. Aber ein Stück lebendige Wirklichkeit aus dem bolsche- 


wistischen Rußland wird man in allen seinen Versen finden. 


Rußland und Osteuropa. 
Übersicht. 


Innere und äußere Politik. 
Von Otto Hoetzsch. 


I. Rußland. 
1. Statistik. 


Im ersten Juni-Heft 1932 der Zeitschrift der Berliner Han- 
delsvertretung finden sich interessante statistische Angaben. 
Auch wenn sie nicht alle neu sind, ist eine Mitteilung daraus 
wertvoll. Muß man doch immer dergleichen festbegründete Vor- 
stellungen vor den Augen haben, gegenüber dem Riesenmaterial, 
das jede Übersicht zu bewältigen zwingt! 

anach zählte Rußland (der Raum natürlich übereinstim- 
mend genommen) an Einwohnern 1913: 138,2 Millionen und 1931 
160,6 Millionen. Davon in der Stadt 24,7 und 32,0, auf dem Lande 
110,9 und 128,6 Millionen. Davon Arbeiter und Angestellte 
11250000 und 18108000. Und davon wieder 1931 im nichtland- 
wirtschaftlichen Sektor 15480000 und in der Land- und Forst- 
wirtschaft 2628000. Lernende (in allen Stufen der Schule) wur- 
den gezählt 1913: 8192000 und 1931: 19791 000. Schließlich wur- 
den Arbeitslose (während 1913 und 1921 dafür keine Angaben 
vorlagen) 1922: 160000, 1924: 1240000, 1929: 1616000, 1950: 
1316000 gezählt. Das Jahr 1931 aber weist keine Arbeitslosen 
mehr auf. 

Diese Zahlen unterstreichen wieder die Tatsache der ge- 
waltigen und ununterbrochenen Bevölkerungszunahme 
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und der Industrialisierung, die indes das Verhältnis von 
Stadt und Land noch nicht wesentlich verändert. Es ist 1913 wie 
1931 = 1:6. Auch die Zunahme der Lernenden muß ohne Zwei- 
fel in ihrer absoluten Bedeutung eingestellt werden, während 
zur Behauptung der Liquidierung der Arbeitslosigkeit die 
bekannten Einwände bleiben. 


2. Wirtschaftslage und Wirtschaftsorganisation. 


Die Frühjahrssaatkampagne ist zu Ende. Am 
1. Ib waren 96676000 Hektar = 94,5 Prozent des Saatplans an- 
ge aut, 0,3 Mill. weniger als im Vorjahr. 11,02 Mill. fallen auf 
ie Sowchosy, 66,7 Mill. auf die Kolchosy, nur noch 18,95 Millio- 
nen auf die Einzelwirtschaften. Die Sowchosy haben den Anbau- 
plan überschritten, die Kolchosy beinahe ausgeführt, die Einzel- 
wirtschaften sind um etwa !/, dahinter zurückgeblieben. Der 
Rückgang gegen das Vorjahr ist also nicht von Bedeutung. 


Die Ernte hat Ende Juni begonnen. Richtlinien der Sowjet- 
ee von Molotow und Stalin unterschrieben, vom 5. Juli, 
geben Anweisungen für die Durchführung. Darin ist besonders 
interessant und wesentlich, daß jede Brigade und jedes Kolchos- 
Mitglied am Ertrag der Arbeit unmittelbar interessiert sein soll, 
sowohl in Naturalien wie im Geldertrag, „um so den besseren 
Kolchosniki ein größeres Maß an Naturalien wie an Geld zu 
sichern“. Während des Drusches sind den Kollektiven Vorschüsse 
zu gewähren. Für die Ernte werden den Sowchosy und Kolchosy 
16190 Traktoren, 6700 Automobile, 8500 Mähdrescher usw. zur 
Verfügung gestellt. 

Nachdrücklich wird auch gleich darauf hingewiesen, daß die 
Getreidebereitstellungen aus der Ernte 1932, an die 
sofort erinnert wird, für Kollektive und Einzelwirtschaften um 
264 Mill. Pud gekürzt worden sind (siehe dazu „Osteuropa“, 
Heft 9, S. 534). 

Daran schließt sich sogleich der Plan der Herbstsaatkam- 
pagne (Verordnung für RSFSR, 5. Juli). 


Die ersten amtlichen Angaben der Zentralverwaltung für 
Wirtschaftsstatistik über die Ernteaussichten sind zu un- 
sicher, als daß sie hier mitgeteilt werden dürften. 

Für den Appell, die Ernte einzubringen und Getreide 
bereitzustellen, ist der Erfolg der neuen Maßnahmen wesentlich 
(s. „Osteuropa“, Heft 10, S. 568 ff: Neo-Nep?). Ein Blick in eine 
Zeitung zeigt, daß es damit noch recht durcheinander geht. Zwar 
sinken die Preise für landwirtschaftliche Erzeugnisse auf dem 
städtischen Markte mit der stärkeren Zufuhr von seiten der 
Bauern. Aber diese erstmalig wieder sich bildenden freien Preise 
sind immer noch recht hoch und das Äquivalent fehlt: die Belie- 
ferung der Bauern mit Massenbedarfsartikeln (darüber siehe 
unten Nr. 3). 
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Auf dem dritten ukrainischen Parteikongreß schilderte 
Molotow recht offen die schwierige Ernährungslage in der 
Ukraine und gab die Überspannung durch die einseitige 
Industrialisierung zu, auch große Fehler in der Kollektivierung. 


3. Industrie. 


Im ersten Halbjahr 1932 sind Traktoren gebaut 21018 

gegen 5724 in der gleichen Zeit des Vorjahres, Personen- und 

astautomobile 9127 gegenüber 7769. Attostroj hat in diesem 
Halbjahr 1223 gebaut, Plan ging auf 3800. 

Uoan ei wird die Aufmerksamkeit rege gehalten auf 
die neuen Naphtha-Vorkommen: im Emba-Gebiet (dafür 
wird eine 745 km lange Rohrleitung vom Kaspischen Meer über 
Gurjew nach Orsk gebaut, die das Uralgebiet und Westsibirien 
mit Naphtha versorgen soll) und in der Baschkirenrepublik, in 
einem Gebiet, das 30—32 km vom Ort Sterlitamak und 120 km 
von der Station Rajewka (an der Eisenbahn Samara-Slatoust) ent- 
fernt liegt. Dieses Revier soll dem kombinierten Industriegebiet 
Ural-Kusnezk den flüssigen Brennstoff geben (ein zusammen- 
fassender Artikel: „Neue Naphtha-Gebiete der Union“ in 
Iswestija 16. Juni). 

Von der neuen Anleihe des „4. abschließenden Jahres 
des Fünfjahrplans“ im Gesamtbetrag von 3.2 Milliarden Rubel 
sind 1678534000 Rubel gezeichnet worden, darunter 1572 415 000 
Rubel von den Arbeitern und Angestellten in den Städten und 
auf dem Lande, 66 116000 Rubel von den Kollektivmitgliedern 
und Einzelbauern und 40 Mill. Rubel von der Roten Armee. Die 
Stadt Moskau hat die vorgeschriebene Summe mit 100,03 © bis- 
her erfüllt. 

Am 17. Juni beging die Reichsbank den 10. Jahrestag 
ihres Bestehens. Dazu sei auf die Rede Grinkos auf der Feier 
und unsere Besprechung des Buches: „Die Finanzen und die 
Währung der Sowjetunion“, vom Mitgliede des Reichsbank-Direk- 
toriums, Nagler, in diesem Hefte verwiesen. 

Die Organisation der Sowjetwirtschaft zu 
übersehen wird immer schwieriger. In einem Sammelwerk: 
„Die rote Wirtschaft, Probleme und Tatsachen“ (herausgegeben 
von G. Dobbert, Königsberg, Osteuropa-Verlag), in dem ich den 
einführenden Aufsatz geschrieben hehe hat H. Jonas eine 
knappe, aber sehr klare Übersicht über die Organisation ge- 
geben, auf die auch hier hingewiesen sei. 


4. Binnenwirtschaftspolitik. 


Die im letzten Heft geschilderte neue Bauernpolitik 
wird fortgesetzt. Die Ablieferungsmenge für Kartoffeln wurde 
herabgesetzt, desgleihen die für Milch und Butter, Sonnen- 
blumen, Tabak, Reis, Bohnen. Entsprechend sollen an Massen- 
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bedarfsartikeln im 3. Vierteljahr 1932 über den Plan hinaus 
Wollstoffe für 12 Mill. Rubel, Baumwollstoffe für 30 Mill. Rubel, 
Schuhwerk für 27,5 Mill. Rubel, Fausthandschuhe für 5 Mill. 
Rubel, Zwirn für 4 Mill. Rubel und fertige Kleidung für 45 Mill. 
Rubel geliefert werden. Die Leinenindustrie soll eine zusätz- 
liche Produktion im Werte von 6 Mill. Rubel, die Seidenindustrie 
für 3 Mill. Rubel, die Trikotageindustrie für 3,2 Mill. Rubel, die 
Industrie der Steine und Erden soll ein Mehr von 25 Mill. Tassen, 
4 Mill. Teller, 2 Mill. Becher und 2,5 Mill. qm Fensterglas liefern. 
Die gesamte zusätzliche Produktion von Massenbedarfsartikeln 
soll an die Bauernschaft verkauft werden. Aber zum letzteren 
gehen eben die Klagen ununterbrochen weiter: man erhält zu 
var und zu schlechte Ware. 

uch das Dekret vom 25. jun „von der revolutionären 
Gesetzlichkeit‘, das unten (Nr. 5) besprochen wird, ist mit seinem 
Bemühen, den Rechtszustand etwas sicherer zu gestalten, im 
Lichte der Bauernpolitik, der milderen Behandlung der Bauern 
zu betrachten. Desgleichen das Dekret vom 19. Juli gegen den 
willkürlichen Ausschluf von Mitgliedern aus dem Kolchos. 

Im ganzen hat man bisher den Eindruck, daß die positiven 
Maßnahmen nur recht langsam vorwärts kommen. Sehr scharf 
hat sich der Moskauer Rundfunk Anfang des Monats damit be- 
schäftigt, mit heftigen Angriffen auf die Bürokratie, deren Un- 
fähigkeit und Korruption. Auf diesem Gebiete bleibt Aftostroj, 
bei dem wieder ein Skandal größten Stils, Bestechung dur 
Lieferung von Zucker und Konserven, vorkam, ein Schmerzens- 
kind der Regierung. 


5. Die Vorbereitung des zweiten Fünfjahrplans. 


Die Zeit für die Vorbereitungsarbeit ist zu gering geschätzt 
worden. Die Termine haben verlängert werden müssen. Der 
neue Entwurf ist von den Volkskommissariaten beim Gosplan 
erst am 5. August statt 10. Juli vorzulegen. Dieser wieder soll 
ihn dem Rat der Volkskommissare zum 5. September vorlegen 
statt ursprünglich am 20. August. Sehr entschieden wird dabei 
die Mitarbeit der Rayone eingeschaltet, die beim ersten Plan noch 
nicht mitgearbeitet haben, und jetzt in einer besonderen Konfe- 
renz dafür eingehende Anweisungen erhielten, desgleichen die 
Städte. „Die Stadt zu betrachten als geschlossene Wirtschaft, als 
Oikos ist aber ebenso unnütz und schädlich wie beim Rayon. Die 
Stadt muß ebenso in enger Verbindung mit der ganzen Volks- 
wirtschaft Pläne aufstellen. Das bezieht sich ebenso auf die alten 
Städte wie auf die neuen sozialistischen Städte“ hieß es dabei in 
einem Iswestija-Artikel vom 22. Juni. Freilich fehlt es für diese 
De ATORI an den vorgebildeten Arbeitern des Wirtschafts- 
ebens. 

Nach längerer Pause ist uns wieder die Zeitschrift „Plano- 
woje Chosjajstwo“ (Planwirtschaft, herausgegeben vom 
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Gosplan) zugegangen (Mai 1932), in der eine Fülle von Material 
zur Vorbereitung des neuen Plans steht, in Aufsätzen von 
Kuibyischew, Meschlauk, Lomow, Smilga. Auf dem Gebiete der 
Buntmetallindustrie, namentlih der Kupferproduktion, der 
Brennstoffversorgung (zweite Brennstoffkonferenz im Juli unter 
Vorsitz von Lomow und der Artikel von ihm, Iswestija 4. Juli), 
der Eisenbahnen (neue Magistralen, besonders Moskau-Donez- 
gebiet), des Transportes zu Wasser, überhaupt der Transport- 
verhältnisse, der Mitarbeit der Städte sowie der Anlage neuer 
„Planstädte“ war im Berichtsmonat ein großes Material zusam- 
mengetragen, das hier im einzelnen nicht verarbeitet werden 
kann. Man erkennt deutlich die Tendenz, in der Vorbereitung 
auf den neuen Fünfjahrplan über die Schwierigkeiten der 
Gegenwart hinzuhelfen und stimulierend, begeisternd vorwärts- 
zutreiben. 


6. Innere Politik. 


Die erwähnte Verordnung: „Von der revolutionären 
Gesetzlichkeit‘, unterschrieben von Kalinin und Molotow, 
vom 25. Juni nahm ihren Anlaß von dem 10jährigen Bestehen der 
„Prokuratur“, der Reichsanwaltschaft, stand aber ganz ersichtlich 
im Rahmen der Bauernpolitik. Es wird nicht nur darüber ge- 
klagt, daß das bürokratische Element der Elastizität der Politik 
zu wenig folgt, die niederen Beamten die Bauern nach wie vor 
schikanieren und ungeeignet behandeln, sondern in einem langen 
Katalog wird ein Bild der Willkürherrschaft in der Verwaltung 
und im Gericht gegenüber den Bauern, auch den Kollektivbauern 
und armen Bauern, gezeichnet, das die „revolutionäre Gesetz- 
mäßigkeit“ als sehr fragwürdig erscheinen läßt. Stalin hat auf 
dem 15. Parteitag gesagt: „Revolutionäre Gesetzmäfligkeit ist 
keine leere Phrase.‘ it sehr drastischen Ausdrücken (z. B. 
Iswestija 27. Juni) wurde aber gezeigt, daß sie das vielfach ist, in 
Willkür, Korruption, Schlamperei u. dergl. m. Die Verordnung 
macht den Versuch, einen Widerspruch in sich als solchen nicht 
erscheinen zu lassen, sondern den Begriff des Gesetzes und der 
Gesetzlichkeit einzuschärfen in einem Staatswesen, das den 
Begriff des Rechtes eigentlich im Grundsatz nicht kennt. Be- 
greiflich, daß man sich dabei auch dagegen verwahren muß, diese 
Verordnung stelle eine Rückkehr zur „bürgerlichen Rechtsauf- 
fassung“ dar. In der „Prawda“ polemisierte der Präsident des 
Obersten Gerichtes, Wyschinski, sehr scharf dagegen: eine 
„Milderung der Strafpolitik“ sei keineswegs beabsichtigt, die 
Feinde des Sowjetregimes sollten nach wie vor ohne Erbarmen 
die ganze Schwere des Gesetzes zu fühlen bekommen. Man will 
indessen in der Strafpolitik die „Elemente der Straferziehung 
und der öffentlichen Finwirkung“ verstärken. Schwerlich hätte 
man zu dieser Kampagne gegriffen, wenn nicht die neue Bauern- 
politik das nötig gemacht hätte. 
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In ähnlicher Richtung ging die fünftägige Prüfung der 
Arbeiten der Beschwerdebüros der REI (der obersten 

nungs- und Kontrollstelle des Reiches). In einem sehr auf- 
schlufreichen Artikel (Iswestija 25. Juni) behandelte das 
M. Uljanowa, wohl die Schwester Lenins. Es handelte sich um 
eine fünftägige Revision der Arbeit dieser Beschwerdebiiros, von 
deren Existenz sonst wenig bekannt ist. Uber 5000 neue 
„Posten“ der Büros wurden dabei organisiert, und der Zweck 
ist dabei, durch diese Arbeit die Massen mit der Staatsverwaltung 
selbst in Verbindung zu bringen, sie ihr nahe zu bringen. 

Ununterbrochen geht auch die interessante Arbeit, die 
Rayon-Verwaltungen mit den neuen Maßnahmen nament- 
lich des Kolchoshandels in Verbindung zu bringen. 


Über die Stadtwirtschaftin Rußland hat die „Zeit- 
schrift für Kommunalwirtschaft“ (Berlin, 22. Jahrg. Nr. 12) ein 
wertvolles Sonderheft erscheinen lassen, das Dr. J. Semjonow 
zusammengestellt hat und ein wenig beachtetes Gebiet, die Stadt- 
politik, nach allen Richtungen sehr vollständig und instruktiv 
schildert, sowohl die Verwaltung und Wirtschaft, wie Wohnungs- 
bau, Schulpolitik, Kinderfürsorge, Städteplanung, Straßenbau 
u. dgl. bis zur Untergrundbahn in Moskau, die auch im zweiten 
F int jaheplan Wirklichkeit werden soll. 

Der erwähnte („OÖsteuropa“, Heft 10, S. 606) 7. Unionskongref 
des Komsomol hat stattgefunden, von Stalin selbst leiden- 
schaftlich begrüßt, und sich mit den Aufgaben des Fünfjahrplans 
für die Jugend beschäftigt. Diese Jugendorganisation, run 
5 Mill. Mitglieder gleich 34 der Arbeiterjugend überhaupt, hat 
immer mehr an Bedeutung gewonnen. Die Jungarbeiter rücken 
immer stärker in die Betriebe ein, werden gern und stark mit 
ihrem Arbeitsenthusiasmus herangezogen, fühlen sich aber nicht 
genügend in politischer Beziehung berücksichtigt. Ein Kampf 
zwischen den Gewerkschaften und dem Komsomol geht vor sich, 
in dem sich das Generationenproblem sehr bemerkenswert aus- 
drückt und die Bedeutung der Jugend für den Stalinismus 
überhaupt. 

Am 1. September wird der Jahrgang 1910 in die Rote 
Armee eingestellt, die heute zu 35,5 % Arbeiter, unter den 
Mitgliedern bäuerlicher Herkunft 68,7 % aus den Kollektiven 
und zu 55 % Parteimitglieder zählt. 

Zusammenfassend wird man zur inneren Lage sagen 
können, daß sie ruhig ist. Von der Opposition rechts oder links 
hört man überhaupt nichts. Die Mikstimmune wird entweder 
durch die Bauernmafßnahmen etwas gewandelt oder gegen die 
Bürokratie und den Bürokratismus abgelenkt. Die Kollekti- 
vierung geht ihrem Ende entgegen, der Prozeß der „Entkulaki- 
sierung“ ist ebenfalls so gut wie zu Ende. Die Lohn- und 
Gewerkschaftspolitik der Sowjetregierung in den letzten 
Monaten hat allerdings Verstimmung hervorgerufen, und die 


671 


Frage ist, ob die Versorgung der Arbeiterschaft mit Nahrungs- 
mitteln und Bedarfsartikeln auf der bisherigen Höhe gehalten 
werden kann, wenn man auf der anderen Seite den Bauern das 
Zugeständnis des freien Marktes macht, also der Nahrungsmittel- 
lieterung früher gesicherte Teile für die Betriebe usw. entzieht. 
Das Entgegenkommen an die Bauernschaft bedeutet zugleich ein 
Entgegenkommen an die Rote Armee, die ja in ihrem Wesen eine 
Bauernarmee ist. Kurz: trotz bekannter Schwierigkeiten dürfte 
die Sowjetregierung das Volk fest in der Hand haben, um so 
mehr, wenn eine günstige Ernte hereinkommen sollte. 


7. Wissenschaft und Kirche. 


Die Pariser Zeitschrift „Le monde slave“ (Juni 1932) bringt 
einen wichtigen Artikel: „Das wissenschaftliche Studium der 
Regionen in Rußland“ (das sog. Krajewedenije). Darin ist ein 
sehr wertvolles Zahlen- und Tatsachenmaterial, das übrigens auch 
in die Zeit vor dem Novemberaufstand zurückreicht, zusammen- 
estellt. Diese wissenschaftliche Regionalarbeit wird hier des- 
alb erwähnt, weil sie nun auch in den Dienst des Fünfjahrplans 
und der Rayonierung gestellt ist, seit Ende 1929. Darüber hat 
im März 1930 die 4. Allrussische Regional- Konferenz stati- 
pounce: die ganz unter dem Einfluß des Gosplan und seiner 
endenzen stand, sowie unter dem Abschluß der bekannten Ver- 
waltungsreform, von der der Artikel ein allerdings nicht voll- 
ständiges Bild gibt. Und die Uebersicht im Teil seit 1929 ist 
wieder ein Beitrag für die hier immer hervorgehobene, zentrali- 
sierende, alles in Bann schlagende Tendenz des Stalinismus. 
Unvollständig ist der Artikel, was sehr interessante Linien be- 
deutet, in I: Richtung, da unter dem Gesichtspunkte der 
Nationalitätenpolitik dem Krajewedenije ein von der Politik 
freies Feld der Volkskunde immer noch bleibt, das namentlich 
in bezug auf Sibirien lebhaft bestellt wird, und dann die Frage, 
wie sich Krajewedenije und Regionalismus im praktischen Sinne 
zueinander verhalten, anders gefaßt, ob im groen Reichsplan 
landschaftliche Unterschiede, also Rayongegensätze in diesem 
Sinn sich geltend machen können, was für Westsibirien ohne 
Zweifel der Fall ist. 

Seit 19. Juli tagte eine vom Gosplan berufene Konferenz für 
die kulturellen Aufgaben im zweiten Fünfjahrplan, die be- 
hauptet, diese Arbeit könne mit der Tatsache rechnen, daß jetzt 
alle Werktätigen bis zum 50. Jahre lesen und schreiben könnten. 

Für den Plan der Geschichte des russischen 
Bürgerkrieges (s. Heft 10, S. 606) sind schon 1500 Berichte 
eingegangen, die zumeist von Arbeitern und zu 13 von Bauern 
verfaßt sind, Schilderungen von Augenzeugen aus dem Riesen- 
kampf und auf dem Riesengebiet. Die „Krasnaja Swjesda“ 
schreibt dazu pompös: „Die Massen haben immer die Geschichte 
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gemacht, aber sie haben sie noch niemals geschrieben. Jetzt 
werden zum erstenmal ganze Bände Geschichte von denen ver- 
faßt werden, die die Geschichte gemacht haben.“ 

Der Kampf gegen die Kirche und Religion, wie be- 
kannt ein Kernstück des Stalin-Programmes, war oder schien 
etwas zurückgetreten. Jetzt erklingen wieder Stimmen, die zu 
ihm aufrufen oder klagen, daß die vom Land kommenden neuen 
Arbeiter zu wenig in die Gottlosenbewegung gingen. Auch im 
Komsomol ist der Prozentsatz der organisierten Gottlosen sehr 
gering. So scheint eine neue Welle des Kampfes gegen die 

eligion zu beginnen, der ja eines der wichtigsten Elemente 
„der sozialistischen Klassenerziehung des Menschen“ sein soll. 
Aber es ist bezeichnend, daf der Verband der Gottlosen und 
seine auf einem sehr niedrigen Niveau stehende Zeitschrift 
„Besboshnik“ vom Parteikomitee wegen mangelnder Aktivität 
öffentlich gerüffelt worden sind. 


8. Weltwirtschaftsstellung und -fragen. 


Die Zahlen über den Außenhandel liegen nun für das 
panze Jahr 1931 vor. Noch einmal seien sie unterstrichen: Aus- 
ubr 811,2 Mill. Rubel (1036,4 im Jahre 1930) und Einfuhr 1105 
Mill. Rubel (1058,8 im Jahre 1930), Passivität der Handelsbilanz 
fast 300 Millionen Rubel. Das ist nichts Neues, aber bestätigt 
nochmals das oft Gesagte und hat zu sehr ernsten Erörterungen 
auf einer Konferenz der Bevollmächtigten des 
Außenhandelskommissariats in Moskau geführt. 


Aus diesen Verhandlungen ging die Einsicht hervor, daf 
Rußland die Einfuhr, daher auch die Ausfuhr nicht wesentlich 
einschränken kann und daß die Ausfuhr mengenmäfig wegen der 
Rohstoffpreise auf dem Weltmarkt nicht zu steigern ist, also: 
„Die penini. Aufgabe“, erklärte der stellvertretende 
Außenhandelskommissar Frumkin, „besteht darin, für die gleiche 
Anzahl Tonnen, für die gleiche Zahl von Kubikmetern oder 
Gallonen eine größere Valutamenge zu erhalten“. Das zu er- 
reichen ist freilich schwer. Daher spielten die Hinweise auf Ver- 
besserung der Qualität, auf Mißstände im Auftenhandelsgeschift 
u. dgl. m. eine recht große Rolle. In diesem Kreise von Sowjet- 
funktionären, die die Lage wirklich beurteilen können, ist man 
sich ganz klar darüber, daß die Sowjetunion noch längst nicht 
da angelangt ist, die Ein- und Ausfuhr entbehren zu können, 
sondern daß sie noch lange im Warenaustausch mit den kapi- 
talistischen Ländern stehen werde und müsse. Daher die 
„Losungen“: ,,100prozentige Durchführung der Exportpläne“, 
„Für die gleiche Tonnenmenge mehr Valuta“, „Die Bow lelorn. 
duktion muß der Qualität nach höher als die kapitalistische sein“ 
usw. Diese Verhandlungen erlaubten so einen sehr tiefen Ein- 
blick, wie die bekannte Frage: Verhältnis Ruflands zum Kapi- 
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talismus und zur Weltwirtschaftskrıse im Sinne des Fünfjahr- 
lans, die mafgebenden Männer bewegt, im Kampf um Handels- 
ilanz und Devisenvorrat. 

Eine wichtige Neuerung ist der Beschluß des ZIK (18. Juni), 
daß bei der allrussischen Handelskammer in Moskau eine 
ständige Kommission zur Entscheidung von Streitigkeiten über 
Außenhandelsabschlüsse zwischen Sowjetunion und ausländi- 
schen Firmen einzurichten sei. Die Kommission besteht aus 
15 Mitgliedern, Vertretern der Organe für Handel, Industrie, 
Transport und Spezialsachverständigen. Genaue Vorschriften 
über die Prozedur wurden gegeben. Dagegen scheint eine Ver- 
tretung der anderen Seite, der ausländischen Firma, dabei nicht 
in Frage zu kommen, was das Ganze sehr beeinträchtigt. Deutsch- 
land hat für diese Fälle ja schon das Schlichtungsverfahren mit 
Rußland aus dem Berliner Vertrag. 

Die 2. Petroleum-Konferenz hat am 29. Juni in 
Paris begonnen, diesmal unter Beteiligung von Rumänien, und 
auch Sowjetrußland war vertreten. Doch scheint eine Einigung 
mit Rußland auch diesmal nicht möglich zu sein. Wie erinner- 
lich, handelt es sich darum, Rußland in eine Weltverständigung 
zur Regulierung der Petroleumproduktion einzubeziehen und zu 
diesem Zweck Rußland seine ganze Ausfuhrmenge auf 10 Jahre 
abzunehmen. Offenbar will die Sowjetunion auch jetzt noch 
nicht sich auf 10 Jahre mit den Preisen binden und ihre eigenen 
Absatzorganisationen im Auslande aufgeben. 


9, Auswärtige Politik. 


a) Das Ergebnis von Lausanne wurde von den Iswestija 
({1. Juli) so beurteilt: 

„Wenn man von einem Erfolge Deutschlands überhaupt sprechen 
kann, so nur in dem engen Sinn einer formellen Feststellung der Gläubiger, 
daß ein weiteres Herauspumpen des Versailler Tributs aus Deutschland in 
dem im Haag festgestellten Umfang nicht mehr möglich ist. So wird also 
de jure anerkannt, was de facto schon vor einem Jahr durch das Hoover- 
Moratorium anerkannt worden ist. Dabei ist aber die Lausanner Rechnung 
ohne den Wirt gemacht worden, sie ist ungiiltig, wenn Amerika der Annul- 
lierung der Kriegsschulden nicht zustimmt." 

Über die Stellung zum Konsultativpakt und der aus Lausanne 
und Genf hervorgehenden neuen Mächtegruppierung wird im 
Septemberheft berichtet. 

Die Abrüstungskonferenz wurde mit einem Karussell 
verglichen, bei dem die Holzpferdchen sich fortbewegen, aber 
immer wieder auf denselben Punkt kommen. Litwinow hat zum 
Schluß den russischen Standpunkt sehr entschieden vertreten und 
mit Deutschland zusammen am 23. Juli gegen die Schlußresolution 
gestimmt. 

Zur Bewegung in Siam schrieb die Prawda (27. Juni): 

„Siam war bisher eine halbfeudale Monarchie, welche die Rolle eines 
Pufferstaates zwischen den Kolonien des französischen und des englischen 
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Imperialismus spielte. Die englischen Interessen waren bisher in Siam 
vorherrschend. In den Händen des englisch-indischen Kapitals befinden 
sich die Ausbeutung der Walder, der Kanalbau, die künstliche Bewässerung 
der Reisplantagen, die die Haupternährungsquelle bilden. Die Agrarkrise, 
die Indochina und Indien betroffen hat, bedroht den Außenhandel und die 
Finanzwirtschaft Siams mit einer Katastrophe. Dadurc ist auch der Kon- 
kurrenzkampf zwischen den rivalisierenden englischen und französischen 
Kolonisatoren aufs schärfste zugespitzt worden. 

Audh Indien, den Philippinen und der Bewegung in China wird 

wieder etwas mehr Aufmerksamkeit zugewendet. 

Die Ostpaktverhandlungen haben insofern Fort- 
schritte gemacht, als dem estnisch-russischen Vertrage (unter- 
zeichnet 4. Mai), ein Schlichtungsvertrag zwischen Estland und 
Rußland am 17. Juni folgte und sowohl Lettland wie Finnland 
den Sicherheitspakt mit Rußland förmlich ratifiziert haben. Das 
ist für Polen eine unangenehme Überraschung, wo man sich dar- 
auf festgelegt hatte, das ganze Werk voneinander abhängig zu 

ten und nur zu ratifizieren, wenn alles fertig sei, also nament- 
lich der Pakt zwischen Sowjetunion und Rumänien. 


Deshalb ist der Eifer, ja die Nervosität in Warschau ge- 
wachsen (siehe dazu Nr. ll: Polen). Aber zu einem Ergebnis hat 
das nicht geführt. Nach wie vor bleibt Rumänien, d.h. die bessara- 
bische Frage der Stein des Anstoffes. Rumänien ist nicht zu 
bewegen, von seinem Standpunkt abzugehen, weshalb die mit 
Rumänien viel weniger liierten Randstaaten Lettland und Finn- 
land ihren Weg für sich gehen und ausbrechen, beide natürlich 
aus wirtschaftspolitischen Erwägungen, weil Rußland größere 
Einkäufe in Aussicht stellte. 

c) Die Verhandlungen mit Frankreich sind keinen 
Schritt vorwärts gekommen. Der russisch-französische Handel 
betrug im ersten Quartal 1932 130,5 Mill. Frcs. gegen 128,5 Mill. 
in der gleichen Zeit des Vorjahres. Die französische Ausfuhr 
nach Rußland war 3,5 Mill. Fres. gegenüber 17,1 Mill., die fran- 
zösische Einfuhr aus Rußland 127 Mill. Fres. gegen 111,2 Mill. 
Der Anteil Rufßlands am französischen Import betrug 2,1 % 
gegenüber 1,1 % im ersten Quartal 1931. 

In das gleiche Kapitel der Handelsbeziehungen gehört, daf in 
der Schweiz zwar das Rufllandgeschaft lebhaft erörtert und 
umstritten wird, die Garantie der Exportlieferungen nach Ruß- 
land durch Bundesgeld aber bisher nicht zustande gekommen ist. 

Die italienisch-russischen Verhandlungen über ein 
neues Wirtschaftsabkommen, begonnen Anfang März, sind seit 
Wochen auf dem toten Punkt. 

d) Die Regierung der Mandschurei hat die Zollhoheit 
erklärt und die Zolleinnahmen beschlagnahmt, was Amerika und 
een mehr interessiert als Rußland. Auch die man- 
dschurische Postverwaltung und der japanische Oberkommissar 
in der Mandschurei interessieren in Mos au nicht übermäßig, wo 
man die bekannte Linie einhält. 
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Mit China sind die Gespräche in Fluß gekommen, am 
29. Juni in Moskau, und zwar aleich mit dem praktischen Nicht- 
angriffspakt zwischen beiden Staaten. Damit hatte Rufland einen 
Ersatz für die Ablehnung, die sein Vorschlag bei Japan gefunden 
hat. Das erfüllt in Moskau mit Genugtuung, aber bringt es nicht 
aus seiner bekannten Reserve, die unter allen Umständen eine 
Einmischung in der Mandschurei und einen Konflikt mit japan 
vermeiden möchte. Deshalb ist dieses neue Verhältnis zu China 
mehr theoretischer Natur. 

e) Merkwürdig liegt das Verhältnis zu den Vereinigten 
Staaten. Der Handel beider Länder geht zurük. Ein aus- 
führliher Bericht der amerikanisch-russischen Handelskammer 
(Oberst Cooper) (Tass. 8. Juli) untersuchte die Gründe. Noch 
1930 spielte Amerika eine führende Rolle auf dem Sowjetmarkt, 
die immer mehr zurückgegangen ist. Im April 1932 war der 
Gesamtbetrag des russisch - amerikanischen Handels 2,4 Mill. 
Dollar gegen 7,7 Mill. Dollar im April 1931. Die amerikanische 
Ausfuhr nach der Sowjetunion betrug im April 1,4 Mill. Dollar 

egen 6,8 Mill. im April 1931, die amerikanische Einfuhr aus 

ußland 0,9 Mill. Dollar gegen 0,9 Mill. im April 1931. In den 
ersten vier Monaten 1932 erreichte der Gesamtbetrag des russisch- 
amerikanischen Handels 8,3 Mill. Dollar gegenüber 54.3 Mill. 
Dollar in der gleichen Zeit des Vorjahres. Der Rückgang beträgt 
84 %. Die Gründe dafür sind verschiedener Art: Agitation, 
Zweifel an der Zahlungsfähigkeit der Sowjetunion, Zurückhal- 
tung der Banken, während seit 1924 die Sowjetunion nicht ein 
einziges Mal ihre Verpflichtungen prolongiert hat. Zugleich aber 
nähern die beiden Staaten sich politish. Amerika will einen 
Beobachter nach Moskau schicken; als Vermittler wird ein ameri- 
kanischer Oberst Pope genannt. 


10. Deutsch-russische Beziehungen. 


In der wichtigen Transferfrage ist im Juni ein Abkommen 
zwischen der Drusag und der Sowjetregierung geschlossen 
worden. Es legt einen Prozentsatz des Grundkapitals und der 
von der Konzessionsgesellschaft aufgenommenen Anleihen fest, 
der in vierteljährlichen Raten frei transferiert werden darf. Die 
erste Tilgungs- und Verzinsungsrate in Höhe von 860000 RM. 
ist von der Konzessionsgesellschaft bereits nach Deutschland 
überwiesen. Das Grundkapital der Gesellschaft beträgt 850 000 
RM., im Laufe der Jahre hat sie überdies Anleihen in Höhe von 
3 Mill. RM. aufgenommen. Gleichzeitig ist zwischen der Kon- 
zessionsgesellschaft und der Sowjetregierung eine Vereinbarung 
dahin getroffen worden, daß die Sowjetregierung unter Einhal- 
tung einer einjährigen Kündigungsfrist berechtigt ist, die Kon- 
zession in eigene Regie zu übernehmen. 

Über das neue deutsch-russische Vertragswerk 
und seine Bedeutung schreibt in diesem Hefte Herr Hans 
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Kraemer, der als Vorsitzender des Ruftland-Ausschusses ganz 
besonders kompetent dazu ist. Für die erste Jahreshälfte 1932 
ergibt sich daraus ein Betrag neuer sowjetrussischer Bestellungen 
aus Deutschland von 233,4 Mill. RM. Die Zeitschrift des Volks- 
kommissariats der Schwerindustrie „Sa Industrializaciju“ faßt 
zum Abschluf die Gesichtspunkte zusammen: 


„Die Tatsache, daß der Regierungswedsel in Deutschland den Ab- 
schluß des Abkommens nicht verzögert hat, zeigt, daß die verschiedensten 
Wirtschaftskreise in Deutschland einmütig für den Ausbau der Geschäfts- 
beziehungen mit der Sowjetunion eintreten. Es ist zu hoffen, daß auch 
die deutschen Banken, die bisher eine hartnäckige Neutralität auf dem 
Gebiete einer effektiven Unterstützung des Warenaustausches zwischen 
Deutschland und Rußland geübt haben, nun die Finanzierung der Sowjet- 
aufträge an die deutsche Schwerindustrie in größerem Umfange über- 
nehmen werden. Nach dem Abschluß des Rahmenlieferungsabkommens 
wird die Vergebung der Sowjetaufträge in Deutschland intensiver als bis- 
her erfolgen, die Gesamthöhe der Aufträge wird jedoch niedriger als die 
des Vorjahres ausfallen. Zur Steigerung der russischen Bestellungen in 
Deutschland ist es erforderlich, daß die deutsche Wirtschaft diejenigen Roh- 
stoffe aus Rußland bezieht, die sie sowieso im Ausland kauft. Die deutsche 
Industrie muß der Frage des Sowjetexports nach Deutschland größere Auf- 
merksamkeit und größeres Wohlwollen als bisher zuwenden. 

Die Sowjetseite wird kategorisch auf einer strengen Einhaltung der 
Lieferfristen bestehen und die Berliner Sowjethandelsvertretung anweisen, 
keine Aufträge mehr an solche Firmen zu erteilen, die systematisch die 
Lieferfristen nicht einhalten. So berechtigt die einzelnen Klagen über ein- 
zelne deutsche Firmen auch sind, so muß man doch uneingeschränkt an- 
erkennen, daß für die Zusammenarbeit zwischen den Industrien der beiden 
Länder ein großes Tätigkeitsfeld für Jahre hinaus besteht. Weder der 
deutsche Maschinenbau noch die deutsche Eisen- und Stahlindustrie haben 
jemals versucht, die Entschluffreiheit der Sowjetseite bei der Auftrags- 
vergebung zu beeinträchtigen. Die Grundlage der Beziehungen zwischen 
der deutschen und der Sowjetindustrie ist selbstverständlich das russische 
Streben nach völliger wirtschaftliher Unabhängigkeit der Sowjetunion. 
Rußland ist noch in seinen Zahlungsmitteln zu stark beschränkt, um eine 
größere Erweiterung des Imports vornehmen zu können. Der Ernst, mit 
dem die Sowjetseite ihre Zahlungsverpflichtungen behandelt, ist die beste 
Garantie für den festen Willen der Sowjetregierung, diesen Zahlungsver- 
pflichtungen genau nachzukommen.“ 


II. Polen. 


Der polnishe Außenhandel ist in unaufhaltsamer 
Schrumpfung und liegt bereits 44 % unter dem Satz für die 
gleichen 5 ersten Monate 1931, die Ausfuhr auf 41,5, die Einfuhr 
auf 46,4 %, weshalb auch die Bank Polski über den Ausfuhrüber- 
schuß hinaus mit 163,3 Mill. Gold und Devisen herangezogen 
werden mußte. Auch hier handelt es sich in der Einfuhr um unent- 
behrliche Rohstoffe, Maschinen und Maschinenteile, Lebens- und 
Genußmittel. Hier versucht man noch anderes, z. B. eine Ab- 
drehung des Aufßenhandels nach den Ländern, die besonders 
stark die polnische Ausfuhr aufnehmen, also eng eno Österreich, 
Tschecheslowake; und Skandinavien, aber die überragende Rolle 
Deutschlands ist nicht zu beseitigen. 
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Die innere Politik kommt nicht vorwärts. Fortwährend 
hört man von Versuchen, zwischen dem Marscall und der 
Rechten eine Verbindung herzustellen, wobei Pilsudski mehr als 
der Suchende erscheint, mehr als die Nationaldemokratie. die 
durch ihr Warschauer Blatt „Gazeta Warszawska“ (27. Juni) 
erklarte: 

daß das Angebot des Pilsudski-Lagers von den nationalen Kreisen der 
Westprovinzen kategorish abgelehnt worden sei, und zwar nicht nur 
wegen der tiefen allgemeinen Meinungsverschiedenheiten, sondern auch 
im Hinblick auf die bisherige Politik des Pilsudski-Lagers Deutschland und 
den Deutschen gegeniiber. Die Annahme des Liquidationsabkommens und 
des Handelsvertrages mit Deutschland durch die Regierungsmehrheit im 
Parlament, entgegen dem einheitlichen Willen der ganzen Bevölkerung in 
den Westprovinzen, habe den Pilsudski-Block in den Augen des dortigen 
Polentums endgültig disqualifiziert. 
Das „nationale Lager“ sagt so der Regierung ganz kalt, sie sei 
nicht fähig, eine nationale Einigung herzustellen, bilde im Gegen- 
teil ein Hindernis zur Abwehr der von Deutschland drohenden 
Gefahr. Die Regierungsblätter wissen darauf bloß zu sagen. die 
äußere Gefahr lasse militärische Gesichtspunkte in den Vorder- 
prone treten; das gesamte Volk müsse sich einer militärischen 
en unterwerfen und die ausschließliche Führung der mili- 
tärischen Hierarchie anerkennen. Es ist das alte Bild: die Regie- 
rung hat die Macht, aber sie ist steril und greift für ein größeres 
Programm nicht durch. 

Daneben geht der Außenminister Zaleski seines 
Weges weiter. In Lausanne hat er sich, wenn auch ohne Erfolg. 
zu Wort gemeldet mit einer Denkschrift zur Wirtschaftslage, die 
die Regelung der Schulden und des Warenaustausches forderte. 
Er hat weiter einen polnischen neuen Vorstoß im Sinne des 
Blocks der Agrarstaaten angekündigt, wie er seinerzeit auf der 
Warschauer Konferenz vergeblich versucht wurde. Der Abschluß 
in Lausanne wurde von dem Regierungsblatt „Gazeta Polska“ als 
ein deutscher Erfolg charakterisiert mit folgender originellen 
und ganz guten Begründung: 

„Die Gesamtheit der Abmachungen in Sachen der Schulden und Repa- 
rationen sieht wie ein langer Wechsel aus. Der Aussteller war das Deutsche 
Reich, die Giranten waren die Staaten der früheren Entente, der Besitzer 
des Wechsels sind die Vereinigten Staaten. Durch Lausanne wurde der 
Aussteller aus dem Umlaufe freigelassen. Der Wechsel wurde aber nicht 
annulliert. Die Welt wartet jetzt auf die Diskussion der Giranten mit 
dem Hauptgläubiger. Daher ist Lausanne nur die Einleitung zu Ab- 
machungen zwischen Europa und den Vereinigten Staaten in Sachen der 
interalliierten Schulden. Erst wenn eine vernünftige Abmachung in dieser 
Sache zur Unterzeichnung kommt, erst dann wird ein gewisses Fragment 
der wirtschaftlichen Beziehungen verbessert sein. Natürlich ist der Inhalt 
eines solchen Abkommens im voraus entschieden. Europa wird den Ver- 
einigten Staaten die Kriegsschuld nicht zahlen. Das Abkommen wird Tat- 
sache werden — doch wann und in welcher Form? Und vor allem, um 
welchen politischen Preis?“ 

Die spezifisch polnischen Gesichtspunkte faßte die 
amtliche Telegraphen-Agentur so zusammen: 
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„1. Das Interesse Polens in der Frage der Reparationen ist sehr be- 
schränkt, da Polen auf Grund des Young-Planes lediglih 37 Jahresraten 
zu 500000 Mark zufallen. In größerem Maße war Polen an der Kriegs- 
schuldenfrageinteressiert. In dieser Frage proklamieren die Vertreter Groß- 
britanniens, Frankreihs und Italiens eine Verlängerung des Morato- 
riums für die in der Deklaration vom 16. Juni 1932 vorgesehenen Kriegs- 
schulden für die Zeit der Dauer der Lausanner Konferenz bis zum Inkraft- 
treten des Lausanner Abkommens bzw. bis Notifizierung des Beschlusses 
von der tung des Abkommens. Dieses neue Moratorium 
stundet, sofern es sich um Polen handelt, die Zahlungen der Jahresraten in 
Höhe von etwa 60 Millionen Złoty jährlich. 

2. Durch die Erklärung vom 16. Juni waren die sogenannten Relief- 
schuldner nicht umfaßt. In der Frage dieser Schulden hat Polen von der 
englischen Regierung die Versicherung erhalten, daß diese Angelegenheit 
in bezug auf den Betrag, der auf Großbritannien entfällt, in günstigem 
Sinne geregelt werden wird. Polen hat auch die Unterstützung der an- 
deren Mitglieder des Reliefkomitees in der Frage der Stundung der Relief- 
schulden erhalten.“ 

Dementsprechend faßtt Zaleski die polnische Politik nun an. 
Freilich hat er da eine Niederlage eingesteckt. In Lausanne ist 
noch einmal um die französische Anleihe für Gdingen verhandelt 
worden. Aber Frankreich hat glatt wegen Mangels an Mitteln 
an und dementsprechend sind die Arbeiten an der Eisen- 
bahnlinie eingestellt worden, womit der Zeitpunkt für die In- 
betriebnahme der Gesamtstrecke hinausgeschoben werden muß. 
Fertiggestellt sind nur die Teilstrecken von Großneudorf über 
Bromberg nach Gdingen und von Zdunska Wola nach Preuftisch- 
Herby. Das Mittelstück der Bahnlinie fehlt immer noch. 


Vergeblih war das polnische Bemühen in Bukarest, Ru- 
mänien für den Ostpakt mit Rußland vorwärts zu bringen. Man 
ist hier auf dem alten Fleck und in steigender Nervosität wegen 
des Biindnisses mit Frankreich. 


Es sind nämlich die Verträge mit der französischen Militar- 
und Marinekommission bei der polnischen Heeresleitung unver- 
mittelt mit Wirkung auf den 1. August gekündigt worden. Das 
ist der polnischen öffentlichen Meinung sehr überraschend ge- 
kommen. Sparsamkeitsrücksichten spielen kaum eine Rolle, da 
die Kommission Polen nur 400 000 Zloty kostete. Wir erwähnten 
die Rückkehr des Generals Sikorski, der sich zur Frage der Er- 
neuerung des Bündnisses mit Frankreich sehr unklar geäußert 
hat. Klar ist nur dabei geworden, worum es sich handelt. Es 

ibt ein politisches Abkommen vom 19. Februar 1921, das nicht 
efristet ist und keine Kündigungsbestimmungen enthält, ferner 
den Garantievertrag von Locarno vom 16. Oktober 1925, für den 
gleichfalls eine Kündigung nicht in Frage kommt, und schließlich 
die Militärkonvention vom 21. Februar 1921 mit 
zwei Zusatzabkommen von 1924 und 1925, um die es sich also 
jetzt handelt. Diese Konventionen sind auf fünf Jahre be- 
messen, würden jetzt Ende jun 1932 abgelaufen sein. Man hat 
allerlei Wünsche von polnischer Seite in militärischer Beziehung 
für die Erneuerung und namentlich die Erweiterung auf alle 
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Grenzen. Die geltende Militärkonvention gilt nur für die deutsch- 
polnische Grenze, während Polen jetzt die Erweiterung auf die 
Grenze gegen Ruflland zu fordern scheint. In Frankreich hüllt 
man sich in Schweigen außer gewissen zweifelnden Stimmen aus 
dem Lager der Radıkalsozialisten Die Nervosität in Polen aber 
beweist, daß die Frage ernsthaft ist, und wird durch den englisch- 
französischen ,,Konsultativpakt™ noch verstärkt. 


Das entlädt sich dann weiter, indem die Gelegenheit vom 
Zaun gebrochen wird, Demonstrationen gegen Deutschland zu 
veranstalten, so eine große Demonstration auf dem Sachsenplatz 
in Warschau am 11. Juli mit einem Aufruf der Arbeitsgemein- 
schaft der polnischen Verbände zur selben Gelegenheit, gegen 
Danzig Er gegen die deutschen Revisionsansprüche. 

So macht die auswärtige Politik Polens durchaus nicht den 
Eindruck der Sicherheit und Ruhe. Darum stößt sie auch wohl 
ganz besonders nach dem schwächsten Teile, nach Danzig. 


III. Danzig. 


Der Katalog der polnischen Schikanen und Vorstöfße gegen 
Danzig bricht nicht ab, wird immer größer: die Behandlung des 
Besuchs des deutschen Linienschiffes „Schlesien“ Ende Juni, der 
Antrag auf Revision der Wirtschaftsabkommen vom Oktober 1921 
auf Aufhebung der eigenen Danziger Zollverwaltung und der 
Danzig zugesicherten Bedarfskontingente für die in Polen ein- 
fuhrverbotenen Waren, die Boykottmafnahmen und die Boykott- 
hetze, der Wunsch, Konsulargerichte in Danzig zu haben, weil 
die Rechtsprechung in Danzig die Sicherheit der polnischen 
Bürger nicht garantiere, die Förderung Gdingens. Die Danziger 
Handelskammer hat alles das in ihren Bericht für 1931 schlagend 
zusammengestellt. Der Danziger Senat hat Sicherung für die 
Rechte aus dem Wirtschaftsabkommen (Revision der Teile 3, 6 
und 7 des Warschauer Vertrages) beantragt und sich sehr scharf 
an den Vertreter Polens in Danzig gegen die Boykottbewegung 
gerichtet. 

Am 12. Juli ist wenigstens eine Völkerbundskommission nach 
Danzig gekommen zur Uni hang der Frage, ob Polen in der 
ihm oble renden Weise den Hafen von Danzig ausnutze, damit 
auf das Gutachten der Kommission der Hohe Kommissar diese 
Frage entscheiden könne. 

Danzig ist im ganzen ein Spielball polnischer Launen und 
Absichten. Und seine Eindrücke aus Danzig faßt der französische 
neue Abgeordnete Pierre Vienot, uns aus seiner Schrift: „Incerti- 
tudes Allemandes“ wohlbekannt, in der „Republique“ (1. Juli) 
zusammen nach einer Schilderung der ganzen Quälerei: „Danzig 
wäre, scheint es, bereit, eine ‚europäische‘ Lösung anzunehmen 
und vielleicht würde sich Deutschland nicht morgen, aber über- 
morgen dem anschließen. Polen aber fordert eine ‚polnische‘ 
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Lösung. Wieviel Franzosen fragen sich mit der notwendigen 
Einfachheit: wo ist das Interesse Frankreichs?“ 


IV. Litauen. 


Der Haager Gerichtshof hat sich am 24. Juni mit 13 gegen 
6 Stimmen im Memelstreit für zuständig erklärt, Litauens Be- 
schwerde abgewiesen. Im Sinne Litauens stimmte dessen natio- 
naler Richter, außerdem der Pole und der Belgier. Nach dieser 
Vorentscheidung geht der Streit weiter. 

Aus der inneren Politik ist nur die Erörterung zu erwähnen, 
auch hier das Parlament in einer ständischen Form umzugestalten 


V. Lettland. 


Lettland hat ein Getreidemonopol angenommen, das 
am 15. Juni in Kraft getreten ist. Danach liegt die Regulierung 
des inländischen Getreidemarktes in den Händen eines Ge- 
treidebüros beim Landwirtschaftsministerium. Die Auf- 
ae des Getreidebüros sind der Einkauf von Brotgetreide und 
essen Verarbeitung aus dem Auslande, falls die inländische 
Ernte nicht genügt, sodann die Realisierung der inländischen 
Ernte durch Aufkauf von Roggen und Weizen bei den Produ- 
zenten. 

Der lettische Unterrichtsminister Kehninsch geht seinen Weg 
gegen die Minderheiten weiter, an dessen Ende die Liqui- 
dation der Kulturautonomie der Minderheiten steht. Die eigene 
Schulinspektion ist liquidiert. Die Grundschulen der Minder- 
heiten müssen das Programm der lettischen Grundschule haben, 
die Lehrer eine Prüfung in der Staatssprache, in lettischer Lite- 
ratur, Geschichte und Geographie ablegen. Den Mittelschulen 
wird verboten, Schüler fremder Nationalität zu unterrichten, 
was besonders die deutschen Mittel- und Gewerbeschulen trifft, 
die auch von finnischen, skandinavischen, holländischen, letti- 
schen oder anderen Minderheiten besucht werden. Damit macht 
Leitland bedauerlicherweise einen Schritt in einer Frage zurück, 
in der die Verhältnisse bei ihm ganz gut geordnet waren. Dabei 
hat der Staat deutsche, jüdische, russische, polnische und weiß- 
russische Minderheiten, die 1930 unter 1900000 Bewohnern im 
ganzen nicht weniger als 433 000 ausmachten! 


Die Wirtschaftsverhandlungen innerhalb der 
baltischen Staaten sind mit Anfang Juli wieder in Gang ge- 
kommen und ihr Mittelpunkt liegt in Letiland. Zwischen ihm 
und Litauen ist ein endgültiger Wirtschaftsvertrag zustande ge- 
kommen. Zwischen ihm und Estland wird im Sinn der Zollunion 
verhandelt. Am wichtigsten und für die ganze baltische Politik 
am weittragendsten sind seine Handelsvertragsverhandlungen 
mit Rußland, die im August in Moskau beginnen. 
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VI. Estland. 


Estland ist in einer schleihenden wirtschaftlichen 
Krise, die unter anderem zu einem landwirtschaftlichen Mora- 
torium gezwungen hat. Ebenso ist die Lage der Exportindustrie 
sehr schlecht und geht der Außenhandel beträchtlich zurück. Die 
Devisenlage ist nicht gefährdet, aber die Staatsfinanzen ver- 
fallen immer gefährlicher, weil Produktion und Konsum zurück- 
gehen, die Reserven verbraucht sind, für Sparmaßnahmen wenig 
Möglichkeit ist und man sich mit allerlei Krisensteuern 
helfen muß. 

Die neue Regierung ist am 19. Juli endlich zustande- 
gekommen unter dem bisherigen Landtagspräsidenten Einbund, 
der zugleich Staatspräsident wird. Sie hat aus der Landwirte- 
partei und der nationalen Mittelpartei eine Mehrheit von 65 
unter 100 a re Das neue Kabinett ist gegen eine Ab- 
wertung der Währung. 


VII. Finnland, 


Wie erwähnt, wurde der Nichtangriffspakt Finnlands mit 
Rußland durch den finnländischen Staatspräsidenten ratifiziert. 

Die innere Unruhe aus dem Lappolager geht schleichend 
weiter. Gegen den Kriegsminister wurde ein Attentat versucht. 
Die finnische Nationalsozialistische Arbeiterpartei hat ihr 
Se pea veröffentliht mit stark sozialistischen Gesichts- 
punkten: Landwirtschaft unter Kontrolle des Staates, Nationali- 
sierung der Banken, Industrie und Handelsunternehmungen. 
Dabei ist das Programm ausgesprochen nationalistisch, d. h. un- 
bedingt antischwedisch. 

Auch das neue Programm der schwedischen Volkspartei 
kommt mit grundlegenden Reformforderungen für den Staats- 
aufbau. Kurz, auch Finnland ist zu der sozialen Spannung und 
wirtschaftlichen Not in einer Krise seiner staatlichen Einrich- 
tungen. 


Abgeschlossen, den 25. Juli 1932. 


Bücherschau. 
Sow jet-Finanzen. 

Nagler, H: Die Finanzen und die Währung der 
Sowjetunion. Betrachtungen zur Finanz- und Währungs- 
politik der UdSSR, Berlin, Verlag von Rowohlt, 1932. 154 Seiten. 

Der Verfasser ist ein Mitglied des Direktoriums der Sowjet-Reichsbank, 
die in diesen Tagen ihr zehnjähriges Jubiläum gefeiert hat, und ist im be- 
sonderen in der Auslands- und Valutaabteilung tätig. Die Schrift behandelt 
den Finanzplan und die Finanzwirtschaft, Geld und Geldverkehr, Kredit- 


reform und wirtschaftliche Rechnung. Sie ist sehr geeignet zur Einführung 
in das Verständnis des sog. „einheitlichen Staatsbudgets“, dessen Zahlen für 
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1932 ım Anhang analysiert werden. Sie ist weiterhin wohl geeignet zur Ein- 
führung in das Verständnis dessen, was man in der Sowjetunion unter Geld, 
Währung, Kaufkraft usw. verstanden wissen will. Verfasser hat vollkommen 
recht, daß, wer darüber urteilen will, das Wesen des Sow jetstaates prinzipiell 
sich erst einmal vollkommen klar machen muf, und daß dabei nötig ist, die 
gebräuchliche finanzwissenschaftlihe und finanztechnishe Terminologie ge- 
nau zu prüfen. Es gelingt ihm auch, eine Vorstellung von dem Finanz- 
system der Planwirtschaft zu erwecken. Freilich wird ihm wohl selbst deut- 
lich sein, daf er dabei zu einer vollständigen begrifflichen Klarheit nicht vor- 
gedrungen ist. Das gilt namentlich für die Partien über stabile Kaufkraft 
und stabile Preise, die Abwehr der Behauptungen, daf in Rußland eine In- 
flation vorhanden sei. Auch kommt die Schrift nicht bis zur vollen begriff- 
lichen Klarheit darüber, was nun eigentlich der Rubel in der Volks- und 
Finanzwirtschaft der Sowjetunion sei: „die Kontrolle mittels des Rubels, die 
Einprägung einer in Wirklichkeit wirtschaftlichen Rechnung mittels des Ru- 
bels, mit Hilfe des dieser Rechnung zugrunde liegenden Rubels, diese Stich- 
worte kennzeichnen das Wesen und die Bedeutung der wichtigsten Funktion, 
die der Sowjetbank heute obliegt“ (S. 62), .der Rubel als Rechnungseinheit, 
Kontrollmittel, als Werkzeug und Kategorie des Plans“ — man versteht, was 
Verfasser damit sagen will, aber es reicht für die begriffliche Klarheit nicht 
aus. 

Das Buch hätte mit einer besseren Anordnung und strafferen Zusammen- 
fassung gewonnen, aber unbestreitbar stellt es den Gesamtaufbau einer ab- 
soluten Staatswirtschaft, in der der Staat gleich Wirtschaft auf der Geldgrund- 
lage ist, einleuchtend dar. Sehr prägnant kommt heraus: Staatswirtschaft, 
Staat gleich Wirtschaft, Staatsfinanzen im Dienst der Wirtschaft, Wirtschaft 
wieder im Dienst der sozialen Kultur. — Verfasser hat recht mit der Forde- 
rung, daß man das darin gewollte weltgeschichtliche Werden, bevor man dar- 
über urteile, zu begreifen streben muß. Dazu ist sein Buch ein zwar nicht 
vollkommenes, aber nützliches Hilfsmittel, das etwa das Buch Grinkos 

„Der Fünfjahrplan der UdSSR“ gut ergänzt. Es ist auch in einem gefälligen 
und klaren, unmißverständlichen deutschen Stile geschrieben. 
Otto Hoetzsch. 


Russische Kunst. 


Ainalov, Demetrius: Gescdichte der Russischen 
Monumentalkunst der vormoskowitischen Zeit. Verlag Walter 
de Gruyter u. Co., Berlin und Leipzig 1932. 96S. 645. Tateln. 

Alpatov, M. — Brunov, N.: Geschichte der Altrussi- 
shen Kunsi. Dr. Benno Filser Verlag, G. m. b. H. Augsburg 
1932. Textband 423 S. Tafelband 137 S. Preis: geb. 72,— RM. 

Muratoff, Paul: Trente-Cinq Primitifs Russes. Ver- 
lag A la Vieille Russie. Paris 1931. 107 S. 

Wulff, Oskar: Die Neurussische Kunst. Im Rahmen 
der Kulturentwicklung Rufflands von Peter dem Großen bis zur 
Revolution. Dr. Benno Filser Verlag, G. m. b. H. Augsbur 
1932. Textband 361 S. Tafelband 219 S. Preis: geb. 45,— RM. 


Wenn ein Wissenschaftler und Kenner der östlichen Kunstgeschichte von 
der Bedeutung Ainalovs eine zusammenfassende Geschichte der russischen 
Kunst schreibt, so wird an sich schon eine solche Arbeit das größte Interesse 
der Forschung beanspruchen dürfen. Zunächst liegt der erste Band mit der 
Geschidite der vormoskowitischen Kunst vor, drei weitere Bände sollen fol- 
gen. Gerade für die in dem ersten Band behandelte Epoche Ruflands, die 
im engen Zusammenhang mit Byzanz und dem Osten steht, besitzt Ainalov 
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eine so grofe Vertrautheit mit Byzanz und der östlichen Kunstgeschichte, daß 
er die Probleme von einer hohen Warte und einem großen Zusammenhang 
zu sehen vermag. Er verfällt dabei aber nicht in den Fehler vieler Kunst- 
historiker, die Bedeutung der byzantinischen Kunst für die frühe russische 
zu überschätzen, sondern er sieht klar audı das Eigene im russischen Kunst- 
schaffen, indem er auf die Grundlagen des russischen Wesens zurückgeht, 
die in der vorchristlihen Epoche liegen. Dabei setzt er sich kritisch mit 
Strzygowski auseinander, der in seinem Buche: Altslawishe Kunst (1929) 
einen Zusammenhang der christlichen Bauten mit dem altslawishen Holzbau 
konstruieren wollte. Ausgezeichnet ist die Methode Ainalovs, die Entwic- 
lung in Kultur und Politik seiner Geschichte der Kunst zugrunde zu legen. 
Hierdurch erkennt er auch deutlich den lokalen Charakter der einzelnen 
frühen Schulen in den feudalen kleinen Fürstentümern von Kiew, Tscherni- 
gov, Vladimir-Susdal, Rostow, Rjazan, Nowgorod und Pskow sowie ihre große 
Bedeutung für die Ausbildung einer nationalen Kunst. In diesen Kapiteln 
legt der Verfasser außerordentlich übersichtlich die Beziehung dieser Schulen 
zu der aufferrussischen Kunst klar. Er stützt sich auf eine Reihe neuerer 
Forschungen, vor allem auf die von Grabar, Anisimov, Halle und Mjasojedov. 
Auch die ältere Literatur wird vollständig und übersichtlich dargeboten. Dies 
macht das Werk zu einem unentbehrlichen Hilfsmittel. Ausgezeichnet ist aud 
die Zusammenstellung des photographischen zum Teil noch unveröffentlichten 
Materials, das auf 64 Tafeln die wichtigsten Denkmäler übersichtlich vorführt. 

Die Geschichte der russischen Kunst der beiden jungen Forscer 
Alpatov und Brunov wendet sich an ein großes Publikum. Trotzdem 
wird auch hier in streng kunsthistorischer Weise das ganze Material vor- 
geführt und den einzelnen Kapiteln eine vollständige Literaturübersicht bei- 
gegeben. Der Stil der Sprache ist flüssig, so daß die Lektüre des umfang- 
reichen Werkes stets anregend ist. Der gesonderte Tafelband ist bequem 
angeordnet und die gut ausgeführten Abbildungen unterstützen das Ver- 
ständnis aufs beste. Auch der nicht vorgebildete Leser erhält eine aus- 
gezeichnete Übersicht über die Entwicklung und das Wesen der russischen 
Kunst bis zu der Zeit Peters des Großen. Wie Ainalov erklären die beiden 
Autoren die Entwicklung der Kunst aus ihrem Zusammenhang mit den gei- 
stigen und politischen Strömungen der Zeit. Ausführlich werden die reli- 
giösen und ikonographischen Grundlagen der russischen Kunst besprochen. 
Der Teil über die Baukunst stammt von Brunov, über Plastik und Malerei 
von Alpatov. Die heidnische Vorzeit und die Volkskunst werden in der Ein- 
leitung kurz besprochen. Es folgen die Kapitel über die russische 
Baukunst, wobei ihrer Bedeutung gemäß die frühen grofßfürstlichen 
Kathedralen ausführlih besprochen werden. Ausgezeichnet klar wird 
das Entstehen des neuen Stiles im 16. Jahrhundert geschildert, als Moskau, 
„das dritte Rom“, die Führung in Rußland an sich gerissen und einen 
neuen Stil prägt. In dem Kapitel über Formprobleme, Stilphasen und 
Gottesdienst wird das Wesen der Baukunst im Zusammenhang beleuchtet. 
Der zweite Teil des Werkes von Alpatov über die Malerei und Plastik bringt 
eine Fülle neuen Materials. Das verdankt die Wissenschaft vor allem den 
Arbeiten der staatlichen Restaurierungswerkstätten, die an alten Tafelbildern 
und Fresken neue Schätze ans Tageslicht zogen. Von Jahr zu Jahr wächst 
dieses Material, so daft man von Schulen, wie von Pskov oder Jaroslav, von 
denen man vor kurzer Zeit noch kaum klare Begriffe hatte, heute schon eine 
deutliche Vorstellung gewinnt. Alpatov gliedert das Material in drei Ab- 
schnitte. Die byzantinisch-russische Periode mit den frühen Mosaiken in 
Kiew und den großen Zyklen von Wladimir und Nowgorod, wobei auch die 
Plastik von Wladimir-Suzdal eingeordnet wird, die Blütezeit der altrussischen 
Malerei mit der Ausbildung der Ikonostasis, der byzantinisierenden Kunst 
des 14. Jahrhunderts und den ersten großen Malern Rublev und Dionisios und 
als letztes Kapitel die Entwickelung im 16. und 17. Jahrhundert. 

Einen wichtigen Beitrag zur Ikonenforsciung gibt Paul Muratov ia 
seinem Katalog über 35 lkonen der Sammlung Jaques Zolotnitzky in Pari». 
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Das von großer Begeisterung getragene Vorwort von Focillon, Professor an 
der Sorbonne, und die ausgezeichnete Einleitung von Muratov können als 
eine gute Einführung für den westeuropäischer: Kunstfreund in das vielen 
noch immer unbekannte Land der russischen Ikone dienen. In geschickter 
Weise beschreibt Muratov die Entwicklung der Ikonenmalerei und gibt einen 
Überblick über die einzelnen Schulen. Dabei gedenkt er mit Recht der gro- 
ßen Verdienste, die die Altgläubigen bei dem Sammeln der Ikonen sich er- 
warben, dann aber auch der mühevollen Arbeit von Grabar und der russi- 
schen Restaurierungswerkstätten, die mit Unterstützung und Förderung der 
Regierung die Restaurierung der Bilder iiberwachten. Wichtig ist auch eine 
Übersicht über die Sammeltätigkeit außerhalb Rufllands, von Museen und 
Sammlern, die das Gebiet der Ikone pflegen. Aus dieser Zusammenstellung 
sieht man, wie gering immer noch aufter Rußland das Interesse an diesem 
Gebiete ist, beschämend, wenn man bedenkt, daß die Kunstübung der fern- 
sten Völkerstämme Ostasiens eine Bleibe an allen Museen hat. Man könnte 
aber die Liste Muratovs erfreulicherweise für Deutschland noch etwas er- 
weitern, wo in einem reinen Idealismus in Städten wie Braunschweig, Stutt- 
gart, Königsberg und Berlin Sammler sich dieses Gebietes annehmen, die die 
Schönheit dieser Kunstgattung erkannten, auch wenn sie noch keinen Markt- 
wert besitzen. 

Ausgezeichnet gearbeitet ist der Katalog der Sammlung Zolotnitzky, die 
eine Reihe wertvoller Arbeiten enthält. Wenn auch von den frühen Tafeln 
des 13. Jahrhunderts keine Beispiele vorhanden sind, so sind doch die späte- 
ren Schulen von Nordrußland, von Nowgorod, Jaroslaw, Moskau, der Stro- 
ganow und die späten Werke der Zarenschule in guten Beispielen vertreten. 
Die Anmerkungen zu den Beschreibungen bieten auch dem Forscher ein 
großes wissenschaftliches Material. 

Es gehört zu den großen Verdiensten von Oskar Wulff und seines 
Verlages, ein Gebiet zu propagieren, das außerhalb Rußlands bis auf geringe 
Ausnahmen heute noch fast unbekannt ist. Kaum ein anderer Forscher aufer 
Wulff konnte aber so objektiv und doch dabei mit so warmer Begeisterung 
über dieses Gebiet schreiben. Indem der Verfasser seine ganze Turend in 
dem alten St. Petersburg verlebt und selbst regen Anteil an der Kunst- 
entwicklung Rußlands genommen hatte, konnte er dreißig Jahre in Berlin 
von außerhalb diese Eindrücke gestalten und überprüfen. Dazu verfügt 
Wulff über eine außerordentliche Belesenheit der russischen Literatur und 
Philosophie, so daß die Geschichte der Kunst sich plastisch von dem kultu- 
rellen Untergrund abhebt. So wird kein Forscher, der über diese Epoche 
Rußlands arbeitet, an diesem Werke vorübergehen können. 

Die Einteilung des Stoffes ergab sich aus der geschichtlichen Entwick- 
lung. Es handelt sih um die europäisierte Kunst Rußlands von Peter dem 
Großen bis zur Revolution. Wulff beginnt in der Zeit des Spätbarocks, in 
der Petersburg entstand und mit der neuen Richtung in der Politik Deutsch- 
land, Frankreich und Italien die Richtlinien für die Kunst geben. Interessant 
ist es dabei zu sehen, wie es Wulff versteht, aus dieser eigenartigen Kunst- 
mischung das Russische der Kunst herauszuschälen und zu zeigen, wie doch 
eine spezifische Note diese Werke der Architektur, Malerei und Plastik von 
den europäischen Vorbildern unterscheidet. Wulff geht dann weiter über die 
klassizistischen romantischen Richtungen zu den bedeutenden Schöpfungen 
der Historienmalerei, die auch außerhalb Ruflands den Ruhm der Meister 
wie Rjepin und Iwanov begründet hat. Mit der Revolution bricht äußerlich 
auch die Entwicklung ab, Petersburg verliert seine Vormadhtstellung und die 
bürgerliche Gesellschaft, aus der heraus und für die die Kunst arbeitete, be- 
steht nicht mehr. W. F. V. 


Land- und Forstwirtschaft. 


Agrar-Probleme. Herausgegeben vom Internationalen 
Agrarinstitut, Moskau. 3. Band, Heft 3/4. München 1931. Ver- 
lag Duncker u. Humblot, 601 S. Preis: brosch. 12,— RM. 
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Frehe, Diplomkaufmann, Dr. Kurt: Die Schwarzerde 
(Tschernosiom) und ihre wirtschafts-geographische Bedeutung. 
Der fruchtbarste Boden der Erde als Wirtschaftsfaktor, Ber- 
lin SW. 68. 1931. Verlag Paul Funk. 154 S. Preis: brosch. 2,50 RM. 

Schakir-zade, Tahir: Grundzüge der Nomadenwirt- 
schaft. Betrachtung des Wirtschaftslebens der sibirisch-zentral- 
asiatischen Nomadenvölker. Bruchsal 1931. Verlag J. Kruse und 
Söhne. 150 S. 

Buchholz, Dr. Erwin: Die Wald- und Holzwirtschaft 
SowjetruRlands. Berichte über Landwirtschaft. Zeitschrift über 
Agrarpolitik und Landwirtschaft. Herausgegeben im Reichs- 
ministerium für Ernährung und Landwirtschaft. Neue Folge. 
56. Sonderheft. Berlin 1952. Verlagsbuchhandlung Paul Parey. 
131 S., mit 4 Karten und 7 Abbildungen. Preis: 9,60 RM. 


Der Band 3 der Agrar-Probleme des Internationalen Agrarinsti- 
tuts in Moskau behandelt die zur Zeit in der Sowjetunion so stark in den Vorder- 
grund der Diskussion getretene „Kritik der Weltwirtschaft“ in erster Linie 
auf landwirtschaftlihem Gebiet. Da ist der Artikel „Zur Theorie der Agrar- 
krisen“ von G. S. Gordejew, dem ein anderer „Über das Wesen der Agrar- 
krise“, von A. Bondarenko. folgt, ferner gehören in dieses kritische Bukett 
„Agrarkrise in Deutschland“, von M. Kemper, und die „Agrarkrise in den Ver- 
einigten Staaten von Nordamerika“, von J. Sossienski. Die dialektische Ana- 
lyse dieses an sich durchaus aktuellen Problems ist kaum in der Lage, irgend- 
welche wesentlichen Klärungen zu bringen. 

Große Bedeutung kommt der Arbeit von Dr. Frehe über die Schwarz- 
erde zu. Obwohl man zugeben muß, daß die Konsequenzen dieser Arbeit 
gegenwärtig noch sehr stark auf abstrakten Gebieten liegen, ist andererseits 
doch anzuerkennen, daf der Verfasser mit seinen Schluffolgerungen einen 
neuen Faktor in die Debatte der „Völker ohne Raum“ hineinbringt. In seiner 
mit „Methodisches“ überschriebenen Einführung gibt er ganz eindeutig die 
wichtigste von ihm verfolgte Aufgabe bekannt. Er sagt, dal die Untersuchung 
nicht zuletzt dazu beitragen solle, der Lösung der nächsten großen Aufgabe 
näher zu kommen, die zu ermitteln hat, wieviel Menschen auf der Erdober- 
fläche ernährt werden können und wo noch große ungenutzte Nährflächen 
vorhanden sind. Im „Physisch-geographischen Teil“ kommt zuerst das Wesen 
der Schwarzerde zur Behandlung, wobei besonders auf die erweiterten Be- 
griffe hinzuweisen ist. Sodann folgen Ausführungen über die geographische 
Verbreitung der Schwarzerde und ihre Entstehung, und den Verlauf der 
Bodenbildung. Diesen außerordentlich übersichtlichen Untersuchungen und 
Darstellungen folgt der zweite Hauptteil, der sih mit der Wirtschaftsgeo- 

raphie befaßt. Hier geht der Verfasser von der Wechselbeziehung zwischen 
Mench und Schwarzerdeboden aus und berücksichtigt dabei die einzelnen 
Völker. Hieran schließt sich eine Untersuchung der äußeren Entwicklung und 
der inneren Wirtschaftspolitik der Staaten. Ein weiterer wichtiger Abschnitt 
handelt von der Gütererzeugung in den Schwarzerdegebieten. Den Schluß 
bildet eine Untersuchung der Bedeutung der schwarzen Erde für die Welt- 
wirtschaft. Ein drei Seiten langes Literaturverzeichnis gibt die Möglichkeit, 
die Folgerungen und Angaben des Verfassers nachzuprüfen bzw. zu vervoll- 
ständigen. Das Ergebnis ist, daß nach den allerdings nur theoretischen Bedeu- 
tung besitzenden Berechnungen einer großen Reihe Gelehrter auf den 
Schwarzerdeböden der Welt 1,8 Milliarden Menschen, d. h. die gesamte 
Menschheit der Gegenwart angesiedelt werden und Nahrung finden könnte. 
Zur Hebung der latenten Kräfte dieser Gebiete bedürfe es nur der menschlichen 
Initiative. Das sind Folgerungen, denen nadızuspüren sich der Mühe verlohnt. 

Eine merkwürdige Arbeit hat Tahir Schakir-zade über .Grund- 
ziige der Nomadenwirtschaft“ geschrieben. Das Buch von Dr. Frehe ist 
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systematisch und logisch einwandfrei aufgebaut. Offenbar ist es dem Ver- 
fasser der vorliegenden Arbeit noch nicht möglich gewesen, sich diese Grund- 
bedingungen und Voraussetzungen für die Feststellung wissenschaftlicher Er- 
kenntnisse anzueignen. So interessant seine Arbeit als Quellenmaterial auch 
ist, — der „Geist irrlichteriert“ doch ein wenig zuviel hin und her, als daß die 
notwendige Übersichtlichkeit und Klarheit gewonnen werden könnte. Nichts- 
destoweniger aber sind die Ausführungen als Quellenmaterial wertvoll, wenn 
vielleiht auch hie und da einige Abstrihe mit Rücksicht darauf, daf der 
Verfasser selhst einem Nomadenvolke entstammt, gemacht werden müssen. 
Besonders bezieht sich das auf jene Teile, in denen von der russischen In- 
vasion nach Asien und der Behandlung der asiatischen Völker durch die 
Russen, die Rede ist. 

Während man die bisher besprochenen Bücher als interessant und 
wissenschaftlich anregend bezeichnen konnte, muß dem Buche von Dr. 
E. Buchholz über „Die Wald- und Holzwirtschaft Sowjetrußlands“ ein 
hoher praktischer Wert zuerkannt werden. Auf jeder Seite ist deutlich zu 
sehen, daß hier ein Fachmann mit tiefgriindigem Wissen und großer prak- 
tisher Erfahrung gearbeitet hat. Der nüchterne Inhalt gibt nicht nur dem 
Interessenten für Holzfragen wichtige Aufschlüsse, nicht nur dem jungen 
deutschen Forsteleven Fingerzeige über eine etwaige spätere Tätigkeit in 
der Sowjetunion, sondern führt auch den denkenden Leser in die wirtschaft- 
lichen Zusammenhänge des Rätebundes ein. Besonders ist hervorzuheben, 
daß Buchholz sich nicht dem Jargon der überaus zahlreichen Ruflandautoren 
unterwirft. Seine Sprache ist klar und einfach und daher verständlich. Seine 
a nungen sind tiefgründig, seine Schluffolgerungen zwingend und ein- 

eutig. 

n sehr geschickter Weise gliedert der Verfasser den Inhalt seiner 
Arbeit. Er geht von den Grundlagen der russischen Forst- und Holzwirt- 
schaft aus und spricht dabei eingehend über Waldflächen, den Holzzuwadıs, 
Holzbedarf und Holzeinschlag. Sodann wendet er sich der Organisation zu 
und behandelt dabei in sehr interessanter Weise den Stand der Forsteinrich- 
tung, den Haushalt der Forstwirtschaft, die Verwaltungsformen, die Aus- 
bildung des Beamtennachwuchses, um dieses Kapitel mit Arbeiterfragen zu 
beschliefen. Das nächste Kapitel ist sehr aktuell: Die Rayonierung. Kurze 
und treffende Charakteristiken der einzelnen Rayons bilden den besonderen 
Wert dieses Abschnittes. Auch die wichtigen Holzverkehrsfragen werden 
ausführlich genug dargestellt. Entwicklung der Holzindustrie und die Kosten 
der Produktion — ist das nächste Kapitel benannt, in dem der Verfasser zeigt, 
daf er auch mit den allgemeinen sowjetrussischen Wirtschaftsverhältnissen 
gut vertraut ist. Nicht minder wichtig und interessant sind die beiden letzten 
Kapitel, die von der Holzausfuhr und den Waldkonzessionen handeln. Th. 


Arbeitsmarktpolitik und Arbeitsrecht. 


Rabinowitsch, Dr. Raissa: Arbeitszeit und Arbeits- 
lohnpolitik in der sowjetrussischen Industrie. Hamburger wirt- 
schafts- und sozialwissenschaftliche Schriften, Heft 19, Carl 
Hinstorffs Verlag. Rostock 1931. 139 S. Preis: 5,40 RM. 

Wolf, Dr. Wilhelm: Das Arbeitsrecht Polens. Katto- 
a Buchdrucerei und Verlags Spolka Akcyjna, Kattowitz. 
107 >. 


Rabinowitsch behandelt das Problem der Arbeitszeit- und -lohn- 
regelung in Sowjetrußland seit 1918 auf Grund amtlichen russischen Mate- 
rials sowie russischer und ausländischer einschlägiger Literatur. Er zeigt, 
wie sich das Problem im Laufe der Jahre im Zusammenhang mit der Indu- 
strialisierungspolitik der Regierung immer mehr vom sozialpolitischen Ge- 
biet auf das produktionspolitische verschiebt. Die Arbeitszeitregelung dient 
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einerseits der Schaffung zusätzlicher Arbeitsmöglichkeiten für die rasch zu- 
nehmende Bevölkerung (Einführung des Siebenstundentages und der Fünf- 
tagewoche), andererseits der Steigerung der Produktion (Einfügung einer 
dritten Schicht beim Siebenstundentag und Erhöhung der Zahl der Arbeits- 
tage mittels der ununterbrochenen Arbeitswoche auf 360 Arbeitstage im 
Jahr). Der Verfasser beleuchtet ferner die Auswirkungen dieser Bestim- 
mungen auf Lohn, Leistung, auf das Familienleben der Arbeiterklasse usw., 
zeigt den allgemeinen Lebensstandard des Arbeiters, die Stellung des weib- 
lichen und jugendlihen Arbeitnehmers, die Rolle der Gewerkschaften bei 
der Lohnfestsetzung u. a. Interessant ist noch die Darstellung der wechseln- 
den Systeme der Entlohnung. 

Dr. Wolfs Buch will dem deutschsprachigen Arbeitnehmer die arbeits- 
rechtlichen Gesetzestexte Polens in deutscher Sprache zugänglich machen. 
Diese, bei der mangelnden Einheitlichkeit der Arbeitsregelung in den ver- 
schiedenen polnischen Teilgebieten dankenswerte Zusammenstellung stellt ein 
ausgezeichnetes und übersichtliches Hilfsmittel für den praktishen Gebrauch 
dar, deren Wert durch ein ausführliches Sachregister noch erhöht I a 


Neue Sprachlehrbücher. 


„Etwas zum Lesen.“ Langenscheidts fremdsprachliche 
Lektüre, Band 29, russische Reihe. Langenscheidtsche Verlags- 
buchhandlung, Berlin-Schöneberg, 159 S. Preis: 1,50 RM. 

Braun, Hans: Deutsch-polnischePhraseologie. 
Leipzig 1932. Verlag Otto Holtzes Nachfolger. 408 S. Preis: 
geb. 9,50 RM. 


Jeder, der Russisch unterrichtet, weiff, wie schwer es ist, nach Uberwin- 
dung des Grammatikalischen eine Übergangslektüre zu finden, die den Ler- 
nenden weder durch ihre Schwierigkeiten, noch durch die traditionellen 
Plattitiiden der Lesebuchgeschichten abstößt. Das Büchlein aus der neuen 
Langenscheidtschen Verlagsreihe eignet sich vortrefflih dazu, dem Leser mit 
einigen Vorkenntnissen eine allgemeine, aber sehr lebendige Vorstellung 
vom heutigen Rußland, seinem ee wie seinem Lebensstil zu geben. 
Außer zwei Tschechowschen Novellen und kurzen Auszügen aus Lermontows 
„Bella“ und aus der „Wohltatenliste“ von Olescha, stammt das Material 
durchweg aus Zeitungen und Zeitschriften; in zwangloser Folge werden kleine 
Bilder aus dem Alltagsleben des Sowjetbürgers, Anekdoten und Reiseskizzen 
aneinandergereiht. Der Lesestoff ist sehr geschickt gewählt worden: nur auf 
„Proben des Auslandshumors” — dazu in mangelhafter Übersetzung — hätte 
man ruhig verzichten können. Der Text ist mit Übersetzungen der weniger 
geläufigen Ausdrücke und Transkription nach der bekannten phonetischen 
Methode versehen. 

Bedeutend mehr Sprachgefühl und Sprachkenntnisse verlangt vom Leser 
die „Deutsch-polnische Phraseologie”, von Hans Braun geschickt zusammen- 
gestellt und übersichtlich geliedert. Das wichtigste Ubersetzungsprinzip — 
Beibehaltung des genauen Sinnes statt wörtlicher Wiedergabe — wird hier 
an Hunderten von Beispielen erläutert. Die Abschnitte über Polonismen, 
Sprichwörter und sprichwörtlihe Wendungen, ironische, scherzhafte und tri- 
viale Ausdrücke will eine Vertrautheit mit dem Wesen der fremden Sprache 
erzielen, die es ermöglicht, in fremder Vorstellungsweise zu denken und zu 
sprechen. Der Verfasser will durch häufige Wiederholung der gebräud- 
lihsten Formen über die Schwierigkeiten der Konjugation und Deklination 
hinweghelfen, neigt also zu dem jetzt wieder modernen Prinzip der mecha- 
nischen statt methodischen Spracherlernung. Zu bedauern ist nur, dafi die 
Veröffentlichung, der große Arbeit und ausgezeichnete Kenntnisse der beiden 
Sprachen zugrunde liegen, nicht auch Übersetzungen der polnischen Aus- 
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drücke bringt, die dem Sinn nach den deutschen entsprechen, wörtlich aber 
von ihnen abweichen (z. B. in den Abschnitten „Assonanzen und gereimte 
Wendungen“, „Deutsche Bilder“, „Polnische Bilder“ usw.): sie setzt auf diese 
Weise einen Leser voraus, der die polnische Sprache bereits vollkommen be- 
herrsht und daher die Auseinandersetzung der grammatikalischen Fein- 
heiten gar nicht braucht. 


Notizen. 


Nikolai Wassiljewitsch Brandorf ft. 


Am 31. Mai d. J. starb in Leningrad Nikolai Wassiljewitsh Brandorf, 
ein Mann, dessen Name seit den letzten Vorkriegsjahren in den fortschritt- 
lichen Kreisen des damaligen Rußland einen guten Klang hatte. Als die reak- 
tionären Kreise, mit dem damaligen Justizminister Schtscheglowitow an der 
Spitze, 1912 bis 1913 den Kiewer Ritualmordprozef in Szene setzten und das 
Hauptverfahren gegen den Beschuldigten Beilis eröffnet werden sollte, war 
es Brandorf, damals erster Staatsanwalt am Kiewer Bezirksgericht, der sich 
weigerte, diesen Antrag zu stellen. Er war daraufhin von Schtscheglowitow 
abgesetzt worden und bei diesem mächtigen Manne in Ungnade gefallen. Die 
Kerenski-Regierung beeilte sich, Brandorf den wichtigen Posten eines Ober- 
reichsanwalts am Obersten Verwaltungsgericht zu übertragen (dem sogenann- 
ten Vereinigten Ausschuß des ersten Departements und der beiden Kassa- 
tionsdepartements des Senats). Nach der Oktoberrevolution schied Brandorf 
aus dem Staatsdienst, trat jedoch 1919 bis 1920 in die Arbeiter- und Bauern- 
inspektion (RKI) ein, an der zu jener Zeit viele ehemalige höhere Verwal- 
er und Richter beschäftigt waren. Zu Beginn der NEP vertauschte 
er diese Tätigkeit mit der eines Rechtsberaters der Leningrader Staatlichen 
Elektroindustrie (gegenwärtig WEO), die er bis zu seinem Tode inne hatte. 
Brandorf gehörte zu den ehrenfesten und aufrechten Persönlichkeiten, die 
unter der Beamtenschaft des vorrevolutionären Rußland nur vereinzelt, am 
ehesten noch im Justizdienst anzutreffen waren. Als Zöglinge der ehemaligen 
Kaiserlichen Rechtsschule, aus der seit ihrer unter Nikolaus I. erfolgten Grün- 
dung viele bedeutende Juristen hervorgegangen waren, erfreute sich Bran- 
dorf des Rufes eines gediegenen Fachkenners. Von seiner Tüchtigkeit zeugt 
allein schon die Tatsache, daß er, der in den Augen der gegenwärtigen Macht- 
haber stark belastet war durch die hohen Stellungen, die er unter früheren 
Regierungen bekleidet hatte, jahrelang die verantwortliche Tätigkeit eines 
Rechtsbeistandes an einem wichtigen Zweige der Staatlichen Industrie aus- 
üben konnte. Die Sowjetpresse widmete dem Verstorbenen keinen Nachruf. 


Sow jet-Tee. 


Die Sowjets haben die Absicht, sich in der Tee-Erzeugung vom Ausland, 
insbesondere Indien und Ceylon, völlig unabhängig zu machen. Grusien soll 
die Grundlage dafür bilden. Vor den Sowjets kannte Grusien überhaupt 
keine Tee-Erzeugung. Erst gegen Ende des vorigen Jahrhunderts kam bei 
Batum etwas Teeanbau auf, aber er ging, einige andere Anbaustellen ein- 
gerechnet, kaum an 1000 Hektar. Der Beschaffenheit nach war es „Soldaten- 
tee“, der in den Kesseln der zaristischen Armee verschwand. Jetzt ist die 
Teeanbaufläche in Grusien schon über 22000 Hektar hinausgewachsen und 
sie soll im laufenden Jahre um weitere 15000 Hektar zunehmen. Bis 1937, 
dem Ende des zweiten Fünfjahrplanes, sollen in der transkaukasischen Re- 
publik 100 000 Hektar Tee angebaut werden und es soll damit die völlige Un- 
abhängigkeit vomAusland erreicht sein. Der neue Sowjettee soll sich nach an- 

estellten Prüfungen den entsprechenden Sorten indischen und javanischen 
Tees als ebenbürtig erweisen. Daf noch gewisse Kinderkrankheiten bestehen, 
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wird zugegeben, aber man hofft, sie im zweiten Jahrfünft mit Zuhilfenahme 
aller neuesten Erfahrungen des Auslandes, Mechanisierung, Elekrifizierung 
und Schaffung einer zuverlässigen wissenschaftlihen Grundlage zu über- 
winden. In Osurgety, dem Mittelpunkt der Tee-Sowchose und -Kolchose, 
besteht bereits ein wissenschaftliches Teeinstitut, das erste seiner Art in der 
Welt. Mit dem Problem der Elektrifizierung der Teekultur wollen die 
Sowjets vorangehen im Rahmen ihrer alle Zweige der Volkswirtschaft um- 
fassenden, großen Plankombinate, die das ganze Land elektrifizieren und auf 
die technische Grundlage neuzeitliher Groftindustrie stellen wollen. Man 
rechnet, daß die Teekultur bis zum Ende des zweiten Jahrfünfts einen Bedarf 
von 75 Millionen KWh elektrischer Energie haben wird und sieht diesen Be- 
trag in den Energiebeschaffungsplänen des Landes vor. Dr. Saller. 

Zur Besprechung eingegangen: 

Budding, Dr. jur. Carl: Der polnishe Korridor als europäisches 
Problem. Danziger Verlags-Gesellschaft m. b. H. Danzig 1932. Ostland. 
Darstellungen, herausgegeben vom Ostland-Institut in Danzig. 

Ehrt, Dr. Adolf und Schweickert, Dr. Julius: Entfesselung der 
Unterwelt. Ein Querschnitt durch die Bolschewisierung Deutschlands. Eckart- 
Verlag. Berlin-Leipzig 1932. 320 S. Preis: Kart. 850 RM., Ln. 9,50 RM. 

Höhne, Dr. Friedrich: Grundsätzliches zum Wesen und zur Entstehung 
der Wirtschaft. Im Selbstverlag. Jena o. J. 69 S. 

anew sk yi, Jurij: Vier Säbel. Rager-Verlag. Leipzig-Wien 1931. 
231 >. 

Kisch, Egon, Erwin: Asien gründlih verändert. Erich Reiß-Verlag. 
Berlin 1932. 260 S. 

Kurz, Hermann: O. G. P. U. In der Hölle der Tscheka. Tauber-Verlag. 
Leipzig 1932. 222 S. Preis kart. 2,90 RM., Ln. 4,20 RM. 

Lattermann, Dr. Alfred: Die 5. Allgemeine Polnishe Historiker- 
tagung in Warschau. Sonderabdruck aus Heft 24 der Deutschen Wissenschaft. 
an. Polen. Verlag der Historischen Gesellschaft für Polen. Posen 
1932. 139 5. 

Lenin, W. I.: Uber den Kampf gegen die Kriegsgefahr. Kleine Lenin- 
bibliothek Band ?. Verlag für Literatur und Politik. Wien-Berlin 1932. 33 S 
Preis: 0,90 RM. 

Lenin, W. I.: Die Revolution von 1905. Die Höhepunkte der allgemei- 
nen Volkserhebung. Sämtliche Werke. Band VIII. Verlag für Literatur und 
Politik. Wien-Berlin 1931. 740 S. Preis: Gbd. 13,50 RM., brosch. 9,80 RM. 

Mayer, Dr. Ludwig: Wie es in Rußland in Wirklichkeit aussieht. 
Verlag Gg. Uehlin, Schopfheim (Baden) 1929. 192 S, Preis: 2,70 RM. 

*Picht, Werner: Jenseits von Pazifismus und Nationalismus. Verlag 
Georg D. W. Callwey. Miinchen 1932. 221 S. Preis: 2,60 RM. 

Renn, Ludwig: Ruftlandfahrten. Lasso-Verlag. Berlin 1932. 191 S. 
Preis: kart. 3,60 RM., geb. 4,80 RM. 

Rosenberg, Arthur: Geschichte des Bolshewismus von Marx bis zur 
Gegenwart. Ernst Rowohlt-Verlag. Berlin 1932. 239 S, Preis: kart, 4,80 RM. 
Ln. 5,80 RM. 

_ Ullmann, Hermann: Kolonisation oder Zerstörung? Tagebuch einer 
oe sea aa Verlag Georg D. W. Callwey. Miinchen 1932. 130 5. 
reis: 1,80 i 


Verantwortl. für den redaktionell. Teil: Dr. Klaus Meh nert, Berlin; far den Anzeigentell: Erich 
Werner, Königsberg Pr. Verlag: Ost-Europa-Verlag, G. m. b. H., Königsbe Pr.. Hansaring 68, 
Fernspr.: Sammelnummer 34422. Druck: Ostpreuß. Druckerei u. Veriagsanstalt A.-G. Königsberg Pr. 
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GESAMTEN FRAGEN DES EUROPÄISCHEN OSTENS 


Im Auftrage der Deulschen Gesellschaft zum Studium Osteuropas in 
Verbindung mit Otto Auhagen, Breslau; Otto Goebel, Hannover; Hans 
Jonas, Königsberg; Arthur Luther, Leipzig; Richard Salomon, 
Hamburg; Hermann Schumacher, Berlin; Max Sering, Berlin; Kurt 
Wiedenfeld, Leipzig, herausgegeben von OTTO HOETZSCH 


Ost-Europa-Verlag/ Königsberg Pr. /BerlinW.35 


Digitized by Google 


Preisherabsetzung 
Sonderangebot 


der Restexemplare für „Ost-Europa-Leser“ 


Dr. Michael Freiherr von Taube, 


vorm. o. Professor des Völkerrechts an der Universität St. Petersburg, 
Kaiser]. Russ. Senator und Mitglied des Reichsrats 


Der großen Katastrophe entgegen 


Die russische Politik der Vorkriegszeit und 
das Ende des Zarenreiches (1%4-1917) 


Erinnerungen 


Gr.-8°, VIII und 376 Seiten. Ganzleinenband, neu! 
Statt RM. 15.— nur RM. 8.50 


Mit großer Objektivität und erstaunlicher Klarheit analysiert der Verfasser alle politischen 

Phasen und Strémungen ab 1904 und erschließt vielfach unveröffentlichtes Tatsachen- und 

Quellenmaterial. NaturgemäßB nehmen Deutschland und Österreich-Ungarn darin 

den breitesten Raum ein, der Vertasser wiıft grelle Lichter in die gesamte europäische 

Diplomatie und Politik. Frhr. v Taube schildeit dabel trefflich und eingehend eine ganze Reihe 

ıussıscher Außenminister, Diplomaten und Persönlichkeiten, mit denen er im Laufe seiner 
Tätigkeit in enger Fablung stand. 


„Das Beste, was bisher über die russische Außenpolitik geschrieben... Eine sehr 
bedeutende Arbeit, die jeder Politiker und Geschichtsforscher lesen sollte... An 
Präzision, Klarheit der Darstellung wird es schwer zu übertreffen sein...“ Graf 
A. Hoyos (der bekannte österre.chische Diplomat) in der „Neuen Freien Presse“, Ween 


Dr. Reinhard Junge 


Das Problem der Europäisierung 
orientalischer Wirtschaft 


Dargestelltan den Verhältnissen der Sozialwirtschaft 
von Russisch-Turkestan 


Gr.-8°, XLH und 516 Seiten, vier farbige Karten und Skizzen. 


Antiquarisch, geheltet statt RM. 15.— nur RM. 8.—. 


„Berliner ‚Eindringlich behandelt der Verfasser alle brennenden Fragen der europäi»ch- 
Tageblatt“ asiatischen Wirtschaltsverschmelzung und zeigt dem deutschen Kaufmann, 
Gelehrten und Politiker, wie diese wichtigen Probleme zu lösen sind. Westatzt 
auf ein tanfjahriges Studium der orientalischen Wirtschaltsfragen, versucht Junge 
in Russisch-Turkestan einen Typus darzustellen. in dem alle diese europaisch- 
asiatischen Wirtschattsfragen zum ersten Male in ungetrObter Weise lebendig 

geworden sind “ 


Wir bitten um baldige Bestellung! 


EEE EEE EEE 
Ost-Europa-Verlag / Königsberg Pr. und Berlin W. 35 
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Diese Zusammenarbeit in ihrer Meinungsäußerung vollkommen unbehinderter 
Autoren führt Sie nach bestem Wissen durch das vielgestaltige Wirtschafts- 
system der Sowjets, wie das in solch umfassender und BL ela Betrach- 
tung niemals einem einzelnen Rußlandbeobachter möglich ist. 
Das Buch, das dem Leser zu einem eigenen, endgültigen Urteil verhilft, 
nicht nur Probleme erörtert, sondern auch die Tatsachen sprechen läht, 


Ihre Bestellung geben Sie, bitte, sofort auf. — Lieferung erfolgt sogleich nach Erscheinen’ 


Ost-Europa-Verlag / Königsberg Pr. und Berlin W. 35 


Geheimrat Dr. h. c. Karl Siegismund }. 


Obwohl wir schon lange um das Leben unseres schwer- 
kranken Freundes zitterten, ist er doch überraschend schnell (am 
2. August) heimgegangen, nach seiner schlichten Weise ganz still, 
ohne daß einer seiner Mitarbeiter die Möglichkeit hatte, ihm die 
letzte Ehre zu erweisen. Auch die Deutsche Gesellschaft zum 
Studium Osteuropas, unsere Zeitschrift „Osteuropa“ und nicht 
zuletzt unsere Publikation: „Die internationalen Beziehungen 
im Zeitalter des Imperialismus“ verlieren in ihm einen treuen 
Freund, zuverlässigen und höchst sachverständigen Berater und 
unermüdlichen Mitarbeiter, dessen Tod eine sehr große, nur 
sehr schwer auszufüllende Lücke reißt. 


Durch Exzellenz Schmidt-Ott, unseren langjährigen Präsi- 
denten und heutigen Ehrenpräsidenten, kam Geh.. at Siegis- 
mund in Beziehung zu unserer Gesellschaft, deren Präsidium er 
lange Jahre angehört hat. Wie es seiner Weise entsprach, ist er 
dabei nach außen fast nie hervorgetreten. Aber überall, wo es 
Arbeit gab, wo man Rat in schwierigen Publikationsfragen, 
namentlich im Verkehr mit Verlag und Druckerei und der- 
gleichen, brauchte, war er zur Stelle. Jederzeit konnte man ihn 
anrufen und besuchen, nie war ihm etwas in diesen Arbeiten zu 
viel. Ich glaube, daß neben Exzellenz Schmidt-Ott ich in unserer 
Gesellschaft das am besten beurteilen kann. Darum empfinde 
ich diesen Verlust so besonders schwer. Denn ich kenne die 
Verdienste, die der Heimgegangene sich um unsere Zeitschrift 
und ihre Weiterführung auch in schwierigen Lagen erworben 
hat, noch mehr die Arbeit in der Durchführung unserer großen 
Aktenpublikation. Mit größter Erfahrung in verlagsrechtlichen, 
in verlags- und drucktechnischen Dingen, verband er eine In- 
tuition und zugleich eine Klugheit auch in der Einzelbehandlung, 
über die ich immer wieder gestaunt habe. Ohne Karl Siegismund 
hätten wir im besonderen die Aktenpublikation nicht auf die feste 
Grundlage stellen können, auf der ihr Erscheinen möglich wurde. 

Aber unsere Erinnerung und unser Dank gilt doch zuerst 
dem schlichten, gütigen, allezen entgegenkommenden und un- 
bedingt verläßlichen Menschen. So ist in diesem Manne, der 
im fortgesetzten Kampf mit dem geschwächten Körper diesem 
niemals Ruhe gönnte und der buchstäblich in den Sielen gestor- 
ben ist, nicht nur ein Fiihrer des deutschen Buchhandels und ein 
tatkräftiger Förderer der deutschen Wissenschaft von uns ge- 
gangen, sondern auch ein treuer Freund, dessen Verdienste 
niemals vergessen werden. Und ich rufe auch persönlich dem 
hochverehrten Manne, der mir immer mit unwandelbarem Wohl- 
wollen entgegenkam, für alle Mitarbeit und Hilfe, für alle Förde- 
rung und allen Rat meinen Dank in die Ewigkeit nach! 


Otto Hoetzsch. 
September 1932. 691 


Die Rote Arbeiter- und Bauern-Armee. 


Von Generalmajor a. D. Dr. Henrici. 


Das Dekret vom 15. Januar 1918 bestimmt: „Die alte Armee 
diente als Instrument der Unterdrückung der Werktätigen durch 
die Bourgeoisie. Mit dem Übergang der Macht an die Werktätigen 
und ausgebeuteten Klassen entstand die Notwendigkeit, eine 
neue Armee zu schaffen als Schutzwehr der Sowjetmacht, als 
Fundament für die Ersetzung des stehenden Heeres durch die 
allgemeine Volksbewaffnung. — Sie ist der Grundstein für die 
wachsende sozialistische Revolution in Europa. Die Rote Armee 
wird sich aus den überzeugtesten und bestorganisierten Ele- 
menten der werktätigen Klassen zusammensetzen.“ 


In diesem ersten Dekret, das etwa einen Monat vor der 
Gründung der Roten Armee (23. Februar 1918) erlassen wurde. 
wird das Wesen der Roten Arbeiter- und Bauern-Armee (RA) 
mit dürren Worten gekennzeichnet. Die alte Armee ruhte auf 
den Pfeilern: Religion, Zar und Patriotismus. Was von diesen 
Pfeilern etwa noch stand, mußte vollends gestürzt werden. 
Dann sollte eine neue Armee auferstehen, die weder mit der 
alten noch mit sonst irgendeiner Armee etwas gemein hat. Sie 
sollte die „Einzige“ werden, wie sie A. Kadishew in den 
Iswestija genannt hat. 


I. 
Was istdie heutige Rote Armee? 


Sie umfaßt ein kleines stehendes Heer von auserlesenen 
Soldaten, neuzeitlich bewaffnet und ausgerüstet, gut verpflegt 
und bekleidet. Daneben wird die Masse der Wehrfähigen in 
Milizverbänden kurzfristig ausgebildet. Die Rote Armee ist die 
bewaffnete Macht der Sowjetherrschaft, das Schwert der Diktatur 
des Proletariats. Zur Roten Armee gehören die Truppen der 
OGPU, d. h. der vereinigten staatlichen politischen Verwaltung. 
Da Sowjetherrschaft und Diktatur des Proletariats sich nicht auf 
die heutige Sowjetunion beschränken, sondern allmählich die 
ganze Welt ergreifen sollen, hat die Rote Armee die Bestim- 
mung, eine „Weltarmee“ zu sein. Am 1. Mai, dem Feiertag des 
Proletariats, spricht der Volkskommissar für Heer und Flotte 
vor dem Lenin-Mausoleum auf dem Roten Platz in Moskau an- 
gesichts einer vieltausendköpfigen Menge den Rekruten den 
roten Schwur vor: 

„Ich, der Sohn“, und der ganze Platz antwortet: 

„Ich, der Sohn“ 

„Des werktätigen Volkes“, und wiederum schallt es über 
den Platz: 

„Des werktätigen Volkes.“ 
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Dann schauen die anwesenden Vertreter der roten Frontkämpfer 
des Auslandes, Deutsche, Franzosen, Holländer, Afrikaner usw. 
voll Stolz auf die Soldaten der Sowjetunion, die auch die ihren 
sind. Die proletarischen Regimenter, die mit ihren Fahnen, in 
neuen Uniformen, in Reih und Glied den riesigen historischen 
Platz füllen, sind die Hoffnung der Weltrevolution. Die dort 
schwören, sollen dem internationalen Proletariat vorangehen als 
Vorkämpfer der sozialistischen Revolution. Das sind keine 
Vaterlandsverteidiger, das sind Klassenkämpfer. Vom obersten 
Führer bis zum jüngsten Rekruten soll dieser Geist die Wehr- 
macht der Sowjetunion durchwehen. Die Kommunistische Partei 
ist ihr Feldherr. Sie hat die Führung der Roten Armee und dem- 
entsprechend heißt es in ihrem Programm: „Die Rote Armee als 
Waffe der proletarischen Diktatur muß unbedingt ausgesproche- 
nen Klassencharakter haben, d. h. sie muß sich ausschließlich aus 
dem Proletariat und ihm nahestehenden Schichten der Bauern- 
schaft ergänzen. Nur in Verbindung mit der Vernichtung der 
Klassen er eine solche Armee sich in eine internationale 
sozialistische Miliz verwandeln.“ 


II. 


Dieser Forderung entspricht die Wehrverfassung der Sowjet- 
union. Das erste Wehrgesetz vom 22. April 1918 bestimmt schon: 
„Die Verteidigung der Sozialistischen Sowijei-Hepubliken (SSR) 
ist die Pflicht aller Bürger des Bundes. Die Verteidigung des 
Bundes mit den Waffen in der Hand verwirklicht sich nur durch 
die Werktätigen.“ Das Gesetz über die allgemeine Wehrpflicht 
von 1925 und die neue Fassung vom 8. August 1928 haben die 
oben genannte grundlegende Bestimmung beibehalten: Alle sind 
wehrpflichtig, mit den Waffen dürfen aber nur die Werktätigen 
dienen. — Es ist merkwürdig, wie leicht eine Bezeichnung, ein 
Name, eine falsche Vorstellung hervorrufen kann. So auch hier. 
Weil es „Gesetz über die allgemeine Wehrpflicht“ heift, glaubt 
man, daß jeder wehrfähige Bürger der Sowjetunion in der 
Roten Armee Dienst tun müsse. Diese Vorstellung ist grund- 
falsch. Das Wehrrecht haben nur die Werktätigen und auch 
unter ihnen wird — wie wir noch sehen werden — eine strenge 
Auslese gehalten. Wenn man die Wehrverfassung der Sowjet- 
union verstehen will, muß man zunächst festhalten, daß sie zwei 
Wehrsysteme nebeneinander stellt: 

1. Das stehende Heer (Kader-Armee), 

2. die Miliz, von der Sowjetmacht Territorialarmee genannt. 
Wäre es anders, so würde die RA aufhören die Armee dr Dik- 
tatur des Proletariats zu sein. Lenin hat das schon 1916 klar aus- 
gesprochen: „Unvermeidlich sind a TaricEe des Proletariats 
gegen die A für den Sozialismus“ und „Diktatur ist 

ie Herrschaft, die sich unmittelbar auf die Gewalt stützt“. Ver- 


körpert wird diese Gewalt durch die RA. Von den vielen Mil- 
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lionen Wehrfähiger, die die Sowjetunion umfaßt, wird nur etwa 
ein Drittel für würdig befunden, in die Reihen des stehenden 
Heeres aufgenommen zu werden. Alle anderen Werktätigen er- 
halten eine (flüchtige) Ausbildung in der Miliz oder außerhalb 
des Heeres. Die nicht werktätigen Bürger zahlen z. T. eine (hohe) 
Steuer und werden zum Arbeitsdienst hinter der Front ein- 
gezogen. 
ie Dienstpflicht vom 19. bis 40. Lebensjahr gliedert sich ın: 
den Vorbereitungsdienst vom 19. bis 21. Lebensjahr, 
den aktiven Militärdienst vom 22. bis 26. Lebensjahr, 
den Dienst in der Reserve vom 27. bis 40. Lebensjahr. 
Die Jungmannen des Vorbereitungsdienstes werden in der Nähe 
ihres Wohnortes einmal im Jahr, nicht länger als vier Wochen, 
zusammengezogen, so daß der Vorbereitungsdienst im ganzen 
zwei Monate dauert. Die Vorteile dieser Einrichtung sind klar: 
Die jungen Arbeiter und Bauern werden einerseits der Wirt- 
schaft nicht lange entzogen und erhalten andererseits eine mili- 
tärische und politische Vorbereitung, die nicht zu unterschätzen 
ist. Die Auswahl der Rekruten und die Ausbildung in der RA 
werden hierdurch erleichtert. 
Der aktive Militärdienst wird abgeleistet eniweder 
im stehenden Heer oder 
bei den Territorialtruppen (Miliz) oder 
außerhalb des Heeres. 
Jährlich erreichen in der Sowjetunion etwa 1200000 Mann das 
wehrpflichtige Alter. Hiervon sind etwa 800000 Mann für den 
Militärdienst tauglich, d. h. wehrfähig. Würde man alle 800 000 
Mann in das stehende Heer einstellen und zwei Jahre dienen 
lassen, so hätte man ein Heer von 1600000 Mann. Ein solch un- 
geheures Heer kann sich die Sowjetunion nicht leisten, selbst 
wenn sie wollte. Folglich werden die 800 000 Mann alljährlich aus- 
gemustert für den Dienst in der Kader-Armee (stehendes Heer) 
oder bei den Territorialtruppen oder außerhalb des Heeres. 
Die Kader-Armee und die Stämme bei den Territorialtruppen 
zählen im ganzen angeblich 562000 Mann. Da ihre Ausbildun 
je nach der Waffengattung 2—4 Jahre dauert, werden alljährli 
nur etwa 260 000 ie dienende Rekruten eingestellt. Aus 
dieser Not macht man eine Tugend und nimmt eine strenge Aus- 
lese vor. Das Losziehen wurde 1929 abgeschafft. Die Zahl der 
Arbeiter und Kommunisten in der RA soll verstärkt werden. 
Auszuscließen sind nicht nur die „Gewesenen Leute“ und ihre 
Kinder, sondern auch alle, die nach ihrem Verhalten auf dem 
Lande zu Vermittlern der Kulakeneinflüsse (Großbauern) werden 
können. Von Jahr zu Jahr werden diese Bestimmungen strenger 
un so daß fast nur noch „bewußtte Klassenkämpfer für 
en Sozialismus‘ Aussicht haben, in die RA eingestellt zu werden. 
Vergegenwärtigt man sich, daß bei Gründung der RA Rußland 


fast ein reines Bauernland war, so werden die Schwierigkeiten 
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offensichtlih. Die alte Armee war eine Armee von Bauern. Der 
gehorsame, im Kampf mit einem harten Klima aufgewachsene 
Bauernsohn war der beste Soldat des Zaren. Die Überlieferung 
Suworows, daß der an einfachsten Ackerbau gewöhnte, der Leib- 
eigenschaft kaum entwachsene, primitiv denkende Bauernjunge 
der geborene Vaterlandsverteidiger sei, war bis zum Weltkriege 
noch lebendig. Tolstoi hat uns in „Krieg und Frieden“ diesen 
Typ des russischen Soldaten geschildert. Konnte und kann die 
Sowjetregierung unter der Masse der Bauern zahlreiche Vor- 
kämpfer für den Sozialismus finden? In der ersten Zeit nach der 
Revolution, als die Bauern noch glaubten, die Bodenfrage würde 
nun endlich in ihrem Sinne gelöst werden, mochte es noch an- 
gehen. Je schärfer der Kampf gegen den selbständigen Bauern 
ne um so schwieriger wurde die Rekrutierungsfrage für 
ie RA. 

Aus den 800000 jungen wehrfähıgen Leuten werden in erster 
Linie Industriearbeiter, dann Arbeiter der Kolchose und 
Sowcose (Kollektiv- und Staatsgüter), Dorfarme, Anhänger der 
Partei oder Komsomolzen (Mitglieder des Kommunistischen 
Jugendbundes) ausgesucht. Von Jahr zu Jahr steigt der Prozent- 
satz dieser Leute in der RA. 1927 zählte man 23,8 % Arbeiter, 
63,4 % Bauern, 1930 (Januar) 32,9 % Arbeiter und 57,9 % Bauern. 

ie unterscheidet sich die Organisation der Kadertruppen 
von der der Territorialtruppen? Die Kader-Armee ist ein 
stehendes Heer von lang dienenden Leuten. Die Bezeichnung 
„Kadrowaja armija“, d. h. „Kader-Armee“ kann falsche Vor- 
stellungen erwecken; denn eine Kader-(Rahmen-) Armee hat im 
Frieden nur einen Rahmen, der bei Kriegsbeginn durch Mann- 
schaften, Pferde, Waffen usw. ausgefüllt werden muß. In ge- 
wissem Sinne waren vor dem Kriege die Heere der Groftstaaten 
„Kader-Armeen“. Das stehende Heer der RA ist keine Kader- 
Armee. Diese Bezeichnung würde eher für die Territorialarmee 
zutreffen. Die Territorialtruppen sind eine Miliz, d. h. es sind 
nur schwache Stämme vorhanden, während der Hauptteil der 
Mannschaften nur für kurze Zeit zu Übungen einberufen werden. 
Man nennt sie daher den „Wechselbestand“. Er hat eine Stärke 
von 200000 Mann. Die Kader-Armee kann schnell mobil gemacht 
und gegen den Feind geworfen werden. Hierzu ist sie dauernd 
mit allen Waffen versehen. So gehören z. B. fünf Sechstel der 
Kavallerie zum stehenden Heer, nur ein Sechstel zu den Terri- 
torialtruppen. Die ganze schwere Artillerie, fast alle Flieger, 
Gas- und Kampfwagentruppen gehören zum stehenden Heer. 
Der Soldat in der Kader-Armee befindet sich 2—4 Jahre, je nach 
der Waffengattung, dauernd unter der Fahne; der Territorial- 
soldat wird nur von Zeit zu Zeit einberufen. In der Zwischen- 
zeit ist er beurlaubt. Die Übung dauert im ersten Jahr drei 
Monate, in den anderen Jahren ein bis zwei Monate. Bei der 
Infanterie beträgt auf diese Weise die Übungszeit im Verlauf des 
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fünfjährigen aktiven Militärdienstes nur acht Monate, bei den 
Sonderwaffen neun Monate, bei der Reiterei elf Monate. Man 
hat die Bezeichnung „Territorialtruppen“ gewählt, weil die 
Übungen in der Nähe des Wohnsitzes, d. h. im „Territorium“ 
stattfinden. Sie sind zahlenmäßig stärker als das stehende Heer. 
Es gibt nämlich 28 stehende und 43 Territorialdivisionen. Für 
die Miliz ist die Bauernfrage womöglich noch wichtiger als für 
die Kader-Armee, weil die Bauern bei der Territorialarmee 
stärker vertreten sind. Bei der Einführung der Miliz 1923 waren 
wohl 90—95 % des Wechselbestandes Bauern. So lang die Parole 
lautete „Das Gesicht nach dem Dorf“ war es gut. Seit 1927 lautet 
die Parole aber „Gegen den selbständigen Bauern, für die 
Kollektive“. Frunse hatte 1925 das Milizsystem erweitert, so daß 
es 1926 schon mehr Territorialdivisionen gab als aktive. Aus 
diesem Grunde hat der IX. Kongreß der Kommunistischen Partei 
bestimmt: „Das Wesen des Sowjetmilizsystems muß in der An- 
näherung der Armee an den Produktionsprozeß liegen, so daß 
die lebendige menschliche Kraft bestimmter Wirtschaftseinheiten 
gleichzeitig die lebendige menschliche Kraft bestimmter Truppen- 
teile ist. l ihrer territorialen Verteilung müssen die Miliz- 
truppenteile (Regimenter, Brigaden, Divisionen) der territorialen 
Verteilung der Industrie so angepaßt sein, daß die Industrie- 
zentren mit ihrer landwirtschaftlichen Umgebung den Stamm für 
die Miliztruppenteile bilden.“ Jede Kompagnie, Eskadron, 
Batterie der Territorialarmee hat ihren Ersatzbezirk. Dieses 
System will man bis zu den Zügen erweitern, so daß z. B. mehrere 
Kollektivwirtschaften einen Zug bilden, damit der Wechsel- 
bestand der Miliz mit seinem nteil auch außerhalb der 
Übungszeit in Verbindung bleiben kann. Man hat richtig er- 
kannt, daß der Milizsoldat in der langen Urlaubszeit die Mög- 
lichkeit haben muß, sich militärisch und politisch weiter zu 
bilden. Zu diesem Zweck sollen z. B. Traktoren zur Verfügung 
gestellt werden, mit denen Kampfwagenübungen abgehalten 
werden können. Die Kommandeure der Miliz sollen bei ihren 
Reisen in die Ersatzbezirke Gewehre und Maschinengewehre 
mitführen, um die Milizsoldaten weiter auszubilden. 

Die Wehrfähigen, die weder den Kader- noch den Terri- 
torialtruppen zugeteilt werden, dienen außerhalb des Heeres. 
Sie werden in Listen geführt und von Zeit zu Zeit zu Übungen 
einberufen wie die Territorialsoldaten, aber nur für sechs Monate 
im Verlauf von fünf Jahren. 

Bei der oben geschilderten, durch die Wehrverfassung ge- 
gebenen militärischen Ausbildung ihrer Bürger ist die Sowjet- 
union nicht stehen geblieben. Die „Wojenisazija“, d. h. die all- 
gemeine militärische Ausbildung, z. B. bei Behörden, Fabriken, 
Kollektiven usw. wird in immer steigendem Maße zur Losung 
der Massen. 
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Die Sowjetregierung geht von folgenden Erwägungen aus: 
Der zukünftige Krieg wird die Teilnahme ungeheurer Massen 
der Bevölkerung erfordern. Er spielt sich nicht nur an der 
Front ab, sondern wird auch im Rücken der kämpfenden Heere 
geführt. Der Ausgang des Krieges hängt davon ab, ob Bevölke- 
rung und Wirtschaft auf den Krieg eingestellt sein werden. Die 
Gesellschaft Osoaviachim ist der rcibriemen“ für diese Arbeit. 
Die Hauptaufgaben des Osoaviachim bestehen darin, alle Auf- 
merksamkeit, Kräfte und Geldmittel auf die Kriegsbereitschaft 
der werktätigen Massen zu vereinigen, eine „unermeßliche“ 
Tätigkeit beim Bau einer Luftflotte zu entwickeln und den Gas- 
schutz in der Bevölkerung zu organisieren. Die Gesellschaft soll 
Stalins Losung „Die Bolschewiken sollen die Technik be- 
herrschen“ auf dem Wege der militärischen Propaganda unter 
ihren Millionen von Mitgliedern verwirklichen, so daß sie die 
„erste Reserve“ der RA wird. Zu diesem Zweck sind in den 
Fabriken und auf dem Lande Zellen der Gesellschaft, und in den 
Schulen, Klubs und Lesehütten militärishe Ecken eingerichtet 
worden. Die Zellen des Osoaviachim veranstalten Unterhal- 
tungen und Vorträge über militärische Dinge und verbreiten 
Plakate, Bücher, Zeitschriften und Zeitungen militärischen In- 
halts. Sie vereinigen ihre Mitglieder in kleinen Schützen-, 
Flieger- und Gasabteilungen. Solche Zellen des Osoaviachim 

ibt es bei fast allen Truppenteilen der RA. Sie bilden ihre 

itglieder militärisch aus und helfen außerdem den Abteilungen 
des Osoaviachim bei der militärischen Ausbildung in den 
Fabriken. Von jedem Rotarmisten wird verlangt, daß er tätigen 
Anteil an der Arbeit seiner Abteilung des Osoaviachim nimmt. 
Er vergrößert hierdurch seine eigenen Kenntnisse und arbeitet 
an der Wehrfähigkeit des ganzen Landes. Zurzeit umfaßt der 
Osoaviachim über 100000 Zellen und über 11 Millionen Mit- 
glieder in Stadt und Land. Er besitzt eine Reihe von Militär- 
schulen, viele Klubs, Museen, Bibliotheken und Spezialschulen 
für die Ausbildung von Fliegern und Gasschutztrupps. Er 
schenkte der RA mehrere hundert Flugzeuge und errichtete eine 
Anzahl von Fluglandeplätzen. Trotzdem ist die Regierung mit 
den Leistungen des Osoaviachim nicht zufrieden. In der Voll- 
sitzung des Zentralrats des Osoaviachim am 3. April 1932 hielt der 
Vorsitzende des Rats der Bundesvolkskommissare, Molotow, eine 
große Rede. Er meinte, dieses Plenum sei ein Plenum der 
„Selbstkritik“ gewesen. Hierzu sei auch genügender Anlaß vor- 
handen, denn von der Spitze bis zu den untersten Zellen des 
Osoaviachim würde mangelhaft gearbeitet. Die Industrie- und 
Kolchosarbeiter würden nur in ungenügendem Maß zur Arbeit 
herangezogen; der Wechsel der Mitglieder und die mangelhafte 
Auswahl verminderten die Arbeit des Osoaviachim, der doch eins 
der wichtigsten a. der Landesverteidigung sei. Die Selbst- 
kritik müsse das Ziel haben, die Arbeit und Organisation des 
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Osoaviachim umzustellen. Er sei die Stütze der Friedens- und 
Kriegsarbeit der SSR. Alle Parteiorganisationen, die Sowjets, 
Gewerkschaften und Komsomolorganisationen müßten in enge 
Verbindung mit den Zellen des Osoaviachim treten. Das Land des 
Sozialismus sei rings umgeben von kapitalistischen Feinden. die 
sich seit Jahren zum Angriff vorbereiteten. Die Kraft der SSR 
bestehe aber aus den nach Millionen zählenden Massen, auf die 
sich die Sowjetregierung stiitze. Wenn diese Massen richtig 
organisiert würden, so würde niemand die sozialistische Front 
durchbrechen können. Auf dem Osoaviachim, auf allen seinen 
Zellen in den Fabriken liege eine große Verantwortung. Die 
Aufgabe, den Osoaviachim umzustellen, ihn aus einem großen 
Verein zu einem tätigen, scharfen Kriegswerkzeug zu machen, 
ist dem bisherigen Kommandeur der Kriegsakademie, R. P. Eide- 
mann, übertragen worden. Er ist 37 Jahre alt und entstammt 
einer baltischen Lehrerfamilie. Der Osoaviachim soll in enger 
Verbindung mit der RA arbeiten. Im Winter sollen theoretische 
Lehrgänge, im Sommer Übungen im Gelände und Scharfschießen 
abschalten werden. Die Lager der RA werden dem Osoaviachim 
zur Verfügung gestellt, damit er mit der Truppe gemeinsam 
üben kann. Die Kommandeure des jüngsten und mittleren 
Kommandobestandes werden hierbei als Führer der Regimenter 
und Bataillone eingeteilt. „Wir können einen Krieg nur führen, 
wenn die Massen wissen, wofür sie kämpfen und wenn sie 
kämpfen wollen.“ Unter diesem Gesetz sollen RA und 
Osnaviachim antreten. Der Osoaviachim gehört nicht zur RA, 
aber er begleitet sie wie ein riesiger Schatten. 


Ähnlidı wie Molotow dem Osoaviachim, setzte der Kriegs- 
minister Woroschilow dem Komsomol wiederholt, zuletzt in 
einem Schreiben vom 5. Juli 1932, seine Pflichten auseinander. Ist 
der Osoaviachim die Reserve, die hinter der RA steht, so ist der 
Komsomol (Kommunistischer Jugendverband) das Knochengerüst, 
das die Mannschaft und den jüngeren Kommandobestand der RA 
zusammenhalten soll. In der Armee dienen die 21—23jährigen, 
während im Komsomol die kommunistische Jugend vom 14. bis 
23. Jahre vereinigt ist. Es ist daher ganz natürlich, daß die 
Komsomolzen bei ihrem Eintritt in die Armee eine tätigere Rolle 
spielen als die Parteilosen. Sie sind seit sieben Jahren in einheit- 
lichen Gedankengängen aufgewachsen; die Generallinie Lenins, 
der Aufbau des Sozialismus, der Haß gegen die Kapitalisten ist 
ihnen in Fleisch und Blut übergegangen. Sie verständigen sich 
rasch untereinander und werden bald die Berater der jungen 
Rekruten, die ahnungslos vom Lande kommen. So wird der 
Komsomolez das Muster für die soldatischen und politischen 
Tugenden. Er kann schon gehorchen, die Disziplin ist ihm zur 
zweiten Natur geworden. Oft war er auch schon Führer von 
„Pionieren“, jenen Jugendlichen im Alter von 6—14 Jahren. 
Ihm ist daher auch das Befehlen nicht neu. In dem oben er- 
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wähnten Schreiben forderte Woroschilow die Komsomolzen zum 
Eintritt in die Militärschulen, besonders der Luft- und Seeflotte 
und in alle Kampfwagen- und technischen Schulen auf. Die enge 
Verbindung mit der Flotte sei besonders wichtig, weil im Kriegs- 
fall eine große Zahl erprobter Kommunisten in der Flotte ge- 
braucht würden. Das gleiche gilt für die Luftflotte. Ihre 
Leistungen hingen in besonderem Maße von der Persönlichkeit 
der Flieger und Mechaniker ab. Der Komsomol sei jetzt schon 
Chef der See- und Luftflotte. Später müsse er auch Chef der 
Panzertruppen werden. Der Kriegsminister will also, daß der 
Komsomol den Nachwuchs für alle Sonderwaffen stellt und zum 
Kern der RA wird. Zurzeit ist in vielen Truppenteilen jeder 
vierte Rotarmist und jeder fünfte jüngere Kommandeur Kom- 
somolez. Es gibt jetzt bereits Truppenteile, die zu 100 % aus 
Kommunisten oder Komsomolzen bestehen. Die Zahl der Rot- 
armisten, die in den Komsomol aufgenommen wurden, hat sich 
von 1927—1931 vervierfaht. Man ee daher sagen, daß der 
Komsomol, der 1353 Zellen in der RA hat, zum entscheidenden 
Faktor für den inneren Zusammenhalt der RA geworden ist. 
Und noch ein anderes hat sich geändert: Die Beteiligung der 
Kolchosarbeiter am Komsomol ist in der letzten Zeit ständig ge- 
wachsen. Am 1. Januar 1931 waren von 100 Kolchosarbeitern 
nur 5 Komsomolzen; am 1. Januar 1932 kamen aber auf 100 Kol- 
chosarbeiter schon 42,2 und am 1. April 1932 44,4 Komsomolzen. 
Es verwirklicht sich allmählich ein Gedanke Lenins, den er mit 
folgenden Worten ausgedrückt hat: „Die kriegerische Kraft eines 
Bauernlandes, dessen Boden in der Hand von Bauernkomitees 
ist, ist größer als die eines Landes mit gutsherrlihem Boden- 
besitz.“ Ein anderer Bauer tritt in die Armee ein, der Kolchosnik, 
der die harte Schule des Klassenkampfes mit den Kulaken 
(GroRbauern) hinter sich hat. Die ,,Bauernarmee’ wandelt sich 
zur Kolchos-Armee. Dies bedeutet für die Sowjetregierung die 
Erfüllung jahrelang gehegter Wünsche. 


II. 


Die Führerfrage ist entscheidend für jede Armee. Der 
Volkskommissar für Heer und Flotte Woroschilow sagt: „Der 
Kommandobestand (Offiziere) bildet den Kern im System unserer 
Streitkräfte. Er ist der Zement, der alle Teile zusammenhält, 
die gestaltende Kraft, die die politisch-moralischhe und kämpfe- 
rische Haltung der RA in Übereinstimmung hält mit den sozialen 
und politischen Ereignissen innerhalb und außerhalb des Bundes.“ 
Nach allem, was bisher schon über das Wesen der RA gesagt 
wurde, ist es klar, daß die Aristokraten und Gutsbesitzer, aber 
auch die bürgerlichen und demokratischen Führer, die in den 
Reihen der alten Armee zu Zehntausenden als Offiziere, Beamte, 
Ärzte, Ingenieure standen, für die RA nicht in Frage kommen 
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können. Sie gehören zu den ‚„gewesenen“ Leuten, sind ver- 
dächtig und in der Wehrmacht nicht zu dulden. Nur im Anfang, 
bei der Gründung, wurden die „Spez“ übernommen. Bis auf 
wenige Ausnahmen sind sie längst entlassen worden. Die RA 
hat sich ihre eigenen Führer erzogen. 

Führer kann in der RA nur ein überzeugter Kommunist 
sein. Die alten und jungen Revolutionäre, die Blüte der 
Industriearbeiterschaft und die Kolchosarbeiter stellen den Füh- 
rernacihwudhs. Wir sahen schon, daß der Komsomol, der jugend- 
lihe Kommunist, vom Volkskommissar zum Eintritt in die 
Kriegsschulen aufgefordert wurde. Weil er die gleichen Klassen- 
interessen vertritt wie der Rotarmist, wird er dauernd das Ver- 
trauen seiner Untergebenen haben, so hofft man. Die Bezeic- 
nung „Offizier“ und die Dienstgradbezeichnungen vom Unter- 
offizier bis zum General ließ man fallen. Es gibt den „Kom- 
mandobestand“, der in vier Gruppen eingeteilt ist; die Gruppe 
„Jüngster Kommandobestand“ umfaßt die Kommandeure der 
Gruppen (Korporalschaftsführer), der „mittlere Kommando- 
bestand“ die Kommandeure der Züge und Kompagnien, und die 
dazu gehörigen politischen Führer, ‚der. ältere Kommando- 
bestand“ die Kommandeure und Kommissare der Bataillone und 
Regimenter, der „höchste Kommandobestand“ die Kommandeure 
der Brigaden, Divisionen und Korps. 

Wenn man bedenkt, daß die Oktoberrevolution die Diszipli- 
nargewalt und Autorität der Offiziere vollständig vernichtete, 
und daß die neu zu gründende Armee sich ihre Führer von der 
Maschine und aus der Verbannung holen mußte, daß diese 
Männer militärisch fast ganz ungebildet waren, wird klar, welch 
ungeheure Ausbildungs- und Erziehungsarbeit geleistet worden 
ist. Allerdings bedeutete für die neuen Führer die Revolution 
und die Zertrümmerung der alten Armee den Triumph ihrer 
jahrelang gehegten Wünsche. Sie setzten sich daher fanatisch 
für den Aufbau der neuen Armee ein. Während des Bürger- 
krieges wurden rund 40000 Kommandeure in zwei- bis vier- 
monatigen Kursen militärish und politisch ausgebildet. 1919 
wurden bereits errichtet: die Infanterie-, Artillerie-, Kavallerie-, 
Chemie-, Tarnschulen, Militärtechniken und Universitäten mit 
Lehrgängen von zwei Monaten bis zu zwei Jahren Dauer. Am 
Ende des Bürgerkrieges gab es 224 Waffenschulen mit 80 000 Teil- 
nehmern, hiervon 1918 bereits 37 % Arbeiter. Jetzt ist das Aus- 
bildungsnetz fertig ausgebaut. Für jede der oben genannten vier 
Gruppen des Kommandobestandes gibt es eine besondere Art von 
Schulen. Die Vielseitigkeit der heutigen Kriegsmittel erfordert 
außerdem noch Militärakademien und militärische Abteilungen 
bei bürgerlichen Instituten. Die bedeutendste ist die Rote Kriegs- 
akademie, genannt Frunse. Sie hat drei Fakultäten. 1. Die 
a er für die Heranbildung der Kommandeure gemisch- 
ter Verbände (Generalstab). Hauptfach: Taktik und Arbeit in 
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Stäben bis zur Armee. 2. Die Versorgungsfakultät zur Ausbil- 
dung in der Versorgung der Armee mit allem Kriegsbedarf auf 
taktisch-strategischer Grundlage. 3. Die östliche Fakultät für die 
rer für den Osten vorgesehenen Absolventen der 
Haupt- und Versorgungsfakultät. — Außerdem werden bei der 
Akademie Kurse für den höchsten Kommandobestand abgehalten. 

Es seien noch genannt: Die Militärpolitische Akademie, 
pen. Tolmatschew, zur Weiterbildung des politischen Kommando- 

estandes und zur Heranbildung von militärpolitischen Arbeitern 
für Agitation und Propaganda. Die Militärtechnische Akademie, 
gen. Dsershinski, mit artilleristischer, chemischer, nachrichtentech- 
nischer, elektrotechnischer, Motorisierungs- und Festungsfakultät. 
Die Militarfliegerakademie, gen. Professor N. E. Jukowski, für 
die Weiterbildung von Kommandeuren der Luftflotte und von 
Ingenieuren für die Luftfahrt. Die Militärseeakademie, gen. Woro- 
schilow, die Hochschule für operative und technishe Führung 
der Flotte. 

Außerdem gibt es noch eine Reihe von militärischen Abtei- 
lungen bei bürgerlichen Instituten, z. B. die Militärfeldmeßabtei- 
lung beim Vermessungsinstitut in Moskau, die kriegswirtschaft- 
lihe Abteilung beim volkswirtschaftlichen Institut, gen. Plecha- 
now, die militär-elektrotechnishe Abteilung beim elektrotech- 
nischen Institut, gen. Lenin, in Leningrad, und eine Reihe 
anderer. „Beherrsche die Technik!“ ist die Losung für die RA. 
Die Kommandeure sollen technisch ausgebildet, die bürgerlichen 
Institute mit militärischem Geist durchdrungen werden, damit 
ihre Arbeit der Landesverteidigung nutzbar gemacht wird. 

Zu den Akademien werden Kommandeure zugelassen, die 
ihren Dienstgrad mindestens zwei Jahre innehaben. Den Teil- 
nehmern am Bürgerkrieg ist der Vorzug zu geben. 

Der weitaus größte Teil des Kommandobestandes hat nur 
eine geringe Vorbildung. Dieser Übelstand ist in den letzten 

ahren n gewachsen. Der Prozentsatz der „Intellektuellen“ 
allt dauernd, der Prozentsatz der Arbeiter wächst. Entstammten 
1927 19,3 % den Arbeitern, so war 1930 die entsprechende Zahl 
29,9 %. 1928 waren 59 % der en Arbeiter, 1930 66,2 %. 
Der Prozentsatz der Bauern im Kommandobestand ist geringen 
Schwankungen unterworfen. Er betrug in den letzten Jahren 
etwa 56—57 %. Die Ausbildung des Kommandobestandes erfolgt 
der geringen Allgemeinbildung entsprechend nach starren Plänen, 
die Bindend festgelegt sind. Nahm in den ersten Jahren die 
Theorie einen sehr breiten Raum ein, so ist man jetzt bemüht, 
eorie und Praxis nebeneinander zu stellen. Die Bestrebungen 
gehen dahin, die Kriegsschulen in Lehrtruppen umzuwandeln. 
Es wird mit einem ungeheuren Fleiß gearbeitet. Die Anzahl der 
schematischen Hilfsmittel, Diagramme, Tabellen, Skizzen ist 
Legion. Die Folge hiervon ist eine gewisse Schwerfälligkeit und 
Mangel an Entschlußkraft der Führer. Dafür ist man bemüht, 
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die Kommandeure auf die Technik, die Erfahrungen des Welt- 
krieges und vor allem des Bürgerkrieges einzustellen. Ihre Blicke 
sollen aber nicht nur nach dem Westen gerichtet sein, sondern 
auch nach dem Osten, in die großen asiatischen Räume, nach 
Indien und China. Oft wird betont, daß schon Peters des Großen 
Reich mit weniger als einem Drittel in Europa lag. 

Die Bereitstellung eines Führerbestandes der Reserve macht 
große Sorge. Da im Kriege die Territorialtruppen zu einer 
riesigen Armee entwickelt werden sollen, so ist diese Frage be- 
sonders brennend. Woroschilows Maßnahmen, die militärische 
Bedeutung des Osoaviachim, des Komsomol und der Pioniere zu 
heben, haben alle den Zweck, den Führernachwudhs für den Krieg 
sicherzustellen. Die Studenten an Universitäten und technischen 
Hochschulen werden außerhalb der Truppe zum Führer aus- 
gebildet. Die Studienzeit wird um ein halbes Jahr verlängert 
und militärtheoretischer Unterricht in 430 bis 580 Stunden er- 
teilt. Hinzu kommt die Teilnahme an Truppenübungen in einer 
Gesamtdauer von 3—4 Monaten. Die Studenten der Arbeiter- 
fakultäten und die Schüler höherer Lehranstalten (Stufe 2) 
dienen nur ein Jahr und werden nach Abschluß einer Prüfung 
der Reserve des Kommandobestandes zugeteilt. Auf diese Weise 
hofft man jährlich Tausende von Reserveführern zu gewinnen. 
Da die Altersgrenzen des Kommandobestandes in der aktiven 
Armee niedrig sind, für den Zug- und Kompagnieführer & Jahre, 
für den Regimentskommandeur 45 Jahre, den Divisionskom- 
mandeur 50 Jahre, so sind die ausscheidenden Führer in der 
Reserve noch zu verwenden. 

Neben den Führern stehen in der RA die Kommissare. Bei 
Gründung der RA und während des Bürgerkrieges muften die 
Spezialisten aus der alten Armee übernommen werden. Da die 
Sowjetregierung ihnen nicht traute, stellte man ihnen Vertreter 
der Partei und der Sowjetmacht zur Seite: die Kommissare. Es 
waren die hervorragendsten und aktivsten Kommunisten. Sie 
übernahmen der Partei gegenüber die Verantwortung für den 
militärischen und politischen Zustand der Truppe. Sie waren 
„das Auge“ der Regierung. Sie hatten darüber zu wachen, daß 
die Dekrete und Befehle unweigerlich ausgeführt wurden. 
Außerdem hatte der Kommissar die politische Erziehung des 
Rotarmisten zu übernehmen. 

Allmählih lernte der Kommissar vom Spezialisten. Jetzt 
gibt es viele Kommandeure, die früher Kommissare waren und 
nachher auf den Kriegsschulen und Akademien ausgebildet 
wurden. Im Laufe der Jahre erprobte man auch die alten Ofti- 
ziere und behielt die der Sowjetmacht innerlich ergebenen. Es 
sind jetzt knapp 6 % des gesamten Kommandobestandes. Von 
100 Kommandeuren sind zurzeit 57 Mitglieder der KP. 97 % 
aller Divisions-, Regiments- und Bataillons-Kommandeure haben 
am Bürgerkrieg teilgenommen. Daher konnte man mit der Zeit 
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zum System des „Einheitsbefehlshabers“ übergehen. Der Kom- 
missar hat jetzt nicht mehr den militärischen, Verwellon s- und 
Wirtschaftsdienst zu überwachen. Ihm ist lediglich die politische 
und Parteiarbeit übertragen worden. Er trägt mit dem Kom- 
mandeur gemeinsam die Verantwortung für den Zustand der 
Truppe. Wenn der Kommandeur ein erprobter und erfahrener 
Parteimann ist, so wird er zum „Einheitsbefehlshaber“ ernannt. 
Dann hat er auch die politische und Parteiführung seines 
le: wobei ihm der Kommissar als Gehilfe zur Seite 
gestellt ist. Dieser ernennt die politischen Führer des Truppen- 
teils, organisiert und leitet die Parteiarbeit. Er untersteht dem 
„Einheitsbefehlshaber“ und außerdem der übergeordneten politi- 
schen Behörde. Der Kommissar oder Gehilfe hat alle Maßnahmen 
zu ergreifen, um den Rotarmisten im Klassengeist und zum 
Kommunisten zu erziehen. 
In dieser Aufgabe werden die Kommandeure und Kom- 
missare von den politischen Führern (Politruki) unterstützt. Der 
Politruk wird für jede Kompagnie, Eskadron oder Batterie aus 
Parteimitgliedern ernannt. enn der Kompagnieführer selbst 
En Kommunist ist, so wird er a Politruk und 
erhält einen politischen Gehilfen. Er hat den politischen Unter- 
richt anzuordnen und sich besonders mit den Zugführern und den 
Parteimitgliedern zu befassen und ihnen Richtlinien für die 
Parteiarbeit zu geben. Die Arbeit in den Leninecken liegt ihm 
ob. Er soll das eifrigste Mitglied der Kompagniezelle sein. 
Jeder einzelne Wehrkreis untersteht dem Revolutionären 
Kriegsrat des Wehrkreises, an dessen Spitze der Oberbefehls- 
haber der Truppen des Wehrkreises steht. Die Revolutionären 
Kriegsräte der Wehrkreise unterstehen dem Revolutionären 
Kriegsrat des Bundes der SSR. Er ist der Kopf der RA und wird 
vom Zentralen Vollzugsausschuß ernannt. Ihm unterstehen: 
der Stab der RA. — Er trifft die Vorbereitungen für den Krieg 
und arbeitet die Operationspläne aus; 
die politische Verwaltung der RA für die politische Arbeit nicht 
nur in der RA, sondern auch für den Vorbereitungsdienst und 
die Ausbildung außerhalb der Armee; 

die Hauptverwaltung der RA für die Vorbildung, Organisation 
und den Dienst der Truppen und militärischen Lehranstalten; 

die Verwaltung der See- und Luftstreitkräfte; 

die Militärsanitätsverwaltung; 

die Militärveterinärverwaltung. 


Der Vorsitzende des Revolutionären Kriegsrats ist gleich- 
zeitig Volkskommissar für Heer und Flotte de: Bundesrepu- 
bliken (Kriegsminister). Es ist zurzeit K. E. Woroschilow. Seine 
Stellvertreter sind: Ja. B. Gamarnik, M. N. Tuchatschewski und 
S. S. Kamenew. Woroschilow und Gamarnik gehören zur alten 
revolutionären Garde. Tuchatschewski entstammt einer adligen 
Großgrundbesitzerfamilie, ist 1893 geboren, im Petersburger 
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Kadettenkorps erzogen und beendigte im Juli 1914 die „Alexan- 
der-Infanterieschule’. Im Semenowschen Garderegiment rückte 
er ins Feld und geriet 1915 in deutsche Gefangenschaft. Nadh 
Rückkehr aus Deutschland 1917 trat er für die damals zur Herr- 
schaft strebenden Bolschewiken ein und zeichnete sich im ei 
kriege als Armeeführer aus. S. S. Kamenew war zaristischer 
Offizier. Er ist 1881 geboren und im Kadettenkorps erzogen 
worden. 1904 kam er zur Generalstabsakademie, wo er sich 

sonders auszeichnete. Er gehört der RA seit ihrer Gründung an 
und ist der hervorragendste der aus der alten Armee über- 
nommenen Spezialisten. Im Juli 1918 übertrug ihm der Revo- 
lutionäre Kriegsrat den Oberbefehl über die sämtlichen bewaff- 
neten Streitkräfte der Sowjetrepublik. Auf diesem Posten stand 
er bis 1924. Bei der Reorganisation der Armee wurde er nach- 
einander Inspekteur, Chef des Stabes und Chef der Hauptver- 
waltung der RA. Im Mai 1927 wurde er stellvertretender Vor- 
sitzender des Revolutionären Kriegsrats und des Volkskom- 
missars für Heer und Flotte. Er ist Mitglied der Kommunisti- 
ee und des Zentral-Vollzugsausschusses des Bundes 

er 


IV. 


„Die Streitkräfte unseres Bundes sind in organisatorischer. 
militärischer und politischer Beziehung die vollkommen zuver- 
lässige Stütze der Diktatur des Proletariats‘, so meldete Woro- 
schilow dem XVI. Parteikongref. Die Richtigkeit dieser Meldung 
kann im Frieden niemand nachprüfen. Eins ist sicher: in keiner 
Armee der Welt verwendet man auf die politische Erziehung des 
Soldaten so viel Arbeit und Hingebung wie in der RA. Oberstes 
Gesetz ist die „Generallinie Lenins“. Hüter des Gesetzes ist die 
Kommunistische Partei und ihr Zentralkomitee. Ihr Organ ist 
die Politische Verwaltung der RA und Flotte (Pur). Politische 
Abteilungen und Verwaltungen sind bei den Divisionen, den 
Wehrkreisen, den Armeen und im Kriege an den Fronten. Sie 
alle unterstehen der KP. Die Politische Verwaltung des Heeres 
und der Flotte ist gleichzeitig die militärische Abteilung des 
Zentralkomitees der KP. Die Politischen Abteilungen ernennen 
die Kommissare und politischen Führer und leiten die politische 
Erziehung der Rotarmisten und Kommandeure. Das Ziel aller 
Arbeit ist Festigung der Armee als Waffe der proletarischen 
Diktatur, damit jeder Rotarmist ein „bewußter“, dicviplinierter 
und harter Kampfer fiir die Sache der on wird. Die 
politischen Abteilungen richten in der Armee Schulen, Klubs 
und Bibliotheken ein, geben ihnen Arbeitspläne und über- 
wachen ihre Arbeit. Sie versorgen die Armee mit Büchern, 
Zeitungen und Plakaten und geben besondere Zeitungen für die 
RA heraus. Im Kriege ist ihre Arbeit hinter der Front und 
unter der Bevölkerung besonders wichtig. 
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Die Kunst, im Soldaten einen gesteigerten Waffenstolz her- 
vorzurufen, wird meisterhaft gehandhabt. Die Rekruten erhalten 
anfangs keine Gewehre. Man zeigt sie ihnen nur, vertraut sie 
ihnen aber noch nicht an. Eines Tages wird dann die ganze 
Kompagnie versammelt. Der Regimentskommandeur erscheint 
und hält eine Rede: „Es ist eine große Ehre, im Lande der 
Sowjets eine Waffe zu tragen. Ihr seid dieser Ehre würdig!“ 
Während die Musik spielt, wird jeder Rekrut einzeln aufgerufen 
und ihm die Waffe übergeben. 

Die RA ist nicht nur eine militärische, sondern eine erst- 
klassige politische Schule. Jahraus, jahrein liefert sie dem Land 
poua ausgebildete, aktive Organisatoren für die sozialistische 

irtschaft. Das ist von größter Bedeutung für die „sozialistische 
Rekonstruktion“ der Landwirtschaft. Auf dem Lande sind die 
ehemaligen Rotarmisten die besten Vorkämpfer der Partei und 
der Sowjetmacht. Unter den Vorsitzenden der Dorfsowjets, den 
Mitgliedern der Wolost- und Rayon-Sowjets befindet sich ein 
hoher Prozentsatz gedienter Rotarmisten. Sie werden alljähr- 
lich vor der Entlassung aus der Armee in besonderen Lehr- 
gängen für die Arbeit auf dem Lande geschult: als Genossen- 
schaftler, Mitglieder der Sowjets, der Partei und des Komsomol, 
als Landarbeiter, Leiter von militärischen Klubs, Ausbilder der 
Miliz, Kinomechaniker, Traktoristen u. a. Im Jahre 1927 gab die 
RA dem Lande 41000 solcher vorgebildeter Leute, 1928 waren 
es schon 68000 und 1930 etwa 100000. Diese Tausende verteilen 
sich in jedem Herbst auf den weiten Raum der Bundesrepubliken 
und tragen auch zu den Nationalitäten die Gedanken des 
Sozialismus. 

In der RA sind, im Gegensatz zur alten Armee, alle Natio- 
nalitäten vereinigt. Der Vorgänger Woroschilows, der Volks- 
kommissar Frunse, schrieb hierüber: „Die nationalen Truppen 
sind ein organisatorischer Teil der RA. Indem wir in gleichem 
Maße alle Nationalitäten des Landes und der Sowjetmacht her- 
anziehen, stellen wir an sie die gleichen militärischen Anforde- 
rungen. Für uns sind die nationalen Formationen kein Zeit- 
vertreib und Tribut, den wir der nationalen Politik entrichten. 
Bei richtiger Behandlung tragen die nationalen Formationen zur 
Stärkung der RA bei.“ Nach der Oktober-Revolution dauerte 
der Bürgerkrieg in den Gebieten des Fernen Ostens und Mittel- 
asiens noch jahrelang fort. Als die Sowjetmacht auch in diesen 
Gebieten aufgerichtet war, gelang es zunächst nicht, nationale 
Truppenteile auf Grund der Allgemeinen Wehrpflicht auf- 
zustellen. Erst am 14. Februar 1925 beschloß der Allturkmenische 
Sowjet die Bildung nationaler Truppenteile. Die anderen natio- 
nalen Republiken folgten. Die Rekrutierung geschah anfangs 
nach dem Grundsatz der Freiwilligkeit mit Hilfe der Partei- 
organisationen, Komsomol, Gewerkschaften usw. 1931 gingen 
die mittelasiatischen Republiken zur Allgemeinen Wehrpflicht 
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über. Die Eigentümlichkeiten der nationalen Stämme hinsicht- 
lich Kleidung, Verpflegung und Gewohnheiten werden berück- 
Band Im zweijährigen Dienst lernen die Eingeborenen nicht 
nur die Handhabung der Waffen, sondern auch Lesen und 
Schreiben, „Kultur“ und politisches Klassenbewuftsein. Heute 
hat Usbekien seine Division, Turkmenien eine Kavallerie- 
brigade, Tadshikistan ein Gebirgsbataillon, Kirgisien eine 
Kavalleriedivision mit Artillerie, Tatarien eine Division, Trans- 
kaukasien und die anderen Republiken haben ebenfalls ihre 
Divisionen oder Regimenter. Das autonome Gebiet der Kal- 
mücken hat eine Eskadron, deren Kommandobestand nur aus 
Kalmiicken besteht. Die Waffengattungen der nationalen 
Truppen richten sich nach den Stammeseigentümlichkeiten. 
lan Kasakien. und Kirgisien stellen Reitertruppen auf, 
Tadshikistan und Transkaukasien Gebirgstruppenteile, Usbe- 
kistan und Tatarien Infanterie. Nationale Truppen fochten im 
Frühjahr 1929 in Afghanistan und Tadshikistan, im Herbst des 
gleichen Jahres fochten burjatisch-mongolishe Truppen im Be- 
stande der Besonderen fernöstlihen Armee. Der Kommando- 
bestand der nationalen Truppen wird auf zweierlei Weise aus- 
peniser Kommandeure der RA lernen auf mittelasiatischen 
ursen die östlichen Sprachen und die Eigentümlichkeiten des 
östlichen Kriegsschauplatzes; für die Bildung des Kommando- 
bestandes aus Eingeborenen gibt es Kriegsschulen in Mittelasien 
und Südkaukasien (Taschkent, Wladikawkas und Baku). Die 
Ausbildung erfolgt nach den in der Landessprache abgefafiten 
Dienstvorschriften. Nur einige technische Dienstzweige werden 
in russischer Sprache gelehrt. Die eingeborenen Rotarmisten er- 
halten während der zweijährigen Dienstzeit Unterricht in der 
russischen Sprache. 
Die Erfolge dieser Arbeit schildert eine Soldatenzeitung 
folgendermaßen: 


„Unter der großen Völkerfamilie der SSR lebt am Fuß der 
Talyscher Berge das Volk der Talyscher. Dies gestern noch recht- 
lose Volk beteiligt sich heute am Aufbau des Sozialismus und 
hat seine besten Vertreter in den Reihen der RA. Im 1. Aser- 
beidshaner Regiment wurde 1931 der 1. talyscher Zug unter 
dem Kommando von Abdulla Tagijew gebildet. Er ist Student 
der kommunistischen Abendhochschule und ein Bolschewik, für 
den Lenins Generallinie Gesetz ist. Die Textilfabriken, die 
aserbeidshaner Baumwolle, Kupfer, Naphtha, alles das sind für 
den Talyscher keine leeren Worte. Sie bedeuten für ihn das 
Symbol der Verwirklichung der Generallinie der Partei und der 
Liquidierung der ökonomischen Rückständigkeit der SSR. 
Wichtig ist, daR er sich selbst als Glied der allgemeinen sozia- 
listischen Front betrachtet, den die Partei morgen auf einen ver- 
antwortungsvollen Posten setzen kann.“ 
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Man fragt sich, welche Mittel angewandt werden, um die 
zahlreichen Aufgaben, die den Kommandeuren und Kommis- 
saren der RA von der Partei gestellt werden, zu erfüllen. Wie 
soll die große Bauernmasse in Bewegung gebracht werden, um 
in der militärischen Dienstzeit so ausge ildet zu werden, wie 
die Partei es verlangt. Die Antwort lautet: durch „Sorewno- 
wanije‘ (Wetteifer) und „Udarnitschestwo“ (Stoßarbeitertum). 
Seit Jahren wird daran gearbeitet, die Methoden, die in der 
sozialistischen Wirtschaft die Konkurrenz ersetzen sollen, auch 
in der Armee einzuführen, d. h. den „sozialistischen Wetteifer“ 
anzuwenden und eine große Zahl von Rotarmisten zu „Udarniki“, 
d. h. zu Stoßtrupplern zu erziehen. Wetteifer und Stofttruppler- 
tum als Arbeitsmethoden erscheinen in der RA fast gleichzeitig 
mit ihrer Entwicklung in den Fabriken. Sie wurden zum be- 
vorzugten Mittel, den militärischen und politischen Ausbildungs- 
grad zu erhöhen. Der gesamte Kommandobestand und die Masse 
der Rotarmisten sollen diesen Arbeitsmethoden unterworfen 
werden. Man will von einzelnen Stoftrupplern zu Stofregimen- 
tern und Stoßdivisionen gelangen. 


Ein Beispiel für die Arbeit der Udarniki in der Armee: 


„Im Januar erklärte sich der Rotarmist (Kanonier) N. zum 
Udarnik (StoRtruppler), für die Anwendung der Richtmittel und 
für die Erlernung des Geschiitzmaterials. Seine vorbildliche 
Arbeit rif bald die übrige Geschützbedienung mit. Am leben- 
digen Beispiel des N. überzeugten sich die Rotarmisten, daß man 
vorzügliche Erfolge nur erreichen kann, wenn man wie ein 
„Udarnik“ arbeitet. Am Jahrestag des Todes Lenins erklärte 
sich die Geschützbedienung als Stoßtrupp. Ihre mustergültige 
Arbeit rief die Eigenliebe der übrigen Geschützbedienungen 
hervor. Das 2. und 3. Geschütz erklärten sich ebenfalls als 
Stofgeschütz. Von diesem Tage ab war der ganze Zug vor- 
bildlich. Nach dem Gescützzuge erklärte sich die ganze 
2. Batterie zur Stoßbatterie. So hat in einem Monat der Enthu- 
siast-Udarnik N. die ganze Batterie zur Stoßbatterie gemacht.“ 

Dieses Beispiel zeigt das Wesen des „Stoßtrupplertums“: 
der besser veranlagte und fleifigere einzelne Rotarmist zieht 
den anderen nach sich, die bessere Abteilung die schlechtere bis 
zum Zuge, zur Kompagnie, zum Bataillon usw. 

Ein anderes Beispiel zeigt die Anwendung des Wetteifers 
(Sorewnowanije) in nationalen Truppenteilen: 

„Die 7. Kompagnie des 134. Regiments besteht fast nur aus 
Deutschen. Die Arbeit in der Kompagnie ist schwer: es gibt 
weder jüngere noch mittlere Kommandeure, die die deutsche 
Sprache beherrschen. Im Kommandobestand ist nur ein politi- 
scher Führer Deutscher. Es gibt auch keine Literatur. Doch die 
ganze Kompagnie erklärte sich zur Stoßkompagnie. Das Arbeits- 
tempo wurde verstärkt; der Wetteifer wuchs, ne Kompagnie 
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des 3. (tatarischen) Schützenregiments die 7. Kompagnie zum 
Wettstreit aufforderte.“ 

Hier die Antwort der Deutschen an die Tataren: 

„Indem wir einstimmig Eure Aufforderung annehmen, er- 
klären wir, die 7. ee des Pridnjestrowski-Regı- 
ments: unsere ganze Arbeit wird mit dem Ausmarsch in das 
Lager in erhöhtem Maße unter dem Zeichen der Generallinie 
der Partei stehen. Wir verpflichten uns zur Erhöhung der Diszi- 
a der Alarmbereitschaft, der Beherrschung der Technik, der 

rfüllung der Schieftbedingungen und zur Schonung der Waffen.“ 

In ähnlicher Weise werden Wetteifer und Stoftrupplertum 
für jegliche Arbeit — von der Feldkiiche bis zum Flugzeug — 
angewandt. Die Vorgesetzten machen ihren ganzen Einfluß 
en um immer wieder den Wetteifer anzufachen. Es gibt 

nthusiasten des Systems, es gibt auch Zweifler. Die letzteren 
behaupten, daß die Erfolge der Stoßtruppler oft künstlich her- 
vorgerufen werden. Wenn z.B. eine Kompagnie sich verpflichte. 
drei Monate straffrei zu bleiben, so drückten die Kommandeure 
in Fällen schlechter Führung die Augen zu, um ihrer Kompagnie 
den Sieg beim Wettstreit zu sichern. Letzten Endes wirke 
Wettstreit und Udarnitschestwo schädlih. Diese Kritik ist 
sicher nicht unberechtigt. Trotzdem haben Wetteifer und Stoß- 
arbeitertum ihre große Bedeutung für die RA. Sie heben das 
Pflichtgefühl des einzelnen und bringen ihn in Kampfesstim- 
mung für die Erreichung hoher Ziele. Der Udarnik soll zum 
„Rationalisator“ werden, der dafür sorgt, daß jede Minute der 
militärischen Ausbildung, der politischen und kulturellen Er- 
ziehung des Rotarmisten zugute kommt. Bei taktischen Übungen, 
in der Küche, im Klub, in der Schreibstube, Schmiede, Werk- 
statt, überall soll der Udarnik Zeitersparnis, schonende Waffen- 
behandlung, Sparsamkeit beim Verbrand: von Heizstoffen. 
Brot, Nägeln usw. fordern. Wie die Udarniki-Rationalisatoren 
arbeiten, ist aus folgendem Beispiel zu sehen: 

An der Konferenz der Udarniki-Rationalisatoren der 5. Di- 
vision nahmen 157 Rotarmisten und 70 jüngere Kommandeure 
teil. Sie machten an einem Tag 519 Vorschläge für Rationali- 
sierung und brachten 29 Erfindungen vor. 

Der Sinn dieser uns oft kindlich erscheinenden Anstrengun- 
gen. liegt in folgendem: „Die Beherrschung der Technik soll im 

entrum der militärischen und parteipolitischen Arbeit der 
Armee stehen“, so lautet die Forderung des Revolutionären 
Kriegsrats. D. h. jeder Kommandeur und Rotarmist soll die 
Eigenschaften der militärischen Technik, in erster Linie seiner 
Waffe, kennen, um sie im neuzeitlihen Kampf auszunutzen. 
Aber noch weiter: es a nicht, die Waffen der RA zu ken- 
nen, man muß auch die affen der voraussichtlichen Gegner, 
d. h. der kapitalistischen Länder, kennen lernen. Nur dann 
kann man sie mit Aussicht auf Erfolg bekämpfen. Die Aneig- 
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nung dieser Kenntnis ist nicht möglich. ohne breite Entwicklung 
des Massenwetteifers, des Stofttrupplertums, der Rationalisa- 
toren und Erfinder. Man will nicht nur einzelne Leute hierfür 
begeistern, sondern die Massen. Wir finden daher in der RA 
eine ungeheure Propaganda für die Technik. Technische Konfe- 
renzen, Exkursionen zu anderen Truppenteilen, Vorträge über 
technische Fragen, technische Abende, alle möglichen For- 
men der Propaganda finden immer größere Verbreitung. Man 
schließt die Augen nicht davor, daß das nur der erste Schritt ist, 
daß Plan- und Ziellosigkeit oft noch vorherrschen, und daß das 
Analphabetentum in der RA verschwinden muß, wenn man die 
Technik beherrschen will. Dem Befehl „kein Analphabet in den 
Reihen der RA im Jahre 1931“ ist nicht entsprochen worden. 
Einige Divisionen bekamen im Herbst 1931 10 bis 12% Analpha- 
beten und 20 bis 30 % Rekruten, die nicht viel mehr als ihren 
Namen schreiben konnten. 


SowjetruBland 
im völkerrechtlichen Verkehr’). 
Von Leo Zaitzeff. 


I. 


Das erste Problem, welches vom völkerrechtlichen Stand- 
punkte aus Sowjetrußland gegenüber entsteht, ist das Suk- 
zessionsproblem. Ist staatsrechtlih und völkerrechtlich 
gesehen der Sowjetstaat der Rechtsnachfolger des früheren 
russischen Reiches? Ein ununterbrochener Zusammenhang, der 
die Sowjetregierung mit dem Zaren oder mit der Provisorischen 
Regierung verbinden würde, liegt nicht vor. Kompliziert sind 
ferner die inneren und äußeren Prozesse, die auf dem Boden des 
russischen Reiches seit der Oktoberrevolution sich abgespielt 
haben”). Nach dem Oktoberumsturz 1917 zerfiel Rußland in 
mehrere politische Gebilde. In denjenigen Teilen Rußlands, die 
von Anfang an unter die Herrschaft der neuentstandenen Sow- 
jetregierung gekommen sind, wurde die grundsätzliche Aufhebung 
der früheren Rechtsordnung proklamiert. Andererseits blieben 
sehr beträchtliche Gebiete des Zarenreiches eine Zeitlang selb- 
ständige Staatskörper (Ukraina, Weißrußland, Georgien, Aser- 
beidshan), andere Teile trennten sich endgültig ab (Finnland, 


1) Aus einem in Wien am 15. April 1932 in der gemeinsamen Sitzung der 
Österreichischen Politischen Gesellschaft und der International Law Associa- 
tion gehaltenen Vortrag. 

2) Siehe N.N. Alexeiev und Leo Zaitzeff, Sowjetstaat und Völker- 
recht. Breslau. Kern’s Verlag 1931. 


709 


Polen, Estland, Lettland, Litauen), gewisse Teile wurden durch 
fremde Staaten annektiert (Bessarabien). Obwohl die Mehrzahl 
der sich als selbständig betrachtenden Teile des Zarenreiches nach 
mehrjährigem Bürgerkriege sowjetisiert wurden, verschwand 
bis 1923 Rußland als internationale Einheit. Die neuen sow jeti- 
stischen Staatsgebilde hatten vélkerrechtlich ein unbestimmtes 
Wesen. Mit der Gründung der Sowjetunion im Jahre 1923 er- 
hielten die russischen Sowjetrepubliken die formale Eigenschaft 
einer einheitlichen juristischen Person. Soll nun diese neue Ein- 
heit als Rechtsnachfolgerin des russischen Reiches gelten? 

Die Einstellung der Sowjetregierung selbst zu diesem 
Problem ist verschieden je nach den Angelegenheiten, aus deren 
Anlaß die Frage zu beantworten ist. Sie wird zunächst bejahend 
beantwortet, soweit es sich um Rechte und Pflichten handelt, die 
aus der Gebietshoheit entstehen. Dieser Grundsatz wurde 
z. B. ganz ausdrücklich formuliert im Artikel XII des Friedens- 
vertrages mit Polen. Hier wurde das gesamte Vermögen, welches 
früher dem russischen Staate gehörte und auf dem Sowjet- 
territorium verblieb, als Eigentum des Sowjetstaates angesehen. 
Auch in bezug auf Immobilien, insbesondere Botschafts- und 
kirchliche Gebäude im Auslande, die dem Zarenreiche gehörten, 
hat die Sowjetregierung ihre Ansprüche geltend gemacht. Diesen 
Ansprüchen wurde von den ausländischen Staaten zum größten 
Teile stattgegeben, da für die Außenwelt der Sowjetstaat als 
Rectsnacfolger des russischen Reiches erschien. Auch soweit 
es sih um frühere, vom russischen Staate abgeschlossene 
zwischenstaatliche Verträge handelt, hat die Sowjetregierung sie 
zum Teil durch neue Verträge bestätigt (Vertrag von Brest- 
Litowsk, Deutsch - Russisches Vertragswerk vom 12. Oktober 
1925), zum Teil durch spezielle Dekrete als weiter in Geltung 
befindlih erklärt (z. B. die Konvention über „Rotes Kreuz”, 
Übersee-Telegraph usw.). 

Ganz anders ist das Verhalten der Sowjetregierung, wenn 
die Frage über die früheren Staatsschulden aufgeworfen 
wird. ie bekannt, wurde diesbezüglih das Dekret vom 
28. Januar 1918 erlassen, welches die Auffenanleihen für annul- 
liert erklärte. Seitdem hat die Sowjetregierung wiederholt be- 
tont, daß der Sowjetstaat in bezug auf Geldverpflichtungen des 
früheren russischen Staates nicht der Nachfolger des Zarenreiches 
sei. Dieser Standpunkt wurde von den Gläubigerstaaten immer 
bekämpft mit dem Hinweise darauf, daß für die Staatsschulden 
der Staat, unabhängig von seiner jeweiligen Form und Regie- 
rung, hafte. Schon in der Deklaration der Alliierten vom 
28. März 1918, die als Antwort auf das erwähnte Dekret über 
die Annullierung der Außenschulden erging, wurde gesagt: ,.Ces 
engagements ne peuvent étre répudiés par aucune autorite quelle 
que soit sans quoi la base méme du droit international se trou- 
verait ebranlee.“ Diese Frage bildete auch eines der um- 
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strittensten Momente in der Diskussion in Genua im Jahre 1922. 
Im Memorandum der Sowjetdelegation in Genua vom 20. April 
1922 wurde u. a. ausgeführt: „Die Revolution 1917, welche alle 
alten wirtschaftlichen und sozialen Beziehungen völlig ver- 
nichtete und die alte Wirtschaft durch eine neue ersetzte, indem 
auf Grund der Souveränität des auferstandenen Volkes die 
Staatsmact in Rußland auf eine neue soziale Klasse übertragen 
wurde, hat dadurch die Sukzession der bürgerlichen Verpflich- 
tungen, die als Bestandteile der wirtschaftlichen Verhältnisse der 
untergegangenen Gesellschaft erscheinen und mit ihr zusammen 
fortgefallen sind, unterbrochen.“ Allerdings sind gewisse 
Schwankungen der Sowjetregierung auch in dieser Frage zu 
verzeichnen. So lauteten die Gegenvorschläge der Sowjetregie- 
rung auf den Londoner Bericht dr Alliierten: „Unter der Be- 
dingung, daß Rußland sofort genügende Hilfe geleistet und die 
russische Sowjetregierung anerkannt wird, erklärt sich die 
russische Regierung bereit, die Finanzverpflichtungen der ehe- 
maligen zaristischen Regierung, die bis zum 1. August 1914 ein- 
gegangen wurden, den ausländischen Mächten und ihren Staats- 
angehörigen gegenüber zu erfüllen.“ Nach der Anerkennung 
der Sowjetregierung durch England und Frankreich wurden ge- 
mischte Komm onen zum Zwecke der Klärung dieser Schulden- 
fragen eingesetzt. Zu irgendeinem Ergebnis führten diese Ver- 
handlungen aber nicht, so daß der englische Außenminister Simon 
die weiteren Verhandlungen durch die Note vom 27. Januar 
1932 abgebrochen hat. 


II. 


Eine zweite wichtige völkerrectliche Frage bei den Be- 
ziehungen zwischen Sowjetrußland und der Außenwelt war die 
der Anerkennung der Sowjetregierung. Den höchsten T 
der organisierten internationalen inheit bildet in der Nach- 
kriegszeit die Völkerbundsorganisation. Wie schon in der ersten 
Völkerbundsversammlung bestimmt wurde, soll durch die Auf- 
nahme eines Staates in den Völkerbund auch die volle Anerken- 
nung des betreffenden Staates ausgedrückt werden. Der Sowjet- 
staat ist nicht Mitglied des Völkerbundes geworden, und dies 
nicht, weil die anderen Staaten seine Aufnahme abgelehnt hätten. 
Die Weigerung, sih am Völkerbund zu beteiligen, geht von 
Sowjetrußland aus, mit der Begründung, eine völlige inter- 
nationale gegenseitige Anerkennung zwischen sozialistischen 
und bürger ben Staaten sei unerreichbar. 

Der zweite Typ der zwischenstaatlichen Beziehungen ist die 
egenseitige volle (de jure) Anerkennung von Staat zu Staat, 
ie neben dem Völkerbund den sogenannten Polyzentrismus in 

den zwischenstaatlichen Beziehungen bildet. Eine solche Aner- 
ennung des Sowjetstaates erfolgte seitens sehr vieler Staaten. 
m Gegensatz zu den Ausführungen der Sowjetregierung, die 
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von ihr en gemacht werden, wenn es sich um die Ueber- 
nahme der Verpflichtungen der früheren russischen Regie- 
rungen handelt, weist die Sowjetregierung, wenn sie auf ihre 
de jure Anerkennung durch die anderen Staaten besteht, darauf 
hin, daß die „Änderungen der inneren staatlichen Ordnung auf 
die internationale Rechtsfähigkeit des Staates nicht einwirken“. 
„Demnach kann rein formal die Ablösung der Regierung 
Kerenskis durch die Regierung Lenins für den internationalen 
Status Rufßlands als Staat von keinerlei Wirkung sein?).“ 


Der de jure Anerkennung Sowjetrufilands durch mehrere 
Staaten ging die de facto Anerkennung voran. Diese de facto 
Anerkennung äußerte sich Sowjetrußland gegenüber in Form 
von denen Abstufungen. So entstand z. B. die de facto 
Anerkennung seitens Englands zum Zwecke von dauernden 
Handelsbeziehungen. Bei dieser de facto Anerkennung hatten 
die gegenseitigen diplomatischen Vertreter, im Gegensatz zu der 
Rechtslage bei der de jure Anerkennung, keinen universalen, 
sondern einen beschränkten speziellen Charakter. Die Be- 
ziehungen zu Sowjetrußland kennen aber eine noch sozusagen 
abgeschwächtere Form der de facto Anerkennung in Fällen, 
in denen ausländische Staaten Sowjetrußland nur zum Abschluß 
eines auf ganz beschränkte Ziele gerichteten Vertrages aner- 

annten, wie z. B. Belgien oder Ungarn wegen Rückbeförderung 
oder Austauschs von Kriegsgefangenen oder die Schweiz im 
Jahre 1927 zur Beseitigung des von Sowjetrußland ihr auf- 
erlegten Boykotts aus Anlaß der Ermordung des Sowjetdiplo- 
maten Worowski auf schweizerischem Boden. In solchen Fällen 
existierte die Sowjetregierung für die betreffenden Staaten nur, 
insoweit die konkreten Angelegenheiten erledigt werden sollten. 
Diese Art der de facto Anerkennung könnte als die für gelegent- 
liche Übereinkommen bezeichnet werden. 


Im Verkehr mit Sowjetrufland ist noch eine ganz besondere 
Erscheinung im Weltverkehr zu verzeichnen, indem Staaten mit 
Sowjetrußland gemeinschaftliche Verträge abschließen, ohne den 
Sowjetstaat in irgendwelcher Form anzuerkennen. So hat die 
Sowjetregierung im Jahre 1928 den Kriegsächtungspakt (Kellogg- 
Pakt) unterzeichnet, der auf Initiative der Vereinigten Staaten 
Nordamerikas, die Sowjetrufland in keiner Form anerkennen, 

eschlossen worden ist. Noch seltsamer erscheint der Abschluf 

es sogenannten „OÖstpakts“ vom Jahre 1929, an dem Rumänien 
sich beteiligte. Rumänien ließ sich in Moskau zur AbschlieRung 
dieses Ostpakts durch seinen Delegierten vertreten, trotzdem es 
Sowjetrußland überhaupt nicht anerkannte. Die Auswirkungen 
dieses eigenartigen Zustandes ließen nicht lange auf sich 
warten. Als im Jahre 1929 ein Krieg zwischen dem Sowjet- 
staate und China ausbrach und eine amerikanische Note aus 


3) S. Korowin, Das Völkerrecht der Übergangszeit, Berlin 1929, S. 18. 
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diesem Anlaß unter Bezugnahme auf den Kelloggpakt in Moskau 
eintraf, antwortete der Volkskommissar für auswärtige Ange- 
legenheiten, Litwinow, daß er irgendwelche Ratschläge und 
Hinweise seitens eines Staates, der Sowjetrußland nicht aner- 
kenne, überhaupt nicht begreife. Ähnlich verlief es mit der 
rumänischen Note gleichen Inhalts, die dem Volkskommissariat 
für auswärtige Angelegenheiten durch den französischen Bot- 
schafter übermittelt wurde. Der Volkskommissar weigerte sich, 
die Note überhaupt zur Kenntnis zu nehmen. 


II. 


Sehr bezeichnend sind die allgemeinen Grundsätze des 
Völkerrects, die durch die Sowjetjuristen unter dem Titel des 
„Völkerrechts der Übergangszeit“ verkündet werden. Das 
jetzige Volkerrecht, das die Beziehun en des Sowjetstaates zu 
der Außenwelt regulieren soll, wird als „Völkerrecht der Über- 
gangszeit“ bezeichnet, denn man geht im Sowjetstaate davon 
aus, daß in Zukunft der Erdball überhaupt kein Völkerrecht 
brauchen wird, da die ganze Welt sich zu einer universalen 
sozialistischen Föderation nach dem Vorbilde der UdSSR 
zusammenschließen wird. Das jetzige Völkerrecht wäre nur 
für die mehr oder weniger kurze Zeit des Absterbens des 
Kapitalismus und des Wachsens des Kommunismus in der ge- 
samten Welt provisorisch nötig. Für diese Übergangszeit lehnt 
es die Sowjetdoktrin, im Gegensatz zu dem modernen „bürger- 
lichen“ Völkerrecht ab, den Sowjetstaat als ein bestimmtes 
Ganzes aufzufassen, da der Sowjetstaat kein Wortführer der 
„parasitären und ausbeutenden Klassen“ seines Landes ist. Der 
Sowjetstaat identifiziert sich nicht mit der gesam- 
ten Bevölkerung, die auf dem Sowjetterritorium lebt. Der 
schon zitierte Korowin sagt: „Ein (diplomatischer) Vertreter 
Sowjetrußlands ... personifiziert in seinem Subjekt nicht die 
halbmythische Persönlichkeit des staatlichen Leviathan, sondern 
erscheint nicht mehr und nicht weniger als Bevollmächtigter der 
in der Republik herrschenden Klasse“, „oder, genauer gespro- 
chen, ihres bewußten Teiles — der regierenden Partei‘, wie in 
der russischen Ausgabe des Korowinschen Buches hinzugefügt 
wird‘). Der Vertreter Sowjetrußlands tritt nur im Namen ‚der 
erwähnten Kategorie der russischen Bürger“ auf. Dies würde 
den tatsächlichen Sowjetverhältnissen um so mehr entsprechen, 
als das Außenkommissariat bekannterweise besonders eng mit 
der Kommunistischen Partei verbunden ist und unmittelbare 
Anweisungen für seine Tätigkeit vom Politbureau erhält. Prak- 
tisch werden aber alle zwischenstaatlichen Akte, angefangen 
mit dem Waffenstillstandsvertrag vom 15. Dezember 1917, im 


ı) Korowin, ebenda, S. 54. 
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Namen des Staates ohne irgendwelche Einschränkungen unter- 
zeichnet. Sollte das nur eine bedingte Terminologie sein, unter 
der an Stellen, in denen in den internationalen Verträgen ‚„Ruß- 
land“, die „RSFSR“ oder die „UdSSR“ geschrieben wird, nur 
„die herrschende Klasse“, die „Werktätigen“ oder gar „die 
regierende Partei‘ zu verstehen wäre? Dann würden die 
Diplomaten der Union nur im Namen „einer bestimmten Kate- 
gorie der Bürger‘ auf gewisse territoriale Hoheitsrechte ver- 
zichten, Verträge abschließen, Botschafter entsenden oder Ver- 
pflichtungen übernehmen usw., wobei die ,,Bourgeoisie“ durch 
diese Handlungen rechtlich nicht gebunden wäre. Würden unter 
diesen Verhältnissen die Rechtshandlungen der Sowjetregierung 
im Verkehr mit der Außenwelt für eine eventuell andere 
russische Regierung bindend sein? 


Charakteristisch ist auch die Einstellung der Sowjettheorie 
zum Begriff der staatlichen Souveränität. Wenn die 
moderne Welt unter dem Zeichen der Einschränkung der indi- 
viduellen Souveränität der Staaten in vélkerrechtlicher Hinsicht 
lebt, und ebenso die Rechtstheorie wie auch die Praxis auf eine 
gewisse Unterwerfung der souveränen Staaten unter höhere 
internationale Gebilde hinweisen, will der Sowjetstaat davon 
nichts wissen. „Sowjetrußland ist ... als der einzige sowjeti- 
stische Staat der Gegenwart an der Wahrung der individualisti- 
schen Prinzipien in der Organisation der internationalen Gesell- 
schaft interessiert, da er allen Grund zu der Annahme hat, daß 
jedes bürgerlihe internationale Kollektiv früher oder später 
als Vereinigung seiner Klassenfeinde auftreten wird’). ,,Wah- 
rend der allgemeine Entwicklungsgang des europäischen Völker- 
rechts nach der Richtung der Verengung des Begriffs Souveräni- 
tät... geht, ist Sowjetrußland dazu Bere. als Weltmeister 
der Doktrin der ‚klassischen‘ Souveränität hervorzutreten®).“ 
Hier greifen die Sowjetjuristen auf die alte Theorie von Bodin 
aus dem 16. Jahrhundert zurück, die zur Zeit des Kampfes der 
absoluten Westmonarchien gegen die feudalen Elemente ent- 
standen ist. 


Wenn in der bürgerlichen Welt im Bereich des Völkerrechts 
die Gewohnheit immer noch dominiert, soll im Völkerrecht 
der Übergangszeit uneingeschränkt der Vertrag herrschen, 
„die Gewohnheit dagegen ist zur (subsidären) Hilfsquelle herab- 
gedrückt‘. Ein charakteristisches negatives Merkmal der von 
der Sowjetunion mit den anderen Staaten abgeschlossenen Ver- 
träge ist das Nichtvorhandensein der schiedsgerichtlichen Klau- 
sel zur Erledigung von zwischenstaatlichen Differenzen. Der 
Sowjetstaat tritt als ständiger Gegner von solchen Schieds- 


5 Korowin, S. 4. 
*) Korowin, S. 42; siehe auch Durdenevski (Zeitschrift für Ostrecht) 
1950, S. 796. 
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abkommen auf, indem nur Schlichtungsverfahren 
von ihm angenommen werden. Korowin sagt, daß beim Be- 
stehen von zwei Welten, der sowjetistishen und der nicht- 
sowjetistischen, ein unvoreingenommener Richter bei ade a 
keiten zwischen Sowjetrufland und einem anderen Staate nicht 
zu finden sein würde. „Die Sowjetrepublik bleibt, auch wenn 
sie einen Handels- oder sonstigen Vertrag mit einem bürgerlichen 
Staate schließt, von diesem durc einen tiefen sozialen Abgrund 
getrennt’).“ Insbesondere wird mit Bezug auf die abgeschlosse- 
nen Handelsverträge oft betont), daß man durch die bürger- 
liche Form der Verträge sich nicht täuschen lassen soll, da der 
wirtschaftliche Aufbau des Sowjetstaates diesen Vereinbarungen 
einen besonderen Sinn beigibt. 


Es ist nicht zu übersehen, daß die üblihe Meistbegün- 
stigungsklausel, die auch in zwischenstaatlichen Verträgen 
mit Sowjetrußland öfter aufgenommen wurde, dem Sowjetstaate 
gegenüber in wirtschaftlicher Hinsicht eine besondere Bedeu- 
tung besitzt. In Anbetracht des Außenhandelsmonopols gibt die 
Meistbegünstigungsklausel dem Sowjetstaate alle Vorteile, ohne 
die letzteren auf die kontrahierenden Staaten tatsächlich aus- 
zudehnen, da trotz der Meistbegünstigung die Industriellen und 
Kaufleute des meistbegünstigten Staates nach Sowjetrußland 
ihre Waren nicht einführen können, soweit die letzteren durch 
die sowjetistischen Handelsvertretungen nicht gekauft werden. 
Es hängt vollständig von den Handelsvertretungen ab, Ankäufe 
in dem einen oder in dem anderen Staate nach ihrem wirtschaft- 
lichen oder politischen Ermessen vorzunehmen oder zu unter- 
lassen. Es wurde z. B. im Jahre 1927 in den verschiedenen euro- 
Ben Wirtschaftskreisen die Idee erwogen, ob dem einheit- 
ichen Auftreten Sowjetrußlands auf dem Auslandsmarkte nicht 
eine einheitlihe, neu zu gründende Zentralstelle der europäi- 
schen Geschäftswelt gegenüberzustellen wäre. Die amtliche 
Sowjetpresse war über Verhandlungen dieser Art äußerst em- 
pon und wies insbesondere Deutschland gegenüber auf den 

apallo-Vertrag hin, der nach Auslegung der Moskauer Presse 
angeblich mit solchen Handlungen unvereinbar sein sollte?). In 
Wirklichkeit aber widerspricht eine solche Konzentrierung 
seitens privater Personen der Meistbegünstigungsklausel der 
Verträge nicht. Anders liegt die Sache bei der Abwehr durch 
staatliche Maftregeln gegen das sogenannte Dumping des Sowjet- 
staates, soweit man dem letzteren vorwirft, seine Waren zu 
Schleuderpreisen nach dem Auslande auszuführen. Die Grenzen 
schließen, erhöhte Zölle einsetzen oder ein Lizenzsystem ein- 
ühren, wie es Frankreich in bezug auf Sowjetwaren eine Zeit- 


7) Korowin, S. 142. 
8) Siehe Stein, Die Außenhandelspolitik. (Russisch.) 
°) Vgl. Scheffer, Sieben Jahre Sowjetunion. 1930. S. 341/345. 
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lang getan hat, können nur diejenigen Staaten, die mit den 
Sowjets keine Meistbegünstigung vereinbart haben. 


IV. 


In die Verträge mit Sowjetrußland wird öfter die Nichtein- 
mischungsklausel und der Propagandaverzicht auf- 
genommen. Diesbezügliche Bestimmungen werden in Sowjet- 
rußland sehr eigenartig ausgelegt. In der Nummer vom 3. No- 
vember 1930 geben die a jain einem redaktionellen Aufsatz 
folgende Definition der Sowjetauffassung des Propagandaver- 
zichts: „Diese Verpflichtung hat nur den einen Sinn: Der eine 
Staat verzichtet auf die Propaganda oder auf eine Betätigung, 
die gegen die Staatsgrundsätze des anderen gerichtet werden, 
auf seinem eigenen Territorium. Etwas anderes kann diese 
Verpflichtung nicht bedeuten.“ Was die Interventionen betrifft, 
so wird von Korowin gesagt, daß, wenn die „Arbeitenden Ruß- 
lands zu den verschiedenartigen Interventionen der Entente“ 
sich stark negativ verhielten, so geschah es, weil die Interven- 
tionen „in den Händen der Ententemächte bei Anwendung gegen 
Rußland ein Synonym des tiefsten Rückschrittes eworden 
waren!°)“. Einer anderen Einschätzung unterliegt die Inter- 
vention, die „zum chirurgischen, die Geburtswehen der neuen 
Welt erleichternden Eingriff werden kann!!)“. Entsprechend 
diesen Auffassungen gestaltete sich auch die weitere Praxis des 
Sowjetstaates in seinem Verhalten zur Außenwelt. Viele 
Staaten haben dauernd gegen dieses „chirurgische Eingreifen 
Sowjetrußlands“ offizielle Proteste erhoben. So hat in England 
das Auswärtige Amt die Sowjetregierung ununterbrochen auf 
ihre Propagandatätigkeit im Britischen Reiche hingewiesen und 
sie als Verletzung der getroffenen Vereinbarungen bezeichnet 
(z. B. Memorandum Hornes im Jahre 1921, Note Curzons 1923. 
Note Chamberlains 1924, Note aus dem Jahre 1926 aus Anlaf 
der Unterstützung des großen Arbeiterstreiks in London 1926 
seitens Moskaus, Note vom 23. Februar 1927, der die Rede 
Hornes vom 1. März 1927 folgte). In der letztgenannten Rede 
sagte Horne, der sich selbst für ein Abkommen mit der Sowjet- 
union eingesetzt hatte: „Alle meine Hoffnungen sind zunichte 
geworden. Ich weiß nicht, ob in dem von mir unterzeichneten 
Abkommen noch ein Punkt besteht, der von den Bolschewiken 
nicht verletzt wäre.“ Als unter der Arbeiterregierung der 
1927 vorübergehend aufgehobene diplomatische Verkehr mit 
Sowjetrußland durch England wiederhergestellt wurde, sah sich 
auch MacDonald genötigt, gegen die Propaganda der Sow jetemis- 
säre im Britischen Reiche zu protestieren (z. B. im Oktober 1950). 


10) Korowin, S. 52. 
11) Korowin, ebenda. 
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Der Sowjetbotschafter Rakowski wurde im Sommer 1927 
wegen Beteiligung an der staatswidrigen Propaganda der fran- 
zösischen Kommunisten aus Frankreich ausgewiesen. Der 
Staatssekretär der Vereinigten Staaten Nordamerikas, Kellogg, 
hat am 12. Januar 1927 im Senat erklärt, da die Schwierigkeiten 
zwischen den Vereinigten Staaten und Mexiko ebenso wie die 
Unruhen in Nikaragua auf die Handlungen Moskaus zuriick- 
zuführen sein. Er hat im Oktober 1928 wiederholt, daß die 
Bolschewiken ihre systematisch unterwühlende Einmischung in 
amerikanische Angelegenheiten fortsetzen. Sehr ausgedehnt 
war die Beteiligung der Moskauer Vertreter an den chinesischen 
Wirren. (Allgemein bekannt ist die Tätigkeit Borodins im Jahre 
1926 in China.) Im Juli 1929 hat die chinesische Nanking-Regie- 
rung offiziellen Protest gegen die Moskauer Kommunisten in 


China erhoben’). 


In den meisten Fällen wird es von der Sowjetregierung be- 
stritten, daß sie an den ihr vorgeworfenen Einmischungshand: 
lungen beteiligt wäre. Diese wären, falls sie überhaupt begangen 
worden seien, den Komintern, Profintern usw. zur Last zu 
legen; aber, wie Professor Hoetzsch sehr treffend bemerkt: 
„Das Ausland glaubt nicht, daß amtliche Sowjetpolitik und 


Komintern nichts miteinander zu tun haben"). 


V. 


Diese Handlungen Sowjetrußlands haben auch solche Maß- 
nahmen der Außenwelt hervorgerufen, die mit den bisherigen 
völkerrechtlihen Prinzipien in keinem Einklang stehen. Die 
Unantastbarkeit der diplomatischen Vertreter und die Exterri- 
torialität der Sowjeträume im Auslande wurden mehrfach ver- 
letzt. Am 6. April 1924 wurde eine Hausdurchsuchung in der 
Sowjetbotschaft in Peking vorgenommen, der weitere Durch- 
suchungen in den Sowjetkonsulaten in Shanghai, Kanton, Tien- 
Tsin und Charbin in den Jahren 1927/1929 mehrfach folgten. 
Im Mai 1924 fand eine Hausdurchsuchung in der Berliner Han- 
delsvertretung statt, eine entsprechende Durchsuchung im Arkos 
in London, der die Rolle der Handelsvertretung in England 
spielte, ist im Mai 1927 vorgenommen worden. Im Februar 1930 
wurde während der Durchsuchung der Räume der Sowjetbot- 
schaft und Handelsvertretung in Mexiko auch der Botschafter 
persönlich provisorisch verhaftet und visitiert. Im Juli 1931 


12) Soweit man den Angaben des ehemaligen hohen Beamten der GPU 
Agabekoff vertraut, soll eine militärische Beteiligung der umgekleideten 
Sowjettruppen in Afghanistan auf seiten des aufständischen Batsche-Sakao 
gegen Amanullah stattgefunden haben. (Agabekoff, Die Memoiren eines 
Tschekisten, S. 137.) (Russisch.) 

13) Zeitschrift „Osteuropa“ 1929/30, S. 412. Vgl. fernerhin Mannzen, 
Sowjetunion und Völkerrecht. Berlin 1932. S, 51 ff. 
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wurden ähnliche Maßnahmen im Amtorg in Buenos Aires an- 
geordnet. 

Auch von den sonst üblichen Regeln des internationalen 
Verkehrs wird bei den Beziehungen zwischen Sowjetrufßland 
und der Außenwelt öfter abgesehen. Bekannt sind die schwer- 
sten Beleidigungen der Sowjetregierung seitens der gesamten 
französischen Presse im Zusammenhang mit dem Verschwinden 
des Generals Kutiepoff in Paris, die ohne jedwede diplomati- 
schen Folgen geblieben sind. Aus Finnland wurden finnische 
Kommunisten zwangsweise über die Grenze auf das Sowjet- 
territorium gebracht, worüber ein Notenwechsel zwischen den 
beiden Staaten im Jahre 1930 stattfand. In der amtlichen Presse 
Moskaus finden sich häufig starke Beschimpfungen von Staats- 
männern derjenigen Länder, die mit dem Sowjetstaat in diplo- 
matischen Beziehungen stehen. Zur Zeit Curzons wurde sein 
Bild in den Moskauer Straßen öfter beschimpft und öffentlich 
verbrannt. Der Volkskommissar für Kriegsangelegenheiten, 
Woroschilow, hat während der Maiparade im Jahre 1929 in 
Gegenwart des deutschen Botschafters die deutsche Regierung 
in seiner Rede scharf angegriffen und der Hoffnung Ausdruck 
Begenen. daß das deutsche Proletariat sich den Verordnungen 

er deutschen Regierung nicht unterwerfen würde. Als Max 
Hölz im Jahre 1927 in Deutschland im Gefängnis saß, wurde ihm 
durch die Sowjetregierung ein Orden gesandt. Das Geiselsystem, 
welches für die Friedenszeit in Moskau eingeführt wurde, ebenso 
wie der Austausch von Strafgefangenen gehören ebenfalls zu 
A re der neuen Erscheinungen im völkerrechtlichen 
erkehr. 


Es kann kaum angezweifelt werden, daß die völkerrecht- 
lichen Prinzipien, die in der UdSSR zum Ausdruck gebracht 
werden, ebenso wie die tatsächlihen zwischenstaatlichen Be- 
ziehungen zwischen der Außenwelt und der Sowjetunion, in 
verschiedenen Hinsichten einen ganz anderen Charakter haben, 
als die der anderen Staaten im Verkehr unter sich. 
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Rußland und Osteuropa. 
Monatsübersichten. 


I. Innere und äußere Politik. 
Von Otto Hoetzsch. 


Rußland. 


(Die weltpolitische Stellung Rufßlands. — Der Komintern; die 

Geschichte des Bolschewismus. — Selbstanzeige von Otto Hoetzsch: 

„Le Caractere et la u ai de L’Union des 
oviets.“ 


1 


Im Mittelpunkt der Gedanken der Sowjetregierung steht 
die Frage, was die diesjährige Ernte bringen werde und wie 
sie einzubringen sei, steht weiter das Bestreben, durch Herab- 
setzung der Leistungen für die Gesamtheit und Steigerung der 
Industrieversorgung die Bauern dafür so willig wie irgend 
möglich zu machen, stehen schließlich die entsprechenden Um- 
stellungen in der Industrie und die Vorbereitung auf den 
zweiten Fünfjahrplan. Es ist gar kein Zweifel, daß die 
so bezeichneten Aufgaben nur bei ungestörter Arbeit, im 
Frieden gelöst werden können. Doppelt wichtig ist daher 
die Frage, wie die augenblickliche gespannte und eigentümliche 
Weltlage auf Rußland wirke, womit sich a und 
widerspruchsvoll verbindet das Problem: Komintern und 
russische Politik, worüber nachher in der Anzeige des 
Rosenbergschen Buches zu sprechen ist. 


Man begeht in Rußland den 1. August als den Jahrestag des 
Kriegsausbruchs nicht als solchen, sondern im Gegenteil: als 
einen Tag kriegsfeindlichen Willens. Der Wunsch in Moskau, 
diesen Tag allüberall von den proletarischen Massen gefeiert 
zu sehen, läßt sich freilich nicht durchsetzen. Bei dieser Ge- 
legenheit stimmen die führenden Sowjetblätter darin überein, 
daß die Weltlage ungeheuer besorgniserregend sei, die Kriegs- 
ee immer zunähme. Damit wird in bekannter Weise die 
orge um die Antisowjetfront verbunden, die Betonung der 
unbedingten F po itik der Sowjetunion und die Mahnung, 
die eigene Wehrfähigkeit mit äußerster Anspannung zu stärken. 

Von Westen und Osten fallen die Stimmungsschatten auf 
diese Betrachtung, die zugleich stark in die großen welt- 
politischen Zusammenhänge gestellt wird, wie die 
„Prawda“ (1. August) das tut unter dem Hinweis auf das Ent- 
stehen eines französisch-englisch-japanischen Blockes, was man 
andererseits mit dem Hinweis auf die Notwendigkeit einer 
russisch-deutsch-amerikanischen Front erwidert. So leicht der- 
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artige weltpolitische Betrachtungen in das Phantastische und 
Uferlose gehen, so zeigen sie doch eine Gewohnheit, „in Kon- 
tinenten zu denken“. Und schließlich ergeben sich in dem Fluß, 
in den die weltpolitischen Ereignisse gekommen sind, die Linien 
der Moskauer Politik und die Blickpunkte von selbst: nach 


Frankreich und nach den Vereinigten Staaten. 


Zuerst die bekannten Zentralfragen, von denen indes nur 
die Abrüstungsfrage wesentlich in Betracht kommt. Das Inter- 
esse am Kriegsschuldenproblem ist in Rußland nicht 
vorhanden, weil nicht notwendig, und der Wille zur Beteiligung 
an einer Weltwirtschaftskonferenz ist ebenso klar, 
wie die Gesichtspunkte, unter denen Rußland daran teilnähme: 
die Aufrechterhaltung seines Außenhandelsmonopols: die Abwehr 
einer handelspoliizchen Verknüpfung, die auch nur von ferne 
wie „koloniale Ausbeutung“ aussähe; die Welthandelsverbin- 

ung nur zum Zweck, den Sozialismus im eigenen Lande sicher 
auf die Beine zu stellen, aber in diesem Rahmen als unbedingt 
notwendig betrachtet; die bekannte Abhängigkeit von Welt- 
marktpreisen und in der Devisenlage, und schheßlich darin auch, 
als letzte Trumpfmöglichkeit, eine gewisse Anerkennung der 
Vorkriegs- und Kriegsschulden des alten Ruflands, wenn diese 
zur Anbahnung engerer politischer (was gleichbedeutend mit 
engen wirtschaftlichen Beziehungen ist) Beziehungen zu Frank- 


reich und Amerika behilflich wäre. 


Sehr stark aber hat der Verlauf der Abrüstungskonfe- 
renz Rußland berührt. In der zweiten Phase ist allerdings 
Litwinow nicht besonders hervorgetreten. Doch hat er zum 
Schluß in der Rede gegen die Vertagungsentschließung den russi- 
schen Standpunkt noch einmal wirkungsvoll vertreten. Für das 
Ceaminrleil müssen die wichtigsten Stimmen hier wieder- 
gegeben werden. Die Prawda (26. Juli) schreibt: 


„Die Ergebnisse und die Schlußfolgerungen von Genf sind für die 
gesamte werktätige Menschheit vollkommen klar. Im Lauf von sechs 
Monaten haben die Imperialisten täglich ihre Unlust zur Abrüstung deut- 
lich gezeigt, ja sogar Unlust auch nur ein wenig ihre Rüstungen herabzu- 
setzen. Im Lauf von sechs Monaten konnte sich das internationale Prole- 
tariat davon überzeugen, daß die pazifistischen Manöver des Finanzkapitals 
und seiner sozialfaschistischen Agentur unredlich sind. Diese Agentur hatte 
eine ihrer Leuchten auf den Posten des Vorsitzenden der sogenannten Ab- 
rüstungskonferenz entsandt. Im Lauf von sechs Monaten konnte man 
beobachten, wie sehr die Gegensätze zwischen den Imperialisten sich ver- 
schärfen, die nur einig sind, wenn es gilt, neue Kriege und Interventionen 
vorzubereiten. ‚Ja‘ ertönte 41 Mal bei der Abstimmung über die Benesch- 
Revolution. Dieses Ja bedeutet: Wir werden weiter rüsten, wir werden 
als Ausweg aus der Krise den Krieg und die Intervention vorbereiten, ein 
noch schrecklicheres Gemetzel als das von 1914 bis 1918.“ 


Und die Iswestija (27. Juli): 


„Die erste Session der Genfer Konferenz ist ohne jedes Resultat zu 
Ende gegangen. Sie hat nur die Tür geöffnet für neue Machenschaften der 
imperialistischen Gruppen hinter den Kulissen. Dieser Ausgang der Genfer 
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Konferenz ist eine Warnung, die sich an die Volksmassen der ganzen Welt 
richtet. Während einer Krise, wie sie im Laufe der ganzen Weltgeschichte 
noch nie erlebt worden ist, während alle Staaten ein ungeheures Defizit in 
ihrem Haushalt zu tragen haben, während etwa 35 bis 40 Millionen Menschen 
nicht wissen, was der nächste Tag ihnen bringen wird, zeigen sich die im- 
perialistischen Mächte in Verlauf eines halben Jahres als unfähig, auch nur 
über die geringste Herabsetzung der Rüstungen eine Einigung zu erzielen. 
Das beweist, daß sie alle zum Kriege rüsten, daß sie alle sich zu einer 
neuen Verteilung der Welt mit den Waffen in der Hand vorbereiten. 
Allerdings sind die imperialistischhen Mächte noch nicht fertig. Es fällt 
ihnen sehr schwer, Krieg zu führen, da sie doch viele Millionen von 
Arbeitslosen im Rücken haben. Besonders schwer ist es für sie, gegen die 
Sowjetunion Krieg zu führen, die sogar von den geistig am weitesten 
zurückgebliebenen Arbeitern und Bauern der Welt als ein Hort des Frie- 
dens und der Freiheitspolitik für alle Völker angesehen wird. Wie schwer 
es aber auch den Imperialisten fallen mag, Krieg zu führen, sie bereiten 
sich dennoch zu neuen Kriegen vor, und darum wollen sie die Rüstungen 
nicht herabsetzen. Die Geschichte der Genfer Konferenz ist die Geschichte 
des Geschwätzes der bürgerlichen Diplomatie über den Frieden, ist aber 
gleichzeitig die Geschichte der al zum Krieg. Wie langweilig es 
auch sein mag, in den Resolutionen und Papieren der Genfer Konferenz 
herumzustöbern — ihr wahrer Inhalt muß dennoch dedhiffriert und den 
breitesten Massen zur Kenntnis gebracht werden.“ 

Noch wichtiger ist die bekannte Spannung im Fernen 
Osten und die unausgesetzte Sorge, daß hier ein Krieg mit 
Japan ausbrechen könne. Die Taktik in der Verfolgung der Er- 
eignisse ist seit langem Zurückhaltung, porns der eigenen 
Friedlichkeit. Aber alle einzelnen Vorgänge werden genau ver- 
folgt, mißtrauisch und argwohnisch: die Bildung des Man- 
dschurischen Staates, die Erklärung seiner Zollhoheit, der japa- 
nische General als Generalresident und japanischer Gesandter 
bei der mandschurischen Regierung, zugleich als Kommandieren- 
der der japanischen Armee in der Mandschurei (es ist General 
Muto), die Ernennung des Grafen Hirotaro Hayashi (des frühe- 
ren japanischen Botschafters in London) zum Präsidenten der 
siidmandschurischen Bahn, die Anerkennung des mandschurischen 
Staates durch Japan, weiter die Bewegungen der japanischen 
Truppen auf die Provinz Jehol, natürlich ferner die Bewegung 
unter den russischen ee im Fernen Osten und die Mög- 
lichkeit, daß Japan über die mandschurische Grenze nach Sibirien 
vorstoße, Ostsibirien als natürliche Ergänzung seines neuen 


Machtbereichs beanspruche. 

Man sieht: das Tableau der Gefahren und der Probleme ist 
nicht klein. Ein sehr interessanter Artikel eines früheren Duma- 
Mitgliedes und Kaufmanns in Charbin, S. Vostrotin: „A Russian 
View Of Manchuria“ (im Juliheft der bekannten New Yorker 
weltpolitischen Vierteljahresschrift „Foreign Affairs“) behandelt 

ie russischen Gesichtspunkte vorirefflich auch insofern, als 
dabei der Emigranten-Standpunkt und Gegensatz zur Sowjet- 
regierung von selber zurücktritt. Beide Kreise sind sich in dem, 
was man will, sehr einig, nämlich die bisherige Position Ruß- 
ands im Fernen Osten innerhalb der russischen Grenzen un- 
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bedingt zu behaupten und an der Bildung des neuen Staates 
Mandschurei Anteil zu nehmen, nach Möglichkeit „die histori- 
schen Interessen von Rußland in der Mandschurei“ aufrecht zu 
erhalten, worin die ostchinesische Bahn eine außerordentliche 
Bedeutung hat und behält: „die ostchinesische Bahn ist der breite 
Zugang, der Schlüssel zu der Route vom Pazifik zu den zahl- 
losen und unberührten Reichtümern von Sibirien. Der Besitz 
dieser Gatter von Sibirien in den Händen irgendeiner anderen 
Macht als Rußland müßte wie ein Kork wirken, das Gleich- 
pial der Macht am Pazifik zerstören und eine Quelie von 
eständigen Mißverständnissen und großen Zuckungen werden’. 
Dabei wird freilich die veränderte Lage infolge der chinesischen 
Einwanderung nicht verkannt. Von der Völkerbundskommission 
unter Lord Lytton wird erwartet, daß auch die russischen Inter- 
essen in der Mandschurei und die internationale Wichtigkeit der 
chinesischen Ostbahn Gehör finden, „deren Zukunft so eng mit 
der Wiederherstellung von Sibirien und Rußland verbunden ist. 
Die Wiederherstellung von Rußland wird die Sicherung des 
Friedens im Fernen Osten und in Europa bedeuten. Sie wird 
außerordentlich zu dem wirtschaftlichen Wiederaufbau der 
ganzen Welt beitragen. Die Zusammenarbeit von Rußland, Japan. 
China, Mandschurei und anderen Mächten wird zu der e- 
meinen Prosperität des Ostens führen“. Natürlich ist dabei de 
Wiederherstellung eines anderen Rußlands, als es Sowjetruflland 
ist, gemeint. In der Sache aber gehen die Linien der Emigranten 
und der Sowjetregierung zusammen. Selten einmal in letzter 
Zeit ist die bleibende Bedeutung der Interessen Rußlands in 
der Mandschurei so präzis herausgearbeitet worden, wie von 
diesem Charbiner Kaufmann. Wenn die Sowjetpresse das nicht 
so scharf tut, geschieht es, um nicht zu reizen, aber ihre Grund- 
anschauung ist die gleiche. Von hier aus wird die taktische 
Arbeit bestimmt im Verhältnis zu China und den Angeboten 
eines Nichtangriffspaktes an dieses und an Japan, die wohl- 
wollende Neutralität für die chinesischen Truppen im Kampf 
um die Mandschurei, die Hoffnung auf Amerika. 

Diese Gesamtauffassung liegt nun im Schatten des Genfer 
Fiaskos, genauer gesagt: der Erschütterung der Flottenpakte von 
Washington und London zwischen England, Amerika und Japan, 
die es mit sich gebracht hat. Wenn England und Amerika sich 
in den Seerüstungen so wenig einigen konnten, wie es im be- 
treffenden Abschnitt der Schlußresolution geschieht, so muß 
dieses mühsame Gebäude, das den Frieden im Fernen Osten und 
Pazifik über zehn Jahre gesichert hat, ıns Wanken geraten. 
Andererseits ist die Lage Ruflands gegenüber einer Kriegs- 
gefahr heute anders als 1920, in dem merkwürdigen, aber ohne 
weiteres einleuchtenden Widerspruch, daß das heute „potentiell” 
stärkere Rußland aus dem bekannten Zusammenhange des Fünf- 
jahrplans schwächer ist, als das an sich viel schwächere Rußland. 
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das 1920 den polnischen Angriff abwehrte. Aus diesem Gefühl 
für die Veränderung der Machten Pierung ergibt sich ohne 
weiteres jener Anblick und jene Hoff 
Deutschland und Amerika zusammen. 
Nach Europa hin laufen die bekannten 
Türkei und Italien (die Friedenssicherung 


nung auf eine Front mit 


mit 
folge des schlummernden Gegensatzes zu En land nur von einer 
Bed Verhältme zu Türkei 
und Italien tritt schon as Problem hervor, das Ja auch für die 
Beziehungen zu Deutschland so wicht; ist und für die zu 
Amerika wichtig sein muĝ: internationale Gemeinsamkeit und 
usammenarbeit zwischen dem sozialistischen und dem kapi- 
talistischen Staat und dazu die sich verschärfende Richtung der 
inneren Politik der ka italistischen Staaten gegen den Kommu- 
nismus. Es Ie auf der Hand, was diese Problemstellung in 
bezug auf das erhältnis zu Amerika und in bezug auf Deutsch- 
land für Rußland bedeutet. 

Größere Aktivität erforderte und wurde geleistet in der 
Arbeit für das Ostpaktsystem. Mit Finnland und Estland 
ıst man zu Rande; beide Staaten haben ratifiziert. Mit Lettland 
ist der Vertra gleichfalls (28. Juli) in Kraft getreten, mit dem 
Austausch der atifikationsurkunden. Überall trat dabei hervor, 


ist, während er hinwiederum für England weniger hervortritt, 
aus bekannten Gründen der Struktur und Bestrebungen des 
englischen Außenhandels. 

Im Ostpaktsystem ist nun am 25. Juli der Vertrag mit 
Polen, der am 35. Januar paraphiert war, unterzeichnet worden. 
Das bedeutet noch nicht, daß er in Kraft tritt, was erst nach der 

atifikation und dem Austausch der Ratifikationsurkunden er- 
folgt. Zudem fehlt noch das Schlichtungsabkommen, das mit den 
Ostpaktverträgen stets im Zusammenhang geschlossen wird. 

Dieser sehr wichtige Vertrag enthält 8 Artikel. Er ist ge- 
schlossen, wie die Einleitung sagt, auf Grund des Friedens von 
Riga 1921 und des Kelloggpaktes. Er verzichtet auf den Krieg 
als Mittel der Politik und legt die Enthaltu 8 von jeder feind- 
ichen Haltung egeneinander sowohl allein wie mit anderen 
Mächten fest. „Unter Angriffshandlung, die durch diese Ver- 
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Kriegszustand erklärt sei und ohne daß sie einen eigentlich 
kriegerisch zu nennenden Charakter trüge.“ So schlägt sich die 
Erfahrung im Fernen Osten bereits zum Vertragstext nieder! 
Beide Parteien verpflichten sich, bei einem Angriff durch 
einen Dritten diesem keinen Beistand zu leisten. Im Fall 
eines Angriffs einer der beiden Parteien gegen einen Dritten 
kann der Vertrag ohne Kündigung sofort rückgängig gemacht 
werden. Der Vertrag Kane nicht die Rechte und Ver- 
Bo Uumgen Polens und Sowjetrußlands vor dem Inkrafttreten, 
falls diese Verträge keine Angriffselemente gegenüber einem 
der vertragschließenden Staaten einschließen. Die Ratifizierung 
ar Vertrags muß mit der des Schlichtungsabkommens zusammen- 
allen. 

Der Vertrag ist also keine Grenzgarantie, die die Verträge 
mit Finnland und Estland enthalten. Er garantiert nicht aus- 
drüclich die polnische Westgrenze und bestätigt für Polen den 
Vertrag von Versailles und für Rußland den von Rapallo. 

Die Motive Polens für diesen sehr wichtigen Schritt sind 
deutlih. Polen sichert sich dadurch seine Ostgrenze. Es beweist 
Frankreich seine Friedensliebe und betont eine gewisse Selb- 
ständigkeit Frankreich gegenüber. Der polnische Unterhändler. 
Ceandier Patek, der in den langjährigen Verhandlungen nicht 
müde geworden ist, charakterisiert den Abschluß so: 


„Der jetzt unterzeichnete polnisch-russische Pakt bildet einen vierten 
Reifen, der die polnisch-russischen Beziehungen umschließt und festigt. 
Als den ersten Reifen sehe ich den Friedensvertrag von Riga an, als den 
zweiten den Kellogg-Pakt, als den dritten das Litwinow-Protokoll, das die 
Inkrafttretung des Kellogg-Paktes in Osteuropa beschleunigte, und als den 
vierten Reifen den eben abgeschlossenen polnisch-russischen Nichtangriffs- 
pakt. Ich kann hier nur noch wiederholen, was ich bei der Ausfertigung 
meiner Unterschrift in Moskau dem Aufßenkommissar Krestinskij gesagt 
habe: Wir haben also den vierten Pakt geschlossen, und nun frage ich mich, 
welcher der nächste sein wird.“ 


Der nächste? Natürlich ist dabei an den Handelsver- 
ee gedacht, um den sich Polen aus bekannten Griinden leb- 
haft bemüht. Inwieweit der bestimmte Wille bei Polen mitsprach, 
wie man es ausdrückt, freie Hand gegen Deutschland zu be- 
kommen, sei dahingestellt. Notwendig ist diese Vorstellung 
nicht, die auch dem Marschall Pilsudski nicht entspricht, und die 
Neutralisierung Rußlands für den Fall des polnisch-deutschen 
Konflikts ist Theorie, weil Deutschland nicht daran denkt, Polen 
anzugreifen. 

Der Vertrag war für Polen so wichtig (auch wurde es dahin 
gedrängt, weil die anderen Randstaaten die Einheitsfront einer 
gemeinsamen Ratifikation durchbrachen), daß es das Verhältnis 
zu Rumänien beiseite schob. Rumänien hat amtlich seine 


»iellun. aa (25. Juli) so bezeichnet: 

„Die Unterzeichnung des Vertrages durch Polen darf keineswegs als 
eine Trennung Polens und Rumäniens in der Frage des Nichtangriffsver- 
trages angesehen werden, da Polen Rumänien die Versicherung gegeben 
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hat, es werde den Vertrag erst nach dem Abschluß eines ähnlichen Ver- 
trages zwischen Rumänien und der Sowjetunion bestätigen. Obwohl das 

olnisch-rumänische Bündnis in Kraft ist und bleibt, und obwohl zwischen 

umänien und der Sowjetunion der Kellogg-Pakt besteht, durch den die 
Sowjetunion bereits auf den Krieg verzichtet, wünscht Rumänien, mit der 
Sowjetunion einen neuen Nichtangriffsvertrag abzuschließen, der dem durch 
Polen abgeschlossenen ähnlich sein soll, der aber die wohlberechtigten In- 
teressen Rumäniens berücksichtigt. Die Versicherungen der polnischen Re- 
gierung dürften die Überzeugung der rumänischen Regierung bestätigen, 
daß sie das von allen gewünschte Ziel in dem allgemeinen Interesse der 
Festigung des bestehenden Friedens wird erreichen können.“ 

Damit sagt auch Rumänien, daß es die Bedeutung dieser 
Ostpakte einsieht, während es andererseits sicher zu sein glaubt 
und auch sicher ist, daß der Vertrag nichts bedeutet, wenn Ruß- 
land Rumänien angriffe. Denn dann trate sofort das polnisch- 
rumänische Bündnis in Kraft. 

Mit Recht ist man in Moskau, wo man in den Verhand- 
lungen niemals nervés geworden ist, mit dem Erfolge zufrieden. 
Die Front der Randstaaten unter polnischer Führung ist nicht 
zustande gekommen, eine Möglichkeit, mit Rumänien doch zum 
Schlusse zu kommen, besteht, und wie die Iswestija (30. Juli) klar 
und richtig auseinandersetzten, steht der Vertrag durchaus nicht 
im Widerspruch zu den anderen Beziehungen der Sowjetunion, 
also vor allem zu den Abkommen mit Deutschland und Litauen 
von 1926 und 1931, die ja beide bereits Nichtangriffspakte dieser 
Art waren. 

Unzweifelhaft festigt sih die Position Ruflands in und 
zu Europa in diesem wohl überdachten System ein gutes Teil. 
Die Unterschiede im Wortlaut der Verträge sind nicht allzu 
wesentlich. Wichtiger ist, daß die Schiedsabkommen sehr 
viel schwächer und wirkungsloser sind, als das in Europa ent- 
wickelte Schiedssystem. Und der Gesamtgedanke sei noch ein- 
mal unterstrichen: durch diese systematische Friedenspolitik sich 
im Fall eines tus ledi japanisdien Konflikts zu sichern, sich 
weiter gegen die Tendenzen einer „Antisowjetfront“ zu sichern 
und schließlich und nicht zuletzt über dieses System zu einem 
Verhältnis mit Frankreich zu kommen, zu einem Nicht- 
angriffspakt auch mit Frankreich und dann zu einem ertrag- 
reichen Wirtschafts- und Finanzverhältnis. 

Dementsprechend sind die Beziehungen zu Frank- 
reich, so wenig von ihnen im Augenblick die Rede ist, jetzt 
für Moskau am wichtigsten. Natürlich ist interessant, daß z. B 
in der Schweiz die Erörterung der Anerkennung der Sowjet- 
union Fortschritte macht, die Einsicht, daß man vor Rußland nicht 
auf die Dauer die Augen verschließen könne, daf das Geschäft 
mit Rußland wertvoll ist und daß „eine Abwehr aller euro- 
päisdıen Staaten gegen Rußland unter Führung der Schweiz, wie 
sie die Vereinigung gegen die 3. Internationale und die Liga 
für das Christentum erstreben, wohl ohne weiteres als eine 
Utopie bezeichnet werden darf“ (Neue Zürcher Zeitung, 
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3. August). Aber das ist nicht unmittelbar politisch bedeutsam. 

ie Beziehungen zu England stehen, wie mehrfach erwähnt. 
in zweiter Reihe. Die bekannten alten Voraussetzungen eines 
englisch-russischen Gegensatzes in Asien bleiben ja bestehen, 
aber sie sind bei der jetzigen Lage des Britischen Weltreichs nicht 
aktuell, und Rußland läßt das auch ruhen. Die Aktivität auf 
Asien mit der bekannten von Lenin stammenden, von Stalin aus- 
gearbeiteten Begründung. hat stark nachgelassen. Das Wesent- 
liche im Augenblick ist Frankreich. 

Hier ist man durch den polnisch-russischen Abschluß über- 
rascht, vielleicht verstimmt worden. Man sieht in ihm eine Er- 
gänzung des französisch-englischen Paktes, und der „Temps' 
präzisierte (26. Juli) die Gesamtauffassung so: 

„Die Tatsache der russisch-polnischen Einigung kann auf die Verhand- 
lungen zwischen Moskau und Bukarest einen veraa nen Einfluß aus- 
üben. Immerhin hat Polen die Ratifikation des Abkommens von dem 
Zustandekommen des russisch-rumänischen Nichtangriffspaktes abhängig 
gemacht. Offenkundig hat Warschau sich deshalb beteiligt, weil die balti- 
schen Staaten bereits solche Pakte mit den Sowjets abgeschlossen haben, 
weil es sich die Neutralität Rußlands bei einem Angriff durch eine dritte 
Macht sichern wollte, und weil es einen günstigen Handelsvertrag mit Ruß- 
land als Preis für die Unterzeichnung erhofft. Man wird im Lichte der 
Tatsachen erkennen, wie weit diese Erwartungen in Erfüllung gehen. 
‘Frankreich hat beständig die Unterzeichnung eines Nichtangriffspaktes 
mit den Sowjets der Garantie der Sicherheit Polens und Rumäniens unter- 
geordnet, weil es mit diesen bindende Verträge besitzt. Es war immer 
unsere Auffassung, daß der Abschluß eines französisch-russischen Paktes 
keine andere praktische Tragweite haben könnte, als zu beweisen, daß 
Frankreich keinerlei Angriffsabsichten gegen Rußland hegt — mag die 
kommunistische Propaganda auch das Gegenteil behaupten! Wie man weiß, 
ist dieser Pakt noch völlig in den Vorstadien, ohne daß die französische 
Regierung bisher sich damit befaßt hätte. Es erscheint nicht überflüssig, 
Moskau daran zu erinnern im Augenblick, wo es mit Polen einen Vertrag 
abschließt.” 

_ Das ist sehr reserviert, sagt Ruflland, daft die Verständigung 
mit Frankreich nunmehr den Weg über die Einigung mit Ru- 
mänien zu gehen habe, und es sieht auch nicht aus, als wenn die 
französisch - russischen Verhandlungen sehr schnell vorwärts 
kommen würden. Um so mehr, als die en das Atten- 
tat Gorgulows und das Todesurteil über ihn feindselig 
kommentiert. Die Iswestija (29. Juli) formulierten das so: 


„Der Mörder des Präsidenten ist zum Tode verurteilt worden. Aber 
die Frage der Ermordung des Präsidenten der französischen Republik zu 
ae cae Zwecken, die Frage nach den Kriegsschürern ist durch den 

ariser Prozeß nicht beantwortet worden.“ Die „Prawda“ schreibt: „Das 
Todesurteil ist dem Gericht abgenötigt worden. Das französische Bürgertum 
sah sich gezwungen, einen seiner Agenten zu opfern, Gorgulow, den Ver- 
treter einer autonomen terroristischen weißgardistischen Organisation, um 
dafür das Weißgardistentum als Ganzes zu retten. Wenn während des 
Prozesses in ‚die Schlupfwinkel der Weißgardisten‘ hineingeleuchtet worden 
wäre, so hätte man geheimnisvolle Zusammenhänge aufdecken können, die 
nicht aufgedeckt werden sollten.“ 


So ist das russisch-französische Verhältnis in Stagnation, aber 
wie es Rußland zu behandeln bereit ist und sieht, ist klar. 
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Das Verhältnis zuDeutschland ist desgleichen klar. 
Der Rapallg- und der Berliner Vertrag sind unmittelbar in Kraft 
und ergänzt durch die letzten handelspolitischen Verträge von 
prone! Tragweite. Ebenso ist nichts weiter zu sagen über 

ie Bedeutung der wirtschaftlichen Beziehungen zu Rußland für 
Deutschland, wie über jene Auffassung der Trennung zwischen 
Außenpolitik im Verhältnis zu Rußland und Innenpolitik im Ver- 
hältnis zum deutschen Kommunismus. 

Politik und Wirtschaft sind unlösbar heute verbunden. Die 
weltpolitische Situation Ruflands wird ohne Zweifel durch seine 
Bedeutung als Absatzgebiet, als Besteller, sehr verstärkt. Die 
Sowjetunion ist das größte Maschineneinfuhrland der Welt, ihre 
Bestellungen sind nirgends gleichgültig, die wirtschaftliche Zu- 
sammenarbeit mit ihm wird fast überall gesucht oder angebahnt. 

Im besonderen ist in dieser Lage immer auf das Petro- 
leum hinzuweisen. Auch die letzte Pariser Konferenz, 
abgeschlossen am 23. Juli, die mit den Rumänen zu einer Eini- 

g kam und die eine Einheitsfront der amerikanischen und 
der englisch-holländischen Petroleumindustrie herbeiführte, hat 
die Beziehungen zu Rußland nicht klären können. Aber im Sep- 
tember soll eine neue Konferenz sich an das gleiche Problem 
wieder machen, und allmählich wird Rußland entgegenkommen 
müssen, da es an einer Verschärfung der Lage auf dem Olmarkte 

anz und gar nicht interessiert ist, im Gegenteil den Absatz seines 
etroleums unbedingt braucht und hier die Gefahr der ge- 
schlossenen Abwehrfront relativ groß ist. 

Schon hier tritt die Frage Amerika sehr stark hervor. 
Daß Rußland seit langem die Anerkennung wünscht, ist kein 
Wunder. Daß die Voraussetzungen dafür in Amerika sich wan- 
deln, weiß man auch. In Rußland setzt man auf die Präsidenten- 
wahlen Hoffnungen. Man glaubt, daß Hoover schließlich zur 
Anerkennung kommen würde, und man meint schon sicher zu 
sein, daß ein Präsident Roosevelt die Anerkennung sehr rasch 
u iar werde. 

an wird sich in Europa daran gewöhnen müssen, daß auch 
das Verhältnis Rußland-Amerika sich unmerklich wandelt. 
Die intensive Mitarbeit hervorragender Amerikaner gerade an 
sehr wesentlichen Stellen des Fünfjahrplans und das Absatzinter- 
esse in der amerikanischen Krise haben allmählich die grundsätz- 
lich so scharfe Ablehnung einer Zusammenarbeit mit Rußland ge- 
mildert. Ja, darüber hinaus haben Amerikaner und Russen sich 
in mancherlei Auffassungen und Einstellungen gefunden oder 
wenigstens genähert, unter dem Druck der Weltwirtschaftskrise, 
die bei beiden zu entgegengesetzten, also sich annähernden Wir- 
kungen führte. 

azu muß immer stärker die Interessengemein- 
schaft im Fernen Osten wirksam werden. Amerika wird 
auf die Dauer die bisherige Passivität nicht aufrecht erhalten 
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können und Rußlands Stellung ist bekannt. Noch ist man weit 
von jenem Traumbilde einer russisch-amerikanischeg Front ent- 
fernt, aber schwerlich wird man sagen können, daf eine solche 
Linie der Gemeinsamkeit außerhalb aller Möglichkeiten liege, 
nachdem die so bedeutungsvolle neue Ainte Dippie mog Eng- 
land-Frankreih in Lausanne und in Genf herbeigeführt 
worden ist. 

Wir brauchen nicht zu rechtfertigen, warum wir so ausführ- 
lich diese Position Rußlands gerade jetzt, nach Lausanne 
und Genf, darstellen. Nur die eingehende Behandlung läßt die 
Wandlung erkennen, sowie das System und die Tendenzen der 
russishen Außenpolitik. Sie läßt auch weiter erkennen die Be- 
deutung, die Rußland wieder in der Weltpolitik gewonnen hat. 
Veränderungen, die sich nur bei so detaillierter, fortwährend 
wiederholter Behandlung markieren lassen, Veränderungen, die 
zugleich wieder unweigerlich für die Sowjetunion das zuneh- 
mende Verwachsen mit der Weltwirtschaft in sich schließen. 
Das ist die merkwürdige Antithese im Stalinismus und das führt 
weiter zu dem praktish wictigeren Problem von 3. Inter- 
nationale und russischer Außenpolitik. 


2. 
3. Internationale und russische Außenpolitik: 


A. Rosenberg: „Geschichte des Bolschewismus.“ 


Die Sowjetpresse behandelt dies Problem, wie bekannt und 
sehr et. so natürlih auch die Reichstagswahlen in 
Deutschland, überhaupt die deutsche innere Politik, wobei eben- 
falls immer wieder die scharfe Polemik gegen die deutsche 
Sozialdemokratie im Vordergrund steht. Damit ist das Problem, 
dessen Bedeutung mit keinem Wort begründet zu werden 
braucht, ja nicht erledigt. Es steht im Mittelpunkt eines sehr 
interessanten neues Buches von dem Berliner Althistoriker und 
Professor Arthur Rosenberg (früheren Mitgliede des 
Reichstages für die Kommunistische Partei, der sich dann von der 
KPD trennte): „Geschichte des Bolschewismus von Marx bis zur 
Gegenwart“ (Berlin, Rowohlt Verlag 1932, 239 Seiten). 

Nach der Stellung seines Verfassers, der jahrelang Mitglied 
der Exekutive der 3. Internationale war, ist seine These in unse- 
rem Zusammenhang hier von größtem Interesse: „daß — trotz 
allem — Sowjetrußland sich im Aufstieg, und die 3. Internationale 
sich im hoffnungslosen Niedergang befindet.“ Rosenberg sucht 
das auf Grund eines großen, aber schwerlich ausreichenden 
Materials (unsere Zeitschrift „Osteuropa“ ist übrigens nicht ge- 
nannt) geschichtlich durchzuführen, indem er sowohl die Ge- 
schichte des Leninschen wie des Stalinschen Ruflands, wie die 
der 3. Internationale ineinander verwebt und darstellt. Das ist 
methodisch richtig, aber das ist für ein Buch in diesem Umfang 
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einfach zuviel. Die Darstellung muß zu knapp sein und führt 
deshalb in die Verhältnisse Sowjetruflands nicht genügend ein. 
Hier sind gar manche Fragezeichen zu machen (z. B. Seite 105, 
131, 157, 209). Weder kann ich seiner Auffassung Lenins, der 
nach Rosenberg lediglich der Herold des Staatskapitalismus und 
der bürgerlichen Revolution gewesen ist, zustimmen, noch kommt 
ein wirkliches Bild von Stalin oder vom Stalinismus heraus. Hier 
sind die Grundvorstellungen vielfach nicht klar genug, gar 
manches viel zu scharf, auch schief formuliert (wie z. B. Seite 156f 


die Charakteristik der NEP). 


Auch wünschte man, daß die Geschichte der 3. Inter- 
nationale noch eingehender dargestellt worden wäre. Aber 
die Hauptsache ist, daß bei diesem im Sinne seiner These wirk- 
lich nicht voreingenommenen Verfasser diese nun in den ent- 
scheidenden Kapiteln 4 (Zimmerwald, Kiental), 7 (die 3. Inter- 
nationale auf der Höhe), 8 und 9 gut herauskommt. Der Raum 
erlaubt die Wiedergabe des Ganges im einzelnen nicht, nament- 
lich nicht die Schilderung der Beziehungen zwischen Lenin und 
der 3. Internationale, des Widerspiels und der Wirkung der 
beiden Faktoren: russischer Sozialismus und Komintern aufein- 
ander, der Veränderung im russischen Sozialismus und in Sowjet- 
rußland und damit der Schwächung der internationalen Be- 
wegung, die ja schließlich am deutlichsten wird durch die Art, 
wie Stalin sie behandelt. Auch dazu hätte manches mehr gesagt 
werden können. Zitiert sei als gerade für unseren Zusammen- 
hang wichtig: 

„Die russische Außenpolitik, wenn sie Erfolge haben will, muß mit 
den bestehenden Machthabern, Parteien und Regierungen rechnen. Die 
russischen Beziehungen zu Mussolini, zu Kemal Pascha, zur deutschen Re- 
ublik, zu England usw. werden durch die Existenz der entsprechenden 
<ommunistischen Parteien nicht gefördert, sondern nur erschwert. Die 
russische Diplomatie würde noch besser und erfolgreicher arbeiten, wenn 
sie nicht durch die Existenz der 3. Internationale kompromittiert würde. 
Der Apparat der russischen Diplomatie und ebenso des russischen Auften- 
handels ist von der Organisation der 3. Internationale ganz unabhängig. 
Sie gehen zwar zuletzt auf dieselbe Spitze zurück, auf die Zentrale der 
Kommunistischen Partei Rufllands. Aber die Machthaber Rußlands wissen 
sehr gut, daß sie ihre Außenpolitik, wenn sie erfolgreich sein soll, nidıt 
mit der Kommunistischen Internationale vermischen dürfen.“ 


Weiter (S. 224): 


„seit der Gründung der 3. Internationale hatten die Bolschewiki ver- 
sucht, in bestimmter Form den Gang der Weltrevolution zu beeinflussen, 
1919 bis 192t durch das direkte Vorwärtstreiben der internationalen 
kommunistischen Revolution, 1921 bis 1927 durch die Einheitsfronttaktik 
mit den sozialdemokratischen Arbeitern des Westens und mit der natio- 
nalen Freiheitsbewegung des Ostens. Mit beiden Methoden war man nach- 
einander gesceitert. Daraus hat die Sowjetregierung die nötigen Folge- 
rungen gezogen. Seit 1928 verzichtet sie auf jede reale Beeinflussung der 
internationalen Arbeiterbewegung und der nationalen Freiheitskämpfe der 
kolonialen Länder. Aber man hält die Minderheit der internationalen 
Arbeiterschaft. die noch an Sowjetrußland glaubt, zusammen und sucht sie 
durdh einen inhaltslosen Scheinradikalismus zu beschäftigen.“ 
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Wir brauchen nicht zu sagen, wo und wie wir von der Auf- 
fassung des Verfassers abweichen. Seine These ist zu einfach 
formuliert und zu sehr zugespitzt. So bedeutungslos ist die Ver- 
bindung von Sowjetregierung und Komintern nicht, und so ein- 
flußlos die letztere im Weltproletariat auch nicht, wie der Ver- 
fasser das darstellt, insonderheit nicht in der Verbindung mit 
der deutschen KPD. Dem widerspricht ja einfach die Beschäfti- 
gung der Komintern mit Deutschland (s. z. B. „Osteuropa“ 
Februarheft S. 275). So staatskapitalistish man das heutige 
Rußland nennen mag, es bleibt sozialistisch, als ja grund- 
sätzlich und praktisch das Eigentum des Staates, der Gemein- 
schaft, an den Mitteln der Produktion aufrecht erhalten wird, und 
so sehr die russische Politik auf Zusammenarbeit mit anders 
organisierten Gemeinwesen gedrängt ist und daher mit ihnen 
friedlich auskommen muß, so wenig gibt sie die Gesamtvor- 
stellung auf, daß einmal das, was in Ruffland sich durchsetzen 
soll, auch in den anderen Ländern der Welt sich durchsetzen 
werde, so wenig gibt sie also auch die andere Seite, die Idee der 
Weltrevolution, auf. Aber begriffen hat die russische Politik, 
daß eine internationale Organisation dafür nicht allzuviel Er- 
folge bringen kann, die Förderun aber Schwierigkeiten bereitet, 
während sie ebenso gut sieht, da die Wirtschaftskrise, wenn sie 
nicht durch den Kapitalismus überwunden wird, durch sich 
und im einzelnen Lande, aus dem einzelnen Lande heraus, 
zum Kommunismus führen kann. 


an Buch ist keine abschließende Schilderung dieser 

je auch praktisch sehr bedeutsamen Problematik: russischer 

ozialismus und Komintern, aber auf guter Grundlage ein wert- 
voller und nützlicher, freilich kritisch zu lesender Beitrag. 


3 


_ Selbstanzeige von Otto Hoetzsch: „Le Caractère et la 
Situation Internationale de L’Union des Soviets“ (Publications 
ce os Universitaire de Hautes Etudes Internationales 

r. 5). 


Unter diesem Titel habe ich Vorlesungen, die ich an dem ge- 
nannten Institut in Genf im März 1932 in französischer Sarache 
gehalten habe, veröffentlicht (Verlag: Librairie Kundig, Genéve 
1932, Place du Lac, 1; 104 Seiten). 

Das Buch versucht in 6 Kapiteln darzustellen den russischen 
Staat (Verfassung, Verwaltung, Nationalitätenfrage, Parteı- 
wesen, allgemeine Prinzipien der inneren Politik) — die Wirt- 
schaftspolitik (Stalinismus, alter und neuer Fünfjahrplan) 
— die internationale Situation der Sowjetunion (Sowjet- 
staat und Völkerrecht, russische Außenpolitik, 3. Internationale 
und offizielle Politik), — die Verträge der Sowjetunion mit 
den verschiedenen Staaten (die allgemeinen Verträge, Ostpakt, 
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Sowjetrufland und Völkerbund, Sowjetrußland und Friedens- 
organisation) — Rußland in Asien —, die intellektuelle 


Welt, Rußland und die Weltkrise, Rußland und die Welt. 


Es sind Gedankengänge, die in meinen Monatsübersichten 
in „Osteuropa“ immer verfolgt werden, auf Grund einer mög- 
lichst knappen, aber vollständigen Schilderung des Tatsachen- 
materials, wobei immer wieder die bekannte Erfahrung gemacht 
wird, wie schnell sich Rußland verändert und wie schwer es ist, 
in einem Momentbilde das wirklich Dauernde festzuhalten. Viel- 
leicht sind diese Genfer Vorlesungen von mir auch manchem in 
Deutschland als eine knappe Zusammenfassung nicht nur der 
Problematik, sondern auch der Tatsachen und noch mehr der 
geschichtlichen Entwicklung im Bolschewismus und im 
Sowjetstaat während der letzten 15 Jahre und ihrer prinzipiellen 
Grundlage willkommen! 


I. Kulturbericht. 
Von Klaus Mehnert., 


1. 
Parteimannin Zahlen. 


jure hatten in der Sowjetunion nach dem bolschewi- 
stischen Umsturz die Worte „Revolution“, „Masse“, ,,Prole- 
tariat“, „Menschheit“ dominiert. Man schien vergessen zu haben, 
daß es auch Einzellebewesen gab. Sie spielten kaum eine Rolle. 
Ein unerhörter Raubbau an Menschenkräften wurde getrieben, 
und hatte der Bürgerkrieg unzählige Menschenleiber zerstört, 
so vernichteten die Jahre, die ihm folgten. menschliche Nerven 
und Gehirne in unvergleichlicher Zahl. „Ein Mensch kostet nicht 
viel“, heißt es in dem viel gespielten Sowjetdrama „Unsere 
qusend „um jeden einzelnen dart man sich nicht kiimmern. Die 

enschen muß man nach Bataillonen und Kompanien zählen, 
an die Masse muß man denken und nicht an den einzelnen 
Menschen. Nur die Klasse darfst du im Auge haben — Menschen, 


die wird es von allein geben.“ 


Aber mit der Konsolidierung der Verhältnisse beginnt sich 
die Erkenntnis durchzusetzen, daß auch die Masse aus einzelnen 
lebendigen Menschen besteht, daß auch die Revolution letzten 
Endes der Kampf einer Summe von Einzelindividuen ist. Die 
jahrelang vernachlässigten physischen und psychischen mensch- 
ichen Voraussetzungen beginnen wieder zu Ehren zu kommen. 
Man sieht ein, daß man sie auf die Dauer nicht übersehen 
kann, daft sie einkalkuliert werden müssen in den großen Rah- 
men. Der Ausbau des Akkordlohns — die Betonung der Einzel- 
verantwortlichkeit — die Einführung der wirtschaftlichen Rech- 
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nungsführung —, das sind ein paar von den zahlreichen Beweisen 
dieser Einsicht. Hierher gehört aber auch die Erkenntnis, daß 
der Leistungsfähigkeit des Menschen Grenzen gesetzt sind, die 
wohl in Augenblicken heftigsten Kampfes überschritten werden 
können, die aber, wenn man eine Entwicklung nach Jahren und 
Jahrfünften zu betrachten beginnt, studiert und eingehalten 
werden müssen. Es häufen sich in den letzten Jahren Unter- 
suchungen über die menschliche Arbeitskraft und ihre Verwer- 
tung‘). Vor allem dem für den Staat wertvollsten Teil der Be- 
völkerung, der Partei, wird eine große Sorgfalt gewidmet. 


Es würde zu weit führen, die Methoden dieser Untersuchun- 
gen einzeln darzulegen. Gewöhnlih sind die Grundlagen 
anonyme Enqueten unter Tausenden von Menschen, die nach 
Alter, sozialer Herkunft, Nationalität usw. möglichst typisch 
und umfassend zusammengesetzt werden. Man gewinnt den 
Eindruck, daf die Arbeiten mit einem weitgehenden Maß von 
Objektivität durchgeführt, an den verschiedensten Stellen er- 
probt und gegenseitig kontrolliert werden, — mit Objektivität, da 
es sich bei ihnen darum handelt, Erkenntnisse zu sammeln und 
nicht Pläne zu erfüllen. Diese Schriften sind sozusagen für den 
internen Gebrauch hergestellt, sie gehören nicht zu den massen- 
haft an Ausländer versandten Büchern, denen man mit gewissen 
Vorbehalten gegenübersteht, ja sie sind zum Teil sogar recht 
schwer zu beschaffen. Die „Selbstkritik“ spielt in ihnen eine 
große Rolle. Nur die Lust, alles und jedes statistisch zu erfassen, 
‚erscheint uns manchmal sonderbar. Aus allen Arbeiten spricht 
ein naiver Glaube an den Fortschritt, an die Wissenschaft und 
an die Möglichkeit, mit Formeln Probleme zu lösen. Einer der 
a te schreibt auf die Enquete: „Man miiftte ein Buch her- 
ausgeben, einen Wegweiser, wie man den Tag als Kulturmensch 
organisiert, z. B. wann man aufsteht, was man nach der Arbeit 
machen muß, ob zunächst ausruhen oder duschen oder ein leich- 
tes Buch lesen. Wir brauchen einen Kodex, einen Plan zum 


1) Vergl. z. B. „Die Geschlectsfrage.“ Eine Sammlung von Aufsätzen von 
Jaroslawskij, Solz, Semaschko, Smidowitsch. Moskau 1925. — Strumilin: „Das 
Zeitbudget der Angestellten.“ Planowoje Chosjajstwo, 1925, Nr. 8, — N. Se- 
maschko: Prawda 1925, Nr. 9. — Lass: „Das Geschlechtsleben der gegenwärti- 
gen Studentenschaft.“ Moskau 1925. — „Arbeit, Ruhe, Schlaf des Komsomolzen- 
Aktivisten.“ Verlag Junge Garde. — Neustadt und Lebedinskij: „Hygiene des 
öffentlih Tatigen.* Moskau 1928, — Moskauer Medizinisches Journal 1928 
Nr. 9 mit einem Aufsatz von L. S. Bogolepow: „Lebensführung als Faktor 
in der Berufspathologie“ und S. L. Zeitlin: „Über den Einfluß der Wohnungs- 
krise auf die neuro-psychische Gesundheit. — Wolfson: „Soziologie von Ehe 
und Familie“ Minsk 1929. — A. B. Salkind: „Geistige Arbeit.“ Moskau, 
Gis 1930. — A. B. Salkind: „Arbeit und Leben der öffentlich tätigen Akti- 
visten.“ Moskau 1930. — L. Rodhlin: „Hygiene des Gehirns des Parteiaktivs.” 
Charkow 1930 und vor allem die Arbeit von L. Rochlin: „Arbeit, Lebensweise 
und Gesundheit des Parteiaktivs“, die der 17. Band der Arbeiten des ukraini- 
schen Psycho-neurologischen Instituts ist. Sämtliche Arbeiten sind in der 
russischen Sprache. 
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Leben.“ Diesen Wünschen ist mehrfach entsprochen worden. 
Prof. Salkind und auch Semaschko, der frühere Gesundheits- 
kommissar, haben derartige Pläne für die 24 Stunden des Tages 
ausgearbeitet. 

Es ist außerordentlich interessant, auf der Grundlage dieses 
Materials sich aus den Zahlen und Prozenten ein menschliches 
Bild der Parteiaktivisten zu machen und zu versuchen, sie ein- 
mal nicht auf dem Piedestal der Volksversammlung oder hinter 
dem imponierenden Schreibtisch, sondern im detaillierten Ablauf 
ihres Tages kennenzulernen. Da in erster Linie Untersuchungen 
solcher Art über das männliche Geschlecht angestellt wurden, 
wird sich diese Darstellung nur mit ihm befassen. Ich verzichte 
dabei auf die genaue Wiedergabe von Bruchteilen der Prozente, 
da es auf sie nicht ankommen kann, und werde versuchen, die 
entscheidenden und charakteristischen Gesichtspunkte heraus- 
zustellen. Dabei ergibt sich von selbst eine Dreigliederung in: 
Arbeit, Gesundheit, Familienleben. 


Arbeit. 


Wie ungesund die Arbeitsweise des Parteiaktivisten ist, 
welcher Raubbau mit seinen Nerven getrieben wird, hatte man 
wohl schon lange instinktiv gefühlt, aber erst durch solche Unter- 
suchungen mit erschreckender Deutlichkeit festgestellt. Fünf 
Hauptmängel stehen im Vordergrund: 


1. Ungleichmäfigkeit. Es ist charakteristisch für die Arbeit 
des Parteimanns, daß er ununterbrochen von einer Arbeit zur 
anderen, oft mit der vorausgegangenen in gar keinem Zusam- 
menhang stehenden, geworfen wird und sich ständig völlig um- 
zustellen und neu einzuarbeiten hat. Über die Hälfte der 
Parteiaktivisten — das geht aus den Untersuchungen hervor — 
hat eine Tätigkeit, bei der man sich dauernd auf Reisen befinden 
muß. Nur etwa 4 Prozent beschäftigen sich während der Dauer des 
Arbeitstages mit ein und derselben Arbeit. Etwa Dreiviertel 
müssen sich täglich mit einer Unzahl der verschiedenartigsten 
Aufgaben befassen. 


2. Lange Dauer. Der Arbeitstag — ausschließlich der für sich 
selbst verwandten Zeit, etwa bei Einkäufen usw. — dauert bei 
einem Drittel länger als 13 Stunden, bei nur einem Zehntel 
weniger als 8 Stunden. Bei einer von der „Jungen Garde“ durch- 
eführten Untersuchung in Komsomolzenkreisen wurde eine 
urchschnittsdauer des Arbeitstages von 1214 Stunden ermittelt. 


3. Nebenbelastung. Fast jeder einzelne ist übermäßig durch 
Kommissionen usw. in Anspruch genommen. Etwa 12 P rozeni 
verbringen täglich mehr als 5 Stunden auf Sitzungen, die Ma- 
jorität 3 bis 5 Stunden, der Komsomolez 2 Stunden 55 Minuten. 
„Ohne daß wir es merken“ — schreibt einer der Befragten —, 
„setzen wir überflüssige Sitzungen und Versammlungen fest 
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und überlasten uns zwec&los.“ Und Semaschko sagt mit vollem 
Recht: „Die Kommissionen und Sitzungen sind das Hauptübel im 
Tagesplan sowohl des Parteimitgliedes als des Parteilosen.“ So 
ergibt sich, daß die Arbeitsdauer des Parteimanns die anderer 
Volksgruppen im Durchschnitt erheblich überschreitet, obgleich 
er, dessen Arbeit besonders intensiv und verantwortungsreidı 
ist, kürzer belastet werden müßte. 


4. Ungenügende Ruhe. Täglich werden höchstens 30 Minuten 
Ruhepause eingesetzt. Ein Achtel arbeitet mehr als 9, rund die 
Hälfte 4 bis 9 Stunden ohne Unterbrechung. Der „Ruhetag“ 
wird nur von 16 Prozent voll als Ruhetag benutzt, etwa die 
Hälfte arbeitet ständig an diesem Tag, und auch die übrigen 
gönnen sich hier nur von Zeit zu Zeit die notwendige Erholung. 
Auch die Art, die Freizeit zu verbringen, steht nicht im 
Einklang mit den Erfordernissen völliger Entspannung. Weit 
über die Hälfte der Freizeit wird mit Lesen, Theaterbesuch und 
anderer geistigen Tätigkeit zugebracht. Nur ein kleiner Prozeni- 
satz entfällt auf Sport und Spaziergänge. Geringfügig ist der 
Besuch von Kneipen, entsprechend höher der von Klubs. Die 
Ferien werden tatsächlich nur von drei Vierteln wahrgenommen. 
davon wieder etwa von der Hälfte zur Durchführung liegen ge- 
bliebener Arbeiten verwandt. Ein Drittel geht aufs Land, 5 Pro- 
zent bleiben zu Hause. Alle übrigen verbringen den Urlaub in 
Erholungsheimen, Sanatorien, Kurorten. 


5. Ungenügender Schlaf. Schon 1926 schrieb Semaschko: 
„Nirgends wird mit weniger Ordnung geschlafen als bei den 
Russen. Sogar die Kinder legen sich erst nach Mitternacht. Dis- 
kussionen kommen nicht vor 2 Uhr morgens richtig in Gang.“ 
Rund die Hälfte der Aktivisten hat weniger als 6 Stunden Schlaf, 
im Durchschnitt erheblich weniger als die übrige Bevölkerung. 
Rund vier Fünftel kommen erst nach Mitternacht ins Bett, dazu 
gewöhnlich in überfüllten, schlecht gelüfteten Zimmern. 


Gesundheit. 


Unterbringung und Verpflegung sind neben der Arbeit die 
beiden wesentlichsten Faktoren ee Gesundheit, sie bieten 
bei dem russischen Aktivisten ein sehr wenig giinstiges Bild. 
Der Wohnungsmangel wirkt sich bei den Parteileuten, die ihre 
Behausung häufig auch als Arbeitsort verwenden müssen, 

sonders erschwerend aus. Die lange Dauer der kalten Witterung 
und der Raummangel zwingen sie, einen Teil ihrer Arbeit, etwa 
die Ausarbeitung von Referaten und Aufsätzen, zu Hause durch- 
zuführen. Dabei hat nur eine verschwindend geringe Zahl, etwa 
8 bis 35 Prozent, eine eigene Wohnung, während alle übrigen 
entweder nur ein Zimmer oder sogar nur den Teil eines Zim- 
mers zur Verfügung haben. Rund die Hälfte wohnt in Räumen, 
in denen mehr als drei Personen untergebracht sind. 43 Prozent 
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haben weniger als die gesetzlich festgelegte Mindestwohnfläche, 
die mit ihren 4,6 qm pro Person ohnehin ein Minimum darstellt. 
Beriicksichtigt man dazu den baufälligen Zustand vieler Woh- 
nungen, die Notwendigkeit, mit zahlreichen anderen Menschen 
Kiiche, Toilette usw. zu teilen, so ahnt man, in welcher Weise 
sich die Wohnungsfrage auf den Gesundheits- und Nervenzustand 
des Parteiaktivs auswirken muf. 

Nicht besser ist es mit dem Essen bestellt. Abgesehen da- 
von, daß die Qualität des Essens sehr zu wünschen übrig läßt 
und mit der in Deutschland während der zweiten Hälfte des 
Krieges verglichen werden kann, ist die Unregelmäfligkeit der 
Mahlzeiten erschreckend. 80 Prozent der non geben an, 
daß sie unregelmäßig essen müßten. Ein Drittel geht morgens 
nüchtern zur Arbeit, von den übrigen zwei Dritteln nimmt die 
überwiegende Majorität lediglich ein kaltes Frühstück zu sich. 
Etwa die Hälfte bleibt ohne eigentliches Mittagessen. Die 
meisten verwenden für das Mittagessen weniger als eine halbe 
Stunde. 

Bei vielen Parteimitgliedern, vor allem bei den älteren, 
kommen die Nachwirkungen des Welt- und Bürgerkrieges hinzu, 
so daß es nicht erstaunlich ist, daß eine große Reihe ührender 
Bolschewiken sehr jung starb. Die Russen selbst weisen auf 
den frühen Tod ihrer Führer Lenin, Frunse, Krassin, Dsershinski 
hin und vergleichen damit das hohe Alter bedeutender Politiker 
und Wirtschaftler der übrigen Welt mit Hindenburg, Clemenceau 
und Rockefeller an der Spitze. „Die Arbeit der führenden 
Parteifunktionäre — schreibt einer der Befragten auf die En- 
quete — ist schön, aber unnormal, denn in der Regel arbeiten 
wir nicht, sondern wir brennen, und oft nehmen wir, ohne Riick- 
sicht auf Kräfte und Möglichkeiten, unerträgliche Lasten auf uns.“ 


So kann es nicht wundernehmen, daß der Prozentsatz der 
Nerven- und Herzkranken unter den Parteiaktivisten ungewöhn- 
lich hoch ist. In der überwiegenden Mehrzahl aller Krankheits- 
fälle sind die Ursachen im Nervensystem oder am Herzen zu 
suchen, und erst in weitem Abstand folgen Lunge und Magen. 
Die Befragung einer großen Zahl gesunder Parteiaktivisten hat 
ergeben, daß 65 Prozent über Übermüdung, 50 Prozent über 
Kopfschmerzen, 48 Prozent über Nervosität, 48 Prozent über ein 
Erlahmen geistiger Kräfte (Gedächtnis, Aufmerksamkeit), 34 Pro- 
zent über übermäßige Schweißabsonderung, 24 Prozent über 
Schwindelanfälle, 23 Prozent über Herzklopfen, 20 Prozent über 
Schlaflosigkeit, 14 Prozent über Übelkeit, 14 Prozent über 
Schläfrigkeit klagen. Verschärft werden alle diese Erscheinun- 
gen durch die Unmöglichkeit, sich die für die Beseitigung gerade 
derartiger Gebrechen notwendige Ruhe und Erholung zu ver- 
schaffen. 

Es ist in diesem Zusammenhang nicht ohne Interesse, einen 
Blik auf den Alkoholkonsum des Parteiaktivs zu werfen. Der 
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Prozentsatz der Vollabstinenten scheint zwischen 10 bis 20 Pro- 
zent zu liegen, womit der der übrıgen Bevölkerung erheblich 
übertroffen wird. Nur jeder Hundertste gibt an, daß er vor der 
Arbeit Alkohol zu sich nehme, die weitaus meisten trinken nach 
der Arbeit und ein größerer Teil beim Essen. In über der Hälfte 
der Fälle wird Alkohol in Form von Bier, bei einem Drittel als 
Wodka konsumiert. Bei der Durchsicht dieser Statistiken fallt 
auf, daß die Situation bei den jüngeren Jahrgängen im all- 
gemeinen günstiger ist. 


Familienleben. 


Nach der Zerschlagung der bürgerlichen Form des Familien- 
lebens sind eigene neue Formen in der Sowjetunion noch nicht 

efunden. Es gibt auf dem Gebiet des Geschlechtslebens viel 

nsicherheit und tastende Versuche, aber man kann heute im 
Gegensatz zu der Zeit vor sechs oder acht Jahren sagen, daß die 
damalige Gleichgültigkeit diesen Problemen gegenüber nicht 
mehr besteht, daß man vielmehr ihre gewaltige Bedeutung im 
Leben eines Staates erkannt hat. Indem man die soziale Funk- 
tion des Geschlechtslebens betont, fordert man seine Regulierung 
und Stabilisierung. Freilich nicht aus irgendwelchen moralischen. 
weltanschaulichen Gründen, sondern ausschließlich aus utilita- 
ristischen Erwägungen. Solz schreibt in der Sammlung „Die Ge- 
schlechtsfrage‘: „Zweierlei wollen wir vor allem nicht über- 
sehen. Erstens: Ein unordentliches Geschlechtsleben beein- 
trächtigt zweifellos jedes Parteimitglied in seinem Kampfwert. 
Zweitens: Auch wenn man berücksichtigt, daß auf diesem Gebiet 
das Gesetz weiten Spielraum läßt, daß wir keine zur Enthalt- 
samkeit verpflichteten Asketen sind, die auf alle Lebensfreuden zu 
verzichten haben, müssen wir doch sagen, daß zwischen Ordnung 
und Genuß eine Proportion einzuhalten ist, die dem Menschen 
die Möglichkeit gibt, ein Kämpfer zu bleiben.“ Immer seltener 
hört man diszipliniertes, ordentliches Verhalten in der Ge- 
schlechtsfrage als ,,spieftig oder „kleinbürgerlich“ verspottet. 


Es fällt auf, daß im Durchschnitt Angehörige der Partei schon 
in sehr jungen Jahren in einer verhältnismäßig größeren Zahl 
heiraten als die anderer Gruppen: nach ziemlih übereinstim- 
mendem Ergebnis der Untersuchungen sind von Parteimit- 
gliedern 80 bis 95 Prozent verheiratet. Das dürfte auf ihre rela- 
tive Besserstellung, auf die größere Sicherheit ihres Fortkom- 
mens zurückzuführen sein, aber auch darauf, daß sich in der 
Partei besonders viel aktive, kräftige Elemente befinden, die 
mehr Chancen haben, die Zustimmung einer Partnerin zur 
Eheschließung zu finden, als dies durchschnittlich der Fall ist. 
Weiter dete die im ganzen größere Stabilität der Ehen von 
Parteimitgliedern in die Augen. Über 80 Prozent befinden sich 
noch in ihrer ersten Ehe, von den übrigen die überwiegende 
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Majorität in der zweiten. Von denen, die älter sind als 30 Jahre, 
sind rund 75 Prozent schon länger als 5 Jahre mit ihrer ersten 
Frau verheiratet. Dabei ist zu berücksichtigen, daß gerade die 
Angehörigen der Partei durch die Unruhe ihres Lebens, durch 
den ndizen Ortswechsel, für Scheidungen besonders prä- 
disponiert sind. Hier scheint sich in der Tat die Generallinie der 
Partei, die sih gegen eine leichtfertige Einstellung zur Ge- 
schlechtsfrage, — um einen russischen Ausdruck zu brauchen — 
gegen die „physiologische Betrachtungsweise“, sehr energisch ge- 
wandt hat, auszuwirken. Der anonyme Beantworter eines 
Fragebogens schreibt: „Häufige Scheidungen setzen die Kom- 
munisten in ein schlechtes Licht, vor allem hier in der Provinz.“ 
So wirken Parteidisziplin und Sorge um die Autorität der Partei 
als Hemmung, gewissermaßen als Ausgleich für die gesetzliche 
Erleichterung von Eheschluß und -scheidung. 


Für die durchgeführten Scheidungen sind in erster Linie drei 
Gründe verantwortlich zu machen: 1. In einem Fünftel der Fälle 
das Zerreifien der Familie durch langfristiges Versetzen eines 
der beiden Partner. 2. Sehr häufig — das läßt sich statistisch frei- 
lich nicht erfassen — das geistig-kulturelle Zurücbleiben der 
Frau pegenuper dem aus der Masse herauswachsenden Selfmade- 
man, der von seiner alten „Baba“ nicht mehr befriedigt werden 
kann. Die „Kulturschere“ zwischen Mann und Frau hat sich in 
vielen Ehen so weit geöffnet, daß ein längeres Zusammenleben 
unmöglich wird. 3. Die berufliche und öffentliche Überlastung 
eines oder beider Ehepartner, die dazu führt, daß sie die Familie 
als lästig empfinden und ihr entfliehen. 


Ein höchst interessantes Licht auf die seelische Verfassung 
der Parteimitglieder wirft die Tatsache, daß 75 Prozent der mit 
Parteileuten verheirateten Frauen ihrerseits nicht der Partei an- 
gehören, daf 50 Prozent von ihnen keine öffentliche Arbeit — der 
sich kaum jemand entziehen kann — leisten und daf, obgleich 
sicherlich jeder, der solche Fragebogen beantwortet, bestrebt ist, 
seine Frau als ihm sozial nahestehend zu bezeichnen, für 20 Pro- 
zent der Frauen angegeben wird, daß sie nicht aus Arbeiter- 
oder Bauernkreisen stammen. Man kann in der Sowjetunion 
immer wieder hören, was auf eine der Enqueten geschrieben 
wurde: „Wenn unsere Parteileute Karriere machen, lassen sie 
Frau und Kinder sitzen und heiraten plötzlich eine Bürgerliche 
oder die Frau eines ehemaligen Offiziers oder die Tochter eines 
NEP-Mannes.“ Im Laufe der letzten Jahre hat allerdings diese 
Erscheinung merklich nachgelassen, zum Teil, weil es junge 
Bürgerfrauen kaum noch gibt, zum Teil, weil diese sich in- 
zwischen dem proletarischen Milieu angepaßt haben. 


Ich führe einige Zahlen auf, von denen zwar jede einzeln 
anfechtbar ist, die aber doch als Ganzes die Tendenz der Ent- 
wicklung deutlich zu zeigen scheinen. Zugrunde liegen drei ver- 
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schiedene Untersuchungen aus den Jahren 1922, 1926 und 1928. 
Sie stellen die Wandlung im Wesen, im Ideal und im Beginn 
des Geschlechtslebens dar (in Prozenten): 


1922 1926 1928 
Dauerndes Zusammenleben mit einer 
Frau ...........~ «15,6 48,1 588 
Voriibergehendes Zusammenleben mit 
vielen Frauen ........ 58,2 25,1 21,0 
Dauerndes Zusammenleben mit einer 
Frau und gleichzeitig vorüber- 
gehendes mit anderen . s . « 26,2 26,8 20,2 


100,0 100.0 100,0 
Als Ideal des Geschlechtslebens wird 


bezeichnet: 
Ehe... 0 3, i ts Gt eS e e oe DR 50,9 69,0 
Dauerndes uneheliches Zusammen- 
leben. . ......~. ~.~ «50,8 37,4 24,6 
Zufallsverbindungen . . . . . 27,8 11,7 6,4 


100,0 100,0 100,0 


Beginn des Geschlechtslebens in einem 
Alter unter 17 Jahren . . . .. 61,3 39,8 28,2 


Daraus scheint hervorzugehen, daf die Stabilität der Ehe 
sowohl tatsächlich als ideologisch gestärkt worden ist und dafl 
auch in der Jugend wieder etwas größere Zurückhaltung herrscht. 
In außerordentlihem Ausmaße ist die Prostitution zurüc- 
gegangen, ebenso die Zahl der Geschlechtskrankheiten, die 1918 
und 1919 ihren Höhepunkt erreicht hatte mit einem Prozentsatz 
von 43,5 der befragten Männer. 


%* k $ 

Man muß zwar — und mit vollem Recht — solchen auf En- 
queten aufgebauten, in U. S. A. besonders beliebten, Statistiken 
mit vorsichtiger Skepsis gegenüberstehen, denn die Untersuchung 
von 3000 oder selbst 30000 Parteileuten kann angesichts einer 
Zahl von 3 Millionen Parteimitgliedern nicht allzu viel besagen. 
_ Trotzdem habe ich einige dieser Zahlen genannt. Einmal weil 
sie im ganzen das Bild bestätigen, das man sich beim Studium 
der russischen Entwicklung selbst gebildet hat, und zum zweiten, 
weil aus ihnen immer wieder die gegenwärtige Tendenz dieser 
Entwicklung hervortritt, die etwa in die Worte gefaßt werden 
kann: Beginnender Abbau des unnormalen Lebens — also 
Streben zur Ordnung sittlicher und gesundheitlicher Dinge; und 
stärkere Berücksichtigung des Menschen im Rahmen der Doktrin 
—- also Anerkennung der menschlichen, physiologischen und 
psychologischen, Voraussetzungen. 
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2. 
Der Nachwuchs. 
VII. Allbundliche Konferenz des Komsomol. 


Am 1. Juli 1932, abends 7 Uhr, wurde im Moskauer Kolonnen- 
saal die VII. Allbundliche Konferenz des „Komsomol“ eröffnet, 
die erste groe Zusammenkunft des „Kommunistischen Jugend- 
verbandes” seit dem IX. Kongreß vor 1% Jahren. Die rund 
5 Millionen Mitglieder — im Frühjahr waren schon 6 Millionen 
angegeben worden, doch ergab die inzwischen durchgeführte Um- 
wechslung des Mitgliedbuches eine Verringerung der Zahl durch 
Kontrolle und Ausschluß, trotz Zunahme des Verbandes um 
213, Millionen im Jahre 1931 — wurden von 570 Delegierten, von 
denen die Hälfte beschließende Stimme besaß, repräsentiert. 

800 Gäste wohnen der Eröffnung bei. Über der Estrade ver- 
künden groe Buchstaben ein Stalin-Zitat: „Das Wichtigste an 
der Arbeit des ‚Komsomol‘ ist die Sicherstellung der Führung 
der Partei.“ Ein Riesenporträt Stalins blickt auf die Versamm- 
lung, eine Büste Lenins leuchtet aus dem Grün von Palmen. In 
den Nebenräumen sind Ausstellungen untergebracht, sie werben 
für den technischen Fortschritt und die wirtschaftliche Unab- 
hängigkeit der Sowjetunion. Kossarew, der Generalsekretär des 
Komsomol, eröffnet mit einigen Worten des Gruffes die Konfe- 
renz. Man wählt das Präsidium der Tagung, dann das Ehren- 
Be um Es enthält: Stalin, den Führer, mit den wichtigsten 
ekretären der Partei: Kaganowitsch, Kirow, Kossior, Posty- 
schew, dann natürlih Woroschilow und von den Staats- und 
Wirtschaftsführern: Kalinin, Ordshonikidse, Andrejew, Kuiby- 
schew, Rudsutak und Mikojan, endlich Gorki, als Repräsentanten 
der Kunst, und Thälmann. 

Je ein Vertreter der Roten Flotte und der Kriegsluftflotte, 
die unter dem Cheftum des Komsomol stehen, überbringen mili- 
tärische Grüße. Beider Ansprachen werden stehend mitangehört. 
Dann N ein Vertreter des Pionierverbandes, den der „Kom- 
somol“ betreut, und der „Besonderen, mit dem roten Banner ge- 
schmückten, Fernöstlichen Roten Armee“. Die Konferenz be- 
schließt, Grüße an Stalin, an das Zentralkomitee der Partei, an 
den Rat der Volkskommissare der Sowjetunion, an den revolutio- 
nären Kriegsrat, an die Komintern, an die Gesellschaft alter 
Bolschewiken, an Klara Zetkin und den Deutschen Kommunisti- 
schen Jugendverband zu senden. 

Der gesamte zweite Konferenztag — er bedeutet den Höhe- 
punkt — ist ausgefüllt durch ein großes Referat des jungen Füh- 
rers, Kossarew, in dem er etwa folgendes ausführt: Die 

osung des „Komsomol“ muß sein: „Kulturell leben, rationell 
arbeiten.“ Praktische Erfahrung und revolutionärer Schwung 
müssen der Arbeit ihren Stempel aufdrücken. Zum 15. Jahrestag 
er Revolution tritt die Sowjetunion als das allerstärkste, aller- 
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erste Land der Welt. Die Arbeiter jedes Landes schauen auf sie 
wie auf einen Leuchtturm, der ihnen den Weg zur Freiheit weist. 
Eine Reihe von Ziffern soll die Erfolge des ersten Fünfjahr- 
planes erläutern. Auf kulturellem Gebiet lautet das Ziel: es darf 
im zweiten Fünfjahrplan keinen Komsomolzen ohne mittlere 
Schulbildung geben. Im Gegensatz dazu wird die Krise der kapı- 
talistischen Welt ausgemalt. Freilich auch die Sowjetunion hat 
ihre Schwierigkeiten. „Aber wir wissen, daß diese Erschei- 
nungen vorübergehend sind, daft die Stunde nahe ist, da es uns 
allen wohlgehen wird.“ 

Der „Komsomol“ hat schon dreiviertel Millionen Mitglieder 
der Partei übergeben, mit ihnen ist ein neuer Menschenschlag 
herangewachsen. Sie wissen nicht, was Arbeitslosigkeit, Prosti- 
tution, Polizei bedeutet. „Bei uns ist persönliches Wohlergehen 
nur möglich unter der Voraussetzung des Wohlergehens aller, 
des gesamten Kollektivs aller Arbeitenden, und während früher 
schon ein Kind davon träumte, später einmal ‚reich‘ zu sein, 
wünscht sich heute jeder Pionier, ein Flieger, ein Ingenieur, ein 
Techniker, ein Rotarmist, ein Komsomolez, — ja, ein Stalin zu 
werden. Die jungen Männer des XIX. Jahrhunderts waren über- 
flüssige Menschen, die ins Blaue hinein lebten; dazu hat sie der 
Kapitalismus gemacht, der auf alle Fragen der Jugend ständi 
erwiderte: „Geht ins Kloster.“ Die Antwort, die wir es 
geben, lautet anders: „Auf in den Kampf, überwindet die Schwie- 
rigkeiten, baut auf, zerschlagt eure Feinde!“ Viel mehr als bis- 
her müssen wir die industriell-technische Erziehung im Komsomol 
pflegen. Wir müssen Autofahren lernen und die Grundlagen 
der Elektrifizierung und des Maschinenbaues beherrschen.“ 

Vieles an der Arbeit des Komsomol ist noch zu bemängeln. 
Vor allem gegen den Bürokratismus muff ständig gekämpfi 
werden. Viel mehr Aufmerksamkeit ist den Prämiierungen 
tüchtiger Arbeiter zuzuwenden. Jede Arbeit eines Stoßtrupplers 
muß nach ihrem Wert eingeschätzt werden, damit der Mann durch 
ein gleichgültiges Verhalten seiner Arbeit gegenüber nicht ge- 
kränkt wird. Vor allem sind die Leiter der Stoßbrigaden zu 
fördern, man darf sie nicht ständig von einer Arbeit zur anderen 
werfen und muß ihnen bessere Lebensbedingungen schaffen als 
den anderen. 

„Nach der Ansicht unserer Feinde ist der Sozialismus eine 
raue Kaserne, wo alle nach einer Schablone leben, essen und sich 
leiden und wo das Streben der einzelnen Persönlichkeit unter- 

drückt wird. Ja, wir unterdrücken, aber wir unterdrücken nichi 
die menschliche Persönlichkeit, sondern die Sucht zu Exploitieren. 
die Sucht auf anderer Kosten zu leben. Dafür entwickeln wir 
das gesunde Streben zur Arbeit und zu einem kulturellen Leben. 
Wir sind nicht gegen die Liebe, gegen die Musik. gegen die 
Blumen oder dagegen, daft man sich gut kleidet, aber alles das 
ordnen wir dem Interesse unserer Klasse unter. Wir suchen ein 
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Leben, in dem, wie Gorki sagte, das Wort „Mensch“ wieder stolz 
klingen soll. Der zweite Fünfjahrplan wird mit den Fäusten 
der jungen Generation, mit den Fäusten neuer Männer durch- 
geführt werden!“ 


An diese Rede, an der vor allem der unbändige Stolz auf das 
sozialistische Vaterland auffällt, der so stark ist, daß er manchmal 
wie der Stolz auf das sozialistishe Vaterland klingt, und die 
mit stürmischem Beifall aufgenommen wurde, schloß sich eine 
zweitagelange Diskussion. Pesondere wurde das Auftreten von 
zwei Mitgliedern der Akademie der Wissenschaften gefeiert, 
noch mehr das Erscheinen von Gorki. Der Beifall, der ihm zu- 
teil wurde, zwang den baschkirischen Delegierten, der gerade 
das Wort hatte, seine Rede abzubrechen. 


Das zweite Hauptreferat von Saltanow fiel gegenüber dem 
Kossarews ab. Während Kossarew bei aller Einseitigkeit einen 
auch den Außenseiter packenden Ton gefunden hatte, dessen Be- 
geisterung jugendlich und ansteckend wirkte, referierte Saltanow 
sachlich und ohne Höhepunkte über die politische und pädago- 
gische Arbeit der Partei. Vor allem der Einsatz des Komsomol 
an den Hochschulen steht gegenwärtig infolge des Erlasses des 
Zentralkomitees des Komsomol vom 16. Mai 1932 stark im Vorder- 
Ar der Erörterungen. Die des abgelaufenen 

ochschuljahres haben viel zu wünschen übrig gelassen und zu 
einer Reihe von scharfen Maßnahmen gezwungen. Wiederum 
schloß sich eine lange Diskussion an, an der sich auch die Schrift- 
steller (Stawski), der Osoaviachim, die zentrale Kontrollkom- 
mission, die Arbeiterhilfe beteiligten und in der neben anderen 
Führern auf geistigem Gebiet auch der Volksbildungskommissar 
Bubnow das Wort ergriff. 

Am 5. Juli 1932, 5 Uhr abends, wurde die Konferenz mit dem 
Singen der Internationale beschlossen. 


Zehn Jahre Pionierverband. 


Am 1. Juli 1932 wurde nach Beschluß des Zentralkomitees 
des Komsomol der zehnte Jahrestag der Gründung des Pionier- 
verbandes, der eigentlich auf den 23. Mai gefallen wäre, gefeiert. 


Am 23. Mai 1922 war auf der Zweiten Allrussischen Kom- 
somol-Konferenz der Beschluß gefaßt worden, das Zentralkomitee 
möge die Frage der kommunistischen Kinderbewegung durch- 
arbeiten. Bald darauf entstanden die ersten Pionierabteilungen, 
jedoch zunächst noch ohne eine eigentliche Richtung. Sie 
schwankten zwischen der sogenannten „linken Abirrung“, die 
den Verband restlos politisieren wollte und das Aufgehen der 
Schule im Pionierverband forderte, und den „rechten Opportu- 
nisten“, welche die Tätigkeit der Pioniere in kindlichen Spielen 
fern von politischer und öffentlicher Betätigung erschöpft sehen 
wollten. Mit dem VI. Komsomol-Kongreft 1924, an dem der 
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Pionierverband aus rund 200000 Kindern bestand, wurde eine 
straffere Verbindung mit dem Komsomol hergestellt und eine 
einheitliche Linie, etwa parallel dem Komsomol, also unter Be- 
tonung des Jugendlichen und Sportlichen, aber gleichzeitig in 
enger Verbindung mit dem politischen Leben festgelegt. Jetzt 
stieg die Mitgliederzahl sehr rasch. 1925 war die erste, 1930 die 
zweite, 1931 die dritte und 1932 die sechste Million erreicht. 


Die zukünftige Entwicklung wird ausgehen müssen von den 
Richtlinien des Zentralkomitees der Partei, die am 2. März 1952 
ausgegeben wurden und die als die wichtigste Aufgabe der kom- 
munistischen Kinderbewegung in der augenblicklichen Periode 
bezeichnet: den Kampf um Erhöhung der Qualität der Schul- 
arbeit, um Beherrschung der Grundlagen des Wissens, um Be- 
festigung einer verantwortungsbewußten Disziplin vor allem 
innerhalb der Schule, ferner die Herausarbeitung einer sozialisti- 
schen Einstellung zu Schule, Arbeit und öffentlicher Tätigkeit, 
die Vertiefung der Kenntnis der Geschichte der Revolution und 
breiteste Vertrautheit mit den Grundzügen des ersten und 
zweiten Fiinfjahrplanes. Die Organisationen, welche die Tatig- 
keit der Pioniere zu unterstützen haben, werden dringend auf- 
gefordert, in Zukunft mehr als bisher für den Verband zu tun. 
vor allem die Kommissariate für Volksbildung und Volksgesund- 
heit aller Republiken, die Gewerkschaften, die Massenorgani- 
sationen, wie „Kinderfreunde“, „Rotes Kreuz“ und ,,Proleta- 
rische Touristen“. Andere Verbände, Osoaviachim, Autodor 
(der Verband, der sich die Verbesserung des Straßennetzes zum 
Ziel setzt), Radiofreunde usw. müssen ihre Jugendabteilungen 
erheblich ausbauen. 

Der Komsomol, unter dessen unmittelbarer Leitung der 
Pionierverband steht, soll vor allen Dingen für eine wesentliche 
Verbesserung des Führermaterials sorgen. Die Zeitung .,Za 
Kommunistitscheskoje Prosweschtschenie’ bringt am 23. Mai 1932 
zu diesem wichtigsten Punkt eingehende Ausführungsbestim- 
mungen. Es heißt dort: „Der Gruppenführer im Pionierverband 
ist in erster Linie der politische Organisator der Kindermassen. 
Er muß ein StoRarbeiter aus dem Betrieb sein, ein Enthusiast des 
sozialistischen Aufbaus, im Kampf um die Erfüllung des Fünf- 
ja ar piine ereift, vertraut mit den rau ap des politischen 

issens. Er muß über eine pädagogische Bildung verfügen, mit 
Kindern arbeiten, engste Verhindane mit der Schule halten und 
Leibesübungen organisieren können.“ Nur wenige sind diesen 
erheblichen Anforderungen gewachsen. Es fehlt in hohem Mafe 
nicht nur an geeigneten Führern, sondern an Führern überhaupt. 
Als drastisches Beispiel wird angeführt, daß in Nowosibirsk 

Gruppen ohne Führer sind, in Aserbaidshan sogar 567, in 
Weißrufßland 226 usw. Außerdem sind 80 Prozent der Führer 
jünger als 18 Jahre und die Mehrzahl erst seit 1931 im Komsomol. 

esonders ungünstig wirkt sich der ständige Wechsel in den 
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Fiihrerstellen, der in vielen Fällen monatlich vorgenommen wird, 
aus. Es soll daher in Zukunft darauf geachtet werden, daR nur 
die besten Komsomolzen, die schon längere Zeit im Verbande 
sind, als Pionierführer eingesetzt werden. Jeder Rayon hat Kurse 
zur Ausbildung von Pionierführern einzurichten, nach deren Ver- 
lassen die Führer durch Fernunterricht weiter auszubilden sind. 
Die in dem Rayon zentral tätigen Oberführer sollen ihre Aus- 
bildung in Kursen, in denen die höheren Führer des ganzen Ge- 
bietes zusammengefaßt werden, erhalten. Dabei sind besondere 
Unterrichtsgruppen für die verschiedenen Zweige der Führer- 
tatigkeit einzurichten. 


Wesentlich an dem Parteibeschluß vom 21. April ist die Er- 
kenntnis, daß in vielen Fällen die Kinder mit „öffentlichen Ar- 
beiten“ überlastet wurden. Daher die Forderung, in Zukunft 
vorsichtiger zu sein und auf eine gesunde Auswertung der Frei- 
zeit durch Freiluftspiele, Sport, Theater, Organisation lebender 
Zeitungen, Beteili an N usw. zu achten. Der Ausbau 
von Kinderparks, Kinderklubs, Kinderkinos usw. ist zu forcieren, 
und zwar in erster Linie in den Industrie- und Neubaugebieten, 
in zweiter Linie in den zurückgebliebenen Minderheitenrayons 
und in den wichtigsten vollkollektivierten Gebieten. Viel mehr 
als bisher muß auf die Versorgung der Pioniere mit Sportartikeln 
und Lebensmitteln geachtet werden. 


Auch die Lehrerschaft wird (Za Komm. Prosw., 26. 6. 32) 
dringend ermahnt, der Pionierbewegung größere Aufmerksam- 
keit zu schenken. Jede Schule hat Operativpläne über die Unter- 
stützung der Pioniergruppen auszuarbeiten. Alle Maßnahmen 
der Schule haben unter dem Gesichtspunkt zu erfolgen, der 
Pioniergruppe tägliche Hilfe zu leisten. Die besten Lehrer sind 
für die Arbeit in den Pionierorganisationen zu verpflichten und 
die Veranstaltungen von Massenkampagnen unter den Kindern 
(Lager, Sport) in jeder Weise zu fördern. Bei der Berechnung 
des Akkordlohns des Lehrers ist seine Beteiligung an der Arbeit 
der Pioniere zu berücksichtigen. Ein besonderes Augenmerk ist 
auf die Herausgabe einer speziellen Literatur zu verwenden, 
einerseits zur Ausbildung der Führer und Lehrer, andererseits 
als Lektüre für die Kinder. Diese soll den Kindern in erster 
Linie vom Heroismus des sozialistischen Aufbaus, vom Kampf des 
Weltproletariats, von der Roten Armee und Roten Flotte er- 
zählen. 

Unter den 35 Losungen, die das Zentralkomitee des Kom- 
somol zum 23. Mai veröffentlichte, fallen vor allem die fol- 
genden auf: | 


„14. Die Schule ist der wichtigste Abschnitt unserer Arbeit. 


15. Mehr Aufmerksamkeit, mehr Unterstützung dem 
Lehrer. 
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18. Pioniere und Schüler! Entwickelt die Kindertouristik, 
lernt den Reichtum der Natur der Sowjetunion kennen! 
19. Pionier! Gib ein Beispiel im Kampf um die Sauberkeit!” 
— Also wieder wie bei so vielen festlichen Anlässen in der 
Sowjetunion eine Flut von Selbstkritik, Ermahnungen, Vorsätzen. 
aus denen immer als Quintessenz hervorgeht: der Mangel an 
ualifizierten Kräften. Es mutet wie ein Wettlauf an: Wie eine 
awine steigert sich der Bedarf an ausgebildeten Kräften. Wird 
etwa eine neue Fabrik errichtet, so braucht man nicht nur Ar- 
beiter und Ingenieure, sondern darüber hinaus — und vom 
russischen Standpunkt nicht weniger dringend — Parteifunktio- 
näre, Konsomel Zellenführer Leiter für Pioniergruppen und 
politische Kurse, Gewerkschaftsbeamte, Sturmbrigadiere, Kon- 
trollkommissionsvorsitzende und unzählige andere. 


Aber parallel mit dieser Lawine wächst auch die Zahl der 
Schulen, Kurse, Seminare, Fernunterrichtsanstalten, Ausbildungs- 
lager. Unendlich vieles bleibt guter Wille und bleibt Papier. 
Aber vieles wird auch tatsächlih verwirklicht, und das hat bis- 
her genügt, die Maschine auf immer höhere Touren zu treiben. 


II. Juristische Übersicht. 


Von Heinrich Freund. 


Der „Chosrastschot“ 
als Grundlage des Wirtschaftsrechts der Sowjetunion. 


Das Kollegium des Volkskommissariats für Justiz der RSFSR 
hat die Ausarbeitung eines Wirtschaftsgesetzbuches 
beschlossen. Es hat mit der Leitung dieser Aufgabe den Rechts- 

hilosophen Paschukanis betraut, dessen „Allgemeine 
echtslehre und Marxismus“, das theoretische Hauptwerk des 
Sowjetrechts, auch in deutscher Sprache erschienen ist (Marxi- 
stische Bibliothek, Band 22, Verlag für Literatur und Politik). 
Das Justizkommissariat weist in seinem Beschluß darauf hin, 
daß das heute erreichte Übergewicht des vergesellschafteten 
Wirtschaftssektors über den privaten eine Kodifizierung der 
komplizierten und unübersichtlichen Rechtsbeziehungen inner- 
halb des sozialistischen Sektors dringend notwendig erscheinen 
lasse. Es gibt auch eine allgemeine Orientierung über den Inhalt 
des neuen Gesetzbuches. Dieses soll die Organisation der In- 
dustrie, des Transportwesens, der Landwirtschaft und des Kredit- 
systems umfassen, die Probleme der Wirtschaftsrechnung, der 
ertragsdisziplin und der Kollektivierung der Landwirtschaft 
lösen und insbesondere auch die Beziehungen zwischen der 
sozialistischen Landwirtschaft und der Industrie regeln. 

Die Notwendigkeit einer solchen Kodifizierung im Unions- 
maßstabe ist bereits mehr als dringend. Wenn sie bisher noch 
nicht vorgenommen worden ist, so liegt das wohl daran, daß die 
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Veränderungen, die seit einigen Jahren in der Verwaltung der 
Industrie, im Kreditwesen and in der Landwirtschaft eingetreten 
sind, erst abgewartet werden sollten. Heute ist ein gewisser 
Abschluß erreicht. Die neuen Formen der Industrieverwaltung 
stehen in den Grundzügen fest, die Kollektivierung der Land- 
wirtschaft ist zwar noch nicht vollendet, aber ihre rechtliche 
Ausgestaltung ist vorgezeichnet. 

Gerade die letzten Jahre haben viel vorbereitendes Material 
für die Neugestaltung insbesondere der Industrieorganisation, 
aber auch des Kreditwesens gebracht, von der Revolutionierung 
der Landwirtschaft ganz zu schweigen. Von entscheidender Be- 
deutung sind einige programmatische Verlautbarungen des 
nalen der Partei geworden, von denen hier nur der 
Beschluß vom 5. September 1929 „Über die Maßnahmen zur Re- 
peung der Verwaltung der Produktion und zur Festlegung des 

rinzips der Einzelleitung“ (Prawda vom 7. September 1929) 
und der noch wichtigere vom 5. Dezember 1929 (Prawda vom 
14. Dezember 1929) über die „Reorganisierung des Systems der 
Industrieverwaltung“ als die bedeutendsten genannt seien. 

Eine besondere Kommission des Obersten Volkswirtschafts- 
rats der Union, in der auch Mitarbeiter des Instituts für Sowjet- 
recht bei der Kommunistischen Akademie vertreten waren, hat 
den Entwurf eines Unionsgesetzes über die Organisation der 
Verwaltung der Industrie vorgelegt, der im wesentlichen den 

ee Zustand wiedergibt und daher einen guten An- 

altspunkt für die Erkenntnis des Organisationsprinzips in der 
Sowjetwirtschaft darbietet. 
ies sei ein Anlaß, die bewegenden Kräfte des öffentlichen 
Wirtschaftsrechts unter dem Gesichtswinkel des wichtigsten 
Organisationsprinzips der Sowjetwirtschaft näher zu betrachten. 

Zum Grundbegriff des öffentlichen, oder wie man nach 
dem Vorschlage Stutschkas sagt, des administrativen Wirtschafts- 
rechts, hat sich in den letzten Jahren der Chosrastschot 
(Wirtschaftsrechnung) entwickelt, der in dieser Zeitschrift oft 
genug behandelt worden ist, in seiner rechtlichen Bedeutung 
aber eine eingehendere Darlegung verdient, weil er über die 
Methoden der Verwaltung der staatlichen Großunternehmungen 
unter dem Sowjetsystem Aufschluß gibt. 

Man unterscheidet im Sowjetrecht zwischen Staatsunterneh- 
mungen, die aus dem Staatshaushalt finanziert werden, und 
solchen, die nach den Grundsätzen wirtschaftliher Rechnun 
geführt werden. Nur die letztere Gruppe, die zahlenmäßig un 
nach ihrem wirtschaftlichen Schwergewicht durchaus überwiegt, 
ist organisationsrechtlich von Interesse. 

Bei der Einführung der NEP wurde angeordnet, daft ‚die 
größten, technisch ausgerüsteten, zweckmäßig eingerichteten und 
entsprechend belegenen Unternehmungen eines gegebenen In- 
dustriezweiges in besonderen Vereinigungen zusammengefaßt 
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werden sollten, die nach den Grundsätzen wirtschaft- 
licher Rechnung zu organisieren seien“ (Gesetz vom 
12. August 1921). Man spricht in damaliger Zeit von einer Um- 
stellung der Staatsunternehmungen auf Wirtschaftsrechnung, 
denn unter dem Kriegskommunismus kannte man nur die fis- 
kalische Betriebsführung. Umstellung auf Wirtschaftsrechnung 
bedeutet also zunächst Aussonderung aus dem allgemeinen 
Staatsfonds der nationalisierten Unternehmungen. Hierbei wird 
das Unternehmen mit dem erforderlichen Grund- und Betriebs- 
vermögen ausgestattet und damit wirtschaftlich auf eigene Füße 
gestellt. Seine Aufgabe ist es, mit diesen Mitteln selbständig 
so zu wirtschaften, daß ein Rückgriff auf die allgemeinen Staats- 
mittel vermieden wird. Wirtschaftsrechnung ist also gleich- 
bedeutend mit Arbeiten ohne Verlust. Diese wirtschaftliche 
Methode, die zum Zwecke der Rationalisierung der am Ausgang 
des Kriegskommunismus zusammengebrochenen Staatsindustrie 
Alan wird, wird zugleich rechtlich zum unterscheidenden 

erkmal für die Selbständigkeit des Unternehmens als ju- 
ristische Person. Dies findet seinen allgemeinsten Ausdruck in 
Art. 19 des Sowjet-Zivilgesetzbuchs, wonach ,,die auf Wirtschafis- 
rechnung umgestellten und im Etatverfahren nicht finanzierten 
staatlichen Unternehmungen und ihre Vereini en im Verkehr 
als selbständige, mit der Staatskasse nicht ene juristische 
Personen auftreten“. Für ihre Schulden haftet demnach die 
Staatskasse nicht, es haftet nur das Vermögen, das der Unter- 
nehmung überlassen ist, und auch dieses nur in beschränktem 
Umfange. 

Dies ist die rechtliche Grundlage, auf der zunächst die be- 

kannten Staatstrusts gegründet werden, jene Zusammenfassun- 
en von staatlichen Industrieunternehmun en, deren Struktur 
ann für die meisten anderen staatlichen Unternehmungen, so- 
weit sie nicht auf dem Staatshaushalt verbleiben, vorbildlich 
geworden ist. 

Nebenbei ist hier zu erwähnen, daß neben dem Begriffe der 
Wirtschaftsrechnung alsbald der verwandte Begriff der kauf- 
männischen Rechnung auftauct. Bei letzterer tritt der Zweck 
der Gewinnerzielung hinzu, und in dem ersten Gesetz über die 
Trusts (1923) werden die staatlichen Industrieunternehmungen 
nicht auf Wirtschafts-, sondern auf Kaufmannsrechnung gestellt. 
In den ersten Jahren der NEP le sich dann eine ganze 
Literatur mit dem Versuch, zwischen Wirtschafts- und Kauf- 
mannsrechnung die richtige Grenzlinie zu ziehen. Man kann 
das Fazit dieser Erörterungen dahin zusammenfassen, da Wirt- 
schaftsrechnung der Oberbegriff ist, der für alle verselbstandig- 
ten Staatsunternehmungen zutrifft, wobei ein Teil der Staats- 
unternehmungen sich damit begnügen soll, ohne Verlust zu 
arbeiten (reine Wirtschaftsrechnung), während ein anderer Teil 
Gewinn machen soll (Kaufmannsrechnung). Eine praktische 
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Bedeutung hat diese Unterscheidung nur eine kurze Zeit gehabt, 
indem im Anfang der NEP die gestellte Aufgabe, kaufmännisch 
zu wirtschaften, zu einer ungesunden Preispolitik gewisser staat- 
licher Unternehmungen geführt hat, die durch das Emportreiben 
der Preise fiir Industrieprodukte zu einem Käuferstreik führte 
und von den Sowjetschriftstellern für die bekannte „Schere“ 
(niedrige Preisstellung der landwirtschaftlihen Produktion, 
Unerschwinglichkeit der Industriewaren) verantwortlich gemacht 
wird, womit freilich die Gründe für diese Erscheinung nicht er- 
schöpft sind. Im übrigen konnte natürlich bei Wirtschafts- 
rechnung gegebenenfalls ein Gewinn, bei Kaufmannsrechnung 
ein Verlust entstehen, was allein schon den Wert der Unter- 
scheidung mindert. Schon das zweite Trustdekret (1927) schränkt 
den Grundsatz der Kaufmannsrechnung durch den Hinweis auf 
die Planaufgaben wesentlich ein, und in neuester Zeit ver- 
schwindet der Ausdruck der Kaufmannsrechnung immer mehr. 
In dem Unions-Entwurf eines Gesetzes über die Verwaltung der 
Staatsindustrie ist nicht nur bei den Konzernen, sondern auch 
bei den Trusts nur noch von Wirtschaftsrechnung die Rede. 


Wenn nun heute die Ausbreitung und Vertiefung des Grund- 
satzes der Wirtschaftsrechnung geradezu zur Forderung des 
Tages erhoben wird und in den Reden der Wirtschaftsfiihrer, in 
den Verlautbarungen der Partei, in der Presse und in der Gesetz- 
gebung immer aufs neue eingeschärft wird, so ist dies in der 
Notwendigkeit einer immer weiter gehenden Rationalisierung 
der Staatswirtschaft begründet. 


War die Grundform der staatlichen Industrieorganisation in 
den ersten Jahren der NEP der Trust, so tritt dessen Bedeutung 
immer stärker zurück. Der Trust faßt der Regel nach eine An- 
zahl von Fabriken zu einer rechtlichen und wirtschaftlichen Ein- 
heit zusammen. Die rechtliche Selbständigkeit der einzelnen 
Fabrik war völlig beseitigt. Aber schon das zweite Trustdekret 
von 1927 lockert den Trustblock, es bahnt die Verselbständigung 
der Fabrik (Unternehmen genannt) bereits an. Seitdem ist 
zwischen „Unternehmen“ im technischen Sinne (Produktions- 
einheit) und „Trust“ (Zusammenfassung einer Mehrheit von 
Produktionseinheiten) streng zu unterscheiden. Andererseits 
erfahren die Trusts eine Beeinträctigung ihrer Selbständigkeit 
durch ihre Einbeziehung in ein System von Syndikaten, die den 
in ihnen zusammengeschlossenen Trusts die kaufmännischen 
Geschäfte großen Stils, nämlich die Eindeckung mit Materialien 
und den Absatz der Produktion abnehmen, zugleich aber auch 
die übrige Geschäftsführung der Trusts in immer stärkerem 
Maße dirigieren. Schließlich bleibt von der ursprünglichen Selb- 
ständigkeit des Trusts nicht viel mehr als die nackte juristische 
Persönlichkeit übrig, und die Wirtschaftsrechnung dieser Ver- 
einigungen wird weitgehend entmaterialisiert. 
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An die Stelle des Syndikatssystems tritt (auf die Gründe 
kann hier nicht eingegangen werden) die Konzernbildung. Der 
Konzern, in Rußland „Vereinigung“ genannt, faßt ursprünglich 
die hauptsächlichsten Unternehmungen und Trusts eines be- 
stimmten Produktionszweiges zu einer rechtlihen Einheit 
zusammen (z. B. „Sojusugol“, die gesamte Kohlenindustrie). 
Es handelt sich um eine gigantische Zusammenballung unzähliger 
Einzelwerke in einer Greanisation, die in ihrer Struktur die 
Funktionen eines Volkskommissariats und eines Trusts in sich 
vereinigt, also um ein rechtliches Zwittergebilde, teils Behörde. 
teils Unternehmung. In diesem Konzern bestehen Trusts und 
Einzelunternehmungen nebeneinander, wobei jedoch vielfach 
die Auflösung von Trusts vorgenommen worden ist. Hierbei 
findet noch vielfach eine Uberschneidung der Zuständigkeiten der 
Union und der Bundesrepubliken statt, indem bei den gemisch- 
ten Konzernen nicht nur Unternehmungen der UdSSR, sondern 
auch solche der Bundesrepubliken im Konzern vereinigt werden. 
Daß in letzter Zeit die Konzerne zur Beseitigung der Unüber- 
sichtlichkeit wieder aufgeteilt werden, indem ihre Zahl wesent- 
lidi vermehrt wird, spielt für die Frage der rechtlichen Struktur 
keine Rolle. 

Auch die Konzerne sind Wirtschaftsrechnungs-Organisatio- 
nen mit eigener juristischer Persönlichkeit, so daß diese auf der 
Wirtschaftsrechnung aufgebaute Organisationsform bis in die 
oberste Leitung hinauf durchgeführt ist. Gegenwärtig liegt der 
Schwerpunkt in einer Durchführung der Wirtschaftsrechnung 
auch nach unten. Es ist schon erwähnt worden, daf die Verselb- 
ständigung des Einzelunternehmens (innerhalb des Trusts) 
bereits im zweiten Trustgesetz von 1927 angebahnt worden ist. 
Neuerdings wird dies immer stärker betont. Heute ist das Unter- 
nehmen (im engen technischen Sinne — Fabrik) gleichfalls eine 
stark verselbständigte wirtschaftliche Produktionseinheit auf 
Wirtschaftsrechnung, die von einem Direktor (Prinzip der Ein- 
zelleitung) geführt wird. Sie verfügt über ein eigenes Grund- 
kapital, über die notwendigen Betriebsmittel und über eigenen 
Bankkredit, die im Gegensatz zu dem feststehenden Vermögen 
des Trusts oder Konzerns von Jahr zu Jahr festgesetzt werden, 
also variabel sind. 


Hier entsteht die Frage, ob diese wirtschaftliche Selbständig- 
keit der auf Wirtschaftsrechnung geführten Fabrik dieser auch 
Rechtspersönlichkeit verleiht. Nach der Definition in Art. 19 
ZGB ware das anzunehmen. Allein bisher ist diese Folgerung 
in Rußland noch nirgends gezogen worden. Der Fabrikdirektor 
handelt auf Grund einer ihm von dem Trust erteilten Vollmacht 
namens des Trusts und bei konzernunmittelbaren Fabriken 
namens des Konzerns, so daR das Zivilgesetzbuch mit seiner 
Definition wieder einmal iiberholt ist. Damit ist die Entwick- 
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über die rechtliche Natur des Staatsunternehmens geschrieben 
und sich der Anerkennung der wirtschaftlichen Selbständigkeit 
des Unternehmens eben mit Rücksicht auf dessen mangelnde 
Rechtsfähigkeit widersetzt hat, hinweggegangen. Der Entwurf 
des Industriegesetzbuchs freilich läßt den Fabrikdirektor ohne 
Vollmacht namens des Unternehmens auftreten, es gewährt 
letzterem so weitgehende Selbständigkeit in der Führung der 
Geschäfte, daß man die juristische Persönlichkeit der Fabrik 
nicht mehr wird bestreiten können, wenn der Entwurf in der 
vorliegenden Form Gesetz wird. 

Aber darüber hinaus wird auch die Einheitlichkeit des 
Fabrikunternehmens durch Umstellung seiner Abteilungen auf 
Wirtschaftsrechnung aufgelockert. Die Grundlage hierfür bildet 
die Verordnung des Obersten Volkswirtschaftsrats der Union 
vom 12. November 1931 „Über die Maßnahmen für die Um- 
stellung der Fabrikabteilungen auf Wirtschaftsrechnung“, der 
ein sehr eingehendes Zirkular des Obersten Volkswirtschafts- 
rats der RSFSR vom 30. Juni 1931 vorherging. 


Die Fabrikabteilung (Zech genannt) wird hiernach als eine 
besondere Wirtschaft aufgefaßt, die einem eigenen Vorsteher 
unterstellt ist und der besondere Betriebsmittel aus dem Fonds 
der Fabrik zur Verfügung gestellt werden. Das Wesen der 
Wirtschaftsrechnung ist hier, wie auch in den früher behandelten 
Fällen, „daß der Vorsteher nur auf diejenigen Mittel soll rech- 
nen dürfen, die ihm von dem Fabrikdirektor im Rahmen der 
Planaufgaben zugewiesen werden“ (Zirkular vom 30. Juni 1931). 
Durch die Aufstellung periodischer Bilanzen soll auf diese 
Weise die Qualität der Arbeit der betreffenden Abteilung fest- 
gestellt und damit ein Ansporn zu den besten Leistungen gegeben 
werden. Naturgemäß bleibt diese Verselbständigung der Fabrik- 
abteilung ein interner Vorgang innerhalb der Fabrik, mit der 
Außenwelt kommt die Abteilung in keine Berührung. Ihre 
Selbständigkeit tritt am stärksten in ihren Beziehungen zu 
anderen Abteiluneen innerhalb der gleichen Fabrik, bis zu 
einem gewissen Grade aber auch in dem Verhältnis zur Fabrik 
in die Erscheinung. Die Abteilungen treten miteinander in 
richtige Vertragsbeziehungen, auf Grund deren sie sich ver- 
sorgen, Bestellungen machen, ihre Produkte oder Halbfabrikate 
weiter geben. Hier wird das Aquivalenzprinzip, auf dem jede 
Wirtschaftsrechnung beruht, durchgeführt, indem die Leistungen 
in Geld ausgedrückt und abgerechnet werden. Im Verhältnis zu 
der Fabrikdirektion verbietet sich wegen der Unterordnung der 
Abteilung unter die Fabrikverwaltung der Abschluß von Ver- 
trägen von selbst. Dennoch handelt die Abteilung nicht nach 
einfachen Befehlen der Fabrikdirektion, sondern es werden von 
letzterer Auftrags-Bestellungen (narjady-sakasy) im Zusammen- 
wirken mit dem Vorsteher der Abteilung vereinbart, die dann 
verbindlich sind. Darauf, daft die Bestelluneen vereinbart wer- 
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den, legt man besonderen Wert, weil man die Selbstbindun 
wegen ihrer erzieherischen Wirkung dem einseitigen Befeh 
vorzieht. Neben den Abteilungen der Fabrik hat man dann 
noch gewisse Abteilungen der Fabrikverwaltung, nämlich die 
Versorgungs- und die Absatzabteilung auf Wirtschaftsrechnung 
umgestellt und damit auch wieder die Leitung der Fabrik auf- 
gelockert, was zur Folge hat, daß diese Abteilungen der Fabrik- 
verwaltung mit den Fabrikabteilungen Verträge zu schließen in 
der Lage sind. 

Diese Verträge haben die Eigentümlichkeit, da die Ver- 
tragsschließenden nicht selbständige juristische Personen sind, 
sondern Spaltglieder der Fabrik, die auch ihrerseits, wenigstens 
im jetzigen Stadium. der Rechtspersönlichkeit entbehrt. Die 
Entscheidung von Streitigkeiten aus diesen Verträgen erfolgt 
durch den Kabrikdirektor oder einen von diesem ernannten 
Schiedsrichter unter Ausschluß jedes irgendwie gearteten 
Rechtswegs. 

Man würde also nach der traditionellen juristischen Auf- 
fassung hier diesen Verträgen jeden eigentlichen Vertrags- 
charakter abzusprechen haben und sie damit aus dem Gebiete 
der rechtlich le Handlungen überhaupt ausschließen. 
Allein zwingend ist eine solche Auffassung niht. Man muß sich 
nur vor Augen halten, daß das Sowjetrecht mit seiner eigen- 
artigen Wirtschaftsstruktur neue Formen ausgebildet hat. für 
die bei uns Parallelen kaum vorliegen. Man denke nur an die 
Plangebundenheit der Verträge innerhalb des vergesellschafte- 
ten Sektors, an ihre Abänderlichkeit und anderes. Es wird Auf- 
gabe des zu schaffenden Wirtschaftsgesetzbuchs sein, diesen 
neuen Vertragsbegriff abzugrenzen und auszubilden. Und noch 
ein anderes Brob em taucht bei der Weiterführung der Wirt- 
schaftsrechnung auf: das Problem der juristischen Person. Daft 
letztere im Sowjetrecht eine Erweiterung ihres Begriffs erfahren 
wird, ist sehr wahrscheinlich. Man kann sich sehr wohl denken. 
daß sie mit dem wirtschaftlich irgendwie verselbständigten Be- 
trieb oder Betriebsteil identifiziert werden wird, und unter 
diesem Gesichtspunkt würde dann nichts im Wege stehen, die 
auf Wirtschaftsrechnung umgestellte Fabrikabteilung als ju- 
ristische Person, wenn auch minderen Rechts, oder doc als 
relativ-juristische Person anzuerkennen — womit dann auch das 
Subjekt für die zwischen den Abteilungen geschlossenen Ver- 
träge gefunden wäre. 

Als letzte und neueste organisatorische Erscheinung der 
Wirtschaftsrechnung sind dann die sogen. Wirtschafts- 
rechnungs-Brigaden zu nennen. Im Jahre 1931 ent- 
standen in verschiedenen Fabriken des Leningrader Bezirks, 
wie es scheint aus eigener Initiative der Arbeiterschaft, Gruppen 
von Arbeitern, die an die Fabrikleitung mit dem Vorschlag 
herantraten, durch besonders hohe Leistungen im Betrieb die 
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Produktivität zu heben und die Ziffern des Industrie- und 
Finanzplans zu übertreffen. Es handelt sich also hier um eine 
ähnliche Erscheinung, wie es der seit einer Reihe von Jahren 
bereits bekannte sozialistische Wettbewerb ist. Bei letzterem 
schließen verschiedene Unternehmungen miteinander Verträge 
ab, in denen sie sich zu besonders hohen Leistungen verpflichten, 
und sie rufen einen Schiedsrichter an, der entscheiden soll, 
welche Unternehmung die besten Erfolge erzielt hat. 


Die neue Methode zur Verbesserung der Arbeitsleistung 
durch Bildung von Wirtschaftsrechnungs-Brigaden hat bereits in 
einer Verordnung ihren Niederschlag gefunden, die von dem 
Obersten Volkswirtschaftsrat und dem Gewerkschaftsverband 
gemeinsam am 11. September 1931 erlassen worden ist. In der 
Ausführung ergibt sich ein ganzes System von Bestimmungen. 
Die Bildung der Brigade ist one sie bedarf aber der Ge- 
nehmigung durch die Werkleitung. Die Grundlage bildet der 
Beivadcverires mit verschiedensten Anlagen und Tabellen. Der 
Brigadevertrag wird geschlossen von der Fabrikabteilung, ver- 
treten durch den Vorsteher, mit der Brigade, vertreten durch 
den Leiter der Brigade (,,Brigadier“ genannt). Der Brigadier 
leitet die ihm unterstellte Brigade, wobei er zugleich selbst mit- 
arbeitet. Er ist also eine Art Vorarbeiter. Er gibt der Brigade 
seinen Namen. Er wird von dem Leiter der Fabrikabteilung im 
Amte bestatigt und erforderlichenfalls entlassen. Seine Rechte 
und Pflichten sind in einem besonderen Reglement umschrieben. 
Danach erfolgt die Ubernahme des Amtes durch den Brigadier 
in einem besonderen Protokoll, das die Aufgaben der Brigade 
und den Zustand der Ausriistung der Fabrikabteilung enthalt. 
Der Brigadier untersteht der Leitung der Fabrikabteilung, der 
gegeniiber er auch verantwortlich ist. Er erhalt einen Zuschlag 
zu dem üblichen Arbeitslohn von etwa 25%. Er nimmt teil an 
der Ausarbeitung des Brigadenvertrages, den er namens der 
Brigade unterzeichnet. Er Teitei und kontrolliert die Arbeiten 
der Brigademitglieder. Anderungen in der Zusammensetzung 
der Brigade, insbesondere Entlassungen, bedürfen seiner Zu- 
stimmung. Insofern greift also der Brigadier ın die Befugnisse 
der Fabrikleitung ein. 

Die Brigade erhält von der Fabrikleitung einen Auftrag, 
dessen Ausführung durch den Brigadevertrag gesichert wird 
Dieser eigenartige Vertrag enthalt gegenseitige Verpflichtungen. 
Die Brigade verpflichtet sich dazu, den Auftrag der Fabrik- 
abteilung lie sie übernimmt die Werkzeuge auf Grund 
eines Verzeichnisses, verpflichtet sich, schuldhaftes Zerstören 
der Werkzeuge auszumerzen, schuldhaftes Stillstehen des Be- 
triebes auszuschalten, pünktliches Erscheinen zur Arbeit sicher- 
zustellen, einen vorherbestimmten Prozentsatz an Ausschuß- 
ware nicht zu überschreiten. größte Sparsamkeit in der Ver- 
wendung von Material und Triebkraft walten zu lassen, die 
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Qualifikation der Mitglieder durch Unterricht zu heben, regel- 
De über den Fortgang der Arbeiten Beratungen abzuhalten, 
den Anweisungen des Brigadiers Folge zu leisten. Die Fabrik- 
abteilung ihrerseits verpflichtet sich, die Aufträge rechtzeitig zu 
erteilen, die erforderlichen Materialien und Werkzeuge nadı 
festgesetzten Normen zur Verfügung zu stellen, den guten Zu- 
stand der Einrichtungen sicherzustellen, für ausreichende Be- 
leuchtung der Arbeitsstelle und für Ausrüstung der Brigade 
Sorge zu tragen, die technische Ausbildung der Brigade zu för- 
dern. Daneben hat die Fabrikabteilung weenie Aufgaben 
hinsichtlich der Zusammensetzung der Brigade selbst. 

In dieser Hinsicht hat sie im Zusammenwirken mit dem Bri- 
gadier ungeeignete Mitglieder der Brigade zu entlassen und 
neue aufzunehmen, wenn die Brigade dies verlangt, und ihr 
außerdem die erforderlichen Hilfskräfte zur Verfügung zu 
stellen. Vor allem aber ist die Fabrikleitung verpflichtet, den 
Mitgliedern der Brigade Prämien zu zahlen. Über die Prämiie- 
mune eine eingehende Richtlinien aufgestellt. Sie erfolgt, wenn 
die Brigade ein besseres Resultat erzielt hat, als im Plan vor- 
gesehen war. Die Höhe der Prämie schwankt zwischen 20 und 
60 % der erzielten Ersparnis. Eingehende Tabellen sind aus- 
gearbeitet. 

Die Ähnlichkeit mit dem sozialistischen Wettbewerb besteht 
darin, daß irgendwelche Sanktionen für die Nichterfüllung des 
Brigadevertrages durch die Brigade nicht vorgesehen sind. Die 
Folge ist, daß die Prämie nicht Par wird. Das Neue 
besteht in einer Durchbrechung des allgemeinen Arbeitsrechts, 
in einer Hebung der Initiative der Arbeiter und in deren Heran- 
ziehung zu der Verwaltung des Unternehmens. Man denkt hier- 
bei unwillkürlih an die ersten Anfänge der Sowjetherrschaft, 
an die Zeit der Arbeiterkontrolle, an die ursprüngliche Forde- 
rung der Selbstverwaltung des Betriebes durch die Arbeiter. 
Die Arbeiterkontrolle hat nur sehr kurze Zeit gedauert. Das 
Arbeitsreht hat sich zu einem Unterordnungsverhältnis ent- 
wickelt, das in den letzten Jahren immer schärfer akzentuiert 
worden ist. Das Arbeitsverhältnis im Staatsbetrieb wird all- 
mählich einem Beamtenverhältnis angenähert, und der Grund- 
satz der Einzelleitung macht den Direktor, Vorsteher, Leiter 
immer mehr zum Herrn im Betrieb. Die Wirtschaftsrechnungs- 
Brigaden behandeln jetzt die Initiative der Arbeiter als ein 
Privileg auserlesener Gruppen, die für besondere Leistungen 
prämiiert werden, und eine Einteilung der Arbeiter in solche 
erster und zweiter Klasse herbeiführen. Die Vertragsbeziehun- 
gen der Brigademitglieder werden nun sehr kompliziert. Neben 
den Arbeitsvertrag und den Tarifvertrag ist der Brigadevertrag 
spe der das Kündigungsrecht einschränkt und insofern in 

en Arbeitsvertrag und den Tarifvertrag eingreift. Die Pflicht 
der Fabrikabteilung, auf Verlangen der Brigade einzelne Mit- 
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glieder auszuschließen, setzt eine Pflicht zu besonderen Leistun- 
gen voraus, wobei aber der Ausschluß aus der Brigade nicht 
unbedingt zu einer Entlassung aus dem Betriebe zu führen 
braucht, sondern wohl nur zu einer Versetzung in die zweite 
Klasse des Arbeiterstandes. Bei der Neuregelung des Arbeits- 
rechts werden die hier auftauchenden Probleme eine besondere 
Behandlung und Klarstellung erfordern. 

Was hier nur skizziert werden konnte, mag einen Begriff 
davon geben, was man heute in Rußland unter Chosrastschot ver- 
steht. Die Wirtschaftsrechnung ist im kapitalistischen System 
eine Selbstverständlickeit. Im Sowjetstaat mußte sie erst 
wieder entdeckt werden. Sie wurde zum Ausgangspunkt der 
NE ber — wird man einwenden — mußte man wirklich erst 
eine Revolution machen, das Unterste zu oberst kehren, um 
dann doch wieder zu dem kapitalistischen Ausgangspunkt zuriick- 
zukehren? Darauf antworten die Russen, daß zwischen der 
kapitalistischen und der sozialistischen Wirtschaftsrechnung ein 
wesentlicher Unterschied besteht, daß die kapitalistische Wirt- 
schaftsrechnung zu einer Bereicherung einzelner auf Kosten der 
ausgepowerten Arbeiterschaft führt, während dieses Privat- 
interesse im Sowjetstaate ausgeschaltet wird. In der Tat ist der 
Chosrastshot nicht Wirtschaftsrechnung im kapitalistischen 
Sinne, und es ist nur ein Notbehelf, wenn Chosrastschot mit 
Wirtschaftsrechnung übersetzt wird. Wie wenig adäquat diese 
Übersetzung ist, sieht man besonders bei den Chosrastschot-Bri- 
gaden. Ihr Wesen wird durch die Bezeichnung als Wirtschafts- 
rechnungs-Brigaden keineswegs deutlich gemacht. 

Der Chosrastschot ist, im allgemeinsten Sinne genommen, 
der Versuch der Sowjetregierung zur Überwindung des Büro- 
kratismus in der Verwaltung der staatlichen und genossenschaft- 
lichen Unternehmungen. Der von bürgerlicher Seite aufgestellte 
Satz, daß nur die private Interessiertheit ein Maximum an Lei- 
stung verbürge, hat in der sowjetistischen Betriebsführung eine 
Bestätigung gefunden. Die bürokratische Verwaltung drohte 
jede Produktion zu erdrosseln. Drüben betrachtet man das als 
Kinderkrankheiten, und die Versuche der Rationalisierung durch 
die Heranziehung des Chosrastschot bis zu den untersten 
Gliedern der Produktionseinheit, ja bis in die Arbeiterschaft 
selbst, entbehren nicht der Groftartigkeit. Die Schwierigkeiten 
der Aufgabe sind wahrhaft gigantish. Man muß sich vor Augen 
halten, daß es gilt, ein landwirtschaftliches Land von geringer 
Kulturstufe zu industrialisieren und zugleich eine Methode sozia- 
listischer Betriebsführung zu entwickeln, für die es keine Vor- 
bilder gibt. Gerade die Ausgestaltung der Bri ae de zeigt 
besser als alles andere, worum es sich handelt. Was dort für 
die Arbeiter der ersten Klasse vertraglich niedergelegt ist, das sind 
die elementarsten Selbstverständlichkeiten rationalen Arbeitens, 
ohne die jeder kapitalistische Privatunternehmer in wenigen 
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Monaten ruiniert wäre. Ähnliches gilt von den Rationalisierungs- 
maßnahmen für die Betriebe. Aber der Ernst und die Energie, 
mit denen die Sowjetführer ihr Programm durchführen, die Un- 
verdrossenheit, mit der sie den Sisyphosfelsen immer wieder 
in die Höhe treiben, die Zuversicht, mit der sie ihrem Ziele zu- 
streben, haben entgegen allen Prophezeiungen Erfolge gezei- 
tigt, die heute allgemein anerkannt sind. Aus diesem Grunde 


verdient der Chosrastschot als neue Methode wirtschaftlicher 


Organisation ernste Bedeutung. 
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Trotzki, L.: Soll der Faschismus wirklich siegen? Wie 
wird der Nationalsozialismus aera Berlin 1932. Verlag 
Anton Grylewicz. 23 S. Preis: 0,30 RM. 

Trotzki, L.: Was nun? Schicksalsfragen des deutschen 
Proletariats. Aus dem Russischen von J. Frankel. Berlin 1932. 
Verlag Anton Grylewicz. 115 S. Preis: 0,75 RM. 

Von unmittelbarer Teilnahme an der Politik nach wie vor ausgeschlossen, 
kann Trotzki in einer Zeit, deren vielfältige Ungewißheiten und Möglichkeiten 
gerade ihn aufs tiefste bewegen müssen, sich nur einer, freilich meisterlich 
beherrschten, Waffe bedienen: des geschriebenen Wortes. Der zweite Band 
seiner russischen Revolutionsgeschichte steht im Augenblick noch aus: ein 
Temperament wie Trotzki kann unmöglich seine gesamte Zeit und Arbeits- 
energie einer noch so bedeutungsvollen Rückschau dienstbar machen. Immer 
stärker fühlt sich Trotzki getrieben, wenigstens geistig in das Geschehen jenes 
Landes einzugreifen, in welchem er den Schlüsselpunkt der gesamten Welt- 
entwicklung der Gegenwart und nächsten Zukunft zu sehen glaubt: 
Deutschlands. Hatte man noch vor einem Jahre den Eindruck, als stünde 
Trotzki der deutschen Wirklichkeit — mit Ausnahme der überbewerteten kom- 
munistischen Sektoren verschiedener Nuancen — reichlich fremd gegenüber, 
so ist man jetzt um so überraschter, wie vertraut sich Trotzki mit den Per- 
sonen und Dingen, mit den großen Tendenzen wie mit den Einzelheiten, ge- 
macht hat. Seine Diagnosen und Prognosen sind oft erstaunlich treffend 
und nicht selten durch die tatsächlihe Folge der Ereignisse auch bestätigt 
worden, so daf man es wohl verstehen kann, daß Trotzkische Formulierungen 
bereits als Waffe in innerdeutschen Meinungskämpfen verwendet worden 
sind. Die ,,Generallinie” für Trotzkis ezlungen und Ratschläge wird von 
der Grundauffassung bestimmt, daß die Taktik der KPD, völlig von den Wei- 
sungen der Komintern und damit vom Stalinschen „Zentrismus” abhängig sei, 
der seinerseits alle Erfahrungen und Lehren der ursprünglichen bolschewisti- 
schen Machtergreifung vergessen habe und in sturen, kurzsichtigen Dok- 
trinarismus, selbstsüchtiges und kriecherishes Bürokratentum, fatalistische 
Bequemlichkeit ausgeartet sei. Bei alledem beschränkt sich Trotzkis Kritik 
hinsichtlich dieser russischen Inspiratoren weit mehr als früher auf das Sad- 


1) Vgl. auch „Osteuropa“, Septemberheft 1931. 
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liche; seine in allen Nuancen, vom feinsten Esprit bis zur Geschmacklosig- 
keit schillernden, immer jedoch interessanten, persönlichen Polemiken spart 
sich Trotzki diesmal mehr für die deutschen Objekte seiner Kritik auf. In 
schärfstem Gegensatz gegen Schlagworte wie „roter Volksentscheid” oder 
„Sozialfaschismus“ verlangt Trotzki dem deutschen Nationalsozialismus gegen- 
über die Anwendung der seinerzeit angesichts der akuten Gefahr des Kor- 
nilovputsches befolgten Taktik. Erst sei der Nationalsozialismus niederzu- 
schlagen, dann könne man mit den Sozialdemokraten abrechnen, voraus- 
gesetzt, daß diese nicht durch die gemeinsame Abwehraktion ohnehin einen 
revolutionären, über ihre Führer hinweggehenden Impuls erhielten. Besser 
noch ein vorübergehendes taktisches Zusammenwirken mit der Sozialdemo- 
kratie als eine auch nur im Negativen gemeinsame Front mit dem Faschis- 
mus. Die Zertrümmerung der bestehenden Arbeiterorganisationen durch 
einen selbst nur zeitweilig zur Macht gelangenden Faschismus würde gerade 
für die kommunistische Bewegung eine Katastrophe bedeuten, die alle Hoff- 
nungen der offiziellen kommunistischen Politiker auf einen späteren revo- 
Iutionären Rückschlag zunichte machen würde. In einem Punkt darf man das 
Urteil, das erst die Geschichte über Trotzkis Prophezeiungen fällen kann, 
schon jetzt vorwegnehmen: Das Tempo der deutschen Entwicklung hat er, 
der Sohn eines wesentlich revolutionäreren Milieus, entschieden überschätzt. 
Recht scholastischh und aus der lebendigen Darstellung herausfallend 
wirken die Polemiken mit sogenannten „ultralinken“ Faktoren. Der deutsche 
Wortlaut der ava bei A. Grylewicz in Berlin-Neukölln verlegten Streit- 
schriften ist mitunter holperig. L. S—n. 


Landwirtschaft. 


Brock, Dr. Otto, Diplomlandwirt: Die zweckmäfigen 
Betriebsgrößen in der deutschen een) Berichte 
über Landwirtschaft. Zeitschrift für Agrarpolitik und Landwirt- 
schaft, N pee oes im Reichsministerium für Ernährung und 
Landwirtschaft. Neue Folge, 59. Sonderheft. Verlagsbuchhand- 
Tung Paul Parey. 112 Seiten mit einer Karte und 15 Tabellen. 
Berlin 1932. Preis: geh. 8,40 RM. 

Heuser, Prof. Dr. Otto E.: Die Bodenbewirtschaftung 
Westpolens und ihre natürlichen Grundlagen. Berichte über 
Landwirtschaft usw. 60. Sonderheft. Verlagsbuchhandlung Paul 
Parey. 52 Seiten mit 28 Karten. Berlin 1932. Preis 4,20 RM. 

von Loesch, Dr. Harald H.: Die Mirverfassung, ihre 
Entstehung, Ausbildung und ihr Abbau unter besonderer Be- 
rücksichtigung der Umteilungsgemeinde. Volkswirtschaftliche 
Studien. Arbeiten aus dem Institut fiir Volkswirtschaft der land- 
wirtschaftlichen Hochschule zu Berlin, herausgegeben von Prof. 
Dr. K. Ritter. Heft 4. Verlag Paul Parey. 87 Seiten. Berlin 
1932. Preis brosch. 4,80 RM. 

Sack, Dr. Alexander: Die Kollektivierungsversuche 
in der sowjetrussischen Landwirtschaft. Kommissionsverlag 
Rascher & Co. A.-G. 98 Seiten. Zürich, Leipzig, Stuttgart 1932. 
Preis: brosch. 2,80 RM. 


Dr. Brock behandelt in seiner Arbeit ein außerordentlich schwieriges 
und undankbares Thema. In der non Erkenntnis dieses Umstandes be- 
schränken sich seine Untersuchungen auf ein geographisch relativ kleines Ge- 
bie. Von den Grundlagen des Landbaues (Landschaft, Boden. Klima, Be- 
völkerungs-, Arbeits- und Wirtschaftsverhältnisse usw.) in der Niederung von 
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Marienwerder ausgehend, behandelt Brock in beachtenswerter Tiefgründig- 
keit die verschiedenen landwirtschaftlichen Betriebsformen des Untersuchungs- 
ebietes. Hieran schließt sich der wichtigste Abschnitt der Arbeit, in dem auf 
ie Frage der zweckmäfigsten Betriebsgröße innerhalb der verschiedenen 
Gruppen von Betriebsformen eingegangen wird. 

Fine sehr gründliche Arbeit hat Prof. Dr. E. Heuser geschaffen. Ein- 
ehende Ausführungen über die ehemaligen preußischen Gebiete Posen und 
Pommerellen (Westpreußen) behandeln die natürlichen agrarischen Grund- 
lagen dieses gegenwärtig polnischen Teilgebietes. Professor Heuser beginnt 
seine Arbeit mit der Aufführung der deutschen Namen für die einzelnen 
Gebietsteile und beschäftigt sich sodann mit den klimatischen Verhältnissen. 

Teil „Bodenverhältnisse“ kommen die Oberflächengestaltung, der geologische 
Aufbau und die Kulturböden zur Behandlung. Sehr wesentlih ist der Ab- 
schnitt über „Das Kulturarten- und Anbau-Verhältnis in seiner Abhängigkeit 
vom Boden und Klima“, bei welcher Gelegenheit beachtenswerte Ausführun- 
gen über die Do nun gemacht werden. Eine weitere Frage, die der 
Verfasser untersucht, ist die Ertragsfähigkeit in Abhängigkeit vom 

und dem Klima und der Erzeugungsmengen. 

Mit seiner Arbeit; über die russische Mirverfassung hat sich Dr. Harald 
H. von Loesch als guter Kenner dieses schwierigen Fragengebietes ge- 
zeigt, dessen Bedeutung für die Beurteilung und Untersuchung der Zeitver- 
hältnisse nicht hoch genug einzuschätzen ist. Zwar kann man nicht sagen, daß 
der Verfasser überall Neues bringt. Das Verdienst, das er sich erworben hat, 
besteht aber darin, daß er zum ersten Mal eine historisch wohlfundierte 
Arbeit geschaffen hat, aus der nicht nur die mitunter interessant in ihren 
Einzelheiten dargestellte Entwicklungslinie mit Einschluß der Stolypinschen 
Reform klar zu verfolgen ist, sondern daß er auch die Anschauungen der ein- 
zelnen Gelehrten in übersichtlicher Weise einander gegenüberstellt. 
Dr. v. Loesch beginnt seine Untersuchung mit der Behandlung der geschicht- 
lichen Grundlagen der Mirverfassung, die außerordentlich eingehend ist. Im 
weiteren Verlauf der Arbeit stellt er das Wesen des Mir durch die Analyse 
seiner Entwicklung von der Bauernbefreiung bis Stolypin dar, um sich sodann 
der Zeit von Stolypin bis zur kommunistischen Revolution zuzuwenden. Im 
vierten Teil behandelt er die Obschtschina unter der Sowjetherrschaft. Ein 
äußerst umfangreiches Literaturverzeichnis beweist die sorgfältige Arbeit des 
Verfassers, Aber mit einer Einschränkung, — d. h. nur soweit sie sich auf 
die vorrevolutionäre Zeit bezieht. Die Literaturangaben und Untersuchun- 
gen für die nachrevolutionäre Zeit sind leider sehr lückenhaft und es wäre 
zu begrüßen, wenn der Verfasser in einer weiteren Arbeit das darüber sehr 
reichlich vorhandene Material ausnutzen würde. 

Ein Thema, das im organischen Zusammenhang mit dem Inhalt des soeben be- 
sprochenen Buches steht, bearbeitet der ehemalige Dozent an der Petersburger 
Handelshochschule, Dr. Alexander Sack. In einer kurzen Einleitung versucht 
der Verfasser die Verhältnisse der russischen Landwirtschaft und Bauern- 
schaft während der Zarenzeit darzustellen, berührt aber dabei so wichtige 
Dinge wie die Stolypinsche Reform nur mit ganz wenigen Worten. Auch bei 
der Darstellung der Entwicklung der Kollektivierungspolitik in der sowjet- 
russischen Landwirtschaft setzt er sehr viele Einzelheiten wichtigster Natur 
völlig unbeachtet als bekannt voraus. Die Kapitel über die Hebel der Agrar- 
kollektivierung und die Kollektivwirtschaft sind een Diese Arbeit 
kann qualitativ auf keinen Fall der Arbeit Dr. von Loeschs an die Seite ge- 
stellt werden. Th. 
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Notizen. 


Bibliographie und Buchausstellung. 


Die Deutsche Gesellschaft zum Studium Osteuropas 
beabsichtigt, noch vor Weihnachten eine Bibliographie über die in den Jahren 
1917—1932 in deutscher Sprache erschienene, die Sowjetunion betreffende 
Literatur zu veröffentlichen, in deren Anhang auch die wichtigsten in dieser 
Zeit publizierten Werke über das zaristische Rußland und die russische Emi- 
gration berücksichtigt werden sollen. Die Bibliographie wird übersichtlich in 
enge Spezialgebiete aufgeteilt und von über dreißig Fachleuten bearbeitet. 
Sie soll dem deutschen Leser, aber auch dem Buchhandel ein wertvolles Hand- 
buch für die ins Unübersichtlihe angewachsene Sowjetliteratur sein, um so 
mehr, als jeder Buchtitel mit einem knappen Kommentar versehen wird. 

AaBerdem beabsichtigt die Gesellschaft, ebenfalls vor Weihnachten in 
Berlin eine Ausstellung der ins Deutsche übersetzten Schönen Literatur der 
Sowjetunion mit erklärenden Angaben über die wichtigsten sowjetrussischen 
Schriftsteller zu zeigen. 


Deutsche Architekturausstellung in der Sowjetunion. 


Die Deutsche Kunstgesellschaft in Berlin, die unter dem 
Präsidium des Fürsten Günther von Schönburg-Waldenburg steht, veran- 
staltet in diesem Herbst und Winter in Verbindung mit der Leipziger Messe 
mehrere Ausstellungen deutscher zeitgenössischer Architektur in der Sowjet- 
Union, und zwar in Moskau, Leningrad, Charkow und voraussicht- 
lich auch in Tiflis. Die Leitung liegt in den Händen des Mitgliedes des 
Ausschusses der Deutschen Gesellschaft zum Studium Osteuropas, Dr. Alfred 
Kuhn, der auch die deutschen Kunst- und Architekturausstellungen in Polen 
und in Jugoslawien organisiert hat. 


Die Ausstellungen in der UdSSR. werden einen Überblick geben über die 
deutsche Bautätigkeit in den letzten Jahren. Es handelt sich um 531 Außen-, 
Innenansichten und Pläne in gerahmten Photos in einer Normalgröße von 
55X65 Zentimeter und sechs Originalmodelle. Die Schau gliedert sich in 
38 Bauten der Industrie mit 80 Abbildungen, 26 Bauten des Handels mit 
56 Abbildungen, 27 Bauten der Verwaltung mit 62 Abbildungen, 18 Bauten 
des Verkehrs mit 46 Abbildungen, 13 Bauten der Volksgesundheit (für Ge- 
sunde) mit 38 Abbildungen, 11 Bauten der Volksgesundheit (für Kranke) mit 
40 Abbildungen, 25 Bauten der Volkserziehung mit 66 Abbildungen, 9 Bauten 
der Erholung mit 24 Abbildungen, 46 Bauten der Städtischen Siedlung mit 
119 Abbildungen. Eine Theorie des rationellen Wohnungsbaues auf 14 graphi- 
schen Tafeln ist beigegeben. Namhafte deutsche Architekten sind mit Arbei- 
ten vertreten; darunter Behrens, Karl und Paul Bonatz, Gropius, Hopp, May, 
Mendelsohn, Mies van der Rohe, Poelzig, Preußishe Hochbauverwaltung, 
Bruno und Max Taut, Tessenow, 


Mit der Architektur-Ausstellung wird eine vom Leipziger Mefamt ver- 
anstaltete Sonderschau der Leipziger Baumesse verbunden sein, die sich zur 
Aufgabe gestellt hat, die russischen Fachkreise und die in der Bauwirtschaft 
tätigen Behörden über den Umfang und die Mannigfaltigkeit der Leipziger 
Messe, insbesondere über die umfassende Beteiligung der deutschen Bau- 
industrie an der Leipziger Baumesse zu unterrichten. Als kleinen Ausschnitt 
zeigt sie die verschiedensten Arten von Baustoffen Bau- 
teilen, Baumaschinen und Baugeräten der deutschen Industrie. 
Die besten und leistungsfähigsten deutschen Firmen der Baubranche haben 
sich beteiligt. 

Ein besonders eingerichteter Wirtschaftsdienst erteilt den Besuchern die 
notwendigen Auskünfte. Als gastgebende Organisation in der Union tritt 
die WOKS auf. Die Eröffnung der Ausstellung in Moskau findet am 15. Sep- 
tember statt, 
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Eingegangene Bücher. 

Alye vympela. Sbornik krasnoflotskogoliteraturnogo tvortestva. 
(Rote Wimpel. Sammlung der Literaturschépfungen der Roten Flotte.) Lenin- 
grad 1924, Verlag der Marinebehörde. 254 S. ; , 

Byzantinoslavica. Recueil pour l'étude des relations Byzantino- 
Slaves. Band IV. Prag 1932. Verlag Orbis. 617 S. : 

Beer, Max: Ist der deutsche Osten bedroht? Eine Reise nach Danzig. 
Berlin 1932. 3 Artikel aus der DAZ vom 12., 14. und 16. Juni 1932. 20 S. 

Biznes. Sbornik literaturnogo centra konstruktivistov. (Business. Samm- 
lung des literarishen Zentrums der Konstruktivisten.) Moskau 1929. Staats- 
ver ag, 257 S. f 

hrenburg, Ilja: Spanien von heute. Berlin 1932. Malik - Verlag. 
214 S. Preis: kart. 3,20 RM., Ln. 4,80 RM. , 

Essad Bey: Das weiße Rußland. Menschen ohne Heimat. Berlin 1932. 
Verlag Gustav Kiepenheuer 220 S. Preis: geb. 4,90 RM. 

Ezegodnik sovetskogo stroitel’stva i prava na 1931 god, (Jahrbuch des 
Saw jetauthaus und des Rechts fiir das Jahr 1931.) Moskau 1931. Sozial-Oko- 
nomischer Staatsverlag. 559 S. 

Gorki, Maxim: Drei Menschen. Roman. Berlin 1931. Malik-Verlag. 
463 S. Preis: Ln. 3,75 RM. 

Gos P lan SSSR: Problemy genplana èlektrifikacii SSSR. (Probleme des 
Generalplans der Elektrifizierung in der UdSSR.) Moskau 1932, Sozial-Okono- 
mischer Staatsverlag. 281 S. 

Gosplan SSSR: General ayi plan élektrifikacii SSSR. Materialy k 
vsesojuznoj konferencii. (Generalplan der Elektrifizierung der UdSSR.) 
Band 1: Energiequellen. 480 S.; Band 3: Elektrifizierung und Transport. 304 S.; 
Band 4: Landwirtschaft. 238 S.; Band 5: Elektrifizierung der Lebenshaltung 
und Kommunalwirtschaft. 114 S.; Band 6: Energieausriistungen. 364 S.; Band 7: 
Station und Netze. 618 S. Moskau-Leningrad 1932. Sozial-Okonomischer 
Staatsverlag. 

Iskusstvo i Literatura v Marksistkom OsveSéenii. (Kunst und Lite- 
ratur in marxistischer Beleuchtung.) Gesammelt von Stolpner und Juskevié. 
L Teil: Allgemeine Fragen. 429 S.; IL Teil: 1. Frage der Literaturwissenschaft. 
2. Beispiele marxistischer Kritik. 520 S.; III. Teil: 1. Beispiele marxistischer 
Kritik von den achtziger Jahren bis zu unseren Tagen. 2. Zu der Frage der 
proletarischen Literatur. 512 S. Moskau 1927. Verlag „Mir“. 

Körber, Lili: Eine Frau erlebt den roten Alltag. Ein Tagebuch-Roman 
aus den Putilowwerken. Berlin 1932. Verlag Ernst Rowohlt. 240 S. Preis: 
kart. 3,50 RM. 

Lenin, W. I: Der Sozialismus in einem Lande. Eingeleitet und zusam- 
men + von Kurt Deutsch. Berlin o. J. Verlag „Volkswille“. 20 S. Preis: 
0,20 : 

Lenz, Eduard: Gegner des Christentums. Zur Gottlosenbewegung. Stutt- 
gart 1952, Verlag der Christengemeinschaft. 32 S. Preis: 0,80 RM 

Lietuvos Užsienio Prekyba 1931 m. (Commerce extérieur der Lithuanie 
en 1931). Kaunas 1932. Statistisches Biiro. 503 S. 

Trachtenberg, Jakow: Rußland und Europa 1932. Berlin 1932. Selbst- 
verlag. 122 S, Preis: 8,— RM. 


Diesem Heft der Zeitschrift liegen Prospekte der Firmen 


Walter de Gruyter & Co., Berlin 
Universitas-Verlag, Berlin und Ost-Europa-Verlag, Königsberg 


bei, die wir der Beachtung der Leser empfehlen. 


Verantwortl. für den redaktionell. Teil: Dr. Klaus Meb.nert, Berlin; für den Anzeigenteil: Erich 
Werner, Königsberg Pr. Verlag: Ost-Europa-Verlag, G. m. b. H. Königsberg Pr. Hansaring 
Fernspr.: Sammelnummer Druck: OstpreuS. Druckerei u. Veriagsanstal! A.-G.. Königsberg Pr. 
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beim Buchhändler oder 
bel Herder, Freiburg I.B. 


Auf vorgeschobenem Posten — 
hart an der deutschen Nordost- 
grenze — tritt kraftvoll für die 
deutschen Ostinteressen ein die 


Tilsiter 
Allgemeine 


Zeitung 


Größte Auflage aller im 
Eracheinungageblet ver- 
breiteten Tageazeitungen 


WELTPOLITISCHE 
BUCHEREI 


HERAUSGEGEBEN VON Dr. ADOLF GRABOWSKY 
vermittelt 


Wissen um wesentliche Zusammen- 
hänge Internationaler Politik 


Die Bände der ersten Reihe: 
Bd. 1. A.Grabowsky, Staat und Raum, 

bellen. Halbi 270 RM. 
Bd. 2. E. Scheu, Deutschlands Wirtschafts- 


Bd. 3. O.Maull, Politische Grenzen, 104Seiten, 
12 Karten. Halbl. 2.70 RM. 

Bd. 4 R. Rungaldier, Österreich, 52 Seiten, 
9 Karten. Halbl. 150 RM. 

Bd. 5. A. Burchard, Staat und Klima, 


Bd. 6 F. Thorbecke, Das tropische Afrika, 
75 Seiten, 5 Zeichnungen. Halbl. 2.10 RM. 

Bd. 7. W. Pahl, Der Kampf um die Rohstoffe, 
73 Seit, 18 Zeichnungen. Halbl. 210 RM. 

Bd. 8. F. Machatscheck, Die Tschecho- 
slowakei, 80 Seit, 5Kart. Halbl.210 RM. 

Bd. 9. M. Eckert, Meer und Weltwirtschaft, 
80 Seiten, 19 Karten. Halbl. 210 RM. 

Bd. 10. J. März, Landmächte und Seemächte 
64 Seit, 10 Zeichnungen. Halbl. 210 RM. 

Die Bände der zweiten Reihe: 

Bd. 11. W. Vogel. Die Entstehung des moder- 
nen eT PTT eT 101 Seiten, 
12 Karten. Halbl. 2.70 RM. 

Bd. 12. P. Herre, Spanien und Portuga, 
88 Seit.,12 Kartenskissen. Halbl. 2.10 RM. 

Bd. 13 R. Uhden, Völkertore, 58 Seiten, 
8 Kartenskizzen. Halbl. 210 RM. 

Bd. 14 H. v Glasenapp. Britisch-Indien und 
cagion Seit., 10 Karten. Halbl. 2.70 RM. 

Bd 15. S. R. Steinmetz, Die Niederlande, 83 
Seiten, 8 Karten. Halbl. 270 RM. 

Bd. 16. Th. Arldt. Weltpolitik im Unterricht, 
80 Seiten, 9 Karten. HalbL 2.70 RM. 

Bd. 17. G. Mens, China, 88 Seiten, 7 Karten. 
Halbl.2% R 


2 M. 
Bd. 18. F.Metz, Die Hauputicis; 112 Seiten, 
18 Karten. Halbl. 2.70 RM. 
Bd. 19, R. Lütgens,DieA.B.C -Staaten, 112Seit., 
22 Karten. Halbl.270 RM. 
Bd. W. Henning, Weltluftverkehr und Welt- 
luftpolitik, 68 Seit.,8 Kart. Halbl.2.10 RM. 
Die Bande der dritten Reihe: 
Bd. 21. K. Haushofer, Geopolitik der Pan- 
Ideen, 95 Seiten, 11 Zeichnungen. 2 70 RM. 
Bd 22. O.Junghann, Die nationale Minder- 
heit, 76 Seiten, 8 Zeichnungen. 2.10 RM. 
Bd. 23. S.P assa rge, Ägypten und der Arabische 
Orient, 70 Seiten, 14 Zeichnungen. 2.40 RM. 
Bd. M. Hans Kohn, Orient und Oksident, 
95 Seiten, 14 Zeichnungen. 3— RM. 
Bd. 25. W. Geisler, Australien und Dasanien: 


Bd. 28. Hesse, Persien,6Zeichnungen Seiten. 


Bd.27/8. Sch wen dem ann,Frankreich,26Zeich- 
nungen, 180 Seiten. 5.40 RM. 
Weitere Bande befinden sich in Vorbereitung. 
Alle Bande sind in Halbleinen gebunden un 
dureh {ede Buchhandlung au einzeln su 
ziehen 


Anerkannt unübertreffliche Werbewirkung 
Aktuellste Berichteretattung in Wort und Bild 


Illustrierter Sonderprospekt kostenlos. 


SSS a a 
Zentral - erlag, @. m. b. B., Berlin W. 35. 


Soeben ist nach langjährigen Arbeiten und Forschungen erschienen: 


Die erste große zusammenfassende 


Darstellung der russischen Kunst 
von ihren Anfängen bis zum Umsturz 


M. Alpatov und N. Brunov: Geschichte der altrussischen Kunst 


1 Textband (423 Seiten mit 94 Abb.) und 1 Tafelband 
(345 Abbildungen) Format: 19,5X27 cm. Preis: beide Bände 
zusammen in Ganzleinen RM.45.— 


O. Wulff: Die neurussische Kunst im Rahmen der Kulturentwick- 
lung Rußlands von Peter dem Großen bis zur Revolution, 
1 Textband (861 Seiten) und 1 Tafelband (472 Abbildungen) 
Format: 19,5X27 cm. Preis: beide Bände zusammen in Ganz- 
leinen RM. 45.— 


Auf Grund eingehender kritischer Einzelforschungen stellen die beiden Mos- 
kauer Dozenten Alpatov und Brunov die wichtigsten Entwicklungslinien der 
altrussischen Kunst fest. Ausgedehnte Studienreisen führten nicht nur zur 
genaueren systematischen Erforschung der schon bekannten Gebiete von Kiew, 
Novgorod und Vladimir, sondern es wurden auch die entlegensten Landstriche 
des Nordens und Ostens, wie auch die Ursprungsgebiete der russischen Kunst, 
der Süden bis nach Kleinasien und Konstantinopel erschlossen. Zum ersten 
Male ist hier der Versuch gemacht, Architektur, Malerei (Mosaiken, Fresken, 
Ikonen, Miniaturen, Stickereien), Skulptur und Kunstgewerbe in ihrer histo- 
rischen Entwicklung zusammenzufassen. 


Der bekannte Berliner Universitätsprofessor Oskar Wulff schildert die neu- 
russische Kunst der beiden letztvergangenen Jabrhunderte, in denen sich zu- 
folge der Umwälzungen des gesamten Staats- und Bildungswesens unter Peter 
dem Großen die fortschreitende Europäisierung des großen Österreichs voll- 
zog. Die Darstellung bleibt nicht streng auf das Gebiet der bildenden Kunst 
beschränkt, sondern berücksichtigt die innige Beziehung zwischen der Ent- 
wicklung der bildenden Kunst und der Literatur, wie überhaupt die geistige 
Entwicklung des russischen Volkes, so daß ein allgemeines Bild der Kultur- 
geschichte Rußlands in der behandelten Epoche entsteht. 


Dr. Benno Filser Verlag G.m.b.H. 
Augsburg 


Im Westen 
gefangen 


Erlebnisse und Fluchtabenteuer in französisch. Kriegsgefangenschaft 


Von Dr. Emil Freudenberger 
Gr.-8°, VIII u. 280 Seiten. Geheltet RM. 5,20; Ganzleinen RM. 6,20 


Vier Leidensjahre einer entbehrungsreichen Gefangenschaft führen den Ver- 
fasser, einen jungen, pfälzischen Kriegsfreiwilligen, durch viele Gegenden 
Frankreichs, bis ihm endlich im Sommer 1919 die Flucht gelingt. Wie hier 
treue, aufoplernde Kameradschaft und seelische Selbsthilfe das furchtbare 
Schicksal hinter dem Stacheldraht zu bannen suchen, um der tragischen 
Gefangenenverzweiflung zu entgehen, das wird mit trefflicher Charakteristik 
vor Augen gelührt. 


Nach den ersten Hungerwochen im Frontgebiet folgen harte Zeiten in den 
Lagern Tours und Nevers; winterliche Waldkommandos mit langen Abend- 
stunden zaubern eigenartige Stimmung herbei: aus geschickter Handwerks- 
kunst entstehen selbstgezimmerte Geigen und Holzschnitzereien; ein regel- 
rechter Fortbildungsunterricht, Skat- und Schachturniere nehmen den Kampf 
gegen die tragische Gefangenenverzweiflung auf, ein Freundeskreis findet sich 
zusammen. Auf der anderen Seite bringen lichtere Wochen auf sommerlichen 
Weinbergs- und Erntekommandos mannigfache Berührungspunkte mit der 
französischen Zivilbevölkerung. Ganz gelungene und bisher seltene Schilde- 
rungen aus der Kriegszeit in Frankreich und vom l.eben der Gefangenen im 
[fremden Land. Nach Kriegsende 1918 aber enttäuscht noch einmal die Iloff- 
nung auf baldige Heimkehr - bei gefahrvoller Arbeit in den Wiederaufbau- 
gebieten Nordfrankreichs fordern verborgene Blindgänger die letzten Opfer 
des Krieges: den Prisonnier de Guerre. | 


Dem belebenden Strom treuer Kameradschaft soll dieses 
Buch ein Dank sein. Es wird jedem, der es liest, zum 
einzigartigen Erlebnis, und man wird es nicht ohne 
tiefe Empfindung und Erschütterung aus der Hand legen. 
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